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Ägypten. 



Trotz des Folileut» eiuet; Uesouderen Lrlieberrcditsgesetzes oder vou 
Utterarrert ragen mit der Tftrkei ist das geiistige Eigentum duicb aalil- 
reiche Gerichtsurteile^ die sich auf „dos gemeine Becht nnd die Büligkeit** 
bcruf'^ti, in Ägypten geschützt und zwar auf flcm Oivilwege dnrrfi die 
gemiächtea (ierichte von Alexandrien und Kairo, sodann durch die Kouduiar- 
(<eriehte dieser beiden Stidte (s. die Urteile Droit d*Antenr, 1886, 8. 93; 
1889, S. 101; 1891, S. 128; 1802, 8. G2 und 129; 1804, ^. 1896, S. 1*27; 
1897, S. 42, 68, 129: 1898, 141; l^s99, s. 120). ^uch Uarras (Droit 
d'Auteur, 1895, S. laH} haben Jielgicr, JJt.ut!ichc, >wigläiider, Franzosen 
u. 8. w. in den Ländern- der Ijevante und besonders in Ägypten das Urheber^ 
recbt so an respektieren, wie wenn sie ihr Heimatland bewohnten. 



Art. 17. Jeder UrliclMT oder Erfinder ist aMsschlit sslichcr "Rif?ontumer 
seines Werkes, seiner Ertindung oder seiner Entdeckung während des Zeit- 
raumes, welchen ihm das Gesetz bewilligte 



.\rt. 1068. Schaden liegt jedesmal vor, wenn anderen irgend ein peknni&r 
absc'hätzbarcr Nachteil zugefti^'t wird, sei es nun direkt hinsichtlich der in 
seinem Eigentum oder Besitz botiudlichen Sachen oder indirekt infolge des 
seiner Person^ seinen Bellten oder Befugnissen zngefftgten Übels. 

Art. 1069. Der Schaden urafasst nicht nur den thatsächlich erlittenen 
Niicbtei], sondern auch die dern preschädigten Teil in Rücksicht auf die 
unerlaubte Handlung entstandene Gewinueiubussc, was im gegeuwärti|;en 
Gesotzbncb mit dem Ansdmck Sehaden- nnd Zinsersatz bezeichnet wird. 

Art. 1072. Die wissentlich und mit der Absicht, der Person oder den 
Hechten Anderer zu schaden, vollzogene unerlaubte Handlung wird im 
gegenwurugcn Gesetzbuch als Vergehen erklärt. 



nun ein Recht an einem l^mden Gegenstand oder ein Becht, das mit dem 
Dasein der IVr.son zusammenbanjrt. 

Art. 1076. Damit die Handlung als ein Vergehen betrachtet werde, ist 
es notwendig, dass sie das Resultat einer freien Entschliessung des An- 
stifters sei. Geisteskranke und Kinder unter zehn Jahren sind für durch 
sie veranlasste Nachteile nicht verantwortlich. 

Art. 1077. Jed^ Vergehen zieht die Verpflichtung nach sich, den anderen 
Personen zugefügten Kachteil zu ersetzen. 

Art. 1078. Wenn die Handlung ein strafrechtliches Vergehen ist, bent-eht 
die daraus abgeleitete Verpflichtung nicht nur in Schaden- und Zinsersatz, 

Q«wtM ttb«r 4M Urh«b«rTeelit. l* 



Argeutiiiische EepubliL 



Verfassung von 1853. 



Bürgerliches Gesetzbuch von 1869. 
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Argentiaisdie Bepnblik. 



sondern auch iu der Wiedergutmacliung des moralischen Unrechts, weichet} 
der Person dadurch zuf^efiigt ist, dass sii- in der Sicbfrlicit oder im TifMiuas 
ihrer (xiiter prestört oder in ihren rechtmässigen Uefühlen verletzt wird. 

Art. 1079. Die Verpflichtung, ieä' dtai'ch ein Vergehen verursachten 
Schaden zu ersetzen, lastet solidarisch auf allen, welche als Anstifter, Auf- 
hctzer oder Mitschuldige daran bcteilif^t sind, auch dann, wenn eine Hand- 
lung iu Fraf^e kommen sollte, welche kriminalrechtlich nicht strafbar ist. 

Art. 1082. Wenn einer von denjenigen, welche an dem Vergehen teil- 
genommen haben, den ganzen Schaden ersetzt, hat er nicht das Becht, von 
den anderen die ihnen zufallenden Teile zu be.m rnuhiMi. 

Art. 1083. Jeder Ersatz des durch ein Vergehen vorursuciitcu Öchadcu^s, 
sei letzterer nun materieller oder moralischer Art, muss durch eine vom 
mehtw festzusetzende pekuniäre Kntschldignng seinen Abschluss finden, 
Musirenonunen den Fall, dass der den Gegenstand des Vergehens bildende 
(icgüustand wieder zu erstatten wäre. 

Art. 1095. Das Hecht, den Ersatz des durch die Vorgehen gegen das 
Eigentum verursachten Schadeos zu beanspruchen, kommt dem Eigentümer 
der Sache, demjenigen, welcher das Ei^^'-ntumsrecht an dieser Sache hat 
oder dem blossen Inhaber derselben, wie dem Mieter, dem Nutzniesser oder 
Verwahrer zu, ebenso wie dem HypothekaroGläubiger, welcher dasselbe 
selbst gegen den Eigentümer der yerpfandeten Sache - ausflben kann, wenn 
letzterer der rihclier des Schadens gewesen isr. 

Art. 109t). Der Ersatz des durch ein Vergelieu verursachten Schadens 
kann nur durch eine von der Kriminalkltige unabiiüngige Civilklage nach- 
gesucht werden. 

Art. 1097. Die Civilklage wird durch die I'Ii it ifli' . dass ilie ge- 
schädigten Perüüuen die Strafkluge nicht während ihres Lebens angestrengt 
hatten oder dass sie davon abgestanden hatten« nicht als aufgt^geben be- 
trachtet; ebenso ist zu verstehen, dass sie auf die Kriminalklage nicht 
verzichtet haben, weil sie die Zivilklage angestrengt oder weil sie davon 
abgestanden hatten. Wenn sir a1>er auf die Civilklage verzichteten oder 
wenn sie hinsichtlich der Zahlung des Schadens Vergleiche eingingen, wird 
die Kriminalklagc als angegeben betrachtet. 

Art. 1008. Die Klage auf Schaden- und Zinsersatz, welche auf ein 
Vergehen zurückzuführen ist, kann gegen die Universalnachfolger der Ur- 
heber nnd Mitschuldigen angestrengt werden; es worden jedoch die Be* 
Stimmungen der auf die Annahme der Erbsciiafton mit V^orbehalt nachträg- 
licher Prüfung bezügliehen {U'^rt'/.'^' beuliachtet. 

Art. 1109. Wer eine Handlung vollführt, widche durch seine Schuld 
oder Nachlässigkeit anderen Personen einen Schaden bereitet, wird zum Er- 
satz des Nachteils angehalten. Diese Verpflichtung wird durch dieselben 
Bestimmungen, die dio Civilrechtsvergehen betrefft n, <;eregelr. 

Art. 2385. Die Maiereien, Bildhauerarbeiten, Schriften oder Druckwerke 
werden stets als Hauptsachen betrachtet, wenn die Kunst mehr Wert und 
Wichtigkeit hat, als der Stoff, auf welchem sie ausgeführt wurden; als 
Nebensachen werden die Platte, die Leinwand, da-s Papier, das Pergament, 
worauf sre sich vereinigt linden, betrachtet. 

Art. 2513. Das Recht ara Eigentum umfa^sst das Recht, die Sache zu 
bositzen, über dieselbe zu verfügen oder sich derselben zu bedienen, sie 
nutzbar zu machen und diesfibe nach dem WilJen des [iiut ntüraers zu jre- 
niessen. Letzterer kann sie entstellen, besediädigcn oder zerstören; er hat 
das Zuwachsreoht, das Rückforderungsrecht, ist befugt, dingliche Rechte 
darauf zu begründen, alle Erträge derselben zu erheben, zu verbieten, dass 
ein dritter sich dersell cn hcdiene oder dereu Krtra<rc erhebe, und kann öber 
dieselbe durch Verträge unter Lebenden verfügen. 
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Belgien. 

fiestttz betrelTeml da$ Urhabermht vom 22. März 1886. 

Abschnitt I. Über das Urheberrecht im allgemeinen. 

Art. 1, Dil LrlifWr eines littcrariscbcn oder künstlerischen Werkes 
hat dus alleinige Kecht, dasselbe in irgend welcher Weise oder Gestalt 2U 
vervielfältigen oder die Ci in hinigiin^^ 7u >!olchf'r Ycrviclfültif^ng zu erteilen. 

Art. 2. Dieses Recht wird auf den Zeitraum von 50 Jahren nach dem 
Tode des Urhebers zu Gunsten seiner Erben oder Rcchtsinbaber aosgedelmt. 

Art. 3. Das Urheberrecht ist beweglich and kann ganz oder teilweise, 
gemäss den Bestiramunfren des Code civil, abgetreten und tibertragen worflou. 

Art. 4. Die Eif,'ent inner eines nach dem Tode des Urhebers erschienenen 
Werkes getiicssen das Urheberrecht während 50 Jahren vom Tage der Ver- 
öffentlichung, Da I Stellung, Anff Ehrung oder Ausstellung ab. 

Eine königliche Verfügung wird die Art und W< iso bestimmen, wie der 
Zeitpunkt festzustellcu ist, au welchem diese Frist von 50 Jahren beginnt, 
(s. S. 8.) 

Art. .'). Wenn das Werk das Erzeugnis mehrerer Mitarbeiter ist, so 
währt (las [ rbt berrecht /ii Cunsten aUi^r Berechtigten 50 Jahre nach dem 
Tode des Lotztlebenden der.><elben. 

Art. 6. Wenn das Urheberrecht gemeinschaftlich ist, so wird dieses 
Recht gojniiss den Vertragsbestimmungen ausgeübt. Ln Falle Verträge 
nicht abgi schlössen sind, darf keiner der ^l!tV»cit/pr rlnsselbc allein ausüben, 
vorbehaltlich gerichtlicher Entscheidung bei mangeiudcr Verständigung. 

Es ist jedoch einem jeden der Mitbesitzer freigestellt, in seinem eigenen 
Namen und ohne die Da/wiscbaiknnft der anderen, eine etwaige Yerletznng 
des Urheberrechts gerichtlich zu yerfolgen nnd Schadenersatz fttr s^en 
Anteil zu fordern. 

Die Gerichtshöfe können die Ermächtigung zur Veröffentlichung eines 
Werkes stets von ihnen nützlich erscheinenden Massregeln abhängig machen ; 
auf Ansuchen des Einsiiruch erhebenden Mitbesitzers können die Gerichts- 
höfe bestimmen, dass letzterer weder an den Unkosten, noch au dem Gewinn 
der Veröffentlichung teilnimmt, oder dass der Name des Mitarbeiters auf 
dem Werke nicht erscheint. 

Art. 7. Der Verleger eintis anonymen oder Pseudonymen Werkes gilt, 
dritten gegenüber, als Urheber desselben. 

Sobald der Urheber sich nennt, gelangt dieser wieder in Besitz seines 
Urheberrechts. 

Art. 8. Di r ('bt rnehmer des Urheberrechts oder des Gegenstandes, 
welcher ein littcrurisehes, musikalisches oder ein Werk der zeichnenden 
Künste materiell darstellt, darf, ohne die Einwilligung des Urhebers oder 
der Bechtsinhaber des letzteren, das Werk weder abändern, um dasselbe 
zu Terkaufen oder auszubeuten, noch das abgeänderte Werk öffentlich ans- 
ütellen. 

4 Art. 9. Stets der Beschlagnahme entrückt sind die litterarischen oder 
musikalischen Werke, solange dieselben noch nicht herausgegeben sind, und, 
bei Lebzeiten des Urhebers, die anderen Kunstwerke, solange dieselben noch 
nicht zum Verkauf oder zur Veröffentlichung fertig sind. 

Abschnitt IL Vom Urheberrecht an lltterarischen Werken. 

Art. 10. Das Urheberrecht erstreckt sich nicht nur auf Schriften aller 
Art, sondern auch auf Vorlesungen, Predigt« ^, Vorträge, Beden und auf 
jede andere mündliche Äusserung des Gedanken:». 
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Die in bcrateuden VeMamuiIun«ift>n, öffcutliehen (ierifhtssitzim}<en odm* 
in jioütisclipn Versammlungen gohaltenen Reden dürfen jedoch frei ver- 
otteutUclii werdoo; dem Urbeber »ber alleia steht das Recht zu, dieselben 
ia einer besonderon Ausgabe emhciaen 211 laasen. 

Art. 11. Die offiaiellm Verhimdlaiigea der Behörden begründen kein 
Urheberrecht. 

Alle anderen durch den Staat oder durch die ört'eutlichen Verwaltuufrs- 
behOrden bewirkten Publilcationen begründen das Urheberrecht wfthrend einer 

Dauer von 50 Jahren von ihrem Datum ab, entweder zw Gunsten des Staates 
oder jener Verwnltungsbehürdcu, oder zu Uun-^tcn des Urhebers, sofern nicht 
letzterer sein Urheberrecht zu Gunsten des fSiautes oder jener Verwaltungen 
▼eränssert hat. 

Ein königliches Dekret wird die Art tind Weise bestimmen, wie das 
Datum der Publikation festzustellen ist. 

Art. 12. Das Urheberrecht an einem litterarischen Werke schliesst das 
ausschliessliche Becht, die Übersetzung desselben zvt bcsorgf^ii oder zu ge- 
statten, in sich. 

■ Art. 18. l);ts Trheberrecht schliesst nicht »ins Rrcht aus, Oitate an- 
zuführen, wenn die:5elben zum Zwecke der Kritik, der i^olemik oder des 
TTntenichts dienen. 

Art. 14. Jede Zeitung darf, unter Angabe der Quelle, einen Ii» einer 
anderen Zeitung veröffentlichten Artikel nachdrucken, wenn nicht betrcfteuder 
Artikel von dem ausdrilckiichen Vermerk des Nachdrucksverbots begleitet ist. 

Art 16. Das Darstellungsrecht eines litterarischen Werkes unterliegt 
denselben Bestimmungen, wie die musikalischen Werke. 

Abschnitt IXL Vom Urheberrecht an musikalischen Werken. 

Art. 16. Kein musikalisches Werk darf ganz oder teilweise, ohne Be- 
willigung des Urhebers öffentlich aufgefilhrt oder dargestellt werden. 

Art. 17. Das Urheberrecht an rausikalisclien Werken schliesst das 
ausäciüiessUche Recht ein, Bearbeitungen über Themata des Originalwerkcs 
Toxsiinehmeii. 

Art. 18. Wenn es sich um Werke handelt, welche aus Worten oder 
Texten und Musik bestehen, so können Komponist und Urheber keinen Vertrag 
Über Hur Werk mit einem anderen Mitarbeiter eingehen. Nichtsdestoweniger 
haben sie das Becht, ihr Werk durch YerOffeBtlichnng, Übersetsungen oder 
öffentliche Autftthmngen getrennt anssubentai. 

Abschnitt lY. Vom Urheberrecht an plastischen Werken. 

Art. 19. Die Abtretung eines Kunstwerkes hat keineswegs die Ab- 
tretung des Vervielfältigungsrecbtes zu Gunsten des Übernehmers zur Folge. 

Art. 20. Weder der Urheber noch der Bc-it^^T eines Porträts ist be- 
rechtigt, dasselbe oliue die Bewilligung des Dargestellten oder seiner Rechts- 
inhaber, während 20 Jahren Ton se&em Tode ab, zu TerrielfiUtigen oder 
iiftentlich auszustellen. Vermöge besagter Bewilligung erlangt der Besitzer 
das Vervielfältigungsrecht, die Xachbildong darf jedoch die Angabe des 
Namens eines Urhebers nicht enthalten. h 

Axt. 21. Das durch gewerbliche oder kunstgewerbliche Verfahren Tcr^ 
vlelfUtigte Kunstwerk unterliegt nichtsdestoweniger den Bestimmungen des 
vorliegenden Gfesetzes. 

Abschnitt V. Vom Nachdruck und von der Bestrafung 

desselben. 

Art. 22. Jede böswillige oder betrügerische Verletzung des Urheber- 
rechts begründet das Vergehen des Nachdrucks. 
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Di«jeiii(i^nf welche ooch^edruekte Qegeusländo wissentlich verkaufeo, 

zum Verkauf ausst<'llen, in ihren Geschäften 2um Verkauf halten, oder in 
das lielgi f h'^ Gebiet ZU einem Handelszweclc einfahren, sind desselben Ver- 

geliens schuldig. 

Art. 23. Die im Torhergehenden Artikel Torgesehenen Vergehen werden 

mit einer Geldstrafe vnn 20 l»is 2000 Frauken bestraft. 

I)ie Heachlagnahme der nachgemachten Werke oder (.Te^fenstandf, dt r 
Hatten, Formen oder Matrizen und andern Uteudilieii, welche zur Begehung 
dieser Vergehen direkt gedient haben, wird gegen die Verurteilten aus- 
gesprochen. 

Art. 24. Im Falle der Auffülirune: oder Darstellung zum Nachteil der 
Eechte des Urhebers können die Einnahmen durch die Qcrichtsuolizeibebürdeu 
als Ton dem Vergehen herrührende Gegenstände beschlagnaomt und dem 
Beschwcnloführer in Abrechnung auf den ihm gebührenden Schadenersatz 
bewilligt werden, aber nur im Verhältnis zum Anteil, welchen sein Werk 
uo der Darstellung oder Aufführung gehabt hat. 

Art. 85. Das böswillige oder betrAgerische Anbringen des Namens 
i'incs Crhebers oder irgend eines von ihm zur Bezeichnung seines Werkes 
angenommenen Kennzeichens auf einen Kunst e^egenatand, auf ein litterarisches 
oder musikalisches Werk wird mit einer Gefängnisstrafe tou 3 Mouaten bis 
za 8 Jahren und mit einer Geldstrafe tou 100 bis 2000 Franken oder nur 
mit einer der beiden Strafen bestraft. 

Die Beschlsignahme der naciigomachten Gegensttuidc wird in allen 
Fällen ausgesprochen. 

Diejenigen, welche die im ersten Paragrauhen bezeichneten Gegenstlnde 
wissentlich verkaufen, zum Verkauf ausstellen, in ihren Geschäften zum 
Verkauf halton oder in das belgische Gebiet zum Verkauf einführen, werden 
mit denselben .Strafen bestraft. 

Art. 26. Die Vergehen gegen Torliegendes Gesetx, mit Ausnahme der 
im Artikel 25 vorgesehenen Vergehen, können nur auf Grund einer Klage 
seitens der Person, welche behauptet, verletzt zu sein, verfolgt werden. 

Art. 27. Wenn mildernde Umstände vorliegen, können die durch dieses 
Gesetz angedrohten Gefängnis* und Geldstrafen, gemiss dem Artikel 85 des 
Strafgesetzbuches, herabgesetzt werden. 

Art. 28. Folgende Bestimmung wird zu Xr. S''! des Artikels 1 des 
Gesetzes vom 15. März 1874 über die Auslieferungen hinzugefügt: ». . * . 
ebenso wie für das in Artikel 25 des Gesetzes Uber das Urheberrecht Tor- 
gesehene Vergehen.* 

Abschnitt VI. Civilklagen, welche sich aus dem Urheberrecht 

ergeben. 

Art. 29. Die Inhaber dos Urheberrechts können, mit nachgesuchter 
Hewilligung des Präsidenton de^ Gerichtes erster ln!?tanz am Orte des 
Nachdruckes, durch eineu oder mehrere Ton diesem Beamten bestimmte 
Sachrerstindige die Aufnahme der angeblich nachgedmckten G^geustände 
oder der Thatsachen des Nachdrucks und der Utensilien, welche zur Be- 
gehung desselben direkt gedient haben, vornehmen lassen. 

Durch dieselbe Verordnung kann der Präsident den Inhabern der nach- 
gedruckten Gegenstände Terbieten, dieselben zu Ter&ussem, die Bestellung 
eines Bewahrers oder sogar die gerichtliche Versiegelung der Gegenstände 
gestatten. Diese Verordnung wird durch einen dazu bestellten Gerichts- 
Tollziehor angezeigt. 

Wenn es sich um Thatsachen handelt, welche zu Einnahme Veranlassuog 
geben, kann der Präsident die verwahrende Beschlagnahme der Gelder diunm 
einen dazu bestellten GehcbtsTolizieher bewilligen. 
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Art. 80. Das Q^ach soll die Wfthl des Domizils in den Oemeinden, 
Wo die Aufnahme stftttftideR soll, eothHlten. 

Die SachkundigeD werden yom Präsidenten vereidigt, olie sie ihre 
TUütigkeit beginnen. 

Art. 81. Der Präsident kann dem Bcschwordofalirer die VerpHiclittthg 
auflegen, eine Kaution zu stellen. In diesem Fall wird die Verordnung 
erst niich dem Nachweis der erfolü^teu KaiitionshinterieifUng ausgefertigt. 
Dem Ausländer wird eine Kaution stets auferlegt. 

Art. 82. Die Parteien dürfen der Aufnahme beiwohnen, wenn sie dazu 
durch den Präsidenten besonders ermächtigt sind, 

Art. 33. Sind die Thür-Mi l'*» ' hlossen oder wir ! das Offnen derselben 
verweigert, so ist gemäss Artikel ö87 der (Jivil|irozc.s.sordnung zu vcrfabrou. 

Art. 84. Eine Ahsehrift des Aufnahmeprotokolls wird von den 8ach- 
verständigen sobald als möglich unter eingeschriebenem Couvert dem von 
der beschlagnahme betroffenen und dem Reschlagnehmer zugof!ehi( kt. 

ArU 85. Wenn innerhalb acht Tagen vom Datum dieser äeuduug, 
wdches durch den Poststempel festgestellt wird, oder nach der verwahrenden 
Geldbcschlagnahme kiMiie Vorladung vor dem 0 ri l;t3hof erfolgt ist, in 
dessen Bezirk die Aufmilime stutlfund, ?o verliert die Verordnung ihre 
Wirkung ganz und ear, und der Besitzer der aufgenommenen (iegenstäude 
oder der beachlagnanmten Gelder kann die Übergabe der Protoloulurkande 
verlangen mit Verliot für den Heschwerdeführcr, den Text zu gebrauchen 
und zu veröffentlichen, dies allrs jedoch uiiheschiidet des Schadenersatzes. 

Art. 36. Die Konsulargerichtsbarkeit ist für die aus vorliegendem Gesetz 
sich ergebende Klage nicht zuständig. 

l>ic Sache wird eine summarische und dringende abgeurteilt. 

Art. 37. Die beschlagnahmten Einnahmen und Gejrenständc können 
dem Kläger auf Abschlag oder bis zum Belauf des erlittenen Schadens zu- 
gesproehen werden. 

Abschnitt Vil. Rechte der Au^luiider. 

Art. 38. Die Ausländer gemessen in Belgien alle durch vorliegendes 
Gesetz garantierten Bechte, ohne dass die Dauer der letzteren die durch 
das belgische Gesetz bestimmte Dauer überschreiten darf. Erlöschen jedoch 
diese Rechte im fremden Lande noch früher, so hören sie zu derselben Zeit 
in Belgien an f. 

Abschnitt Vlli. (' bergangsbestimmung. 

Art. 39. nio unter den vorhergehenden Gesetzen gesctzraässif:^ abge- 
schlossenen Verträge über diese Materie bleiben unberührt. Für Urheber 
oder solche Erben, deren ausschliessliche, sich ans jenen Gesetzen ergebende 
Rechte bei der Bekanntmachung vorliegenden Gesetzes nicht erloschen sind, 
wird künftig das Torlie<ifcndo Gesetz gelten. >'ind die Kechte vor dieser 
Bekanntmachung gänzlich abgetreten worden, so unterliegen dieselben den 
bei der Abtretung geltenden Gesetzen. 

Abschnitt IX. Abschaffuiii; der bestehenden Gesetze. 

Art. 40. Hierdurch werden alle vorherigen, auf das durch vorliegendes 
Gesetz geregelte Urheberrecht bezflglichen Bestimmungen abgeschnffr. 

Königl. Vei^fügung vom 27. März 1886, betreffend Ausführung 
der Artikel 4 und H des Geeetzee vom 22. März 1886. 

Art. 1. Bdm Ministerium der Landwirtschaft, Industrie und dffent- 
liehen Arbeiten werden besondere Begister eingerichtet fttr die Eintragung von 
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a) n&chgelaääetien Werken der Litteratur, Musik oder plastiscbeD 
Küuste, weicht' vuin 5. April an veröffentlicht, dargeatellt, 
aufgefiilirt udor ausgestellt werden und deren Eigentümer oder 
Reehtsuüiaber sich die Beclitswohlthat des Art. 4 dea Gesetses 
vom 22. März 1886 luchem wollen ; 

b) von (Inrrli den Staat oder die öffentlicben Verwaltungsbehörden 
Iiewirkteii VeröttV ntlichuiigeii, deren im Art> 11 festgesetztes Ur- 
heberrecht vorbchultuu wird. 

Art. 2. Die Eintragung, yon woluhcr obiger Art. 1 handelt, muas, bei 
Strafe des Verfalls, innerhalb sechs Monaten, sei es von der Verütt'entliehuug, 
Darstelhinu: otlrr Auffüliruni^ fin, wenn os sicJi um ein litienirischcs, drania- , 
tischcs oder musikalisches Werk handelt, oder von der Ausstellung an, wenn 
CS nich um ein Werk der plastischen Ktluste handelt, nachgesucht werden. 

Art. 3. Die Interessenten erhalten eine Bescheinigong der Eintragung, 
welche sie nachgesucht haben. 

Art. 4. Unser mit der Ausführung gegenwärtiger Verfügung betrauter 
Minister der Landwirtschaft, Indnstrie nnd öffentlichen Arbeiten wird die 
Art nnd Weise der Rcgi:;tcr, lieklaratioacn und Hüntragongs-Bescheinigungen, 
TOtt weichen die vorhergehenden Artikel haudelu, bestimmen. 

[Dies ist geschehen durch Ministorialverfügung vom 3. April 1S86, 
welche 8 l*'ormuiare angiebt. Durch Eundschreiben des gleichen 
Mimsteriams vom 90. April 1886 an die Provinzstatthalter wurde das 
obige GesetE kurz erUartund dessen gewissahafteBefolganganbefolilen.] 

Bolivien. 

StrafgmtzHuoh von 1834. 

Art. 658. Wer einen Erfinder, den Urheber einer Vervollkommnung oder 

deiijcnig:cTi, wclchrr einen Industriczwci},^ »Miiführt, im ausschliessÜLhen (Jo- 
hrauch ihm vom (iesetze oinjroräumten Eigentums stört, verfälli einer 
Busse im vierfachen Hetragc des verursachten Schadens. Der gleichen 
Strafe Terfällt, wer den Urheber eines Schriftwerkes, einer musikalischen 
Komposition, einer ZeicLnun^^, einer Malerei oder irgend eines undcni <;o- 
druckten oder gestochenen Erzeugnisses im ausschliesslichen (iebrauch des 
diesem Autor gesetzlich eingeräumten oder noch einzuraumeudt u Eigentums 
stört. 

Art. 659. Wurden die im vorigen Artikel erwiilintcn Werke ausserhalb 
der Republik nachgemacht, so erleiilen diejenigen, welche sie einführen oder 
vertreiben, die Strafe, welcher alie die verfalleu, die jemanden im au»- 
seliliesslichen Gebranebe des Eigenturas stören. 

Dekret vom 13. August 1879 
betrefend das litterarische und künstleriscbe Eigantum. 

Kapitel I. Tom litterarischen Werke im allgemeinen. 

Art. 1. Ks ist erlaubt, vermittelst der Presse, Lithographie, Kühne, 
oder durch irgend ein anderes ähnliches Verfahren irgend ein litterarisches 
Werk zu veröffentlichen, ohn-' dass eine vorherige Oensur oder eine Be- 
schränkung direkt oder indirekt die freie Ausübung dieses Rechts veriiinderu 
kann, vorbehaltlich der gemäss den Gesetzen festgestellten Verantwortlich- 
keit. Die Bestimmung des gegenwärtigen Artikels ist auf das Übersetzungs- 
recht anwendbar. 
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Art. 2. Es ist erlaubt, die Go»otzo und Verfügungen, ebenso wie alle 
anderen (»ifentlichtMi l'rkundeti m voriifftMitlicIifn, unter der BedingiinLr u'o- 
nauer Wiedergabc deä von der Kcgicraug vcrüffentlichtcu autheotisciieu 
Textes. 

Art. 8. In der Bestimmang des verhergehenden Artikel« einbegriffen 

««lud die in den gesetzgebenden Kammern gehaltenen oder alle anderen, 
einen amtliclien Charakter tragenden Redon. kann jpdnrh dir- Sammlung 
der Reden oder eines Teiles der Reden eines hestimuiteu Redners nur durch 
diesen Redner selbst oder mit seiner Znstimmuug veröffentlicht werden. 

Art. 4. Die Vorlesungen der Lehrer und Professoren dürfen, ebenso wie 
die Predigten, wenn dies nicht in Anszugsform geschieht, nur durch ihren 
IJrlH'ber vcroitentlicht werden. 

Art. 5. Jedes handschriftliche Werk ist das Eigentum seines Urhebers 
und Isann in keinem fall ohne seine Ermichtigung Terdffentlicbt werden. 

Art. 6. Die persönlichen Briefe dürfen ohne die Zustimmung ihrer JJt- 
heber oder derjenij^on, die letztere vertreten, nicht vcriltl'entlicht werden, 
ausser wenn solches behufs Beifügung bei irgend welchem Gerichtsverfahren 
gesehielit 

Art. 7. Der Urheber eines gedruckten oder lithographierten Werkes 

«]^enics<t wihrend seiner L^ljcnsdauer das Eigentum hesairten Werkes und 
das au.sschiio*;3lirhe Verviolfaliiprtinrrsrecht. THc Urhrl)er eines Schriftwerkes, 
welcher Art dies aucli beiu iUHg, haben das lieckt, sich gegenseitig zu 
eitleren oder die in Beziehung zum Zweck ihrer Arbeit stehenden Bruch' 
stücke oder Stellen zu kopieren, vorausgcsorzr. das- .Icn rrhelu r, das 
Buch und die Zeitschrift angel)en, aus di-nen die Eaticliuuug erfolgte. JUe 
zuerst in einer Zeitschrift erscliientneu Artikel oder solche, die einen Teil 
irgend welchen Werkes oder welcher Sammlung ausmachen, kennen in £r- 
innnrrohing gegenteiligen Übereinkommens durdi ihre Urheber neugedruckt 
werden. 

Art. 8. Die Urheberrechte, auf welche es im vorhergehenden Artikel 
abgesehen ist, begreifen auch das liberseteungsrecht in sich. Wenn aber 
der Urhell pr ausländischer Xationalität ist, «renicsst er dieses "Recht in 
Bolivien mn .vahrend zehn Jahren von der ersten \'erÖft'cntlichung seines 
Werkes an und unter der Bedingung, <lass die Üoersetzung vor dem Ende 
des dritten Jahres von besagter Veröffentlichung an erschienen ist. Im 
( "essionsfalle flehen bei Ermangelung gej^cnteiligcr Abmachung alle Urheber- 
rechte auf den Übersetzer über. Der Übersetzer eines nicht dem Cxemeingut 
verfalleueueu Werkes, sei derselbe nun Bolivianer oder Ausländer, goniesst 
während dreissig Jahren das ausschliessliche Veryielfältigungsreeht an seiner 
eigenen Übersetzung, unbeschadet des jeder anderen Person zustehenden 
Rechts, eine neue ( bersetzung «iessclben Werks zu veranstalten. 

Art. 9. Die ausländischen Urheber gemessen dieselben Vorteile, wie 
die, welche den boUyianischen, im Ausland wohnhaften Urhebern bewilligt 
werden. 

Art. 10. Nach dem Tode eines Urhelters behalten seine Erben, Cessionarc 
oder Rechtsinhaber während 5Ü Jahren das Eigentumsrecht, von welchem 
der Artikel 7 handelt. 

Art. 11. Der Staat oder jede Öffentliche Anstalt, welche fttr ihre Bechnnng 
ein litterarisches Werk veröffentlichen lässt, geniesst das vorbezeichnctc 
Recht wäJirend einer !>!iuer von 50 Jahren von d'^r VerölVentlicliimü: des 
letzten Bandes des W erkes an. W enn dieses \\ erk aus einer öanimiung 
von Schriftwerken oder Abhandlungen über Teradüed^ Gegenstände bestekt, 
werden die fän&ig Jahre Ton der Veröffentlichung jeden Bandes an ge- 
rechnet. 
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ArL 12. Wouu oiu Work Ton mehrcron (Irbebern horgea teilt worden 

i<i und jfiliT di'V Crhobor nn (l -tfi^Alhen unter <1»^n i^loichen nediugungüu 
und iu meinem cigcucn Namen miigeurbeiiet hat, goliOrt das Kigcntum bu- 
sagten Werkes ftüen Mitarbeitern. Der erste Zeitraum der Dauer dieses 
£igiBntains erätreckt sich bis zum Tode des letzten uberlcbendca Mitarbeiten, 
welcher die Erträge besagten Eigentums mit den Krnen seiner verstorbenen 
Mitarbeiter gemeinsam geoiesäti der xweito Zeitraum beginnt mit dem 
Zeitpunkt des Ableben» des Ictsten der Mitarbeiter. Wcnu das gemciu- 
sehaftiichc Werk, in welches die Ausarbeitungen luehrercr Urheber tainein- 
kommen, von oinor einzigen Per^ion und in ihrem Namou unternommen, 
herausgegeben und verotlentlicht wurde, beginnt der zweite Zeitraum, aul 
weichen sich i,' -gcnwärtiger Artikel bezieht, vom Tode ilieser allcmij<eii 
Person an zu iaufeu. 

Art. 13. Die Bestimmunijon der vorlit rgeheiitleii Artikel hinsichtlich der 
Urheber linden auf die Verleger, licneii sie das iiiigeuium ihrer Werke ab- 
getreten haben, gemäss dem vVurtlaut der bctretfenacn Verträge Anwendung. 
Die durch Artikel 10 Yorgesekene Dauer mass jedoch in (üenem Fall vom 
Tode des ürnebers an gereciiuet werden. 

Art. 14. Die Bestimmuuguu, wclclie die mit dem ^amen des Urhebers 
verüöientiichten Werke regeln^ huden gleichfalls auf die anonymen, wie auf 
die psendonymen Werke Anwendong, sobald der Urheber oder seine £rbea 
oder seine ßeehtainhai»er sich xn erkennen geben und ihre £xi8teiiz nach- 
weisen. 

Art. 15. Der Verleger eines uachgelasseueu Werkes eines bekanuteu 
Urhebers geniesst die Rechte des Urhebers währeod fünfsig Jahren ron der 
Veröffentlich un<? des \\'( tlces au. 

Art. 16. Der Verleger eines nicht heraustcej^ebonen Werkes, dessen 
Eigeutiuncr nicht bekuuut ist oder nicht gesetziniissig anerkannt werden 
kann, geniesst die Urheberrechte während einer Dauer von drdMig Jahren 
TOn der \' dlendun<r <ler Veröffentlichung besagten Werkes an. 

Art. 17. Die Kuteigniing jedes veruffentlicbten Werkes, dessen Auflage 
vergriffen m und das der Urheber uder seine Erben nicht ueudruckeu wollen, 
ist gestattet, wenn das Werk, um das es sich handelt, noch nicht dem Ge* * 
meingut verfallen ist. Der Staat allein hat das Recht, diese Enteit^Tninn: 
vorzunehmen, nachdem er dieselbe dekretieren iiess und dem Urheber eine 
vorherige Eutsciiadigung ubergeben hat, und indem er sich für alles übrige 
nadi den aUg«neinen Grandsätzen Ober die Enteignung aus Gründen Öffent- 
licher I>Jützlichkeit richtet. 

Art. 18. Der Verleger eines Wt rkes, sei dasselbe nun unveröffentlicht 
oder gedruckt, kann, solange dasselbe nicht dem Gemeingut verfallen ist, 
dessen Text bei Lebzeiten des Urhebers oder seiner Erben weder yer- 
schlechtern noch verändern, und ist bei Ennantrelung «gegenteiligen Über- 
einkommens verptiichtet, den Titel des Werkes so, wie ihn der Urheber 
angegeben hat, suwic seinen Namen beizubehalten. 

Art. 19... Der Verleger, welcher hinsichtlich der Veröffentlichung eines 
Werkes ein Übereinkommen eingeht, ist bei Ermangelung eines gegenteiligen 
Übereinkommens verptiichtet, die Veröffentlichung in Jahresfrist vom Vertrnt^ 
an zu beginnen und sie regelmässig fortzusetzen, bei Strafe der Schaden- 
ersatz- nnd Zinsen-Zahlung an die Person, mit welcher derselbe den Vertrag 
einging. Der Verleger, welcher hindcbtlich der folgenden Auflagen eines 
Werkes ein ('hereinkommen eingegangen ist, kann deren Veröffentlichung 
nicht unterbrechen, sofern er uicht erweist, dass ttnüberwindliche Hinder- 
nisse sich dem Neudruck entgegenstellea. 

Art. 20. Das litterarische Eigentum wird wie jedes andere bewegliche 
Eigentum betrachtet und geregelt, abgesehen von den Abfinderungen, welche 
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lUfl Gkseta AnsdrttekUeh Teroidnet, Bach Massgabe der beionderen Art dieses 
Eigentums. 

Art. 21. Im falle der Erbeniosigkeit ist der Staat nickt £rbnacbfo]ger 
des SigentniBs der Sehriftwerke; jeder kann dieselben TerOffentlichen «ad 
neudruckoi, Torbehaltlich der RcN^bte der Gläubiger des Xaefalasses, 

Art. 22. Das litterarische Eigentum ist unverjährbar. 

Art. 2ö. Is'icht anerkannt wird das Eigentum der durch das Gesetz 
rerbotenen Schriftweiko oder solcher Sehriftwerke, welche ein richterliches 
Eikenntnis tob der Yerbreitnag snrflckzazieheB Torschreibt. 

Kapitel IL Vob dea dramatischen Urhebern. 

Art. 24. Die dramatischen Urheber gemessen das Eigentum ihrer Werke 
gemäss deu Bestimmungea des Torhergehendoi Kapitels imd ansserdem die 

folgenden Rechte. 

Art. 25. Kein dramatisches Werk darf in einem öfientlichen Theater, 
zn welchem der Eintritt gegen Zahlunp: erfolgt, dargestellt werden^ ohne 
die schriftliche Einwilligung des Urhebers oder seiner Mitertien, Oessionare 
oder H»'':'htsinIiabor, unter dpii folgenden Bedingungen: 1. Wenn das Werk 
gedruckt ist, ist diese Eiuvvilliguiig nach dem Tode dos Urhebers nar 
walirend der Zeit notwendig, in welcher seine Erben, Cessionare oder Bechts- 
inhiibor dessen Eigentum haben. 2. Wenn es sich um ein nachgelassones 
Werk handelt, kann dasselbe nicht ohm' die /ustiinmunü: nller Erben oder 
joder anderen Person, der da^ Kigeutuui des Manuskripts gehört, dargestellt 
werden. 3. Die Ermächtigung, ein dramatisohes Werk daranstellen, kann 
für eine gewisse Frist, fttr einen Ort oder mehrere bestimmte Orte oder für 
eine gewisse Anzahl Theater erli ilt ^^ ^'rdeü. 

Art. 26. Wenn im Ealle einscliruukuuder Ermächtigung das dramatische . 
Werk in einem nicht in die Ermächtigung einbegriffenen Theater in Scene 
gesetzt ist, iailt der flttssige Ertrag der so gegebenen Darstellung oder 
Darstellungen demjenigen oder denjenigen zu, deren Einwilligung nötif^ war. 

Art. 27. Der Teil, welcher den Urliebern an den Einnahinen einer Dar- 
stellnng zukommt, kann durch die Ol&nbiger eines Theaterontemebmens 
nicht gepfändet werden. 

Art. 28. Der dramatisehe ['rliebor, welcher durch Vertrag das Auf- 
führungsrecht seines Werkes abgetreten hat, geniesst die folgenden Bechte, 
sofern er nicht ansdrUcklich auf dieselben yeixichtet hat: 1. an seinem Werk 
die Änderungen und Verbesserungen, welche er für nOtig erachtet, zu oe- 
werkstelligen, unter der BedingunL', düss er daran keinen der wesentlichen 
Teile ohne die Zustimmung des Direkturs verändert j 2. zn yeriangen, dass 
das Werk, so lange es noch nngedmckt ist, keiner dem Theater fremden 
Person mitgeteilt werde. 

Art. 29. Der Trheber, welcher liiir-ichtlich der Darstellung seitips 
Werkes mit einem Direktor ein Übcrtüukommeu eing^angen ist, kauu 
wahrend der Yertragsdaner weder dessen Originaltext nodi eine Nach- 
ahmung einem anderen Direktor desselben Ortes abtreten. 

Art. 30. Wenn das Stück nicht in der vereinbarten Frist oder im laufe 
des ersten Jahres, falls eine Frist nicht ausdrücklich festgesetzt wurde, 
dargestellt worden ist, kann der Urheber sein W^k ungehindert zorftdcziefaen. 

Art. 31. Über alle Streitfälle, welche sich zwischen den Urhebern und 
I n Th* :it rdirektoren erbeben werden, soU dorch die QerichtsbebOrde Be- 
stimmung getroficü werden. 

Kapitel III. Vom künstlerischen Eigentum. 

Art. 32. Der Urheber jedes Werkes der Musik, Zeichnung, Bildhauerei 
oder Gravur hat das ansschliessliche Eecht, sein Werk durch den Stich, die 
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Lithographie, die Bildhauerkunst oder irgend welches andere Verfahren 
c^emäsf! den Iiiusiditlich des littcrarischen Eigentums festgesetzten Be- 
stimmungen verTieifältigeu zu lassen. Die im TorI)ergeheudeu Kapitel zu 
Gansten der dninatisclieii Urliober yeTordneten BestimmnnjKen finden voll- 
ständig Anwenduni^ auf die Urheber in u^ikulischer Werke hinsichtlich ihrer 
Aiiffübr'inir in den Theatern oilt r irLcendwelclieTn anderen Ort, «U welchem 
das Publikum nur gegen Zahluntr zugeladi^eu wird. 

Kapitel IV. 

Von den den Urhebern litterariseher, dramatischer oder kttn8t< 
lerischer Werke gemeinsamen Verpfiichtangen. 

Art. 33. Um die durch gegenwärtiges Dekret bewilligten Vorteile zu 
genicss'^ü, ist der T'rheher oder der Eigentümer jedes durch Enehdnick, 
Lithographie, Stich, Bildhauerkunst oder durch jede« andere Verfahren vcr- 
Fielfältigton Werkes verpflichtet, sich nach den folgenden Bestimmungen zu 
richten. 

Art. 'M. Vor dein Y>'rtrieb der Excinplan' Jedes veröffentlichten Werkes 
luuss em Exemplar beim Minister des öffentlichen Unterrichts, ein zweites 
beim Distrikts-Proknrator, ein drittes in der Bibliothek der Landeshauptstadt 
hinterlegt werden. Über diese Hinterlegungen, welche ohne Kosten in die 
zu diesem Zweck eing« rii;hteten Register eingetragen werden, wird ein 
Empfangsschein ausgestellt. Wenn es sich um ein dramatisches oder 
musikalisches Werk oder um ein auf den Unterricht oder die Kunst der 
Mnsik bezügliches Werk handelt, werden die Exemplare in der im Torher- 
gehenden Paragraphen vorgeschriebenen Weise hinterlegt. Wenn es sich 
um eine Lithographie, einen Stich oder eine Bildhauerarbeit oder um ein 
sich auf irgend eine dieser Künste beziehendes Werk handelt, wird die 
Hinterlegung und fc^int ragung in derselben Weise beim Unterrichtsrat be- 
werkstelligt. Der Urlielier kann jedocli in diesem Fall die llinti rlegiing der 
Exemplare durch die ('bergabt; V(»n Originalzeichnungen ersetzen. 

Art. B5. Die Bibliothek und die im vorhergehenden Artikel angegebeneu 
Anstalten sind verpHichtet, ihre betreffenden Eintragungen im »Boletin 
municipal'' zu veröffentlichen. 

Arf. 36, Die aus den im gegenwärtigen Kapitel erwähnten Registern 
ausgezogenen Bescheinigungen lassen, vorbehaltlich des Beweises des Gegen- 
teils, das Eigeutunisrocbt des AN'erkes hinsichtlieh der aus besagtem Rigentnni 
herrührenden Wirkangeii präsumieren. 

Kapitel V. Von der Verantwortlichkeit der der Nachmachung 
oder des Betrugs in •Sachen des litterarischen und kftnst- 
lerischen Eigentums Schuldigen. 

Art. 37. Diejenigen, welche die durch gegenwärtiges Dekret auerkauuien 
Rechte antasten oder sich Ii tt<'rari scher Usurpationen schuldig machen, sind 
in den durch die folgenden Artikel festgesetzten (Frenzen verantwortlii li. 

Art. 38, Wer ein ungedrucktes Werk veröftentlicht oder ein im Kr- 
schemen begriffenes oder schon veröffentlichtes Werk vervielfältigt, während 
dasselbe das Eigentum eines anderen ist, ohne dessen Ermächtigung und 
Zustimmung erhalten zu haben, verwirkt zu Gunsten des Urhebers oder des 
Eigentümers besagten Werkes alle Exemplare seiner unerlaubten Verviel- 
fiUtigung, welche beschlagnahmt werden, und suü ausserdem den Wert der 
gauen Auflage abzüglich der beschlagnahmten Exemplare zu dem Preis 
zahlpTi. zu welchem die re( htmässigen Exemplare zum Verkauf gebracht 
werden oder deren Eioschätzung bewerkstelligt wird. Wenn die Anzahl 
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der betrüblicherweise cfednickten und in Vorkohr gebracht» !) Kxomiilare 
nicht bekannt ist, soll n» r der Xacluihmunt? Schuldige ausser «Ion bescblag» 
nahmten Exemplaren <lgn Wert ?on fünfhundert Exemplaren zahlen. 

Art. 89. Wer ein betrüblicherweise ffcdmcktes Werte Teikanft oder 
XUmVerkanf ausstdlt, ist solidarisch mit dem Verleger in den im TOfber- 
gehenden Artikel ausgedrürkton (Irens^en vernntwortüch; nnd wenn das 
Work im Aasland icedrockt wurde, ist der Verkäufer auf demselben Rechts- 
gnmd, als wflnn er der Verleger wäre, Terantwertlieh. 

Art. 40. Wer ohne die Erlaubnis des Urhebers bei Lebzeiten desselben 
oder seiner Erben oder Rechtsinh ilior ein persönlirho Briefe enthaltendes 
Manuskript TcröfTentlicht, yerwirkt Strafe der Schadenersatz- und Zinsen- 
Zahlancr. Die gegenwärtige Bestimmunfr stellt kein Hindernis dar fttr die 
im Artikel 6 hinsichtlich der persönlichen Briefe erwähnten Ausnahme. 

Art. 41. Der Urheber oder der Eigontüm» r flössen Werk bot rüglicher- 
weise vervii lfiütigt worden ist. kann, sobald er Kuuntnis der Thatsache hat, 
die Beschlagnahme der so venrielfältigton Exemplare yeriangen, unbeschadet 
der Klage an! Schaden- und Zinscrsatz« auf welchen er, selbst wenn keines 
der nachgemachten Exemi)lare gefunden werden würo, AnrfM-hr hat. 

Art. 42. Die Bestimmungen des goi^enwärtigcu Kapitiiij! hinsichtlich 
das Schadeners ates stellen kein Hindernis dar für die Anstrengung von 
Kriminalklagen, welche der Urheber oder Eigentümer hinsichtlicli dei Be- 
strafung des der >Iaciimachiuig oder des Betrugs Schnldigeo erheben kann. 



Brasilien. 

Verfassung vom 25. Februar 1891. 

Art. 72. Die Verfnissnng gewährt den Brasilianern iiinl dm im Inland 
ansässigen Ausländern die Uuvcrletzlichkeit der Keclile hinsichtlich der 
Freiheit, der persdniieben Sicberheit nnd des Eigentnms unter folgenden 
Festsetzungen : 

? 26. Das ausschliessliche Bccht der Vemelfähiguug durch die Presse 
oder durch jedes andere mechanische Verfahren wird den Urhebern litiera- 
rischer und künstlerischer Werke gewährldstet. Die Erben der Urheber 
•;eiiieseen dieses Recht während der Zeit, welche durch das Qesets be- 
stimmt wird. 

QMOtz van I. August 1898 Ober die Bestimmung und den Schutz 

der Urheberrechte. 

Art. 1. Die dem Urheber irgend welchen litterarischen, Wissenschaft" 
liehen oder kimstlerischen Werke? zukommenden Tiechte bestehen in der 
ausschliesslichen ])efufrni.s. seine Arbeit durch Verötientlichung, Übersetzung, 
Darstellung, Auffüliruug oder irgend ein anderes Verfahren zu vervielfältigen 
oder deren Vervielfältigimg zu genehmigen. Das Gesetz bewillig diese 
fechte den Inländern, sowie den in Brasilien wohnhaften Ausländem nach 
dem Wortlaut des Artikels 72 der Verfassung, vorausgesetzt, dass die Ur- 
heber die durch den Artikel 13 festgesetzten Bedingungen erfüllen. 

Art. 2. Die Bezeichnung „litterariscbes, wissenschaftliches oder kfinst- 
lerischcs Werk" umfasst Bücher, Broschüren und im allgemeinen alle anderen 
Schriftwerke; dramatische, mitsikalisehe oder dramatisch-musikalische Werke, 
musikalische Komposiiioneu mit oder ohne Text; Werke der Malerei, Bild- 
bancrei, Architektur, Gravur, Lithographie, Photographie. Illustrationen jeder 
Art, Karten, Plan h 1 Skizzen: mit einem Wort jegliches Erzeognis litten^ 
rischeu, wlirsenschaltlichcii oder künstlerischen Gebiets. 
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Art. 3. Die j^L'setzlicbtu Scliiitzfristcn für die im Artikel 1 ani^eführten 
Rechte sind folgende: 1. Hinsichtlich des ausschliesslichen Rechts, die Ver- 
vielfältigung eines Werkes in irgend welcher Form vorzunehmen oder zu 
genehm^m^ fttn&ig Jahre yom 1. Januar des Jahres an, in weichem die 
Veröffentlichung stattgefunden hat. 2. Hinsichtlich des ausschliesslichen 
Rechts, die Übersetzung, Darstellunir odor Aufführiiiitr eine? Werkes vor- 
zunehmen oder zu genehmigen, zehn Jahre vom vorerwähnten Zeitpunkt an 
für die ÜbersetsiUHcen und sehn Jahre yon der ersten durch den Urheber 
genehmigten Darstellnng oder Aufführung an für die Darstellungen und 
Aufführungen. 

Art. 4. Die Bechte des Urhebers sind ganz oder teilweise beweglich, 
abtretbar und fibertragbar und gehen gem^s den BechtsTorschriften auf 

^eine Erben über. — ij 1. Die Alitretiinf^ bei Lebzeiten ist nur für eine 
Dauer von dreissig Jahren tfiiltig:, hei deren Ablauf der Urheber seine Ri chte, 
sofern sie noch bestehen, wiedererhält. § 2. Bei jeder neuen Auflage ist 
dem ürheber das Beeht Torbehalten, sein Werlc sn rerbessem oder durch* 
zusehen oder wieder in Besitz der darauf bezüglichen Rechte zu treten, 
vorausgesetzt dass er dem Übemehmer das, was er von ihm in Zahlung 
erhalten haben kann, zurückerstatte, nämlich die Hälfte des reinen Preises 
der Torhergehenden Auflage. § 8. Zur Ausfttbmug des vorhergehenden 
Paragraphen soll der Übernehmer dem ürheber schriftlich die Anzahl 
Exemplare jeder Auflage mit ihrem betreffenden Preis angehen; jeder Ab- 
druck wird als eine Auf lage betrachtet. § 4. Die Erklärungen des Über- 
neliraers sollen Toltstftndige Beweiskraft ihm gegenüber ausmachen; doch 
kann der Urheber dieselben anfechten, Torausgesetst dass er ihnen andere 
gegenüberstellen kann. 

Art. 5. Der Übernehmer oder Erbe, sei es der Urheberrechte oder des 
Gegenstandes, welcher ein Werk der Kunst, Litteratur oder Wisseuschaft 
verkörpert, bat nicht das Recht, dasselbe abzuändern, weder zum Zweck des 
Verkaufs noch der Nutzung in irgend welcher Form. 

Art. 6. Mangels eines gesetzlich abgeschlossenen Vt-rlagsvertrags wird 
immer angenommen, dass der Urheber sich im vollen Besitze seiner Beehte 
befinde. Wer ein Werk ohne einen ähnlichen Vertrag veröffentlicht, solidem 
Urheber, welches auch immer die von ihm vorgebrachten Bowe«^trründe sein 
mögen, eine Entschädigung zahlen, welche nicht geringer als die Hälfte des 
Verkaufspreises der gesamten Auflage sein soll. 

Art. 7. Die Gläubiger des Urhebers können zu seinen Lebzeiten seine 
Bechte nicht mit Beschlag belegen, sondern allein die sich daraus ergebenden 
Einkünfte. 

Art. 8. Die Eigentümer eines nachgelassenen Werkes geniessen das 

U^rheberrecht während der im Artikel 3 festgesetzten Fristen; letztere werden 
jedoch hinsichtlich der Verviehältiginifien und d^r Übersetzungen vom 1. Ja- 
nuar des Jahres an gerechnet, in welchem der Urheber verstorben ist. 

Art. 9. Wenn ein unter Mitarbeiterschaft mehrerer hergestelltes Werk 
nicht zu teilen ist, geniessen die Mitarbeiter mangels gegenteiliger Über- 
einkunft hinsichtlich desselben ufhiche Rechte: demgemüss kann keiner xm 
ihnen dasselbe ohne die Zustimmung aller andern vervielfältigen oder dessen 
Vervielföltigung gestatten. Bei eingetretener Uneinigkeit der Mitbesitzer 
entscheidet das Gericht, Dasselbe kann, wenn einer von ihnen sich der Ver- 
öffentlichuns: widersetzt, entscheiden, dass er weder an den Kosten noch am 
Gewinn teilnimmt und duss sein ^'ume auf dem AVerke nicht erscheint. 
Jeder der Besitzer kann einzeln und unabhängig seinen Anteil der Rechte 
zur Geltung bringen. 

Art. 10. Um ein Theaterstück, an welchem mehrere Urheber mitgearbeitet 
haben, auf die Bühne zu bringen oder darzustellen, genügt die Erlangung 
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der Znstimmnnsr einos dersolboti; «las Rpcht der andern, sich auf tr^richt- 
üchem Wege für den ihnen zustehenden Anteil schadlos zu halten, bleibt vor- 
bduilteo. 

Art. 11. Der V'erlcjjer eiues anonymen oder Pseudonymen Werkes besitzt 
hinsichtlich desselben die Verpflichtunären und Rechte des T'rlicbers, welche 
jedoch auf letisteren übergehen, sobald er sich zu erkennen giebt. 

Art. 12. Der Urheber einer Übersetzung genieest biosiehUieh derselben 
das Urheberrecht; er kann sich jedoch nicht dem widersetzen, dass dasseIt>R 
Werk von andern nbersft/t werde, auHsr^^n^mmen wfihrend der im Artikrl 
Abschnitt 2 angegebenen Frist, wenn er der übernebmer dieses Rechtes ist. 

Art. 18. Um in Besits deg üfbeberrecbte treteB stt kQnncn, ist not- 
wendiges Erfordernis, in der NationalbiHliothek inneriialb der Maxiroalfrist 
von zwpi Tnhrcn, welche am 31. Dezember des Tithres ablaufen, das auf das- 
jenige .lahr folgt, in welchem die durch Artikel 8 festgesetzte Frist zu 
laufen beginnt, eintragen zn lassen: 1. Ein voUst&ndie: gut erhaltenes 
Exemplar, wenn es sich um gedruckte, photographlerte, lithographierte oder 
trraviertf Werke der Knnst, Litteratur oder Wissenschaft handelt; 2. ein 
Exemplar der voUkommeu deutliehen nnd mindestens cm grossen 

Photocrraphic, welche das Werk der Malerei, RUdhauerkanst, Arebitektnr 
oder Zeichnung, die Skizzen etc. darstellt. 

Art 14. Das Auffühninq"=r: cht hinsichtlich eines litt erarischen Werkes 
wird ireiiiüsä den Bestimmungen über die musikalischen Werke geregelt. 

Art. 15. Ohne die Znstinimuug des Urhebers darf irgend welche An^- 
ftihrang od( t Darstellung eines maslkalischen Werkes, im cranzen oder teil- 
'vi>i-jf, nicht r^rfolgen, sei sie nvn iiTifntsTf'ltlicli oder unter Verfolgung eines 
wohlthätigeu oder gewinnstichtit^en Zweckes gesclieiien. Wenn jedoch das 
Werk TerOlfentlicht nnd zum Verkauf gebracht ist, ist damit Terstanden, 
dass der Urheber der Auffühmng desselMn an jedem Ort zustimmt, wo eine 
Gebühr nicht vorlanst winl. 

Art. Iti. Das L^rheberrecht schliesft hinsichtlich musikalischer Korn- 
t«o8itionen das ausschliessliche Recht, Arrangements und Variationen über 
Motive des Orifrinahverkes herzustellen, ein. 

Art. 17. Die Abtretung eine^ Kunstwerkes zieht nicht Abtretung: des 
Vervielfältigungsrechts zu Gunsten des Erwerbers nach sich; der Künstler 
kann dasselbe jedoeh nicht vervletföltigen ohne die Erklärung, dass es nicht 
die Originularbeit sei. 

Art. 18. Die Vervielfältigung eines Kunstwerkes durch industrielle 
Verfahren oder die Anwendung eines derartigen Wtürkes in der Industrie 
nimmt demselben den kflnstler Ischen Charakter nicht: es bleibt selbst in 
diesem Falle den Bestimmungen des gegen wärt isren (iesetzes unterworfen. 

Art. 19. Jeder dolose oder i)etriigerischc Eingriff in die Rechte des 
Urhebers bildet das Vergehen der Nachmachung. Diejenigen, welche wissent- 
lich die nachgemachten Gegenstände verkaufen, zum Verkauf ausstellen, in 
ihren Räumen zum Verkauf halten oder zu einem Handelszweck in das 
Gebiet der Republik einführen, sind desselben Vergehens schuldis:. 

Art. 20. Bei den Nach machungs -Vergehen werden die Mitschuldigen 
yon denselben Strafen betroffen, wie die Urheber dieser Vergehen. 

Art. 21. Als Nachmaohungen werden gleichfalls betrachtet: 1. Die 
ühprsetznniren ausländi>-cher Werke in die portugiesische Sprache, wenn sie 
nicht ausdrücklich vom Urheber genehmigt worden sind, wenn sie von nicht 
in derBepnblik ansftssigen Ansiändern hergestollt sind oder ihr Druck nicht 
in derütepnblik erfolgte. Genehmigte Übersetzungen, für welche diese Fälle 
zutreffen, müssen den au'-drürklirhen Vermerk: .^'^nl Frheher genehmigte 
Übersetzung*^ tragen, und dürfen allein in das (rehiet der Republik eiocf^- 
fäbrt, daselbst yerlcauft oder dargestellt werden; 2. die Vervielfältigungen, 
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Übersctznngen, Anffilbrailgen oder DarstcUun^CD, sei die Ermächtigung niin 
erteilt oder fehle dieselbe, weil es sich um Werko handolt, die deh gesctz- 
liehen Schatz nicht geniessen oder schon dem Qemeingut verfallen sind, 
weDn obno ansdrttelntehe Ziistimnnmg des Urhebers bei diesen Werken 
Inderangcn, Zusätze oder Anshtssungeii vorgenommen shid. 
Art. 22. Als Nachiimchnnof wird nicht betrachtet: 

1, Die Yervielföltigung von Stellen uder kleinen Teilen schon verööcnt- 
liehter Werke oder die, seibet rotletftndigc, Aufnahme kleiner Sehtiftstückc 
in die rresjimtheit eines grösseren Werkes, voransgesetzt dass letzteres ein 
wissensicliaftliches Werk or! r eine für den Gebrauch dp? f»fft>iit liehen Unter- 
richts verfertigte ZosaiumeoäteUane von Schriftstücken rerschiedeuer Ver- 
fttser bildet. In keiBem IVtlIe soll die Vervielfältigung zulässig sein, ohne 
4s8s das benutzte Werk und der Name des Urhebers angefi^ohi n sind; 

2. die Tcrvielfältigung in Zeitungen und periodischen Ve r'ifTt'ntlirhnnc'eii 
von aus anderen 2ieitungen und periodischen Verööentlicliiing( n uutaommeueu 
Nsehriehteii nnd politbiäien Artikeln oder die Vervielfältigung von in 0/fent* 
liehen Veraammlnngni ^baltenen Reden irgend welcher Art. Bitf Vwviel« 
fTdtig-nng von Artikeln muss von der An<]:ahe der Zeitnns:, welcher sie ent- 
nommen sind und des Verfassemamens begleitet sein. Dem Urheber steht 
jedoch das alleinige Recht zu, SonderabdrQcke der Artikelf weldier Art die* 
selben auch sein mSgen, sowie der Reden zu veranstalten; 

8. die Yi rvielfältip^un^ aller amtlichen Schriftstücke der Bepttbfik, der 
staatlichen oder städtischen Behörden; 

4. die Tenrielfftltignng m Bftebent mid Zeitungen Ton Stellen irgend 
eines Werkes zum Zwecke der Kritik oder Polemik; 

5. die Verviclf81tic:nn2r von Werken (^er bildenden Künste in der Ge- 
:<aiutiieit eines Schriftätuckes, vorausgesetzt dass der schriftliche Teil die 
Hauptsache bildet nnd die Bilder nnr xur Brlintemng des Textei dienen, 
nnter der ausdrückliehen Bedmgnng der Namenanführung des Urhebers; 

Vi. die Vervielfältigung von Kunstwerken, welche sich auf den StraflseB 
dder öffentlichen Plätzen botinden; 

7. die Vervielfältigung von Mt besondere Beatellni^ heifesteUteB 
Porträts oder Bü<;ten, wenn liese Verylelföltigang Toan Eigentümer der be- 
stellten Gegenständ»" ausgeht. 

Art. 23, Das I^achmachungsvergeheu wird mit den in den darauf bezüg- 
lichen Artikeln des Stra^esetzbndis Bneh II, Tit. XII, Kap. Y, Abschnitt I 
(s. H, 19) festgesetzten Strafen, sowie mit der Beschlagnahme der nachgemachten 
Oegenstände, aller Formen und Matrizen und jeglichen für die Nachmacbung 
benutzten Werkzeugs bestraft, ausserdem mit der f>>cbadiosliaitung des Ur- 
bebers fittr die Tonlhm erlittoiM Verloste nnd Naehteile. Im Bundesgebiet 
Ünden folgende Bestimmungen Anwmidung: 

§ 1. Der Schadenersatz muss auf dem CiviIprozes8weg;e beansprucht 
werden, gleichviel ob Strafprozess und Verurteilung des der Nachmachuug 
Besehnld^ten erfolgte oder niebt. Im Falle der Verarteilnng ist jedoch der 
Urheber des Beweises der Nachmachung enthoben und die Civiiklage auf die 
Abrechnung des Schadenersätze«; beschränkt. ^' 2. Das < 'ivi!k!:jf:cverfahren 
erfolgt summarisch ohne Rücksicht auf den Wert des iStrciLgegenstaudes. 

Art. 24. Die betrügerische oder böswillige Anwendung des Namens 
f'mes Urhebers oder jedes zur Bezeichnung seiner Werke von ihm an- 
genommenen unterscheidenden Zeichens auf einem litterariscbcn, wisscnschaft- 
liphen oder künstlerLschou Werk wird mit Zeliengefängnis von sechs Monaten 
bis zu emem Jahr, sowie mit einer Qeldbnsse Ton^ 5W bis 1000 Milreis be- 
straft; ausserdem erfolgt Beschlagnahme des Werkes. 

Art. 26. Im Falle nicht i;eii<"hmigter Darstellung oder Auffnlininsr 
wwaatischer oder musikalischer Werke kann der Urheber oder sein Cessiouar 

QiKtM über da« Urh«b«nrecltl. z 
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die BescbUifiiahme der Bruttoeinnahmen der Darstellung oder Aufführung 
TerlaofeB, and der als scimidig erkannte Unternehmer wird mit Zellen- 
gellBgiuss Ton sechs Hontea Im sn einem Jahr bestraft 

Einziger §: In diesem Fall darf die Entschädigung für Verluste und 
Schäden nicht unter 50 Prozent der Bruttoeinnahnien betragen. 

Art. 26. Ansser den in Art. 22, Nr. l"** und Art. 24 vorgcsehenoD Fällen, 
ia welchen dk snständige Behörde tob Amtswegou einsclirciten soll und in 
welchen bei Ermaa^liiiig des amtliclien Verfahrens jeder den Strafprozess 
anstrengen kann, wird nur der Urheber oder sein Aechtsinhaber zur Klage- 
steUnng und Prozessanstrengiuig augelassen. 

Einsiger §: Jeder der Mitarbeiter dnes kflnstleriscbeo, litterarischen 
oder wissenschaftlichen Werkes kann sich, unabhängig Ton den anderen, 
seines Rechts auf Strafverfolgung der Schuldigen bedienen. 

Art. 27. Der Urheber kann das Prozossverf&bren einleiten, ludem er die 
Nachforschung nad Beschlagnahme der nachgemachten Gegenstände oder der 
Platten, Formen mid Ifatrmen, die zur Ansübung des Vergehens gedient 
hatten, beantragt, worüber vom Kiehter vermittelst gerichtlicher Re^vp.is- 
luhrung Verordnung getroffen wird. Wenn die Üeschlagnabme ätattgetundeu 
hat lad der Urheber seinen Proaess yeiüort, ist der Angeklagte zu Verlust- 
und Schadenersatz berechtigt. 

Art. 28. Die entgegenstehenden Bestimmnngen werden hierdurch auf- 
gehoben. 

AutfiUiriinos-Verordnung vom 6. Dezember . 1899 zum Qeeetz 

vom I. August 1898. 

Art 1. Der Urheber, Übersetzer, Verleger oder Drucker, welcher in 
Qemässbeit des Gesetses Nr. 406 vom 1. August 1896 irgend ein litterarisches 

und künstlerisches Werk eintragen zu Insseu beabsichtigt, muss zu diesem 
Zweck dem Direktor der Nationalbibliothek ein eigenhändig oder von einem 
Vertreter unterzeichnetes Qesuch vorlegen; dieses Gesuch soll die aasdrück- 
Uche Angabe seiner Nationalität, seines Standes und seines Wohnsitaes, des 
Titels des einzutragenden Buches, des Orts und Datums der Veröffentlichnng, 
des Neudrucks oder der Aufführung und ttbcrhaupt aller wesentlichen Be> 
schaffenheiten des Werkes enthalten, so dass dasselbe zu jeder Zeit von 
irgend einem andern ähnlichen Werke unterschieden werden kann: 

a) Für die Eintragung der gedruckten , lithographierten , phot4)- 
graphierten oder gestochenen Werke der Kunst, Litter« tu r oder 
Wissenschaft soll der Urheber der Bibliothek ein Exemplar in 
vollkommen gut erhaltenem Zustand übergeben. 

b) Für dit^ Eintragung der Werke der Malerei, BUdhanerei, Zeich- 
nung, Skizzen etc. <<)]] <1er Urheber eine vollkommen deutliche 
Photographie de» W erkes hinterlegen, weiche den Minimalumfang 
von 18 auf 24 Gentimetern haben soll, in Gemässheit des Artikels 1$ 
Nr. 2 des vorerwähnten Gesetzes. 

Art. 2. Für die Eintragung auf der Nationalbibliothek wird ein vom 
Direktor mit einem Erött'nungs- und einem Schluss- Vermerk versehenes, be- 
sonderes Buch gehalten. Dem Sekretär des Instituts soll ausschliesslich die 
Verwaltung des Registers übertragen werden. 

Art. S. Auf das vom Urheber üb( rg lu ne Exemplar .'«ollen die Ordnungi*- 
nummer und das Datum der Eintragung eingetragen und vermittelst eincä 
Stempels der Vermerk «Nationalbibliotiiefc. — C^beberreehte* sagebracht 
werden. 



*) Darob Dekret vom 24. Nuveuiber liMHt litiicliiigi in Art. 21, Nr. 1. 
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Art. 4. Besagtes Exemplar soll auf der Bibliothek in einer beaenderen 
als , Abteilung eingetragener Werke** bezeichneten Abteilung aufbewahrt 
und angemessen in einem geeigneten Möbel gemäss seiner Art und Gattung 
SDtergebracht werden. 

Art. 5. l^p Einschreibung; aller zu dioseni Zweck vorgelegten Werke, 
welcher Beschaiienheit dieselben auch sein mögen, soll in einem einzigen 
und •imlichcn Buch bewerkstelligt werden; zu diesem Zweck wird das er- 
forderliche Protokoll aufgenommen, in welehom alle charakteristischen Be- 
«TindcrhritPn und Beschaffenheiten des einzutrar^enden Werkes, Wie solche 
aus dem vorgeleglen Ocsach in erster Xaaie herTortretoD, verzeichnet werden 
sollen. 

Art. 6. Die Eintfagu^s-Beseheuiigiiiig wird oben links mit dem im 

obigen Artikel 3 angegebenen Vormerk, letzteren in blauem T>rnck, versehen, 
und rechts mit Raum zum Einsetzen des Datums; sie muss die Nummer 
des Kiutragungsbuches, die Ordnnngsuummer desselben und ferner die voll- 
ständige Absebfift dee Protokolls enthalten. Diese ßescheinigmig wird durch 
den Sekretär ausgefertigt und durch den Direktor legalisiert. 

Art. 7, Wenn zwei oder mehrere Personen zu gleicher Zeit die Ein- 
tragung desselben littcrarischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Werkes oder von Werken, welche nach der Ansicht des Dirdctors der 
T^ibliothek hinsichtlicli der Handlung, des Gegenstandes, der Form oder des 
Titels identisch erscli« inen oder den n Eigentum den Gegenstand von Er- 
örter uiigeu und Streitigkeiten gebildet hat, nachsuchen, soll die Einschreibung 
«cht vorgenommen werden, ohne dass durch einen Vergleich zwischen den 
Parteien oder durch eine Entscheidung des SDsiSudigeii BichterB ftotgestellt 
ist, wem das Urheberrecht gehört, 

Art, Ö. In derselben Weise wird verfahren, wenn, nachdem die Ein- 
acliK^ibaiig eines Werkes bewirkt worden ist, sie von neuem im Namen einer 
anderen Person nachgesnrht wird. Tn diesem Falle wird, wenn das Urheber- 
recht de? letzten Ansuchers anerkannt wird, ein neues Eintragungrs-Protokoli 
aufgenommen, und auf dem ersteu Protokoll wird eine aus den Worten 
,ohne Wiiknng* snsaramengesetste nnd Tom Direktor legalisierte Notis an- 
Sebiaefat. 

Strafgesetzbuch vom 11. Oktober 1890. 

Art. 342. Wer in Oestalt von Sammlungen die Gesetze, Dekrete, Ent- 
scheidungen, Verfücrungen, Berichte und irgend welche anderen öffentlichen 
Akten der gesetzgebenden oder Exekutiv-öewalt der Nation oder der Kinzel- 
staaten druckt oder veröffentlicht — verfällt der Strafe der zu Gunsten der 
Nation oder des Einzelstaates zu ToUführenden Einziehung oder Beschlag- 
nahme aller veröffniitlirliten und zum Ycrkaiif gebrachten Ejtempiare und 
einer dem Betrag ihres W eries gleichkommenden Geldstrafe. 

Art. 343. ij'ür ÜberLretuugen dieser Art sind solidarisch verantwortlich: 
a) der Eigentfkner oder Besitier des Etablissements, in welchem der Druck 
oder die Veröffentlichung stattgefunden hat; b) der Urheber oder, wenn die 
Vcröifentlichung im Ausland geschehen ist, der Importeur; cl de^ Verkäster 

Art. 344. Wer Urkunden, btiche, Karten, Gemälde und irgend welche 
ttodem Publikationen, die fttr Bcchnung dur Nation oder der Einzelstaaten 
in öffentlichen oder Urivat- Anstalten hergestellt sind, wiederabdruckt, graviert, 
lithopraphiert, importiert, einführt oder verkauft -- verfällt der Strafe der 
SU Gunäten der Nation auszuführenden Emziehung und Bebchlaguahme aller 
Exemplare und einer dem dreifachen Wert derselben gleiehkommenden 
Oeldstratv. 

Einziger ^. Das sich aus diesem und dem Art. B42 ergebende Priviic^MULu 
öffentlichen i:.igeuluais zieht nicht daä Verbot uauh sich, irgend oine der 
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vorerwähnt* n l'rknoflen zu transkribieren oiier in periodische Erscheiimngeu 
and Journale, m Abrisse, Abh&ndlaiigeQ oder irgend welehe andern wissen- 
sduiftUcheii oder littenriaelMa W«ito awfinaeliineii. ebeiwrenig das Verbot, 
die daselbst verzeichneten Gegfastiade n Teikaiifcii, wen djeeeLbe« recht- 

masBi? erworben worden «ind. 

Art- iüö. Wer oiine Ziistiminttn^ de* l riiebers irgvnd ein iitterarisclies 
oder kttnatlernehes Werk diireli I»rack, Stiek «der Litho^raphif oder jedes 
andere niechiinisdie o<]. r chemische Verftihren zu L<-I>zt it' n i» - Trhobers 
oder der P^-rsnn, welcher er <^ein Eirrentnmsrecht uW»rirnL'' m hat, und, wenn 
sie Erben hinterlassen haben, während zehn Jahren von ihrem Tode an gc- 
reduetf Terrieliiltigt — TerflUlt der Strafe der Einziehung und Beschlag 
nähme nüer Exem] Inre, <owie einer dt m dreifachen Wert derselbea gleich- 
koiunieud<^u <i<^ldstraie, und di^s zu Gunsten d»:'S l'rheh*^r'«. 

Art. 846. Wer ohne Zusiimumu^ des L rheber» in einem ÜucL, emer 
SumüuBg oder euer eiwieliiea PibUkatkm ipoUftiadig Aospnchen und 
Reden veröffentlicht, die in den öiftntlichen Versammlungen, vnr G t rieht.— 
höfeu, in politischen, ulministrativen »»der relipriösen Ver« n.iu'iiu;^'! n udor 
öffentlichen Vorlesungen gehalten wurden — veriällt der >iraie der Kin- 
aiehug uid BeMhlagnahne der Exemplare, sowie einer dem Betrag ihres 
Wertes gleickkoauneideB Geldstmfe, ttnd dies ftUes sa Gvneten des Ur- 
hebers. 

Art. 347. Wer irgend ein Sehrittstuck oder Werk ohne die Erlaubnis 
des Urhebers übereetst «nd sm Verkauf assbietet — verflUlt denselben 

Strafen, wie im vorherfrehendtn Artikel. An^ Iii « m Verbot ist nicht zu 
folgern, dass t' iiweise AnfUhruntr* n t ines SciiriUstückes Stt krittscbes, 
polemischen oder l'uterrichtsz wecken uuiersagt seien. 

Art. 348. Wer aaf Tkestem oder in fiffeotÜekea Vorstellasgeo eine 
musikalische Komposition, eine Tragödie, in l'rania, ein Lustspiii oder jeg- 
lii he^ -nn=tio'o Erzeugnis, wie dessen Ben- nnunir auch sei, ohne jedesmalige 
EiuwüiiguQg des Eigentumers des Werkes oder des Urhebers aufiubrt oder 
danteUen lässt — TerfiÜlt einer Geldstrafe Ton 100 bis 500 Milreis zu 
GHlDSten des Eigentümers d< s Werkes o»i r I'rhcl)er8. 

Art. 349. Wer liiterarisrho oiif^r kiln-' !■ rischr Werke mit Wissen, dass 
sie nacbgemacht sind, eintiiJirt, verkauit, zum Verkauf trutgegenmmmi oder 
rerkeUt — yerfUlt der Strafe der Eisziehiuig und Beschlagnakme der 
Exemplare und eim r dorn iloppelten Werte derselben gleichkommenden 
Geldstrafe und zwar zu Gonsten des Eigenttimm des Werkes oder des 
Urhebers. 

Art. 3r)0. Wir iru^'.nd welches kttsstterisehc firteugiiis durch Xach- 

ahmnnir ofler Nachmachuner ohne Einwillig-unfr d' i Urht-bers TMTielfiltigt — 
Teriall' denselben Strafen wi^ im vorherü^ehenden Artikel. 

Eiu/iger i;. Als Nachahmungen im Sinne des g^enwariigeu Artikels 
sollen erachtet werden 1. die Ver?ielfahiguug ▼emütt^t Hsleiei, wenn ein 
Künstler ohne Einwilligung des Urhebers oder dtsjenigLn, dem er das künst- 
lerische Eiir« ntum seines Werkes tibertruLr, in einem Kild*« Grupiteu, Fignrcu, 
Köpfe oder landschaftliche Einzelheiten kopiert hat oder sie in eines seiner 
eigenen Bilder unter Beibehaltung derselboi Liehlwirknigmi und Vwliftlinisse 
wie im Oriijinnl hat einführe n lassen; 2. die Vervielfältigung vermittelst 
Bildhauerei, wenn der N'-icli i linior t-inem Originiihv* rk 'Jvnppen, Figuren, 
Köpfe, Ornamente euLu ^niueü hai und .-sie in ein vou liim au^gciuhrtes Werk 
einführen lässt; 3. die musikalische Wiedergabe, wenn man eise für das 
Orchester geschri» bene musikalische Komposition für ein tjin/.elnc< Instrumeot 
arrangiert oder wenn man eine Komposition für ein anderes Xustrufflent 
arrangiert hat, als dasjenige, für welches sie zuerst geschrieben war. 
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Ganada. 

Gesetz beirefTend das Urheberrecht nach dem Wortlaut dee 
Kapitels 62 der Revidierten Stauten ven 1886. 

Abgekürzter Titel. 

1. Dieses Qesetz soll unter der Bezeichnung „Ühh [Jrhebenrecht8gesets&'* 
citiett W9fdei. 

firlaaternngeii. 

2. Tm gegenwärtigen Gesetz soll, sofern d( r Zusammenhang nicht eine 
andere Auslegung erfordert, a) der Ausdruck „Minister" den Ackerban- 
Uinister bezcichoen, b) der Ausdruck , Ministerium*^ das Ackerbaa-Miniateriom 
bezeichnen, e) der Ansdinck ,gesetzUche Vertreter* die Brben, Teetaments- 
YoUstrockcr, Yt r\\ alter und ^chteinliaber eder alle anderen gesetzlichen 
Vertreter bezeichnen. 

Urheberreehts-Begis ter. 

3. Der Ackerbau-Minister soll auf dem Aekerbaa-lfbisterium „Urheber- 
rechts-Register" benannte Bücher führen lassen, in denen die Eigentümer 
von litterarischen, wisseiischaftiicben oder künstlerischen Werken oder Er- 
zeugnissen dieselben gemäss den Besthnmnsgen des gegenwärtigen Oesetoes 
einigen lassen kOnneo. 

Tom Gegenstand des Urheberrechts und Ton den za 
beobachtenden Förmlichkeiten. 

4. Jede in Canada oder einem beliebigen Teil der britischen Hesitzungen 
wohnhafte Person oder jeder Bürger eines Landes, das mit dem Vereinigten 
Königreich einen internationalen Vertrag betreffend das litterarischc und 
künstlerische Eigentum abgeschlossen hat, soll, wenn er der Urheber eines 
Buches, einer Karte oder einer musikaüächen Komposition oder eines Original- 
werkes der Malerei, der Zeichenkanst, der Standbild- und plastischen Knnst 
oder der Photographie oder, wenn er eine Abl)ildung oder einen Stich er- 
sonnen, gezeichnet, radiert oder gestochen hat. oder wenn er solche nach 
seinem eigenen Entwurf stechen, radieren oder ausiuiiieu lässt, ebenso wie 
seine ^^etzlichen Vertreter, während achtnndzwanzig Jahren von der län- 
trsgvng des L'rheberrechts in der hiernach vorgeschriebenen Weise an ge- 
rechnet allein und ansscbliesslicli die EeluLniis nnd das Recht gcniessen, 
dieses litterarische, wissenschaftliche oder küJx:3Lleriäche Werk oder I^rzeugnis 
ganz oder teilweise zu drucken, neuzndmeken, zu verpifentliehen, zn Ter- 
vielffiltigen und zn Terkaufeii nnci zu gestatten, dass Cbersetznngen seines 
littcrarischen Werkes aus einer Sprache in andere Sprachen gedruckt oder 
neugedmckt und verkauft werden. 

5. Das Urheberrecht kann unter der Bedingung bewilligt werden, dass 
diese litterarischen, Wissenschaft Iii Ii en o! i r künstlerischen W^rke in Canada 
gedruckt und veröffentlicht oder neugedruckt und neuveröftentlicht werden 
oder hinsichtlich Kunstwerken, dass sie in Canada hervorgebracht oder ver- 
vielfUtigt werden, ob sie nun zum ersten Mal so veröffentlicht oder hervor- 
gebracht "^^'t'rden oder oli dies gleichzeitig mit der undiTwärts erfolgten 
Veröffentlichung oder Hervorbriugung oder nach letzterer erfolge; in keinem 
Fall soll aber der ausschliessliche ßeeht»schuL/. in * anada in Kraft bleiben, 
nachdem er anderwärts erloschen ist: 

2. Kein unmoralisches, ausgelassenes, irreligiöses, Tcrrnteri-ches oder 
aufrührerisches Utterarischea» wissenschaftliches oder künstlerisches Werk 
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»oll den (^esetzniKssi^eu Clegeastaiid derartiger RintraKimir oder derartigen 

UrheberrAchts auämackeo. 

0. Die Werke, für welche diH L'rhöberrecLt im Vereinigttit Kuiiigreicli 
iMiwilligt wurde und daselbst besteht, aber nicht in Oauada Kraft eines Ge- 
setze? lies Parlnineiits von ^^"nnndn, tler Oosotzge^ung der früheren Provinz 
Canada uder einer (iesetz^cbung irgendwelcher jetzt zu Tanada «gehörenden 
Provinz erworben wurde oder besteht^ können, wenn sie in Canada gedruoki 
und TerOffentlicht oder neugedruckt und nciivert^ffeiitlicht werden, den 
Gegenstand eines llrholierrechts auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes aus- 
machen; CS soll jedoch keine Bestimmun? de.'^ get!:enwärtigen Gesetzes dafür 
gebalteu werden, als ob sie die Einfuhr aus dem Vereinigten Königreick 
▼on Exemplaren irgend eines dieser daselbst gesetxui«^sig geornckten Werke 
untersage : 

2- Wenn ein derartiges geschütztes Werk nach seiner im Vereinigten 
Künigreich erfolgten Veröffentlichung neugedruckt wird, kann jeder, der vor 
der Einschreibung dieses Werkes in den Urheberrechts-Registern ausländische 
Neudrucke desselben cing^eführt liat, über diese Neudrucke durcli Verkauf 
oder anderweit?!? vci füL'^rn: In solchem Fall soll ihm jedoch die Verptiichtnng, 
die Ausdehnung und KicJiLigivcib des Geschäftes nachzuweisen, obliegen. 

7. Ein litterarisches Werk, welches man in Qestalt einer Broschüre oder 
eines Buches zu rpr' ffentliehen beabsichtigt, das man aber zuerst artikel- 
weise in einer Zeitung oder periodis^ihen Verf^ffentlichung rrscli inen lasst, 
kann auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes während dieser vorläufigen 
Veröffentlieliang eingetragen werden, ▼Ofnnsgesetzt dass man den Titel des 
Manuskripts mit einer kurzen Darlegung des Inhalts des Werkes beim 
Ministerium hiuterlegt, und unter der Bedingung, dass jedem der so ver- 
öfl'entlichteu Artikel folgende Worte vorausgehen: ^ßegistered in accordance 
with the Copyright Act'' («Eingetragen in Geraässheit des Urheberrechts- 
n '.Otzes'*!; dns Werk unterliegt aber, sobald es in Qestalt eines Buches 
Uder emer Broschüre erscheint, aacii den sonstigen Vorschriften des gegen- 
wärtigen Gesetzes. 

8. Hinsichtlich der VertffeBtlichung emes anonymen Buches genügt es, 
dieses Buch im Namen seines ersten Verlegers L'inzu?( hrriben, je nnudem 
entwedf^r zu (Gunsten des letzteren oder des ungenannten Urhebers. 

9. Niemand soll die ■ llechtswohithat des gegenwärtigen Gesetzes ge- 
niessen, wenn er nicht zwei*) Exemplare des Buches, der Landkarte, See* 
karte, musikalischen Komposition, Photographie, Abbildung des Holzschnittes 
oder Stiches auf dem Ministerium Innterlegt hat, oder, im Falle von Malereien, 
Zeichnungen, Werken der Standbild- oder plastischen Kunst, wenn er nicht 
eine handschriftliche Beschreibung soleher Kunstwerke geliefert hat; und 
der Minister soll das Ürheberreeht an diesen Werken in einem hierzu be- 
stimmten Register in der von ihm angenommenen Weise oder nach den Be- 
stimmungen der Vorschriften und Formulare, die in Gemässheit dieses Ge- 
setzes von Zeit za Zeit festgestellt werden, ohne Verzug eintragen lassen. 

10. Der Mnister soll das eine der beiden**) Exemplare solchen Buches, 
solcher Landkarte, Seekarte, musikalischen Komposition, Photographie, Ab- 
bildung, solchen Holzschnittes ode r Stiches in der Bibliothek des rurlaments 
Ton Canada hinterlegen lassen***). 

11. Es soll nicht erforderlich sein, ein gedrucktes Exemplar der zweiten 
oder einer späteren Auflage eines Buches abzuliefern, ausser wenn dieselbe 
sehr wichtige Änderungen oder Znsätze enthält. 



*) Durch litis» AljänderungsgeseU vom 22. Juli ISC') aul droi Exemplaic erhüht. 
**> Durch das A aud. ruugsges^t« vom 22. Juli 189ö aul In-i Extiuplare erhöht. 
***) und ein zweites iiu Bmlsh MuMani (gemiuM Abänd^ruDgsgesetZ Tom tS, Juli 
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12. Niemaud soll die Keehtswohlthat dieses Gesetzes geuiesseu, wenn 
er nicht das iiim zugesicherte Urheberrecht l>ekanntmacht, nnd zwar, indem 
er, wonn es tiUih um efai Biieli haiicl«lt, in den EximplftTen jeder wihfead 
der Dauer seinos Privilegiums veröffentlichten Auflage auf der Titelseite 
oder der darauf folgenden Seite die nachstehenden Worte einsehaltet, — 
oder, wenn es sich um eine Karte, eine musikalische KomiH>sition, eine Ab- 
bOdniig, einen' Helnebnitt^ ieioen Stieh oder am eine Photograpliie Jitndelt« 
indem er sie auf der Vorderseite dieser Gegenstände, — oder, wenn es sich 
um einen Band Landkarten, SJeekarteo, Musikalien, Stiche oder Photographien 
handelt, selbige auf der Titelseite oder dem Frontispiz aufdrucken lässt: 
,Entered aecording to Aet of tlie PfttUftneat of Canida, In tlie ywt . . . , 
by A. B. at the Department of Agriculture" Eingetragen gemäss dem Oe- 
aetz des Parlaments von Canada. im Jahre , von A.B., auf dem Ackerbau- 
Minist criom*); hinsichtlich Malereien, Zeichnungen, Werken der Standbild' 
nnd plastiselieB Kunst soll jedooli die Mif seinem Werk nngebnchte Unter* 
schriit des Kflnstleis als ein genügendes Eigentnms-KennseielieB bettaektet 
werden. 

13. Vor der Veröffentlichung oder Wiederveroäcutiichung eines iittera- 
risehen, wissenselinftlieben oder Ictnstlerisidien Werkes In Cinadn kOnneo 

der Urheber oder seine gesetzlichen Vertreter ein vorläufig geltendes Ur- 
heberrecht an demselben erlangen, indem sie auf dem Ministcriuüt eine Kopie 
des Titels oder eine Bezeichnung dos Werkes, das sie in Cauuda zu ver« 
OffBBtlieben oder wiedenniTerttmtliehen beal»ichtigen, hinterlegen; nnd 
dieser Titel oder diese Bezeichnung soll in einem provisorischen Urheber- 
rechts-Register beim Ministerium eingeschrieben werden, um dem Urheber 
oder seinen gesetzlichen Vertretern, die durch das gegenwärtige Gosets zu- 
erkannten ansseUlessliehen Beehte xu ricliem, elie die Yertlffentlicknng oder 
Wiederveröffentlichung des Werkes in Canada erfolgt ist; diese vorläufig 
geltende Eintragung soll jedoch nicht llin<^er als f'hwn Monat von dem Zeit- 
punkt der anderwärts geschehenen Original -Vcrüitentlichung an dauern, 
iBnerhalb welches Zdtranmcs das Werk in Oanada gedmekt oder nengednukt 
und verliffentlicbt sein soll: 

2 In jedem auf Grund dieses (tcsctzes erfolgenden Fall vorlänfiir j^eltender 
Eintragung sollen der Urheber oder seine gesetzlichen Vertreter verpfiiehtet 
sein, die Bekanntmadinng dieser Eintragung einmal in der Ganada Gasette 
einrftcken zu lassen. 

14. Das Eintragungsgesnch eines provisorischen Urheberrechts, eines 
zeitweiligen Urheberrechts oder eines Urheberrechts kaan im Namen des 
Ürhebers oder seiner gesetsliehen Vertreter Ton jeder Person bewirkt werden, 
der Vertreter derselben zu sein angiebt; und jeder durch eine betrügerische 
oder irrttlmliche Annahme solcher Vollmacht verursachte Schaden soll vor 
jedem zuständigen (lerichtshof beitreibbar sein. 

Übertragungen und Erneuerungen des Urheberrechts. 

15. Die Befugnis eines Urhebers eines litterarischen, wissenschaftlichen 
oder künstlerischen Werkes, ein Urheberrecht zu erlangen, und das Urheber- 
recht, sobald es erlangt ist, sollen ganz oder teilweise vermittelst einer doppelt 
ausgestellten handschriftlichen Urkunde rechtlich übertragbar sein, worüber 
oinr> Eintragung auf dem Ministerium bei Einlieferung beider DnpUkate und 
ZaiiUing der nachstehend erwähnten Gebühr stattfinden soll: 

2- Das eine der Duplikate soll anf dem Minlsteiinm belialten nnd das 
andere mit einer Eintragtings-Bcseheinigang der Pofson snrftckgogeben werden, 
welche CS hinterlegt hat. 

16. Wenn der Urheber eines litterarischcu, wissenschaftlichen oder 
kttnstleriseben Werkes oder Erseugnlsses, das den Gegenstand eines Urheber^ 
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rttehU biiilen kann, ila^seliic iiir eine andere Person ausgeführt odft dasselho 
einer anderen Per«(nu ge^eu an$^eme^senc Entflehädignog verkaufe hat, soll 
dieser Trhctier nicht b^eehtigt sein, das Eigentam eines derart igen Crlieber- 
recht''. 'I i : (iurcb li'^-Jagtf-n Vertrag virtuell auf <\<'-n Käufer üTtertTflL't n i>^t, 
zu erlangten oder zu l>^altea; und der Käufer kann dieses Vorrecht ))enauen, 
«renn nicht ein Vorbehalt desselben ansdrttckliek von dem l'rheber oder 
Kttaifitier in einer vorschriftsmisfiig am^ftthrten Urkunde j^emacht ist. 

17. Wenn beim Ahlauf der besagten Frist von acLiuudzwanzi^ .Taliren 
der Urbeber oder einer der Urheber (wenn das Werk ursprünglich von mehr 
als einer Person hervorgebracht wurde) noch am Leben ist oder wenn er 
verstorben ist und eine Witwe oder ein wler mehrere überlebende Kinder 
hinterläfiseo hat, soll dasselbe alh iniofe und ausschlie- lirlie Recht, bez. solche 
Befugnis diesem Urheber oder diesen Urhebern bei Lebzeiten oder, wenn 
verstorben, der betreffenden Witwe und dem Kind oder den Kindern, je nach 
dem vorUegendeii Fall, für den wdteren Zeitraum von vierzehn Jalü-en fort- 
gesetzt wfTfleTi: in solchem Fall muss aber der Titel des g^-i Ii orten 9l»'erke3 
innerhalb eines Jahres nach dem Ahlauf der Frist von 28 Jahren ein zweites 
ICal eingetragen werden; und alle anderen Vorschriften, deren Beobachtung 
biusichtlich des ursprftnglichoi Drhebcrrechts in diesem Oesetz veriangt wird, 
8oUen in Bezug auf die Ernonernnp- ilir es Recht? crfnllt werden. 

18. In allen Fällen der fclrneaerung des Urheberrechte auf Grund diesem 
Gesetzes soll der Urheber oder Eigeutüiner innerhalb zwei Monaten von dem 
Zeitpunkt dieser Erneuerung an eine Bekanntmachung dieier Euitngiiagr 
dmiial in der Canada Glase tte TeiOffontlichen lassen. 

Widerstreitende Rechtansprüche in Urheberrechtssachen. 

19. Im Falle • ine Person die Eintragung eines Urheberrechts an einem 
auf den tarnen einer anderen Person schon eingetragenen litterarischeu, 
wisaenschaftUchea oA&t kfinstlerisehen Werk als ihm gehörig nacfasnehi, oder 

in dem Fall von gleichzeitig gemachten, widerstreitenden Ocsuchen oder 
eines von einer anderen als der als Eigentümer des Hechts eingetragenen 
Person gemachten Gesuchs auf Nichtigkeits -Erklärung eines eingetragenen 
ürheberreehts soll der Minister den Naelisticbeiidea eröffiien, dass es an- 
gebracht ist, die Frage vor einen zuständigen Oerichtshof zu bringen: und 
es soll zu keiner Verfügung seitf-ns des Ministers hinsichtlich dieser Gesuche 
geschritten werden, bis ihm ein Urteil vorgelegt wird, welches das Urheber* 
recht als wohlbegrAndet oder fttr ungültig eruftrt oder irgend eine sonstige 
Entscheiduiiti: trifft: 

2. Der Minister soll alsdann die Eintragung, die Nichtigkeits-ErkJKrung 
oder die Erteilung des besagten Kechtes gemäss dieser Entscheidung be- 
wirken. 

Von der Verletsang des Crheherreehts. 

20. Wer eine Handsehrift, die in Ganada oder anderwftrts noch nieht 

druckt wurde, druckt oder veröffentlicht, drucken oder veröffentlichen 
Iftsst, ohne vorher die Ermächtigung des Urhebers oder des gesetzmässigon 
Eigentümers desselben erlangt zu haben, soll dem Urheber oder Eigentümer 
ftlr allen dnreh solche YerOffentÜehung verorsachten Schaden haftbar sein, 
welcher letztere vor jedem zastttndigen Qerichtdiof beitreibbar sein soU. 

Neudruck- und Einfuhr-Genehmigungen. 

21. Wenn ein in Canada gepchütztes Werk veruM iffen sein sollte, kann jeder- 
mann Klage beim Minister einbringen, der uucli ihm genügend ei^cheinender 
Feststf Uvng des SaehTerhalts dem Eigentümer des ÜdieEeiTeehts Kenntnis 
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von der Klage niid »l^r fra gflic.Ucn Tliatsachf gehen soll; mul vrcnn der 
Eigentümer dem in einer uusreichemleii Fri-^t nicht abgeholten hat. kann der 
Minister jedermann die Üenehmignng gewahren, eine neue Auflage zu ver- 
öffentlichen oder das Werk cinznffthren, bei wekber Genehmigung derselbe 
die Anzahl der Exemplare und die dem Eipcntiimfr des Crheberreckte Häx 
jedes darselhen zu zahlende Abgälte besonders za bezeichnen hat. 

Gobtthreii. 

22. Die folgenden Qobtthren sollen dem Minister gezahlt werden, ehe 
ein Oeanch fftr irgend eines der in diesem Gesetz erwähnten Zwecke an- 
genommen wird, nämlich: 

für die Kintragnng eines rrheherrrehtH $ 1.— 

9 ^ , „ Vorlauf. giiUig.LrheberrechLs „ ~u>0 

>» * n « zeitweiligen , , —.50 

m n n ''i"cr 1 bertragong , 1.— 

, eine beglaubigte Ausfurtif^nng einer Eintragung . , — ^0 
, die Eintragung der Eutscbeiduug eines Qerichts- 

hofes, für j^e Folioseite , —.50 

Ftlr amtliehe Ausfertigungen von nicht yorstehend erwiUmten Urkunden 

sollen die folgenden Kosten b^eehnet werden: 

Für jede einzelne oder erste Foüoseite beglaubigter 

Ausfertigung $ —.50 

Fttr jede folgenden hundert Wüner „ — .25 

Die Zahlung dieser Gebühren deckt alle auf Qmnd des gegenwartigen 
Gesetzes von dem Minister oder irgend einer Ton ihm angestellten Person 

geleisteten Dienste: 

8. Alle auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes erhobenen Gebühren 
sollen dem Finanzminister und Obereinnehmer tiberwiesen und dem kon- 
solidierten Einkommen-Fonds Canadas zuerteilt werden: 

4. Niemand soll von der Zahlnnfr irn-f^nd welcher Onbühren oder Kosten 
befreit sein, die für die ihm infoige seines Gesuchs auf Grund des gegen- 
wärtigen Gesetzes geleisteten Dienste zu zahlen sind; und keine Gebühr soll 
denjenigen lurftckerstattet werden, der sie bezahlt hat. 

Allgemeine Besümmungen. 

23. Das gegenwärtige Gesetz tastet in keiner Weise das Becht an, 
welches jedem zosteht, einen Gegenstand oder ein Stück irgend welcher Art 
darzustellen, ungenohtet daes ein Eigentnmnreoht an einer anderen Dar» 
Stellung desselben Gegenstandes oder Stückes bestehen kann. 

24. Es ist erlaubt, im Ausland veröffentlichte Zeitungen nnd Zeit- 
schriften, die neben den ausländischen Originalscliriften Teile von Werken 
enthalten, an denen ein Eigentumsrecht britischen Ursprungs besteht, in 
Canada einzuführen, wenn diese Auszüge mit der Zustimmung des Urhditers 
oder seiner gesetzlichen Vertreter oder gemSsm dem Gesetz des Landes, in 
welchem dieses Eigentumsrecht besteht, verrieUäitigt wurden. 

25. Die Irrtttmer, welche sich in die Abfassung oder die Ausfertigung 
irgend einer von einem Beamten oder Angestellten des Ministeriums auf- 
genommenen Urkunde eingeschlichen haben könnten, sollen nicht als Nicbtig- 
keitsgrund für eine solche Urkunde angesehen werden; wenn sie aber entdeckt 
werden, kOnnen sie auf ErmSchtigung des Ministers verbessert werden. 

26. Die Ausfertigungen oder beglaubigten Auszüge, welche das Ministe- 
rium ausstellt, werden oTme weiteren Nachw^ und olme die Beifafinfl^mg 
der Originale als l>ewei8kräftig angesehen. 
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27. Der Minister kann vorbehaltlich der Genehmigung des öouveroementa- 
rats solche Vorschriften und Verfüguugen erlassen und solche Formulare fest- 
setxeo, dio Ilm f%r die Zwecke dieses OeseUes nfttKlieh lud aagenieaseB er- 
Rcheinen; diese g^nekt iBr den Geliranch des Publikums yerbreiteten Ver- 
fügungen und Formulare sollen als den Zwecken dos Gesetzes entsprechend 
erachtet werden; und alle Tom Minister ausgehenden und Ton ihm zvt- 
gelassenen Urkondeii werden, soweit es sieli um MntUehe VeirIclitQiifeii In 
Uemisslieit des gegenwirtigen Qesetses liandeit, als gültig angeseken. 

Übertretungen und Strafen. 

S8. Jeder, der wissentlich eine falsche Etnscbreibung in ein^ der vor* 
erwähnton Register ycransrahct oder Teranstaltcn lässt, oder der wissentlich 
eine Urkunde, die fälschlich die Aiisfertigungsart einer Einschreibung in die 
besagten Register besitzt, als Beweismittel beibringt oder vorlegen l&sst, 
ist eines Vergehens schuldig und soll demgemäss bestraft werden. 

29. Wer bctrüglidierweise die Eigenschaft als Yom Urheber oder seinMi 
gesetziiclu'u Vertretern ermächtigter Agent annimmt, um die Eintragung 
eines zeitweiligen ürhcberreciiCä, eines yorläuHg gütigen Urheberrechts oder 
des Urbeberredits an erlangen, ist eines Vergdens scknldig und wird dem- 
genäss bestraft. 

30. Wer nach der vorläufig gültigen, gemäss änn g»'qre,j;)eärtigen Gesetz 
und während der oben festgesetzten Jb'rist Torgenommcoen lilintragttng des 
Titels eines Baches oder nachdem das Urheberrecht gesichert worde und 
wänrend des Zeitraums oder der Zeiträume seiner Dauer — irgend eia 
Exemplar oder irgend eine Übersetznng besagten Buches druckt, veröffent- 
licht, neadruckt oder neuveröffentücht oder einiohrt oder drucken, vor- 
Oirentliehen oder einfähren iSsst, oluie vorher durch Abtretung die Zu- 
stimmung, der Person, welche gesetallch Eigentnmsrecht an diesem Buch 
li;it, besessen und erlangt zu haben, — oder der ohne diese Zustimmung 
irgend ein Exemplar des W^erkes mit W^isseu, dass es dergestalt ohne diese 
Zustimmung gedruckt oder eingeführt wurde, veröffentlicht, verkauft oder 
aum Verkauf ausstellt oder veröffentlichen, verkaufen oder zum Verkauf aus* 
stellen lässt, — verfällt der Bes«lila^ni ibmo j 1. s derartigen Exemplars zu 
Gunsten der Person, welche dann das Eigentumsrecht besitzt, und soll 
ausserdem für jedes im Widerspruch -mit gegenwärtigem Gesets in seinem 
Besitz gefundene, sei es im Druck befindliche oder gedruckte, veröffentlichte, 
eingeführte ofinr zum Verkauf ausirestellte Exemplar diejenige Geldbusse 
von höchstens einem Dollar und mindestens zehn Cts. zahlen, welche der 
Qerichtsbof bestimmen wird; und die Anwendung der Beschlagnahme oder 
die Erhebimg der Gcldbusse kann vor jedem zuständigen Gerichtshof ver-> 
folgt werden: und eine H"t1fte flor Geldbusse soll Ihrer Majestät zufallen, 
um für die Offen tlichen Bedurfnisse Canadas benutzt zu werden, und die 
andere Hälfte steht dem gesetzmässigen Eigentfimer des Urheberreehts au. 

31. Wer nach der Eintragung einer Malerei, einer Zeichnung, daea 
.Standbildes oder anderen Knnptwerkes und wihrnnd df^r dnrch das gegen- 
wärtige Gesetz festgesetzten Frist oder Juristen auf irgend welche Weise 
dieses Werk ohne die Zustimmung des Eigentümers des Urheberrechts ^ana 
oder teilweise veryidf&ltigt oder irgend welche Vervielfältigung oder Kopie 
desselben ganz oder teilweise ausführen oder verkaufen lässt, verfällt zu 
Gunsten des Eigentümers der Beschlagnahme der Platte oder der Platten, 
vermittelst welcher die Vervielfältigung ausgeführt wurde, und aller Exem- 
plare dieser VervieliUltigung und soll ausseniem für jedes im Widerspruch 
mit gegenwärtigem Gesetz veröffentlichte orlcr znm Vf^kanf ausgestellte 
Exemplar dieser Vervielfältigung diejenige üeldbusse von höchstens einem 
Dollar und mindestens zehn Cts. zahlen, welche der Gerichtshof bestimmen 
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wird; die Anwonduu^,' In Honchlnp^uahin*' otk«r lir Erlifibung der Geldbus«ie 
kann^ror jedem zuständigen ünricbt«4hoi verfolgt werden; eine HiUfte der 
Geldbosse soll Ihrer Majestät zufallen, um fftr die öffentlichen Bedttrfniiie 
Cttnadas benutzt zu werden, lud die andere Hälfte steht dem getetimäisigen 
Eigentümer dis [Urheberrechts zu. 

32. Wer nach der gemäss dt.rn gegenwärtigen Gesetz und während 
der durch seine Bestimmungen festgesetzten Frist oder Fristen erfoi^«n 
^tragung einer Abbildung, eines Hoizgehnittes oder StieJis, einer Land- 
karte, Seekarte, mnaikalittchen Komposition oder Photographie ohne jede 
Abweichung oder mit einiger iu der Absicht der Gcsctzumgehung am haupt- 
sächlichen Entwurf vorgenommenen Abänderung, HinznfUgung oder Weg- 
lassang, die besagte Luidkarto, Seekarte, musikalische KompeaitiOB, Ab- 
bildung, den Holzschnitt oder Stich oder ir^rond einen TlII davon sticht, 
radiert oder ausfuhrt, ycrkautt oder nachmacht oder stechen, radieren oder 
nachmachen, herstellen oder yerkaufcn lässt, — oder druckt, neudruckt 
oder zum Verkauf einfülirc oder so drucken oder neadruckcu oder lam 
Verkauf ernftthren lässt, ohne vorher die Zuatimranng aes Ei^'( ntümt^rs des 
ürheherrechts betreffenden Werkes, wie vorerwähnt, erlangt zu iiaoen, — 
oder der mit Wissen, datts es ohne solche Zustimmung so neugedruckt, ge- 
druckt oder eingeftlnrt ist, irgend ein £xemplar soi(;her Landkarte, Seekarte, 
mnsikitlischer Komposition, solchen Stiches, TIolzsi Imittes, solcher Photo- 
graphie oder Abbiidung ohne solche Zustimmung, wie vorerwähnt, veröffent- 
licht, verkauft oder zum Verkauf ausstellt oder in irgend welcher W^eise 
darllher vertugt, geht zu Gunsten des Eigentümers des Urheberrechts an 
(km Werk, der Platte oder den Platten, vermittelst ^v^l( her diese Land- 
karte, Seekarte, musikalische Komposition, dieser Stich, Holzschnitt, diese 
Photographie oder Abbiidung nachgemacht wurde und ebenso jedes so, wie 
Torerwälnit, naefeigemachten oder gedruckten Bogene derselben veiiiistig; 
Qod soll ausscrdr-m fnr joden im Widerspruch mit ^ep:c^^vä^tirrcm Qrsf^iz iu 
scinein Ik-sitz gefundenen gedruckten oder veröttenthcluen oder /.inu Verkauf 
gestellten Bogen solcher Landkarte, musikalischen Komposition, Abbildung, 
solchen Hokwlmitto oder Stielt diejenige Geldbuä»e von höchstens einem 
Dollar oder mindestens 10 Cts. verwirken, welche der Gerichtshof bestimmt, 

welche Verwirkun^ vur le iein zusiandigen Gericlitshof erzwingbar oder 
beitreibbar sein sollj und eme Hälfte dieser Sunune soll Ihrer Majestät zu- 
falleo, um für die öffentliclieii Bedttrfisisse Canadas benutzt zu werden, und 
die andere Hilfle soU dem gesetimissigen Eigentümer dieses Urheberreclitfl 
sttstehen. 

33. Jede Person, die das Lrüeberrecht eines iitteranscheu, wissenschaft- 
lichen oder kllnstlerischen Werkes nicht gesetsrnKssig erworben bat nnd die 
auf irgend einem t^edruckten, hervorgebrachten, vervielfältigten oder ein- 
gefftlirten Exemplar desselben anzeigt oder auf irgend einem solchen Exem- 
plar aufdruckt, dass dasselbe gemäss diesem Gesetz eingetragen wurde oder 
WSrter anbringt, inhaltlich welcher das Bestehen eines darauf bezüglichen 
canadischen UrheVerr chts })ehauptet wird, soll einer dreihundert Dollars 
sieht überschreitenden Geldstrafe verfallen: 

*' Jede Person, welche, uachdem sie ein Werk im Register der vor- 
linfig gültigen Urheberreelite einschreiben liess, unterlisst, dieses Werk in 
der festgesetzten Frist zu drucken und zu veröffentlichen oder neuzudnicken 
und neuzuverftfrentiichen, vorfällt einer elnbondert Dollars nicht über- 
schreitenden Geidbusse: 

Jede anf Orand dieses Artiicels Terwirkte Geldstrafe soU ver jedem 
zuständigen Gerichtshof beitreibbar sein; eine Hälfte derselben soll 
ihrer Majestät zufallen, um für die üffentlichen Bedürlnisse Canadas benatKt 
zu werden, nnd die andere Hälfte steht dem Kläger zu. 
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34. Keine Klage oder Verfolgung wegen Erlangung einer Geld^itrafe 
ani Qrond dieses Gesetzes soll später begonnen werden, als zwei Jahre nach 
dm Begian der KJAgennaelie. 

Vortehrifton und Formulare des Aekerbeu-Ministeriume betreffbiid 

„Das Urheberrechtsgesetz''. 
(Vom GoaTernomeiit8-£at am 12. April 1887 geneiunigt.) 

1. Da jedo Vttluuidlang schriftlieh geführt wird, ist persOnlieheB Er- 
scheinen aaf dem Aekorbau-Ministerium nicht erforderlich, ausser bei be- 
sonderer Vorladung auf Anordnang des Ministers oder Bevollmächtigten. 

2. In jedem Jb'ali ist der Nachsuchende oder Hinterleger irgendweicher 
Eingabe fftr die Beschaffenheit seiner Angaben imd die ReehtsgiUtiglEelt der 
TOD ihm oder seinem Vertreter gelieferten Urkunden TerantwortUch. 

3. Die Konrespondenz wird mit dem Nachsuchenden «»lor mit dem Ver- 
treter, der die iiUngabea dem Büreau übergeben oder übersandt hat, aber 
onr nät einer Person, gefahrt. 

4. Alle Eingaben müssen deutlich und saaber anf Aktenpapier ge- 
schrieben werden, und jedes Wort derselben sol! p'at leserlich sein, damit 
keine Schwierigkeit hinsichtlich der Kenntnisnahme und in der Eintragung 
und Absehlift derselben entsteht. 

5. Alle Exemplare von in Gemässheit der Sektion 9 des , ürhebenechts» 
gesetzes" hinterlegten Büchern müssen kartoniert oder in Lederband geliefert 
werden, und alle Exemplare liinteriegter Karten mui>sen aufgezogen seuL 

6. Alle Mitteilangen lind nnter folgendem Wortlaut m addressleien: 
„To the Minister of Agrienlture (Copyright Branch), Ottawa.** 

7. Wird eine Übertragung in doppelter Ausstellung gemäss Sektion 15 
des .Urheberrechtsgesetzes" vorbereitet, ist Sorge dafür zu tragen, dass 
Kfd der Rückseite der Urkunde ein genügender Raum für die Eifwelialtnng 
der Bescheinigung gelassen werde. 

8. Hinsichtlieh iiielit besonder in firn ft>lfj-pndeu Formnlar»'n Tnr<reseh»'ner 
Verfahren wird jede dem BuchsUibcu und Geist des Gesetzes entsprechende 
Form angenommen werden; wenn nicht entsprechend, erfolgt Rücksendung 
behnfs Verbeasernng. 

9. Ein Exemplar des Gesetzes und der Vorschriften mit einem besonderen 
bezeichneten Abschnitt wird seitens des Bureaus als höflicher Bescheid an 
jede Person, die eine Anfrage stellt, zu senden beabsichtigt. 

10. Ein Gesuch für die Eintrc^ang eines Urheberrechts soll, wetm 
es vom Eigentümer aeUtai geaMM wird, naeh folgendem Formnlar abge- 
fasst werden: 

To the Minii^ter of Agriculturc, 

(Copyright Brauch), Ottawa. 

I (Name der Person) douiiciled in Canada, {Angabe von Ort und 

Frooinz) or in any part of the British Possessions {Ängctbe des Orts) or 
beittg a Citizen of any Gonntry, (Angabe des Landes) which has aninter- 
nationnl Copyrit^ht treaty with the l'nited Kingdom (je nach dem vor- 
liegenden Falt) hereby declare that I nm tlie i)roprietor of the (hook. map, 
Chart, &c., &c., — je nach vorliegendem Fall) cailcd {Titel oder Aame^ 
Ja nooli vorliegendem Fall) and that the said (book, map, Äe., — je nach 
vorlicgpndem Fall) has been published in Ganada by {lifaMa des Verlegers) 

m tiie {Erscheinungsort) in the Prorince of ( ) anJ hureby 

reiytuest the Eegistration of the same, and for that purpose I herewitii lor- 
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ward ihp fee required hj "The Copyright Act", toerethcr with two*) copies 
of the (bouk, map, chart« &c., — je nach dem vorliegenden Fall; wenn 
der Oegenatand eine Malerei, BUdhaa9rarh§U üi^r «1» äomtigea Knnai' 
werk ist, eine handaehri/tliche Beschreibung dUäee Kimaiwerha), 

In tGstimonj thercof, I liave :>i{^ned in the presence of the tWO «nd^r» 
bigned witnes >• ^ at the plaue and date bereunder mcntioned, 

(Ort und Datum.) 

{UMeraehrifi des Etgeniämere*) 

Signatnro of tbe two witnosset. ^ 

lt. Ein Gesuch für die Eintragung eines Urheberrechts soll, wenn 
es von dem Vertreter des Eigentümers gestellt wird, nach folgendem 
Formular abf^efasst werden: 

To Ute Miusler of Agrienltnre, 

(Copyright Branch), 

Ottawa. 

The underäigned, resident in the {^Bezeichnung und Name von Ort 
und Provinz des Wohnsitzes des Vertreters) being the Agent anthorized 
by (Name des Eigentümers mit Angetbe, wo in Canada oder m irgend 
einem Teil der Britischen Besitzungen wohnhaft orJpr, irenn er ein 
Bürger eines Landes ist, das mit dem Vereinigten Königreich einen 
internationalen UrheberrechtS'Vertrag hat, Angabe des Landes) h< reby 
(leclare that (Name des E^miümera) is the proprietor, of the (book, map, 
»hart, &C., — Je nach (frm rnrliegenden Fall) called fTitel otlnr 
Name, — je nach dem torliegenden Fall) and that the said (book, map, 
Chart &e., — je nach dam vorliegenden Fall) has boen published in Canada 
by (Name des Verlegers) in the ( Bezeichnung und Nam e des Erschein unga^ 
orts) in the Province of (Ontario, Quelioc. Nova Scotia, New Brunswick, i^c, 
— je nach dem vorliegenden Fall) and hereby requcst the registration 
of the same, and for that purpo::u I herewith forward the fee re<iaired by 
**The Copyright Act'\ together with two*^ copies of the (büok, map, chart, 
^tf., itc, — je nadi Iptu vi)rliegi'!ii! mi Fall; wenn (l<'r stand eine 

Malerei, Bildhauerarbeit oder ein sonstiges Kuuätwerk ist, eine handschrift- 
liche Beschreibniio; dieses Kunstwerks). 

In testimon.v thercof I bave signed thts application m tbe presence of 
the two undersigned witnesscs at the place and date herennder mentioned. 

(Ort und Datum.) 

i Unterschrift des Vertreters des Eigentümers.) 

.Signatare of the lw<> witnesscs. ^ 

12. Ein Gesuch fAr die Eintragung eines vorläufig gältigen Ur^ 
heber rechts <o\], trenn es vom Eigentümer aelbat geatatÜ wird, nach 
folgendem Formular abgefaj^st werden: 

To the Minister of Agricuiturc, 

(Copyright Branch), 

Ottaw». 

I {Name der Peraon) douüciled in (Angabe von Ort und Provinz 
in Canada oder, falls in irgend efr^p/n Teil der Britischen Besitzungen , 
Angabe des Orts oder, falls Bürger emea LamUa, das einen inter- 
noHonatan Urheber rachta^Vertrag mit dem Varainigtan Königrjeioh 



*) Drei Ex«mpl«n; (aitstaitt zwei) sind gviuKss dem Abimlemngsgesets toiu92. .lult IS95 
«rforderliub. 
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hat, Angabe des Landes — Je nach dem vorliegenden Fall) herein 
declftre tbat I am tbe proprietor of a (book, map, ciiartf — nach 
dm» vorU0fftndmn Fail) nlled (TUet oder Kam»^ ^# naioh dtm uor^ 
liegenden Fall) for wlndi I hereby request tbe pnTileictt of an Interim 
Copyright, to the terms of ihe Act, and for that porpose, I hcrewith forward 
the fee required by "Tbe Copyright Act", together with a copy of the title 
of the Batd (book, map, cbart, ftc, — Je na^ dmn wrUegimden JVsll.) 

In testimony tbereof I bave ^iLi ed, iu the presencc of the two niider- 
fiigned witnesses, at the place and date berennder meotioiied. 

{Ort und Datum,) 

{Unter sehr iß des Eigentümers,) 

Si^atnre of tbe two witnesses. ^ 

1 3. Ein Gesneb fttr die Eintragung eines vorläufig ffäU^ftn Urheber- 
rechts si'll, i7'rnn es von dem Vertreter des EigmUtiMrB ff^^elU wird, 

nach folf/eiidem Formular abgefasst werden: 

To tbe Minister of Agricoltore, 

(Copyright Brauch), 

Ottawa. 

Tbe nudersigned, resident In the (Angabe und Name von Ort und 

Provinz, woselbst der Agent irnhnhaft ist) being the agent mithori/ed by 
(Name des Eigentümers mit Angabe, wo in Canada oder hf/end einem 
Teil der Brit. Besitzungen wohnhaft oder, wenn er ein Bürger eines 
Landes iat, das mU dem Vereinigten Königreich einen internationaten 
Urheberrechts -Vertrag hat, Angabe dieses Landes) hereby declare that 
(Name des Eigentümers) is the proprietor of thp (book, map, (hart, &e. 
&c., — Je nach dem vorliegenden Fall) callcd { Titel oder Name, — Je 
nach dem vorliegenden Fall) tot wbieb I bereby request tbe privilege of 
au Interim Copyright, to the terms of tlie Act, and for that ptirpose I herewith 
forward the fee required by "The Copyright Act", together with a copy of 
the Said (book, map, chart, &c., — Je nach dem vorliegenden Fall). 

In testimony tbereof I baye signed in tbe presenee of tbe two nnder* 
signed witnesses, at tbe plaee and date berennder moitioned. 

(Ort WHl Datum,) 

(Unterschrift des Vertreters des Eigentümers,) 

äignatore of tbe two witnesse». ^ 

14 Ein (Gesneb fttr die Eintragung eines zeitweiligen Xfrheberreekts 
soll, wenn es von dem Eigent&mer stfiftsi genteUt wird, nach folgendem 

Wortlaut abgefasst werden: 

To tbe Minister of Agriculture, 

(Copyright Brauch), 

Ottawa. 

I (Name der Person) donieil^d in (Angabe von Ort und Provinz 

in Canada oder, falls in irgend einem Teil der Britischen Besitzungen, 
Angabe des Orts oder, fall^ Bürger eines Landes, das einen inter- 
n€Uionalen Urheberrechts 'Vertrag mit dem Vereinigten Königreich 
hott Angabe des Landes^ — Je nach dem vorliegenden FaXt) Mreby 
deeiare tliat I am tiie proprietor of the (book, story, noTel, &c., &c., — /s 
nach dem vorliegenden Fall) called (Titel oder Name) which is now 
belüg preliminarily published in separate articles in the (Angabe von 
Namen, Ort und Provinz der Zeitung oder Zeitschrift, in wwtker das 
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Werk im Erscheinen begriffen tat) for which 1 hereby request the privilege 
of a Temporary Copyright to tho terms of the Act, and for that purpose 
J kerewitb forwurd the fee reqaired by *Tfae Copyright Act", together with 
s Short analysiB of the said work. 

In testiniony tbereof I havc signed in the presence of the two ander- 
signed witnesses, at the place and date hercander mentioned. 
(Ort und Datum.) 

{Unt^rmskHß des mgmmmm,) 

Siguttiiie of the two witnessei. | 

15. Ein Gesuch für die Eintragung einsa zeitweiligen Urheberrechte 
8oU, «MUH «8 PIN» dem Vertreter dea Jütgentämen geMH wird, nach 
folgendem Feimalmr Ahgefiuet werden: 

* To the lOoieter of Agriculture, 

(Copyright Brimch), 

Ottawa. 

The uudursigned, reäideut in the (Bezeichnung und 2suine ton Ort 
und Provinz des Vertreterti) Mag the Agent authorized by (NtMme das 

Eigentümers mit Angabc. iro in Canada oder in irgend einem Teil 
der Britischen Besitzungen wohnhaft oder, wenn er ein Bürger einee 
Liunäes ist, das mit dem Vereinigten Königreich einen internationalen 
Urhsberrechta 'Vertrag hat, Angabe dieses Landes) hereby declare that 
(Name des Eigentümers) is the proprietor of the (Itook, stnry, novpl, .tc., 
<I<:c., — Je nach dein vorliegenden Fall) rnüed {Titel oder Name) which 
is uow beiag prelmiitiarily pablished iu separate articles in the {Angabe 
90» Namen, Ort und Provinz der ZUtartg oder Zeitschrift, i» weicher 
das Werk im Erscheinen begriffen ist) for which I hereriy requr t tlu? 
privilcf^e of a Temporarv Copyright, in the terms of the Af;t, and for that 
purpoäe I herewith forsvard tho fee required by '"ihe Copyright Act", 
together with a short analysls of the said work. 

In testiniony thereof, T huve sij^ned in nrr^ruce of the twO nndersigned 
witnesscs at the plaro and date herett&der meutiODCd. 
{Ort und Datum.) 

(Unterm^ift des Vwfr^tm d§8 Sigentämors.) 

Signatare of the two witneises. \ 

/ 

Anmerkung. Die Korrespondenz mit dem -^fini.^tcrium wird durch 
die canadische Post unter Portofreiheit befördert. — Di«' Zustellung: irgeufl 
einer Eiugahf sollte stets von einem Brief begh'itet sein, und ein besonderer 
Brief sollte hinsichtlich jedes abgesonderten Gegenstandes geschrieben werden. 
— Es « inptiehlt sich besonders, das Gesetz zu Kate zu zielien, rhn nhnr 
ir^rend einen (Jeprenstand an das Ministerium irt'=rhri«'ben ^\■ir<l. um unnötige 
Erklarungrn und uutzloseu Verlust von Zeit und Arbeit zu vermeiden. — 
Ein hinreichender Band sollte auf jeder Eingabe srelassen werden, besonders 
anf Bcsclir» iVinnp:pn und Übertragungen fiir dif Einschaltungen von Nach- 
wcisangen oder i>eseheiniL'"nngpn htt] für das Anliringeu des Siegüls auf 
denselben. — Es muss in trinnerunj; gebracht werden, dass, je besser die 
Bingaben ausgeführt sind, um so schneller deren Erledigung auf dem Bllreau 
erfolgt und am so sicherer die Richtigkeit des Verfahrens gewihrleistet wird. 

Gesetz vom 18. Juli 1900, betreffend das Urheberrecht. 

1. Wenn ein Buch, biosichtlich dessen nach dem Urheberrechts -üoäctz 
•in Urheberrecht besteht, snent rechtmtesig hi irgend welchem andern Teil 
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der Besitzungen Ihrer Majestät, als in Canada veri)ffentlic]it worden ist, und 
wenn es nach der Überzeugon;:^ des Ackerbau -Ministers erwiesen ist, dass 
der Besitzer des so bestehenden Urbeberrechts und des durch solche Yer- 
öfifentlichung erworbenen Urbeberrechts rechtmässig eine Erlaubnis erteilt 
hat, in Canada mit bewepflichen o'ler andern Typen oder mit Stereotyp- 
Platten oder galvanoplastischen Platten oder mit lithographischen Steinen 
oder durch irgend welches Verfahren zur getreuen Verrielftltigung eine zuiu 
Verkauf nur in Canada bestfnunte Ausgabe eines solchen Buches zu ver- 
vielfältigen, kann der Minister, untreachtct irfTf^nd welclior im (i^rheherrcchts- 
Gesetz enthaltenen Bpstimmune:. durch von ihm unterzeichneten Befehl, aus- 
genommen bei schriftlicher Bowillierung des Inhabers der Erlaubnis, die Ein- 
fuhr nach Canada aller Exemplare emea soleben andemwo gedruckten Buchet 
verbi- t f n ; jedoch drtrfen zwn solfher Flxemplare eigens für den Gebrauch bona 
ttde iri^end einer öffentlichen Freibihliothek oder UniversitÄts- oder CoUegiums- 
Bibliothok oder für die Bibliothek irgend einer vorschriftsmässig inkorporierten 
Anstalt oder Gesellschaft eingeführt werden. 

2. T)er Ackerbau-Minister kann zu jeder Zeit in gleicherweise durch 
von ihm unterzeichneten Befehl ein solches Verbot der Einfuhr aufheben oder 
widerrufen, wenn es nach seiner Überzeugung erwiesen ist, a) dass die Er- 
laubnis snr Yervielfältigung in Canada abirdaufen oder erloschen ist, b) dass 
die ancromessone Nachfrage nach dem Buch in ("anada ohne Einfuhr nicht 
hinreichi iid befriedigt wird, c) dass das Buch unter Berücksichtigung der 
nach demselben in Canada bestehenden Nachfrage nicht angemessen gedruckt 
oder TerQffentlicht ist, d) daps irgendwelche andere Sachlasrc besteht, wegen 
deren es nicht dem öffentlichen Literesse entspricht« die Einfnhr weiter in 
verbieten. 

3. Zu jeder Zelt, nachdem die Einfuhr eines Buches nach Sektion I 
dieses Gesetzes verboten worden ist, kann jeder in Canada Ansässige oder 
dort Befindliche direkt oder durch einen Buchhändler oder andern Vermittler 
bei der zur Vervielfältigung eines solchen Buches ermächtigten Person um 
ein Exemplar jeder Ausgabe eines derartigen im Vereinigten Königreiche 
oder in irgend einem andern Teil der Besitzungen Ihrer Majestät im Handel 
befinrlliclien und anEremessen erhnitlii'lien Buches nachsuchen, unJ es soll 
alsdann die Verpflichtung der i>o erjuächtigten Person sein, so schnell, als 
dies billigerweise geschehen kann, ein solches Exemplar für die darum nach- 
suchende Person zu importiren und ihr dasselbe /n dem in dem Vereinigten 
Könierrf'ich ndrr in ( inem anderen Teil der IJesitzungen Ihrer Majestät ge- 
bräuchlichen Kaufpreise zuzüglich der Zoll- und angemesf^enen Transport- 
kosten zu verkaufen ; die ohne rechtmässige Entschuldigung seitens der so 
ermächtigten Person erfolgende ünterla^sunp; oder Verabsäumung, ein solches 
Exemplar innerhalb einer angcmessenm Zrit zu liefern, soll ein Grund sein, 
wegen dessen der Minister, wenn er es für augebracht ansieht, das Verbot 
der Einfuhr aufheben oder widerrufen kann, 

4. Der Minister soll das Zolldepartenient sofort von jeder darch Ihn 
nach diesetti O. setz erlassenen Verfiifjung in Kenntnis setzen. 

5. Alle im Widerspruch mit diesem Gesetz eingeführten Bücher kennen 
von jedem Zollbeamten bcschlaguahmt werden uud sollen der Krone verfallen 
und vernichtet werden; nnd jede Person, welche irgend ein Buch im Wider- 
spruch mit dicf?em Gesetze einführt oder dessen Einfuhr veranlasst oder 
zulilsst. soll fiir jede Übertretung nach summarischer SchuldigcrkUtrung einer 
100 $ uicliL uberschreitenden Geldstrafe uaieriiegen. 
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Verfassung vom 25. Mai 

Art. 152. Jeder Aator oder Erfinder besitzt das ansschlieMlMra ffigtn- 

tuni an seiner Erfindunpf oder seiaem Werke während der ihrn gesetzlich 
eiogeräumten Frist; wenn das Qcsetz die Verüfteotlichujig veriaAg^e, so soll 
der Erfinder dementsiiFechend entschädigt werden. 

Gesatz vom 24. Juli 1834 betrefflNid das IKterarische Eigentum. 

Art. 1. Die Urheber jeder Art von Schriftwerken oder masikalischen 
Kompositionen, Werken der Malerei, der zeichnenden Kunst oder der Bild- 
htnerel und Ikberhaopt diejenigen, denen der erste Entviuf eines Werkes 

der Litteratur oder der schönen Wissenschaften gehört, haben während ihrer 
Lebeasdaner das ausschliessliche Recht, ihre vermittelst des Buch- oder 
Steindrucks, des Abfonuens oder jedes anderen zur Wiedergabe oder Ver- 
TielfUtigang bestimmten Verfahrens reproduzierten Werke in Chile zn Ter- 
lukvfen oder verteilen zu lassen. 

Art. 2. Ihre testamentarischen und Intcstat-Erben gemessen da-selljo 
Kecht während t'Unf Jahren, welche Zeitdauer auf zehn Jahre rerlaugert 
werden kann, wenn es die Begiemng für geeignet eraohtet; sofern aber die 
Brbfolp:e auf den Fiskus tibi-r^eht, verfallt das Werk dem Gemeingut. 

Art. 8. Die Urheber and ihre Erben können ihre Bechte einer beliebigen 
Person abtreten. 

Art. 4. Der Eigentttmer das Manuskripts eines posthnmcn Werkes ge« 

ui<jsst sein ausschliessliches Eigeutumsrecht während einer nicht verlänger- 
baren L);iuer von zehn Jahren; d!»'He Frist läuft von der von dem Werke 
hergestellten ersten Ausgabe an und unter der Voraussetzung, dass das 
Werk für sieh verOifentliekt sei und nlelit in einer Ausgabe, welche gleich- 
falls die zu Lebzeiten des Urhebers verHlVent lichten Schriften urafasst. In 
dem letzteren Fall eriährt das posthume Werk dieselbe Behandlung, wie 
diese Schritten. 

Art. 5. Der Besitzer eines postbnmen Manuskripts, das Verbesserungen 

an dem Werk p.'me^ Urhebers, welches zu Lebzeiten desselben veröffentlicht 
wnrde enthält, geniesst sein Eigentumsrecht während einer nicht verlänger- 
baren Dauer von zehn Jahren, vorausgesetzt dass er besagtes Manusl^ipt 
dem ordentlichen Gericht in dem JaJire vorlegt, welches auf den Tod des 
Urhebers folgt und dass er nachweist, dsM dieses Manuskript anidi von dem« 
selben herrührt. 

Art. 6. Die Ausländer, welche ihrt^ Werke in Chile veröftentlichen, ge- 
messen dieselben Rechte, wie die Inltnder, md wem sie in Chile eine nene 

Ausp;-abe von schon in andern Ländern veröffentlichteu Werken erscheinen 
lassen, geoiessen sie gleichartige Rechte während einer Dauer von zelun 
Jahren. 

Art. 7. Die Theaterstücke geniessen ausserdem das Privileginm, in 

keinem Theater Chiles aufi^efülirt werden zu dürfen, ohne schriftlicht' Er- 
mächtigung des Urhebers oder seiner Krhen, und zwar während (b^r Lel)ens- 
daucr des crsteren und, vom Tode desselben an gerechnet, wälirend der fünf 
den letzteren gewährten Jahre. 

Art. 8. Wenn ein Werk seitens i iner durch eine Vereinigung von 
Personen gebildeten Körperschaft zusaniiiu;ngesteUt ist, so geniesst letztere 
das Eigentumsrecht des Werkes wahrend einer Dauer von vierzig Jahren, 
vom Zeitpunkt der ersten Ausgabe an gerechnet. 

G«Mtae Uber dM Urheberrecht. 8 
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Art. 9. Die Übersetzer irgend eircs "Werkes und deren Erben geniessen 
dieselben Rechte, wie die L'rhcber und denn »Iicn. 

Art. 10. Um in den Geiiu^ä der dur<-ii diü vurh ergehend en Artikel zu* 
gestandenen Boehte sn treten^ ist es nicht erforderlicli, irvend eine ürknnde 

der Regienmf:: zn erlangen, soitdern es trenii^t, vorbcr drei Exemplare des 
Werkes aut der OftVntlifh«'n Ribliofhek in öantiaj^o zu lünterlegen und am 
Anfaug dieses Werkes anzu^el^on, wem dasselbe gehört. 

Art. 11. Die Begierung kann ein ansechliessUobes PriTÜegivfn für eine 
Dauer, welche fünf Jahre nicht überschreit i n s(tll, fi n Persimcn bewilligen, 
welche interessante Werkn nrn i rucken, vuransgcHützt dasä diejk'On letzteren 
hergestellten Ausgaben korrekt und schon niud. • * • - 

Art.. 12. Wenn der Urheber oder Verleger eine« Werltes sein Privi- 
Icgiuni niiiit zu genif^sen wiinpclit und sich der T"r1n!hni.ir 'Irr durch Art. 10 
vorgeschriebeiJtiü Fürnilirhkeiten onthfilt, ist der] »rucker vcrpHichtet, die in 
diesem Artikel orwiiünteu drei Exemplare auf der Offentliehen Bibliothek 
zn Santiago zu hinterlegen. 

Art. 13. Alle Drucker sind ^gleichfalls Terpflichtet, ;mf der Bibliothek 
zwL'i Exemplare jedes von ihnen gednicktcn periodischen oder einzeln ver- 
öüeatiichtcn I>latLes zu hinterlegen, sowie ein Kxeuipiar desselben un da» 
Ministerinm des Innern ein anderes an jeden Patrünonial^Oerichts-Pro- 
knrator gelangen zu lassen. 

Art. 14. Nach Ablauf der in den vorhergehenden Artikeln erwiihnten 
Fristen vcrideibeu alle Werke dem Gemeingut und jedermann ist berechtigt, 
dieselben nach Belieben zu benutzen. 

Art. 15. Wenn jemand das Werk anderer nachdnirlrt, graviert, nach- 
ahmt oder auf irgend welche Weise gegen die Bestimmungen des ge<j:en- 
wärtigen Gesetzes verstösst, kann ihn die interessierte Person beim Richter 
anzeigen, welcher ihn summarisch gemäss den über die widerrechtliche Be- 
sitznahme des Eigentums anderer geltenden Qesetzen aburteilt. 

Strafgesetzbuch. 

Art. 471. Mit Strafe kleinerer Versetzung oder kleinerer lielegation in 
ihrem geringeren Anwendnugsgrad oder mit einer Geldbusse von hundert 
bis tausend Piastern wird belegt, wer irgend eine betragerisebe' Handlung 

hinsichtlich des litternrischen oder künstlerischen Eigentums begeht. Die 
Exemplare, Maschinen oder Gegenstände, welche betrügerischerweise nach- 
gemacht, eingeführt oder verbreitet wurden, sollen zu Gunsten der g:e- 
aebSdfgteii Person beschlagnahmt werden. Dasselbe geschiebt hinsichtlieh 
der gravierten Phitten und der zur Ausführung des Betrugs angewandten 
Vorrichtungen, im Falle dieselben nur zur Begehung des letzteren benutabar sind. 

Civilge8etzbucb von 1855. 

Art. 584. Die Erzeugnisse des Talentes oder des Geistes sind das 
Eigentum ihrer Urheber. Dieses Eigentum wird durch besondere Gesetze 
geregelt. 

Columbien. 

Verfassung vom 5. August 1886. 

Art. 35. Das littcrarische und künstlerische Eigentum wird als über- 
tragbares Eigentum für die Leiiensdauer des Urhebers und achtzig Jahre 
darüber hinaus gegen Erfüllung der gesetzlichen Förmlichkeiten geschützt. 
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Der gleicbo Schatz wird den Efgenjklfmehi Ton in Ländern . spiiniscber 

Sprache vi.TötYentlichrcn Werken pTPwf^hrt, voraTiss^rsetzt dass das betreffend»^ 
Land in seine GesetzorebuDg den GruDd.«atz der Gegrenscitigkeit aufgenonimen 
iiat; der Abschloss internationaler Verträge zu diesem Zwecke ist nnnötig. 

Gesetc von 2S. 0ktobar 1886 über daS' ntt^raritehe. unil 

künstlerische jEigentum *), . . 

Kapitel I." Allgemeine Erkl'ftrungen.nnd Beajtimm'nngen. '! 

Art. 1. JU&s litterarische and künstlerische Eigentum oder Urheberrecht 
lioateht in der' Befn^nis, Welche die Gesetze deii UrÜebern ziierkenneo'^ ikre 
Irä^erke während einer .bestimmten 2elt niid' Vermittelst .bestuomlier'y!!^ 
i^lingiKßr ForniÜchkpiten ausznnnt/f n. 

^ Art. 2. Ii in?? IC tu lieh der Wirkungen des Gesetzes versteht man unter 
Urheber denjenigen, welcher ein Orig:inalwerk herTorgebracht hat, ebenso 
auch detgenisea, welcher ein anderes \\'erk umarbeitet oder zusammenirägt, 
der einen Auszag oder eine Übersicht desselben veranstaltet, vorausgesetzt 
dass er sich in diesen verschiedenen Arbeiten auf die durch die Gesetze 
und intcmationaten Vertrage eirlanbtea QrenM besehrfinkt. " 

, Art. 3. . Die Vorteile des gegenwärtigen Gesetzes kGniieii Ton allen 
Columbianfirn, welche ihre Werke im Ausland veröffentlichen, selbst in einem 
Lande, mit welchem kein litterarischer Vertrag besteht, b^||nspracht werdeii. 

Art. 4'.." Bern Urbeber wird derjenige gleichgestellt, welcher znm 'ers^^n 
Mal ein nicht im Brack herausgegebenes, niemandem gehöriges Wferk'y^ 
{^jSCentlicht, indem er sich eines Manuskripts bedient, dessen Eigentümer er ist. 

Art. 5. Das Bceht am litterarischen Eigentum gemessen auch d^ 
Staat, die jarlstbcben KOrpersdiaften und Personen, sol^n^p sie ehi'en gesetz- 
Bl&ssigcn Bestand haben. 

Art. 6. Hinsichtlich der Wirkunf^-Mi des Gesetzes versteht man unter 
littorarischem oder künstieriscüem Weik jedes aus e^ner persünlicheu 
geistigen, imaglnftren ödeir künstlerischen Arbeit oder B^äiüQhung hervbr» 

Segangene Original-Erzeugnis. Man betrachtet als ein demjenigen, d<^r< es 
ervorbringt, eigenes Werk niclit nur die vollständig originalen Erzeugnis?«?, 
43ondern auch diejenken, deren Elemente, obgleich aus anderen Urhebern 

f exogen, mit ürteilstlhigkeit aäsgewfihlt» in nene Gestalt gebracht und mit 
erständnis einem 'meilir od^ weniger allgemeinen Gebrauch angepasst sind. 
Art. 7. Die philosophischen oder wissenschaftlichen Gedanken, Vor- 
stellungen oder Systeme und die übrigen menschlichen Kenntnisse, abgesehen 
T^n der besonde^ca Gestalt, mit welcher der Urheber oder Künstler sie Tei^ 
sehen hatf inadh^ ein prlyates Eigentum nicht aus und kOniien . unbehindert 
imter neuen Formen dargestellt werden. 

Art. 8. Die einer praktischen Ausnutzung fähigen, wissenschaftlichen 
Erfindungen oder {Entdeckungen maohcii ein Eigentum^ nicht anis; sie sind, 
gt tiiiiss dem Artikel 120, § 20 der VeiläasiuigV'i^vur ^^X- Gegenstand 'i^es 
Privilegiums. 

Art. 9. Jedes Geisteswerk, nachdem es durch Druck, ^ch, odqr irgend 
eia' anderes llhnliches Verfahren hervorgebracht ist^ macht, und iswar nach 
Erfüllung der gesetzlichen Förmlichkeiten, ein Eigentum aus, das durch das 
go(n* ine llecht ohne andere Einschränkungen, als die sich aus dem Qeßetz 
tirgobuiüen, geregelt wird. , ' „ ■' , . ,* 

-" j^Dieses Gesetz (No. 32 vum Jahru ISmC) wurde laut G«seM Ko. t5B vom Jabxe .1887, 
Art. 83, ftls dem CivUgesetxbuch einverleibt erklärt. ....... 

9« 
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Art. 10. Das ütterairisrhp mid künstlerische Eig;entnin gehört den Ur- 
hebern während ihres Lebea:>, uud nach ihrem Tode geuiessen diejeni^ren, 
welche es gesctzmässig erworben haben, duttelbo während achtzig Jahren. 

Art. 11. Du litterarische Eigentum iBt den der Presse durch Artikel 
der Vci fnssiirifr ;nifrrl< n;trn Einschränkungen unterworfen. Das Recht am 
litterarischen Eigentum ist gleichfalls durch die Ceusur begrenzt, welcher 
die Regiemu«; gemäss den Gesetsen die dnunatiflchen Darstellnngcn au^ 
Gründen öffentlicher ^foral und Nationalehre unterwerfen kann. 

Art. 12. Niemand darf ein Werk ganz oder teilweise ohne die Erlaubnis 
des ürhebers vervielfältigen. Dieses Verbot ündet auf weder veröffentlichte, 
noch eingetragene Utterarische oder kftnstlerischc Werke Anwendung, die 
während der Öffentlichen oder privaten Vorlesung, Aiiifftbmnir oder Aqb- 
Stellung stenographiert, aufgeschrieljcn ndvr kopiert worden sind. 

Art. 13. .Tedermann kann unbehindert die dem Gemeingut vcrfailcuea 
Werke neudrucken; wenn sie aber von einem bekannten Urheber sind, darf 
man seiiieii Kamen weder miterdrflckeii, noch Binsehiebungen in seinen Werken 
anbringen, ohne den nnj?*'m»'ssonon Unterschied zwischen dem Origiiialiezt 
und den Änderungen oder Zusätzen des Verlegers zu bezeichnen. 

Kapitel II. Von der Obertragang des litterarisclieii Eigentnms. 
Gesotaliehe und internationale Wirkunffen. 

Art. 14. Das Utterarische Eigentum ist wie jedes bewegliche Eigentum 
übertragbar. Der Urheber kann es unenti^t-ltlich oder gegen Entgelt ab- 
treten, un'^ • Abtretung kann eine v<dlstiindige oder teilweise sein. Mangels 
ausdrücklicher, das Recht des Oessionars begrenzender Abmachnng hat dieser 
letztere das Hecht, welches dem Urheber oder seinen Erben gehört. Der 
Urheber kann gleichfalls durch eine .besondere £clcl&nin{r sein Werk dem 
Gemeingut preiscrfhon. 

Art. 15. im Falle der C'bcrtragung durch Hcchtshandlnng unter Lebenden 
gehört das litterarische Eigentum den Erwerbern während des Lebens des 
Urhebers nnd ausserdem während achtzig Jahren nach dem Tode desselben, 
wenn er keine Not-Krbcn hintprlässt. Wenn er solche binterliisst, erlfscht 
das Hecht der Erwerber iuniuudzwanzifi; Jahre nach dem Tode des Urhebern, 
und das Eigentum geht anf die Not>Erocn für einen Zeitraum Ton ffinfnud- 
fttnfzig Jahren über. 

Art. 16. Der Oessionar rruirbt nicht das liecht, in das Werk, welch»^- 
sein Eigentum wird, Änderungen oder Neugestaltungen ohne die Erlaubnis 
des Urhebers oder, nach dem Tode des Urnebers, seiner Familie hineinzn- 
bringen. 

Art. 17. Der ^e^on eine vereinbarte Vergütung mit der Vorbereitunf^ 
eines litterarischen oder kUnstieri.schen Werkes beauftragte Urheber erwirbt 
kein Eigentumsrecht an demselben. In ahnlichem Falle gehSrt das Eigentum 
demjenigen, welcher das Werk bestellt, und derjenige, welcher es ausführt^ 
hat nur da.s Recht, die versprot-Iiene Vergütung zu erhalten. 

Art.118. Die Verlängerung der Dauer des littcrarischeu Eigentums 
kommt den Urhebern, deren Pmilcginm am Tage der VerSffentliehnng des 
gegenwärtigen Gesetzes nicht abgelauf^ war, ebenso ihren (Zessionaren,, 
welche sicli in demselben Fall befinden, zu >tntten: die Verpflichtang der 
Eintragung desselben dauert aber für sie nicht minder fort. 

Art. 19. Die Urheber, deren PriTilegiom vor der YerOlfentUchiing des 
gegenwärtigen Gesetze.s abgelaufen ist, können gkiclifalls das Eigentum 
ihrer Werke wiedererlangten und die neuen Vorteile, welche das nosetz ^e- 
währt, gemessen, indem sie die im Kapitel '6 vorgesehenen Förmlichkeiten 
der Einschreibung und Hinterlegung oder nur die Eii^chreibungs«FOnnlicbkeit,. 
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im Falle dass die Aiisg:abc TPrgrriffrn vrliro, erfüllen. Tcrlcf^cr, welche 
4ieXbesa^tcn Werke neugedruckt habeu, während sie zum Gcmoinfrut ge- 
hörten, können fortfahren, die schon gedruckten Exemplare derselben zu ver- 
kavfeii, unter der Bedingung jedoch, sie unter der Aufsicht des Urhebers 
zählen and stempeln m lassen, um eine betrttgerische neue Anfinge zu 
verhindern. 

Art. 20. i>ic Witwe uud die überlebenden Kinder eiaes columbianiscücn 
Üihebers können das Eigentum seiner Werke ebenfalls mit den durch den 
vorhergehenden Artikel festf^estelltcn BediDg-mifr n Avicdererlan^'on. 

Art. 21. Jedes nicht in der f^csctzüchen Frist in das liegister ein- 
geschriebene Werk geht während 10 Jahren von dem Tage an gerechnet, 
an welchem derYerrast des Einschreibungsrechtes eingetreten war, in das 
Gemeingnt über. 

Art. 22. Während des Jahres, das auf die zehn seit demsellicu Tag ver- 
flossenen Jahre folgt, kann der Urheber oder sein liechtsinhabcr das Eigentum 
seines Werkes wiedererlangen, indem er es in das Begister einschreiben 
Iftsst: er kann aber den Verkauf der imbeliiudert wilhreiid des Verlu-^tzeit- 
raumes gedruckten Exemplare nicht verhindern. Er hat jedoch das Recht, 
die durch Artikel 19, § 2 angezeigte Vorsichtsmassregel zu treffen. Wenn 
der Urheber diese zweite Oelegenhdt nicht benutzt, verfftUt das Work end* 
^Itig dem Gemeingut. 

Art. 5?3. Wenn die Werke in aiifeinfinderfolgenden Teilen und nicht 
auf einmal veröffentlicht wenlen, laufen die durch die vorhergehenden Artikel 
festgesetzten Fristen erst von dem Tage an, mit welchem das Werk be- 
endigt wird. 

Art, 24. Der Urheber, welcher ein Manuskript, de.«?sen Eigentum er be- 
sitzt, testamentarisch vermacht, oder der das Eigentum eines gedruckten 
Werkes geniesst, kann durch letztwillige VerfQgnng den Druck vertagen 
oder den Neudruck während achtzig Jahren verbieten. 

Art. 26, Die Urheber, welche ans l;ändern stammen, in denen die 
«panische Sprache gesprochen wird und deren Oe.sctzgcbun*; den (.'ülumbiauern 
das Recht am litterarischen Eigentum in den durch das gegenwärtige Oesetz 
festgestellten Grenzen zuerkennt, pfeniefsen in CoIiimMen, ohne das.s ein 
Vertrag erforderlich ist und ohne dass es uötip^ wäre, die diplomatische Ver- 
miitelung anzurufen, die durch dieses Gesetz bewilligten iiechte vermöge 
«iner vor dem zuständigen Ilichter einzubringenden Privatklage. 

Art. 26. In don durch dit^ rje^rierunfr ahjxo.-chlossenen internationalen 
Übereinkommen soll der Vorbehalt des ljbersei/.un;;.srechtes nicht ver- 
einbart werden dürfen, ausser wenn es sich um in fremder Sprache ge- 
sebriebene und in einem Lande gedruckte Werk« handelt, in welchem die 
spanische S|>r i die vorherrscht, wie z. IJ, um in lateinischer, baskischer oder 
kataionischer Sprache in Spanien gedruckte Werke. 

Kapitel III. Von der Einschreibung und don anderen gesetz- 
lichen Förmlichkeiten. 

Art. 27. lieim Ministerium des öftcntlichcn IJnterriclits soll ein all- 

femeines Register des litterarischen Eigentumn und bei den Sekretariaten 
er ProvinziMl-l^egiernngen sollen besondere Kegistcr ein;::erichtet werden. 
Das allgemeine Register soll die durch die Urheber eiler ihre Bcvollinilch- 
tigten direkt nachgesuchten Einschreibungen uud diejenigen enthalten, welche 
in den Provinzial-Ilegistern erfolgt sind Und die die ProTlnzial^Qouvemeure 
Jedes Halbjahr übermitteln sollen. 

Art. 28. Um die Vorteile des gcpenwartii]^en Gesetzes ^cniessen zu 
können, ist der Beteiligte verpflichtet, die Einschreibung, welche ihn betriflft. 
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im ^llgeiuüiQeu oder Provinzial-Register nachzusuchen uuU bt^wcrkstelligea 
zn. lassen, und zwar in der Frist und gemäss den Förmlichkeiten, welche 
im gegenwärtigen Kapitel angegeben sind. Die demjenigen, der ein Werk 
einschreibeu lässt, ausgestellte Einschreibunfrs-Ecscheinigiing begründet ^8- 
zum Beweis des Gregenteils eine gesetzliche Eigentums-Präsumptiou. 

Art. 29. Die Einschreibung wird durch die folgenden Bestimmungen, 
geregelt: 

1, Das EinscbreibiiDgs-Gesu''h soll gemäss dem vom Ministerium des- 
öffentlichen Unterrichts veröffentlichteu Muster angefertigt werden; 

2. Wenn das Werk gedruckt ist, sull man drei Exemplare desselben 
mit Unterschrift hinterlegen, von d^en das eine für das Ministerium des- 
öfFentlichen Unterrichts, die boiden anderen für die Nati ivd-HiMiotbek bt- 
stimmt sind. Wenn die Einschreibung im Provinziai-liegister erfolgt ist,, 
soll der CK>iiYerneur zwei Exemplare an das Ministerium des öffentUcben 
Unterrichts übermitteln, von deuen das eine für dieses Ministerinm, da» 
andere für die NationalbiblioUick bestimmt ist; das dritte soll an die Pro- 
vinzlalbibliothek, wenn üinc solche vorhanden ist, oder an eine andere öffent- 
liche Anstalt der Provinzial-Hauptstadt übergeben werden; 

8. Wenn das Werk periodisch erscheint, soll dasselbe in SammlnngeiK 
von AbtcilnnnfP!», die ein Halbjahr nicht überschreiten dürfen, eing:ctrageii 
und hinterlegt werden. Die vom Eigentümer einer periodischen Sammlung 
veranlasste Einsohreibnng schützt gemeinschaftlieh sein eigenes Recht und 
das seinen Mitarbeitern gebörifi^e Vervielfältigungsrecht; 

4. Wenn das Werk öffentlich darnt-stellt wurde, ohne ijedruckt zu seiö^ 
soll ein einziges geschriebenes Exemplar desselben hinterlegt werden; 

6. Wenn es sieh nm ein Ennstwerk in einem einzigen Exemplar, wie 
ein Gemälde, eine Büste oder jedes andere Werk der Malerei oder Bild- 
hauerei handelt, ist dasselbe von der VcrpflichtTin<x der HinterlegunjT und 
Eintragung entbunden, ohne dass deshalb der Eigentümer aufhört, die liecLtä* 
wohlthat des Gesetzes zu geniessen. 

Art. 30. Die für die Einschreibung gewährte Frist soll ein Jahr \om 
Tage der Vcröffentliehuno^ des Werkes an betragen: der Urheber soll aber, 
den Schutz des Gesetzes von dem Tage selbst an geniessen, an welchem die 
Veröffentlichung beginnt; er seil desselben nnr verlustig gehen, wenn er di» 
gesetzlichen Vorschrilten in der für die Einschreibung bewilligten Frist eines 
Jahres nicht erfüllt. 

Art. 31. Die der Einschreibung unterworfenen Werke zahlen keiuo' 
Eintragungsgebühr*). 

Art. 32. Jede Übertragung des litterariscben oder künstlerischen Eigen- 
tums muss durch einen authentischen Vertrag festgestellt werden, der i!n 
bezüglichen Jiegister eingeschrieben werden soU; mangels dieser Förmliclikcii, 
kann der Erwerber sein Recht nicht geltend machen, Das Oesets und in 
dessen Ermangelung die Ausfülirnngs-Verordnung soll eine Abgabe auf die 
Übertragung des Ütterarlscken Eigentams festsetzen. 

Kapitel lY. 

Besondere Bestimmungen Uber verschiedene Arten We^ke. 

§ 1. Briefe und Privatpapiere. 

Art 88. Die Briefe sind das Eigen|am ^er Personen, an welche sit^ ge- 
richtet sind, aber nicht zum Zweck ihrer VeröffentliGhung. Dieses Eecht 



■ •) Das Geset7. No. W vom 7. Milrz 1.SS7, betr. die KiusehicibogcMlInc n iiirentllch. :r und 
privater Akte, iM stiniint jciiodi fol^icudt^s im Art. 4: E3 wird als Ein-ii'tircibp'jfliiihr erhoben: 
. , . B. Zehn Dollars für jeden Eigentumstit«! aa Utterariachen uo'J kÜDstkTL-<clien W«rkeik 
nvd fSr die Erflndungipttteirte. 
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gehört allein dem Urheber di r Korrespondenz^ aasgcuoinmen in ilein Fall, 
in welchem die A'erüffeutiichuug eines Briefes, der als gerichtlich« r Beweis 
dienen soll, durch den zastftiidi|{eii Gerichtshof ermielicigt ist. 

Art. 34. Die Briefe der vcrstnrhc^non Personen können ohne Ermächtlgang 
des Familienrats während achtzig Jahren vom Tage des Ablebens nn niclit 
veröffentlicht werden. Das Gesetz oder dessen Ausführungs-Vrrordüuug 
»ol\ beBtimmen, was unter Familienrat 211 Tersteheu ist. 

§ 2, Mündliche Vorlesungen und Heden. 

Art. 35. Der besoMete Lehrer behält mangels gegenteiliger Abmaobang; 
das Kt'cht, seine \' rlesimsren zu verAffent liehen. 

Art. 34>. Die pariamontarischen Reden kUnneu, wenn sie einmal amtUch 
▼erSffemrliciit sind, unbehindert in den Zeitungen eder Sammlungen yor- 

vielfälti£?t werden. Die parlamentarischen Reden ein und desselben CTrhehers 
kennen jedoch in besonderer Sammlung ohne die Erlaubnis des Urhebers 
nicht veröffentlicht werden. 

1 

§ 3, Tranaakriptionen und Anthologien. 

Art 87. Es ist ertaubt, einen Urheber unter Ab.schrift der notwendlf^cn 
Stellen zu citieron, vonias2:esetzt d;iss diese KQtlehna!v_r weiler zahlreich 
nocli . aufeinanderfolgend genug sind, um als eine verst' ilie und wörtliche' 
Wiediergabe bedachtet xu werden, die das Originahverk, aas dem sie estr 
ttommen sind, zu schädigen geeignet ist. 

Art. 38. Man kann auch ausgewählte Stiicke in Prosa oder in Versen 
in für die Schulen bestimmten oder einen bestimmten litterarischen Zweck 
Terfolgenden Sammlungen wiedergeben, Toransgcxotzt dass infolge der An- 
zahl &t ein and demselben Urheber entlehnten Stucke hieraus kein Nach- 
teil für \hn entsteht und vorausgesetzt dass die Wiedergabe nicht gegen 
den ausdrucklichen Willen des •Schrit'tstullers oder Dichters stattlindet. Der 
Urheber dieser Anthologien oder ausgewählten Stücke erwirbt infolge seiner 
Zusammcnstellnngs^Arbeit nur das Eigentuni au der in der Verteilung des 
StofTos angenommenen neuen Anordnung und der extra beigefügten Vorreden, 
Berichte und Erläuterungen. 

§ 4. Übersetzangen und Abrisse. 

Art. 39. Eine Übersetzung oder ein Abriss eines Werkes darf ohne die 

Erlaubniss des Urhebers nicht angefertigt werden. Die Werke eines nu ht 
columhianisf'hen Trhebers jedoch, die in Ländern fremder '/aw^q p^edruckr, 
worden sind, können, ganz oder teilweise, unbehindert unter der alieinigen 
Verpflichtung, den Namen des Urhebers nicht zu yerheimlichen, übersetzt 
werden. 

Art. 40. Die l'bersctzcr und die Verfertiiier eines Auszugs sind Eigen- 
tümer ihrer eigenen Übersetzung oder ihres Abris.'^es; wenn sie aber ?om 
Urheber nicht das ausschliessliche Becht, sein Werk unter diesen neuen 
Formen Torzufflhren, erworben haben, können sie nicht verhindern, dass 
andere Übersetzungen oder Abrisse voröffentücht werden, indem jede Cl" ••- 
Setzung oder jeder Abriss ein Eigentum zu (junatcn desjenigen, der ihn ver- 
anstaltet, ausmacht. 

Art. 41. Wird die Frage vor Gericht gebracht, ob die Übersetzung oder 
der Abriss trotz leichter Varianten, jedocli ohne die d:i3 E^-cht beweisende 
geistige Anstrengung nur eine verstellte Wiedergabe einer früher veröücnt- 
uehten Übersetsting oder eines früheren Abrisses bedeuto, sollen die Qerichts- 
hOfe sich an SaohTerätandige wenden. 
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Nicht h9rauagtg9b0n0, ammffms und naokffekmvnß Werke. 

Art. 42. Die ZuaftmmeiistellnDgeii tod gemeinfieien Werken nAet Kennt- 
nissen luachcn ein Pii?ateigeutuiii uus, voraasgesetzt dnss sie eine nach 

Metliodc und Anordnung neue Arbeit darstellen. Der Zasammeneteller kann 
niclit verhindern, dass andere eine Veröffentlichung derselben Art Teranstalten, 
indem sie einer neuen Hetkode mter einer bestimmten Form folgen. 

Art. 43. Derjenige^ weicber ein gen^nfreies Werk verkürzt oder anf 
irgend weiche Weise das wesentliche daraus auszieht, ist Ej<Tontümer seiner 
persönlichen Arbeit und kann jede \'crvielfültigang derselben verhindern: er 
Kann sich aber nicht dem entgegensetzen, dass andere verscliiedene Abrisse 
desselben Werkes veröffcutlicheo. 

Art. 44. Die Sammlunp: von populären Liedern und Erzählungen stellt 
ein Eigentum dar, wenn sie das Ergebnis von direkt durch den Urheber 
oder seine Vertreter gemachten Nachforschungen ist und einem besonderen 
litterarischen Plan entspricht. 

Art. 4r>. Dio in den öffentlichen Archivon und Bibliotheken aufbewahrten 
Handschriften dürfen ohue die Erlaubnis der zuständigen Behörde weder 
kopiert noeh yerölfentlicht werden. Die Regiening soH mese Erlaubnis dem> 
jenigen bewilligen, der nnerst darum nachsuchen wird, indem sie ihm für 
die Veröffentlichung eine Frist bestitniut, wclcbo drei Jahre nicht über- 
schreiten soll, und indem sie ihm während eines Zeitraums von je nach den 
Umstanden zehn bis vierzig Jahren die Vorteile als dem ausschliesslichen 
Verleger e^ewährt, nm so die Veröffentlichung: der alten und merkwürdigen 
Han ls 'hrif'* 'i nnznrpfren. Wenn bei Ablauf der fcsti;c?ctzren Frist der Kon- 
zessionierte die Vetiiffentiichuug nicht besorgt hat, verliert er das erworbene 
Becht vollstftndig. 

Art. 46. Als Eigentümer anonymer oder pseudonymer Werke wird der 
VerlcfTCr betrachtet, der in der Kigrenschaft als Cessionar alle Rechte des 
Eigentümers ausübt, bis der Urheber seine Eigenschaft feststellt. Wenn 
dieser sich zn erliennen giebt, wird er In den Ibra gehörenden Rechten an 
des Verlegers Stelle gesetzt, 

Art. 47. Als nachgelassene Werke werden nicht nur diejenigen be- 
trachtet, die nach dem Tode des Urhebers veröffentlicht sind, sondern auch 
diejenigen, welche, nachdem sie während seines Lebens mündlich veröffentlicht 
waren, erst nach seinem Tode gedruckt wurden, und ausserdem die gedrttdcten 
Werke, welche der Urheber im Augenblick seines Ablebens derart um- 
gcariicitct, vermehrt oder verbessert hiotorlässt, dass sie als neue Werke 
angesehen werden IcOnnen. 

Art. 48. Die Eigentümer eines nachgelas?enen Werkes, welche dasselbe 
durch Erbfolge oder auf einem anderen Rechtsgrund erworben haben, be- 
sitzen an demselben das Urheberrecht; sie können das Werk für sich oder 

femeinsam mit anderen Werken, die noch Privatgut gebliehen sind, drucken, 
ie können aber bei Strafe des Verlusts jedes ausschliesslichen Ree* ts da.s- 
selbe nicht mit anderen, dem Gemeingut verfallenen Werken vereinigt verr 
öflentliciieu. 

§ 6. In MüarheUerachaft hergestellte Werke, Zeitungen. 

Art. 49. Der Urheber oder d^r Leiter einer SSnsammenstelluni? Ist deren 

Eigentümer und liat hinsichtlicli seiner Mitarbeiter keine anderen Verpflicht- 
unfjen, als die ihn) durch den Werkvcrtrnp: anferlejxtcn. Dieser Vertrufj: kann 
verschiedene Bedingungen enthalten. Der Mitarbeiter, welcher sich nicht 
durch ausdrflckliche Abmachung irgend ein Recht des lutbesitzes vorbehalten 
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hat, kann nar den vereinbarten Preis beanspruchen, nnd der Leiter der Zu- 
sainmenstellun^, welcher er seinen Namen giebt, wird nach dem QeseiK als 
Urheber betrachtet. 

Art. 50. Die in Mitarbeitersehaft hergestellten Werke stellen eine un- 
teilbare Arbeit dar, so lange Rie {^[cineingani so erhalten werden, wie sie 
ansgearhoitet wurden; die Dauer des Eigentums in dem zweiten Zeitraum 
beginnt Yon dem Tage des Ablebens des Urhebers, der die anderen über- 
lebt, an zu laufen. Jeder der Mitarbe' ter kann aber unbehindert ftber sefaien 
, Beitrag yerfügen, wenn eine Abmncbung in diesem Sinne in dem Augenblick 
gemacht worden ist, in welchem das ^oni einsame Werk unternommen wurde. 

Art. 51. Die Verleger oder Unternehmer von Zeitungen haben mangels 
gegenteiligen Übereinkommens nnr das Recht, die Artikel der von ihnen 
honorierten Schriftsteller ein einziges Mal zu veröffentlichen. Diese Schrift- 
steller bchnlten das Eigentum ihrer Werke und das Becht, dieselben in der 
ihnen zusagenden Form zu veröttentlichco. 

Art. 52. Die in den Zeitungen veröffentlichten Erzeugnisse kOnnen in 
anderen Z( itnngen neugedruckt werlcn, unter der ausdrücklichen Bedingung 
der Anführung der Zeitung, aus welcher der Artikel entnommen ist. Aus- 
zunehmen ist der Fall, iu wclcbcm deutlich in der Zeitung gesagt ist, dass 
sieh der Urbeber oder Verleger das Verviclfaltigung^recht an bestimmten 
Artikeln vorbehält. 

Art. 5'5. Wenn der Titel eines Werkes nicht allgemein, sondern charakte- 
ristii><;b und individuell gehalten ist, wie dies besonders für die lieuenuuugeu 
von Zeitungen und Zeitschriften vorkommt, kann dieser Titel ohne die Er- 
laubnis des Eigentümers für ein anderes äbiilicbes Werk nicht drrart an- 
gcnonnnon werden, dass für das Publikum v'mo Verworli^jlnng zwischen den 
beiden Werken entstehen oder duss das zweite als eine ?ieu-Auflage des 
ersten betrachtet worden kann. Es liegt darin ein Nachmachnngsfall. 

§ 7. Amtliche ITrkanden, Civil- und Knminalprozease, 

Art. 54. Es ist jt-ilorinann gestuttct, <lie fM St^tzr, \\ ror(lnunf]:('n und 
anderen amtlichen Urkunden unter der ausdrücklichen Bedingung, sich wört- 
lich an die amtliche Ausgabe zu halten, zu vervielfSttigen. Die Privat» 
pcrsonen kSnnen die Gesetze und Gcsetzsuinmlungen auch mit Anmericungen 
und Erläuternn?(^n vcrüfl'entUchen, wobei jeder Urheber Eigeutfimer seiner 
eigenen Erläuterung ist*). 

Art. 55. Die Parteien sind Eigeutämer der in irgend welchem Civil- 
odcr Kriminalpr(»zess eingereichten Schriften, vorausgesetzt, dass sie deren 
Kosten bezahlt haben; sie können diesell)on abi r nicht olnu iHl- l'rhuibnis 
des zur Festsetzung angeruteneu Gerichtshofes verüücntlichen, welche Er- 
laubnis nnr bewilligt werden soll, wenn die Veröffentlichung keine Un> 
znkömmlichkeit mit sich bringt. Die Advotcaten, als Unterzeichner der 
Schriftwerke oder Verteidi^nn^'^--t briften, können dieselben mit der Er- 
mächtigung der Partei und des Gerichtshofes als Sammluug veröffeut liehen. 

Art. 66. Um Abschriften oder Anszfige von Urteilen zu veröffentlichen, 
ist es notwendig, die Erlaubnis des Gerichtshofes, welcher ab<>;eiirteilt bat, 
zu erlanp:on. Der Oericht^^hof soll, inileiu er die Ehre und den Frieden der 
in der Angele^eubeit beteiligt on Familien iu lietracbt zieht, diese Erlaubnis 
in verständiger Weise und ohne späteren Bdkurs gewähren oder verweigern. 
Wenn zwei oder mehrere Personen eine gleiche ICrlaubnis nachsuclien, kann 
der Gerichtshof nach den Umständen sie den einen bewilligen und den andefen 



Art. S26 des GeHetxes No. l.'iO vom Jahn; 18S7 lautt-t fulgcudertuaBsco: „iJi« Eu- 
stiniiiiiiiij,' im Art. f)4 des Ges.:t/.L-s N<>. oJ vnu IHSf. <,>rniä< litigt di«^ Hcratngeber nicht, die 
autbentiache Aufzählung der gesetzlichen Yorschriftcji abzuüudeni.'* 
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verweigern und dipjonif^eu Ke.scliritnknngen nuforlegen, welche er für ge- 
eignet erachtet. Irgend ein (späterer Bekors ii»t nicht möglich. 

§ 8, Drtanttiisehe und miiaikalUeke Werke, 

Art. 57. In einem Theater oder irgend welehem OiTentUeben 'Ort darf 

<'ine dramatische oder musikalische Komposition ohne die vorherige Erlaabnis 
des Eijjentümors wed<*r p^anz noch teilweise aufgeführt werden. Wenn das 
Werk kein inländisches ist, sondern aus einem andern Land stammt, in 
welchem die spanlsehe Sprache gesprochen wird und mit welchem in Sachen 
litterarischen Eigentums Gegenseitigkeit besteht, soll das obige Verbot sich 
)Hir auf dio Work(? be/ii-hrn, deren Drheber sich ausdrücklich das Auf- 
führungsrecht vori>chulten haben. f 

Art. 58. Dio Eigentümer Ton dramatischen oder musikalischen Werken 
können bei 1U<wiUigung ihrer Ermächtigung nach freiem Ermessen die Auf- 
fühninfjrsgehühren festsetzen; wenn sie dieselben nicht festsetzen, kcVnnensie 
nur die durch die Verordnungen bestimiuten (gebühren beanspruchen. 

Art. 59. Die Volkslieder gehören zum Gemeingut, una wer sie Ter- 
öffentlicht, hat kein ausschliessliches Recht an ihrer Verbreitung. 

Art. 60. Die musikalischen Kompositionen, ebenso die Arrangements, 
Variationen u. s. w. über ein dem Gemeingut angehörendes Thema oder Lied 
machen ein Eigentum zu Gunsten des Urhebers oder Komponisten ans. 
Wenn derartige Arrangements auf einer Originalkomposilion aufgebaut sind, 
sind sie von der vorherigen Ermächtigung des ursprünglichen l'rhebers ab- 
hängig. Die Transponierungen sind der litterarischeu Übersetzung gleich- 
gestellt; die Frage, ob sie eine unerlaubte Vervielfältigung ansmachen, wird 
erst auf Grund eines Torher einzuholenden SachTerständigen- Berichts ent- 
schieden. 

§ 0. WerkB der Malerei und Bildhauerei 

Art. 61. Jedermann kann verhindeni, dass sein Portrait oder seine 
Büste ohne seine Ermächtigung ausgestellt oder verkauft werde; man kann 
jedoch deren T?esii/. einem Erwerber, der in gutem CManlKn iiandclte, nur 
gcgeu eine billige Entschädigung untersagen. Die Vervielfältigung oder der 
verkauf eines Portrait« oder einer Büste einer ver8t<>rbi»ncn Person darf 
ohne die lOriaubnis der Familie nicht stattfinden, l'ie endgültige und 
dauernde Abtretung des Rechts, ein Portrait zu vcroftunt lieben und ZU TÖT- 
kaufen, kann sich nur aus einem ausdrücklichen V ertrag ergeben. 

Art. ft2. Die Frage, ob der Maler oder Bildhauer das ausschliessliche' 
Reclit behiilt, ein Werk, das er veränssert hat, durch den Stich oder eui 
anderes ähnliches Verfahren zu vervielfältigen, ist im allgcra einen im ver- 
neinenden .Sinne zu entscheiden und in den besonderen Fällen nach der In 
dem Veräusscrungsvertrag enthaltenen Abmachung. 

Kapitel V. Stiafbestiminungen. 

Art. (Vd. Einen Betrug oder eine Fälschung in Bezug auf das littcrariscbe 
Eigentum begeht derjenige, welcher ein dem Privatgut gehörendes Werk 
als das seinige einschreiben lässt oder verkauft oder der es als dem Gemein- 
gut verfallen veröfl'entlicheu lässt, sowie derjenige, weicher auf irgend eine 
andere Weise die durch das gegenwärtige Gesetz anerkannten und gesehtttztei 
Bedkte antastet. 

Art. 64. Die im Ansland ausgeführte Nachmachunfi: bildet gleichfalls 
das Vergehen, wenn die Ergebnisse derselben in Columbien benutzt werden 
sdUea. Die Verantwortlichkeit kommt nicht nur demjenigep zu, . der dür 
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Werke einführt, sondern anch dea^enifren, der sie aus dem Ausland be- 
fördert uud demjenigen, der sich mit ihrer Einfuhr bcfasst. 

Art. 66. Dw NBcJuiiaebaDg 0cbitkli|: int auch deijenige, welelier Werke 

des privaten Eigentums in Columbien TfrvielfÄltigt, die in spanischer Sprache 
in den Ländern, mit denen Gegenseitigkeit ia Sachen liltenuisohen JSigen- 
toms besteht, gedxuclit sind. 

Art. 66. Als der NaebmaebtiBg sebnldig wird «neb der Dmcker er* 

achtet, der sich eine betiachtlit here Anzahl Exemplare zurückbehält, als 
ihm nach dem mit dem Urheber oder Verlfger abgeschlossenen Vertrag gehört. 

Art. Ü7. Ais erschwerende Umstände werden betrachtet: Die im Aus- 
land ausgeführte Vervielfftltignng eines fremden Werkes, wenn sie bemach 
nach Columbien einsjeführt wird ; die Abänderung des Titeis, die Fälschung 
des Textes und alle anderen ar^^listiiccnireiBe zum li^achteii des Urhebers be- 
gangenen Entstellangen der Wahriieit. 

Art. 68. Die der Naebmaehong Schuldigen werden mit ebner Geldbusse 
bestraft, die vom Wert dos vernrsachlen Nachteils bis zum Dreifaclien dieses 
Wertes wechselt; ausserdem unterliegen sie der Hcschlognahme aller nach- 
gemaciilen Exemplare, die dem geschädigten Urheber zuerteilt werden. 

Art. 69. Wenn der Urheber des ISetrags nicht bekannt ist, sollen nacb^ 
einander der Verlef^er, der Drucker und der Verkäufer verantwortlich sein, 
aiiter \ orbehalt des ihneu zustehenden Kechtes, oachzuweisenf dass sie oiine 
ßetrug infolge Täuschung oder Irrtum gehandelt haben. 

Art. 70. Derjenige, welcher Exemplare einer unerlaubten Ausgabe aus 
'lern Ausland einfiihrt, soll in allen Fällen Terpflicht et sein, dem geschädigten 
Eigentunier die Exemplare, welche er besitzt, zu übergeben und ihm den 
Wert derjenigen zu zahlen, welche er verkauft hat. Wenn es fe>tge8tellt 
ist, dass der Urheber die Bncbhindler sn gelegener Zeit von dem Bestehen 
dner betrügerischen Ausf^abe benachrichrigt hat und wenn diese hinterher 
Exemplare dieser Ausjjrabe eintreführt haben. Poll ihnen ausser der weiter 
oben angegebenen Strale eine Geldbusse Ton 100 bis 500 Pesos auferlegt 
werden; und im WiederbetretungsfaUe soll allen diesen Strafen diejenige 
eher Korrektionsbaft von zwei bis sechs Monaten hinzugefügt werden. 

Art. 71. Da die Lehrsäizc, Meinunt^en und Systeme naeh dem Wortlaut 
des Artikels 7 hin litierarisches Eigentum uicLt ausmachen, soll derjenige 
nicht als der Nachmacbnng schuldig erachtet werdirai, welcher die Gedanken 
n-iedergiebt, indem er die Metbode, Anordnung oder Ausführung ändert. 
Wenn er si<']i «ibf-r fAw Methode oder ein System selbst zuschreibt, die von 
anderen crfuudeu bind, sieht dem geschädigten Urheber eine Civilklage zu, 
and kann derselbe von dem Qerictit erlangen, dass sein Name angegeben 
ttsd die Ehre der Erfindung ihm wiederznerkaunt werde. 

Art. 72. IHe {gewöhn liehen Gerichte sind zu>tandi^% über alle durch 
ßptrugsfäilo in Sachen litterarischen Eiifeiitums erhobcuen Frage» zu er- 
kennen und die CiTllklagen abzuurteiien, welche den PriTatpersonen fttr 
üo Verteidigung der ihnen durch gegenwärtiges Gesetz gewährten Kcchtc 
zustehen. Das Recht, diese An=?prtiche geltend zu niHcheu, crehört stets dem 
EiguüLumer des Werkes oder demjenigen, der sein liecht von anderen er- 
worben hat oder sein gesetzlicher Vertreter ist. 

Art. 73. Handelt es sich in einem Streitfälle darum, zu wissen, ob bei ein. m 
Werk erlaubt»! Anei<i;nung der Gedankt n oder eine unerlaubte Wiedcrf>;abe 
fremder Aiaierialien vorgelegeu hat, kann der llicbter oder der (ierichts- 
bof, der Aber die Ang^egenbeit erkennt, eine Prüfung oder Sachverständigen* 
Besicht iüunc; anordnen, und mangels früherer die Entschcidunt^swei^e fest- 
stellender Entscheidungen stdl er sich l)e>oiiders nach den in Sachen iittera- 
Tischen und künstlerischen Eigt-ntums durch die frauzüsische oder spanische 
Beebtssprechnng sanktlonlrten Grundsätzen richten. 
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Kapiiol VI. Scblussbestiminiingcn. 

Art. 74. Die Oentral-Befifierangf soll eine Ansfilliniiigs-yerordQiuig so 

diesem (lesetz erlassen. 

Art. 75. Aufgehoben siud die Gesetze I und LI des ilritten Traktats 
der Sammlung von Granada and alle gesotzgcbenächen Beäüiumungen, die 
dem gegenwMtigen Qesets zuwiderlanfen wftrdon. 

Civilgesetzbuch. 

Art. ()71. Die ^VL•rkc des Talents und fienies Idlden das Eigentuu» ihrer 
Urheber, lUesc Art Eigentum wird durch beboiuit- re Oesetae geregelt werden. 

Strafgesetzbuch von 1890. 

Art. 860. Wer Werke, für d«»ron Veröffentlichung, Herstellung, Verkauf 

oder Kinführun<r ' in aussclilirsslichps Privilng erteilt v."nrden ist, veröffentlicht, 
nachmacht, einführt, oder verkauft oder wer sonstwie eine einem uusschliess- 
liehen Privileg zuwiderlaufende Handlung begeht und dadurch den Inhaber 
desselbea in aem ruhigen Besitz und dem ansBehUessUehen Genäse deeeelben 
stört, wird ausser mit dem Verlust der unrechtmässsigen OecrenstSnde und 
Artikel mit einer Basse von 100 bis 800 Dollars (pesos) bestraft. 



Costa-Riea. 

Civilgesetzbuch vom I.Januar 1888. 

Art. 275. Die Erzeugnisse de« Geistes sind Eigentum ihres Urhebers 
und werden unter besondere üesetzc gestellt werden. 

Gesetz vom 26. Juni 1896 über das geistige Eigentum. 

I. ICaiiitel. Vom goisti*iren Eigentum. 

Art. 1. Das geistige Eigentum hat denselben Charakter und unterliegt 
denselben Regeln, wie das bewegliche Eigentum. 

Art. 2. Das geistige Eigentum umfasst jede Art wissenschaftlicher, 
littcrarisclier und künstlerischer Werke, durch welches Mittel aach immer 
dieselben zur Erscheinung gebracht sein mögen. 

Art. B. Bas geistige Eigentum gehOrt den Urhebern wSbrend ihres 
Lebens und ihren gesetzlichen oder Vermftchtniserben wShrend eines Zeitraums 
Ton fünfzig Jahren. 

Art. 4. Im Yeräusserungsfalle gehört das Eigentum dem Erwerber 
während »eines Lebens nnd seinen Universal- oder Einzelreditsnachfolgem 
während eines Zeitraumes von zwanzig Jahren, wonach es an den Urheber 
oder, wenn dieser gestorben sein sollte, an dessen gesetzliche oder Ver- 
mächtniserbeu während eines weiteren Zeitraumes von dreissig Jahren 
zurückfällt. 

Art. 5. Im Falle der Erbcnlosigkeit geht das Eigentum weder an den 
Staat noch an die Gemeinde über, sondern verfällt dem Allgemeingnt. 

Art. 6. Der Staat, die Gemeinden, die amtlichen and die gesetzmässig 
bestehenden privaten Körperschaften genfessen gleichfalls die Vorteile des 

gegenwärtigen Gesetzes: die Dauer der Eigentums-Schnrzfrist soll jedodi 
liinsichtlich des »Staats, der Gemeinden und amtlichen Körperschaften nnr 
fünfundzwanzig Jahre betragen, nach deren Ablauf das Eigentum dem All- 
gemeingut verfällt. 



II. Kapitel. 

Yoiii wissenschaftliciieii and iitterftriseben Eigentum. 

Art. 7. Die wissMUtchaftlichen und litterarischen Werke geliSfeii ihren 
Urheberu nnd dürfen unter keinein VorWMui ohne deren ZnetiminaDg vef* 
öffentlicht oder übersetzt werden. 

Art. 8. Priyatbriefü dürfen ohne Krmäehugang ihrer Urheber nicht ver- 
öffentlicht werden. 

Art. 9. Niemand darf Werke «aderar ohne die ErlMlmie ihre» Eigen- 
tiiraers vervielfältigen. 

Art. 10. Es ist gestattet, Kommentare, Hiosiiflgiingeil, Anmerkungen 
oder kritische Cntersuehongen bezäglicb eines Werkes sn Teröffentlicben, 
voransp;esetzt dass diesi-Hx^n oinzi^ XextteU (mthaltep, denen Yeröffent- 
üchang für diesen Zweck notwendig ist. 

Art. 11. Verboten kt die Tom Urhelier niebt etmScbtigte YerOffentliokang 
wissenschalUieher oder Uttemriaeher Erzeugnieee, welche während ihrer 
öffentlichen o'h^T pri\aten Vortra^unq:, \' rlo'^nog oder Aufführong auf- 
geseitihnet, stcDographiert oder verniittelät Piionograplis oder auf irgend 
welelie Weise au^enonunen wnrden. 

Art. 12.' Die im rorhergehenden Artikel enthaltene Yerfü^'ung findet 
gleichfalls auf die Vorlesungen der Frofessoren an Uniyersitäten, Qymnasien 

and Schulen Anwendung. 

Art. 13. Das durch die Artikel 11 und 12 fest£!:«'setzti \ < rbot soll kfin 
Hüdemis für die Veröffentlichung von Auszügen aus deu dann erHähnieii 
Ersengaissen abgebra. 

Art, 14. Erlaubt ist die Veröffentlichung in Journalen, Broschüren, 
Hüchern oder Flugblättern der von der Ilegicnin«^ aii^2:nhendcn öffentlichen 
rrkundcn, vorausgesetzt dass dieselben amtlich veröüeutlicht worden sind 
Qfid dass deren Vervielfältigung Tolistftndig gleichlantend mit dem amtlichen 
Text ist. 

Art. 15. Ungeachtet der Bestimmung des vorhergehenden Artikels darf 
niemand vollständige oder teilweise Sammlungen der im Kongress oder in 
eiiien amtlichen Charakter tragenden Verhaudiangen von einer bestimmten 
Person gehaltenen Beden TerSffeatliehen, ohne dnss diese ihre EiawUligung gab. 

Arl. 16. Alle m periodisebe Blfttter anfgenommeneft YerOtfentliehnngei. 

können von almlichen ()r<::anen wiedergegeben werden, soiem sie nicht ^n 

dem entgegenstehendes Verbot am Fasse tragen. 

Art. 17. Die Frhi her oder ( bersetzer von in Zeitungen oder Zeit- 
:$cliriften aal^enonimencn Erzeugnissen können solche als Sammlung ver- 
nnigen und sie ganz oder teilweise Teröffentlicben, vorbehaltlich gegenteiliger 
Abtnnrlm ng mit dem üntemebmen, für dessen Rechnung sie yer<(ffentlicht 

worden sind. 

Art. IH. Di r Ij bersetzer eines Werkes geniesst denselben Schutz, wie 
solcher den Urhebern durch gegenwärtiges Gesetz gewährt wird : er soll 

jedoch ein Eigentumsrecht nur hinsichtlich seiner ( bersetzung haben, oh»ic 
sieh dem widersetzen zu können« dass Andere dasselbe Werk von neuem 

übersetzen. 

Art. 19. Der Erwerber oder Verleger eines Werkes kann irgend welche 

Ändemng au demselben nicht ohne Zustiminuiii; ; s Urhebers oder in Er« 
mangclung d^^-?i Hi ni ^niner gesetzlichen oder Vermächtnis-Erben anbringen, 
vorbehaltüch gegenteiügcr testamentarischer Üestinimungen. 

Art. 20. Die Urheber unerlaubter Werke geuiessen keines der durch 
gegenwärtiges Gesetx anerkannten Rechte. 
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III. Kapitel. Von den snonyincD, pseadooymen und 
»achgelHSseneii Werken. 

Art. 21. Der VerK'£jor oinej> anonymen, Pseudonymen odt^r nacbcrolusseiien 
Werkes geniosst hiusichtlteh dessi^lben die Rechte, weioke das geguiwätti^ 
Gesetz dco Urhebern hinsichtlich ihrer Werke gewährt. - * ' 

Aft SS. Sobald gvMtsKeli erwiew« ist, wer der Ofkeber, .Übenietser 
Oller Eii:entüiner eines anonymen oiier psoiidoDyraen Werkes ist, tritt diöser 
i^ofort in den Genuss seiner Kechto; der Vcrieger Terliert die seioigen ohne 
irgend welche Scbadio&haltung. 

Art 23. Das Bigeatm naebgeltsseiieir Wofke epes IFrkebers gehört 
den gesetzlichen oder VemSehtiiis-Ertte« desselben wihrend eines SSeitma^^ 
von ftinfziyr Jahren. 

Art. 24. Als nachgelassene Werke werden betrachtet: 1. Die nicht 
ivftteend der Tjebensdaner4es ürbeben TerOffentUditen; 8. diejenißen^ welche 
der Urhebir ho\ seinem Tode derartiir umgearbeitet, umireändert, rait'An^ 
merkungen oder Verbesserungen Tersehca hinterlässt, dass sie als neue 
Werke betrachtet werden können. ■ 

Art. 85. Wenn ein Werk veränssert*.weideff 'isC, sollen die derichtskXile 
im Zweifelsfalle entscbeidt-n, uh die um Text luiire^r i' l'.tcn Veränderingen 
hinjreichen oder nicht, um ein Werk ab ;nachgela4»$n^. zu betrachten,-.. :. 

IV, Kapitel. Von den dramatiseken nnd nutsilcaiiseken Werken. 

Art. 26. Alle durch gegenwirtigSB Gesetz binsiebtüch des EigentAms 

wissenscliaftlicher, littcrarischer, anonymer, pseudonymer und nachgelassener 
Werke testgesetzteu Bestimmungen finden gleichfalls auf das Eigontum 
dramatischer und musikalischer Werke Anwendung. . . 

Art. 27. Die durch Artikel 10 eingeräumte Befngnis. erstreckt sich 
uicht Hilf miiäikaliM he Werke, deren VerrieUältigang weder teilweise noch 
im ganzen erlaubt ist. 

Art. 28. Niemand darf ohne Zustimraung des Urhebers in irgend welcher 
Wei.sc mnsikallscbe Werke abSndem, sei es dnrch Einfühmng Ton Be- 
gleitungen, durch Vornahme von Transponiemngen, Arrangements, Text- 
änderung elc. 

Art. 29. Ohne Ermächtigung- des Urhebers oder Eigentümers darf kein 
dmmatisehes oder musikalisches Werk ganz oder teilweise auf einem Tkeater 
oder irgend welchem anderen öffeT'.tlichrn Ort aufirefnhrt werdon 

Art. 30. Das durch den vorhorgeheuden Artikel festgesetzte Verbot er- 
streckt sieh auf von Gesellschaften beliebiger Gattung veranstaltete Anf- 
ftihrnngen, sofern dieselben derart gestaltet sind, dass ein Geldbeitrag- er- 
Jioben wird. 

Art. 31. Die Urheber oder Eigentümer dramatischer, oder musikalischer 
Werke bestimmen die Aufführungsgcbühr ihrer Werke. Sofern sie disB 
nicht thuD, können sie nnr diejenige Gebühr beanspruchen, weldie das Ton 
der Exekutivgewalt 7m erlassende Theaterreglement festsetzt. 

Art. 32. Vorbehaltlich gegenteiliger Übereinkunft sollen der Urheber 
der Mnsik nnd derjenige des Librettos jedes IjriscJi-dramatischen Werkes je 
die Hälfte der Gebfihr erhalten. 

Art. 33. f>o lange ein dramatist-hes oder musikalisches Werk nielit ver- 
(^ffenllicht worden ist, ist es verboten, ohne die Erlaubnis des Urhebers Ab- 
sebriften desselben zn machen, dieselben zu verkaufen oder zn rerieibeu.. . 

Art. 34. Die Urheber eines l.vrisc It-dramatiscben Werkes kOnnen ibre 
Arbeit getrennt verüffentlieht n umi verkaufen. 

Art. 35. Im Falle der Urheber des Textbuches eines iyrisch-ilramatischen 
Werkes dessen Anfführung untersagen würde, soll der Urheber der Mosik 
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das Rechr haben, an- (hsj^eu Stelle ein audcres Textbuch zu setzen. Im 
umgekehrten Falle hat der Urheber des Textbuches dasselbe Recht. 

Art. 36. Wenn ein dramatisches oder luuüikalisches Work üöentlich 
mnfgefilhrt wird, ist es Terboten, ohne die Zostimmuug des Urhebers dessen 
lltd atenSndem und dessen Text su nnteidrttcken, zn ycrändem oder au 
Termehren. 

Art. 37. JÜie dem Urheber oder Eigentümer eines ilramutischeu oder 
mtsikalischen Werkes gehörende Oebülv darf von den Gläubigem des 
Unternehmens, wddies das Werk hat auffuhren lassen, nicht mit ßcschlag 
belegt werden. 

V. KapiteL Vom künstlerischen Eigentum. 

An. 38. Der Urhuber eiiiej» auf irgend welche Weise ausgcführtuu 
Kunstwerkes hat das ausschliessliche Beoht, dasselbe durch alle Ifittd. ohne 

Aligüfthnip zn yorvielfrilti^cn, 

Art, 39. i>ie Urheber von Plänen, Ski2zen, Zeichuuugen, Karten und 
jeder anderen Arbeit derselben Art gemessen alle Vorteile des gegen- 
wärtigen Gesetzes. 

Art. 40. Die auf düs Ei<rnntnm wissenschaftlicher, littcrarischer, :in- 
onjiner, pseudonyiner und nachf^elassener Werke bezüglichen J^estiiumuugen 
änden gleichfalls auf das künstlerische Eigentum Anwendung;. 

Vi. Kapitel. Vom Eigoutum der Erfluduiigen. 

Art. 4!. Das Ei!j:entuni der Krlinduni^en gehört während eines Zeit- 
raumes von 20 Jähren dcu Krfinilora von Woikcn mechanischer Kunst oder 
von irgend welchen merkantilen Erzeugnissen, denjenigen, welche andere Er- 
zeugnisse derselben Art yerrollkommnen, sowie denjenigen, weldie neue 
Psbrikationsverfahren entdecken. 

Art. 42. Das Eigentum einer Erlindung wird ausschliesslich auf den 
äpecifizierten Gegenstand beschränkt. 

Art. 48. Die sich auf Terbotene Gogeustäude besiehendcit Erfindungen 
oder Entdeckungen genlessen die durch gegenwärtiges Gesetz zugestandene 
Gewähr nicht. 

Art. 44. Die ausläudischou Erhuder künneii ein Krlindungspatent nur 
für den Zeitraum erlangen, welcher noch bis zum Verfall ihres Rechtes in 
ihrem Lande verbleibt, vorausgesetzt dass dersc Ibe 20 .Tahre nicht übersteigt. 

Art. 45. Es ist jjestattet, ein Patent lur eine od(!r mehrere auf schon 
patentierte Erzeugnisse oder Werke der mechanischen Kunst anzuwendende 
VerToUkommnimgen anzumelden; während der Frist eines Jahres von der 
Erlangung des Patents an hat jedoch diejenige Person das alleinif;e An- 
wendun«:» recht, welcher das Patent erteilt worden iät oder welche es er- 
worben hat. 

Art. 46. Derjenige, welcher ein Vervollkommnungspatent erlangt, wird 
in der ausgestellten Urkunde betrachtet, als wenn er der hauptsächlichste 

Erfinder wäre. 

Art. 47. Alle für die Erlangung eines Patents geforderten Modelle, 
Skizzen, Pläne oder Beschreibungen werden jedem, der darum nachsucht, 

kostenfrei v')r<>fozcigt; auch werden gegen eine angemessene Entschädigung 

Atopien derselben geliefert. 

Art. 48. Die erteilten Patente werden in naclist eilenden Fällen un- 
gültig: 1. wenn die Erfindung oder Entdeckung der Gesundheit oder Öffent- 
lichen Sicherheit schädlich oder gesetzwidrig f?*t; 2. wenn ein früher erteiltes 
Patent über denselben (teL^enstand existiert; 8. wenn das- Publikum praktisch 
oder theoretisch Kenntnis der Ertin<lung oder Erfahrung hat oder wenn die- 
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sf Ibr durch irgend ■\volehc VerüffeiitlicUung ausgebreitet worden ist; 4. wenn 
dasi Pateat erlangt ist, ulme dass die gcsctzUcheu Fürmlichkeiteji erfüllt 
worden; 5. wenn die der Erfindwig gogebeoe Beseichnnng irgend welchen 
IJetrag oder einen Gegenstand verbirj^rt, welcher verschieden von demjenigen 
ist, der darin bezeiclmet wird, und 6. wenn dus Vervollkommnunj^s patent 
einzig in einer Form- oder Verzicruugsäaderuug oder einer nicht wesent- 
lichen Äbättderunf? der ursprünglichen BrÜnduns besteht. 

VU. Kapitel. Von der Kiutragung des goistigeu Kigcutums. 

Art 49. Üm das geistige Eigentum zu gewährleisten, werden swei 

KintrafT^imgen vorKcnonunen, die erste bei der allgemeinen Verwaltung der 
'irt'entlielii'it llibüothclien behufs Kintriigung des wissenschaftli'-bfn, litte- 
rurischeu und künstlerischen Eigentums und die andere bei der ailgemoinen 
Verwaltnng der öffentlichen Arbeiten fllr das Eigentum der Erffsdangen. 

Art. 50. Die Urheber oder Eigentümer wisfsenschnftlirh r, litterarischcr 
und kiinstlorit^chcr Werke müss^Mi von denselben drei unterzeichnete Exem- 
plare hmtericgcu, vou denen tines bei der allgemeinen Verwaltung der 
öflfentlichen Bibliotheken anfbowahrt wird, das andere auf der Kationmtp 
bibliothek und das dritte auf dem Ministerium des ötT* ntlichen Unterrichts. 

Art. 51. Bei der ;i1l<;emeinen Verwa!tun«r der öficntiichen JÜbliothekeu 
wird ein Register geluiirt, in welches 'die hinterlegten Werke in chrono- 
logischer Reihenfolge eingetragen werden. 

Art. 5'2. "Sobald die Eintraguni^ ijjebührcud in das Register erfolgt ist, 
beuachrichtigt tler (ieneruldirektor der öffentlichen Bibliotheken das Ministe- 
rium des ütt'entlichen Unterrichts hiervon mit liiicksicüt auf die gesetzliche 
Wirksamkeit. 

Art. 53. Die Urheber oder Erfinder, welche die Förmlichkeiteu der 
Eintragunc: und der Hinterle>;ung nicht erfüllt haben, gonicsscu die Vorteile 
des gegenwärtigen Gesel/es nicht. 

Art. 54. Die den Urhebern zur Erfiillung der Fürmlichkeiten der Ein* 
tragim": und Hintcrlciriintr vorbchaltenc Frist beträgt ein Jahr, von dem. Tage 
an gercclintit, an wrlchi in der Druck den Werkes beendigt wurde. 

Art. 55. Hinsichtlich der dramatischen oder musikalischen Werke» 
welche, ohne gedruckt worden zu sein, aufgeführt wurden, genügt es, ein 
geschriebenes und unterzeichnetes E.vemplar derselben zu hinterlegen, damit 
die Urheber oder Eigentümer die durch gogcuwärtigcä Gesetz zugcsichertou 
Vorteile geniesscn. 

Art. 56. Hinsichtlich der Kunstwerke, w ie Bilder, Statuen, architektonische 
Mol Ile und jedes andere Werk derselben .Vrt, genügt es, ausser der Ein- 
tragiini^ eiueu ätich, eine ^^cichnung oder ciuc Photographie des Werkes zu 
hinterlegen. 

Art. 57. Die Erftnder oder Eigentümer einer Erfiudung sollen die für 
die Eintrati^untr ihrer Entdeckung verlaugteji Pläne, Skizzen, Modelle Vider 
Iieschrei))ungcu bei der aUgemeiuon Verwaltung der öffentlichen Arbeiten 
hinterleiren. 

Art. 58. »Sobald die Eintraffiiag stattgefunden hat, benachrichtig der 
Generaldirektor der nffrntliehen Arbeiten das Ministcrlo de Fomcnto hiervon 

mit Rücksicht auf die gcsetzdiche Wirksamkeit. 

Art. 5t>. Wenn das Ministerium des öffentlichen Unterrichts oder das 
Jlinisterio de Fomcnto die amtliche Mit teilnn«^ (\ov Eintragung eines wisswh- 
schaftlichen, litterarischen oder ki'ni.stlerischeu Werks oder einer Htfiulung 
erhalten hat, veröffeutlicht dasselbe eiue iiekanntraachung hierüber im titaats- 
anzeiger iuuerhalb der Frist von 8 Tagen vou demjenigen Tage an gerechnet, 
an welchem ihm die Mitteilung zugegangen sein wird. 
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Art. GO. I>io v*>r »Irr V( rkiindjof»U}jf des t,n'genwärti^eii (iesetzes her- 
vorgebrachten wisi^enschaftüchtn, littcrarischen und künstlerischen Erzeug- 
ama und Eründuugeu gemessen die von demselben xogesicherten Vorteile, 
Mlen dsreii Eintra^Bg in die beireffendeii Register liittaliilb 6 Moniten 
erfolgt yon dem Tage nn sjerechnet, an woleheni dasselbe in Kraft tritt. 

Art. 61. Die Urheber oder Erfinder, weiche durch frühere Gesetze au- 
gestandene Eechte genicäseu, treten in den Genass des eegenwärtigea 6e- 
aeties; die Frist det TerlielieBai Rechts wird tob dem Tage an gereelmet, 
SB welrhem dasselbe zngeätandcn wurde. 

Art, 62. Die Exekntivfjrcwalt wird die für die Erfülhint^ der Fdrralicli- 
keiteii uud der Eegistrutur des geistigen Eigentiuns erforderlichen \cr- 
ordnaagea erlaaseo. 

VIII. Kapitel. Von dem Verlust des geistigen Eigentums. 

Art. bii, i>ic wiääeuachuitlidiüii, iiitcrarischeu nnd künstlerischen Weriie, 
welehe nicht innMihall» der durch das Oesetz festgesetzten Trist in -das 

Rcj^ister einjiretras-en worden sind, verfallen dem Gemeingut; der Urheber, 
der Eißfentümer oder ilire fresetzlicben und Vermächtniserben können jedoeb 
bei Abiaui von zehn Jahren von dem Tage an gerechnet, an welchem be- 
sagte Frist za Ende ging, deren Eigentum wiedererlangen, mdem sie 'die- 
seften gebührend eintragen lassen, Sie gcniesseu zu diesem Zweek die Frist 
«»ines Jubres, nach deren Ablauf un<l in Krraangelnn^' der Erfüllunf^ der für 
iiie Eintragung vürgcschriebeneu Förmlichkeiten lias Werk endgültig dem 
Qemefaigat yenallt. 

Art. 64. Dem Gemi inrnit v^ i tallf u i2;lrichfans die wissenschaftlichen^ 
littfrnriscben nnd künstlerisschen Werke, welche in einem Zeitraum Ton 
25 Jahren vom Urheber oder Eigentümer lüuht wieder abgedruckt Warden. 

Art. 65. Die dnunatisdien oder raosikaUseheii Wrake, welche gemftss 
dem durch Art. 55 festgesetzten Wortlaut ninn^ntragen nnd hinterlegt wurden, 
verfallen dem Oenieingut, wenn sie in der Frist von 30 Jahren vom Tage 
der Eintragung an nicht veröffentlicht worden sind. 

Art. 69. Die Ertindungspateate TerlaUen dem. (icmeingat, wenn zwei 
Jalire, vom Tage ihrer Eintragung an gerechnet, tibgelan^ aiad, ohne daas 
die Patente zur Uvuutznn'j: L''f'br;ir|it wurden. 

Art. 67. Jedesmal, weau tili i^iiiiü<iuix<^äpatent während drei aafeiuauder- 
ioJgaideB Jalnen ohneßenutznng gelassen ist, verfällt dasselbe demGoiieingat« 

Art. fiS. Dem Ministeriujn des (»Öentlichen Unterrichts steht es zu, den 
Verlust des wissensch., litt, und künstlerischen Kip^entnnts zu erklären uud 
dem Ministcrio de Fomento denjenigen der ErhiiduDgen und Entdeckungen. 

Art. 9%. Die Verlusterklärung wird im Staatsanzeiger innerhalb der 
aeht Tage, welche dem Erlösch -n des verliehenen Rechts folgen, angezeigt. 

Art. 70. Wenn die im vnihurgehenden Artikel erwähnte V^eröfi'enT- 
üchung uiciit stattgefunden har, kann jeder Interessent solche nachsuchen. 

TX. Kapitel, 8trafbestimmuugeii. 

Art. 7t. Die widerrechtÜcheu Besitznehmer des geistigeu Eigentums 
shid gemäss dem im Artikel 496, Abschnitt 3*), des Strafgesetzbuches vor- 
geseänen Wortlaut strafrechtlich und bttrgerlich verantwortlich. 



*» Strafgest-lzbuvh vom 27. Ai.nl is«o, Art, laO: Mit liil*nd»-(»efnngnis, lull >;«^rin)fer»*r. 
III ihrem niedrigsten tirad anw endl)ai 'T ZuchtJlAaS- »tder \ <'rweisimg>ssiiikte udfr mit einer 

Qeldbufts© von 101 — ß6Ö Piawier wirrt bestraft :$. W er irgend weiche Handlung wider- 

rachtilober Beeltznahme des litterarischen oder iiidustrieUen KiKentumB begeht. Die betrag. 
UcherveiM nacbgemaetatMi, «ing«fülinen oder verkauften Exenplart, Na«cliiB«tt oder (Hicmi* 
•tibide werden sn Gwifltea der getichSdlgteB Partei bescMagnahmt; du Oieiehe gUt fttr 
KfRTif^rte Platten und znv Ausftihntnj; des Hetrugs benutzt« UerMhe im P*n«, dtMS ato elasig 
zu dcaiwa liegehung verwendet werden können. 

QeeetM Uber du Urhebemeht« 4 
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Art. 72. Für d u tccgcu das wissenschaftliche, litterarische, itud künst- 
lerische Eigentum gerichteten nnJ durch die Veröflfentliehang begangenen 
Eingriff iat an erster Stelle derjenige verantwortlich, welcher als dessen 
Urheber überführt wird und in Ermangelung desselben und aufeinaiulor- 
folgoud der Verleger und der Druckcreibesitzer vorbehaltlich ihre l^icht- 
straffi^lügkeit darthuenden Beweises. 

ATt.r7S. Für den durch die öffentliche Aufführung oder Ausstellung 
begangenen betrlifrlicben Einj^riff *^ind an erster Stelle diejenige Person oder 
l'ntcruchmunu, für deren Kechnnng dieselben veranstaltet sind, verantworte 
lieh und in- Krjiiaugelung dieser Person oder Unternehmung diejenigen, 
welche dar Werk aufführen oder aosBtellen. 

Art. 74. In Erfindungssachen werden die betni^linhcn Eingriffe an 
erster Stelle derjenigen Person zur Last gelegt, für deren Bechnung sie 
begangen wurden und in Ermangelung dieser ^rsön zu Lasten derjenigen, 
wmche dieselben begangen haben, Torbehaltlich. der Schluasbeatimmang des 
Artikels 72. 

Sehhissartikel. Die ausserhalb des Landes wohnenden Ausländer ge- 
nießen in Coüta-liicu die durch gegenwärtiges Gesetz den Inländern und 
dcH9 jUi. der Republik wohnenden Ausländem gewährten Rechte, vorausgesetzt 
dass die Gcsc^tze ihres Landesi den Bürgern Ton Gosta-Bica die ^eiehen 
Kechte gewähren. . • 

Verfügung vom 7. November 1896 betreifeml die Eintragung de$ 
wis^^scbaftllchen, litterahschen und künstlerischen Eigentums. 

. . . Art. 1 Die Generaldirektion der öffentlichen liibliotheken soll ein Be-' 
gidter für din T 'insclireibung des-wissensehaltlichen, Utterarischen und kftnst- 

ieriscben. Eigi nt luns halten. 

. . .Am. 2. im iiegister werden verzeichnet: 1. das Datum der Eintragung; 
2. die Ordnungsnummer der Einschreibung: 3. der Titel des Werkes; 4. der 
Name, des Urhebers; 5. der Name des Eigentümers des Werkes; f> die 
Nationalität des Eigentümers des Werkes; 7. der Wohnsitz des Eig^ontümere 
des Werkes; 8. bei Vorkommen die besonderen einzutragenden Angaben, 
rom<Beispiel die Thatsache, dass das Werk nachgelassen ist oder sich in 
dem diiii h Artikfl CS des Gesetzes über das geistige Eigentuni vor^^e-rlicneu 
j'all betindet; 9. die bezahlte (Jebiihr; 10. die Unterschrift des Hinterlegenden. 

Art. 3. Jede Einschreibung soll einen Stempel von 1 Peso für jeden der 
Bände, aus denen das Werk besteht, tragen. 

Art. 4. Diu durch den Generaldirektor der öffentlichen Bibliotheken aus- 
gestellten Bescheinigungen sollen dieselben Feststellungen enthalten, wie 
diejenigen, deren Einschreibung durch obigen Artikel 2 vorgesehen ist, und 
stt^Berdem die Angabe des Begisterblattes, auf welchem de bewerkst^igt 
wurde. Jede Bescheinigung mnss aaf Stempelpapier von je 1 Pese aus- 
gestellt werden. 

Art. 5. Die Geueraldirektion der öttout liehen Bibliothckeu soll auch ein 
Verzeichnis der Einschreibungen aufnehmen. 

Art. 6. Die i^eniilss dem Gesetz hinterlegten Bücher, Stiche, Zeiehnungen, 
Photographien, Entwürfe und anderen Vervielfältigunüfcn von litterarischen, 
künstlerischen nnd wissenschaftlichen Werken sollen, mit einer die Orduuugs- 
luimmer der Einschreibung nnd das Blatt, auf welchem letztere Terzeicbnet 
ist, ano;ebrndeti Anracrkunjr versehen, im Archiv aufbewahrt imd ansseideia 
mit dem Stempel des Bureaus gestemjiclt werden. 

Art. 7. Sobald die Eintragung und die HiuLerleguug eines Wissenschaft' 
liehen, litterarischen oder künstlerischen Werkes bewerkstelligt worden sind, 
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soll der GeneraidireJttor der öflFentHchen Bibliothekfn dfin Ministerium des 
ftffentlichen Unterrichts hierfim dorch eine lieidung Kenntnis geben. 

Art; 8. Der Oetteraldiraktor der. OfentlicbeiL lubtiotheken mW die drei 
durch das Gesetz vorgesdienen Exmnplare erhalten und davon eines bald- 
möo:Iicb^t firm Ministeriinn des dffeKtuchen UiiUniehts und ein Mideres der 
Kationaibibüothek übergeben. » 

Alt, 9. Alle dnrdi das Elntragungs-Barean des wissenftehaftlichen, 
HitaraiMieii und kttitötlerisckeii Eigenrinn bewerkstelligten Eintragungen 
und nTi?o;est*'IlT<'ii T^e-rh' iriininpen sollen vom Direktor der (ifFpntÜ -hen 
Biblioiheken outerxeicimet und durch den Stempel des Biure&us beglaubigt 
werden. 

Art. 10. ünx- seine Protokolle authentisch zu machen, soll 8ieh der 
Direktor der ijffent liehen BiMiothoken eines die Inschrift ^Rcpistm de Ift 
Propiedad C'ientilica, Literaria > Artistica*^ tragenden Stempels bedienen. 

...'Art. 11. Fttr die Eintragung des Titels eines perkidiseh ersebeinendeD 
Organs gen&gt es, du Exemplar desselben zu hinteriegsii und eine von der 
zuständicren Behörde nnsgestellte Rescheini^'unrr zu überleben, in welcher 
bestätigt wird, dass die durch das Gesetz über die Presse Yorgeschriebenen 
Bedingungen erfftUt worden sind. 

>':. i^ld. Die Registerbücher für die EinsehreibilDg des wissenschaft- 
lichen, litterarischen und künstlerischen Eigenthums sollen zu Beginn und 
am Schluss eine vom Generaldirektor der öffe&tlichea Bibliotheken anter- 
leichnetc Formel tragen, neldie dms DatBitt; ui welebon sie begonnen und 
gesefalossen worden, sind« angeben, ebenso den Gegenstand, lür weleb^ sie 
bestimmt sein werdon. 

Art. 13. Die Eiutragime kann nur durch die interessierte Partei gemacht 
wecdtn-oder dnnh Vermittolang eines basondeien Bemkilmichtigten.. 



: ' Dänemark. 

Gesetz vom 29. Dezember 1857 über den Nachdruck. 

§..1.. Der Urbeber einer verOffentUebten Sehrift soll, wenn er sieh dantnf 

genannt hat, ausschliesslich berechtigt sein, diesdbe ganz oder som Teil 
atifs neue abdrucken oder in anderer Weise anf mechanisehem Wege Ter- 
ridfältigen zu lassen. 

§ 2. BaX der üriieber einer Sclirift deren Verflffentlicbnng einem andern 
•bgetieten, so darf weder er selbst, noeb innerhalb 30 Jahren nach des Ur- 
liLDers Tode irgend ein drittrr davon eine neue Auflage veranstiilten, so 
luDge die frühere nicht ans verkauft ist. Dagegen soll solche Übertragung 
dtti Verleger nieht berechtigen, eine neue Anfinge zu. verauBtalten, insowdt 
älD das Becbt dazu nicht ausdrücklich übertragen i»t. 

Doch kann der Urheber irgend ein ausschliessliches Recht nicht für 
einen längeren Zeitraum als dO Jahre nach seinem Tode übertragen (auf 
60 Jahre verlängert; siehe Gesets vom 21. Febmar 1868). 

§ 8. Hat der Urbeber sein Recht, eine Handschrift zu veröffentlichen 
oder von einer früher veröffentlichten Schrift eine neue Auflage zu ver- 
anstalten, nicht veräussert, so soll sein Recht nach seinem Tode für einen 
Zeitranm von 80 Jahren dem safaUen, dem er durch TMtament dasselbe 
fibortragen hat, bei Ermangelang desselben seinem Ehegatten, nach dessen 
Tod seinen Leibeserben oder, wenn solche nicht vorhanden sind, seinen 
Erben in aufsteigender Linie oder in Seitenlinie in Übereinstimmung mit den 
Irbgesetsen. (biehe auoh §§ 1^8 des Gesetaes vom ^^Pebraar 1806.) 

4» 



Digrtizeo Ly <jOOgle 



58 



DineiBMrk. 



§ 4. Wenn eine Schritt von mehreren darani benannten Pertjonen ver- 
fiisst ist, ohne dass jede einzelne als Urheber eines bestimmt nnterscbieilaiai 
Teiles diivon bezeichnet ist, so sollen die io S und 8 festgesetstn 80 Jahr» 
▼On dem Todesjahr des Längstleben ton utj i^Tftf'hnet wirden. 

§ 5. Der, welcher eine Hchrifl aut> eiuer anderen Sprache übnrsetst» 
Mrird in betretl' seiner Übersetzang als Uriieber angesehen. (Siehe auch dm 
Gesetz vom 5. Mai 187».) 

§ 6. AiiiinynM' ninl ]isi adonyiiip W(=rk(\ sowi»' Schriften, die erst nach 
des Urhebers Tod herauskommen, soUen den in §§ 1, 2 and 'd besprochenen 
Sehvts wihrend 80 Jahren vom Ablauf des Jahres an geuessen, in wclehen 
sie zuerst herausgegeben wurden. In Bezog auf anonyme und psendonyiae 
Schriften soll jndpssou der volie ScJiutz gewährt werden, wenn der Urheber 
sich vor Ablauf jener 30 Jahre nennt oder von einem dasa berechtigten ge- 
nannt wird, entweder auf einer neuen Aasgabe oder durch eine wk dm 
für behördliche Bekanntmachungen yorgesehriebenen Regeln vcröffentlidite 
Erlli&ning. (>'iohr mich !; 4 des (Jesetzes vom 23. Ff»brn!ir ISfifv) 

§ 7. Der Verleger einer periodischen Schrift oder eines Werkes, weiches 
aus selbständigen ^iträgen verschiedener Mitarbeiter besteht, sei es ein 
wissenschaftliches Institut, eine Gesellschaft oder eine PrivatpawoB, soll das- 
selbe fnisschlirsHÜch-: IJecht wie der Urheber wÄhrend IK) Jahren vom Ablauf 
des Jaiires, in dem die betrettcude Schrift oder ein Teil derselben zaerst 
hernns^egeben wurde, gemessen. 

Doch sollen, mangels gegenteiligen (Übereinkommens, dio Urheber der 
einzelnen Beitrage berechtigt sein, ihre Arbeiten ein Jahr nach doxen Gr?tf»r 
Veröfientiichung anderweitig zu veröffentlichen, und sie treten in solchem 
Fall in das yoUe Beeilt des Urhebers in GenfasheH dieses Gesetzes. 

§ 8. Für Schriften, die in mehreren Abteilungen veröffentlicht werden, 
aber durch ihren gegenseitiEr -n Zusammenhang ein Ganzes bilden, soll die 
Frist Ton 30 Jahren von der \ erüffentlichung der letzten Abteilung au gu- 
rechnet werden, wenn nicht zwischen «ier VerOffentlichnnff der tfnzelnen AIk 
t eilungen ein Zeitraum von mehr als drei Jahren verlaufen ist, in welchem 
Kall dio Frist für die früher herausgekommenen Abteilangen yon der letzten 
derselben gerechnet wird. 

§ 9. Oednichten Schriften sollen gleich geachtet werden geograpfaische^ 
topographische, natarwissenschaftliche und äbnliche Zeichnungen und Ab- 
bildungen, die nach ihrem Hauptzweck nicht als Kunstwerke zu betrachten sind. 

^10. Dasselbe soll von musikalischen Kompositionen gelten, die darek 
den Drnck yervielf Sltigt oder avf andere Weise dardi meelnwische Verfabren 
yeröffentlicht werden. 

§ 11. Jede g:egen die vorangehenden ItestimmTingen aue{?eftthrte Ver- 
vielfältigung eines Werkes iJNachdruck) unterliegt der Bestrafung und Et- 
satznilidht nach nntenstehenden Bestlmmnngen. (Siebe § 20 n, III) Der 
Naendmck ist mit dem unrechtmässigen Druck des betreffenden Werkes voll- 
endet. (Siehe auch ij (> des Ge«et7es \<m\ 2B. Februar 186^5 ) 

§ 12. Das Verbot des Naciidruckcü iiört indessen auf, wenn Exemplare 
des betreffenden Werkes innerhalb fünf aaf^anderfolgenden Jnbren bei dem 
Verleger nicht zu erhalten gewesen sind. 

i; 18. Vom Verbot des Nachdruckes werden ferner nnsgenommen: 

1. die wörtliche Anführung von einzelnen dätzen einer gedruckten Schrift; 

2. der Abdruck in Tageeblftttem yon einzelnen Artikeln oder Mit- 
teilungen aus anderen Bl&ttem; doch moss dabei die Quelle ansdvttcklicb 
angegeben werdt-n; 

3. der Abdruck von Gedichten als Text fftr musikalische Kompositionen; 

4. die Anfnahme einzelner ans gedruckten Schriften ausgezogener Stellea, 
Gedichte und dergleichen in kritische oder litteratnrgeschichtlicbe Werke; 
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5. «Ii*.- Aiifiuihnir <'in/.eUj< T solcher Steilen mli r Stiuckc in Schulbücher, 
Saraniiungeii von LcM^Atiiokeu und Gesängeu und aiiuiiohe, wtiun wenigstens 
«in Jahr seit dor enten VerOffentliehong der Sebiift TerllosseB ist; 

6. ähnliche Vervielfülti^onf^en musikalischer Kompositionen. 

Doch soll im Fnllt^ der unter Ziffer 8 niul "i :iM;,M"^t l)(^nßn WiiHlorgahe 
bez. Aufnahrae d«»r Name tles Urhebers und bei dcu Vervielfältigungen nach 
Ziffer 6 dcrieiäge des Komponisten, soweit diese Nam^ sehen yeröffentlicht 
sind, stets den bo benutzten litterarischen oder masikaliselien Arbeiten hinzn- 
gefügt wirrdfMi. 

^ 14. l>i<p;c£rrn wird der Charakter des Naclidriif kes niclit dadurch 
aufgehübuii, dusä bei der Wiedergabe einer Schrift eiii/duc Vcrkürzuugeu« 
Zasfttze Oller UmsehKibung^en vorgeuomiucn wurden. 

§ 15. Niemand darf ohne ZnstimniQne; des Urhebers oder dessen, der 

in seine Hechte oingefreten ist (§ 3), vor ilO Jahren nuch des Urhebers Tod 
dc>sen bandschriftliche Arbeitfii oder Predigten, (Jelegenheitsreden, Vor- 
lesungfu oder ähnliche mündliche Vortrüge in dcu Druck geben oder durcli 
andere meebanisrhe Verfahren Tervielfftitigen. Dagegen sollen diese Be- 
stinimunger. der Veri'>ffentlichang von Veriiundlungen des lieichstages, Reichs- 
rals, der oftVntlich abgehalreu'Mi Komniunever<ani'tibnigeu, von Sif/ungs- 
berichien der Gerichte, Waiiiliaudlungeu und aiiuiiciien öffentUclieii Ver- 
sammlungen nicht hinderlich sein. 

Znr Verüffentliehnng von Gesetzen, ministeriellen und obrigkeit- 
lichen X erfügungeu, wie von «rerichtlicheu Urri ilen kann niemand ausschliess- 
Üches Recht auf «nderc Wcisu erwerben, al^ durcli ein besonderes (Jesetz. 

§ 17. Niemand ist berechtigt, ohne des Urhebers Zustimmung ütteutlich 
dramatische Werke oder für die Hühne bestimmte musikalische Kompositionen 
aufzuführen. Als solche Auffühnmir ist es jedoch nielii zu betrachten, wenn 
ein solehes IMchtwerk o<ler Teile desselben ohne scenisclie Ausstattung 
öftentlich vorg« iragen werden oder wenn Ouvertüren oder einzelne iNuuuaeru 
euer dramatischen K«imposition auf dieselbe Art bei Konsorten aufgeführt 
werden. 

§ 18. ( lieriiiigL £ui die Zukunlt ein Urheber das Recht zur Aufführung 
einiir solchen Arbeit jemandem, so soll dies, wenn nicht das Gegenteil aus- 
dmcklicb bestimmt ist, eine weitere Übertragung des gleichen Rechts auf 
einen drittt-n nicht ausschlicssen, ntul iii jedem Falle soll es dem Urhtber 
freislrhon, das Recht zur Aiiffahrunif von nemMU uh/.utreten. fall? das drama- 
tische Werk oder die Kouifjo-iiion in fünf auleinaudcrfolgciidcn Jahren von 
dein lababer dos ausschliesslichen .\uffuhrungsrechts nicht zur öffentlichen 
Aufführunfr ^•(■lirncht wurde. Docli soll diese Frist mir, "Riirksicht auf ulb- 
älteren N'ertrage erst von der Bekanulmaehun^ dieses Gesetzes an gerechnet 
w. rdeu. (8iehe jj 9 des Gesetzes vom 23. Februar 1866.) 

19. Das nach vorstehendeia dem ^'e^fasser zakommende Rocht fallt 
ijJMsh srinem Toi dem zu, welchem er durch Vertrag dassolite nhertniijfn 
hat, und soweit dies nieht der Fall gewesen ist. demjenigen, welchem er 
dasselbe testumuutariich vermacht hat, oder, in Ermantielunj; davon, seinem 
Ehegatten und nach dessen Tod seinen Leibeserben oder, wenn solche sich 
nieht mehr vorlinden, vßinen Kitern oder Geschwistern in Übereinstimmung 
lait den Erbgesetzen. i^.Siehe auch Ar). 1—3 des Gesetzes vom 23. i«'ebruar 
1866.) 30 Jahre nach des Ncrlassers Tod können seine nachgelassenen 
drnmatischen Werke oder Kompositionen von jedem aufgeführt w erden, der 
uiiderwcitig berechtigt ist, iiffeni liehe Vorstelhmt^en der bct reffenden Art zu 
geben, was auch in Bezug auf das königliche Theater gelten soll, uni^^eacht* i 
es in der Rewilligung zur Schauspiclauftühiuug verboten ist, irgend ein 
mm Bcpertoire des königlichen Theaters gehöriges Werk aaf^nfnhTen. 
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g 20. Von einer im Widersprach mit gCffenwür tigern Greseiz im Könißf« 
reich oder ausserhalb desselben gedrackten Schrift sollon alle Exemplaro, 
welche hier im Reiche vorgefunden werden in>i wi Iche zom Verkauf be- 
stimmt sind, konfisziert und vernichtet werdeu, wcuu nicht der Verfasser 
odcTf wenn ein besonderer Verleger da ist, beide übereinstimmend verlangen, 
dass sie ihnen ausgeliefert werden. 

So soll auch derjenige, der sich des Nachdruckes («h r Vordruckes 
ächaldig gemacht hat oder der zum Verkauf ein ausserhalb des Kouigreichs 
ungesotzmässig gedrucktes Werk eines dänischen Verfassers eingeführt oder 
wissentlich verkauft hat, d&sn geschädigten Teile allen dadurch verursachten 
8(;l):ulfn ersetzen, dt-r besonders nach tleni T.mlenpreise einer solrhcn Anzahl 
Exemphire der letzten rechtmässigen Ausgabe berechnet werden soll, deren 
Absatz bewiesen oder mit Wahrscheinlichkeit unsrenouimen werden kann. 

Überdies soll der Schuldige, sofern er nicht wciren seines Verhallens 
mit einer höheren Strafe zu belegen sein sollte, 50 bis 1000 Rthlr. Busse 
zahlen, welche Kusse jedoch für den, der sich nur mit dem Verkauf «iieser 
von einem andern nachgedruckten oder eingeführten Schrift befasst hat, auf 
20 Rthlr. Iierabgesetzt wi rden kann. 

§ 21. Unrechtniilssitje «ffenTlielic Aufführung von dramai isehon und 
musikalischen Werken soll mit einer Busse von U) bis 200 Ethlr. bestraft 
werden, wobei der Schuldige ferner dem Benachtcii igten vollständigen Ers.itz 
für den .Schaden leisten soll, den letzterer dabei nach Wahrseheinlicbkeit er- 
litten haben kann. Bei der Bestimmung des Ersatzes soll nani('!it1irh auf 
den Erlüs aus der oder aus den ungesetzlichen Vorstellun**-en gesehen werden. 

^ 22. Die gerichtliche Klage wegen Übertretung dieses Gesetzes kann 
nur durch den Henar.hteili.<rten erhüben und nur angenommen werden, wenn 
sie eingereicht wird hinnen Jahr und Tag, nachdem die ungesetzlich ver- 
öffentlichte Schrift an dem (Jrte, wo die letzte rechtmässige Ausgabe vcr- 
dffentlicht wurde, öffentlich zum Verkauf angezeigt worden ist, oder nachdem 
die letzte ungesetzliche Anffnhrangr stattgefunden hat. 

5J 23. Die Bestimmungen des i^efccnwartisren Gesetzes können unter 
Voraussetzung der Gegenseitigkeit dureh königliche Verordnung ganz oder 
teilweise auf die im Aushiade herausgc<j;tbcnen Werke zur Anwendung ge- 
bracht werden. 

§ 24. Die Verordnung vom 7. Januar 1741 wird aufgehoben. Dagegen 
bleiben die während der Geltang dieser älteren Ge^^etzgebung erlassenen 
speziellen Privilegien und Verbote in Kraft, insoweit dadurch den Verfassern 
oder anderen in ihrem Namen ein umfassenderes Hecht, als das durch gegen- 
wärtiges Gesetz yerilehene dngoräumt wird. 

Gesetz vom 31. März 1864 Ober die VervielfiHtigung von 

Kunstwerken. 

§ 1. Memaud darf das ^>rigiualwerk eines Künstlers bei dessen Leb- 
zeiten ohne dessM Genehmigung, um es zu verkaafcu, nachmachen, wenn 
die Herstelluttgsweise demselben Knnstzweig angehört, wie diejenige des 
Originals. 

Die Wiedergabe wird nicht dadureli «^» setzlich, da?5s dieselbe in einer 
anderen QrOsse als der des Originals vorgenommen wird, oder dass andere 
Materialien dazu gebraucht werden. Auch verliert dieselbe ihren strafbaren 
< "hurakter nicht dadurch, tlass unwesentliche Änderungen, Zus.ätze oder Aus- 
lassungen vorgenommeu werden, so lange dieselbe doch in Bezug auf Inhalt 
und Imrsteilung den Charakter einer Kopie beh&lt. 

§ 2. .Tedermann hat das ansschliessUche Becht zur vollständigen u ler 
teilweisen Wiedergabc der von ihm ansgeftthrten Originalwerke durch 
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Kupferstich« Lithographie, Holzschnitt oder ähiüiche Verfahren, deren Er- 
zeagnisse sieh auf mechaaisdiem Wege oder in einer Weise TervietfälUt^en 
lassen, wolche die Vermittelnng keiner ktknstleriseheD Thätigkeit Toraaseetzt, 
wie die Photographie und das Formen. Dieses Recht kann er einen oder 
mehreren anderen unter solchen Bedingaii^^eii and mit solchen Einschränk- 
nngen, als er für gat eraebtet^ ttbertraifen, nielit nur fAr seine Lebenszeit» 
sondern aach für einen ZeiCMttm von 80 Jahiea, Tom Sade seinen Sterbe- 
jahres an zu rechneu. 

Hat der Urheber das in diesem l^aragraplieu erwähnte lieclit nicht ab- 
getreten, so soll dasselbe nach seinem Tode mr einen Zeitraam von dO Jaliren 
demjenigen zufallen, welchem er mittelst Testamentes dasselbe übertragen 
hat, in Krmangelung eines solchen deinem Ehegatten, nach dessen Tod seinen 
Ldibeserben ond^ wo solche sich nicht finden, seineu Eltern und QeschwiHtern 
in Übereinstimmnner mit dem Erbfolgegesets. (Siebe aneb Art. 1— H des 
Oesetses vom 2B. Fchni.ir 1866.) 

§ B. Der ufleicho in § 2 erwähnte Schutz gebührt demjoni!?en, w. Irher 
mittelst Kapfer.stiches, Lithographie, Holzschnittes oder ühnlieher künst- 
lerischer Verfahren das Kunstwerk eines andern wiedergegeben bat, zu dessen 
Vervielfältigung niemandem ein ansscbltossliches Recht zusteht, jedoch 
Ipfli^li. h für (iiefse seine Arbeit, so dass qs anderen nirlst verboten sein soll, 
auf gleiche oder ähnliche Weise das Originalkuustwurk selbständig nach- 
zumachen. 

§ 4. Niemand ist innerhalb des in § 2 crwRhntcn Zeitraumes berechtigt, 
die Originalbaupläne und Zeichnniitren einrs andorn 7,\i irgend welchem lian- 
werk, ohne Genehmigung des Betreffenden, zu benutzen. Doch ist diese 
Genefamignng als gegeben anzusehen, wenn die Plftne und Zeichnungen von dem 
Betreffenden selbst oder mit dessen Zustimmung veröffentlicht worden sind. 

§ 5. l^ie durch die vorsti licnden Bt»stinimun2:en gewährten Rechte 
gehen nicht dadurch verloren, dass das Werk in den Besitz eines andern 
flbergeht, so lange dieselben nidit nngleieh mit dem Werke diesem ausdrnck- 
Ucb flbertiagen worden sind. 

§ 6. Von oben erwähntem Verbote sind ausgenommen: 

a) Wiedergabe von Kunstwerken in üffontlichen Kunstsammlnni: '!!, 
auf freien Plätzen, sowie auch der Aussi'nseiten von CJebäuden 
mit den darauf angebrachten künstlerischen Verzierungen ; 

b) die Benutzung künstlerischer Arbeiten seitens Handwerker oder 
Fabrikanten als Vorbilder bei der Anfertigung von Gebruuchs- 

geijfnständen oder zur Ausschmückunir dnrselben. Du( h soll so- 
wohl der Künstler als der Handwerker oder der Fabrikant, welchem 
der Künsller ein Kunstwerk zu derartiger Anwendung ttbertiugeu 
hat, sich das uusschliessllche Beebt dazu für einen Zeitraum von 
10 Jahren vorli InUten könnon, wenn er au dem ()rte und unter 
den Formen, welche der Minister des Innern näher bestimmt, davon 
Anmeldung macht. 

§ 7. Derjenige, welcher die durch die vorstehenden Paragraphen ge- 
währten Rechte verletzt, soll mit einer Geldstrafe von 20 bis 5» 10 Reichs- 
thalem büssen und ausserdem dem Bennchteiligton vollständigen Ersatz für 
den ihm dadurch verursachten iSchadeu leisten. Formen, Platten und anderes 
aussehliessUeh zur unbefugten Vervielfftltieung des Kunstwerkes emes andern 
gebrauchte Material, sowie sämtliche in Dänemark vorgefundenen, zum Ver- 
kauf bestimmten Exemi)larc werden konfisziert und vernichtet, es sei denn, 
dass der Benachteiligte deren Auslieferung für sich verlangt, in welchem 
Falle von der ihm zukommenden Entschftdigung ein entsprechender Abzug 
dafür gemacbt wird. Die sleichc Strafe und fintscfaädigungspllicht trifft 



L.icjui^L.ü cy Google 



66 



Üftnemark. 



deojcaigcu, weichttr hier im Königreich eiae anderswu angeieriigtc, uacli dum 
▼orliui^endtm Qesatie imberaehtii^ Nachilummg »tm Vorkaaf eutfikhrt-. 

Auf jrltiii^he Weise \rird der Verkäufer bestraft, kann die Qcld- 

Btrafe nach Tniständeii auf 10 IleirlisthaK r borab^esetzil werden. 

§ 8 Klaj^e vor Gericht wegen ühertrt'tun«; dieses Gesetzes kauu nur 
von dem dadurch Benachteiligten eingeleitet und nur dann angenommen 
weiden, wenn die Anklage binnen Jalir und Tag erfolgt* 

§ 9. Die BeBtinimung<>n des vorliegenden Gesetzes können unter Voraus- 
setzung der Gegenseitigkeit durch könifrliche Verordnung ganz oder teilweise 
auf die im Ausland angefertigten oder erschienenen Kunstwerke anweudbiir 
gemacht werden. 

§ 10. Die Yerordnuug vom 18. Dezember 1^7^ entlialtend Verbot gegen 
Vervielföltigong yon Kunstwerken, wird aufgehoben. 

Gesetz vom 24. März 1865 über Vervielfältigung von 

Photographien. 

§ 1. Wer für eigene Üechuung eine Origiuuluhotogi-aphie nach der 
Natnr oder eine pbutograpbiMlie Wiedergabe eines ICnnetwowee ansgefttkri 
bat, zu deaaen Ver\ielfältigQng nicmandcni ein auaBcblieasliobee Becht zv- 

steht, knnu für einen Zeitraum von fünf Jahren anderen verweluren, die von 
ihm iuigt'fertigle i'hotograpbie behufs Verliaufs photographiacb zu verviel- 
fältigen, und zwar dadnicn, dass er dies^ Bechtsvorbehalt an dem Orte 
nnd unter (l> n Formen, welehe der Hinister des Innern näher bestimmt*), 
anmeldet uml !uj«scrdem jedes von ihm angefertigte Exemplar der Phf>to- 
grupbiti mit ^seinem Namen und mit dem Worte: ^alleinberechtigt" (nene> 
berettij^ct'') vorsieht. 

Ist die Photograpiüe anf Bestellnn«: eines anderen angefertigt, bo Ist 

dessen Zustimmung nicht nur zur Erwerbuns; des erwähnten ausscklicfcslii hen 
chtes, sondern aoeh zur Aushändigung von Abdrücken der rhotogiaplue 

notwendig. 

2. Wer die in § 1 gewährten liechte verletzt, soll mit Geldstrafe 
von 10 bis 500 Heichsthalem bestraft werden und ausserdem dem Be- 
nachteiligten volle Entschfidjrjuiifr ^e'a n: Platten und anderes ausschliesslich 
zur uiibcfujjten 'N'erTiclfiili iL;iinn ti' braiiclite Material und «sämtliche in Däne- 
mark vorgefundenen, zum Verkauf bestimiuteu Exemplare der Vervielfältigung 
sind zu konfiszieren und zu vernichten, ef^ sei denn, <!nss der Benachteiligte 
deren Ausliefernnci: für sich verlangt, in wi IcIk-ih Falli' ein entsprechender 
Abzu^,^ an der ihm gebührenden EntscliädiiiiKHi L'^cniadit wird. Derselben 
Strafe nnd Entschädigungspflicht ist der VeiKaufer, sowie derjenige unter- 
worfen, welcher in Dfinemark im Ausland angefertigte, kraft vorliegenden 
Gesetzes unberechtigte Nachahmungen zum Zwecke des Verkaufs einführt. 

§ 'd Oerichtliche Klage wep:cn Übertn i iin^r dieses Gcsct/e* knrm ledig- 
lich von dem Benachteiligten eungeieitet und nur dann aDgenouimeu werden, 
wenn die Anklage binnen Jahr und Tiig erfolgte. 



Uiiich Vorüc-lirift vom lo. April »iid in AnsfUJiriiltK dieser lloäliiiiiiiung tut 

Kt iiiMiiis (leä l'iiblikuiiu» gcbrucbt, dus» rragitolK' Aiiineldunp beim MlulKlerium des Xonerv 
KcHUtcht werden mmn und den voUständigeii Kaiiifti des Pbotogtaphen nitt einer hfnTelehend 

;ti>natieil Heschiiibimg der Photogii'pfale, drrvn itii^si hlicsHlic-lus Vcrvieirriltigtingsrechter rteh 
vin»bchJllt, und, wenn die Photographip die Wiedei-ulie eines KuiiHtwerkes i.«t, die Naoien- 
;n galie dt s Küii-tu is t nthaltMi tiin^-i. 1> niuss dieser Aiinieldung .«-tcts <iu Exemplar der 
i'iK.lopraphie bcigrlügt •wenUn. au deieu VervielfäUigmig luan sieh das ausBchUe^^sUcbe 
It.cht vorbebftlt. 
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Gesetz vom 23. Februar 1866 betreffend Ergänzung des Gesetzes 
vom 29. Dezember 1857 über Nachdruck und des Gesetzes vom 
31. März 1864 ftber Vervielfältigung von Kunstwerken. 

$ 1. Stirbt derjenige, walehen ob Urheber in Oemuasheit desOeaetzc» 
rom 29. Dezember 1N57, § 3, sein Recht testamentarisch Ternuuslit kat, inner- 
halb SO Jahren, vom Al»!:inf des Todesjahres des ^'erfassers zu reebnen, ohne 
bei seinen Lebzeiten duä volle, ihm testaiuonticrte Ueebt ausgeübt an babeii, 
«0 8oU ebiig bleibende Teil des Bechtee, insofern der rerstorbene Ver^ 
fasser nicbt anderweite testainnitarischo Bestimmangen getroffen hat, dorn 
Ehegatten des Urhebers zufallen imd, falls derselbe gestorben ist, den Leibes- 
&fben dcä Urbebers und, iu £ru)tiiigelung derselben, dessen Eltern und Ge- 
Mhwistem in GeniSssbeit des Erbfolgüge.^^etzes. Der testamentarisehc Erbe 
kam nur in dem Falle, dass bei seinem Tode kein nach i) des Gesetzes 
Tom 20. nt'/.oraber 1857 Bercchtii^ter vorhanden ist, niittrlst lVst:i!nr>Tit«'H 
da» ihm te.>tierte Kecbt eiueui dritten übertragen, bis die ÖO Jahre suit 
Ablanf des Todesjahres des Verfassers Terstrb^en shid. 

2. Ebenso wie das dem Ehegatten zufallende Recht, insofern e» bei 
dessen Tod nicht völlig benutzt ist, JMif die Leibes-tTbeu des l'rheber< ti!>fr- 
jEuht, üo geilt auch deren Eecbt« insoweit es nicht abgelaufen ist, bei ihrem 
Tode auf die Erben in anfsteigcnder und Seitenlinie des yetstorbcnen Ur« 
kebitfs fiber, alles in Gem&ssheit der ali<;emei)ien Erbfotgegesetze. Derjenige, 
hei dv-si'n Tod keine von den in dieseui Parn<rr;!;>boti ^■enanntf n Personen 
l>erechtigt i^ein sollte, kann mittelst Testamentes Uber das ihm zugefallene 
Ueebt fftr die Zeit, welche toii den 80 Jahren noch rftckttffndig sein sollte, 
verfügen. 

Die in {jjj 1—2 eutbalteueu näheren J»estinimn!i::i tt der in dem 
üe^eue vom 29. Dezember 1857, ^ festgesetzten Eegcl sulleu auch bei 
AnwendnnfT Ton ^ 19 desselben Gesetzes nnd von ^ 2 de» (fesctzcs Tom 
31. Mitrz 1864 über VerTielfalligung von Kunstwerken gekm. 

^ 4. I>!i Oi sotze vom 29. Dezeniber ISöt). 6, in Hc/.nir auf eine 
anouvmc oder p>cadoujme .Schrift gewiihrte Schutzfrist ist, falU vor Ablauf 
Von 30 Jahren neue Anflaj^en der Schrift erseheinen, fttr die Knkiinft Tom 
All <,'anyr ties Jahres zu rechnen, in welchem sie zuletzt herau?^:i.'^obeu wurde; 
doch soll der .Schutz hierdurch nicht über 50 Jahre vom Ablauf desjeniLrru 
ialires .luägedebnt werden können, in wclciiem die eri^tu Ausgabe stattfand. 

§ 5. Besteht ein Werk ans mehreren Teilen und ist eiii einzelne Teil 
seit fünf Johren vorgriflen, SO hört da:« Verbot des Nachdruebi bozQn-lich 
(Üeses cinzeint n 'I\ ilcs :iuf. 

fji 6. Ist das \'crbot des Nackdrucks erloschen, durch die Thutsache, 
dass ein Werk wilhrend fftnf Jahren niebt zu haben gewe8«*n ist (Gesetz 
vom 2'J. Dezember 1857, i? 12), eine neue Auflagt* aber auf Veranstaltang 
des r [if-rorhtiirtcM erschienen, bevor eine dri-o l'ersnn eine neue Auf- 
lage heraii:9gegeben oder deren Heruus;;ube i)üüuilich miltolsi einer nach 
den fdr Proklamata vorgeschriebenen Bejreln Mn<2:ekimdigt hat, ao tritt der 
früher liereehtigte wieder in ficinc Eecl^to ein, als wenn dieselben nicht ver- 
loren tfewesen wären. Das Gleiche soll tjoltcn, selbst wchm fine solcljo An- 
k&adigung seitens eines dritten stattgefunden hat, die angekündigte Auf- 
bige aber nieht innerhalb eines Jahres von der ersten Bekanntmachung ab 
. ewchienrn ist. 

ijv; T— sind aufgehoben laut ij 2 des Hcsetzes vom 24. Mai 18?9, 

lU. Dieses Gesetz tritt am 1. A^irii 18G7 in KrafL 
Wenn das Gesetz Tom 29. Dtiember 1957 oder das Gesetz Tom 31. Mftn 
1864 dnreh königliche Verordning ganz oder teilweise besftglieb im Ausland 
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erecfaienener Werke gellend gemacht wir<i, üu ktiunea selbstredend aach die 
sich daraoftchliesseoden ßestimmangea der §§ 1 — 6 des Yorliegeuden Qes«t»n 
ZOT AswcBdimg (^bntcht wefdcn. 

Gesetz vom 21. Februar 1868 betreffenti Ergänzung des Gesetzes 
vom 29. Dezember 1857 über Nachdruck. 

1. Dor Zeitraum von 30 Jahren, -vrelrher jetzt für das im Gc^^etx 
über den Nachdruck vom 29. Dezember IböT, bczw. im Gesetz vom 23. Fe- 
bruar 1866 enthaltene Verbot des Nachdruckes einer von einem genumCfla 
Verfasser veröffentlichten Schrift gilt, wird auf 50 Jahre verlingert. 

§ 2. Wenn auch iHe 30jnhri«je Frist in Bezug auf eiuf^ veröffentlichte 
Schrift bei Bekanntmachung des vorliegenden Gesetzes verstrichen sein 
sollte, so soll doch die V'erlängerung dem Urheber oder demjenigen, welcher 
an seine Stelle tritt, zu gute komm« n, falls kein dritter in der Zwischenzeit 
vom AMaiif der Fri-t bis zur BekanntmachnnG: dieses Gesetzes entweder 
• ine neue Auflage der .Schrift veröt^Vntlichr od« r öffeutÜcb durch eine nach 
den für Proklamata vorgeschriebeucu Itegeln bekannt gemachte ErklSnmg 
an$: ni« Met hat, dass er die Schrift aufs neue zu veröffentlichen beabsiehtigi*. 
Die Wirkung il' r leiztsrnnannt. n Anmeldung fällt jedoch weg, wenn die an- 
gemeldete AnfhiL^e nicht iunerhaib eines Jahres nach der ersten Beluunnt- 
macbung der Anmeldung erschienen ist. 

<S 3. Die im Gesetze vom 29. Dezember 1867, $ 6, besttglieh anonymer 
und |)seudonymer .Schriften enth iltf^nr Kcstimmunfr. dass der volle Schutz 
der (Gesetzgebung eintritt, wenn der Verfasser innerhalb 30 Jahren vom 
Ausgang desjenigen .Jahres, in welchem die Schritt zuerst erschienen ist, 
auf die in dem gedachten Paragrai^en festgesetzte Art nnd Weise mit 
Xrimf-n irennnnt worden ist, wird dahin ireSndf^rt, dass es genügen soll, falls 
eine solche Angabe des Namens innerhalb '60 Jahren vom Ablauf desje^^igen 
Jahres stattfindet, in welchem die letzte Pseudonyme oder anoojme Aoa^» 
gäbe der Schrift erschien, unter der Voraussetzung jedoch, dass die Namens- 
angn^e erfolc-f^ bevor ."jO Jahre seit Au>franfx desjenigen Jahres ▼crfliossen 
sind, in welciiem die Sfhrifr zuerst iierausgegeben wurde. 

§ 4. Dieselbe \\ irkuiig soll die auf gesetzlich vorgeschriebene Weise 
statt findende Namensangabe halten, falls die im Qesetzo Tom 29. Dezember 
1857, ^5 6, gedachte Frist bei Bekanntmachung des varliec:cnilen Gesetzes 
zwar Verllossen ist, die Namensanjjabc jedocii stattfindet, bevor eine dritte 
Person nach Ablauf der Frist entweder eine neue Auflage veröffentlicht, 
oder öffentlich dnrch eine nach den fftr Proklamata vorgeschriebenen Regeln 
bekannt gemat-hte Erklärung ani^cmoldet hat, dass sie die Schrift anfs neue 
herauszugeben i»eabsiehti!re. Diese letztere xVnnieidtmg soll jedoch nicht die 
gewöhnliche Wirkung der Nameusauga»»e verhindern können, falls die an- 
gemeldete neue Auflage nicht innerhalb eines Jahres seit der ersten Bekannt- 
machang erschiem n ist. 

§ 5. Wenn das Gesetz vom 2'J. i)e'zeniber 1S57. bezw. «lasjenige vom 
23. Kebrnar 1866, durch königl. Verordnung gaujÄ oder teilweise bezüglich 
im Ausland erschienener Werke in Kraft gesetzt wird, 80 können selbst^ 
rcdenrl aueh die sirli hieranschliesscnden Bestimmungen des vorliegendeo 
Gesetzes zur Anwendung gebracht werden. 

Gesetz vom 24. Mai 1879 betreffend Ergänzung des Gesetzes 
vom 29. Dezember 1857 über Nachdruck. 

§ 1. Die Übersetsung einer Schrift ohne Genehmigung des Urhebers 
ans der Schriftsprache in eine der Mundarten derselben wket umgekehHi 
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oder aus einpr Mnndart in eine andere, wir*! mIs Nachdruck ünt'i sL'hcii (ef. 
Gesetz vom 29. jUezember 1857, besonders ^j; ö nmi H). In diesür lieziehuog 
sind Dtioisch, Sebwediseh und Norwegisch als Mnndarten deivelbcit Sprache 
zu betrachten. 

ß 2. Die §§ 7-y ch's (i 'setzes vom 23. Fchruar 1866, eathalteud Er- 
gänzung des Gesetzes über Is'achdrack wurden aufgehoben. 

§ 8. Wenn das Oesets von 29. Desember 1857, besw. die Qesetxc yom 

Februar ISHG und vom 21. Frbruur 1868 durch ki'niq:!. Vornrdniinjx mm/, 
oder teilweise für im Anstand erscheinende Werke in Kraft fjcset/.i werden, 
so können auch die sich daranschliesscnden Bestimmungen von ^ 1 des vor- 
üe^nden Gesetzes znr Anwendatig gebracht wcrdoo. 

Gesetz vom 12. April 1889 betreffend Ergänzung des Gesetzes 
vom 29. Dezember 1857 über Nachdruck. 

§ 1. Dur Zeitraum von 30 Jahren, vom Todt- des V( rfassers an, nach 
dessen Verlauf es zufolge dem (iesetze über den >iachdru('k vom 29. \h- 
zember 1857, §§ 15 und. 19, einem jeden freistehen soll, die liMutli-c iiriti- 
liehen Arbeiten efce. eines Urhebers im Dmck zu yerdtfentlichen oder an! 
auflovui inffhaiiiscbeu Woi^o zu v«'rvii'lffiltifrrii, sowie srin»' hinterlas.senen 
dramatiselicu Werke oder für dio Hnlino besriiiimtm musikalischen Kom- 
positionen aufzuführen, wird auf 50 Jahre fiir alle Fidle voriarigert, in denen 
die 30jährige Frist bei Inlcrafttreten des Torliegenden Gesetzes niebt schon 
rerstricJien ist. 

§ 2. Niemand darf ohne Erlaubnis des Urlielx rs einos Dichtwerkes oder 
desjenigen, der in sein Eccht eingetreten ist, vor Ablauf von 50 Jahren nach 
dem Tode des Urhebers solche Dramatisiernnsren de* Werkes oder eines 
TcIIps desselben, die wesentlich nur in einer Wiedertrabc de.s Inhaltes in 
einer für die Biihiie geeigneten Form bestehen, im DnicJie erscheinen oder 
öffentlich auffuhren lassen. 

Aal derartige Ubertrei ungiMi sind dio BeKttmnmngen des i$ 20^ büzw. 
§21 und § 22 des oben ge lacbten Oi sctzes anwendbar, 

§ 8. Wenn das (ie.setz vom 29. DezeTnber 18")7, hezw. die (iesetze vom 
23. Februar 1866, vom 21. Februar 1868 un<l vom 24. Mai IS^i) durch künigl, 
Verordnung ganz oder teilweise beziigiieh im Ausland ersdieincnder Werke 
in Kraft jjesetzt wrrdm, so können auch die liestimmttngen des vorliegenden 
(iesetzes zur Anwendung gebracht werden. 

Deutsehland« 

Gesetz vom 19. Juni 1901 betreffend das Urheberrecht an Werken 
der Ütteratur und der Tonkunst. 

Erster Abschnitt, Voraussetzungen des Schutzes. 

H 1. Nach Ma.ssgabe dieses Ucsetzcs werden geschützt: 

1. die Urheber von .'^eliriftwerken und solchen \'orträij:en oder Reden, 
welche dem Zwecke der Erbauung, der Belehrung oder der l.nter- 
haltuiig dien«m; 

2. die Urheber von Werken der Tonknnst; 

.3. Urhennr von .solchen Abbild nnixen wissenschaftlicher oder techni- 
scher Art, weiche nicht ihrem Hauptzwecke nach als Kunstwerke 
zu betrachten sind. Zu den Abbildungen gehören auch plastiscite 
Darstellangen. . . 
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§ 2. Urtiober eise» Werkes ht dosseii VoriasBcr. Bei doer Übeiy 
Setzung gilt der Übersetzer, bei einer soiistigoii Bearbeitung der Beaibeiter 

als Urheber. 

ä 3. Juriäiisclie Personen des üöcut liehen Kechtes, dio als Herausgeber 
ein Werk Ter^ffentUchen, dessen Verfoaser nicht auf dem Titelblatt, in der 
Zueignong, in der Vorrede oder am Scltlusse gcnaunt wird, werden, wenn 
nicht ein anderes vereinbart ist, als IJrhelu r /I' s Werkes ancjesehen. 

4. Besteht ein Werk aus den getrenutcu Beiträgen mehrerer (Sammel- 
werk), HO wird fttr das Werk als Ganses der Heransgeber als Urheber tn- 
gesehen. Ist ein solcher nicht genannt, so gilt der Terl<)ger als Heraus- 
geber. 

§ ü. Wird ein Schriftwerk mit einem Werke der Tonkunst oder mit 
Abbildungen Terbnnden, so gilt fflr jedes dieser Werke dessen Verlssser 
auch nach der Verbindung als Urheber. 

§ 6. Haben iin hrpro ein Werk pfcmeinsatn in der Wfiso verfasst, dass 
ihre Arbeiten sich nicht trcnuea lassen, so besteht unter ihnen als Urhebern 
eine Gemeinschaft nach Bruchteilen im Sinne des Bürgerlieben Gesetz- 
buclis. 

§ 7. Enthält ein erscliieiiones Wrik uiif ikiii Titelblatt, in der Zu- 
eignung, in der Vorrede oder am Schlüsse den Namen eines Verfassers, so 
wird vermntet, dass dieser der Urheber des Werkes seL Ist das Werk 
durch Beiträge mehrerer gebildet, so genügt e^, wenn der Name an der 
."Spitze t»der am Schlüsse des J^eitrngcs ans^epfcbeu ist. 

Bei Werken, die unter einem anderen als dem wahren Namen des Ver- 
fassers oder ohne den Namen eines Verfassers erschienen sind, ist der 
Huransgebcr, falls aber ein solcher nicht angegeben ist, der Veä«ger be- 
reohti^'i, (Ii* Ti'fclitr des Urhebers wahrj^unehmen. 

Bei \\ eikon, die vur oder nach dem Erscheiueu ulleutiich aufgefühit 
oder Torgetragen sind, wird vermutet, dass derjenige der Urheber sei, 
welcher bei der Ankündigung der Aufführung oder des Vortrags als Ver- 
fasser bezeichnet worden ist. 

§ 8. Das iiccht des Urhebers geht auf die Erben über. 

If(t der Fiskus oder eine andere juristische Person gesetzlicher Erbe, so 
erlischt das Recht, soweit es dem Erblasser zusteht, mit desswi Tode. 

Hecht kann beschränkt oder luiboscliränkt auf andere übertragen 
werden; die Übertragung kann auch mit der Begrenzung auf ein bestimmtes 
Gebiet geschehen. 

J5 9. Im Falle der Übertragung des Urheberrechts hat der Erwerber, 
so^^'eit nicht ein anderes vcreinliart ist, nicht das Kocht, ;in dem Werke 
selbst, an dessen Titel und an der Bezeichnung des Urhebers Zusätze, 
£lirzung^n oder sonstige Änderungen vorzunehmen. 

Zulässig sind Änderungen, für die der ßerochtigte seuie Einwilligung 
nach Treu und filan!>en nicht versa t^oti kaun. 

§ 10. Dit: Zwangsvollstreckung in das Kecht des Urhebers oder in sein 
W(<rk Ündet gegen den Urheber selbst ohne dessen Einwilligung nicht statt; 
die Einwilligung kann nicht durch den gesetzlichen Vertreter erteilt werden. 
Cregen den Erben des Urhebers ist ofne- ^einf Einwilligung die Zwangs- 
vollstreckung nur zuliissi«:^, wenn das Werk erscliieaeu ist. 

Zweiter Aloehnitr. liefuguisse des Urhebers. 

^ 1\. Der l'rheher hat die ausschliessliche Befugnis, das \\'erk zu 
vervielfältigen und gewerbsmässig zu vorbreiten; die ausschlicssiiehe Be- 
fugnis erstreckt sich nicht auf das Verldhen. Der Urheber ist ferner, so- 
lange nicht der wesentliche Inhalt des Werkes nffentlich mitgeteilt ist, 
aasscbiiesslich zu einer aolchen Mitteilung befugt. 
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Urheberrecht an elwm Kiihnenwerk odor jtn oinfm Werk»' d«'r Tmh- 
kaiiüt enthält auch die aosschiiessUehe HefuffDit», Ua» Werk öffentlich aul> 
züfflhrcii. Der Uilieber «ines Sehriftwerkes oder eiiies Vortrages hat, wlaii^e 
nicht das Werft eiseiiieBOii ist, die ansiiehUesslieke Befalle, das Wcrrk 
öffentlich vorzntrasfcn. 

§ 12. Die ausschliesslichen BefiigDi;»»e, die dem Urheber nach g It in 
Aoseibnn)^ dos Werkes selbst nistehea, erstreeken sieh aiidi auf die Be- 
arbeitungen des Werkes. 

Die Befugnisse des Urhebers erstrecken sich inslx^sondf^r«' unf: 

1. die Übersetsoag in eine andere Sprache oder in eine andere 
MoDdart derselben Spradie, aneh wenn die Übersetsniig in ge- 
bundeuer Form abgefasst ist; 

2. die Rückübersetzung in die Sprache des Originalwerkes; 

8. die Wiedergabe einer Erzählung in dramatischer Form oder eine& 

Bttbaenwefkes la der Form eher Ersfthlung; 
4. die Herstellung tob Anssflgon ans TVerken der Tonkunst, »owie 
von Kinrir!ifiincren solcher Werke fftr einzelne oder mehrere la- 
»trumente oder stimmen, 
f 13. Unbesehadet der anssefaliessHeiicn Refagnisse, die dem Urheber 
nach $ 12 Abs. 2 znstehcn, ist die freie Bcnutsoag seines Werke« «nlässig, 
wenn dadurch eine eigentümliche Schöpfung Iiorvorc^pbrneht wird. 

Bei einem Werke der Trakuost ist jc^e Beuutisuug unzulässig, durch 
wskhe slae Hdodie eikeanbar dem Werke entnommen und einer neuen 
Arbeit zu Grunde gelegt wlid. 

iJU. Im Falle der Übertragung des Urheberrechts verbleiben, soweit nicht 
ein audeies vereinbart ist, dem Urheber seine ausschliesslichen Befugnisse: 
1. für die ÜbersetsoBg eines Werkes in ehie andere Sprsehe oder in 
tMue andere Mundart; 

3. für die \Vi(>dergiibe einer Erzählung in dramfitisehcr Form oder 
eines Buhnenwerkes in der Form einer Erzählung; 

3. ftkr die Keatheitvag eines Weites der Tmüninstf noweit sie nieht 
bloss ein Auszug oder eine (jbertragnng in eine andere Tonart 
oder Stimmlage ist. 
§ 15. Eine Vervielfältigung ohne Einwilligung des Berechtigten ist 
iBzoläsiiig, gleichYiel dnrch welches Yerfahfen sie bewiikt iriid; aneh be- 
gründet es jkeinen Unterschied, ob das Wefk in einem oder in mehreren 
Exemplaren vervielfriltigt wird. 

Eine Vervieiiäitigung zum persouiiciien (iebraucli ist zulässig, wenn sie 
lieht den Zweek hat, aas d^n Werke eine Einnahme su erzielmi. 

!j 16. Zulässig ist der Abdruck von Gesetzbüchern, Gesetzen, Ver- 
firdniinsfoH, amtlichen Erlnsscn un«! Kiit Scheidungen, sowie von anderen zum 
»mtiichcu Gebrauche hergesteiiteii amtlichen Schriften. 
§ 17. Zulässig ist: 

1, die Wiedergabc eines Vortrags oder einer Rede in Zeitungen oder 
Zeitschriften, sofern d< r Vortrag oder die Äede Bestandteil 
einer öffentlichen Vethundlung ist; 

2. die TervietfÜtigung von Vorträgen oder Reden, die bei den Ver- 
handlungen der Gerichte, der politisdien, kommunalen nnd kirch- 
lichen Vertretungen gehalten werden. 

Die \ ervielfältigung ist jedoch unzulässig, wenn sie in einer Sammlung 
erfolgt, die der Hanptsadie nach Beden desselben Verfassers enthält. 

5^ 18. Zulässig ist der Abdruck einzelner Artikel aus Zeitungen, soweit 
»lic Artikel nicht mit einem Vorbehalte der Rechte versehen sind; jed»>ch 
ist nur ein Abdruck gestattet, durch den tier JSinn nicht entstellt wird. Bei 
ilsm Abdruck ist die Qnelle dontbch anzageben. 
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Der Abtiruck tou Ausaxbeitoogeo wisaeuscUaftUcheii, techuiscUeu oder 
uo lerhalt enden .Inbftlts ist, aneh wenn ein YoTbehalt der Beebte felilt, 

unzulässig. 

Veririisclite Nachrichten thatsüchlichen Inhalt.-^ nnd Tagosncuigkeit« 
dürfen aus Zeitungen oder Zeitschrifteu stets abf^edruckt werden. >• 
^ § 19. Zulässig ist die Vemelfältigung: 

,.►-1. wenn cinzelpe- Stellen oder kleinere Teile eines Scfaliftwerkes, 
i'irn s Vortrags oder t inor Rede nach dt:r Vfr9flFentli<-huig.in oiner 
selbstttudigeu litterarischeu Arbeit angeführt werdeu; 
. 2, wenn einzelne Ai^sätze Ton geriugem Umfang oder einzelne Qe- 
.:\ ^ dichte noch <i€m Jüi^cliem^n in eine selbstäadige «iaaeQschaftliche 
Arbeit aufgenommen ^vrilon: 
8. wenu einzeli^e Gedichte nach dem Erscheinen lu eine ■ S^ammluug 
...... V. aufgenonuneo! werden, die Werke einer grösseren ZiüU Ton Scluilt- 

steliern yereiiiigt npA ihrer . Bescheleakeit vMtk <or- Benatswig 
bei Gesangsvorträgen bestimmt ist: 
. 4. wenn einzeln^ Aufsätze, yoa geriugem Lmfaug, einzelne Gedichte 
oder kleinere Teile eines Schriftwerkes nach deui Erscheinen in 
. : eine Siunjnlung aufgenogunen wefdbBD, die Werke einer grösseren 
', \rl.- 2alil von Schriftstellern vereinigt und ihrer B^chaffenheit nach 
für den Kirpheu-, Öchul- oder Unterrichtsgebraach oder zu einem 
..eigentümlichen litterarischen Zwecke bestimmt ast. Bei einer 
. ^7. ..:.,SMDiDlnng zu ciuc'iü eigentümlichen litterari. sehen Zwecke bedarf 
es. solange der iTheber lebt, seiner persiiniiehen KinwilUgnno;'. 
iJie Einwilligung gilt als erteilt, wenu der Urheber nicht inner- 
_ halb .eines Monats, nachdem ihm von der^ Absicht des Verfassers 
Mitteilung gemacht ist, Widerspmcb firbebt.. 
^ 20. Zulässii^ ist die YervielfiiltifxnTiL', wenn kleinere Teile einer 
Dichtung oder Gedichte von geriugem Uiuiangc nach ihrem Erscheinen als 
Text zu einem ucu^ Werke der Tonkunst in Verbindung mit diesem wieder- 
gegeben werdeD. -Ffäx eine Aofführung des Werkes darf die Dichtung auch 
allein wiedergegeben werden, sofern der Abdruck ausscbliesslich znm Ge- 
brauche der Hörer bestimmt ist. 

Unzulässig ist. die Vervielfältigung von Dichtungen, die ihrer. Gattung 
• nach zur Komposition bestimml sind, 

, .§ 21. Zulässig ist die Vervielfältiii:ung: 

1, wenn einzelne IStellen eiues bereits, erscbieneueu W erkes der Ton- 
konst in einer selbständigen litterarischen Arbeit angeführt werden; 
3. wenn kleinere Kompositionen nach dem Ersdieinai in eine selb- 
• ständi<re Wissenschaft!]' Im Vrbeit aufgenonifiu'n werden: 
: 3. wenn kleinere Kompusiuonen nach dem Erschciueu in eine Sammp 
lung aufgenommen werden, die Werke einer grösseren Zahl tob 
Komponisten vereinigt und ihrer Beschaffenheit nach für den Untere 
rieht in Schulen mit Ausschluss der Musikschulen bestimmt ist. 
, ;§ 22. Zulässig ist die Vervielfältigung, wenn ein erschienenes W^erk 
der Tonkunst auf solche Scheiben, Platten, Woksen, Bänder und ähnliche 
Bestandteile YOn Instrumenten übertragen wird, welche zur mechanischen 
Wiedergabe von Musikstücken 'lienen. Diese Vorschrift findet auch auf 
auswechselbare Bestaudteilo Anwendung, sofern sie nicht für . Instrumente 
rerwendbar .sind, durch die das Werk hinsichtiich der StUe und Dauer 
des Tones ujid hinsichtlich des Zeitmassee nacb Art eines persQnlicheii Ver- 
trags wiederprejreben werden kann. 

§ 28. Zulässig ist die Vervielfältigung, wenn einem Schriftwerk aus- 
sdiliraplieh zur Erläuterung des Inhalts einzelne AbbÜdungeu aus einou 
erschienenen Werke beigefügt werden. . . 
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^ 24. Auf Grund der J^§ 19 bis 23 ist die Vervielfältigung eines fremden 
Werkes nur zulässig, wenu an den wiedergegebeneii Teilen keine Änderung 
TOrgenwupieyi Jedoeh sind, soweit der Zweck der Wiedefl^be es er- 

fordert, Übersetzungen eines Schriftwerkes und solche Beftibeitmigtii dnes 
Werkes der Tonkunst gestattet, die nur Auszüge oder Übertragungen in eine 
andere Tonart o^er Stimmlage, oder Einrichtungen für die im ^ 22 be- 
nichaeten ListnmieBte darsteUen. Weiden eimebie Auft&tse, einseliie 
Qedichte oder kleinere Teile eines Schriftwerkes in eine Sammlung zum 
Schulgebraach aufgenommen, so sind die für diesen (Tebraueh erforderlichen 
Änderungen gestattet, jedoch bedarf es, solange der Urheber lebt, seiner 
pentalkwi ^nwilUgaiig. Die EinwilligiiBg g^t als erteilt, i^enn der ür- 
heber nicht innerlialAi : eines Monats, nachdem ihm von. der beabsiditigten 
Änderung MitteUnng gemacht ist, Widerspruch erhebt. 

§ 25. Wer ein fremdes Werk nach Massgabe der lÜ bis 2Ö benutzt, 
Ipst die Qaclle deutlich anzugeben. 

§ 26. Sow:eit ein Werk nach den 4;§ 16 bis 24 ohne Einwilligung dr s 
Berechtigten vervielfältigt werden darf, ist auch die Verbroitang, die öffent- 
Uchc Aufführung, sowie der öffeuiiiche Vortrag zulässig. 

§ 27.. :Far Öifentüehe Avff abrangen eisesveischieaeneD .Werkes der 
Tonkunst bedarf es der Einwilligung des Berechtigten nicht, wenn sie 
keinem gewerbliclien Zwecke dienen und die Hörer ohne Entgilt zugelassen 
werden. Im übrigen sind solche Aufführungen ohne Einwilligung des Be- 
reditigten zulässig: 

1. Avenn sie bei Volksfesten, mit Ausnahme der Musikfeste statt- 
tinden ; 

2. wenn der Ertrag ausschliesslich für wohlthätige Zwecke bestimmt 
: ist ftoiid die l^twiritenden keine Vergfttiing für ihre Thatigkeit 

erhalten; 

3r wenn sie von Vereinen veranstaltet werden und nur die Mitglieder, 
, sowie die zu ihrem Hausstande gehörigen Personen als Hörer zu- 

gelassen werden. 

Auf die bühnenmässigr Aufführung einer Oper oili r eines sonstigen 
Werkes der Tonkunst, zu welchem ein Text gehört, linden diese Vor- 
schriften keine Auwcudung. 

§ S8. Zar Yeraostaltang eiiier Öffentlichen AaffOhning ist, wenn 
mehrere Berechtigte Torhanden sind, die Einwilligung eines jeden er- 
lorderlich. 

Bei einer Oper oder einem sonstigen Werke der Tonkunst, zu welchem 
«b Text gehört, bedarf der Veranstalter der Aofftthrnng nur der Ein- 
willigung desjenigen, welchem das Uxhebotrecht an dem mnaikaüschen 
Teile zosteli^. . 

Dritter Abschnitt Dauer des Schutzes. 

§ 89. Der ächuts des Urheberrechts endigt, wenn seit dem Tode des 
Urhebers drcissig Jahre und ausserdem seit der ersten Veröffentlichung des 
Werkes zehn Jahre abgelaufen sind. Ist die Veröttentlichuug Ms zum Ab- 
laufe von dreissig Jahren seit dem Tode des Urhebers nicht erfolgt, so wird 
Tsimntet, darä mS Uiheberrecht dem Eigentümer des Werkes zustehe. 

I 80. Steht das Urheberrecht an einem Werke mehreren gemeinscfaaftlicli ' 

z«, so bestimmt sich, soweit der Zeltpunkt des Todes für die Schutzfrist 
massgebend ist, deren Ablauf nach drm Tode des Letztlcbendcn. 

; § 31. Ist der wahre Name des Urhebers nicht bei der ersten Veriirtent- 
fichnng gemäss § 7 Abs. 1, 3 angegeben worden, so endigt der Schutz mit 
dem Ablaufe Tpn dreissig Jahren seit der YerOffentlichung. 
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Wird »tcr wftiirc Name des Uriioberä biuoen der droissigjitiirjgeu Friai 
gemäss § 7 Ab». 1, 8 angegeben oder von dem Berechtigten zur Eintragung 
itt die EintragsToUe (§ 66) angemeldet^ so finden die Vorschriften dee g 9 
AnTvpndanp:. Das Gleiche gilt, wenn das Weik crtt nnoli dem Tode 4m 
Urhebers veröftontlicbt wird. 

32. Steht «'incr jnriatiscben Person nach den §§ 3, 4 das Urheber» 
rocht zu, so endii^t der Schutz mit dem Ablanf von dreissig Jahren seit der 
V rf ffcTiflTrhnnfr. Jedoch endio:t der Sehnt'/ mit dem Ablaufe der im § 29 
bestiuiiikten ITrititen, wenn das Werk ernt nach dorn Tode des VerfassMS 
▼eröffontlicht wird. 

33. Kei Werken, die aus melirercn in Zwischenräumen verüifentlicliteB 
Bänden bestehen, sowi« hri fort lauf (mi I' m Bericht » n odfM- Heften wird jeder 
lUndj jeder Bericht oder jedes Heft (iir die Berechnung der Hchatzfristen 
als ein besonderes Werk angesehen. 

Bei den in Ueferiuigea ver&ifentüchti^n W^erhen wird die'SdittlkIHBt erst 
▼on der Veröffentlichung der letzten Liofcnm'^' an berechnet. 

§ 34. Die Schutzfristen beginnen mit dem Ablaufe des Kalenderjahres, 
in welchem der Urheber gestorben oder das Werk TerOffentlicht worden ist. 

35. Soweit der in diesem G^etse gewährte Schutz daron nbbftagt^ 
ob <'in Werk erschienen oder anderweit veröffentlicht, oder nb der wesent- 
lich»; Inhalt eines Werkes öffentlich mitgeteilt worden ist, kommt nur eine 
Veröffentlichung oder Mitteilung in Betracht, die der Berechtigte bewirkt hat. 

Vierter Al>.schnitt. Rechtsverletzungen. 

36« Wer vorsätzlich oder fahrlässig unter Verletzung der au.sscliliess- 
liehen Befugnis des Urhebers ein Werk TOrvielfaltigt, gewerbsmässig veiw 
breitet oder den wesentlichen Inhalt eines Werkes öffentlich mitteilt, ist 
dem Berechtij^ten znm Ersätze des (Inrujs entst rli nrlen Schadens veri^flichtet. 

§ 37. Wer vorsätzlich oder fahrlässig unter Verietsnog der ausschliess- 
lichen Befognis des Urhebers dn Werk OffentlnA antfttiurt oder öffentlich 
vorträgt, ist dem Brreclitiii^ten /um Ersätze des daraus entstehenden 
Hchadcns veTi)fiicht*'r. [»if «^h^iche Verpflichtung trifft denjoni<,'Pn, welcher 
Yorsätzlicli oder fahrläsäii' eine dramatische Bearbeitung, die nach § 12 ua- 
' zulässig ist, dffenf^eh aimnhrt. 

% 9«. Mit Geldstrafe bis zu dreitansend liuk wird bestraft: 

1. wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen Fallen Torsätzlich 
ohne Jüuwüligung des Berechtigten ein Werk vervielfältigt oder 
geworbemässig verbreitet; 

2. wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen FUlen vors,iry.Ii(-h 
ohne Einwilligunti: des IJerechtiirton ein Bühnenwerk, rin W^-rk 
der Tonkunst oder eine dramatische Bearbeitung, die nach § 12 
unznlässig ist, Öffentlich aufführt, oder ein Werk, bevor es er- 
schienen ist, öffentlich vorträgt. 

Wor dii- Emwilli-^unf^ des Berechtigten nur deshalb erforderlich, weil 
an dem Werke selbst, au dessen Titel oder an der Bezeichnung des Ur- 
hebers Änderungen vorgenommen niud, so tritt Geldstrafe bis xn drei- 
hundert Mark ein. 

Snll eine nicht heizu(rei1)ende CJeltlstrafe in Gefängnisstrafe umgewandelt 
werden, so darf deren Dauer iu den i'äileu des Abs. 1 sechs Monate, iu den 
Fällen des Abs. 2 einen Monat nicht Ubersteigen. 

^ 39. Wer den wesentlichen Inhalt eines Werkes, bevor der Inhalt 
öffentlich mitgeteilt ist, vorsHt /ücli nhii*' Ein-vvillij<riin<r 'les Hereehti<:rten 
öffentlich mitteilt, wird mit Cjel<istralo bis zu eiutausendfunihundert Mark 
bestraft. Soll eine nicht beüsntreibende Geldstrafe in Gefingnisstnie um- 
gewandelt werden, so darf deren Daner drei Monate nicht flMriteigeii. 
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§ 40. Anf Verlangen des Berechtigten kftnii neben der Strafe auf eine 
an jJm zu crh gende Basse bis zum Betrage von sechstausend Mark erkannt 
weiden. Die zu dieser Busse Verurteilten haften als Gesammtschul«lner. 

Eine erkannte Busse schliesst die Geltendmachung eines weiteren An- 
spruchs auf Schadensersatz ans. 

§ 41. Die in den 36 bis 89 beseichneten Handlungen sind auch dann 
rechtswidrig, wenn das Werk nur zu einem Teile TerTielfiUtigt, Terbreitet, 
öffentlich mitgeteilt, angeführt oder vorgetragen wird. 

§ 42. iüe widerreäitlich hei^esteUten oder Torbreiteten Exemplare 
and die zur widerrechtlichen Vervielfältigung ausschliesslich bestimmten 
Vorrichtungen, wie Formen, Platten, "^'t' ine, Stereotypon nnterlif i^ 'n dnr 
Vernichtung, Ist nur ein Teil des Werkes widerrechtlich hergestellt oder 
Terbreitet, so ist anf Vemichtnng dieses Teiles nnd der entsprechenden 
Vorrichtungen zu erkennen. 

Gegenstand der Vernichtung sind aüf Ex« mplare und Vorrichtungen, 
welche sich im Eigentnme der an der Herstellung oder der Verbreitung 
Beteiligten, sowie der Erben dieser Personen befinden. 

Au die VemiehtUBg ist auch dann zu erkennen, wenn die Morsteilung 
oder die Verbreitung weder vorsätzlich noch fahrlässig erfolgt. Bas Gleiche 
gilt, wenn die Herstellung noch nicht vollendet ist. 

Die Vemichtonff hat zn erfolgen, nachdem dem Eigenttmer gegenüber 
nehtdcräftig darauf erlcannt ist. Soweit die Exemplare oder die Vorrich- 
tiinj^fcn in andrror Weise als durch Vernichtnng unschädlich gemarht wcrd»'n 
können, hat dies zu geschehen, falls der £igeatiUner die Kosten übernimmt. 

§ 43. Der Beredili^fte kann statt der Vernichtung verlangen, dass ihm 
das Recht zuerkannt wird, die Exemplare und Vorrichtuno:en ganz oder 
teilweiso p^epren eine angemessene, höchstens doni Betrage der Herstellungs- 
koötcu ^dcichkomiiiende Vergtitung zu übernekmeu. 

§ 44. Wer den Vorschriften des § 18, Abs. 1 oder des ^ 25 zuwider 
anterlässt, die betuitzte Quelle anzugeben, wird mit Geldstrafe bis zu ein- 
Inudertfünfzig Mark bestraft. 

§ 45. Die Strafverfolgung in den Fällen der Jj}? 38, 39, 44 tritt nur 
aaf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrags ist zulässig. 

§ 46. Die Vernichtung der widerrechtlich hergestellt«! oder Terbreiteten 
Exemplare nnd der znr idulerrechtlichen Vervielfältigung ausschliesslich be* 
stimmten Vorrichtungen kann im Wege des bürgerlichen Rechtsstreits oder 
im iStra {verfahren verfols^t werden. 

§ 47. Auf die Vcruiclituu}^ vuu Exemi>laren oder V^orrichtungen kann 
uteh im Strafverfahren nur auf besonderm Antrag des Berechtigten er^ 
könnt w( rden. Die Zurücknahme des Antrags ist bis zur erfolgten Ver- 
nichtung zulässig. 

Der Berechtigte kann die Vernichtung von Exemplaren oder Vurrlcht- 
BBgen selbstindig verfolgen. In diesem Falle linden die §§ 477 bis 479 der 

Strafprozessordnung mit der Massgabe Anwendung, dnss der Berechtigte 

als ?rivatkläger anf treten kann, 

§ 48. Die §§ 46, 47 tindeu auf die Verfolgung des im § 43 bezeichneten 
Beehtes entsprechende Anwendung. 

§ 49. Für sämmtliche Bundesstaaten sollen Sachverstündigen-Karomem 

bestohen, die verpflichtet sind, auf Erfordern <[i'r niTiehtc iiiui Staats- • 
anwaltschaften Gutachten über die um sie i^rrichti-teii Fragen abzugeben. 

Die Sachverständigen-Kammern sind befugt, auf Anrufen der Beteiligten 
Uber Sehadensersatzansprüche, über die Vernichtung yon Exemplaren oder 
Vorrichtungen, sowie über die Zuerkennung des in § 48 bezeichneten Rechtes 
»Is Schiedsrichter zu verhandeln und zu entscheiden. 

Gesetze über das Urheberrecht« S 
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Der Reichskanzler crlasst die HcstliomungoD tkber die ZuBamnensetaung 

gnd don (lescluift.sbetrifb der SucliviTständigen-Kammern. 

Die cinzi luuü Mitglieder der Öacbverstäudigeu-Kammerii sollen iiicht 
ohne ihre Zu^timraunf? und nicht ohne Genehmigung des Vorsitzenden Ton 
den Oerichtcn als Sachverständige vemommen werden. 

§ 50. Thv Anspruch auf Schadpnsersatas und die Btrafrerfolgnng wegen 
Nachdrucks v( rjährou iu drei Jahren. 

Die Verjährung beginnt mit dem Ta^e, an welchem die VeArcitung 
der Nachdruckexemplare zuerst stattgefunden hat. 

§ 51. Der Anspruch auf Schadensersatz und die Strafverfolgang wogen 
widerrechtlicher Verbreitung oder Aufführung, sowie wegen widerrechtlichen 
Vortrags verjähren in drei Jahren. Das Gloidie gilt in den Fällen der 
§§ 36, a9. 

Die Yeriahrnni; biM^innt mit dem Tage, «n welchem die widerrechtliche 
Handluu«^ zuletzt stattgefunden hat. 

52. Der Antrag auf Vernichtung der widerrechtlich hergestellten 
oder'verbreiteten Exemplare, sowie der 2or widerrechtlichen Vervielfältigung 
ausschliesslich bestimmten Vorrichtungen ist so lange zulässig, als solche 
Exemplare oder Vorrichtungen vorhanden sind. 

§ 53. Die Verjährung der nach dem § 44 Strafharen Handlang hegumt 
mit dem Tage, an welchem die erste YerOffentlichang stattgefnndeii hat. 

1 ünfier Abschnitt. Schlussbcstimmungen. 

54. Den Schutz creniessen die Reichs angehörigen für alle ihre W erke, 
gleichviel, ob diese erschienen sind oder nicht. 

§ 56. Wer nicht Beiehsangehöriger ist, geniesst den Schutz für jedes 
seiner Werke, das im Lüand erschemt, sofern er nicht das Werk srlbst 
oder eine Übersetzung an einem früheren Tage im Ausland hat erscheiuen 
lasseUa 

Unter der gleichen Voraussetzung geuiesst er den Schutz für jedes 
seiner Werke, das er im Inland in einer Übersetzung erscheinen lässt; die 
Übersetzung gilt in diesem Falle als das ( )riginaiwerk. 

§ 56. Die Kolle für die im 31 Absatz 2 vorgesehenen Eiutr agimgen 
wird hei dem Stadtrate zu Leipzig geführt Der Stadtrat hewlikt die Ein- 
tragungen, ohne die Berechi%ang des Antragstdlers oder die Biclili gk ei t 
der zur Eintragung angemeldeten Thatsachen zu prüfen. 

Wird die Jüntragung abgelehnt, so steht den Beteiligten die Beschwerde 
an den Beiehskanzler zu. 

§ 57. Der Reichskanzler erlässt die Bestimmungen ttber die Führung 
der Eintragsrolle. Die Einsicht der Eintragsrolle ist jedem gestattet. Ans 
der Rolle können Auszüge gefordert werden; die Auszüge sind auf Ver- 
langen zu beglaubigen. 

Die Eintragungen werden im ßörsenblatte für den deutschen Buchhandel 
und, falls das lUatt zu erfcheinen aufhören sollte, in einer anderen TO« 
Reichskanzler zu bestiinnien(l<>n Zeitung öfleiitlich bekannt gemacht. 

§ 58. Eingaben, Verbund iuugen, Bescheinigungen und sonstige Schrift- 
stacke, welche die Eintragung in die Eintragsrolle betreffen, sind stempelireL 

Für jede Eintragung, für jeden Eintragsschein, sowie für jeden sonstigen 
Auszug aus der Eintragsrolle wird eine Gebühr von l,6o Mark erhoben; 
ausserdem hat der Antragsteller die Kosten für die öffentliche Bekannt- 
machung der Eintragung zu entrichten. 

§ 59. in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, iu welchen durch Klage oder 
Widerklage ein Anspruch auf Grund der Vorschriften dieses Gesetzes geltend 
gemacht ist, wird die \ erhaudlung und Entscheidung letzter Instanz im 
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Sinne des § 8 des SaflhnuigsgosdtM« mm GtriehtiTftfftwtugtiiesetse dem 

Beichsgerichte zugewiesen. 

§ 60. Eisern nacbgelaaeeBen Werke, das bei dem Inkr&fttreteu dieses 
Qesetses noeh nicht TeiMrentiidit ist« trinl die im § 39 TOffgeseiiene Schnts- 
frist auch dann za Teil, weta. die bisherige 8chotzfri8t benite abgelaufen ist. 

§ 61. Der durch dieses Gesetz gewährte Schutz cfojpn Aufführnn? 
kaaa nach dessen Inkrafttreten einem Werke der Toukuust, für welches das 
Isfitthrungsredit bis dahin mefat TOtbehaltea war, dadurch gesiefaert werden, 
dsss das WeA aachtfiglich mit dem Vorbehalte Tersehen wird. Jedeeh ist 
die Aaffühmng eines solchen Werkes anch femer ohiio FinwiHigung des 
Urheb^ zulässig, sofern nicht bei der Aaffiibmng JMoteu benutzt werden, 
die mit dem Vomhalte Tersehen sind. 

Die ausschliessliche Befagnis zur üffentlichen Auffilhrnng eines nach 
diesen Vorschriften geschützten Workr»*^ stf^ht dpni Urheber zu. 

§ 62. Die aussehiiesslichen Befugui^se des Urhebers eines geschützten 
Werkes bestimmen sieh nach den Yorschviften dieses Qesetees, anch wenn 
das Werk yor dessen Inkrafttreten entstanden ist. War jedoch eine Über- 
setznng oder sonstijjfe Bearbeitung odor f ine Riimmlnng, welche aus den 
Werken melirerer ticbriftsteller zum bcliulgebrauche veranstaltet ist, Tor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlaubter weise gans oder sin Tdl er- 
schienen, so bleibt die Befugnis des Bearbeiters aur VemelfiiHigiingf Ver- 
breituncr nnd öffentlichen Aufführung unberührt. 

§ 6ö. äoweit eine VerrieUältigung, die nach deui Inkrafttreten dieses 
Geseties itnsni&ssig ist, bisher eriaubt war, dMf der bereits b^onnene 
Druck YOa Exemplaren yollendet werden. Die vorhandenen Vorrichi iny^eo, 
wie Formen, Platten, Steine, Stereotypen dürfen noch bis zum Abhiufc von 
sechs Monaten benutzt werden. Die Verbreitung der gemäss dieser Vor- 
sehnflen hergestellten, sowie der bereits Tor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes vollendeten Exemplare ist zulässig. 

^ 64. Dieses (Jesetz tritt mit »letn 1. .Tannar 1902 in Kraft. S§ 1 
bis 56, 61, 62 des Gesetzes, betreffend das Urheberrecht an 8chriitwerken 
n. 8. w., Tom 11. Jan! 1870 (Bundes-Gesetsbl. S. 889) treten mit demselben 
Tage ausser Kraft. Jedoch bleiben diese Vorschriften insoweit unberührt, 
als sie in den Reichsgesetz f^n r r den Schutz von Werken der liildenden 
Künste, von Phot4>grapbien, sowie von Mustern und Modellen für anwendbar 
eiUftrt werden. 

Gesetz von i9. iuni 1901 über das Verlagereckt. 

§ 1. Durch den VerlagSTertrag über ein Werk der Littemtur oder der 
Tonkunst wird der Verfasser verpfliclitet, dem Verleger das Werk zur Ver- 
Tieliältigung and Verbreitung Ifir eigene Bechnung zu überlassen. Der Ver- 
leger ist Terf^chtet, das Werk sa verrielf altigen nnd zu yerbreiteu. 

§ 2. Der Verfasser hat sich während der Dauer des Vertragsverhält- 
flisses jeder Vervielfältigung und Yerbreitnus des W erkes zu enthalten, die 
eiaem dritten wälirend der Dauer des Urheberrechts untersagt ist. 

Dem Verfasser Terbleibt jedoch die Befugnis aar Vervielfältigung and 
Veibrntiing: 

1. für die Übecsetsnng in eine andere Sprache oder in eine andere 

Mundart; 

2. für die Wiedergabe einer Erzählung in dramatischer form oder 
euies Btthnenwerkes in der Form einer Ensfthlnng; 

3. für die Bearbeitung eines Werkes der Tonkunst, soweit sie nicht 
blos ein Auf^zng oder eine Übertragung in emo andere Tonart oder 
Stimmlage ist. 

5» 
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Auch ist der Verfasser zur VerTielf&ltigung und Verbreitung in eiuer 
(icsamtausgabe befugt, wenn seit dem Ablaufe des Kaiend erjatuM, in 
welchem das Werk erschienen ist, zwanzig Jahre verstrichen sind. 

§ 8. Beiträge zn einem Summelwerke, fttr die dem Verfnaeer «n An- 
fjpruch auf Vi igütung nicht zusteht, dürfen von ihm anderweit verwertet 
werden, wenn seit dem Ablaufe des KnienderjalureB, in welctaeui sie endiieaen 
sind, ein Jahr verstrichen ist. 

9 4. Der Verleger ist nieht berechtigt, ein Eioselwerk för eine Oesami- 
aus^abe oder ein Sammelwerk sowie Teile einer Qesamtausgabe oder eines 
Sartimeiwerkes für eine Sonderausgabe zu verwerten. Soweit jedoch eine 
solche Verwertung auch während der Dauer des Urheberrechts einem jeden 
freisteht, bleibt sie dem Verleger gleichfalls gestattet. 

!? 5. Der Verletfer ist nur zu einer Auflage berechtigt. Ist ihm das 
Kecht zur Veranstaltung: mehrerer Anflajjen einp^eraumt, so gelten im Zweilei 
für jede i»eue Auflage die gleichen Abreden wie für die vorhergehende. 

Ist die Zahl der Abzüge nicht bestimmt, so ist der Verleger berechtigt, 
tausend Abzüge herznstellen. Hat der Verleger durch eine vor dem Bejxinnc 
der Vervielfältigung dem Verfasser gegenüber abgegebene Erklärung die 
Zahl der AbzUge niedriger bestimmt, so ist er nur berechtigt, die Auflage 
in der angegetonen HObe hermistelleD. 

^ 6. Die ilblichen Zuschussexemplare werden in die Zahl der zulässigen 
Abzüge niclit eintjeiechnet. Das Gleichn gilt von Freiexemplaren, soweit 
ihre Zahl den zwanzigsten Teil der zulässigen Abzüge nicht übersteigt. 

Zaschusaexemplare, die sieht smn Ersatz oder zur Ergftnziug beschädigter 
Abzüge verwendet worden sind, dftrfen von dem Verlar n^t verbreitet 
werden. 

§ 7. Gehen Abzüge unter, die der Verleger auf Lager hat, so darf er 
sie durch andere ersetzen; er hat rorher dem Verfasser Anzeige zn machen. 

^ In dem Umfang, in welchem dvr Verfasser nach den vj;^ 2 bis 7 
ver]»llichtet ist, sich der Vervielfältigung und \'erbreitung zu enthalten uad 
sie dem Verleger zu gestatten, hat er, soweit nicht aus dem Vertrage sich 
ein anderes ergiebt, dem Verleger das aosschliesslicbe Recht zor VerTieU 
fältigung und Verbreitung (Verlagsrecht) zu verschaffen. 

?} 9. Das Vcrhigsreciit entsteht mit der Ablieferung des Werkes an den 
Verleger und erlischt mit der Beendigung des Vertragsverhältnisses. 

Soweit der Schutz des Verlagsrechts es erfordert, kann der Verleger 
gegen den Verfasser sowie gegen dritte die Befugnisse aiistlbCD, die ZOUk 
Schutze des Urheberrechts durch das Gesetz vorgesehen sind. 

i} 10. Der Verfasser ist verpflichtet, dem Verleger das Werk in eiuem 
ffir die Vervielfältigung geeigneten Zustand abzuliefern. 

11. Ist der Verlagsvcrtrag über ein bereits vollendetes Werk ge- 
schlossen, so ist das Werk sofort abzuliefern. 

Soll das Werk erst nach dem Abschlüsse des Verlagsvertrags hergestellt 
werden, so richtet sich die Frist der Ablieferung nach dem Zwecke, welchem 
das Werk «Urnen soll. Soweit sich hieraus nichts • rgieht, richtet sich die 
Frist nach dem Zeitraum, innerhalb dessen der Verfassor das Werk hei einer 
seinen Verhültnissen entsprechenden Arbeitsleistung herstellen kann; eine 
anderweitige Thätigkeit des Verfassers bleibt bei der Bemessung der Frist 
nur dann ausser iJetracht, wenn der Verleger die Thätigkeit bei dem Ab- 
schlüsse des Vertrages weder kannte noch kennen musste. 

§ 12. Bis zur Beendigung der Vervielfältigung darf der Verfasser 
Vuderttngen an dem Werke vornehmen. Voit der Veranstaltung einer neuen 
Auflage hat der Verli-ger dem Verfasser zur Vornahme von Änderungen Ge- 
legenheit zu geben. Änderungen sind nur insoweit zulässig, als nicht durch 
sie ein berechtigtes Interesse des \'erlegers verletzt wird. 
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Der Verfasser darf die Änderungen dnreh einen dritten Tornehmen 

lassen. 

Ximiut der V Crfussur nach dem Beginne der Vervielfältigung Ändcrangen 
Tor, welehe daa ttbUche Maass ftberste^ren, so ist er verpfliehtet, die hieraus 

entstellenden Kesten zu ersetzen; die Ersatzpflicht lit'p;t ihm nicht ob, wenn 
Umstände, die inzwischen cins:etreten sind, die Änderung rechtfertipfen. 

§ 13, Der Verleger darf an dem Werke selbst, an dessen Titel und un 
der Beseicbnnng des Urhebers Zusätze, Kfkmingen oder sonstige Änderanirett 

nicht vornehmen. 

/nl;i''':i<? sind Änderungen, für die der Verfasser seine Einwilligung uach 
Treu uud üiauheu nicht versagen kann. 

§ 14. Der Verleger ist verpflichtet, das Werk in der zweeiEentspreehend<ni 

und üblichen Weise zu verv'iclfiilti^'en und zu verbreiten. Die Form^ und 
Ausstattung der Abzüge veird unter Beohnchtun^' dor im A^crlagshandel 
herrschenden Übung sowie mit Kttcksicht aui Zweck und luliait des Werkes 
Ten dem Vorleger bestimmt. 

}j 15. Der Verleger hat mit der Vervielfältigung zu beginnen, sobald 
ihm das vollständige Werk zugegangen ist. Erscheint da« Werk in Ab- 
teilungen, so ist mit der Vervielfältigung zu beginnen, sobald der Verfasser 
eine Abteilung abgeliefert hat, die nach ordnnngsmlssiger Folge zur Herans* 
gäbe bestimmt ist. 

?} 16. Der Verleger ist verpfliclitet, diejenige Zahl von Abzügen her- 
zustellen, welche er nach dem Vertrag oder gemäss dem ^ Ö herzustellen 
berechtigt ist. Er hat rechtzeitig dafür sn sorgen, das« der Bestand nicht 
lergriffen wirr! 

^ 17. Ein \'erleger, der das i\echt hat, eine neue Auflage zu ver- 
aastalten, ist nicht verpflichtet, von diesem liechte Gebraucli zu machen. 
Znr Ansübnng des Rechtes kann ihm der Verfasser eine angemessene Frist 

bestimmen. Narh lern Ablaufe der Frist ist der VerfassiT berechtigt, von 
dem Vertrage zurückzutreten, wenn nicht die Veranstaltung rechtzeitig er- 
folgt ist. Der Bestimmung einer Frist bedarf es nicht, wenn die Ver- 
anstsltnng von dem Verleger verweigert wird. 

>^ 18. Fällt der Zweck, welchem das Werk flieneu sollte, nach dem 
Abschlüsse des Vertrages weg, so kann der Verleger daa N'ertrugsverhältnis 
kündigen; der Anspruch des Verfassers auf die Vergütung bleibt unberührt. 

Das Gleiche gilt, wenn Gegenstund des Verlagsvertrages ein Beitrag zu 
einem Sammelwerk ist und die Verv ielfältigung des Sammelwerkes unterbleibt. 

§ 19. Werden von einem Sammelwerke neue Abzüge hergestellt, so 
ist der Verleger im Eluverstündnisse mit dem Herausgeber berechtigt, einzelne 
lieiträge wcgzulassou. 

20. Der Verleger hat für dif^ Korrektur zu sorgen. Einen Ahang 
hat er rechtzeitig dem Verfasser zur Durchsicht vorzulegen. 

Der Abzug gilt als genelimigt, wenn der Verfasser iim nicht bmneu 
emer angemessenen Frist dem Verleger gegenüber beanstandet. 

§ 21. Die Bestimmung des T^adenpreises, zu welcl < m das Werk ver- 
breitet wird, steht für jede Auflage dum Verleger zu. Er darf den Laden- 
preis ermässigen, soweit nicht berechtigte Interessen des Verfassers verletzt 
werden. Znr Erhöhung dieses Preises bedarf es stets der Zostimmnng des 
Verfassers. 

§ 22. Der V erleger ist verpflichtet, dem Verfasser die vereinbarte Ver- 
ffätnng zu zahlen. £iue Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn 
oieÜberiMsnng des Werltes den DmstSnden nach nmr gegen eine Vergütung 
IE erwarten ist. 

Ist die Höhe der VergQtung nicht bestimmt, SO ist eine angemessene 
Vergütung in Qeld als vereinbart anzusehen. 
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§ 23. Die Vergütaug ist bei der Ablieferaog des Werkes zn entrichten. 
Ist die Höbe der Ver^UtuDg unbestinuat oder hängt sie voa dem Umfange 
der Ytrvielföltigung, insbesoDAtre TO« der Zahl der Dmckbogeii ab, so wird 
die Vergütung fällig, sobald das Werk Tenrielfäh i^'t ist. 

§ 24. Bestimmt sich die Vergütnnsi: nach dem Absätze, so hat dt r Yor- 
leger jährücli dem Verfasser für das Yurangegangene Oescliältfijahr £.ecliouug 
XU legen md Uim, soweit es fflr die PrOrang erforderiidi ist, die ISInsicht 
seiiier Geschäftsbücher m gestatten. 

^ 25. Der Verleger eines Werkes der Littenitiir ist verpflichtet, dem 
Verfasser auf je hundert Abzüge ein Freiexemplar, jedoch im ganzen nicht 
weniger als fünf und nicht mehr als fünfzehn sa liefern. Aneh hat er dem 
Ver&Bser auf dessen Verlangen ein EzempUr in Aashftngobogen 2n Qber- 
hissen. 

Der Verleger eines» Vv eikes der Toukuost ist verptlichtet, dem Verfasser 
die Übliche Zahl von Freiexanplaren an liefern. 

Von Beiträgen, die in Sammelwerken erscheinen, dürfen Sonderabaüge 
als l?'reiexcmplaro geliefert werden. 

^ 26. Der Verleger hat die zu seiner Verfügung stehenden Abzüge des 
Werkes au dem niedrigsten Preise, für welchen er das Werk im Betriebe 
seines Verlagsgeecliafts abgiebt, dem Verfasser, soweit dieser es yerlangt, 
zn überlassen. 

§ 27. Der Verleger ist yurpflichtct, das Werk, nachdem es Tervieltaltigt 
worden ist, znrückangeben, sofern der Verfasser sich vor deai B^^hine der 
Vervielfältigung die Rückgabe Torbehalten hat. 

?5 28. Die Rechte des Verlefjers sind ühertraghar, soweit nicht die Über- 
tragung durch V creinbarung zwischen dem Verfasse/ und dem Verleger aus- 
geschlossen ist. Der Verleger kann jedoch dardi einen Vertr^, der nur 
über einzelne Werke geschlossen wird, seine Bechte nicht ohne ZnstioiiniiBgr 
des Verfassers übertrntr< ii Di-^ Zustimmung kann nur verweigert werden, 
wenn ein wichtiger Grund voriicgL Fordert der Verleger den Verfasser zur 
£rklSrung über die Zustimrouug aut, so gilt diese als erteilt« wenn nicht 
die Verwei^'i run^ von dem Verfasser. binnen zwei Monaten nach demEmpfinga 
der Auttorderung dem Verlcprer s:e^ennher erklärt wird. 

Die dorn Verleger obliegende Vervielfältigung und Verbreitung kann auch 
durch den Rechtsnachfolger bewirkt werden. Übernimmt der Bechtsnaohfolger 
dem Verleger gegenüber die Verpflichtung, das Werk zu vervielfältigen und 
zu verbreiten, so haftet er dem Verfasser für die Erfülhmf»' der aus dem 
Verlagsvertrage sich ergebeuden Verbindlichkeiten neben dem \ erieger als 
Oesammtschnldner. Die Haftung erstreckt sich meht anf eine bereits be- 
gründete Verpflichtung zum Schadensersatze. 

ij 20. Ist der Verlapsvertrag auf eine bestimmte Zahl von Auflagen 
oder von Abzügen beschränkt, so endigt das Vertragsverhältnis, wenn die 
Auflagen oder Abzüge yergriffen sind. 

Der Verleger Ist verpflichtet, dem Verfasser auf Verlangen Auskunft 
darüber zu erteilen, ob die einaelno Auflage oder die bostimmte Zahl von 
Abzügen vorgritlen ist. 

Wurd der Verlagsvertrag für eine bestimnite Zeit geschlossen« so ist 
nach dem Ablaufe der Zeit der Verleger nicht mehr sur Verbreitung der 

noch Yür!iaTid>'TK'n Ah/üfi" ^'<r^'''}!♦ic>;t 

§ ÖU. Wird das Werk ganz uder zum Teil nicht rechtzeitig abgeliefert, 
80 kann der Verleger, statt den Anspruch auf Erfüllung geltend au raaehea, 
dem Verfasser eine angemessme Frist zur Ablieferung mit der Erklärung 
bestimmen, dass er die Annahme der Leistung nach dem Ahlaufe der Frist 
ablehne. Zeigt sich schon vor dem Zeitpunkt, in welchem das Werk nach 
dem Vertrag abiuliefem ist, dass das Werk nicht rechtaeitig abgeliefert 
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werden wird, so kann der Verleger die Frist sofort bestimmen; die Frist 
mass 80 bemesseu werden, dass nie nicht Tor dem bczeichnctcQ Zeitpunkt 
«Mivft. Nach den Ablaufe der Frist ist der Verleger bereehtiKt, Yon dem 
Vertrage zurftckzutrcten, wenn nicht das Werk rechtzeitig abgeliefert worden 
ist; der Anspruch auf Ablioternng iles Werkes ist aii-fjpschlosseii. 

Der Bestimmoiig einer Frist bedarf es nicht, wenn die rechtzeitige Her- 
stellang des Werkes iimii9glicb ist oder von dem Verfasser Terweigort wurd 
»der wenn der sofortige Rücktritt von dt iti Vertrage dQTeh dn I^Bonderes 
Interesst' des Verlegers gerechtfertigt wird. 

I>er Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die nicht rechtzeitige Ablieferung 
lies Werkes f Qr den Verleger nur einen nnerheblichen Naehteü mit deh bringt. 

I)ur< h diese Vorschriften wt rden die im Falle des VoTzngs des Verfassers 
dem \\'rleger zustehenden Recht*- nicht berührt. 

§ 61. Die Vorschriften des 80 finden entsprechende Anwendung, ^^'mn 
das Werk iiiebt Ton verlra^smftsstger Besehaffenheit ist. 

Beruht der Mangel auf einrni l"m?5t;inde, den der Verfasser zu vertreten 
bat, sn knnn der Verleger statt dv< im >; 30 vorgesehenen ROcktritt?rechts 
ittn Anspruch auf Schadensersatz wegttn Niehterfiillnng geltend mücheii. 

§ 38. Wird das Werk nicht vertragsmüssig verrielfiUttgt oder ver- 
breitet, so finden zu Gnnsten des Verfassers die Vorschriften des § 30 ent- 
sprechende Anwendnnp:. 

§ 33. Geht das Wi^rk nach der Abiit feruM^j: an dtni Vnlcger durch 
Zufall unter, so behält der Verfasser deu Ausprutli aut" die \ ergütung. Im 
Übrigen werden beide Teile Ton der Verpflichtung zur Leistung frei. 

Auf Verlangen des Verlegers hat jedoch der Verfasser gegen eine an- 
pemossene Vergütung ein anderes im wesentlichen ül»erejnstimniendes Werk 
m iielern, sofern dies auf Grund vorhandener Vorarbeiten oder sonatiger 
Unterlagen mit geringer Hfthe geschehen kann; erbietet sich der Verfasser, 
ein solches Werk iunerhalb einer angemessenen Frist kostenfrei zu liefern, 
so ist der Verlc2:er verpflichtet, das Werk au Stelle des untergegaiigeueu 
zu vervielfiUtigen und zu verbreiten. Jeder Teil kann diese Rechte auch 
geltead machen, wenn das Werk nach der Ablieferung infolge eines üm- 
stsndes untergegangen ist, den der andere Teil zu vertreten bat. 

Ihr AMtefemng steht es gleich, wenn der Verleger in Verzug der Au- 
nähme koiiunr. 

§ 34. Stirbt der \ crfasser vor der Vollendung des Werkes, so ist, wenn 
ein Teil des Werkes dem Verleger bereits abgeliefert worden war, der Vcr- 
Iftpi r borechtiiTt, in Ansehung des gelieferten Tcilr> den Vertrag durch eine 
(leiu Erben des Verfassers gegenüber abzugebende Erklärung aufrecht zu 
erhalten. 

Der Erbe kann dem Verleger znr Ausübung des im Abs. 1 bezeichneten 

Rechtes eine angemessene Frist bestimmen. Das Recht erlisdit, wenn sich 
(l(;r Verleger nicht jm dem Ablaufe der Frist für die Aafrecbterhaltung des 
Vertrages erklärt. 

Biese Vorschriften finden entsprechende Anwendung, wenn die Vollendung 
des Werkes infolge eines sonstigen, nicht von dem Verfasser zu yertretenden 
Dmstandes unmöglich wird. 

^ 35. Bis zum Keginno dt;r Vcrv ielt'Ältigung ist der Verfasser berecht i^r, 
von dem Verlags vertrage zurückzutreten, wenn sich Inistiindc ergeben, dio 
l>ei dem Abschlüsse des Vertrags nicht yoransznsehen waren und den Ver- 
fasser bei Kenntnis der Sachlage und verständiger Würdigung des Falles 
▼on der Heraiisfrahe des W>rk«'S zurtiekgeh;i]tnn haben würden. Tst der 
Verleger befugt, eine neue Auflage zu veranstuiten, so findet für die Auf- 
hige diese Vorschrift entsprechende Anwendung. 
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Erklart der Verfasser aaf Omnd der Vorsehrift des Abs. 1 den Bflck- 
tfiU, so ist er dem Verleger zam Ersätze der Ton diesem gemachten Auf- 
wendungen verpflichtet. Giebt er innerhalb eines .Tahro= ^< it dem Rück- 
tritte das Werk anderweit heraus, so ist or zum Schadeusersiatze wegen 
Nichterfüllung verpflichtet; diese Krsatzpflicht tritt nicht euHf wenn der Vei> 
fasser dem Verleger* den Antrag, den Vertrag nachtrfiglich zur Ansftthmiig 
zu. briiij^rn, tjemai'lit und der Verlpe:er den Antrag? nicht ang^enoinnicn hat. 

§ 36. Wird über das Vermögen des Verlegers der Konkurs erüffuet, 
so finden die Vorschriften des § t7 der Konkursordnong andi dann An- 
wendung, wenn das Werk bereits vor der £r&ffiimig des Verfahrens ab- 
geliefert worden war. 

Besteht der Konkursverwalter auf der Erfüllung des Vorlwgs, so tritt, 
wenn er die Rechte des Verlegers auf einen anderen Obertrftgt, dieser an 
Stelle der Konkursmasse in die sieh ans dem Vertragsvorhiitnis ergebenden 
VerpHi'-htimfrf'n ein. Die Konkursraasse hattet jedock, wenn der Erwerber 
die V erptijf Imiuf^cn nicht erlüllt, lur den von dem Erwerber zu ersetseuden 
Schaden wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage yenichtet hat. 
Wird das Konkursverfahren aufgehoben, so sind die aus dieser Haftung sich 
ergebenden Anspruclie des Verfassers cr"crf" 'ü^^ Mnsse sicher zu stellen. 

War zur Zeit der Eröffnung des \ ertahrens mit der Vervielfältigung 
noeb nicht begonnen, so kann der Verfasser Ton dem Vertrage snirttektreten. 

§ 37. Auf das in den §§ 17, 30, 35, 36, bestimmte Rücktrittsrecht 
finden die für das v( rtratr^niä^^slixe Rürkt rittsrecht geltenden V^orschriften 
der §§ 346 bis 350 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 
Erfolgt der Rücktritt wegen eines ümstandes, den der andere Teil nidit 
2a vertreten hat, so haftet dieser nur nach den Vorschriften ttber die Heraus- 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. 

§ 38. Wird der Rücktritt von dem Verhij^svertrug erklärt, nachdem 
das Werk guu/ oder zum Teil abgeliefert wurden ist, so liüügt es von den 
ümstSnden ab, ob der V^ertrag teilweise aufrecht erhalten bleibt. Es be- 
gründet keinen Unterschied, nb d*M Rücktritt auf Grund des Gesetzes oder 
eines Vorbehalts im V« rtra}? erfolgt. 

Im Zweifei bleibt der Vertrag insoweit aufrechterhalten, als er sich auf 
die idcht mehr zur Verfügung des Verlegers stehenden Abzüge, auf frühere 
AbteUnngen des W'^erkes oder auf ältere Auflagen erstreckt. 

Soweit der Vertrno: aufrecht erlialten bleibt, kann der Verfasser einen 
entsprechenden Teil der Vergütung verlangen. 

Diese Vürscliriften finden auch Anwendung, wenn der Vertrag lu anderer 
Weise rQckgängig wird. 

§ :vx Soll Gegenstand des Vertrags ein Werk sein, andern ein Urheber- 
recht nicht hesteht, so ist der Verfasser zur VerschsiEnng des Verlagsrechts 
nicht verpHichtet. 

Verschweigt der V erfasser arglistig, dass das Werk bereits anderweit 
in Verlag gegeben oder veröffentlicht worden ist, so linden die V^orschriften 
des bür<jerii(-lien Rechtes, welche für die dem Verkäufer wegen eine;^ "^f an ltoIs 
im Hechte obliegende Gcwährleistunpfsiiflii ht gelten, entsprechende Anwendung. 

Der Verfasser hat sich der V' ervielfiütigung und V erbreitung des Werkes 
gemüss den Vorschriften des § 2 in gleicher Wdso zu enthalten, wie wenn 
an dem Werke ein Urheberrecht bestände. Diese P)CschräDkuug fallt weg, 
wenn seit der Veröffentlichung des Werkes durch. den Verleger sechs Monate 
abge lauten sind. 

§ 40. Im Falle des § 39 verbleibt dem Verleger die Befugnis, das von 
ihm veröffmitliehte Werk gleich jedem dritten von neuem unverändert oder 
mit Ändemngen zn vervielfältigen. Diese Vorschrift findet keine An- 
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wendaiig, w* im nach dem Vertrage die Herstellung neuer Auflagen oder 
iraltenr Abzüge tod der ^hlnng dsw besondmn Vergütung abhängig ist. 

§ 41. Werden für eine Zeitu^, eine Zeitschrift oder eis Bonstiges 
periodisches Sammelwerk Beiträg:^ zur Veröffentlichung anjTf Tiommen, so 
finden die Vorschriften dieses G* setzes Anwendung, soweit sich nicht aus 
den §§ 42 bis 46 ein anderes ergiebt. 

§ 4^ Sofern nicht aus den Umständen zu entnehmen ist, dass der Verleger 
das ausschliessliche Recht zur Vervielfnltifrunsr und Verbreitung erhalten 
mU, verbleibt dem Verfasser die anderweitige VerfnguDg über den Beitrag. 

Über einen Beilrag, fitr welchen der Verleger das ansscbliessliehe Recht 
s>rVer?iellaltigang und Verbreitung: (^ rliiilten hat, darf der Verfasser ander- 
weit verfügen, wenn seit dein Ablaute des Kalenderjahrs, in welchem der 
Beitrag erschienen ist, ein Jahr verstrichen ist. Ist der Beitrag für eine 
Zeitnng geliefert, so steht diese Befugnis dem Verfasser alsbald nach dem 
Erscheinen zu. 

§ 43. Der Verleger ist in der Znhl der von dem Sammelwerke her- 
zustellenden Abzüge, die den Beitrag enthalten, nicht beschränkt. Die Vor- 
sdirifl des § 20 Abs. 1 Satz 2 findet keine Anwendung. 

§ 44. Soll der Beitrag ohne den Namen des Verfassers erscheinen, so 
ist der Verleger befugt, an der Fassung solche Änderungen vorzanebmen, 
wekhe bei Sammelwerken derselben Art üblich sind. 

f 45. Wird der Beitrag nicht innerhalb eines Jahres nach der Ab- 
lieferung an den Verleger veröffentlicht, so kann der Verfasser das Vertrags- 
lerhältnis kündigen. Der Anspruch auf die Vergütung bleibt unberührt. 

Ein Anspruch auf V ervielfältigung und Verbreitung des Beitrags oder 
iof Sehadenseisatz wegen Nichterrallnng steht dem Yerfssser nur zu, wenn 
ihm der Zeitpunkt, in welchem der Beitrag erscheinen soll, yon dem Ver- 
leger bezeichnet worden ist. 

§ 46. Erscheint der Beitrag in einer Zeitung, su kanu der Verfasser 
Fraiexemplare nicht verlangen. 

Der Verleger ist nicht verpflichtet, dem Verfasser Abzüge zum Bach- 
häodlerpreisn zu überlassen. 

§ 47. Übernimmt jemand die Herstellung eines Werkes nach einem 
Plane, in welchem ihm der Besteller den Inhalt des Werkes sowie die 
Art und Weise der Behandlnng genau vorschreibt, so ist der Besteller im 
Zweifel zur Vervielfriltigung und Verbreitung nicht verpflichtet. 

Das Gleiche gilt, wenn sich die Thätigkeit auf die Mitarbeit an 
encyklopädisehen Imternehmongen oder aaf Hillfs- oder Nebenarbeiten für 
dss Werk eines anderen oder rar ein Sammelwerk beschränkt. 

§ 48. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch dann Anwendung, 
wenn derjenige, welcher mit dem Verleger den Vertrag absciiliesst, nicht der 
Verfasser ist. 

§ 49. In btlrgerlichen Reohtsstreitigkeiten, in welchen durch Klage 
oder Widerklage ein Anspruch auf Grund der Vorschriften dieses Liesctzes 
geltend gemacht ist, wird die Verhandlung und Entscheidung letzter Instanz 
m Sinne des § 8 des Ehifflhmngsgesetzes znm Oerichtsvcrfassnngsgesetze 
lern Reichsgerichte zugewiesen. 

§ 50. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1902 m Kraft. 

Geseti vom 9. Januar 1876 betreifend das Urheberrecht 
an Werken der bildenden Kunete. 

A. Ausschliessliches Recht des Urhebers. 

§ t Das Becht, ein Werk der bildenden Kttnste ganz oder teilweise 
Bidunibilden, steht dem Urheber desselben ansschliesslich zu. 
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§ 2. DtLü Keclit des Urhebers geht aaf dessen Erben über, i^ieses 
Recht kana besekiftiikt od«r mnfaeadiriiikt dueh VerirBg oder darch Tei^ 
fagang Ton Todeswegen auf andere flbortiagen weiden. 

B. Auf die Baukunst findet das gegenwärtige Gesetz koiiie An- 
wendung. 

5< 4, Als Naclibildun«? ist nicht .uiziisclion die freie Hiiiuizutrg ciues 
Werkes der büdeuden Kuiiatc zur Ilürvurbriuguuy; eiuos» ucueu Werkes. 

§ 5. Jede Naclibilduug eines Werkes der bildenden Künste, welche in 
der Absiebt, dieselbe za verbreiten, ohne Genehmigung des Berechtigten 
(§§ 1, 2) hergestellt wird, ist verboten. Als Terbotene Nachbildung int es 

auch anznsohen: 

1. wenn bei Hervor bringung deraolben ein anderes Verfahren ange- 
wendet worden ist, als bei dem OrighialweTk; 
8. wenn die Nachbildung nicht unmittelbar nach dem Originalwerke, 

sondorn mittelbar nach einer Nachbildung dessoHM i, <j^e<fl!affen ist; 

3. wenn die >i'achbildung eines Werkes der bildenden Künste sich 
an einem Werice der Baukunst, der Industrie, der Fabriken, Hand- 
werke oder Manufakturen befindet; 

4. wenn der l'rfieber oder Verleger dem unter ihnen licsitehcndeii 
Vertrage zuwider eine neue Vervielfältigung des Werkes veran- 
stalten; 

ö. wenn der Verleger eine gri*>sere Anzahl von Exemplaren eines 
Werke-; anfertigen iässt, als ihm vertragsmässig oder gesetzlich 

ge.stutteL ist. 

§ (). Als verbotene Nachbildung ist nicht anzusehen: 

1. die Kiuzelkopic eines Werkes der bildeudeu Künste, .«sofern dieselbe 
ohne die Absicht der Verwertung angefertigt wird. !0s ist jedoch 
verboten, den Namen od* r das Monogramm des Urhebers des 
Werkes in irgend einer W eise auf der Einzelkopie anzubrintr'^n, 
widrificufaJls eine CJeldstrafe bis zu fuufhuudcrt Mark verwirkt ist; 

2. die Nachbildung eines Werkes der 2cichiieuden oder malenden 
Kunst durch die plastische Kunst, oder umuekelirt; 

3. die Nachbildung vou Werken der bihlendcu Kiinste, welche auf 
oder an Strassen oder öUeutliche^ii Plätzen bleibend sich beündcn. 
Die Nachbildung darf jedoch nicht in derselben Knnstforra er- 
folgen ; 

4. die Aufnahme von Nachliililungeu einzelner Werke der bildenden 
Künste in ein Schriftwerk, vorausgesetzt dass das letztere als die 
Hauptsache ersdieint, und die Abbildungen nur zur Krläiuerung 
des Textes dienen. Jedorli rnus^ der Urheber des Originals oder 
die benutzte Quelle an^fcf;ebeu werden, widrip^enfalls die 8iraf- 
bestimraung im § 24 des Gesetzes vom 11. Juni 1870 betreffend 
das Urheberrecht an Schriftwerken etc. (Bundes -GesetzbL 1870, 
8. 339) Platz greift. 

§ 7. Wer ein von einem andern herrührendes Werk der Vdldenden 
Künste auf rechtmässige W'eiäe, aber mittelst eines anderen Kun^tver- 
fahrens nachbildet, hat in Beziehung auf das von ihm hervorgebrachte Werk 
das Becht eines Urhebers (§ 1), auch wenn das Original bereits Oemeingnt 
geworden ist. 

§ ^. Wenn der Urlx bor eines Werkes der bildenden Kiinste das Eigen- 
tum am Werke einem anderen uberlässt, so ist darin die Übertragung des 
Nachbildungsrechts fortan nicht enthalten; bei Porträts und FortratblBten 
geht dieses Recht jedoch auf den Besteller über. 
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Der Ei'j- nriimer des Werkes ist oicht vrrpflichtet, dasselbe zum Zweck 
der yorau:»taitung von NacbbUduugen an den Urheber oder deösen Buchts- 
nacbfolger heraiusziigeben. 

B. Dauer des ürheberrecbts. 

1^ 9. Der Schutz des gegrcnwartigcn Gesetzes gegen Nachbildung wird 
iur die Lobensdaaer des Urhebers uud dreifisig Jahre nach dem Tode des- 
selben gewährt. 

Bei Werken, welche veröffentlicht sind, ist diese Dauer des Schutzes 

an die Bedingung geknüpft, dass der wnlirc Xani«' di - T'rhclifr-- Miif dem 
Werke vollst äiidig genannt oder durch kenntliche Zeichen ausgcdrui-kt ist. 

Werke, welche entweder unter einem andern, als dem wahren Namen des 
Urhebers yer5ffentlicbt sind, oder bei welchen ein Urheber gar nicht angegeben 
ist, werden dreissig Jahre lang, von der VenitTentlichung an gegen Nach- 
bildung geschützt. Wird innerhalb dieser dreissig .Jjüire drr wahre Name 
des Urhebers von ihm selbst oder seinen hierzu Icgitimicrteu Kcchlsuach- 
folgern zur Eintragung in die EintragaroUe (§39 des Gesetzes vom 11. Juni 
1870 betreffend das rrliebcrreeht an Seliriftwerken etc. — Bundes-! M\->L'tzljl. 
187U 839) angemelilet, so wird dadurch dem Werke die im Absatz 1 be- 
stimmte längere Dauer des Schutzes erworben. 

§ 10. Bei Werken, die in mehreren Bändai oder Abteünngeu erscheinen, 
wird die ^-Schutzfrist Ton dem ersten Erscheinen eines jeden Bandes oder 
dner jedeu Abteilung an berechnet. 

Bei Werken jedoch, die in einem oder meiurereu Bänden eine einzige 
Aufgabe behandeln und mithin als in sich ssasammenhangend su betrachten 
sind, beginnt die Schutzfrist erst nach dem Erscheinen des lotsten Bandes 
oder der letzten Abteilung. 

Wenn indessen zwischen der Herausgabe einzeiuer Bände oder Ab- 
teilungen ein Zeitraum yon mehr als drei Jahren verflossen ist, so sind die 
vorher erschienenen Bände, Abteilungen etc. als ein für sich bestehendes 
Werk und ebenso die nacli Ahlauf der drei Jahre erscheinenden weiteren 
Fortsetzungen als ein neues Werk zu behandeln. 

§ 11. Die erst nach dem Tode des Urhebers veröffentlichten Werke 
werden dreissig Jahre lang, Tom Tode des Urhebers an gerechnet, gegen 
KichbiidiiBg gesohfitst. 

§ 12. Einzelne Werke der bildenden Künste, welche in periodischen 
Werken, als Zeitschriften, Taschenldicheni, Kalendern etc. erschienen <lnd, 
darf der Urbeber, falls nichts anderes verabredet ist, auch ohne Eiuwiiligung 
des Herausgebers oder Verlegers des Werkes, in welches dieselben aufge- 
nommen sind, nach zwei Jahren, vom Ablaufe des Jahres des Erscheinens 
an gerechnet, anderweitig abdrucken. 

§ 13. In den Zeitraum der gesetzlichen Schutzfrist wird das Todesjahr 
des Verfassers beziehungsweise das Kalenderjahr der ersten Veröffentlichung 
oder des ersten Erscheinens des Werkes nicht eingerechnet. 

§ 14. Wenn der Urheber eines Werkes der bildenden Künste gestattet, 
dass dasseiljc an einem Werke der Industrie, der Fabriken, Handwerke oder 
Manufakturen uachgebüdet wird, so geniesst er den iSchutz gegen weitere 
Xschtnidnngen an "V^rken der Industrie etc. nicht nach Massgabe des gegen- 
wärtigen Gesetzes, soudem nur nach Massgabe des Gesetzes betreffend das 
Urheberrecht an Mustern und Modellen. 

§ 15. Ein Heimfallsrecbt des Fiskus oder anderer zu herrenlosen Ver- 
liissenschaftcn berechtigter Fersouen findet auf das ausschliessliche Recht 
des Urhebers und seiner Bechtsnachfolgcr nicht statt. 
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(-'. .Sicücrstelluug des Urheberrechts. 

i5 16. Die liest iinmunf^nii in dt-n ^§ 1^ i'l des Gesetzes vom 11. .Tutii 
1870, bptroffond das l rhebt rrcrht au .Schriftwerken etc. (liundes-Gcsetzbl. 
1870 ii39> tiiideu auch auf die Nachbiiduug von Werken der bildenden 
Künste entsprechende Anwendung. 

Die Sachvfifständigenvoroinf', wolchc mich Massgalie dos 5j 31 des q:»"'- 
nannten Gesetzes (Jutachten iiluir die Machbildunji: von Werken der bilden- 
den Künste abzugeben iiubcii, sollen aus Xunstiern verschiedener Kuust- 
zweiffe, ans Knnstbändlern, Kunstgewerbetreibenden nud ans anderen 
Kuustvorständit^en bestehen. (Die ZuHnmraonsotzunf!: und fli r Geschäfts- 
betrieb dieser i<a( bverständitroiivereinp wurde durch eiuc Instruktion der 
Keichskanzlei vom 2W. i i bniui 1876 geregelt.) 

D. Allgemeine Bestimmungen. 

17. Das gegen wärtif^e Gesiftz tritt mit di-m 1. Juli 1S76 in Kraft. 
Alle früheren iu den einzelnen Staaten des Deutschen Reichs geltenden 
Bestimmangen in Beziehung auf das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künste treten Ton demselben Tage ab ausser Wirksamkeit. 

§ 18. Das gegenwärtige Gesetz ündet auch auf alle vor dem Inkraft- 
treten desselben erschienenen Werke der bildenden Künste Anwendung, 
selbst wenn dieselben nach den bisherigen Landesgesetzgebungen keinen 
Schatz gegen Nachbildung genossen haben. 

Die bei dem Inkrafttreten diesf^ ♦fi^-f^tzes ynrhandeueu Exemplare, deren 
Hcrateilong nach der bisherigen Gi .setzgebung gestattet war, sollen auch 
fernerhin yerbreitet werden dürfen, selbst wenn ihre Herstellmig nach dem 
gegenwärtigen (besetze untersagt ist. 

Ebenso sollen die bei dt-m Inkrafttreten dieses Geset;^es vorhandenen, 
bisher rechtmässig angefertigten Vorrichtungen, wie Formen, Platten, 8teine, 
jJtercotypabgüsse n. s. w. anch fernerhin «nr Anfertigung von Exemplaren 
benatzt werden dürfen. 

Auch dürfen die beim Inkrafttreten des Gesetzes bereits begonnenen, 
bisher gestatteten \ ervielfäitigungen noch vollendet werden. 

Die Regierangen der Staaten des Deutschen Beichs werden ein In* 
ventarium über £e Vorrichtungen, deren fernere Benutzung hiernach ge- 
stattet ist, amtlich atif'itellen und diese Vorrichtungen mit einem gleidi- 
förniigeu Stempel bedrucken lassen. 

Nach Ablanf der für die Legalisierung angegebenen Frist unterliegen 
alle mit dem Stempel nicht versehenen Vorrichtungen der bezeichneten Werke, 
auf Antrag des Verletzten, der Einziellu^^^ Die nähere Instruktion über 
das bei der Aufstellung des luventariums und bei der Stempelung zu be- 
obachtende Verfahren wird vom Reich^kanzlcramt erlassen.*) 

§ 19. Die Erteilung von PrivUegien zum Schutze des Urheberrechts 
ist nicht mehr zulässig. 

Dem Inhaber eines vor dem Inkraftreteu des ^gegenwärtigen Gesetzes 
von den Begierungen einzelner deutscher Staaten erteilten Privilegiams steht 
es frd, ob er von diesem Privilegium Gebranch machen oder den Schatz 
des gegenwärtigen Gesetzes anrufen will. 

Der Privilegieuschutz kann indes nur für den Umfang . derjenigen iStaateu 
geltend gemadit werden, v(m welchen derselbe erteilt wordoi ist. 

Die Bernfung auf den Privilegienschntz ist dadurch bedingt, dass das 
rrivilegittm entweder ganz oder dem wesentlichen Inhalte nach dem Werke 



*) „Bestimmung'' vom 29. Februar 1876: Inventarisierung der bisher rechtmässig au- 
getert^en Vorrichtungen bis sam 80. September 1S76, Stempelung derselben und Einreichung 
ein«» verseiebnlBses an die OentttfbebSrde bla 81. Oktober 1876. 
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vorfi:edrurkt oder auf oder hinter dem Titolblait desselben bemerkt ist. Wd 
dieses nach der Naliir des Gej^enstandes nicht .statlliudcn k:mn oder bisher 
nicht geschulicü ist, muss das Privilegium, bei \ ermeiduiig dus Erlüschens, 
binnen drei Monaten n»di dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zur EntraglU^ 
in die Eintragsrolle an^^eincbU t werden. Das Kuratorium der EintragSfoUe 
hat das Privilegium öffentlich bekannt zu machen. 

§ 20. Das gegenwärtige Gesetz findet Amvcndunjz: auf alle Werke iii- 
Uodädter Urheber, gleichviel ob die Werke im Iidande oder Auslände er- 
schienen oder überhaupt noch nicht veröffentlicht «iiul. 

Wenn Werke ausländischer L'rhcber bei inliindischen Verlej^eru er- 
scheinen, so stehen diese Werke unter dem Schutze des gcgeuwärtigen 
Qesetses. 

§ 21. Diejenigen ^^^ r]^e ausländischer Urheber, welche in einem Orte er- 
schienen sind, der zum ebemalio^cn Deutschen Bund, aber nicht zum Deutsrhen 
Reich geliört, gemessen den ächutz dieses Gesetzes unter der Voraussetzung, 
das8 das Recht des betreffenden Staates den innerhalb des Deutschen Reichs 
erschienenen Werken einen den einheimischen Werken gleichen Schutz ge- 
währt; jedoch dauert der Schutz nicht länger, als in dem l>et reffenden 
Staate selbst. Dasselbe gilt von nicht veröffentlichten W erken solcher I r- 
heber, welch« zwar nicht im Deutschen Reich, w<M abor im ehemaligen 
deutschen Bundesgebiete staatsangehOrig sind. 

Gesetz vom 10. Januar 1876 betreffend den Schutz der Photo- 
graphien gegen unbefugte Nachbildung. 

§ 1. Das Recht, ein durch Photographie hergestelltes Werk ganz od«'r 
teilweise auf mechanischem Wege nachzubilden, steht dem Verfertiger der 
photographischen Aufnahme ausschliesslich zu. 

Auf Photographien von solchen Werken, welche gesetzlich ge^en Nach- 
druck und Nachbildung noch geschützt sind, findet das gegenwärtige Gesetz 
Iteine Anwcudung. 

§ 2. Als Nachbilduutr i^t nicht an/iiseheu die Ireie Benutziini^ ein» s 
durch Photographie hergestelheu W erke.s zur 11er vor bring ung eines neuen 
Werkes. 

3. Die mechanische Nachbildung eines photogruph Ischen Werkes, 
wclclir in der Alisiclit, dif'sell)e rn MM-breiten, ohne (ienehmig^ng der Be- 
rechtigten iJ^sj 1 inul V) hergestellt ninl, ij't verboten. 

§ 4. Die Nachbildung eines photographischen Werkes, wenn sie sich au 
emem Werke der Industrie, der Fabriken, Handwerke oder Manufakturen 
befindet, ist als eine verbotene nicht anzusehen, 

§ 5. Jede n chtmässige ])hotographische oder sonstige mechauiselio 
Abbildung der üriginaiaufuahme jnuss auf der Abbildung selbst oder auf 
dem Karton 

aj den Namen Ijczicliungsweise die l^'irma des Verfertigers der Original- 
aufnahme oder des Verlegers und b) den Wohnort des Verfertigers oder 
Verlegers, c) das Kalenderjahr, in welchem die rrelitinüssii^e Abldhlunfr zn- 
bryt erschienen ist, enthalten, widrigenfaiis ein äcUutz gegen Nachbildung 
öicht stutttindct. 

§ 6. Der Schatz des gegenwärtigen Gesetzes geg^ Nachbildung wird 
dem Verfertiger des photographischen Werkes fünf Jahre gewährt. Diese Frist 

wird Vorn Alilaufe desjenipfon Kalenderjahiis ab <xeret:hnrt, in M'elchem die 
rechtmässigen photographischeu oder sonstigen mechanischen Abbildungen 
der Originalaufnahrae zuerst eischiencn sind. 
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Wenn solche Abliü^liingen nicht nscheinen, so wird die fünfjährige Frist 
Ton dem Ablauf desjcuigeu Kaleuderjahres ab gerechnet, in weichem das 
Negativ der photographischen Anfnahiiie entstanaen Ist. 

Bei Werken, die in mehreren Bänden oder Abtdlnngen erseheineo, findet 
der ^ 14 des Gesetzes vom 11. Jnni 1870 betreffend das ÜÄebcrrecht an 

Schriftwerken etc., Anwendung. 

§ 7. Das im § 1 bezeichnete Recht des Verfertiffcrs eines photo- 
graphischen Werkes geht auf dessen Erben Uber. Auch iiaun dieses Becht 
Ton dem Yerfertiger oder dessen Erben ganz oder teflweiee dareh Vertrag 

oder durch Verfügung von Todeswegen auf andere übertragen werden. Bei 
photo(rraiiln?!chen Bildnissen (Porträt«) geht das Secht auch ohne Vertrag 

von selbst auf den Besteller über. 

§ 8. Wer eine von eiucm anderen verfertigte photographiscLc Aufnahme 
durch ein Werk der malenden, zeichnenden oder plastischen Kunst nach- 
bildet, gonicsst in P>cziehung auf das von ihm hervorgebrachte Werk das 
Kccht eines Urhebers nuch Ma^sf^abo (]vf^ § 7 des Gesetzen vom 9. Januar 
d. J. betreffend das Urheberrecht au Werkca der bildenden Künste. 

§ 9. Die Bestimmungen in den §§18 bis 88, 44, 61 Absata 1 des Oe* 
setz(» Tom 11. Juni 1870 bet reffend das Urheberrecht an Schriftwerken etc^ 

finden auch Anwendnng auf das ausschliessliche Xaclibildungs- und Yw- 
vielfäitigungsrecht des Verfertigers pliotoj^naplii^cher Werke. 

§ 10. Die Sachverständigen -Vereine, welche Gutachten über die Naoh- 
büdung ])hotographiBcher Anfnahmen abzugeben haben, sollen ans Künstlern 

verschiedener Kunstzweige, aus Kunsthändlern, aus anderen Ennstverständigen 
und aus Photographen bestehen. (Die Zusammensetzung und der Gesehfi fts- 
bt'lrieb dieser öachvorsläudigen -Vereine wurde dui'ch eine Instruktion der 
Beichskanzlei vom 29. Februar 1876 geregelt) 

§ 11. Die Beetimmnafgreh des gegenwärti|fen Geeetaes ünden anch An- 
wcnduni,^ auf solche Werke, welehe dnrch mn der Photographie fthniicfaes 

Verfahren hergestellt werden. 

§ 12. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Juli 1876 in Kraft. 
Auf photographische Aufnahmen, welche vor diesem Tage angefertigt sind, 
findet dasselbe nur dann Anwendung, wenn die erste rechtmässige photo- 
prraphische oder sonsti<_':'^ Tn'u-hanische Abbildun^if der Ori!ü:iual aufnähme naeh 
dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Gesetze« crsühienen ist. 

Photographische Anfnohmon, welche schon bisher landesgesotziich 
gegen Naebbudnng gesehntzt warraa, behalten diesen Schatz; jedoeh kann 
derselbe nnr für denjenigi n räumlichen Umfang geltend gemacht wwden, 
fär welchen er durch die Landesgesetzgebung erteilt war. 

Gesetz vom 27. Mai 1896 zur Bekämpfung des unlauteren 

Wettbewerbs. 

§ 8. Wer im geschäftlichen Verkehr einen Kamen, eine Firma oder die 
besondere Bezeichnung eines Frw( riisireschäfts, eines gewerblichen (Jnter- 
nehmens oder einer Druckschrift in einer Weise benutzt, welche darauf be- 
rechnet und geeignet ist, Verwechselnngen mit dem Namen, der Firma oder 
der besonderen Bezeichnung hervorzurufen, deren sieh ein anderer befngter- 
weii^e bedient, ist diesem zum Ersätze des Schadens verpflichtet. Auch kann 
der Anspruch auf Unterlassung der missbräuchiichen Art der Benutzung 
geltend gemacht werden. 
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Verordnung vam 9. November 1900 betrefend die Rechte- 
verhälinieee in den Deutschen Schutzgebieten. 

§ 4. Die Yorscbriften der Gesetze über den Schutz. Ton Werken der 
Litteratnr und Kunst, rtn Fhotographiea^ yob Eärflndiugen, tob Hnstem 
nod Modellen, Ton GebriMichsmusteni und Ton Waarenbezeichnnngen finden 
Anwendung. 

Beetimnungen des Reichstcanziers vom 13. September 1901 
über die Fflbrung der Eintragsroile fDr Werice der Litteratur, 

der Tonkunst und der bildenden Künste. 

§ 1. Fni die im § 31 Abs. 2 des (jieHetzes betreffend das Urheberrecht 
an Werken der Littentnr und der Toaknnst Yom 19. Jnni 190t und im 
I 9 des Geoetiei betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden 

Künftc vom 9. Tannar 1876 v<»rc<'sehenen Eintragungfoii dos Namens des 
Urhebers wird eine gemeinsame i^iiutragsroUe bei dem Ötadirate zu Leipzig 
geführt. 

2. Der Antrag auf eine Eintraguni^ ist schriftlich oder zu Protokoll 
bei dem Stadtrat ■ yai Loipzipf zu stellen. In dciu Antrug ist ausser dem 
Namen des Urbebers und der Bezeichnuog des Werltes anzugeben, wann und 
in welcher Form die erste VerSffentUebiing des Werkes molgt ist. Der 
Vorlegung des Werkes sdbst bedarf es nicht. 

§ 3. Die Eintragsrolle ^vird als Fortsetzung der bisherigen Eintrags- 
roile Abteilung A (Bestimmuugeu yom 29. Februar 1876, Oentral-Blatt für 
das Deutsche Beiek S. 119) in zwei gleichlautenden Exemplaren nach dem 
anliegenden Formalar 1 geführt. Das eine Exemplar wird unter sicherem 
Verschlusse c^ehnlten, das sweite Exemplar zur ftffontliclM'n Einsicht ausge- 
1^. In der ersten Spalte der Eintragsroile ist die lanieaUe Kummer der 
Emtragnng zu Termeiken. Die erste Emtragung erfolgt unter der Nummer, 
wdche auf die letzte laofrade Nummer in der bisherigen Eintragsrolle Alt- 
teilung A folgt. In der zweiten Spalte ist der Tag der Anmeldung einzu- 
tragen. In der dritten Spalte sind einzutragen: der angemeldete Name des 
Urbebers, das Werk unter Angabe des Titels oder einer sonstigen Bezeidi- 
pnng, der Zeitpunkt der ersten VerMfentliehnng des Weikee, sowie die Form, 
in welcher diese erfolgt ist. 

^ 4t. Die eingebenden Anträge, sowie die erlaäscneu Verfügungen, werden 
is dnem Aktenstficke yereinigt. Za der Eintragsrolle wird das alphabetische 
Register (§ 4 der Instruktion vom 7. Dezember 1870, Centrai-Blatt für das 
Deutsche "R^ich 1876 S. 120) in der bisherigen Weise fortgeführt. 

§ 5. Der zum Nachweise der Eintragung dienende Eiutra^sschein wird 
dem Antri^teller nur auf besonderes Verlangen erteilt. Er ist nach dem 
Formular 2 auszufertigen. 

§ 6. Die Ausfertigungen der Eintragssebeine und sonstiger auf die 
Eintragung bezüglichen Verfügungen erhalten die Unterschrift: Der Stadt- 
rat SU Leipzig. 

I 7. Die Erhebung der für jede Eintragung, für jeden Eintragsschein, 

sowie für jeden sonstigen Auszug ans der Eintragsrolle zu entrichtenden 
Gebühr von 1 Mk. 50 Pfg. stein dtiu Stadtrathe zu Leipzig zu. Die Ge- 
bOhren sind von dem Antragsteller im voraus zu zalüeu. 

§ 8. Diese Bestimmungen treten mit dem 1. Januar 1902 in Wirksam- 
keit. Gleichzeitig treten die Instruktion über die Führung der Eintragsrolle 
vom 7. Dezember 1870 und die Bestimmungen über die Fiihrnng der Ein- 
tragsrolle für Werke der bildenden Künste vom 29. Februar ISTO au^äer Krall. 
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Anlage 1. 



i Ii 1. r a e: .-• rri ] \ p. 


Laufende 
Nr. 


Tag der Anmeldung 


Gegenstand der Eintragnag. 






4 



Anlage 2. 

Eintragsschein. 



Es wird liierdttrcli amtlich bc^cheinifrt, dass in der EintragsroUe tm. 
Leipzig Nr folgende Eintragaug bewirkt worden ist: 



(Binznrftcken der Wortlaut der Eintragung aus der dritten Spalte.) 



Tag der Anmeldung: 

Ldpnig, den 

iUnterwhrifL) 



Bestimmungen des Reichskanzlers vom 13. September 1901 
über die Zusammensetzung und den Geschäftsbetrieb der Sach- 
verständigen-Kammern für Werke der Litteratur und der Tonkunst 

Auf Grund des § 40 Abs. 3 des Gesetzes betreflfend das Urheberrecht 
an Werken der Litteratur und der Tonkunst vom 19. Juni 1901 wird be- 
stimmt: 

§ 1. Für Werke der Litteratur und fllr Werke der Tonkunst werden 

ge^^ondorte Sachverständigen -Kammern gebildet. In keinem Bundesstaate 
soll von solchen Knniiricrn mehr als je eine bestehen. 

§ 2. Jede Kammer besteht aus sieben Mitgliedern und aus der er- 
forderlichen Anzalil von SteUvertretem. 

§ B. Die einer Kammer an<i^ehörenden Saehvcrstfindigen (Mitglieder und 
Stellvertreter) wf^nlen von der Landes-Centralbehördc ernannt. Diese ernennt 
auch den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter aus der Zahl der Mitglieder. 
Die Sachverständigen werden gerichtlich beeidigt. 

§ 4. Auf Erlordern der Gerichte und der Staatsanwaltscliafti n haben 
die Kammern ein Gutachten nur abzugeben, wenn 1. in dem Krsuchimgs- 
schreibeo die zu begutachtenden Fragen einzeln aufgeführt, 2. die Aktes 
und die zu Tergleicheuden Qegenstilnde Ikbersandt weraen. 

5. Der Vorsitzende der Kammer bestellt, sobald der Antra«; auf Er- 
stattung rines Gutachtens an ihn ijclangt ist, nach seinem Ermessen einen 
oder zwei Berichterstatter. Diese legen dem Vorsitzenden eine schriftliche 
Bearbeitung der Saehe vor. Die Beschlnssfassung der Kammer erfolgt auf 
Grund mündlicher Beratung in einer von dem Vorsitzenden anzuberaumen- 
den Sitzung nach Srirnmenmehrheit; bei Stimmengleichheit giebt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 
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§ ^. An jeden Besehlnsse mfliseB nüodeeteiis flkaf SadiTentiadige mit 

Eiosclilass des Yorsitzeaden teilnchmeD. Melkt tls sieben Sacbfaständige 
dtrfen an dem Beschlasse uicht teilnehmen. 

§ 7. Die beschlossenen Gutachten werden aasgefertigt, yon den Sach- 
Tera^digeB, die an dem Beeehlmne teilgenommeii haben, noteraehriebeii 
«nd mit dem Siegel der Kammer versehen, 

S 8. Die Kanuner ist befugt, Gebühren für das Gutachten im Betrage 
YOQ dreissig bis dreihundert Mark zn erheben. Die GebtÜiren sind von der 
ersoehenden Behörde der Kammer sofort naeb Eingang des Gutachtens lEosten- 
fird zn übersenden. 

§ 9. Anträge, durch welche eine Kammer gemäss § 49 Absatz 2 des 
Gesetzes vom 19. Juni 1901 als Schiedsrichter angerufen wird, sind in be» 
riavbigter Form einnifeidMi. Auf die Brledigung solcher Anträge finden 
die Vorsehiiftea der §§ 4 bis 8 entsprechende Anwendung. 

Bestimmungen des Reichskanzlers vom 29. Februar 1876 über die 
Zusammensetzung und den Geschäftsbetrieb der künstlerischen, 
photographieclien timl gewerbHeben Saebvmttndigen-Vereliie. 

§ 1. In Gemässheit a) des § 16 des (Gesetzes vom 9. Januar 1876 be- 
treffend das ürheberredit an Werken der bildenden Ettnste, b) des § 10 des 

Gesetzes vom 10. Januar 1876 betreffend den Schutz (3er Photographien gegen 
nnbefugto Nachbildung, c) des ^ 14 des Gesetzes vom 11. Januar 1876 be- 
trefeud das Urheberrecht an Mustern und Modellen, werden a) iiunstierische, 
b) photographisehe, c) gewerbliche SaehTefstindigen-Vereine gebildet. In 
keinem Bandesstaate darf mehr als ein künstlerischer, ein photegraphiscber 
und ein gcwerhliclirT Sachverständigen-Verein bestehen. 

§ 2. Der künstlerische und der photograpiii^che Sachverständigen- 
Verein besteht ans je Bieben, der gewerbliche SacfaTerBtftndigen -Verein ans 
zehn ^litf^Iirdcrn, rinschliesslich des Vorsitzenden. Für den Fall der Ver* 
hiüderung emzt hu r Mitglieder wird eine Anzahl Stellvertreter ernannt. 

§ 3. Die Krneuuun^ der Mitglieder und Stellvertreter erfolgt durch die 
XDSt&ndige Centratbehörde, welche auch den Vorsitzenden nnd dessen Stell- 
vertreter aus der Zahl der Vereinsmitglieder bestimmt. Die Mitglieder und 
Stellvertreter werden als Sachver«t;inriige ein für alle mal gerichtlich v<^rcidet. 

.§ 4. Die Vereine haben das vuu ihnen verlangte Gutachten nur dann ab- 
zagebeo, wenn ihnen zuvor von dem ersnehenden Gerichte übersandt sind: 
1. die geriehtb'chen Akten; 2. eine aktenmässige Darstellung des Sach- und 
Streitverhältnisses, in welchtir zugleich die zu begutachtenden Fragen einzeln 
aufgeführt sind, uoter Beifügung der Angabe, ob und eventuell welche Er- 
kttnuig von den Parteien über jene Darstelinng abgegeben oder aus welchen 
Gründen die Abgabe solcher Erklärung unterblieben ist; 3. die zu ver- 
gleichenden Gegenstände, deren Identität durch Änhiingung des Gerichts- 
siegels oder auf andere Art ausser Zweifel gestellt und gegen Verwechselung 
gesichert ist. — Die Darstellung zu 2 yerbleibt bei den Akten des Vereins. 

§ 5. Sobald der Antrag auf Erstattung eines Gutachtens von selten 
des Vereins an don Vorsitzenden desselben gelangt ist, ernennt der letztere 
zwei Mitglieder zu ücfercnten, welche unabhängig von einander ihre Meinung 
schriftlhm abzugeben nnd in einer demnächst anzuberaumenden Sitzung des 
Vereins vorzutragen haben. Xach ?t:itt^c}iabter Beratung erfolgt durch 
Stimmenmehrheit der Beschluss. £ei Stimmengleichheit giebt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 

§ 6. Zur Fassung eines gültigen Beschlusses ist bei dem kflnstlerisehen 
Tind bei dem photographischen Sachverständigen -Verein die Anwesenheit von 
wenigstens fünf, bei dem gewerblichen Sü^hverständigen -Verein die An- 

GeMtse über das Urlieb«necb(. 6 
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wesei'heit von wenigstens sieben Mitgliedern, einschltcssiich des Vorsitzenden 
tmd 4er etwa suf(ezo|irette« Stell veitrater, erfwnierlleh. Es dttrfBo bei dtm 
kflnstlcrischen und dem photugrapbiijch«>n Verein nicht niebr als sie* en Mit» 
glit'der, bei di m ^i werhUeben Verein Dicht mehr nie sehn Mitglieder an dem 
Beschlüsse tetlnebmen. 

% 7. Nach Hatiägahe des gelaseten Besrhlnises wird das Onteeiitea 
snsgefertißt, v.m den bei der Heschhissfassung anwesend geweeenen Hit- 
gliedern des Vt-reins uoterschrioben und mit dem dem Vereine za ftber- 
Weisenden Siegel unterttieKeit. Die «^twaige Verwenduns von Stempeln sa 
dem Otitaehten richtet sich nacli den Geeef sen drr einselMa BosdesHtaate». 

§ 8. Jeder Verein ist befn^t-, an OebOhren für das Gatachten droissig 
bis dreihundert Mark zu liquidieren, welche vom requirierenden Geri«*hte 
sofort nach Eingang des Gniacbiens dem Vorsitzenden des Vereins kostenfrei 
llbmindt werden. 

§ 9. Wenn die beteiligten Parteien in Gemässheit des S 81 Absatz 2 
des Gesetzes vom 11. Juni lb70 einen Sachverständigen -Verein als Schieds- 
richter anzurufen beabsichtigen, so haben sie ihre desfallsigen Antrage iA 
beglaubigter Fem an den Verein gelangen sn lassen. 

Die in den §§ 4 bis 8 eDth^lieaen Bestimmungen kommen aueli in 
diesem Falle analog in Anwendung. 

BaiitMrtBMiMni des Rates der Stadt Leipzl| VMI L Nm rtu r IM 

betr. Eintrn0srtlle. 

In der bei dem unterzeichneten Rate geführten EintragsroU« wecdtn die im § 9 dM 
Gesetzes betreffend das Urheberrecht an Werken d«r bildcDdcn KBnst« Tom 9. Janaar 187S 
(ReichHgeHetzblatt lH7ti S. i) und die im § 31 Absatr. 2 des Gesetzes betreffend das Urheber- 
recht an Werken der Liite-atvir und der Tonkunst vom 19. Juni I9()l (Relchsjjeaetzblatt 1901 
8.S27) vorgesehenen Eintragungen bewirkt. 

Diese Einiragongen beziehen »ich: 1. auf die Bekanntmachung des wahren Namens 
40t Urheber vw solchen Werkoi der bildenden Künste, die paeuduDym (unter einem Deek- 
nmen) od«r tmnqm (uluM Namen) TeroffenUieht sind (vxL § 8 des Oesedes Tom 9. Jsaosr 
1876); 2. auf die Be anntmaebün^ des wahren Namens der Vrliebep a) tot 8^fflwefk«n 
und solchen Vortrugen oder Reden, die dem Zwecke der Erbauung, Belehrung oder Unter^ 
haltung dienen, b) von Werken der Tunkuust, c) Ton solchen Ai/biidungen (wuzu auch plast. 
Darstellungen gehören) wissenschaftlicher oder teehniacher Art, die nicht ihrem Hauptzwecke 
nach als Kunstwerke zu betrachten sind, — sofern diese Schriftwerke, Vortrage und Reden, 
Werke der Tonkunst und Abbüduagen fMMudonym (s. o.) oder anonym (s. o.) veröftent- 
Ueht (d. i. im Bucniumdel hefattsaegebea ss etsehieBen. aolsetahn oder vorgetragen) sinA 
("RfL hiersa l, 7, 11. S» nnd Sl des (»«seises vom 19. jriinn90l). 

Die Eintragung der Anmeldung desreehtzeittgen Erseheinens — Beginn oderYolUmdnng— 
▼orbohaltenerÜbersetsungen flndet ntehi mehr satt, d. h. das i^einige Bsehi de* llf^ 
hebers auf Übersetzung seines Werkes in «ine andere lebend«« Sprache ml slHM WijMirsa 
auch ohne Vorbehalt geschützt, (ij 12 des Gesetzes vom 19. Juni IWI.) 

DtT Antiii^^ !iuf »-ine der unter a und b j^cdarhten l'intragunKen ist schriftlich oder zo 
Protokoll des unterzeichneten Rates zu steilen. Der Vorlegung der Werke u, s. w., auf die 
sich die nachgesuchte Eintragung besieht, bedarf es nicht. Es sind jsdoeh die Angaben Qbor 
die *>fai-pitow»iH*i^ Ttaatsaehen Tollstindls, inshesondere geaans Angaben aber die Zelt 
and Form der erstes TerOfltenillehaDg des Werkes, (Iber Namen nnd Oebvit des üi t s k si»» 
Namen und Ort der Handelsniede lassung des Verlegers, Titel des WSlkes u. s. w. zu erbringen. 
Dem .Antragsteller wird eine Bescheinigung über die erfolgte Eintragung (Eintragsschein) 
nur auf besonderes Verlangen erteilt. Alle Ein<j:ali»^n, Verhandlunj^cn. Bescheinigungen 
und sonstige Schriftstücke, wie Vollmachten und dergleichen, welche die Eintragung in die 
SlBlragsrolle beUvtren, staul' stempelirei. Pttr jede Eintragung, jeden Eintragsschein, sowie 
IST jsdsn aonsUgen Anasug ans der Eiatrsgsreils Isl eine (iebtthx von je 1^ Mk. im voraas 
m tntfioktcn. Auf Wonsäi des Antragstellers wird diese OebOhr durdl P ostn a rlm s hm s 
eÄoben. 

Die Einsicht der Eintragsrolle ist wahrend der gewöhnlichen Dienstetandsn Jsdsmann 

gestattet, Ührigens finden geKenwürtige Vorschriften, wie die angezogenen Gesetze nur 
Anwendung auf Werke inlandischer Urheber und auf Werke auslandischer Urheber dann, 
wenn sie im Inlande erschebien (§ 20 des Gesetzes vom 9. Januar 1876, 54 und 56 des 
Gesetzes vom 18. Juni 1901.). Diese Bekanntmachung tritt sofort und soweit sie sich auf die 
Eintragungen nntar 2 bezieht, mit dem l. Januar 1902 in Kraft. Gleichzeitig treten die Be- 
kannkmaokungMi Tom 96. November 1886 and 9. Mal 180S, soweit sie Uenutcb noch QtlUigksit 
haben, ausser Wliksamkeil; 
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Dominikanisehe fiepublik« 

Politische Verfamno vom 20. Juni 1896. 

Art. 11. Die Nation pjewShrleist.et dm Dommikanern 

9. Dn9 Eiorentum der Eründansrcn, der wigseDSchftftiicben, ktUlst- 
lerisciien uod iitterarischen Erzeiif^nisse. 



Ecuador. 

Verfassung vom 13. Februar 1884. 

Art. 27. .Todormiinn soll Gewerbefreiheit und untf^r ilen durch das 
Gesetz bestimmtfn Bedinguns^en das ausschliessliche Eigentum an seinen 
Gdtdecknngen, £rflndttngen nnd Iitterarischen Werken geniessen. 

fiesetz vom 3. August 1887 betreffend das litterarlsciio und 

kOnstleriscIie Eigentum. 

Kapitel I. Vom llt'teraTiselieB und kfinstleri»clfen Eigentum. 

Art. 1. Das gegenwirtige Gesetz bestimmt die Rechte der Urheber an 

Uiren Iitterarischen und künstlerischen Werken hinsichtlich der Wirknnjren 
des zu ihren (iunsten durch Artikel 27 der Verfasannsj festgesetzten Schutzes. 

Art. 2. Ais Urbeber aui iiiterariächem Uetiiet werden betrachtet: 1. der« 
jeaige, welcher ein Werk dnrrk die Selirift oder Rede lierror* ringt; 2. der 
Übcr-eTzer; 3. döf Eigentümer eines unveröffentlichten, fr»-setzraässig: keiner 
andcTrn Person prehör^nden Werkes, welcher dasselbe zum ersten Mal ver- 
Öfftiiiilicbt; 4. der Zuäamiiieasteller histerit^her oder gesetzgeberischer Ur- 
kuidea. wenn der betreffende Areiiirdirektor eder die Regierung ihm kl 
dieser Veröffentlichung nicht zuvorgekommen ist und ihm die Ermächtigung, 
sie zu yeranstülicn, erteilt hat; 5. der ZusanimLiisLf Her populärer Erzeugnisse, 
wie Lieder, Sa^äu u. s. w., vurauss^esetzt dass die VeröffentUchuDg zu einem 
littenriaeben Zweck erfolgt ist; 6. deijeinge, weletier Weike, die niemmdeB 
figeotum mehr sind, veröffentlicht oiler zusammenstellt. 

Art. 3. Als Orheber auf künstlerischem Gebiete werden betrachtet: 
1. derjenige, welcher ein Werk erüchaffi; 2. der Komponist von Variationen 
öber ein mnsikalisebes Thema, yoransgesefest dasi diese VariatiMien Back 
dem Urteil dt r Kenner eine neue Schfipfung ausmachen; 3. der Zusammen- 
steller von populären musikalischen Werken ohne bekannten Eigentümer; 
4. der Urheber von mit der Erlaubnis des Urhebers des Originalwerkes ver- 
iutaiteten Transponiernngen oder Instrumentierungen; 5. der Maler, Geo- 
graph, Injrenieur, Zeichner, Kallip;raph oder Bildhauer, jeder hin«ichtlich 
seiaes Originalwerkes und der Kopien, welche davon durch irgendwelches 
Verfahren gfmacht werden können, sofern jedoch derselbe das Original nicht 
Terftnssert nat; 6. derjenige, welcher ein werk mit der Ermächtigung seines 
Urhebers vervielfältigt hat; 7. der Verleger Ten Werken, fikr welche dat 
Privilegium verjährt ist. 

Art. 4. Der Staat und die mit dem Charakter juristischer Personen 
bekleideten Körpersckaften, welche in Gemftssheit des gegenwärtigen Ge- 
setzes Veroffentlichnnprcn rernnstalten, geniessen dieeollten Aeckte, wie die- 
jenigen, welche den Urhebern zuerkannt sind. 

Art. 5. Den Vorteil des durch gegenwärtiges Gesetz festgestellten 
Bchntns geniesaea aiefat die dnich Artikel 1456 dee CiTilgeaetibachea Ins 
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Auge gefassten litterf^rischen und künstlerischen Werke (Verbotene, obscöne 
oder zum Qegenstande eioer Yerurteilang gemachto Werke.) 

Art. 6. AvBwr den daroh die Amkel 8 und 8 Torgwebenen Fillen 
kann kern Werk teilweise oder ganz ohne Emiachtignng des Urhebers, 
seines Ce^sionars oder seines Erben verylelfältigt wurden, welche Ermächti- 
gung. auf der Vervielfältigung der litterarischen Werke erwähnt werden muss. 

Art. 7. Die Systeme ans dem Gebiete def .Philosophie^ Wisse»- 
Schaft usw. werden nieht in ihrer Eigenschaft als organische Systeme 
menschlichen Wissens, sorxlerTi nur als vermittelst des Wortes oder der 
Eeder ausgeführte Werke geschützt« Der Erfinder eines Systems kann sich, 
jedodk an den Richter wenden, vm «eise Erfinder-iSgensehaft gegenttber 
MBffiq Urheber, der aus der Erfindung auf betrügerische Weise Torteil go> 
zogen hätte, als gültig anerkennen zu lassen, i!^ Entscheidung des Bichtera 
soU im Amt;sblatt verüffentUcht werden. 

Artl ' 8. Die auf kibistlerisehe oder, gewerbliche Verfahren Beisng haben- 
den Werke sollen den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes unter- 
liegen: die Erfindung selbst, das Erzeugnis usw., d'^non las Werk gewidmet 
ist| sollen aber durch ein; bes. Gesetz über diesen GegeoäUind geregelt werdep. 

Art. 9. Das Eigentum wird während folgender Zeitabscmdtte geschlitzt: 
1. bei Lebzeiten des Urhebers und, in Bezug auf seine Erben, fttnizig Jahre 
Ton seinem Tode an; 2. fünfzig Jahre : B. fünfundzwanzig Jahre. — Der Vor- 
teil des ersten dieser Zeitabschnitte wird den unter Nummer 1 des Artikels 2 
und 'ttittei^ Kommer 1 W 5 des Artikels 8 erwähnten Urhebern bewilligt. 
Der Vorteil der zweiten Frist wird den Übersetzern, den Zusammenstellern 
von historischen oder {gesetzgeberischen Urkunden, der Regierung, den 
juristischen PersoncQ, dem Urbeber Ton Variationen über ein musikalisches . 
Thema bewilligt. Der Vorteil der 8. Frist wird allen anderen Personen bewilligt. 

Art. 10. Die Dauer der SdratzfUit wird Yon der Vc^rOffientlichiing at» 
Werkes an gerechnet. 

Art. 11. Betreffs nachgelassener Werke werden als solche nicht nur 
die Werke angeschen, welche zum ersten Mal nach ddm Tode des Urhebers 
rerOffentlicht werden, sondern auch die schon veröfTentlichtai Werke, welche ' 
der Urheber vermehrt, verbessert usw. hinterlassen haben sollte. In diesem 
Faii wird die Dauer des Privilegiums von der Veröffentlichung des abge- 
änderten Werkes an gerechnet wwden. 

Art. 12. Hinsichtlich der in Bruchstücken veröffentlichten Werke wird 
die Dauer des Privileginms YOn der VoUendnng der Verüffentliehimg an 
gerechnet. 

Art' 18. Bei Ablanf der für die Daner des PriTileginms festgesetzten 
Zeit fällt das Werk dem Oc raeingut zu. 

Art. 14. Niemand darf ohne Ermächtigung des Urhebers Abrisse oder' 
Auszüge eines litterarischen Werkes veröffentlichen, dasselbe umarbeiten 
oder es mit Erläntemngen yerdlfentlichen. Dieses Verbot ' soll sieh nicht 
erstrecken auf Auszüge, die aus den für ein Werk der Kritik bestimmten 
Citaten bestehen, auf Stellen oder Werke kleinen Umfangs, die, von sie be- 
treffenden kritischen Bemerkungen begleitet, als Muster für den Unterricht 
dargestellt wftrden, ebensowenig wie aiif Bruchstttcke von musikalisohen 
Werken, welche in Schulen für den Musikunterricht eingeschaltet sind. 

Art. 15. Wenn der Ahrisn oder Auszug eines von einem dritten be- 
arbeiteten didaktischen oder technischen Werkes nach einem sachgemässeren 
Plan abgefasst ?n>rden ist oder wenn demselben Abbildungen beigefügt 
worden sind, kann der Gencralrat des öffentlichen Unterrichts die Veröffent- 
lichung des Auszugs oder Abrisses erlauben, indem er seinem Urheber das 
entsprechende Privilegium ausnutzen lässt. Die Beurteilung dieser Um- 
stibkde soll dra Sachyerständigen aarertraut werden, yon denm doer dunft 
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4en [Irheber des OrigrinalwerkeSf der andere durch ilnn T'rhpbrr de?; Aiis'zogfs 
-oder Abrisses, der dritte darcb Ueu Generalrat eraaunt wird. Weaa die 
Satoeheidang der SaebTerstfindifpeii dem Oilieber des Auszuges odmr Abrisses 
ffämüg ist, soll dieser verpfliditet sein, dem Urheber des Oiiginalwerkes 
eine Rargebühr zu ü1ier^;cbcu, deren Betrag durch den GteiAraliat des öffent- 
lichen Unterripbts selbst les^esetzt werden soll. 

Art. Oer ürheber des Abfisses eines sehen dflm Gemeingat w- 
.iaUenen Werkes hat Hechtsanspracli nur hinsichtlich dioes AbiisssSf knan 
&ht^T nicht Eincpnich dagegen erheben, dn=s der Trheber eines anderen Ab- 
risses desselben Werkes ein dem seinigen ähnliclies PriTilegium geniesst* 

Art. 17. . Das Vorhnodensein einer priTilegierten Übersetzong eines 
Werkes hindeirt die VerOffentlichnng einer nenen Übeisetsnsg. dieses .nftm- 
liehen Werkes nicht. , 

Art. 18. Jede Übersetzung muss den Namen des Urhebers des über- 
setsten Werkes angeben, ohne dsss es jedodh deswegen Ttfbotea.ist, anonyme 
Werke zu übersetzen. 

Art. 19. Die Abtretnn^ des Eigenturasrechts an einem litterarischen 
.Werk gewährt nicht das Kecht, dessen Text, in welcher Weise es auch sei, 
'm, Ter&ndem, wenn dies nicht mit der Erlaubnis des Urhebers geschieht. 
Die Torgenommeoen Zusätze oder Abftnderungen müssen vom Tdxt derart 
abgesondert werd( n, dass sie genügend von demselben untorsrhieden werden. 
Jede Übertretun g dieser BesUjumang giebt dem Urheber oder seinen Erben 
.das Becht, die '^ederberstelliuiir des orsprünglichen Textes zu fordern, bei 
^Strafe der Beschlagnahme der Exempiure des Werkes zu ihrem Nutzen. 

Art. 20. Dir Regierung hat dn--- ausschliessliche Recht, die amr liehen 
Urkunden und die Gesetze in G^eätalt von besonderen Sammlungen heraus- 
zugehen. Diese Bestimmniig yerbietet den Priyatpersonen nur, ähnliche 
Bammlongen 2a veriSffentlichcn, hindert aber nicht, dass diese einmal in der 
■ amtlichen periodischen 8;nnmluiig verülTentlichten rrkniiden in anderen 
periodischen Öamuüungen yorvieifältigt werden. Ebensowenig iiiudert diese 
Mstimmmig das Eigentumsrecht der Juristen, welche die Gesetze der Be- 
.pnblik von Studien und gelehrten Erläutenuigeii begleitet veröffentlichen. 

An. 21. Um die Aktenstücke eines Prozest^e^i verriffentlichen zu können, 
ist die Krlangung der Erlaubnis des Uerichts ertordoriich, bei welchem der 
• Proiesa ^olilingig gemaeht ist; dasselbe soll eine ToHständige oder teilweise 
£rniichti|nuig gewähren, indem es dem Interesse der in die Klage ein- 
bezogenen Personen hinsichtlich ihrer Ehre und ihres Ansehens Rechnung trägt. 
y Art. 22. Wenn ein Urheber Werke unter Wahrung der Anonymität 
oder unter Benutzung eines Pseudonyms und ohne seinen wirklichen Namen 
* huBeinster verzeichneD* sn lassen, Terüflentlicht hat, wird der Verleger bin- 
nf-htlich der Wirkungen des diesem Titel beigelegten PriTilegiums als Ur- 
heber betrachtet. 

An. 2 ). Die Erben oder Eigentümer eines nachgelassenen Werkes, 
welche dasselbe gemeinschaftlich mit anderen sehen dem Gemeingut Tefr* 
fallenen Werken desselben Urhebers veröffentlichen, verlieren ihr Eigentums- 
recht an demselben; sie können sich ihr iiecht nur erhalten, indem sie dies 
Werk für sich yeröffentlichen. ''-'f. 

Art. 24 Die Briefe gehfiren denjenigen Personen, an welche sie gerichtet 
sind, aber einzig hinsichtlich ihres materiellen Eigentums. Anders verhält 
es sich hinsichtlich ihrer VcröffentUcbung, indem das Recht, sie zu ver- 
5ffwtlidhen, aasschliessUtth ihrem Urheber vorbehalten ist, und, in den durch 
. das Gesetz vorgesehenen Fä-len, dem Richter« Nach .dem Tode des Urhebers 
geht dies»^s Ror-ht auf seine Erben über. 

- Ungeachtet d^r im ersten Paragraphen enthaltenen BestinrniuDgcD, können 
, Personen, welche an sie gerichtete JbSriefe besitzen, dieselben veröffentlichen. 
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wenn diese Veröffentlichung notwendig: ist, um ihre persönliche Ehre zu 
achulzen oder um eine zur Vertei'ligung der Religiun, der Moral oder des 
yaterluMlM «Btonioiiimene Polemik m V6rfe«*htcm. 

Art. 25. Die g^-schriebenen oder eesjprochenen Werke, welche von ihren 
Urhebern in Ansübang oder Ertüiinnp: ihnr öffentlichen Befupnisse oder 
Amtsverrichtnngen berrorfrebracht wurden sind und in dieser Eigenschaft 
amtlieh verlHfoiitUebt wsHen, können in den periodisehen SammltuigeB neu- 
gedruckt werden; das Recht, sie in einer unahhilnf^itren SaniDllaog' ZU Ter- 
ftfientlichen, wird ausschliesslich ihrem Urheber vorbehalten. 

Art 26. Wenn pin Werk von seinem ürh»-ber gegen ein ihm für 
tdne Arbeit bewilligtes Entgelt auBereftthrt waH^, soll das Elffentumsreebt 
derjenigen Person oder Körperschaft t^eliören, welche die Arbeit hat aus- 
führen lassen, yorbebn Irlich der gegenteiligen Abmachongen, welche zwischen 
dieser und dem ürlieber getroffen sein konnten. 

Art. 27. Betreffs «ler in Mitarbeiienebftft ausgefobrten Werke soll nrnn 
sich hinsichtlich al'es dessen, das nicht in Widerspruch mit gegenwärtlgeill 
Gesetz st^ht, an die Abmachungen zwischen den Mitarbeitern halten. 

Art. 28. Sötern sich der Urheber nicht ausdrücklich das Vürviel- 
fUtiiningsr^f ▼orhehalten bat, kann jedes in einer periodisebeo Snannlung 
veröffentlichte Werk in einer anderen wiedergegeben werden; dasselbe dan 
aber nicht in einer Sonderausgabe veröffentlicht werden. 

Art. 29. Wenn der Unternehmer oder der Redactenr einer periodischen 
Sammlung sich das Eigentum an den Veröffentlirbimgen, welebe darin anf- 
genommen werden sollen, vorbehält, dürfen diese nicht in anderen peri- 
odischen Sammlungen wiedergegeben werden. Andernfalls kann die Wieder- 
gäbe dieser Werke unbehindert erfolgen, unter der Mingung der Angabe 
der periodiseben Sammlung, ans welcher sie entn«vmmen sind. 

Art. 30. Der ürhe'<er, welcher kraft eines Vertrages die Bedaction 
einer periodischen Veröffentlichung übernommen bat, i^t nicht befugt, sich 
das Eigentura an den Arbeiien, welche er darin aufnimmt, zum Zwecke der 
Veibindenng^ der Yenrlelliltigung vonnbebalten; dieses Beeht g«^bi(rt dem 
Unternehmer. Der Urheber behält jedoch das EiKentumsrecht an def Sonder* 
Veröffentlichung, welche er vi>n seinen Artikeln veranstaltet. 

Art. 31. Der Eigentümer einer periodischen Veröffentlichung hat das 
Becbt zu Tefbindem, dass eine andere derartige VerOlTentliehnng unter 
gleichem Titel gegründet werde. 

Art. 32. Die PortrfttroHler odor Bildhauer dürfen Vervielfältigungen 
der von iiiueu liergestellten Porträts oder Büsten nicht ohne Ermächtigung 
de» beteiligten Eigentümers verkanfen. 

Art. 33. Die dramatischen Werke sind betreffs ihrer VerviellSHigng ' 
in derselben Weise geschützt, wie die anderen iitterari^chen Werke. 

Art. 34. Sie dürfen in den öffentlichen Theatern ohne eine Ermächtigung 
ihres ürbebers nicht dnrcestelit werden. Es steht diesem sn, nach mem 
Ermessen, wenn er die Ermächtigung erteilt, die Höbe des Hmofars, wi^cbes 
SU fordern ihm geeignet erscheint, festzusetzen. 

Art. 35. Die oben erwähnten, dem dramatischen Urheber hinsichtlich 
der Darstellung seiner Werke zuerkannten Beebte werden ihm wihrend 
seines ganzen Lebens gewährleistet. Diese Re«'hte bleiben noch wahrend 
fünfundzwanzig Jahren nach fteinem Tode m Giuisten seiner Erben in Kraftt 
wenn keine anderen üess^onare vorhanden sind. 

Art. 88. Die Ausdehnung der betreffenden Beebte der Ufhsber ebns 
dramatisch-musikalischen Werkes wild dnrcb die awisitei ümtD verabredeten 
Abmachungen bestimmt. 

Art. 37. Obgleich der Urheber von ohne die l^riaubuis des Urhebers 
des Ofiginalwerkes beiignsteilten m^ikalisebeff TraasponlerangeB nicht 
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befuprt ixt, das dnrch (]as Gesetz znerk»nntc Pnvilpgium 7U irrniessen, hat er 
nidiudestoweiiiger da.s lie- kt, die AiLüluhrung der beäMgien Trausponieruiigeil 
la Terhinders, wenn ihm keiue Vergütung gewährt worden ist. 

Kapitel II. Yoa den Vertragen. 

Art. 88. Das litterarisrbcr und das kttn^tlerieeho Eigeatmii sind, a»f 
welchem Rcchtsprnml sein mtig, übcrtn^bar. 

Art. 39. Als Erben werden hinsi«htlich «ler Wirkungen des pop» n- 
wärligen Gesetzes alle diejenigen btstrachiet, welche diese Jiiigenachafi nach 
den (^wShnlichen Oesetzen besitzen. 

Art. 40. Die durch «las ("i ulyesetzbuch hinsichtlich (\pr Erb'olpe ge- 
wöhnlicher Güt«r festgesetzten Unwürdigkeitsgriinde werden in dem Mag>«e, 
ia welchem sie anwendbar sind, auch betreffs des litterarischen und künst- 
lerischen Eigentums anerkannt. 

Art. 41. Weim der ürh ber sein Kecht dem Gemeingut prefogebea wlll^ 
flkoss er dies durch einr besondere Erklänmt; tliun. 

Art. 4*i. Wenn ein Urheber eint-m burger von Ecuador das ausschliess- 
lieke Beebi abgetT«»tea bat, seine Werke zu ttberaetien oder einten Abnsf 
oder Auszug derspH cn zu veranstalten, kann d cser \ erhindc n, rlasK irgend- 
welche der seinigen ähnliche Arbeit in Ecuador ausL'eführt werde. Dieselbe 
Bestimmang findet auf ähnliche, das künstlet ische Et^etitum betr^^fft^ude 
lUle und auf die tob einem anslftadlsdieB Urbebir einem Tlieater>öntei^ 
Mhmea Eenaders erlaiitte BarstrUnng tob dramaUseken Werken Anwendiiiig. 

Kapitel III. 

Ton den zur Erlangung des G(-Dusses des litterarischen und 
kflnstleriseben Eigentums erforderlichen Förmlichkeiten. 

Art. 43. Um das Eigentumsrecht auf diesem Gebiet zu geniesscn, mnss 
dar Urheber oder Unternehmer den Titel seines Werkes und den Vorbehalt 
inaer EeckUi eintragen lAssen. 

Art. 44. In den kantonalen Eintragungsburnatis soll ein besonderes 
Register für die Einschreibung des ii terari>ciien und künstlerischen Eigen- 
tins und ein andere für die Eintragung der auf diesen Gegenstand bczug' 
Bdien Verträge eingerichtet werden. 

Art. 45. Der mit der Eintrns'ung beauftranto Beamte pnll behufs Vor- 
A&hioe der Einschreibung verlangen, dass ihm der Urhei»er drei Exemplare 
ttlaes Werkes, wenn es ge>iruckt worden ist, übergebe; das eine dici^er 
BxNaplare soll für das Ministerium des öffentlichen Uut<-rrichis, ein and« res 
ftr die Nationalbibbothek und das dritte für die ProviiiziaibiMioi hek oder. 
Wenn eine solche nicht besteht, fnr die Municipaliiät des Ürt«'s bestimmt 
Mia; der Empfftnger soll auf jedes derselben den Eintragungsvermerk 
Khreiben und sie mit dem Bttreaast*«mpei seiehnen. Wenn e» itich um ein 
periodisches Werk handelt, genügt es, <lie erste Nummer eintragen 7n 1 rissen, 
^beschadet der für den Urheber oder Unterneljnier verbleibenden Ver- 
achtung, die Hinterlegung dreier Exemplare der folgenden Nummern in 
Hinsicht auf ihre angegebene Bestimmung fortzusetzen. 

Art. 46. Damit sein fiecht der Nachbildung oder Vervielfültignng vor- 
l^lten werde, genügt es, dass der Maler oder Bildbauer diesen Vorbehalt 
^ Register einschreiben läf*st. Die Steober, Liiho>;raphen und anderen 
Kftostler, als Eigentümer von Werken, deren Nachbildungen durtb mecbar 
nisrbn Mittel vervielfältigt werden könn^-n, sind jedoch verpflichtet, uu- 
^^gig von der Eintragung im Jäegister die drei vorbemerkten Exemplare 
'wCr Werke zu hinterlegen. 
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Art. 47. Mit Bezu;ür anf die dramatischen Werke und die diesen an- 
gefügten musikalischen Werke, welche zur Eintragung vorgelegt werden, 
aber noch nicht i:ednici>t sindf genügt es, ein geschrieboies Bzemplar der- 
•elben im Eintragungsbiureau in hinterlegen. 

Art. 48. Trdor Vrrtrap^, welcher das Htterarische odfr künstlerische 
Eigeutoiu zum Gegenstand hat, mu^s in dem hierzu bestimmten licgister, 
nm die durch das Gesetz bestimmten Wirkungen erzielen za können, ein- 
getngen werden. 

Art. 49. Die für die Eintrag:nng gewährte Frist soll sechs Monate be- 
tragen, welche von der Veröffentlichung des Werkes an laufen. Hinsichtlich 
der Werke« von welchen im Artikel 47 die Bede ist, soll die Frist drei 
Monate betrageiif welche yon dem Datum der Darstellung an gerechnet 
WMden. 

Art. 50. Die auf die Einschreibung und Übertragung des litterarischen 
nnd künstlerischen Eigeutams bezüglichen Förmlichkeiten werden kostenfrei 
ausgeführt. 

Art. 51. Für die Einschreibung der anonymen oder unter einem Pseudo- 
nym veröffentlichten Werke soll im Re^jister eine besondere Abteilnng be- 
gonnen werden, in welcher die persönliche Identität des Urhebers f^tgestellt 
werden solL Der mit der Eintragung beauftragte Beamte ist yerpliditet, 
in dieser Besiehnng das Geheimnis zu wahren und soll sich in der Be- 
nachrichtigung, welche er dem Minister des öffentlichen Unterrichts erteilt, 
daraaf beschränken, die alleinige Thatsache der Einschreibung bekannt zu 
geben. Diese Verpflichtung hört für ihn auf, wenn es von dem Richter ge- 
legfntlii'h eines Strafprozesses, dessen 0*- genstand ein Werk ist, gefordert 
wird oder worin die Heibrint^iirrTr <^er in das KP2:ister getragenen Ein- 
schreibung notwendig ist, um dio durch dos gegenwärtige Gesetz verliehenen 
Bechte geltend zu machen. 

Kapitel IV. Von den Strafen. 

Art. 5?. Die gewöhnlichen Bichter sind in den auf das litterarische und 
künstlerische Eigentum bexfiglichen stoeitigen Angelegenheiten zuständig. 

Art. 53. Als hinsichtlich dieses Eigentums begangene betrügerische 

Handlungen werden betrachtet: 

1. die Thatsaciie, das Werk anderer als das seinige eintragen zu lassen; 
8. die unter denselben Bedingungen erfolgte Veröffentlichong eines 
Werkes; 

3. die vor dem Ablauf der i^esetzIicLt n Dauer des Privilegiums oder 
des Vertrags erfolg^te VeröftVntlifliang eines Werkes; 

4. die That<«ache. »ui dem vervieiiaitigten Werke die Angabe des 
zwischen dm Urheber und dem YerM^ger geschlossenen Vertrages 
oder der auf diese YervielfSltigung bezflgliehem Krra&cfatigang m 
unterlassen; 

5. das FlHgiat; 

6. die Nachmachung einer Ausgabe ausserhalb des GeUetes Ton 

Ecuador: 

7. die Einführung und der Verkauf von nachgemachten Exemplaren; 

8. die dramatische Darstellung und die musikalische Aufführung eines 
Werkes ohne die Erlaubnis des ürfaeben«; 

9. die VHrvi(4t;iltii,ain}r und der Vertrieb von Ausgaben, die unter 
Umgehung? solcher Urheber vernnstaltet sind, welche einem Staat 
angehören, mit dem Ecuador durch einen Vertrag über den Gegen- 
stand verbunden ist; 
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10. die Thatsache seitens eines Drackers, Verlegers, Lithographen 
usw., sich persönlich eine grössere Anzahl Exemplare vor- 
zubehalten, au diejenige^ welche mit dem Urheber oder Eigentümer 
Tereinbart wnide^ oder eine betnehtliehero Aazahl Absüge eines 
Porträts. 

Art. 54. In allen Fällen, in denpn eine betrügerische TTandlTinsf begangen 
worden ist, sollen der Urheber oder vorl£oinmenden FaUes die beteiligten Eigen- 
tftmer du Becbt haben, alle einen betrttgerisehen Obiirakter tragenden 
Exemplan beschlagnahmen zu lassen und den£rsati des Wertes derjenigen 
Exemplare zu beanspruchen, welche verkauft sein werden, unbeschatic f der 
£ntschädignng, welche sie zur Wiederheistellnng des ihnen verursachten 
Sebadens eilaiunn kdnnen. 

Art. 55. Wenn da^ Plagiat nnr ein teilweises ist, hat der Urheber nur 
das Recht, ror Gericht die Einrückung einer Notiz im Amtsblatt zu be- 
anspruchen, welche die Klage, die er aus diesem Anlass angestrengt hat, 
trwfthnt. 

Art. 66. Die Klage wegen Plagiats kann nur binaiGblilieb yerOffeatlichter 
Werke angestrengt werden. 

Art. 57. Die auf betrügerische Handlungen bezügliche gerichtliche 
S[lagc kann nnr gegen den Urbeber dieser Hjaadluigen angestrengt werden. 
Wenn es nicht mögtieh ist, diesen zu Terfolgea, kann man nacheinander und 
in folgender Ordmin^- den Verleger, den Drucker, den Importeur, den Ver- 
käufer und den Inhaber gerichtlich belangen. Der Richter soll auf das 
Hadisnchen des BeteitigteB und für die Oaver des Prosesses die Seqnestrie- 
nng aller im Gebiet der Bepnblik TorliaadeMii Exemplare des Werkes Tor- 
lehKiben. 

Art. 58. Wenn erschwerende Umstände Torliegen, sollen die Schuldigen 
avMer der Strafe der Beseblagnalime eine Ton dem Biebter bemessene nnd 
swiseben fünfzig nnd fünfhundert Sucres schwankende Qeldbusse tragen. 

Art. 59. Im Wiederlietretungsfalle soll die Geldbusse verdoppelt werden. 

Art. 60. Als erschwerende Umstände werden betrachtet: 

1. die InYertriebsetsnng TO« Ausgaben, deren betrügeriseher (Siarakter 
den Oegfnstand einer Wamnng des Urhebers an das PnblÜcnm 

ans^'ernaclit hwt; 

2. jede bedeutende Änderung des Textes; 

3. die Thataache, das Werk ansserhalb Ecuadors herausgegeben an 
haben; 

4. die Thatsache, Titel und das Titelblatt eines Werkes oacligemacht 

zu haben. 

Art. 61. Die durch das gegenwärtige Gesetz gegen die Textänderungen 
aufgeführten Strafen sollen unbeschadet der Kriminalklage, welche je nach 
den Fällen angestrengt werden kann, angewandt werden. 

Art. 62. Phs Recht, eine Klage in Sachen lltterari<^rhen und künst- 
lerischen Eigentums anzustrengen, steht je nach den Fällen dem Urheber, 
seinen Frben und Cessionaren m. 

Art. 63. Jedesmal, wenn es sich darum handelt, zn entscheiden, ob 
zwei Werke identisch sind, oder ob dus eine von dem anderen herstammt, 
und wenn der Richter es für nützlich erachtet, soll die Frage Ton ihm der 
Torlaufigen Pthfang dreier Saehverstftndigen unterstellt weraen, von denen 
2wei durch die Parteien und der dritte vom Bichter selbst ernannt werden. 

Kapitel V. Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 64. Jeder Bürger von Ecnador, der ein Work ausserhalb dieses 
Landes yeröffontlicht, genies»t gkicbfalis die durch gegenwärtiges Gesetz 
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znerkannten BecVto, voraaegesetzt dass rr tiie gesetzlichen Förmlichkeit«!! 
erfüllt. In diesem Falle aoll die für die £intragun(( festgesetzte Frist ver- 
doppelt werden. 

Artw 65. Die festgesetzte FHst, Bm die dorcb t^^eaw&rtiffes Oesets sa* 

erkannten l^pclite nintrapcn za lassen und um aus denselben Vorteil zu 
ziehen, b^^zinnt für die bis zu diesem T«^e von Urbebprn Ecuadurr! ver» 
ölIeatiiciLteü Werke vum Tage deä iukraitiretens besagteu Gest'Lzeä an. 

Art. es. Die Exekutivgewalt wird ennieJitigt, eine AiiefttbniBgB-yfii» 
ordnvng des gegenwärtigen Qesetses erlasaeo. 



Fiiiiilaii (1. 

Veroritniing vom 15. März 1880 betretTend die Rechte der Urtiebar 
und Künstler an den Erzeugnissen ihrer Arbeit 

Kapitel I. Ton dem Kochte, Sehriften tn TerSffentliehen. 

§ 1. Die Urheber besitzeu das au8schlies8li«-he Eecbt^ durcli Druck oder 
in anderer Weise ihre Schriften sn vervielfiUtigpn und zum Zwecke der Vei^ 
breitun^ zu veröffentüchcn, sei c?, dass dieselben nur als ITandsilinft vor- 
handen oder früin r veröffentlicht worden sind» sowip über dieses ihr Ver^ 
üifentlichungsrecht durch Übereinkommen oder Vermach tuiü zu verfugen. 

Ist der Verfasser tot, s«> soll das VerOfFentliclinngsrecbt, falls es me\A 
auf einen andern übergefrangeu ist, seiner Witwe und seinen Erben «ügehiiren, 
wie im Gesetz über das Erb- tinrl eheliche üüterroehr vorgeschrieben worden. 

§ 2. (lieich Schriften sind m dieser Verordnung zu betrachten technische, 
geoirrapiiiselie, topiigrapliische, BatnrwisseMehaftlielie« sowie andere solche 
Zeichnungen und Abbildungen, web he ihrem Hauptzwecke nach nicht als 
Kunstwerke anzusehen sind, so auch musikalische Kom|iositionen, Baci}däne 
und andere architektonische Zeichnungen, sei es, dass dieselben für eigene 
Berhnuog oder auf BesteliiiBg anderer aofrefertigt worden sind. Naeh dner 
Terftffentui'hten Bauzeichnung zu bauen, ist nicht verboten. 

§ 3. In Bezug auf eine Schrift, welehe veröffentlicht ist und auf deren 
Titelblatt oder an sou.^^tiger üblichen äteiic der Urheber seineu wirklichen 
Namen genannt hat, gilt das in § 1 erwilmte YerOffeatliehmigsreeht bis zum 
Tode des Trliebers und wahrend 50 Jahren danach. 

Wurde eine Schrift nicht zu Lebzeiten des Urheber«? veröft'eniiicht oder 
ist in einer Teröffentlichten Schrift der Urbeber nicht derart g^^uannt, wie 
hier gesagt witrde, so yerbleibt das ausschliesstidie Beoht, die Selirift von 
neuem zu veröffentlichen, während 50 Jahren, nachdem sie zuerst veröflfent- 
licht wurde, gültig. Wird der wirkliche Name des Urhebers innerhalb dieses 
Zeitraums in einer neuen Auflage oder Termittelst einer dreimaligen Be- 
kannimachBng in den ofifizielleo Landesieitnngen Irondgetban, so soll die in 
ersten Satz des gegenwärtigen Paragraphen be^timmte Schulzzeit auch für 
eine solche Schrift, welche unter angenommenem oder ohne Urhebemamea 
erschienen ist, gültig sein. 

§ 4. Haben mehrere Urheber dnreh selbstSadige Beitrige sich an der 
Ausarbeitung eines Werkes beteiligt, so verbleibt der Herausgeber eines 
solchen Werkes, sobald er auf dem Titelblatt oder an anderer üblichen 
Stelle seinen wirklichen Namen angegeben hat, im Besitz des ausschliess- 
lichen Bechts, dasselbe während seiner LebuMoeit von neoem bb Tereffeat- 
lieben, und seine Rechtsinhaber während 50 Jahren nach seinem Tode. 

Ist ein solches Werk von mehreren oder namens einer Gesellschafts- 
tirma herausgegeben worden, oder ist der Herausgeber desselben nidit 
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ordnangs^cmfiss genannt, 8o gilt das ans8chlie8<«lic]i6 Recht der Veröffent« 
Jiehuifi: während 50 J-ilircn, naclidcm d;!? Werk zuerst im Oruck crsclnen. 

Die zaletsttreDannte Frit^t i»i huüIi auf düs VeröffeBtÜchuikfrsrecht au- 
svmdeo, welehes die kaK AIeziiv<ier>DiiiveraHät« die Wissen^chaftssozietät 
oder eine fthnliebe (veselUchaft besitzt. 

§ 5, Ohne Rnck:<itht auf das einem Heransppbrr in § 4 erteilte Re<'l5t 
an einem von mehreren Verfa^tiern aosgearbeiteteo Werke als einem iiauzea 
BoU indeaeeii ein jeder Drhet'er, falb kein nndereB Übereinkommen statt* 
gefooden hat, das anssciiliessti'he Bei*bt haben, sfinen HeitrHg besonders 
für sich oder in anderer Ordiinncr 7.^ Ter öffentlichen, nach Verlnuf von :^wei 
Jahren, narbdem der Beitrag m oben angegebenem ZuMammeuiiunge zuerst 
ttscbieaen Int. 

§ 6. Ist eine Schrift gleichzeitig in veTschi*'d«'nen, auf dem Titelbintte 

anp^ep^ebenen Spmrhcn heruti^irekomnu-n, 80 ist dieselbe als iu einer jeden 
dietter i'^prachen Terfai^st zu betrarbifn. 

Das yeWyffentliehuntfHrecbt an einer yon eniem dnbpimiseben ürbeber 
Nuqrearbeitcten Schritt umfa.«st aoeh das HusschlieHslicLe Recht, eine Über» 
Setzung derselb'-n wÜhnnd der ^nzen Schutztriht in einer einhpinii?;rhen 
Sftrache zu yeröffentiicheD, sowie während fiinf Jaiuren, nachdem die Schrift 
snemt erKeld*»n, in Hner andeien Sprache. In Finnland gelten die finnische 
und die schwedische Sprache als einheimische. 

Ist auf dem Titelldatt der Schrift eines ausirmdischou Urhebers das 
Uechr, eine Übersetzung derselben zu veröffentlichen, Torbehalten, s» ist ein 
solcbes Beeht während fünf Jahren» nachdem die Scbrilt zuerst herauskam, 
gAltig. 

§ 7. Hinsichlich fieiner Übersetznng behält der Übersetzer dasselbe 
Beehr, welches rtick sichtlich der Or^inalarbeit durch diese Verordnung dem 

UrLeber eingeräumt ist. 

I 8. Wer ohne Verdffentlichungsreeht Yermittelst Druckes oder in 
sonstiger Wpi«e zum Zweck d**r Terbndtunjr eine Schrift vervielfältigt oder 
TerTii lfälti^en lässt, wird wegen ungesetzlichen NadidniokeB, wie im Kap. 4 

gesagt ist, bestraft. 

Als Kauhd'uck ist auch der FmII anzusehf^n, dass eine S«^hrift unrecht- 
nissiirer Weise mit Umcchri'ibuiigeH oder so unwesentlichen Veränderungen 
and Zn^fttaea wiedergi^geben wird, dass die nene Arbeit nicht als eine säb* 
Ständiuc betrachtet werden k:inn. 

§ 9. Als ungehetzliche Nuchdrurksf^Ile sind nicht anziisphen : 

a) wenn einzelne Steilen einer früher veröffentlichten Öchrilt oder 
mnsiltaUKChen Komposition nnverfindert angeffihrt wenlen; 

b) wenn in Werken grosser* n Umfangs wnd mit selbständigem Zweek 
früher erschienene Aufsätze, DichTungen oder Musikstücke von ge- 
ring^em Omfange oder kürzi-re Auszug» von grosseren Arbeiten 
oder timieloe Zeidinungen oder Abbildni^iett als Probesttcke auf- 
genommen werden; 

c) falls derf:^leiehen von f\n«1frcn Urhebern verf^ffpntüchte kleinere 
8tihriftfn oder Auszüge uu.s Schriften oder Mus ik^tiicke oder Zeich- 
nungen oder Abbildungen aufKenomnu^n werden in 8clinlbtt<'heri 
Haadbflcher, Liederbücher und andere zum Unterricht, zur Er- 
bauung, zu Andacht sübnnp^en oder '/n irp^end einem besonderen 
litterariscfaen Zweck vcrau>taltete Sammlungea und Bearbeitungen; 

d) wenn eine frttfaer TerOffenilirbte Dichtung im ZusaromenliMnge mit 
und als Text zu einem Musikstücke abgedruckt wird, sobald die- 
selbe Dichtung nicht nus«:chIiesHlich bestimmt ist, als Text fttr 
eine Oper oder ein Uratorium zu dienen; 
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e) lalls in Zeitungea und Zeitschriften einzelne Autdütze und Hitr 
teOnngen ans dner anderen periodifwben Scbrift abf^racfct werden: 
luerroB jedoch Novellen soirie Au&&tse sehSngein^en Inhalts und 
wissenschaftliche Ahlmn llnnoren ans^enommen. im Fall ein Vor- 
behalt gegen Abdruck derselben gemacht worden int. 
In allen diesen Fillen muss jedoeh die Quelle, welcher der Artikel oder 
die Kitteilnng entnommen ist, deutlich angegeben werden. 

§ 10. Unter Heobachtunjj Jessen, was darüber besonders vorgeschrieben 
ist, ist es einem jeden gestattet, allgemeine Gesetze und Verordnungen, Gut- 
achten and DenksehriftUL abgefasst infolge ölfentlidieii Anftrages, Akten 
der Gerichte und (öffentlicher Behörden, sowie andere öffentliche Dokumonte 
aller Art abzudrufkfMi. 

§ IL Betreffs des Eechts zur Veröffentlichung yon Predigten, Vor- 
lesungen und ähnliehen zum Zwecke des Unterrichts, der Erbauung und 
Zerstreuung anderer gehaltenen mOndlicben Vorträgen gelten dieselben Ge- 
setze wie für Schriften; was dagegen Reden und Verhandlungen in Land- 
tagen, Kirchen, Sjnuden und geistlichen Versammlungen, Kommuualsitzuugen, 
"Vf^lTerBamniiungen, sowie «ideren öffmitliehsnZusammenkttnften anbecnflEt, 
so gilt hierfür, was im § 10 vorgeschrieben ist. 

Kapitel 2. Von dem Rechte zur öffentlichen Aufführung von 
Schauspielen und für die Scene verfassten Musikstucken. 

§ 12. Ein Schauspiel, welches nicht im Druck veröflFcntlicht ist, darf 
ohne Genehmigung des Urhebers oder dessen Rechtsintiabers (siehe § 1) auf 
einer Sffentliehen Bflhne nicht ausfuhrt werden. Ist es fan Druck ecsehienen 
und der Urheber vorgeschriebenermasscn genannt, sowie das ausschliessliche 
Recht zur öffentlichen A iiffulirnns- Yurbehalicn, so kommt ein solches Recht 
dem Verfasser während soiocr Lebenszeit zu und seinen Rechtsinhabem 
während der darauf folgenden 50 Jahre; doch ist in diesem Falle der Sffent- 
liclie Vortrag des Stückes ohne scenische Ansstattnng nicht als öffentliche 
Aufführung zu betrachten. 

Hat jemand, gesetzlich dazu berechtigt, eine dramatische Arbeit für die 
Bfihne ftbersetst ^er bearbeitet, so beidtzt er, sowie seine Bechtsinbaber, 
dasselbe Urheberrecht auch an der öffentlichen Aaffübrnne: seiner Über- 
setzuug oder Po;irbtMfnn<r. Dns-^elbe n.wh von der öffentlichen Auf- 
führung von Musikstücken, weiche Terfasst werden^ um im Zusammenhange 
mit der scenischen Darstellung ausgeführt zu werden. 

§ 18. Findet die erste Buhnenaufführung eines nngedruckten Erzpu9> 
nisses, wie im § 12 gesagt i^t, iiu li dem Totio i*in"s rr^nannten Verfassers 
statt oder auch während seiner Lebenszeit, ohne dass der Verfasser damals 
oder später derart genannt wird, wie es § 3 fordert, oder ist die Arbeit 
unter dem Vorbehalt wider die Autführung gedruckt worden, aber ohne dass 
der Name d»*s Crliebers in bpsHirter Weise gennunt ist, soll das Urheberrecht, 
von welchem in § 12 die Bede ist, 50 Jahre nach der ersten Auffuhrung 
des nngedruckten Werkes oder nach der DrnckverOffentlichnng des gedruckten 
Werkes gelten. Eine gedruckte Arbeit, wider deren Aufführung kein »eti- 
lichcr Vorbehalt gemacht worden ist, darf von euiem jedem öffeatU^ä mnf* 
gel'ubrt werden. 

§ 14. Das in den §§ 12 und 13 erwähnte Urheberrecht kann durch em 

Übereinkommen mehreren gleichzeitig übertragen werden. Ist das anssciilieas- 
liehe Rocht der öffentlichen Aufführung jemandem nhertragen und hat dieser 
während fünf aufeinanderfolgenden Jahren keinen Gebraudi davon gemacht, 
80 fällt die Berf'chiiguug au denjeuii^cu zurück, welchem das Urhebierrecht 
SU diesem Zeitpunkte laut den vorstehenden Bestimmungen xnkommt. 
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Kapitel 3. Von der Nachbildung künstleriscber Erzeugnisse, 

§ 15. Dem Künstler kommt das aussrbliesslirhe Ii<icht zu, seine eigenen 
Werke, mögen sie gezeichnet, gem&lt oder plastisciier Art sein, in derselben 
£imätart zum Verkauf nacbzubUden und dieses sein Hecht anderen zu fiber> 
tragen. 

Auch ist der Künstler ausschliesslich berechtigt, sein eigenes künst- 
lerisches Werk durch Kuplersticb, kStabistich, Ila.dieruQg, Steindruck oder ih 
anderer derartigen Weise oder yermitteUt Öldrucks, Abguss, Photographie 
oder anderer ähnlicbeu Weise wiederzugeben und yerrieltältigea zu lassen. 

I>i^ hier oben dem Künstler zugesicherte Recht verbleibt ihm während 
seiner Lebenszeit, sowie seiner Wittwe und seinen Erben während ÖO Jahren 
nach seinem Tod. 

Dasselbe Hecht geniesst auch derjenige, weleher durch Kupferstich, 
Steindruck, Holzsclmitt oder ein anderf s ähnliches Kunstverfahren Werlte 
wiedergiebt, zu deren Yer¥ieU'äliigung kein anderer ansschliessUcbes Becht 
besitzt; doch bleibt es einem jeden unbenommen, mit demselben oder einem 
Ihnhchen Verfahren das Original selbständig nachzubilden. 

^ 1'^. Die Nachbildung eines Kunstwerks wird dadurch nicht recht- 
mässig, dass sie in anderer Grösse als das Original ausgeführt oder dass 
dazu M&^eriid anderer Art angewandt wird, oder dass in* der Nachbildung 
eine onwesenUiche Veränderung oder Hinweglassiug oder ein nnweaentlklier 
Zusatz Torgenommcn wird. 

Werke der Zeichen- oder Malereikunat durch die plastiächt) Kunst, oder 
viDgekehrt, nachzubilden, ist nicht verboten. 

§ 17. Hat jemand ohne Bestellung seitens einer anderen Person eine 
photographischo Abbildung nach drr Natur ausg:eführt, oder vermittelst 
Photographie ein Kunstwerk wiedergegeben, dessen Nachbildung jedermann 
gratattet ist, so darf diese Abbildung während fiUif Jahren nicht von anderen 
auf photographischem Wege zum Verkauf naehgemacht werden, im Fall der 
Photograph ein jedes von ihm herauspre^ebene Exemplar davon mit seinem 
Namen und der Jahreszahl, wann die erste Abbildung geschab, bezeichnet hat. 

Ist eine photograpliiäche Abbildung auf Bestellung eines anderen nne- 
geföhrt worden, so ist die Vervielfältigung derselben sn einen anderen Zweek 
nur mit Genehmigun;:: des Ecstcllers erlaubt. 

§ 18. Als ungeäctziicho Nachbildung wird nicht angesehen: 

1. Nachbildung von Kunstwerken, welche dem Staat oder einer öffent*- 
liehen s u iiiiUi ijü^ angehören, oder die anf einem OifentliGhen Platso' 
atisffeeirllt sind; 

2. Abbildungen von Kunst weikeu in wissenschaftlichen Arbeiten und 
Lehrbüehern; 

3. die Benutzuni^ von Kunstwerken durch Handwerker und Fabri- 
kanten oIh Vorbilder bei der An! rtigung häuslicher Oor'itschafteu 
und anderer zum Verbrauch bestimmten Waren oder als Zierat 
an denselben; und t 

4. Naehbiidnng Ton Kunstwerken durch Sehttler bei ihren Studien. 

Kapitel 4. Von den IStra/ea fiir Nachdruck und für Nachbildung 

7on Kunstwerken. 

f 19. Ein jeder, welcher mit Beeinträchtigung des Hechts anderer zur 
VoOffentiiehnng einer Schrift oder des Hechts, ein Schauspiel oder für die 

Scene verfasste Musik öffentlich auf der Bühne auf/.ufnhrcn, oder Krzeno;- 
öisse der Kunst nachzubilden oder in anderer Weise zu vervielfiiltif^en oder 
photographische Abbildungen zu vervielfältigen, ein solches Recht unerlaubter- 
»anen sich aneignet und tou demselben Gebrauch macht, wenn es durch 
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1, 2, 4, 5, 6, 7, 11, 12, 15, 16 oder 17 geschützt ist, wird mit einer Geld- 
micse bis zu 2000 Fm. bestraft nnd zam Ersatz oioes jeden Schadens ver« 
urteilt; auch wird all>^s, was rr iini rlaabterwelae Yervielf&lClgt hat, nit 
Bes hlafl: belegt und für yerwirkt erklärt. 

§ 20. Hat jemand aein Bi'cht zur Vervielfältigung einer Schrift oder 
eines anderen firzeugnissei^ wi« im Torbei^headen § ^^esagt ist, in efam 
b«8tinimteu Masse einem anderen übfrlas-^cn, um! vervielfälript dieser mehr, 
als ihm gestattet worden ist, so ist derselbe zu einer Geldbusse bis zu 
KMK) ^m. und zum Ersatz des Schadens zu verurteilen. Auch wird alles, 
was er daron ▼errielflUtlgt hat, be»chtaj^nabmt und für verwirkt erklärt 

Dasselbe Gesotz p:i!t, fHÜs rin rVhrfier olfr Künstler, dm von ihm 
einem andern uberiasaeaea Jüocht zuwider, seia Werk vervieiläUigt oder 
Ter vielfältigen lässt. 

§ 21. Hält jemand ein solches nachgemachtes Erzeugnis, wie im § 19 
gesagt ist, feil oder verbreitet er dasselbe selbst oder durch andere in 
sonstiger Weise, mit Wissen, d;iss es unerlHubr atiqfefertisrt ist, so wird er 
mit einer Geldbusse bis zu 20i>0 Fm. besirufi und hat den Schadeo zu 
ersetzen. 

§ 22. SobaM rin Pruckpf/nnpfnis mit Rcsrhlac^ belebt i^t, so frilt .^nlchcs 
für alle Exemplare desselben, weiche im i^esitz des Herausj^'^rlitT:^, Verh-gers 
oder Aufertigers sich befinden, oder beim ßuchhändler oder amieren Ver- 
breiter, so auch für die Platten, Formen oder andern Gerftte, welche zur 
Hervorbringung des Erzeugnisses ansschliessHrh bestimmt waren. Wird die 
Nachbildung eines Kunstwerks für verwirkt erklart, so gilt dasselbe Gesetz. 
J»t uur ein Teil eines Druckerzeugnisses oder einer bildlichen Darstellung 
gesetswidri^ und lii*st sich dieser Teil Ton dem ttbrigeii ohne 8diwi«i|^di 
leatrennen, soll nur dieser Teil verwirkt »ein. 

Beschlagnahmtes Gut, wel<*hes für verwirkt erklärt wird, darf der 
Kläger, nach Schätzung den Anfertigungswerts dar<?h Sachverständige, statt 
das ihm ztdcemmenden Schadenersatzes ttbemehmen oder gegen Geld tas- 
I9sen, welches der Krone asheimfUlt, Thut dies der Klttger nicht, so seit 
das Gut vernichtet werden. 

§ 23. Uuterlässt jemand in den in § 9 genannten Fällen, die Quelle, 
wsieher der Abdruck entnommen worden ist^ za neoneo, so Wird er mit 
einer Geldbnsae von bis zu 100 Fm Imstraft. 

§ 24. Sind mehrere an einem Vergehen, von welchem in dieser Ver- 
ordnung die Rede ist, beteiligt, so wird ein jeder nach denjenigen Vorschriften 
bestraft, welche betrefii Beteiligang an Vergehen tiberhanpt gelten. 

Hat jemand bctrligerischerweise ninen andnrrn, welcher selbst für schuld- 
los erfunden werden mnss, zu einem nach den IJestimmungen dieses Kapitels 
strafbaren Eingriff in eines dritten Hecht veranlasst, so ist der Betruger 
zu betrachten, als habe er die strafbare Handlung selbst ausgeffthrt; waa 
aber der andere vervielfältigt hat, ist gleichwohl der Beschlagnahme unter- 
worfen und verwirkt, doch kann dieser andere den Betrüger wegen Schaden- 
ersatz belangen. 

§ 25. Übertretungen dieser Verordnung keimen mir a«f Klägo der Ga- 

sebädig^en gerichtlich rfolgt werden. 

§ 26. Geldbussen, zu denen jemand laut dieser Verordnung verurteilt 
wird, sind nach Kap. 1, § 32 der Prozessordnuug zu verteilen und werden, 
falls der Verurteilte unfähig ist, die Geldstrafe zu entriehten, in Gefängnishallt 
hei Wasser und Rrnt. nnch einem Drittel ihres Betrages vcrvrandclt. 

§ 27. Sind zwei Jahre verflossen, nachdem das Vergehen, um welches 
es sich in dieser Verordnung handelt, begangen wurde, so wird dasselbe ala 
verjährt angesehen; wegen Schadenersatz aber kann der Verklagte während 
derjenigen Frist belangt wer den, welche dafür betreffs VerbreoheD flberhmipt 
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gUt. Will der Kiäger Schadenersatz aus dem verwirkteu Gut beansprudien 
eder eli solehw tfnt fdnlöMa «ad hat er diesen Assprnch nieht sehon im 
LHofe des Strafverfahrens anjjemcldet, so muss er dies spätestens binnea 
zwei Monaten, nacbdem der Urteilspruch rechtskräftig geworden ist, tfaun. 
Ist in einem 8ol«-liett Falle der Ami{>ruch auf Schadenersatz bereits Tom 
^arickt g«^prüll WMdfla, mom der Aasprseh raf d«i Terwirkteii GetcemtMid 
M diB kalaarL GMYeiBOiir, aoMt aber bei Geiielit «ogemeldet werdea. 



§ 28. Übertrfigt jemand einem andereren das Verlagsrecht oder eine 
indere auf das B^ht des Urhebern oder Künstlers gegründete Befugnis 



diieh einen eeliriftlinlien Vertrag bestimroen, in welchem Hasse das Beeilt 
ttertragen wird, ioirie die Zeit, wie lange, und die Bedingungen, unter 
^encn es gesclireht; dieses Übereinkommen ist für die daran Heteiligten 
Bii»>gebfnd. Ist das Verlagsrecht an einer bchaft olme irgend welche 
lihere Bestlmmnng abgetreten, ee ermiciitigt eine »ilebe Übertragung nur, 
die Schrift anreffladerk in einer Anfinge Ton hOehatena 1000 Exemplaren sn 
reröffen iiichen. 

In allen deigenigen FftUen, in welchen die Übertragung nur für eine 
oder mehrere bestimmte Auflagen erfolgt, ist der Urheber, naehdem die 
letzte Anfinge erschienen ist, berechtigt, selbst ehe letztere vergrifTen ist, 
sein Veröffentlicbnngsrecht an dor Srhrift dadurch zurück znerlangen, dass 
«r zum Ladenpreise diejeniicen £xempiare der Auflage übernimmt, welche 
d« Verleger, filimen diä Monaten naeh Benaehriehtigung hiervon, ianesa- 
hiMn nachweist. Int das rolle Hecht der Veröffentlichnng fibertragen, eine 
oeoe Auflage jedoch binnen zehn aufeinander folgenden Jahren nicht er* 
schienen, so ist dieselbe Bestimmung anwendbar. 

§ 29. In deujeniiren FlllOn, in denen laut dieser Verordnung Beginn 
«der Erlöschen eines Rechtes ffir eine bestimmte Zeit nach jemandes Tode, 
meh Erscheinen einer Arbeit oder öffentlichen Aufführung eines ftir die 
Bühne bestimmten Stückes festgesetzt wird, ist die für einen jeden Fall 
▼orgesehriebene Frist vom Beginn dea nächstfolgenden Jahres tu reebaen» 

Ist eine Schrift in mehreren Abteilungen oder Bänden herausgekommen, 
80 wird die Frist für jede Abteilong oder einen jeden Band besonders be- 
rdchnet. 

§ 30, Die VerOffentlichnngsreeht na eines Urhebers bandsehriftlichem 

Werke zwecks der Zahlung einer Schnld mit Beschlag zu belegen, ist nicht 
fe^tattet, so lange die Handschrift sich anveröffentüoht im Besitz des Ur- 
hebers, seiner Witwe oder seiner Erben beflodet. V\ ird die Schrift toa 
OMsff oder den genannten Beehlelnhabefn TerOffentlieht, oder Terinssem 
sie das Verlagsrecht an derselben, so hat der Gläubiger das Recht, aus 
Geldmitteln, welche für die Sohrifl eingehen 8oUte% seine Forderang ge- 
ncbtlicli einzutreiben. 

§ 31. Zoatiadig in aUea Streitfragen, welche in dieser Veioidanag be- 
bsQdelte Bechtsyerfafitaieie hetreliBa, siad die- Qedehte enter Inntaac goniss 
geltendem Gesetz. 

§ 82. Die in dieser Verordnung enthaltenen BMtimmungen gelten: 

1. Ar AjMten iinniseher Urheber mnd Kttastler, gleichfiel ob la 
Finnland oder ausserhalb erschienen; 

2. filr Arbeiten ausländischer Urheber und Künstler, welche sidl ia 
Finniaad aofhalt«! und ihre Arbeit hier veröffentlichen« 

Es hOnnen jedeeh die in dieser Verovdaang eathalteaen Bestimranngen, 
«nlweise oder yollstindig, nnter der Bedingnag der Gegeaseitigheiti yem 



Kap. 5. Besondere Vorschriftenr 
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Kaiser und Orossfürsten für anwendbar erklärt werden aacta auf Erzeugnisse 
Ton ürhebem und Kflnstleni in andeieii Staaten, mit äeam Tertrftge n 

di6sem Zweck abznschliessen sind. 

§ 33. Diese Verordnung tritt am 1. Jamiar 1881 in Kraft und ist von 
dem genannten Tage auch auf Schriften und Kunstwerl^e luizuwenden, welche 
frtther erschienen sind, unter der Bedingung, dass, sobald die VoTaehftftoa, 
von deren Erfüllung die Sichening eines Rechts laut dieser Terordnung ab- 
hängt, innerhalb der angegebenen Frist nicht mehr erfüllt werden können, 
die Erfüllung binnen sechs Monaten vermittelst einer in den offiziellen 
SSeitnngen des Landes dreimal TerOifentiieliten Bekanntmadrang geschehen 
mnss* Das Veröffentlichungsrecht an einer Schrift, welches ohne besonderes 
Übereinkommen betreffs de!^ RrcJits, eine Übersetzung derselben zu veröffent- 
lichen, übertragen wurde, wird nicht als das letztere Becht umfassend be- 
trachtet. 

Von Erzeugnisse, welelie früher gesetzlich vervielfältigt werden durften 
ohne Beobachtung dessen, was diese Verordnung in Bezug hierauf vor- 
schreibt, können die bereits sich voründenden Ksemplare auch nach dem 
genannten Tage verbleitet und verkauft werden. 



ErankreicL 

Gesetz vom 13. Januar 1791 über das Theater und das Darsteliungs- 
und Aufführungsrecht der dramatischen. und musikalischen Werlce. 

Art. 3. Die Werke lebender Urheber dürfen auf keinem Theater im 
ganzen Gebiete Frankreichs ohne die ausdrückliche imd schfütliehe Be- 
willigung der Urheber, bei Strafe der llesehlagnahme der pj-anzen Auf- 
führungseinnahmen zu Gunsten der Urheber, aufgeführt werden (Siehe den 
Artikel 428 des Code p^uaL). 

Gesetz vom 19. Juli 1791 Aber das Theater und das Darsteltungs- 

und Aufführungsrecht dramatischer und musikalischer Werke. 

Art. 1. In Gemässbeit der Bestimmnngen der Artikel 3 und 4 des 
Dekrets vom 13. Januar dieses Jahres über die Schauspiele dürfen die Werke 
lebender Urheber, selbst diejenigen^ welche vor jener Zeit 2ux Anfftthmng 
gelangten, sie seden graviert bezw. gedmelct oder nicht, auf kemem IHBCent* 
liehen Theater im ganzen Gebiete des Königreichs ohne die ausdrückliche 
und schriftliche Bewilligung der Urheber oder bei den Werken von seit 
weniger als fünf Jahren verstorbenen Urhebern ohne diejenige der Krben 
oder Beehtsnaehfolger aufgeführt werden, unter Strafe der Beschlagnahme 
der ganzen AufTuhrungBeinnahme zu GnuBten des Urhebers oder seiner Erben 
oder Rechtsnachfolger. 

Art. 2. Der Vertrag zwischen den Urhebern und Unternehmern von 
Schauspielen ist ToHkommen frei, und weder Qemebide- noeh andere Öffent- 
liche Beamte dürfen betreffende Werke bestenem oder den vereinbarten 
Betrag^ ermässieren oder erhöhen; ausserdem darf das zwischen den Urhebern 
oder ihren Eccht^nachfolgcm und den Unternehmern von Schauspielen ver- 
einbarte Urheberhonorar durch die Gl&ubiger der Schanspielimteniebmer nicht 
erbobwi oder mit Beschlag belegt werden. * : 
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Gesetz vom 19. Juli 1793 betreffend das Eigentumsrecht der 
ürhelier von Schriften aller Art, der Muelkkomponieten, Maler 

und Zeichner. 

Art. 1. Urheber von 8chrit'teu aller Art, Musik kouiponisten, Maler and 
Zddiiier, welche Bflder oder ZeichDungen graTieren lassen, geniessen während 
ihres Lebens das ausschliessliche Recht, ihre Werke im Gebiet der Bepublik 
zu vtTkaafen, verkaufen zu lassen und zu Verteilen und das Eigentumsrecht 
ganz oder teilweise abzutreten. 

Art. 2. Ihre Erben oder Cessionare geniessen das gleiche Becht wtthrend 
sekn (jetst fünfzig) Jahren nach dem Tode des Urhebers. 

Art. 3. Die Polizeibcamten*) sind gehalten, auf Verlangen und zu 
Qunsten der Autoren, Komponisten, Maler und Zeichner usw., ihrer Erben 
uid Cessionare, alle Exemplare der ohne die ansdrftckliche nnd sehrifUicbe 
Genehmigung der Autoren gedraekten oder gestochenen Ausgaben beschlag» 
nahmen zu lassen. 

Art. 4. Jeder Nachdrueker ist gehalten, dem wirklichen Eigentümer 
dse dem Preise Ton 9000 Exemplaren der Oiiginalaasgabc gleichkommende 

Summe zu bezahlen. 

Art. 5. Jeder, der eine aachgi druekte Ausgabe feilbietet, ist, wenn er 
Dicht als Nachdrueker erkannt wird, gehalten, dem wirklichen Eigentümer 
eine dem Preise ron 500 Exemplaren der Originalausgabe gleichkommende 
Summe zu bezahlen. 

Art. 6. Jeder Bürger, weicher ein Werk der Litteratur oder Gravicr- 
kunst irgend welcher Gattung Terüffeutlicht, muss davon zwei Exemplare 
Ulf der Nationalbibliothek oder auf der Stiehsammlnng der Republik (siehe 
hiernach Gesetz vom 29. Juli 1881) gegen Empfangsbescheinigung durch den 
Bibliothekar binterlenfcn, nnsonst er zur gerichtlichen Verfolgung der Nach- 
drucker nicht zugelassen wird. 

Art. 7. Die Erben des Urhebers eines litterarischen oder bildlichen 
Werkes oder irgend eines anderen den schönen Künsten anfjehörenden 
geistigen oder erfinderischen Erzeugnisses geniessen äii^ ausschliessliche 
liagentumsrecht zehn Jahre lang (Ausgedehnt auf aü Jahre durch das 
Oesetz Yom 14. Juli 1806.). 

Gesetz vom I. September 1793 betreffend die Theater und das 
Auffuhnangerecht an dramatischen und musikalischen Warken. 

Art. 2. Die Gesetze vom IB. Januar 1791 und 19. Juli 1793 finden in 
alien ihren Bestimmungen auf die dramatischen Werke Anwendung. 

Art. 3. Die Theaterpolizei wird wie bisher ausschliesslich von den Gct 
nrinden ausgeübt. Die (Tntemehmer oder Teilhaber sind gehalten, ein 

Register zu führen, iu welches sie unter Visa durch den dienstthuenden 
Polizeiüllizier bei jeder AutTülinnifr die ^jcspielten Stucke eintr;ie:on, um auf 
diese Weise die Zahl der AuiiuJirungcn eines jeden Stückes zu konstatieren. 

Dekret vem 22. März 1805 betrelTend die Rechte der Eigentümer 

. nactageiaeeoner Werke. 

Art. 1. Durch Erbschaft oder auf andere Weise berechtigte Eigentümer, 
eines naehgelassenen Werkes geniessen dieselben Reehte, wie der Urheber 



*) Nach Oeveta tqoi U). Jiul 1796 ist dleee fitttagnis dea PoUs«ikommiaau«n oder, wo 
■oVdie aleht 4a staui, d«B Frledenwlahtern filMirtnig«&. 

Otsetit niMr dM ürh«beireeht. 7 
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und die Bestimmuueen der Qesatse über das aus^scbiieBsliche Eigeutumstecht 
der Urheber ui.d über Ii Djiufr deascU^cii sind auf solche Eiuri ntiiTn t an- 
wendbar, jedoch unter der liedingu&g, die nach^elassent'n Werke abgusondert 
zu drucken, ohne dict^elbeu mit einer neacn Ausgabe der schon veröffent- 
lichten und frei gewordenen Werke 2u yereinigen. 

Dekret vom 29. März 1805 betreffenii den Druck von Kirchen- 
handbüchern und der Gebete. 

Art. 1. Kirchenhandbücher, Gebetbücher und Gebete dürfen erst naeh 

einpr i]urrh die Diözesen - Hischöf« erteilten Erlaul»nis gedruckt o-ler neu- 
gedruckt werden; bcirefiende Erlaubnis muss am Anfang eines jeden Exem- 
plars wörtlich anarefährt und sedmukt werden. 

Art. 2. Buchdrucker und Buchhändler, welche Kirchenhandbücher, 
Gebetbürh' r oder Gebete drucken oder Ufudrueken lassen, ohne betreffende 
Erlaubuiä erhalten zu haben, werden in Gcmässheit des Gesetzes Tom 
19. Juli 1798 gerichtlich verfolgt. 

Dekret vom 8. Juni 1806 betreffend das Theater und das 
Darstellungen und AufTuhrungsrecht nachgelassener musikalischer 

und dramatischer vlerke. 

Art. 12. Eigentümer von nachgelassenen dramatisehen Werken geniesaen 
dieselben Recitte, wie der Urheber, und die Bestimmauffen Aber das Eigen- 
tum der Urbeber und dessen Dauer sind auf erstere anwendbar, laut Dekret 
vom 22. März 1805. 

Dekret vom 20. Februar 1809 betrelTend die Veröffentlichung der 
Handschriften der Bibliotheicen und anderer difentlicben Anstattan* 

Art. 1. Die Handschriften des Archiyes unseres Ministeriums der aus- 
wärtigen Angelegenheiten und diejenigen der katoerliehen (jetet Staat»*) 
Bibliotheken, Departements- und Gemeinde -Biblioth^-ken oder der anderes 
öffentlichen Staatsanstalten, sei es, dass betreffende Manuskripte sich in dem 
Archiv befinden, zu welchem sie gehören, sei es, dass sie daraus entwendet 
oder da«8 deren Originalurkiittden dort nicht nach dem Woitlaat der ahm 
Eegalatiye deponirt wurden, sind Eigentum des Staaten und dürfeD nicllt 
ohne Genehmigung gedruckt nu<\ veröffentlicht werden. 

Art. 2. Diese Ermächtigung wird durch unseru Minister der auswärtigen 
Angekgeoheken erteilt, tftr die YerGffentlicbung tob Werken, welche Ab- 
^ohriften, Auszüge oder Gitate aus Handschriften entlialten, welche dem 
Archiv dieses Ministerinmg anijehören, und durch imkern AfiniPter des Innern 
ftbr die Yerööentüchung von Werken, welche Abschriften, Auszüge oder 
Citate ans den Irgend emer der im ersten Artikel angeführten lütiiekee 
Anetalten isehOrenden Manmikripten entiudten. 

fiaicret vom 5. Februar 1810 enthaftend Bestimmung Iber Bueb- 

druakerei wmI i uch h ande i. 

Art 4Qi Blnhehniwche sowohl aie fremde Urheber irgend eines ge» 

druckten oder g^estochencn Werken können ihr Recht einem Drucker nder 
Buchhändler oder irgend einer dritten Pt*r?on nlitretcn, welche dann an dm 
Stelle der Urheber oder deren iU^ehtsnaciiiulger euigc^etzt wird. 
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Straf^Mehfetieli von IM. 

Art. 425. Jede Aaü^abe von Scdriftt'n, Musikkomposit Ionen, Zeichnungen, 
Gemülden oder jedem anderen im Ganzen oder teilweise iredruckr^n oder ge- 
stochenen Erzeiiiniis, welche ohne Rncksiebt auf die das Eigentumsrecht der 
Urheber betreffendon Oe-etze und HeKtiromungen TenuisUikei wird, i^tliach- 
dnick, und jeder Naciidruck ial ein Vergeben. 

Art. 426. Der Vertrieb von nacbged ruckten Werken, die Einfuhr nach 
dem fraozösiscben Gebiet von Werkeu, welche, nachdem siv in Frankreich 
gedruckt wurden, im Ansiaod nschgednicitt worden Bind, steilen Vergehen 
derselben Art dar. 

Art. 427. Die Strafe gegen den Nachdrucker oder Einführer besteht in 
einer Geldstrafe von wenigstens hundert, höchstens swei Tausend Franken, 
gegen den Verkäufer in einer Strafe Ton wenigstens füofundzwuizig bis 
höchstens fünfhundert Franken. 

I)ie Heschlaunabme der nachgedruckten Ausgabe wird sowohl gegen den 
Hachdrucker, als den Etnflihrer und Verkäufer ansgesprochen. 

Die Platten, Formen oder Matrixen der nachgedruckten Gegenst&nde 
werden ebenfalls beschlagnahmt. 

Art. 428. Jeder Schauspieldirektor, jeder Schauspielnnternebmer, jede 
Künstlergenoj^seii Schaft, welche auf ihrem Theater dramatische Werke ohne 
Kucksicht auf die das Eigentum fies Urhebers betnffenden Gesetze und Hc- 
Btimmungen auffuhren lassen, werden mit einer Geldstrafe von wenigstens 
f&nfzig bis höchstens füutliundcri Frauken uud mit üeschiagnahme der Eiu- 
Bahmen bestraft. 

Art. 429. In den in obigen vier Artikeln vorgesehenen Fällen werden 
der Erlös der Beschlagnahmen oder die beschlagnahmten Einnahmen dem 
Eigentümer übergeben, um ihn durch diesen Betrag für den erlittenen 
Schaden za entsrMdigen ; das Mehr seiner Entschädigung oder die vulle 
Entschädigung, wenn wr ior Vorkauf von beschliigniihmteu GrcriMi-t :'inden, noch 
Beschlagnahme der Einnahiucu stattgefunden hat, wird auf dem gewöhn- 
lichen Wege geordnet. 

Mret von I& Oktober 1812 betrefTeiMl d«$ „Thiätre Fraal^•^ 

Art. 78. Der Urheber bat den Geiross seiner Eintrittsgelder von desBi 

Zeitpunkt an, zu welchem sein Stück zur Probe gclnnLrt ist, und behält die- 
selben drei Jahre nach der ersten Autfuhrung für cni Werk in fünf uud 
vier Akten, zwei Jahre für ein Werk in drei Akten, ein .Iwiir lur eiu Stuck 
is ein und swei Akten. Der Urbeteir von swei dem Theatef verbliebenen 
Stücken in fünf oder in vier Akten oder von drei solchen Stückr n iu <lrei 
Akten oder von vier solchen Stücken in einem Akt geniesst seine Eintritts- 
gelder während semer Lebensdauer. 

Verordnuno vom 6. Juni 1840 bfltrelfeiHl die Org a irtsatl o n 

des Marinearcbive. 

Verbot, die Seekarten ohne iiewiiligting herauüzügcben. 

Art. 12. T)a die Sichorheit der Krieg<5- und Handelsschiffe VOn der Ge- 
Bsnigkeit der Seekarten abhängt, darf kein Privatmann solche Karten her- 
snsgeben, ohne die Bewilligung dazu erlangt zu haben, in Gemassheit des 
Entscheids des königlichen Kates vom 10. Juni 1786, welcher verordnet, dem 

Marinedepartement die Handzeirhmmp^pn t^f^r betreffenden Knrtt" mit der 
Auslähriichen Analyse ihrer iConstruktiou zu übergeben, damit dieselben ge- 
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prüft werden, nnd solches unter Androliunj? einer fleldstrafe von sechs- 
hundert Vrankcu und der Beachlagnahme der Karten, Plane, Abzöge und 
gravierten Platten. 

Gesetz vom 6. Mai 1841 die Zölle betreffend. 

Abschnitt lY. Ansffthrnn ^sbestimmun gen. 

Art. 8. Erzcnpniisse des widerrechtlichen Btichernachdriicks sind vom 
Transit, weicher den verbotenen Waren durch den Art. 3 des Gesetzes vom 
9. Februar 1882 bewilligt worden war, ausgeschlossen. 

Alle Bttcber in französischer Sprai he. deren Eigentam im Ausland be- 
gründet ist, odor welche in einer auslämlischen Ausrjabe von frei gewordenen 
französischen Werken bestehen, sind auch lerner zum Transit zugelassen 
nnd werden bei der Einfuhr unter Erlegung der festgesetzten Zdlle und 
unter der Bedingung zugelassen, dass für sie ein Ursprungszeugnis vorgelegt 
werde, welches Titel des Werkes, Ort nnd Datum des Druckes, Zahl der 
Bände anführt, welche broschiert oder gebunden sein müssen und niemals 
in Bogen vorgelegt werden dflrfen. 

Die Tom Auslände kommenden, in irgend einer Sprache abgefassten 
Bücher dürfen zur Einfuhr oder zum Transit nur in den dazu durch eine 
königliche Verordnung bestimmten Zollämtern vorgelegt werden. 

Im Falte, dass der Verdacht des Nachdrucks oder der gerichtlichen Yei^ 
nrteünng gegen die Torgelegten Bücher vorliegt, wird der Zalass anfgehobeo, 
und die Bücher werden auf dem Zollamt behnlten, worüber an den Minister 
des Innern berichtet wird, welcher innerhalb vierzig Tagen zu entscheiden hat. 

Die in diesem Artikel enthaltenen Bestimmungen sind auf alle Werke 
anwendbar, deren Vervielfältigung mittelst YerfiÜiTen des Bnchdmcks, des 
Steindrucks oder dt^s Gravi erens j^eschieht. 

Keine in Frankreich gedruckte Ausgabe oder ein Teil derselben darf 
ohne ehie ausdrückliche Erlaubnis des Hinisters des Innern wiedereingeführt 
werden; diese Erlaubnis wird auf Verlangen des Verlegers gewährt, welcher 
zur Erlangung derselben die Bewilligung der Beteiligten zur Wiedereinfuhr 
beweisen niuss. 

Verordnung vom 13. Dezember 1842 die Einfuhr und den Transit 

des Buchhandels betreffend. 

Art. 8. Der vom Transit durch das Gesetz vom 6. Mai 1841 ausge- 
schlossene Büchernachdruck darf nicht in die Lagerhöfe aufgenommen werden^ 

Gesetz vom 3. August 1844 betreffend die Rechte der Witwen 
und Waisen der Urheber dramatischer Werke. 

Einziger Artikel. Die Witwen nnd Kinder der Urheber dramatischer 

^Verke sollen künftig das Recht haben, wälirend zwanziff Jahren, i^i mäss 
Art. 39 uud 40 des kais. Dekrets vom 5. Februar 1810, <icron Auttuhriing 
zu genelimigen und deren Genuss zu gewähren. (Siehe auch das Gesetz 
Yom 14. Juli 1866.) 

Dekret und Gesetz vom 28. März 1852 
betretfend rias litterarische unü künstlerische Eigentumsrecht 
der im Ausland herausgegebenen Werke. 

Art. 1. Der Xiu^lidruck, innerhalb Frankreichs, von im Ausland heraus^ 
gegübeueti und im Art. 425 des Strafgesetzbuches angetührten Werken ist 
ein Vergehen. 
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Art. 2. Basselbe eilt für den Vertrieb, die Ansfokr and dm Venand 

dieser nachfjedruckten Wt'rkc. Dio Aii-fuhr und der Vcrsund derselben sind 
Verßrelien derselben Art, wie die Kinfiihr nach dem französischcu Gebiet Ton 
Werken, welche im Ausland nacligedrackt worden sind, nachdem sie in 
Trankrcicb gedrackt waren. 

Art. 3. Die in den obifxen Artikeln vorgesehenen Yergdieu werden 
nach den Artikeln 427 und -420 des Strafgesetzbuches bestraft. 

Der Artikel 463 (betr. mildernde ümstände) desselben Gesetzbuches 
darf angewendet werden. 

Art. 4. Gleichwohl wird die Klage erst narh Erfüllung der für die in 
Frankreich herausgegebenen Werke, speziell durch Artikel 6 <ies Gesetzes 
vuui 19. Juli 1793 (jetzt ersetzt durch das Gesetz Yom Juli 1881) auf- 
erlegten Beding^un^en angenommeD. 

fiesetz vom 8. April 1854 betreffend die Rechte der Witwen und 
Kinder der Urheber, der Komponisten und der Kunetler. 

Einziger Artikel. Die Witwen der Urheber, Komponisten nnd Künstler 
gemessen während ihrer ganzen Lebenszeit die dnreh die Gesetze vom 

Tannfir 1791 und 19. Juli 1793, das Dekret vom 5. Fehrnar 1810, das 
Gesetz ¥om 3. August 1844 und die anderen Gesetze oder Dekrete über 
diesen Gegenstand rerbürgten Rechte. Die den Kindern dardi diese selben 
Ossetse und Dekrete gewahrte Dauer des Genusses wird aaf dreissig Jnlirei 
sei es vom Tode des Urhebers, Komponisten oder Künstlers, sei es von dem 
£rlöschen der £echte der Witwen an gerechnet, aosgedehut (siehe auch 
dis Gesetz Tom 14. Juli 1866.). 

Deltret vom 9. Deiember 1857 betreffend dae Urheberrecht 

In den Kolonien. 

Art. 1. Als in den Kolonien Martinique, Guadeloupe, i ranzUs. Guyana, 
B^anion, Senegal, Corea, den fransSsischen Niederlassungen in Indien und 
Oceanien vollstreckbar werden folgende, das litterarisfhe nnd künstlerische 
Eigentum im Mutterland hf»stimm»!nden Gesetze erklärt: 1. Artikel 2 — 5 des 
Gesetzes vom 13. Januur 17yi; 2. Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom ly. Juli 
1791; 8. Dekret vom 19. Juli 1793; 4. Artikel 2 nnd 3 des Dekrets Yom 
1. September 1793; 5. Dekret vom 13. Juni 1795; P>. Drkrrt vom 22. März 
1805 ; 7- Artikel 10-12 des Dekrets vom 8. Tnni IS Hi; S. Dekret vom 
20. Februar 1809; 9. Artikel 39, 41 (1. Absatz und iNr. 7j, 42, 43, -45, 47 
des Dekrets vom 5. Febmar 1810; tO. Artikel 72 nnd 78 des Dekrets vom 
15. Oktober 1812; 11. Gesetz vom 3. Aiigiitt 1844; 12. Dekret TOin28.llan 
1852; 18. Gesetz vom 8. Aprü 1854. 

Dekret vom 29. November 1859 betreiTend das „Thöfttre Frankels''. 

Der Urheberanteil am Bruttoertrag der Einnahmen beträgt lö^io für 
den AnfflkhniiigBabend, verteilbar g^iäss folgender Tabelle unter die aa 
der Sehatiapiel-Zasammenstellung beteiligten, sowohl alten als nenen Werke: 

Ein Stück allein 15<>/o 

Zwei gleiche Srlicke, je 7*,'»®/«, 15**/o 
Vier- oder Fünfakter . • ll^i« \ iro/ 
Ein- oder Zweiakter . . . 4 «/o / 
Vier- oder Fünfakter . . 9% \ .f. 0/ 
Dreiakter 6> / 
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Ein- oder Zweiakter . . ö */o / '* 
Drei gleiche Stttcke . . je 5*/«, 15 > 
Vier- oder Fünfa'kter . S ^o | 
Ein- oder Zweiakter . 3»/8%J lö^/« 
Ein- (Hier Zweiakter . 8'/s°/o | 
Vier- oder Fflnfakter . . 7% \ 

Dreiakter 6«/« J 15»/t 

Ein- oder Zweiakter . . 3^/o I 

Dreiakter l^h ] 

Ein- oder Zweiakter . . 4> > 15 > 
Ein- oder Zweiakter . . 4 */o ) 

Dn iakter ö'/»> \ 15 »/o 

Ein- oder Zweiakter . 4> j 

Die Urheber und 8chan8pi<»ler künnen jt'doeh jede andere Übereinkunft 

nach Befinden treffen, vorausgesetzt da»s «lic in vorstehender Tabelle feet^ 
gesetzten Urheberrechte nicht gekürzt werden. 

Dekret vom 6. Januar 1864 betreffend die Freiheit des 

Theaterbetriebes. 

Art. 8. Vor (Ivv Anffnhrunp muss, nnch dem Dekret vom 30. Dezember 
1852, jedes draraatisclie Werk für die Pariser Theater von dem Minister 
unseres Hasses und der Schönen Künste und für «lie Theater der Departe- 
ments von der Präfektur geprüft and genehmigt werden. 

Diese Bewilligung dari stets ans Gründen der M'entiichen Ordnung 
zurückgenommen werden. 

Art. 4. Dramati.«cliu Werke aller Art, einschliesslich der frei gewordenen 
Werke, dürfen anf alieu Theatern anfgefübrt werden. 

Gesetz vom 16. Mai 1866 betreffend die mechanischen Musik- 
instrumente (Musiitwerice). 

Einsiger Artikel. Die Hersteltunfr nnd der Vertrieb der Instrumente wn 

meehanisrhen Hervorbringung d«'r dem Privatbesitz angehöremlen Melodien 
bilden nicht den in dem Geset', vom 19. Juli 17H3 in \ erbindung mit 
Artikel 425 n. ff. des Strafgesetzbuches vorgosebenca und bestraften Tbat^ 
bestand des Mosiknachdmcks. 

fieseiz vom 14. Juii 1866 botreifend die Dauer der Rechte der Erlien 
und Rechtsnachfolger der Urheber, Komponisten oder KQnsiler. 

Art. 1. Die Dauer der durch frühere besetze den Erben, unrej^clmässigen 
Naehfolgem, Beschenjtten oder Vermarhtniserben der Urhfber, Komponist^ 
oder Künstler gewährten Bechte wird auf ffinfait; Jahre Tom Tode des Df- 

kebers an verläncrert. 

Während dieser Periode von füntzig Jahren hat der überlebende Oatte, 
welcher Art anch das ehelidie Oütersystem sein mag and abge!»eben ▼<« 
den Rechten, welche sich für diet-mi EliogHttcn aus dem Systeme der Güter- 
gemeinschaft ergeben, den einfachen Besilz i!er Ee hte, ither welche der 
Tersiorbene Urheber weder durch Vertrag zwischen Lebenden, noch durch 
Te)»iament mfügt hat. 
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Wenn je looh der ürhebor Pflichtteilserbcn biuterlftsst, wird dieser Besitz 
nach den in den Artikeln 913 und 915 des bür^erl'chen Gesetzbuches be- 
sLiuimten Verhällnis^en und Unter.scüeidunijfn zu Gunsten jener Erben bc- 
acbraiikt. 

Dieses NnT7.une«recht tritt nicht in Kraft, wenn zur Zeit des Todesfalles 
eine gc^en den betreffenden Ehegatten au-gesprochene fcJcheidung von Tisch 
und Bett besteht; dasselbe hört auf, wenn der Ehegatte eine neue Ehe 
«iagelit. 

Die Rechte der PHi« btteilserben und der andern Erben oder X:(f I folg^er 
werden tibrigens während der tünfzigjithrigen Periode nach den Bestimm uugen 
des btirgerlicben Get^etzbucbes gcegelt. 

Wenn der Nacliln:?« dem Staate heimfällt, erlischt das ausschliessliche 
Recht unbeschadet der Rei-hte <ter Gläubiger und der Vollst reckiinu: der Ab- 
tretungsverträge, welchen der Urheber oder seiue Vertreter zagestinijnt 
haben können. 

Art. 2. Alle frftheren den Bestimmnngen des nenen Gesetzes wider- 
sprechenden Ocsetzesbestimmnngen sind nnd bleiben abgesehafft. 

Gesetz vom 29. Juli 1881 Ober die Pre8sfreiheit 

Kapitel T. Über Luchdruckerei und Ii ucliiiandel, 
Art, 1. Buchdrnrk<^r»'i und Biichliandol sind frei. 

Art. 2. Jeder vemtfeiit lichi e Druck, mit Ausnahme der soß-eiiannten 
Accidenzarbeiten, soll unter Aitdrobung einer Geldsiraie von 5 bis 15 Franken 
die Angabe des Namens nnd der Wobnnng des Druckers traiteo. 

Eine GkfänsnLtstrafe darf ausgesprochen werden, wenn der Drucker in 
den verflossenen swOU Momatea des gieieben Vergebens wegen TerurteUt 

Wörde. 

Art. 3. Bei der Herausitabe eines jeden DruckeH mufiB der Drucker bei 
Yermeidnoff einer Geldstrafe von »«ech^zebn bis dreibundm Franken swei 
ffir die Nationalsammlungen bestimmte Exemplare deponieren. Die Hinter- 
le2;ung geschieht bei dem Ministerium des Innern lür Paris, in der PrJifektur 
für die Haupl >rtß der Departements, iu der üntcrpräfektar lUr die Haupt- 
orte der Arrondisoements und in dem Rathaus far die anderen Städte. Die 
Hbiteriegaessnrkunde snll den Titel des Drucks nnd die Höbe der Auflage 
angeben. Ausginorainen von dieser V('rfii;:^tinfr sind die Wahlzettel, die 
Cirkulare dt-s Handt ls und der Industrie umi die sogenannten AccidenzarbeiteUi 

Art. 4. Obige Bestimmungen sind auf alle Arten vou zur Verufient- 
licbuDg btintinimten Drucken oder Yerrielfftltigungen anwendbar. Jedoch ist 

die durch Artikel 3 vorgeHchriebene Zahl der zu deponierenden Exemplare 
drei für Bilder, Musikalien nnd im allgemeinen für alle von den Drucksachen 
Terachiedene Yervicltältigungeu. 

Dekret vom 29. Oktober 1887 betreffend die Anwendung der 
gmizHchen Bestlinmungen, welche dae litterarische und künst- 
lerische Eigentum in Frankreich regeln, auf die Kolonien. 

Art. 1. Die gesetzlichen Bestimmunfren , welche in Frankreich das 
IHterarische und künstlerische Eigentum regeln, sind auf die Kolonien 
tozuwenden. 
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Gesetz vom 9. Februar 1895 über Betrug 
in künstlerischen Sachen. 

Art. l. Mit Gefängnis YOn mindestens einem Jahre und höchstens fimf 
Jahron und mit nclilstrafe von mindestens 16 Franken und höchstens 3000 
Franken, unbeschadet des etwaigen Scliadenersatzes, werden bestraft: 

1. diejeiiigcü , welche betrügerischerweise einen widerrechtlich an- 
genommenen Namen auf ein \V( ik der Malerei, Bildhauerei, Zeich- 
nung, Gravur oder Musik angebracht liaben oder iiaben erscheinen 
lassen ; 

2. diejenigen, welche auf denselben Wwken betrügerischerweise und 
um den Käufer über die Porsönlichkdt des Urhebers zu tänsehen, 
dessen Fntcrschrift oder ein von ihm angenommenes Zeichen nadi- 

geahmt haben. 

Art. 2. Denselben Strafen unterliegt jeder Kanfroann oder Kommissionär, 
welcher die mit diesen Namen, Unterschriften oder Zeichen versehenen Gegen- 
stände wissentlich verhebU, :^uni Verkauf oder in Umlauf bringt. 

Art. 3. Die Schuld-Gcgeni^tände sollen beschlagnahmt und deiu Kläger 
ttbergehcn oder im Falle seiner Annahme -Yerwoigerung vernichtet werden. 

Art. 4. Dis jjjegcnwiirtige Gesetz findet auf die nicht dem Gemeingut 
verfallenen A\'erke Anwendung, unbeschadet der Anwendung des Art. 
des Strafgenetzhuches hinsichtlich der anderen Werke. 

Art. 5. Der Artikel 463 des Strafgesetzbuchs kommt in den durch die 
Art. 1 und 2 vorgesehenen FäUon zur Anwendung. 



Griechenland. 

Strafgesetzbuch von iaa3. 

Art. 432. Wer vermittelst Drucks oder irgend welchen andern Ver- 
fahrens Rücher oder andere Druckerzeugnisse, nrnsikalische Kompositionen, 
Stiche, Zeichnungen oder geographische Karten ohne Zustimmung des Ur- 
hebers, Yerfertigers, Verlegers oder ihrer Sechtsinhaber oder Srben und ohne 
diesen Erzeugnissen irgend welche neue Gestalt oder Form zu verleihen, 
vervielfältigt oder in Umlauf setzt, und zwar wahrend fünfzehn Jahren vom 
Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung ab. sofern nicht ein für längere Dauer be- 
willigtes Priyilegium gewahrt wurde, oder wer wlhrend besagter Sehntstrirt 
derart von andern widerrechtlich hergestellte Nachdrucke oder Nachahmung^ 
von Kunst- oder Geisteserzeugnissen feilbietet, wird mit einer Busse von 
200 bis 2000 Drachmen Ijos traft, sofern nicht, im Falle eines Privilegiums, 
dne besondere Strafe festgestellt ist. Auf alle Fllle ist auf firsuehen des 
Geschädigten die Verbreitung der nachgemachten Gegenstände mittelst Be- 
schlagnahme zu hindern; vom Tage der rechtskräftig gewordenen Verurteilung 
an steht demselben das Verfügnngsrecht über die beschlagnahmten Gegea- 
stftnde zu. 

Art. 433. Die Veifttgungen des Torangehmiden Artikels Unäea aneh 

Anwendung: 

1. zu Gunsten eines Ausländers, selbst wenn derselbe ein Frivilegiam 
in Grieehenland nicht erlangt hat, jedoch nur in dem Fall, dnsB 
das Land, welchem der betreffende Ausländer angehOrt, den Unter* 
thanen Griechenlands den gleichen Schutz gewährt, 

2. auf alle anderen Erfindungen, Werke oder Erzeugnisse der Wisseo- 
schaftra oder Kfknste, soweit sie durch besondere in Qrieehmiiuid 
gewährte PriTilegien gegen schädigende Nachahmung gesehtttst sind* 
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Grossbritaii iiieii. 

Gesetze von: 1735, 1766, 1775, 1777, 18 Mai 1814, 10. Juni 1833, 
9. Sept. 1835, 13. Aug. 1836, I. Juli 1842, 10. Mai 1844, 22. Juli 

1847, 28. Mal 1852, 29. Juli 1882, 13. Mal 1875. Zusammen- 
ilAllung f. d. königl. Urheberrecbto-Kommiaaion 1878 (Autzug.). 

Art. 1. Urheberrecht an Privaturkunden« Der Verfasser od«r 
Bgentllmer irgend eines üttenurtschen Auimtxea oder kflnstleriacben Werkes 
hat, solange solches unTeröffcutlicLt bleibt, das Recht, die VeröffoDtUcbnng 
jeglichen £zeinpUr8 desselben doreb irgend weiche andere Person na Ter- 
Biodem. 

Art 2. Wirkungen bescbränkterVerSffeatliebting vonPrifat- 

Urkunden. Die VerttfientlioblUlg irgend ei tu. a der im obigen Artikel er- 
wähnten Erzeugnisi<e. Wf-lche zu einem besonderen und beschränkten Zweck, 
gemäss einem Vertrag oder darch ausdrücklichen oder stillschweigenden V er- 
trinensakt stattfindet, ermächtigt nicht die Pen«on, an weiebe eine solche 
VerOlfentUebnng erfolgt, eine Kopie oder Vervielfältigung der Urkunde ror- 
zanehmen. ausser zu den Zwecken und mit den ü^inscbrioklingen, unter welchen 
sie ihr geliehen oder anvertraut ist. 

Art. S. Briefe. Wer eben Brief an eine andere Person sdireibt und 
theoidet, behalt sein Urheberrecht an solchem Brief, soweit nicht die be* 
sonderen Dmstände des betrefFenden Falles dem Adressaten oder seinen Ver- 
tretern ein Hecht zur Verüö'eutiicbuug bolchen Ikiefes geben mögen. Das 
figentom des Materials, auf welchem der Brief geschrieben ist, geht jedoch 
an die Person über, an welche er gerichtet ist« welche somit beragt ist« ihn 
n zerstören oder weiterzugeben. 

Art. 4. Urheberrecht nur kraft des Gesetzes. Auf die in 
Art. 1 erwihnten Erseognisse wird, nach VerOiTendichung, (wahrsebeblich) 
kein anderes Urheberrecht als bestehend angenommen, als das in dem aus- 
drficklichen Wortlaut der Gesetse enthaltene, auf welche hiernach Bezng 
geaommeu wird. 

YerOffentltehnng bedeutet in diesem Artikel mit Beeng anf Bäcber (siehe 
<Me ErklÄruno: im nächsten Artikel) Vcrüffentlichung zum Verkauf. 

Art. 5. Erklärung des Ausdrucks „Buch", Urheberrecht an 
Boche rn. Der Ausdruck Buch in diesem Kapiiei bezeichnet und begreift 
is sieh jeden Band, Teil oder Abscimitt eines Bandes, alle Hefte. Druck- 
bogen, Musikbogen, Land- und Seekarten oder Pläne In besonderer Ausgabe. 

Der Ausdruck V rheberre -h t bedeutet die alleinifre und ausschliessliche 
Berechtigung, Exemplare irgend eines Erzeugnisses, auf welches das Wort 
Anrendnns findet, zu drucken oder in anderer Weise au yerYieUUÜgen. 

Dss^^heberrecht an j»'dem Buch, welches während der Lebensseit des 
Verfassers erscheint, dauert bis zum Tode des Verfassers und weitere sieben 
J&hre nach dem Tode desselben und soll das persönliche Eigentum des Ver- 
fusers und scImt Bechtsnachfolger sein. Wenn dieser Termin von sieben 
Jahren vor dem Ablavf vri^ 42 Jahren, von der ersten Herausgabe eines 
solchen Buches an gereclin t. ablaufen sollte, so d uK-rt das ürheberreeht in 
diesem Falle 42 Jahre Ton der ersten Veröffentlichung ab. Das Urheberrecht 

jedem nach des Verfossers Tod erscheinenden Budi währt 4d Jahre von. 
der ersten ^fausgabe an gerechnet, su Gunsten des ElgentOmers der Hand- 
Bchrift und seiner RechtsnachfoUer, 

jemand eine andere Person beschättigt und bezahlt, um ein Buch 
*>ter der Bedingung la Teifassea, dass das Url^berrecht an demselben dem 
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Auftraprgebor zustehen soll, so hftt der Auftraggeber dasselbe Urbeberrecht 
an demselben, als wena er der Verfa«»«er gewesen warf. 

Wenn der Verleger oder Eiirentümer einer EneyklopKdi«, Revue, Zeit- 
schrift, eines periodischen Erzeugnisses oder eines Werkes, welches in Liefer- 
anten oder Serien veröffentlicht wird, andere Personen beschäftigt und 
zahlt, um irtseiid welche iiände, Abteilungen, Aufs-<tzc, Artikel oder Teile 
derselben unter d«-r Bodin^^ni?, daas das Urbebem ebt an denselben solchem 
Verleger oder Eigentümer zustehen soll, zu verfassen, sosoll dieser Verlctfeir 
oder Eigentümer b» i V. ri ftVntücliung dieselben Rechte geniessen, als wenn 
er der Verfasser des ganzen Werkes wäre, ausgenommen folgende Fälle: 

1. Nach 28 Jiiären von der ersten VerOifentlieban^ tod Anfsitsen, 
Artikeln oder Teilen derst'lben in Revuen, Zeitschriften oder andern 
pe^iodi^ehen Werk»*n ähTJÜchcn Inlialr« (keine Kncyklopädie) ao, 
soll das Recht, dieselben als Sonderabdrucke herauszugehen, an 
den Verfasser zurüekfatlen, für die übrige Zeit, während welcher 
sein Urheberrecht gewährt haben würde, wenn die VeröffenttichUDg 
ursprünglich anderwärts von ihm erfoli^t wä'e.i 

2. Während der Zeit von 28 Jahren darf der Verleger oder £is:en- 
tftmer keine solchen Anfs&tze. Artikel oder Teile derselben be- 
sonders oder stückweise veröffentlichen, ohne die Einwilligung des 
Verfassers oder seiner Rechtsnachfolger. 

Der Mitarbeiter irgend einer derartigen vorerwähnten Zeitschrift kann 
sich durch Vertrag mit einem solchen Verleger oder Eigentflmer das Becht 
vorbehalten, jegliches Werk eigener Schöpfung in b»*sonderor Ausgabe zn 
veröfFeni liehen. In solchem Fnlle steht ihm das Urheberrecht auf dieses so 
verüfientlicbte Erzeugniss zu und zwar für denselben Zeitraum, als w^nn 
diese Ausgabe die ernte Verölfentlichang der Arbfit wftre, jedoch ohne Be- 
einträchtigung des Rechtes des Verleihers oder Eigentümers, dieselbe als Tefi 
besagten periodischen Werkes zu verölTcntlichei). 

Um der Unterdrückung von Buchern, die für das Publikum yon Wichtige 
keit sind, Torznbongen, soll die ricbterlicbe Abteilung des G^eimen Rates 
Ihrer Majestät befugt sein, nach cingereicbter Klnge, dass der Eigentümer 
des Urheberrechtes eines Rnelios nach dem Tode des Verfassers sich ge- 
weigert hat, dasselbe wiederhorauszugoben oder die Wiederherausgabe des- 
selti^n 2U gestatten, und dass durch diese Weigerung das besagte Buch dem 
Publikum vorenthalten wird, dem Kläirer die Erlaubnis zu erteil» n, bosauteS 
Puch in solcher Weise und unter solchen Bedingungen zu verdff ntlichen, 
die sie für passend hält; und es soll der Kläger besagtes Buch, dieser Er- 
laubnis gemäss, yerOffentlichen dürfen. 

Art. 6. Wer Urheberrecht an einem Buche erlaneen kann. 
Um Urheberrecht, an einem verölfentlichten Buche nach den Verlnirungen 
des Art. 5 zu erlangen, muss das Buch in allen Fällen im Vereinigten 
E5nigreieh veröffentlicht sein. Der Verfasser oder wer sonst Anspruch aitf 
Erlangung des Urheberrechts zu machen sucht, kann sein: 

1. ein eingeborener oder nattimlisiertei' ütiterthan Ihrer MnjestSt der 
Königin, in welchem Kalle sein Wohnort zur Zeiit der Veröffcnt- 
lichnng des Buches gleichgültig ist; oder 

2. eine Person, die zur Zeit der Veröffentlichung des Buches, an 
welchem das Urheberrecht erworben werden soll, einer örtlichen 
und zeitweiligen UnterthanenpÜicht gegen Ihre M^estät unterliegt, 
indem besagte Person sn jener Zeit in irgend efaiem Teile der Be- 
sitzungen Ihrer Mnjestät wohnt. 

Art. 7. Vorhergehende und gleichzeiti«j^eHerau8gabe ausser- 
halb des Vereinigten Königreichs. Urheberrecht an einem im Ver- 
einigten Königreich yeroffentlicbten Buch kann nach Artikel 5 nicht erlangt 
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werden, wenn das Bnch vorber von dem Vt»rfHS8cr im Anslaud veröffentlicht 
worden ist; hiu^'ctrta v«'rhtndert die gleichzeitige Vfroffentlielums^ eines 
Baches im Ausland und in dem Vereinigten Königreich nicht, da:i Urheber» 
neht im ¥ereisifrtea Königraieh m erUnffeii. 

Art. 8. Kein Urheberrecht an unaittliclion Werken. Kein Er- 
zeugnis gcnic'sst den >chutz des Urheberrechts, welchen es sonst besrisse, 
wenn es unsittlich, gegen die lieiigion gerichtet, aufrührerisch oder eliren- 
rohrig ist, oder wenn es Torgiebt, etwas sa sein, was es nicht ist, su swar, 
dass die Käufer desselben betro«^en werden. 

Art. 9. Worin Verletzung des Urheberrechts an einem Buch 
besteht. Der Eigentümer des C.'rheber rechte: un einem Buche ist nicbl 
berecbti^t, andere Personen an verhindern, den darin enthaltenen Stoff zn 
veröffeiiTlii lien, wenn dersetl e unabbäugig erfunden oder ucsammelt i.st, uoch 
sie 7,11 verbiudern, einen un^^cuicssenen Gebrauch des Xniialts bei der Ab- 
f&ääung anderer iiucher zu maciicu. 

Art. 10. ürbeberrettht der Krone. Ihrer Majestät der Königin 
und deren Nachfolgern wird das R' cht zugeschrieben, ihren Druckern von 
Zeit zu Zeit ein l^atent auf das ausschliessliche Druckrecbt für den Text 
der autorisierten Bibelübersetzung und des allgemeinen Gebetbuches zu 
erteilen. 

Art. 11. Urbeberrecht der UniTersitäten. Die Universit&tra in 

Oxford, ( anabridge, Edinburg, Olas^row, Alerdeen und St. Andrew's, jedes 
gelehrte Stift in den Universitäten zu Uxlord und OMmbridge, da« Trinity 
College zu Dublin und die Colleges zu Eton, Westminster und Winchester 
geaiessen für immer die alleinige Berechtigung, sämtliche Bücher su drucken 

oder neuznd rucken, die ihnen von den Verfassern oder von deren Rechts- 
Dachfolgrrn geschenkt, vermacht oder als Fidcikonnniss übertragen Wiarden sind, 
dafem sie nicht tur eine bestimmte Zeit gegeben oder verniacht wurden. 

Art. 12. Yerwirknnir Urheberrechts der Uniyersitäton. 
Die in Art. 11 erwähnte anseehUessliche Berechtigung steht den besagten 

üniversitälen und Srhu!» n nir snlanire zu, als der Druck auf ihren ei^r^^nen 
PrMsen ianerhaib der Lniversiiätcn oder Schulen und einzig zum Vorteil 
und Gewinn der betreffenden Universitftten eder ^chnlen erfolgt. Falls eine 

Universität oder t^chnle diese Berec)>tigang verpachtet, verkauft oder in 

sonstiger "Weise anderen Personen e:nnz oder teilweise überträgt oder antipr^n 
Personen die Erlaubnis erteilt, solche Büclier zu dru«'ken oder nenzudrucken, 
so ferfftUt die Berechtigung und hat keine Wirkung mehr. Doch dürfen 
die Univerr^itäten oder Schulen die ihnen vermachten Urheberrechte vof^ 
kaufen, die den Verfassern durch dsis 19. Kapitel der Gesetze des achten 
Jahres der Kei^iernng Küuii^in Anna> zui,'e. sichert sind. 

Art. 13. Dauer dos Urheberrechts au dramatischen Werken. 
Der Verfasser oder der Reehtsvertreter des Verfassers einer Tragödie, eines 
Lustspiels, Schauspiels, einer Oper, Posse oder irgend ein« » anderen drama^ 
tischen oder ünterhaitnnofsstückes oder einer mnsiknlischen Komposition, 
solern solche von dem VerfasKcr oder dessen Rechtsvertreter nicht gedruckt 
>|k4 veröffentlicht sind, hat als den Ihm eifirnen itesits das alleinige RechL 
dieselben darzustellen oder darstalien oder auffulin ti zu lassen in irgend 
einem zu dramatischen rnterlialtungon benutzten Lokal in deu Besitzungen 
Ihrer Majestät und zwar für die Dauer des längeren der zwei folgenden 
Zeiträume: 

1. 42 Jahre won der eisten Anffährunfr eines solehen drsmatischea 

oder musikalischen Werkes an gerechnet. 

2. Während des Lebens des Verfassers und weitere sieben Jahre von 
seinem Tode an. 
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r^i? Singen eines Riiizip:eu Liedes dramntisehen Charakters in einer 
dramatisch! n Weise kann im Siuno des Gesetzes als eine dramatische Unter- 
haltung aufgefasst werden. 

Jedes Lokal, in welchem eine dramatische Unterbaltung bei irgend 

wolchcr besondt-ren Golejrenh^'it nhfjphnltcn wird, ist Rin za dramatiBelieil 
Untcrhaltun<^on benutztes T.ok;il im Sinne dieses Artiktds. 

Art. 14. Einschränkungen des Urheberrech t8 an dramatisch en 
Werken. Das ausschliessliche Recht, ein dramatisches oder mnsikalisches 
Werk ilarzustellen oder aufzuführen, kann nicht erlangt werden, wenn 
solches drairiatische oder mnsikalisclie Werk vor seiner ersten Auffiihraug 
als Buch gedruckt und veröffentlicht ist; oder wenn der Verfasser oder sein 
Rechtsvertreter dasselbe öffentlich an irgend einem Orte ausserhalb der 
Besitzungen Ihrer Majestät dargestellt hat oder hat darstellen lassen, beror 
dasselbe innerhalb derselben (iffentlich darcrestellt ist, ausgenommen die In 
den Gesetzen über internationales Urheberrecht berücksichtigten Fälle. 

Art. 15. Vervielf ältigungs- und Aufführungsrecht an drama- 
tischen Werken. Das Vervielfiiltigungsrecht an einem Bach, welches ein 
dramatisches Werk oder eine musikalische Komposition enthält oder bildet, 
ist ein von dem Recht, solch' dramatisches Werk oder musikalische Kom- 
position auf der Bühne darzustellen, verschiedenes Recht, und keine Ab- 
tretung des Vervieltaltigungsrechts an einem solchen Buch giebt dem Cessionar 
das Recht, ein solches dramütische-^ oli r musikalisches Werk darzustellen 
oder aufzuführen, wenn nicht eine Eintragung dieser Abtretung in dem 
im Art. 23 zu erwähnenden Eintragsbuch gemacht wird, in welcher die 
Absicht der Parteien yon der Obertragang dieses Rechts ausgedrückt ist. 

Art, 16. Darstellung ein(^s dramatiselien Stückes keine Ver- 
letzung des Urheberrechts. Kin als Buch herausgegebenes dramatisches 
Werk oder Musikstück kann (wahrscheinlich) öffentlich aufgeführt werden 
ohne die Einwilligung des Verfassers oder seines RechtsTertreters. 

Art.17. Dramatisierung von Romanen. Die öfFentliche Ikastellang 
eines dramatischen Werkes, dessen Stoff einem Roman entnoimnen ist, ist 
keine Yorietzung des Urheberrechts des Verfassers des Romans oder seines 
BechtSTertreters, wührend der Dmek nnd die YerOlfentliehnDg eines der- 
artigen so dargestellten Werkes als Bnch als eine solche Verletnnng an- 
gesehen wird. 

Wenn zwei Personen unabhängig von einander einen Roman drama- 
tisieren, so hat jeder das ansschlicssliche Recht, sein eigenes dramatischei 
Werk darzustellen, obgleich einer von ihnen der Verfasser des so drama* 
tisierten Romans sein mag und obgleich die iwei Werke Teile gemän- 

schaftlich haben mögen. 

Art. 18. Verletzung des Urbeberrechts an einer musika- 
lischen Komposition. Das Urheberrecht an dner mnsikalisebenKompositioi 

wird verletzt, wenn ein bedeutender Teil der Musik, aus welcher solches 
Urheberrecht besteht, nachgemacht wird entweder ohne Änderungen oder 
mit solchen Änderungen, welche notwendig sind, die Musik einem anderen 
Zweck oder Intramente anzapassen nnd wenn die Aoderangen derart sind, 
dass die wesentliche Überelnsttmmnng swisdien Original nnd NaehahmnDg 
durch da'! r)hr erkennbar ist. 

Art. 19. Urheberrecht an Vorträgen. Der Ve^fus^er eines Vor- 
trags oder sein Rechtsvertreter hat das ausschliessliche ßechi, einen Vortrag 
sn yeröfFentlichen, wenn eine schriftliche Anzeige wenigstens zwei Tage 

vorher an zwei Friedensrichf nr innerhalb fünf Meilen von dem Ort, wo der 
Vortrag gehalten werden soll, gemacht worden ist, sofern nicht solcher 
Vortrag in Universitäten, Schulen oder öffentlichen Anstalten oder in öffent- 
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liehen Stiften oder toq Personen gehalten wird kraft oder gemäss irgend 

eines Vermächtnisses oder einer Stiftung. 

Art. 20. Urheberrecht an Werken der Bildhauerkunst. Jeder- 
nuuiD, der ein neues und eigensTtiges Werk der Bildhanerkunet^ Modell, 

Kopie oder Abguss fertigt oder fertigen lüsst, hat das ausschliessliche Eecht 
an demselben während vierzehn Jahren von der ersten Ausführung oder 
Veröffentlichung dersejbeu au, vorausgesetzt dasä der Eigentümer seinen 
Nunen und du Datnm auf jedem derartigen Erzeugnis anbringen läset« 
bevor dasselbe veröffentlicht wird. Wenn der Eigentümer am Ende der 
vierzehn Jahre noch am Leben ist, wird sein Recht um weitere vierzehn 
Jahre erneuert, wenn er sich dessen inzwischen nicht entäussert hat. 

Art. 21. ürkeberrecht an Qemälden und Photographien. Jeder 
englische Unterthan oder jede andere Person, die in den Besitzungen Ihrer 
Majestät wohnt und Urheber eines Original^nnäldes, einer Uriginalzeichnung 
oder Photographie ist, welche vor dem 29. Juii 1862 nicht verkauft wurde, 
soU das alleinige und ansseUiessliche Becht haben, besagte Gemälde oder 
besagte Zeichnung oder den Entwurf derselben oder besagte Photographie 
und deren Negativ in jeder Weise und in jeder Grösse, ob innerhalb der 
Besitzungen der Königin hergestellt oder nicht, zu kopieren, gravieren, 
reproduzieren und Torriel&ltigen, und dieses Becht soll währ«id des Lebens 
des Verfassers und sieben weitere Jahre dauern. Dieses Hecht beeinträchtigt 
aber nicht das Recht anderer Personen, irgend eine 8ccne oder einen Gegen- 
stand, welcher durch solches Bild dargestellt ist, darzuä teilen. 

mr Urheber, der naeh dem 89. Juli 1862 sein yon ihm gefertigtes Ge- 
mälde, seine Zeichnung oder sein photographisches XegatlT verkauft oder 
für eine andere Person gegen angemessene Belohnung ein solches Werk 
herstellt, soll das Recht der Vervielfältigung nicht behalten, wenn er sich 
dieses Becht nicht ausdrücklich Torbehalten hat durch schriftlichen Vertrag, 
welcher zur Zeit der Übertragung oder vorher von dem Erwerber des Bildes, 
iler Zeichnung, des photographischen Negativs oder von der Person, für 
welche die Arbeit gemacht worden ist, zu unterzeichnen ist. Das Recht 
der Yerricllältignng gehört dem Erwerber oder der Person, die das Werk 
' osti l!t hat. Doch soll der Erwerber keinen Anspruch auf dieses Recht 
machen, wenn nicht zur Zeit des Verkaufs oder . vorher ein srhriftlicher 
Vertrag dieses Inhalts von dem Verkäufer oder seinem Rechtsvertreter 
ontenseiehnet worden Ist 

Art. 22. Urheberrecht an Stichen. Jedermann, der einen Stich 
von irgend einem Gejxenstand entworfen oder «gezeichnet, graviert, geätzt, in 
inezzotinto oder in chiaroscuro gefertigt hat, oder von seiner eignen Arbeit, 
Zeichnung oder BilSndung durdi eines der genannten Verfahren hat her- 
stellen lassen, oder nach irgend einem Gemälde, einer Zeichnung, ciuetn 
Modell oder Werk der Bildhauerkunst, ob antik oder modern, einen Stich 
iiergestellt hat oder hat herstellen lassen, besitzt das alleinige Recht, den- 
selben in irgend einer Wefee zu TervieUaltigcn und zwar für- 28 Jahre von 
der ersten Veröffentlichung aV). Vurausj^tvsL'lzt wird dabei, dass der Name 
des Eigentümers auf jeder X'latte eingraviert und auf jedem Blatt ge- 
druckt ist. 

Lithographische Drucke und durch andere graphische Verfahren her- 
gestellte Jilätter ^^enie^seu dieselben Rechte wie Stiche. 
• Art. 2B. Eintraguiijr von Büchern, in der Stationers' Hall soll 

Eiütragöbuch geführt werden, in welchem der Eigentümer des Urhebcr- 
nehtes an irg«id einem Buch oder des Beehts, ein dramatisches Werk oder 
ftino musikalische Komposition aufzuführen, entweder im Manuskript oder 
sonstwie, gegen Bezahlung von 5 Sh., <ii(> itn vorgeschriebenen Jb'orniular 
enthaltenen Einzelheiten eintragen lassen kauu. 
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Der Eigentümor des UAeberrechtos an einer Encyklopädie, ReTue, Zeit* 
Schrift, einem {>oriofiisc)i< n oder sonstigen Werke, welches in Lieferungen 
oder Teilen heransgegehea wird, hat Ansprache auf alle Vorteiie der £lin- 
tragung, wenn er den Titel solcher Werae nebst der Zdt der Yerdffent- 
lichuug dos ersten Bandes oder des ereten Teil' s desselben mit dem Namen 
nnd der Wohntini: des Eigentümers nnd des Verlec^ers, wenn der Verleger 
nicht zugleich Eigentumer sein sollte, eintragen lässU 

Jeder so eingetragene £igent1k]ner kann sein Becht oder itß^d einen 
Teil seines Becbtes übertragen, indem er 8ol<^e Übeitragang in der Yor- 
geschriebencn We!5«e eintragen lässt. 

Lizenzen, weiche solche Urheberredite berühren, können ebenfalls in 
dasselbe Buch eingetragen werden. 

Jedermann, der sich durch eine solche Eintragung für geschädigt hält, 
kann sich an den High Court odor an irgend einen Richter desselben wenden, 
waa besagte Eintragung löschen oder ändern zu lassen, und das Grcricht soll 
SQ diesem Zwek Torordnen, was ihm gerecht erseheint 

Wer eine falsche Eintragung in dieses Eintragsbach wissentUch ▼or- 
nimmt oder yornehmen lässt, besreht ein klagbares Vergehen. 

Der Beamte, welchem die Fuhrung des Buches obüegt, ist verpflichtet, 
gestempelte und beglaubigte Abschriften der darin enthaltmien Eintragungen 
gegen Bezahlung von 5 Sh. auszustellen and solche Abochriftoi sind ein 
prima fucie Beweis des darin Behaupteten. 

Die Gebuhr für dio Eintragung der den Universitäten gehörigen Urheber- 
rechte uud für Abschriften derselben ist 6 d.; die Einsicht derselben ist 
kostenfrei 

Art. 24, Wirkung der Eintragung «ler Bücher. Kein Eigen- 
tümer des Urheberrechts an irgend einem nach soll irgend eine gerichtliche 
Klage hinsichtlich der Verletzung des UrheberrecLts anstellen können, wenn 
er nicht vor Anfang dieser Klage die Eintragaug des Buches in die Ein- 
tragsrolle gemäss Art. 23 bewirkt hat. Die Unterlassmig der Eintragung 
Vieruhrt das ürheberreclit an (-ivr-m lUieh nicht, sondern nur das Becht, 
wegeu der Verletzung; desselben Klaj^e zu erheben. 

Art. 25. Eintragung der Urheberrechte an dramatisoheu 
Werken. Die Bechtsmitte^ welche dem Eigentftmer des aUeiaigen BedMs, 
ein dramatisches Stück auibaführen, zu Gi;t>ute stehen, werden nicht durch 
Yosaumnis der Eintragung dieses Hechtes in das Eintragsbuch beeinträchtigt. 

Art. 26. Eintragung des Urheberrechts an GemalHon etc. fn 
der Hall of the Stationers' Company ist ein Eintragsbuch zu fuhren unter 
dem Titel „Bintragsbnch der EigentOmer des Urheberrechts an BiMem, 
ZeichnunjLrcn und Photographien". In dieses Buch sollen die Aufzeichnungen 
über die Urheberrechte eingetragen werden, zu welchen irgend jemand nach 
Art. 21 ermächtigt ist, und auch über jede folgende Abtretung eines solchen 
Urheberrechts; diese Anfseiehnongen sollen enthalten: den Tag der Übei^ 
einkunft oder Abtretung, die Namen der Beteiligten, den Namen und die 
Wohnung der Person, dio infolge der Eintragung in das Urheberrecht ein- 
gesetzt wird, den Aamcit und die Wohnung des Urhebers des Werkes, 
sowie eine kurze Besehrdbnng Aber Art nnd Gegenstand des Welkes nnd 
auf Verlangen der Person, welche die Eintragung veranlasst, ausserdem 
eine Skizze, Umriss oder Photographie des besagten Werkes. Kein Eigen- 
tumer irgend eines derartigen Urheberrechts ist zum Schutz dieses Gesetzes 
berechtigt, wenn er nicht snyor diese Eintragung hat beiMn lassen, noeh 
soll irgend ein Prozess geführt werden, noch Geldstrafe eingezogen werden 
können, in Bezug auf Handlungen, die begangen wurden, b^of solche Ein* 
tragung gemacht ist. 
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Axt, 27. Strafe» für Verletzung dos Urheberrechts an Büchern 
Jedermann ist einem p:e riebt liehen Frosess nnigeietit, der in ii^end einem 

Xeile des Britischen Jäeiches 

1. entweder zum Verkaaf oder zur Ausfuhr irgend ein durch Urheber- 
recht geschütztes Buch ohne die sehriftUehe iänwiilignng dee Verfaisers 

druckt odr r drucken lässt; 

2. aus überseeischen Ländern zum Verkauf oder Verleihen irgend ein . 
solches ungesetzmässig gedrucktes liuch einfuhrt; 

3. ein solches ungcsetzmässig gedrucktes oder eingeführtes Buch wiseentF 
lieh verkauft, vi-rlcgt oder zum V rkauf oder Verleihen feilbieten oder ver- 
kaufen, Teriegeu oder zum Verkauf oder Verleihen feilbieten lässt oder zum 
Yerkaiif oder Verleihen in seinem Besitz hat. 

Die Klage musa innerhalb 12 Monnton naeh der Verletzung beim Court 
ef Record eingereicht werden. 

Art. 28. Besondere Strafen für die gesetzwidrige Einfuhr 
von Büchern. Wenn irgend jemand, der nicht Eigentümer des Urheber- 
rechtes eines Buches oder eine von ihm ermächtigte Person ist, irgend ein 
durch Urheberrecht geschütztes (gedrucktes Buch, welches zuerst in irf^end 
eiaem Teile des Vereinigten Kuuigreichs verfasst, geschrieben oder gedruckt 
{fuui yeröffentlicht) worden ist, sodann aber ii^endwo ausserhalb des Britischen 
Beiches nachgedruckt worden ist, in irgend einen Teil des Vereinigten K ni^- 
reichs oder in einen andern Teil des Britischen Reichs zum Verkauf oder 
Verleihen einfuhrt oder einführen lässt, oder ein solches Buch wissentlich 
terkauft, yerlegt, feilbietet, verleiht oder zum Verkauf oder Verleihen in 
seinem Besitze hat, 80 soll jedes solches Buch verwirkt sein und von jedem 
Zoll- oder Accisnbo;nntpn konfisziert und vernichtet werden; und jede Person, 
die von zwei lüchtern einer Übertretung dieses Gesetzes förmlich überführt 
worden ist, soll für jede derartige Übertretung die Summe von zehn Pfund 
Sterling Bosse zahlen, sowie auch den doppelten Wert Ton jedem £zeinplar 
oines solchen Buches an dem die Verletzung boo-nn.r'i'n ist. 

Wenn die Legislatur oder berufene gesetzgebeudo Körperschaft in irgend 
^ioer britischen Besitzung ein Glesetz beschliesst oder eine Verordnung er- 
lisst, welche nach dem Dafürhalten Ihrer Maj^tät genügend ist, um 
britischen Verfassern angemessenen Schutz innerhalb dieser Besitzungen zu 
gewähren, so kann Ihre Majestät solche Akte billigen und durch einen 
Iritw des Geheimen Bats erkl&ren lassen, dass, so lange die Bestimmungen 
solcher Akte in Kraft bleiben, das vorstehende Verbot, soweit bemii^ 
Kolonie in Betracht kommt, aufgehoben werden soll. 

Art. 2d. Nachdrucke sind zu Gunsten des eingetrageneu 
Eigentttmers yerwirkt. Sftmtliche Exemplare eines Bnches, an welchem 
ein gehörig eingetragenes Urheberrecht besteht, die ohne die schriftliche 
beglaubigte Einwillignnjr d< > einf^etmfrenen Eitrentümers des rrhoberrechts 
in gesetzwidriger Weise gedruckt oder eingeführt sind, gelten als das 
I^g^lnm des eingetragenen Eigentümers des Urheberrechts. Letzterer kann 
dieselben einklagen und in Besitz nehmen, nebst £ntsehädigiuig bei Vorent- 
hAltunr: derselben, von jeder Person, wekhe dieseUbftt naeh sehriftUohem 
Verlangen vorenthalten sollte. 

An. 80k( Lieferuag Ton PlUchiexemplaren von Bftehern an 
Mfentliehe Bibliothek en und Strafen für Versäumnis. 

Kin Exemplar der ersten Auflage und aller feigenden, Zusätze oder 
Änderungen enthaltenden Auflagen jedes in irgend einem Teil der britischen 
Bsdtzongea Terttfentliekten Biiehes mnss b«im Britis^n Museum in der 
Zeit von lO Uhr vormittags bis 4 Dhr nachmittags an den Wochentagen, 
ausser Aschermittwoch, Karfreitag Tind Woihttachtstapr, eingeliefert werdon 
und zwar innerhalb eines Monats nach seiner Veröffentlichong, wenn es ia 
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London verööeutlichi ist, innerhalb drei Monaten, wenn es im Vereinigten 
K< nigreich ausserhalb Londons veröffentlicht ist und innerhalb zwölf Monaten, 
wenn es in irgend einem andern leii der britischen Besitzungen Ter> 
öffentliclit ist. 

Die Einlieferung kann an jede von der Verwaltungsbehörde de» 
Britischen Museums zum Empfang ermächtiirte Person erfolgen, worüber 
letztere einen schriftlichen Kmpfangsschdu auszustellen hat. 

BxempUre jeder Ausgabe eines Baches mfisflen auf Yerlnngmi an einen 
Beamten der Stationers' Company für jede der folgenden Bibliotbckt n, näm- 
lich der Bodleian Library in Oxford, der »^amhrido:*^ ünirertity Library in 
Cambridge, der Advocates Library in Ldinburg, der Library of the Trinity 
College in Bablin, eingeliefert werden. 

Das Verlangen muss innerhalb zwölf Monaten nach Veröffentlichung des 
Buches schriftlich bei der Geschäftsstelle des Verlegers eingereicht werden, 
und die Exemplare müssen innerhalb eines Monats nach solchem Verlangen 
entweder an die Stationeis* Company oder an genannte KUfotheken oder 
an jeden, der zum Empfang der Exonplare an ihrer Stelle emächtigt ist, 
abgeliefert werden. 

Das Exemplar für das Britische Moseum muss gebunden, broschiert 
oder snsanunen geheftet sein ond anf dem besten Papier, anf welchem das 
Buch gedruckt ist. 

Die Exemplare für die andern Bibliotheken müssen auf dem Papier 
sein, auf welchem die grosste Anzahl der Exemplare des Buches oder der 
Aasgabe Eum Verkauf gedrackt ist, in demselben Zustand, wie die snm 
Verkauf vom Verleger hergestellten Exemplare. 

Die Exemplare niiisseu in allen Fällen sämtliche daza gehörenden Kartm 
und Abbildungen enihuhen. 

Ein Verleger, der solche Torbemerkto Abllefernng Tersäomt, ist strafbar 
mit einer Summe, die 5 £ nicht übersteigen soll und mit dem Wert dess 
nicht nbt^elieferten Exemplars. Diesp Strafe kann durch summarisches Ver- 
fahren vor zwei Friedensrichtern oder vor einem Poüzeirichter auf Antrag 
des Biblioth^uirs oder eines andern gehörig antorisierten Beamten der be* 
treffenden Bibliothek » iiii^ezofron werden. 

Art. 3L Strafe für \ erletzuugen des Urheberrechts der 
UniTersitäteu. Jedermann verfällt in die hier nachstehend ver- 
seiebneten Strafen, welcher, eine der folgenden Handlangen mit irgend 
einem Werke vornimmt, von welchem das Urheberrecht irgend einer üni- 
versität oder Schule nach Art. 11 gehört, und zwar: 

1. ein solches Buch druckt, ueudruckt oder einführt oder drucken, 
neudracken oder einführen lässt; 

2. wissentlich das so gedruckte oder ueugedruckto Buch verkauft, 
verletrt oder feilbietet oder verkaufen, verlegen oder feilbieten lässt. 

Die Strafen für die genannten Übertretungen sind: 

1. Die Verwirkong jedes Bogens, der einen Teil solches Boches 
bildet, an die Universität oder Schule, welcher das Urheberrecht 
gehört, welche l'nivi r=;ität nder Schale dieselben sofort anleserlich 
und zu Makulatur maeiien muss. 

2. Ein Penny für jeden in der Verwahrang einer Person Torgefondenen 
liogen, die solchen drnrkt oder gedruckt, verlegt oder feilgeboten 
hat; die Hälfte hierron verfällt der Königin, die Hälfte dem 
Ankläger. 

Diese Strafen können nicht auferlegt werden, wenn nicht der Ansprach 

auf das Urheberrecht des Buches, bezüi^lich dessen die Verletzung beganiren 
ist, vor dem 24. Juni 1775 oder innorhalh zwei Monaten nach der Zeit, in 
welcher daä Vermächtnis oder Geschenk de.-^ Urheberret ht.s an einem Buche 
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ZOT Kenntnis den Prokanzlers ciaer Universität oder des Rektors eines 
Gymnasiums oder ^relehrten Stifts kam, cins^otmirft! worden ist; oder wenn 
niciit der Beamte der Statiouers* Company auf ordnungsgemässes Verlangen, 
die Eintra^ng YwnaatkmtnL, sieh dessen weigert, und die Universität 
dsitnf die Weigerung in der Gazette (Beichsaiuselger) veröffentlicht, in 
welchem Fall der Beamte eine Strftfe Ton 80 an die Eigentümer des 
ürheberreciit s b''zahlen soll. 

Die Ötralt^ ist durcli den High Uoiut (Reichsgericht) l iiizuziehen. 

Art 32. Strafe fttr die Aufführnng dramatischer Werke. 
Jedermann, der ohne die vorher eingezogene scliriftliche Einwilligung des 

Yerfasscrs oder sonstifi^cn Fijcutttniers ein dramatisches Werk otln eine 
masilcaüäche Komposition iu irgend einem zu dramatischen Unteriialtuugcn 
benutzten Lokal in den britischen Besitzungen aufführt oder auffuhren 
liist, soll dem Verfasser oder Eigentümer für jede derartige Auffährong 
einen Betrag von nicht unter 40 Sh. Dezahlen, oder den vollen Betrag des 
Vorteils oder Gewinnes solcher Aufführung oder des Schndcns oder Verlnsts, 
welcher dem Kläger dadurch erwachsen ist, je nachdem einer dieser Beträge 
die höhere Entscfaadigimg darstellt. 

Die Strafe kann durch jeden Oeiichtshof, der für derartige Fille 
inständig ist, eingetrieben werden. 

Art. 83. Strafe für VL-rletzuiig de? fr heb er rech t^^ an Kunsi- 
Wörken. Jcdermauu (einschliesslich des Verfassers, wenn er uicht der 
Eigentümer ist) begeht eine Übertretung, wenn er eine der folgenden Hand- 
lungen hiusichtlicli eines Gem'tMrs, einer ZeiclinnTiu: oder Photographie, 
welche durch Urheberrecht geschützt ist, ohne die Einwilligttng des Eigen-* 
tömers des U^rlieberrechts au denselben, vornimmt, nämlich 

a) irgend ein derartiges Werk oder dessen Entwurf zum Verkauf, 
Verleihen, Ansstelwn oder Verteilen wiedergiebt, kofd^, offenbar 

na( bahmt oder in anderer Wei^e y^rviolfältigt; 

b) eine der anter a erwähnten Handlungen vornehmen lässt oder 
vermittelt ; 

o) dne solche Wiedergabe, Kopie oder andere Nachahmung irgend 
eines solchen Werkes oder dessen Entwurfs verkauft, veröffentlicht, 
verleiht, ausstellt oder verteilt, zu solchen Zwecken anbietet, in 
in das Vereinigte Königreich einführt, während er weiss, dass 
solches in geseiswidrigcr Weise geschieht; 

d) eine der unt^ c erwäJuiten HMdlnngm Tomehmen l&nt oder 
vermittelt ; 

e) Namen, Anfangsbuchstaben oder Monogramm auf irgend ein Qe* 
mälde, eine Zeichnimg, eine Photographie oder deren Negativ be» 
trügerischer Weise setst oder sonstwie anbringt oder setzen oder 

anbringen lässt; 

f) ein Gemälde, eine Zeichnung, Photographie oder deren Negativ 
mit Namen, Anfangsbuchstaben oder Monogramm einer Person, 
welche solches Werk nicht ansgeftihrt oder hergestellt hat, be- 
trügerischer Weise verkauft, veröffentlicht, ansstoUt oder zum Ver- 
kauf, zur Ausstellung oder zur Verteilung anbietet oder veräussert; 

g) eine Kopie oder offenbare Nachahmung eines Gemäldes, einer 
Zeirhnnnn; oder einer PhotoLTJiphie oder deren Negativ, ob nun 
Urheberrecht an demselben existiert oder uicht, betrügerischer 
Weise, als wäre dieselbe von dem Verfasser oder dem Verfertiger 
des Originals, von wek^hen die Kopie oder Nachahmung genomm^ 
ist, angefertigt oder aufgeführt, in Dmlanl bringt, weggiebt oder 
verkauft oder dies thun lasst; 

Q«Mtse ilb«r das Urheberreclit. a 
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Iii ein GeiniUdo, eine Zeichnung oder Photographie oder eine Kopie 
derselben oder eines Teiles derselben, welche, nachdem sie der 
Verfasser udur Verferüger verkauft oder fortgegebeu hat, von 
andern Peraoaen dareh Hinzufüguogen oder soDStwio Tcränderi 
wurden, als das unveränderte Werk solchen Verfassers oder Ver- 
fertigers wahrend seines Lebens und ohne seine Zustimmung hep- 
stellt oder wiüseniUch verkauft, veröffentlicht oder feilbietet. 
Jedermann, der die Vergehen a, b, c, d begeht, Terwirkt in Gunsten 
des derzeitigen Eij^entiimers fli Urheberrechts eine Summe von nicht über 
10 £ und alle solche in ebenerwähnter unerlaubter Welse her<j^estellten 
Wiedergaben, Kopien und .\uohahmun^cn und sämtliche zu deren Anfertigung 
hergestellten photographischen Negstire. 

Jedermann, der die Verj:jebeti e, f, g, h l)e<;eht, verwirk*- zu Gunsten 
der geschädigten Person eine Öumnic von nicht Uber 10 £ oder den doppelten 
Preia, wenn ein solcher bestand, zu welchem alle solche Kopien, iSticiie, 
Naehalunungen oder yer&nderten Werke feilgehalten oder feilgeboten wurden ; 
auch sollen alle solche Kopien, Stiche, Nachahniuni^cn und veränderten Werke 
zu Gunsten der Person verwirkt sein, deren ^'amen, Anfangsbuchstaben oder 
Monogramm iu betrügerischer Weise unterzeichnet oder angebracht sind, 
oder welcher Bolehes nntergesehobene oder Tei^nderte Werk fälschlich 
oder in betrügerischer Weise zugeschrieben ist: mit dem Vorbehalt, Inss 
die letztgenannten Strafen nur eintreten, wenn die Person, der das unter- 
geschobene oder veränderte Werk in solcher betrügerischen Weise zage- 
schrieben ist, oder deren Namen, Anfangsbachataben oder Monogramm in 
solcher falschen oder betrügerischen Weise beschrieben ist, noch am lieben 
oder zur Zeit, wo das Vergehen begangen worde, noch nicht zwanzig Jahre 
tot ist. 

Die obenerwfthnten Strafen Bind nebeneinander anwendbar, imd die dareh 

eine der vorerwähnten Handlungen geschädigte Person darf, ausser der 
Strafe für den Schuldigen, auch Entschädigung beanspruchen und kann in 
jedem 1 alle die Auslieferung der erwähnten Erzeugnisse beanspruchen und 
dnrchsetsen und für die Zuriickhaltnng oder anderweitige Verwendung der- 
selben Anspruch auf Entschädigung erheben. 

nie Strafen sind durch gewöhnlichen Prozess oder Tor zwei Bichtem 
oder einem Polizeirichter zu erlangen. 

Art. 84 Verbot der Einfvhr nnerlanbter Nachahmnngen von 
Kunstwerken. Die Einfuhr in das Vereinigte Königreich von Wieder- 
gaben, Kopien oder Nachahmungen von Gemälden, Zeichnungen oder Photo- 
graphien, an welchen oder an deren Muster gemäss dem Gesetze vom 
291. Juli 1868 Urheberrecht besteht, oder die £infnhr von deren Entwarfen 
0(1 f^r [ihotographischen Negativen ist ausdrücklich verboten, ausser bei Ein- 
willigung des Eigentümers des Urheberrechts oder seines schriftlich autori- 
sierten Vertreters. 

Art. 85. Strafe für Nachdruck von Vorlesungen. Jedermann 
macht sich eines Vergehens schuldig, der, nachdem er sich eine Abschrift 
irgend einer Vorlesung verschafft oder solche angefertigt hat, dieselbe 
druckt oder sonst verrielfältigt und veröffentlicht oder solches vomehmea 
Ifisst ohne Erlaubnis des Verfassers oder sefaier Rechtsnachfolger; 

oder der, in Kenntnis der Thatsache, dass dieselbe olme solche Er- 
laubnis gedruckt, kopiert oder veröffentlicht worden ist, sie Tcrkauft, ve^ 
öffeut licht oder feilhält oder dies thun lässt. 

Jede Person« die eines solchen Vergehens schuldig ist, Torwifkt solche 
gedruckte oder vervielfältigte Vorlesungen, zugleich mit einem Penny für 
jeden in ihrem Besitz befindlichen Bogen derselben und zwar die fi&fte lU 
Gunsten der Königin, die Hälfte zu Gunsten des Klägers. 
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Eine Yorlesiing ohne Erlaubnis in einer ZeHnng sn dntcken und sn 

veröffentlichen, ist ein Vergehen im Sinne des Gesetzes. 

Dieser Paragraph bezieht sich nicht auf die Verütt'entlichung von Vor- 
lesnngen, die snr Zeit solefaer YerSlfeDtliehiui^ att Btteher gedruckt und 
yeröffentlicht sind. 

Die Strafe ist durch den Hi^i^Ii Court fReicbsgcricht) einzuziehen. 
Art. 36. Strafe für unerlaubte Nachahmung ?on Werken der 
Bildhaaerkunst. Wer irgend ein Erzeugnis, das naelt dem Gesetze 
54 Geo. 3 c. 56 voin Mai 1814 geschützt ist, anfertigt oder einführt oder 
anfcrtip^en oder r in führen oder feilbieten oder sonst Teriassem läsdt, setst 
sich einer ^Schadenersatzklage aus. 

Dieser Artikel bezieht sieh nicht avf Personen, die das Recht oder den 
Besitz eines nach erwähntem Qesetze geschützten Erzeu(z:ni.sses von dem. 
Eigentümer durch schriftliche, von domsolbon mir eigner Hand in Gegenwart 
zweier glaubwürdiger Zeugen und mit deren Bestätigung unterzeichnete 
ürknnde erworben haben. 

Art. 37. Strafe für unerlaubte Nachahmnngen von Stichen 
und Kunstblättern. Jedermann macht sich einfs Vergehens schuldig, 
der ohne schriftliche, vom Eigentümer anterzeichnete und von zwei Zeugen 
beglaubigte Eriaubnis: 

a) ein geschätztes Blatt im Ganzen oder teilweise in irgend welcher 
Wei^e A f rvielfältigt und verkauft oder yerrieifältigen und rer- 
kaufeu lä^st; 

b) ein solches ßlatt dmckt« neudruclct oder zum Verkauf einführt 
oder solches mit irgend einem derartigen Blatt geschehen lisst 

oder vermittelt ; oder, 

c) indem er weiss, dass dasselbe ohne Erlaubnis des Eigentümers 
derartig gedruckt oder neugedruckt worden ist, es veröffentlicht, 
verkauft, feilbietet oder sonst Teraussert, oder solches geschehen 
Iri^st oder vermittelt. 

Jedermaiiu, der sich eines solchen Verguiieas schuldig macht, setzt 
sich einer Schadenersatzklage deswegen aus und verwirkt zu Gunsten des 
Mgentfimers die Platte, mit welclicr solches Werk vervielfältigt ist, jeden 
Bogen, welcher einen Teil solches Werkes bildet oder auf dem soVbos Werk 
vervielfältigt ist, und femer 5 Sh. für jeden in seinem Beult?, heiiudlichen 
Bogen, hinsichtlich dessen ein derartiges Vergehen begangen ist, die Hälfte 
m Gunsten der Königin, die andere zu Gunsten des Klägers. 

Die Strafe ist innerhalb sechs Monaten nach dem Vergehen durch dmi 
High (Jonrt einzuklagen. 

Art. 38. Internationales ürhcberrecht darf in gewissen 
Fällen gewährt werden. Urheberrecht an Büchern, dramatischtti 
Werken und musikalischen Kornjositionen, Gemälden, Zeichnungen und 
i^hotograpluen, Werken der Bildhauerkunst, Stichen und Kunstblättern, die 
zuerst im Ausland veröffentlicht sind, kann den Urhebern derselben in der 
Weise, in dem Umfang und unter den Bedingungen, wie nacherwähnt, zu- 
gestanden werden, wenn der ausländische Staat, in welchem solche Werke 
zum ersten Male veröffentlicht sind, nach dem Dafürhalten Ihrer Majestät 
gebührenden Schutz gewährt zu Gunsten derjenigen Personen, die an ähn- 
lichen zum ersten Male in den Besitzungen Ihrer Majestät herausgegebenen 
Werken interessiert sind. 

Art. 39. Erlässe des Geheimen Eats bezüglich iutcrnationaleu 
Urheberrechts. Ihre Majestät darf durch Erlass des Geheimen Rats (in 
welchem als Grund des Erlasses anzugeben ist, dass yorerwähnter Schuta 
in besagter Weise gesichert worden ist) bestimmen, dass die Urheber von 
allen oder irgend einem der im letzten Artikel erwähnten Erzengnisse, die 

8» 
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in irgend einem .solchen fremden Lande, wie in jenem Artikel erwähnt, Ikt- 
ausgegebea sind, üriieberrecht au diesen Erzeugaissen in den Besiuangen 
Hirer ICajest&t fttr einen in dem Erlass aazugelbenden Zeitraum geniessen 
sollen, der den Zeltruiun niclit überschreiten soll, welchen Verfasser ähn- 
licher Erzeuprnisse, die zum ersten Male im Vereinigten Königreich henua* 
gegeben sind, zur Zeit des Erlasses gesetzmässig g^essen. 

Die 80 anzugebenden Bedingungen und die Bedingung für Eintragung 
nnd Ablief orong von Exemplaren von Blkdiem, vie später angegeben, könneo 
verschieden sein für Werke, die in verschiedenen fremden Länd'-rn zaent 
herausgegeben sind und für verschiedene Arten vuu solchen Werken. 

Art 40. Dauer des internationalen Urlieberrechts. Die Ver- 
fasser der im Erlass erwähnten Werlte sind zum Urheberredit an demselben 
in folgender Weise berechti<;:t: 

nach 5 und 6 Vict. c. 45 und den anderen Uesetzon, weiche Bezug auf 
das ürhebenreebt an Büchern liaben, ausgencnunen die Artikd b^ftgüch 
der Abgabe von Exemplaren an gewisse Bibliotheken, wenn die im Erlass 
erwähnten Werke Jäücher sind; 

nach den Gesetzen über Urheberrecht an Stichen, über Urheberrecht 
an BildOiauerarbeiten, über Urheberrecht an Gemälden, wenn die im I^ss 
erwalmten Werke Stiche, Kunstbl&tter, BUdhanerarbdten, Qemalde, Zeich* 
Hungen oder Photographien sind; 

nach den Gesetzen über Urheberrecht an dramatischen Werken, wenn 
die im Erlass erwähnten Werke dramatische Werke oder musikalische 
Kompositionen sind, vorausgesetnt dass solches Urbeberrecht sieb nicht 
darauf erst reckt, in j^utcn Treuen erfolgte Nachahmungen oder Anpassungen 
für die englische üühne von irgend einem in einem ausländischen Staat her> 
ausgegebenen, dramatischen oder musikalischen Werke zu Terhindem, sofern 
nickt der Erlass bestimmt, dass es sich auf sie erstrecken soll. 

In allen Fälleu o:cltcn die Ein.-cliriinkungen in H' ziig auf di'' Dauer 
des Kechts, welche in dem Erlass angegeben sind, ebeuäo auch die hiernach 
erwähnten Verfügungen. 

Art. 41. Kein Werk geniesst Urheberrecht ohne Eintragung. 
Kein Verfiwser irgend eines solchen Weikcs. auf welches in diesem Kapitel 
Bezug genommen wird, ist zu irgend einem Vorteil nach den darin ent- 
haltenen Bedingungen berechtigt, wenn nicht solches Werk eingetragen ist 
nnd euL Exemplar der ersten Ausgabe und jeder folgenden Zusätze und Ab- 
änderungen enthaltenden Ausgabe, jedoch keiner andern, auf der Stationers' 
Hall innerhalb einer im Erlass anzugebenden Zeit und in der Weise, wie 
soldies durch das festgesetzte Formular vorgeschrieben ist, abgeliefert wird. 

Die drei Paragraphen, die dem letzten Paragraphen des Artikel 28 
vorangehen, h:iben auf solche Eintragungen Bezug. 

Das so abgelieferte Exemplar muss innerhalb eines Monats von der 
Ablieferung durch einen Beamten der Stationers' Company im Britischen 
^ Museum niedergelegt werden. 

Art. 42. Kein internationales Urheberrecht an Zeitungs- 
artikeln. Artikel politischen Inhalts, die in irgend einer Zeitung oder 
periodischen Schrift in irgend einem ausländischem Staat veröffentlicht sind, 
dürfen, wenn die Quelle, aus der sie stammen, angegeben ist, in irgend 
einer Zeitung oder periodischen Schrift in diesem Lande neugedruckt oder 
übersetzt werden, trotz allem in diesem Kapitel bisher oder hiemach Ent- 
haltenen. 

In solcher Weise veröffentlichte Artikel über andere Gegenstände dürfen 

in deTselbon Weise und unter derselben Bedingung behandelt werden, wenn 
der Verfasser nicht seine Absicht, sich das Urheber- und Übersetzungsrechl 
Torzubebalten, an irgend einem auüälligeu Teil der Zeitung oder periodischem 
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Schrift ausgedrüdct hat, in welcher der Artikel zuerst herausgegeben wurde. 
In (lif>^oHi Fnlle ist solche VerOffeniUchiiiig ab ek Buch im Sinne dieses 
Artikels zu betrachten. 

Art. 43, 44 sind dnreh das Gesetz Tom 25. Jtud 1888 aufgehoben. 

Art. 45. Die Einfuhr von unerlaubten Nachdruckwerken. Die 
£infuhr in ir^fend einen Teil der britischen BesitzuT^creTi von Exemplaren 
irgend eines litterarischen oder Kunstwerkes, dessen Urheberrecht durch die 
Bestimmungen dieses Kapitels geschtttzt ist, und yon unberechtigten Über- 
setsungea demselben, ist ausdrücklich yerboten, wenn nicht der eingetragene 
Eigentümer des Urheberrechts an demselben oder sein schriftlich bevoll- 
mächtigter Vertreter einwilligt, und die Bestimmungen des Art. 28 be- 
siekea sidi auf die ^fiilir mklier Exemplare in irgend einen Teil biftiseber 
Besitzungen. 

Gesetz vom 10. August 1882 über das Urheberrecht an 
musikalischen Kompositionen. 

Art. 1. Von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an soll fortan jeder 
Komponist oder sein Rechtsvcrtrr rr-r, der sich ein ausschliessliches Recht der 
öifentlichen Darstellung oder Autiuiirung vorbehalten will, auf dem Titel- 
blatt jedes Exemplars seines nach diesem Inkrafttreten erschienenen Werkes 
einen ausdrücklichen Vorbehalt dieses Rechts drucken lassen. 

Art. 2. Wenn vor der Veröflfentlichunf]^ eines musikalischen Werkes 
das Recht der Veröffentlichung und das Recht der üll'entlichen Darstellung 
oder AnlRlhrttQg ^ich nicht im gleichen Besitz befinden, soll der Lihaber 
des Rechts der Darstellung oder Aufführung, zur Wahrung seines Privi- 
legiums, den Inhaber des Rechts der Veröffentlichun(2 schriftlich auffordern, 
den Vorbehalt des Rechts der Darstellung und Auffuhrung auf jedes Exem- 
plar zu drnckeo. Wenn die Bechte der VerSffentUchung und der Darstellung 
oder Anffährun;^: erst nach der ersten Veröffentlichung eines Werkes, auf 
dessen sämtliche Exemplare, gemäss den vorstehenden l^estimmungen, ein 
ausdrücklicher Vorbehalt gedruckt ist, geteilt werden, so muss der neue 
Maber des Bechts der DarsteUnng und Anfffihrung, zur Wahrung seines 
Privilegiums, den Inhaber des Rechts der Veröffentlichung schriftlich aul- 
fordern, einen neuen Vorbehalt auf sämtliche später TeröffeutUchteu Exem- 
plare zu drucken. 

Art. 3. Der Inhaber des Bechts der Veröffentlichung, welcher nach 
Empfang der Torerwäbnten Aufforderung es yersäumt, in klarer und les- 
barer Weise auf alle von ihm, in seinem Auftrage oder unter seiner Ver- 
antwortung veröffentlichten Elxemplare eine Mitteilung des Inhalts zu drucken 
oder dracSen zu lassen, dass das Becbt der öffenttichen Darstellung oder 
Aufführung vorbehalten ist, soll durch das zuständige Gericht zu einer 
Busse von 20 £ zu Gunsten des Inhabers des Bechts der Darstellung oder 
Aufführung verurteilt werden. 

Beeetz vom 25. Juni 1886 betrofenil das Urheberrecht in Bezug 
auf das Auelanii und die Kolonien. 

Art. 1. 1) Das gegenwärtige Gesetz kann als The International and 
Oolonial Copyright (Amendment) Act 1886 citiert werden. 

2) Die in dorn ersten Teil des ersten Anhangs*) zu gegenwärtigem 
(jresetz enthaltenen Gesetze, auf welche hierin hi^ewiesen wird, dürfen 



♦i Anhang I. 1: Geseu.- von 1811, 18r)2, 187."). Anhang I, 2: Gesetz von 1862 Art. 12. 
Anbang II: Oesetse von 1734, 1766, 1775, 1777» 1814, 1838, 1836, 1886, 1842, 1847, 1863. An- 
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nach den abgekürzten, in besagtem Anban|<: enthalteueu Titeln citiert werden; 
and diese Gesetze, mit demjenigen, welches in dem zweiten Teil des ersten 
Anhangs anf geführt ist, sind als Oesamtheit in gegenwärtigem Gesetze 
als Gesetze über internationales Urheberrecht citiert. 

Die Gosctzo, die im zweiten Anhang zu gegenwärtigem Gesetze ent- 
halten sind, können nach den abgekürzten, in besagtem Anhang angegebenen 
Titebi dtiert werden, und diese Gesetse, auf welche in gegenwärtigem Ge- 
setze hingewiesen wird, können in ihrer Gesamtheit mit fotzterem als die 
Gesetzgebung über Urheberrecht citiert werden. 

3) JDas gegenwärtige Gesetz und die Gesetze über internationales Urheber- 
recht sind snsammen aussulegon und kOnnen gemeinsehaftlich als die Gesetz- 
gehung über internationales Urheberrecht von 1844 bis 1886 citiert werden. 

Art. 2. Folgende Bestimmungen finden Anwendung auf jeden könig- 
lichen Erlass, welcher in Ausführung der Gesetze über internationales Ur- 
heberrecht erfolgt 

1) Der königliche Erlass kann die Wirkung besagter Gesetse. auf alle 
Länder ausdehnen, die darin genannt oder angegeben sind. 

2) Der königliche Erlass kann die durch die Gesetze über iutoruationales 
Urheberrecht gewährten Bechte verweigere oder einscbränlcen, in Falles, 
wo die Veriasser nicht Unterthanen oder lUirgor eines der in dem betreflfen- 
den oder in einem andern Erlass genannten oder angegebenen Länder sind. 
Wenn der königliche Erlass eine solche Einschränkung enthält und der Ver- 
fasser eines litterarischen oder Kunstwerkes, das zum ersten Male in einem 
dieser fremden Länder herausgegeben ist, weder britischer Unterthan noch 
Unterthan oder Bürger eines der im Erlass angegebenen oder genannten 
fremden Länder ist, soll der Verleger, wenn nicht anders in dem Erlass 
bestimmt ist, zum Zwedc gerlchtlidier Verfolgung zum Schutz des Urheber- 
rechts an besagtem Werk m dem Vereinigten Königreich für die Inanspruch- 
nahme des Verviclfriltigungsrechts als Verfasser des Werkes betrachtet 
werden, jedoch ohne Beeinträchtigung der Bechte des Verfassers und des 
Verlegers unter sich. 

3) Die Gesetze über internationales Urheberrecht und ein kdniglicher 
Erlass für die Ansführung derselben ki>nneu keiner Person und an keinem 
Werke ein grösseres Eecht oder eine längere Dauer gewähren, als solche, 
die in dem fremden Lande anerkannt sind, in welchem das Werk zum ersten 
Male herausgegeben ist. 

Art. 3. 1) Ein königlicher Erlass in Ausführung der Gesetze über 
internationales Urheberrecht wird das J^ötige enthalten (siehe Erlass vom 
3^ November 1887, II. Teil), um das Land zu bestimmen, in welchem ein 
litterarisches oder Kunstwerk, welches zum ersten Male gleidizeitig in zwei 
oder mehreren Ländern ver "ffoiitlicht wurde, in Bezug auf die Wirksamkeit 
des Urheberrechts als zum ersten Male Terüfi'entücht zu betrachten ist; und 
m der Auslegung dieses Artikels soll das Wort Land das Vereinigte König- 
reich und das Land bedeuten, auf welches der in Ausftthrung der lietreffen- 
den Gesetze bekannt gemachte Erlass Bezug hat. 

2) Wenn ein Werk, welches gleichzeitig in dem Vereinigten Königreich 
und in einem oder mehreren fremden Ländern herausgegeben ist, kraft eines 
in Ausführung der Gesetze über internationales Urheberreeht veröffentlicht«» 
Erlasses als ein Werk betrachtet wird, welches in Bezug auf Urheberrecht 
zum ersten Male in einem der besagten fremden Länder und nicht in dem 
Vereinigten Königreich herausgegeben ist, so ist das Urbeberrecht in dem 
Verdnigten Königreich nur das, welches kraft der VerOffentlidrang in den 



hang in: Gesetz von 1844, Art. U, 17 18 (anf^ehobea), 1852, Art. 1—5, 8, 11 (aufgeh.), 18fi8 
AiU 12 (teUw«ia« •ufgebobeti). Diese Gesetze bildeu, soweit sie nicht anfgehobea ebM. die 
auf 8. IM— 117 «bfedrudtt« Zusaiumeostellang für die Boyal Copyright ConuniMioii toii ISW. 
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besagten fremden Lande ^ilt, und nicht das, welches erworben wäre, wenn 
das Werk zum ersten Maie in dem Vereinigten Königreich herausgegeben 

Art. 4. 1) Wenn ein Erlass über ein fremdes Land in Ansfährnnj? der 
Gesetze über internationales Urheberrecht bekannt gemacht wird, so finden 
die -Bestimmungen dieser Gesetze bezüglich Eintragung und Abgabe von 
Äcemplaren des Weikes keine Anweiidiiiiif auf Werke, £e in dem besagten 
Lande herausgegeben sindf wenn nicht anders in dem besagten Erlass toi^ 
gesehen wird. 

2) Bevor ein Erlass in Ausführung der Qesetze über internationales 
Urheberrecht an Onnsten eines fremden Landes Terttlfentlieht wird, soll Ihre 

Majestät im Geheimen Rat untersuchen lassen, ob besagtes Land solche 
Massregeln getroffen hat, die nnoli dem Dafürhalten Ihrer Majestät ge- 
nügend sind, um die Verfasser von VNTerken, die 2um ersten Male im Ycr- 
einigten Kdnigreich herausgegeben sind, an schütseo. 

Art. 5w 1) Wenn ein Werk in Gestalt eines Buches oder dramatischen 

Stückes zum ersten M.ile in einem fremden Lande verofTentlicht wird, auf 
welches ein Erlass in Ausfuhrunji^ der Gesetze üImm- internationales Urheber- 
recht Bezug hat, so soll der Verfasser oder der Verleger, je nachdem, wenn 
sieht anders durch den besagten Briass bestimmt ist, dieselben Rechte ge- 
messen, um die Verölfeotlichuuf^ oder Einführ in das Vereinio:te Koni<^reich 
jeder nicht von ihm autorisierten Übersetzung: zu vorhindern, die ihm zu 
Gebote stehen, um die Veröffentlichung oder EmXuiir eines Jtfachdrucks des 
Originals ZQ Yerhindem. 

2) Wenn aber uuch zehn Jahren oder nach irgend einem in dem Erlass 
Torgesehenen Zeitraum vom Ende des Jahres an, während dessen das Werk 
oder im Fülle eines in Lieferungen erschienenen Werkes, jede Lieferung 
des Werkes som ersten Male Terdffentlicht ist, eine autorisierte englische 
fTbersetzuii}:; nicht erschienen ist, dann vorfällt das Recht, die Verijfl'ent- 
hchung oder i!linfuhr einer nicht autorisierten Übersetzung des Werkes in 
das Verei nieste K<migreieh zu verhindern. 

3) Die Gesetzgebung über Urheberrecht, einschliesslich des gegen- 
wärtigen Gesetses, findet Anw^dung auf die gesetamässig veröffentlichte 
Übe rsrtzunc; eines Werkes unter deoselb^i Bedingungen, als handelte es sich 
um ein Ontjjinalwerk. 

4) Diejeuiiijeü Ucstimmuugen des Gesetzes von 1852 betreffend das iuter- 
lationale Urheberrecht au Übersetzungen, welche nicht durch dieses Gesott 
aufgehoben sind, lindeu weiter Anwendung, gleich als waren sie Ten neuem 
ja diesem Artikel vorlese hrielien. 

Art. 6. Wenn ein Erlass in Ausführung der Gesetze über internationales 
Urheberrecht zu Gunsten eines fremden Landes veröffentlicht ist, gedessen 
4er Yttfasser und der Verleger jedes litterarischen oder Kunstwerkes, 
welches zum ersten Male vor firm Fnkr;i fttrcten des Erlasses herausgegeben 
ist, dieselben Rechte und dioseibcu Rechtsmittel, als wenn die besagten 
Gesetze, das gegenwärtige Gesetz und der betreifende £rlass aur Zeit der 
Veröffentlichung Anwendung auf das besagte Irande Land gehabt hätten. 
1» Falle jedoch, dass vor der Veröffentlichung eines Erlasses jemand in 
dem Vereinigten Königreich ein Werk in gesetzmässiger Weise heraus- 
gegeben hat, soll nichts in diesem Artikel die mit einer solchen VerOffent- 
Ü^ung entstehenden oder daraus resultierenden Interessen oder Rechte 
schmälern oder beeinträchtigen, welche an genanntem Zeitpunkt bestehen 
lad als gültig anerkannt sind. 

Art. 7. Wenn es notwendig ist, die Eustenz oder das Becht des Eigen- 
tams an einem Werke zu beweisen, welches zum ersten Mate In eineiii 
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frewdcu Lftndü iierauägegebea iat^ auf welches uiu kouigüchei iu Auafühniag 
d«r Oosetse für lateniatiGnales Uriiebemdit rerlMfeiit^hter Erla« sieh b«- 

sieht, soll ein Auszug der Kiiitrai^ng oder rino Hescheinigung oder dw 
andere Urkunde, die das Vorhundrnsein des Urhi berrcchts oder der Person, 
die dessen Eigeutiimer ist oder in Bezug aui gericiitiiciie in dem Vereinigteo 
Königreich auszuttbende Verfolgung als der Bigentttmer des Rechts der Yet- 
vielfältigung anzusehen ist — weuu sie beglaubigt ist entweder durch das 
Aintssiegel eines Staatsministers des besagten fremden Landos odor thirch 
das Aintssiegel oder durch die Unterschrift eines grossbritauuischen, dipio- 
matiseheii oder konsiilarischen Vertreters In dem besagten Lande ~ ango- 
Dommen worden als Beweis der darin erwähnten Thatsachen, und jedes 
Gericht soll besagte offizielle An^ts^;!e^i^el und Unterschriften zu Protokoll 
nehmen, wie in diesem Artil^ei gesagt ist, und die so beglaubigten Urkuodea 
ohne weiteren Beweis gelten wsen. 

Art. 8. 1) Die Gesetze betreffend das Urheberrecht finden, gemäss des 
Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes, auf jedes litterarische oder 
Kunstwerk Anwendung, welches zum ersten Male in einer der britischen 
Besitzungen unter den Bedingungen verOitentltcht wurde, unter denen sie 
auf Werke Anwendung finden, die zum ersten Male im Vereinigten König- 
reich TeröffentUclit worden. 

Ks finden jedoeli n) die Vorschriften über die Eintraj^untr des Urhebe^ 
rechts an solchen Werken keine Anwendung, im Falle dass die GesetJi- 
gebuug genannter Kolonien die Eintragung genannten Urheberrechts regelt; 
und es wird 

b) im Falle es sich um ein Bach liundelt, die Abliefernni; eines Exem- 
plars genannten Buches an bestimmte Personen oder V^erwaltungen nicht 
verlangt. 

2) Wenn ein Eintrugsbuch für Urheberrechte an Büchern unter dsr 
Autorität der Begierung einer der britisdien Besitzungen geführt wird, 

soll ein Auszug nns diesem Eintrags])uch, dessen Richtigkeit durch <!''n 
Vorsitzenden des Eintrageamtes beglaubigt und das durch die Hinzufiiguag 
des öffentlichen Siegels einer britischen Besitzung oder des öffentlichen 
Siegels oder der Ifiuidzeichnung des Gouverneurs einer britischen Besitzung 
oder des Koloniab^pkretärs oder irgend eines Sekretärs oder bev(dlmächtigten 
Vertreters ein<!s Verwaltungsarats bei der KcL^ierun^' einer britischen Be- 
sitzung als formeller Beweis dessen gelten, was im genannten Eintragsbuch 
verzeichnet steht; alle (ierichtshdfe sollen Kenntnis in amtlicher Form 
solcher Siegel und ünterschr ift> n nehmen und ohne weiteren l'.eweis jede» 
mit solchen lugcnschafteu der Echtheit versehene Dokument als Beweis- 
mittel zulas-sun. 

8) Wenn vor Annahme des gegenwärtigen (Tesetzes ein Gesetz oder «in 
Erlass betreffend das Urheberredit an litterarischen oder Knnstwffiii^n 
in iri^end einer britischen TJe-itzung in Kraft getreten ist, kann Ihr* 
Majestät einen königlichen I>lass veröffentlichen, welcher die Gesetze üb« 
das Urtieberreeht und das gegenwärtige Gesetz in ihrer Anwendung wrf 
genannte britische Besitzung und auf die litterarischen und Kunstwerke, 
welche dascdbst zum ersten Ma!i^ vrr iftVntJicht werden, veränderti und di(S 
in solcher Weise, als Ihrer Majestät in ihrem Hat beliebt. 

Nichts in den Gesetzen über das Urheberrecht oder im gegenwärtigen 
Cksetz soU die Annahme irgend eines Gesetzes oder Erlasses in sin«r 
britischen Koloni'' liindoni, welches Gesotz oder welcher Erlass im h<^- 
soüderen das Urheberrecht an Werken betrifft, die in dieser Besitzung u»<l 
xwar innerhalb der Landesgreuzen genannter Besitzung zum ersten Male 
Terttffentlicht . werden. 
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Art. 9. Wenu es Ihrer Majestät gefällt zu bestimmeu, dass ein küuig- 
Ueher, in Aasfährang der G^etse tiher internationales Urheberrecht ver- 
Sflentlicbter Erlass, welcher nach rlrni Inkrafttreten dieses Gesetzes sn 
Gunsten eines fremdpn Landes yor ifTi ntlicht ist, auf ir^jend eine der britischen 
licsitzungeQ nicht Auwendung ntidcu soll, so kann llire Majestät in dem- 
selben Erlass oder in einem andern bestimmen, dass der besagte Erlass, 
sowie die Gesetze über internationales Urheberrecht and das gegenwärtige 
Qesetz und die Gesetze ähnlicher Art keine Anwendung auf besagte britiscne 
Besitzung finden sollen, mit Vorbehalt der notwendigen Massrrofeln, um 
Bechten nicht zu schaden, die vor der Veröffentlichung besagten Erlasses 
erworben wurden, und der Wortlaut der besagten Gesetse, die sich auf die 
Besitzungen Ihrer M.'ijf^-tät bezit^ien, sollen denicreniass nn?£;elef?t werden; 
hingeg^cn sollen, ausj^onommen die in si»lchcm Erlass vorpesclicncn Punkte, 
die besagten Gesetze und das gegenwärtige Gesetz Anwendung auf jede 
britische Besitzung findeOf als wären sie ein integrierender Teü des Ver- 
anigten Königreichs. 

Art. 10. 1) Ihre Majei>tät ist autorisiert, je n;u li de n Umständen könig- 
üehe Erlasse zum Zwecke der Anwendung der Gesetze über internationales 
Vfheberreeht und dieses Gesetzes zu TerOffentlichcn und jeden froheren 
Srlass, der in Bezug auf die besagten Gesetze oder auf eines derselben 
veröffentlicht wor<1t ri ist, zu widcrrüffMi n«lor zu auilern. 

2) Kein unter .solchen Umstaudeu verottcutlicbter Erluss soll den Bechten 
sdiadeu, die zur Zeit der Verölt'entlichung iu Kraft waren, sondern aaf den 
Sdmtx solcJier Bechte Bficksiisht nehmen. 

Art. 11. In dem gegenwärtigen Gesetz, ausgenommen, wo der Zu- 
sammenhang den Sinn ändert, 

bedeutet „litterarisches oder Kunstwerk" jedes Buch, jeden ötich, jede 
Idfhographit , j doBUdhaiieraTlidt, jedes dramatische Stilek, jede mnsikmche 
Komposition, jedes Gemälde, jede Zt ii litiung, jede Photographie imd jedes 
»ndere Werk der Litteratur oder d« r Kunst, auf w^lch^s flif» Gesetze sich 
erstrecken können, die auf Urheberrecht, sei es für das Inland, sei es für 
das Ansland, Anwendnng iniden. 

Bas Wort „Verfasser" bedeutet denjenigen, welcher ein litterarisches 
od^r Kunstwerk erfindet, ersinnt, zeichnet, graviert oder ausführt, und 
schüesst jeden Eigentümer des Urheberrechts in sich; in dem Falle eines 
hhiteriassenen Woikos bedeutet es den Eigentftmer der Handschrift eines 
solchen Werkes und seine Rechtsnachfolger; in dem Falle einer Encyklopädie, 
Bevue, Zeitschrift oder eines pcriorlischf^n Werkes oder eines in einer Reihe 
fon Bänden oder Heften herausgegebenen Werkes bedeutet es den, der 
^Bsen Eigentümer ist, den, der dasselbe entworfen hat, den, der die Her* 
ausgäbe oatemimmA, oder den, der sie leitet. 

Die Wörter „darstellen" und „Darstellung" und ähnliche Wörter 
KhUeRscn in sich Aufführung und ähnliche Ausdrucke. 

Das Wort „Tcröffentlicht" bedeutet, je nachdem, herausgegeben oder 
▼eifertigt oder, im Falle eines SchauspieÜB nnd eines Unsikweikes, dar- 
gestellt oder anfgeftthrt, nnd das Wort «VerOlfentllchimg'* ist in derselben 
Weise auszulegen. 

Der Ausdruck „in Lieferungen veröffentlichtes Buch" schliesst in sich 
wde Revue, jede Zeitschrift, jedes periodische Werk, jedes in einer Reihe yon 
Bänden oder Heften herausgegebene Werk, die Arbeiten von Gesellschaften 
oder Vereinen und andere Bücher, von welchen verschiedene Bände oder 
Hefte zu verschiedenen Zeiten herausgegeben werden. 

Das Wort „Vertrag" bedeutet jede Konvention und jedes Überein- 
httnmen. 



Digitized by Google 



192 Grossbrit&nnien. 

Der Ausdruck „Britische Besitzung" bezieht sich auf jeden Teil der 
Besiixungen Iluror Uajest&t amserlialb des Vereinigten Königreichs; wenn 
diese Besitzteile mter einer doppelton, centralen sowohl wie lokalen, 
gierung stehen, so sind sämtliche Teile, die unter derselben centralen Re- 
gierung zttsauuneiigefasst sindf im äiaue dieser Definition als eine einzige 
britische Besitzang za betrachten. 

Art. 12. Die in dem dritten Anhang zu dieami Gesetz aufgeführten 
Gesetün (sifhe Anmerkung S. 119) sind hierdurch ausser Kraft gesetzt von 
dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes, innerhalb der aufgeführten Be- 
seloftDkaugen, ausgenommen die Anwendung folgender BestiiBmiingenr 

a) Wenn ein königlicher Erlass zur Ausführong der Oes« tz« aber 
internationales Urheberrecht zu Gunsten eines fremden Lande? vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Tcröftentlicht worden ist, soiiea 
die hierdurch ausser Kraft gesetzten Bmtiromnngen weiter bis nur 
Widerrufung genannten Erlasses Kraft haben in Bezug ani dee 
T.aiul, auf wek-)if"? iler besagte Erlass Anwcndunrc tiudet. 

b) Besagte Ausserkrailäetzung und Widerrufung äoii keinen Bechten 
sdiaden, die vor dieser Widerrufung erworben wanm, ond diese 
jEtechte sollen weiter bestehen und in Anspruch genommen werden 
können, als hatte besagte Wlderrofang and Ansserknltsetiug 
nicht stattgefunden. 

, 6€8etz vom 5. Juli 1888 Aber die Einziehuiig der Strafen für 

unerlaubte Auffuhrung geschützter musikalischer Kompositionen. 

Art. 1. Trotz der Bestimmungen des Gesetzes vom 10. Juni 1833, 
welches den Zweck hat, die Bestimmungen betreffs des Eigentums an 
dramatiseben Werken und die aller andern Gesetze, in wdehen diese Be- 
stimmungen einverleibt sind, zu ändern, sollen die Busse oder der Schaden- 
ersatz, die auf diese Klagen oder Prozesse hin wegen jeder Darstellung 
oder Aufführung eines musikalischen Werkes zu bezahlen sind, mag das- 
selbe Tor oder nach dem Inkrafttreten dieses Oesetses TerOffentlieht sein, 
in einer Höhe bestimmt werden, die dem Gerichtshof oder dem zuständigen 
Siebter angemessen erscheint. Der Gerichtshof oder der Richter soll in 
dieser Beziehung ein unbeschränktes Verfüguugsrecht ausüben; er kann für 
jede gesetzwidrige Darstellung oder Aufftthrnng eine Smnme unter 40 SIL 
oder eine nominelle Strafe oder nominellen Schadenersata festsetsen, Wtel 
solches einer gerechten Straf festsetzung entspricht. 

Art. 2. Wer die Kosten solcher Klage- und FrozessYcriaiiren za be- 
sshlen hat« ist der nnbeschiSokten Sntseheidnng des Bichters aaheimgeatellt 
Durch diesen Artikel Yerliert Art 4 des Gesetzes toh 1888 seine WiA- 
samkeit. 

Art. B. Der Eigentümer oder Pächter irgend eines für dramatische 
Unterhaltungen benutzten Lokals oder andern Ortes, in welehem ein mns^ 
kaiisches Werk vor oder nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in une]^ 
laubter Weise dargestellt oder aufg<»fn!irt worden ist, soll dieserhalb nur 
zur Bezahlung einer Strafe oder zum bchadenersatz angehalten werden, 
wenn er yors&tzlich die DarsteUnng oder Aufführung gegeben oder erlaabt 
hat, bei gleichzeitiger Kenntnis dsTon, dass dieselbe gesetzwidrig sei. 

Art^ 4. Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine Anwendung 
auf Klagen oder Prozesse wegen Darstellung oder Aufführung einer Oper 
oder eines Btthnenspiels in einem Theater o^er andern gcsetinnissig «m- 
zessionieiteD öffentlichen Tergnngungslokäl. 
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Dekret vom 29. Oktober 1879 betreffend das litterarieche Eigentunu 

Art. 1. Die Eowohner der Kepublik haben das ausschliessliche Recht, 
so oft sie ('S fiir jnrpoig^nrt prarhten, ihre Originalwcrke ganz oder teilweise, 
sei es durch Kopien oder iiandächriftlicbe Abschriften, sei es mit Hilfe der 
Piesse, der Lithographie oder jeden anderen ähnlichen Verfalirens sn ver- 
öffentlichen und zu yervielfältigen. 

Art. 2. Das durch den Torhergchenden Artikol zuerkannte Recht er- 
streckt sich auf mündÜcho oder geschriebene Vorlesungen und auf jede 
ÜffentUch gehaltene Bede jedweder Art. 

Art. 3. Die ausgearbeiteten Berichte und die in den politischen Ver- 
samnilnnr'cn prohaltenen Reden, die in die periodischen Voröffcntlichnngen 
eingerückten wissenschaftlichen oder litterarischoii Artikel und Originai- 
gedichte sind, was das Recht, Sammlungen derselben sn bilden, anbetriffi, 
Mi den im Artikel 1 erwähnten Werken inbegriffen. 

Art. 4. Die Privatbriofe dürfen ohne die Zustimmung der beiden Per- 
sonen, zwischen denen sie gewechselt wurden, oder ihrer £rben nicht ver- 
{rifentlieht werden, ausser wenn diese YeiOffentliehiing notwendig ist, um 
irgend ein Recht festzustellen oder zn yerteidigen, oder wenn das Oifentliche 
Interesse oder der Fortschritt der Wissenschaften es erfordert. 

Art. 5. Das Recht am litterarlächcn Eigentum ist zeitlich unbeschrankt. 
Nach dem Tode des Urhebers geht es gemäss den Gesetzen an seine 
Erben fiber. 

Art. 6. Der Urheber und seine Erben können dieses Eigentum wie 
jedes andere Kigentum veraussem, und der Cessionar erwirbt gemäss den 
Bedingungen des Vertrages alle Rechte des Urhebers. 

Art 7. Wenn der Urheber, nachdem er das Eigentum ebes seiner 
Weike abgetreten bat, dieses Werk seit jener Zeit wesentlichen Ver- 
ändemngcn unterzog, hat der Cessionar nicht das Recht, Einspruch dagegen 
zu erheben, dass dieser Urheber oder seine Erben das verbesserte Werk 
▼exdffentlichen oder Terfinsseni. 

Art. 8. Der Richter wird in dem durch den Yorhergehenden Artilod 
vorgesehenen Fall nach Anhörung eines SiichverstädiKen-Berichts Bestirinning 
treffen; er kann ausserdem das l'rtril gelehrter i^örperschaften, deren Be- 
fragung er für geeignet erachtet, eiuhuieu. 

Art. 9. Hinsichtlich der nachgelassenen Werke sollen die Erben und 
Cessionare dieselben Bechte wie der ürbeber baben. 

Art. 10. Die anonymen oder Pseudonymen Werke gehören zu den 
Werken, auf welche sich die durch das gegenwärtige Gesetz verordneten 
Vorschriften beziehen, und zwar von dem Augenblick an, in welchem der 
Uiii^r, seine Erben oder seine Vertreter ihr Eigentumsrecht gesetzmässig 
fotgestellt baben. 

Art. 11. Die Akademien und anderen wissenschaftlichen und litterariscbejl 

Anstalten haben das Eigentum der Werke, welche sie veröffentlichen. 

Art. 12. Im Falle der VerötTenilichung eines Wörterbuches, einer 
Encjkiopädie oder jedcd uudereu von uichreren Pcrsuueu zusaiunieugest eilten 
Werkes, deren Namen mau kennt, gehört das Eigeutom allen Mitarbeitern, 
wenn 0? uTunüp:]ich ist, den|enigen Teil zu bestimmen, welchen jeder von 
ihnen verfasst bat. Wenn diese sich hinsichtlich seines Cfebrauches nictit 
einigen können, soll mau die li.atbcheidung der Mehrheit überlassen. Wenn 
sich keine II ebrkeit bilden kann, soll der Bickter sein Urteil abgeben. /. 
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Art. 15. in dem durcii dou vorher-f^eheuden Artikel vor^oselicnen Fall 
geht, wenn einer der Urheber sterben sollte, ohne Erben oder Oessiouarc zu 
unterlassen, sein Becht auf seine Mitarbeiter vermittelst Zuwachses über. 

Art. 14. W'^nn man in einem Werk von der Art derjenitjon, welche 
im Artikel 12 erwähnt sind, die Urheber von bestimmten Teilen kennt oder 
wenn mau beweisen kann, welche es sind, genierst ein jeder gemäss dou 
Bechtsgrondsätzen das Eigentum an dem von ihm Terfassten Teile; das 
Toll^tandjn:«- Werk kann aber ohne Zustimmung der Mehrheit nicht von 
neuem veniftentlicht werden. 

Art. 15. Wenn das durch verschiedene Mitarbeiter zusammengestellte 
Werk Ton einer einzigen Person Teröffentlicht wurde, soll diese das Eigen- 
tum des ganzen Werkes be.sit;5t n, unbes( hudet des jedem Urheber zustehen- 
den Rechtes, seine Arbeiten aufs neue zu veröfit'entlicheu, sei os einzeln oder 
in Gestalt einer Sammlung. 

Art. 16. In dem durch dim vorhergehenden Artikel vorgesehenen Fall 
kann der Verleger besagte Arbeiten ohne Ermächtigung ihrer Urheber nicht 
einzeln veröftentlichen. 

Art. 17. Hinsichtlich der politisclien Zeitschriften ist das einzige an- 
erkannte Eigentum dasjenige der wissenschaftlichen, litterarischen oder kttnst^ 
lerise.hcn xVrtikel, welche sie enthalten, seien diese Artikel nun Original- 
arbeiten oder übersetzt; derjenige aber, welcher irgend eine Stelle des freien 
Teiles veröffentlicht^ muss den Titel und die Nummer der Zeitschrift an« 
lllhren, aus welcher das Gitat entnommen ist. 

Art. 18. .Teder Urlieber hat das Recht, sich die Befugnis, Über.sotzuugen 
seiner Werke zu voröffentlichen, vorzuliehalten; er muss aber in diesem Fall 
erklären, ub sein Vorbehalt auf besLimnito Sprachen beschränkt ist oder ob 
sich derselbe auf alle besieht. 

Art. 19. Wenn der Urheber diesen Vorbehalt nicht gemacht, oder wenn 
er die Refugnis, sein Werk zu übersetzen, abgetreten hat, geniesst der Über- 
setzer alle Hechte des Urhebers hinsichtlich seiner Übersetzung; er kann 
aber keinen Einspruch dageg(;n erheben, dass das Werk von anderen Aber* 
setzt werde, sofern ihm nicht der Urheber gleichfalls die Befugnis bewilligt 
hat, jede andere tlbersetzung zu verhindern. 

Art. 20. Niemand kann ohne die Erlaubnis des Urhebers das Werk 
anderer vervielfftUigen, unter dem Vorwand, es mit Anmerkungen oder Er* 
lauterungen zu versehen, es zu vervollständigen oder eine verbesserte Aus- 
gabe dessollx'u zu veranstalten. Derjenige, welcher das Werk anderer mit 
Anmerkungen versehen oder Zusätze zu demselben gemacht hat, kann diese 
Aamerkusgen und ZusKtxe einselu verOITentiichen, in welchem Fall er als 
deren Eigent inner betrachtet wird. 

Art. 21. Die Erlaubnis des Urhebers ist gleichfalls erforderlich, um 
einen Auszug oder einen Abriss seines Werkes zu Tcrüffeutlichen. Wenn 
jedoch dieser Auszug oder dieser Abnss von einem solchen Wert oder masr 
]K>lchen Wichtigkeit ist, dass er ein neues Werk ausmacht, oder wenn er 
derart ist, dass er Dienste einer allgemeinen Nützlichkeit leistet, kann die 
Ecgierung seinen Druck ermächtigen, nachdem sie vorher die Beteiligten und 
xwel von jeder der Parteien ernannte Sachverständige vernommen hat. In 
diesem Falle hat der Urheber oder der Eigentilmer des ursprünglichen 
Werkes dns TlfrU zu fordern, dass sein Name auf dem Abriss beibehalten 
werde, und er kanu Anspruch auf eine Entschädigung machen, welche nach 
Vemeiimung derselben Beteiligten und 8aehverstlln<ugen festgesetzt wird. 

Art. 22. Der Verleger, welcher weder Erbe, noch der Oessionar des 
Eigenttimers des Werkes oder des Eig»>ntümers der Fbor^^etzung ist, besitst 
nur die Hechte, welche ihm durch das mit ihm abgeschlossene Übereinkommen 
bewilligt worden sind. 
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Art. 23. Der Verleger eines vorher dem Gemeingut verfallenen Werkes 
bebült des&eu Eigentum nur vährcnd der Zeit, welche er braacht, um seine 
Angabe m TerSffeDilichea «nd ein Jahr darftber. Dieses Recht erwirkt 
Ulm nicht die Hefagnis zu verhindern, dass andere Ausgaben aosseriialb des 
Gebiets der Ko publik hergestellt werden. 

Art. 24. Kin Werk wird als dem Gemeingut verfallen betrachtet, wenn 
sein Urheber oder sein Eigentflmer gestorben ist, ohne Nachfolger zu liinter^ 
laasen. 

Art. 25. Der Verleiher eines anonymen oder von einem Pseudonym ^e- 
»idmeten Werkes hat dieselben Kechte wie der Urheber, ausgenommen die 
Änwendong der Bestimmungen des Artikels 10. In dem dureh diesen Artikel 
vorgesehenen Fall erlangt der Eigentümer alle seine Rechte wieder, und der 
Terlesrer stellt -u-h zu seinen Diensten, damit er über die vorhandenen 
Exemplare verfüge oder deren Preis beziehe; wenn es aber erwiesen ist, dass 
dieser Verleger unehrlich gehandelt hat, soll gegen ihn gemäss den Be* 
Btiinmangeii der Striifß:esetzgebung verfahren werden. 

Art. 2(>. Der Staat ist Eigentümer der in den nffentlichen Archiven 
autliewahrtcii Handschriften, und diese Handschriften können demzufolge 
obe eine ErmSehtigung der Regierung nicht verOffentlieht werden. 

Art. 27. Er ist gleichfalls Eigentümer der Toa der B^ieruug ver- 
öffentlichten Werke, vorbehultlicli der Abmachungen, welche aswischeu dieser 
ud den Urhebern oder Verlugeru ciutreten konnten. 

Art. 28, Behufs Wahrung des Eigentums seines Werkes muss sich der 
Uiheber oder sein Vertreter an das Ministerium des dffentliehen Unterrichts 
wenden, nm sein Recht (jCHetzHch anerkennen zu lassen. 

Art. 29. Der Urheber jedes gedruckten Buches soll vier Exemplare 
desselben abliefern, von denen eines in der Nationalbibliothek, ein anderes 
m Oenenlarehir und die anderen beim Ministerium des dffeatUehen Unter* 
richts hinterlegt werden sollen. Eine ähnliche Tlinterlegang soll ftlr jede 
oeae Auflage oder Übersetzung des Werkes stattfinden. 

Art. 30. Das vorerwähnte Ministerium soll dem Beteiligten eine be- 
Nleinigte Ausfertigung des Beschlusses, welcher das Eigentum des Werkes 
II seinen Gunsten anerkannt hat, verabfolgen, und diese Ausfertigang sott 
ihn fils hinreichendes lieweisstück dienen. 

Art. 31. Wenn ein Werk, ohne mit dem N'n ?nen des Trhebers versehen 
zu sein, veröffentlicht wird, soll dieser den im Artikel 2Ü erwähnten Exem- 
plaren, wenn er das Eigentum des Werkes xa geniessen wünscht, einen ge- 
schlossenen Umschlag beifü<z:en, welcher seinen Namen enthalten soll und 
welchen er in der ihm am geeignetsten scheinenden Wci^e bezeichnen kann. 

Art. 32. Alle Urheber, Übersetzer und Verleger sollm ihre Namen, das 
Batam der Veröffentlichung und die gesetzlichen Beding uuj,cu oder Warnungen, 
welche sie als nötig betrachten, auf dem Titel der veröffentlichten Bttelier 

eintragen. Torbehaltlich der im vorhergehenden Artikel vorgesehenen Aus- 
oalune kann derjenige, welcher verabsäumt, sich nach den Vorschriften des 
gegenwärtigen Artikels zu richten, sein Eigentumsrecht nicht ausüben. 

Art. 83. Wer auch immer das Werk anderar ohne die Zustimmung des 

Ülkebers oder seines Vertreters vervielfältigt, Torlälit den folgenden Strafen: 

1. I'f schlao:Ti^hmG nller FKeniplure des betrüblicherweise gedruckten 
Werke«, weiche m seinem Besitz gefunden werden; diese Exem* 
plare werden dem Urheber oder sefaien Vertreten ttbergeben; 

2. £rsatz des Schadens und Nachteils, wekhen der Eigentttmer des 
V,' rkes erlitten hat. Die Entschüdigung wird von dem Bichter 
ie6tgci>et2t, welcher vorher die l:'artoien anhören und sich einen 
SachTerBtäadigen-Berieht erstatten lassen soll; 
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8. Verurteilung in «lie Prozcssko>ten und in die persönlichen Kla<^e- 
kosten. Im Wiederbet retun^^sfalle soll ausser den soeben an- 
gei^ebenen Strafen eine Goldbnsse auferlegt werden, die nicht 
weniger als hundert Piaster und nicht mehr als fftu^tdinbundert 
Piaster betragen soll. Bei uenem Rückfall soll man ausser diesen 
Strafen diejenige verschärfter Haft, nach den Umätaaden gesteigert, 
fitUen. 

Art. 34. Wenn der Urheber oder der Eigentflmer eises Werkes erfahrt, 
dass dieses Werk im Begriff steht, unerlaubt erweise gedruckt oder verbreitet 
zu werden, kann er bei dem Eiciiter erster Instanz des Bezirks, in welchem 
der Betrug begangen wird, nftcbsnehen, dass der Druck oder das AnsMeten 
des Wti'kes sofort verboten werde, und der Richter ist Terpilicbtet, dissem 
Ansuchen gemSss den Eecbtsvorscbriften naebznkommen. 



Haiti. 

Gesetz vom 8. Oktober 1885 über das litterarlsche 
und kOfietlerieehe Eigentum. 

Art. 1. Der Ausdruck „Werke der Litteratur und Kunsf^ umfasst 
Bfteher, Broselittren und Schriftwerke jeder Beschaffenheit, dramatische Werke 
aUer Art, musikalische Kompositionen mit oder ohne Text und Musik- 
Arrangements, Werke ilcr zeicbnendt-n Kunst, der Mairrei, der Bildh-inprci, 
Stiche, Lithographien, geographische Karten, Pläne, wisscDSchaftliche Skizzen 
und Qberhaupt jedes litterarische, wissenschaftliche oder kftnstleiiscbe Weik, 
welches durch irgend ein Bruck* oder YerTtdAltignngsTerfahreu yeröifent- 
licht werden kann. 

Art. 2. Die Urheber dieser Werke geniessen das nach verzeichnete 
Eigentumsrecht und das Privilegium gerichtlicher Klage iiagen die Nadi> 
macher oder Verkäufer ihrer Werke unter der alleinigen Bedingung, auf dSM 
Staatssekreturiiit des Innern fünf durch den Vorsteher dieser Abteilung an 
die verschiedeneu uüentlichen Bibliotheken zu verteilende Exemplare dc^ 
selben sa hinterlegen. 

Art. 3. Diese Hinterlegung soll erfolgen: 

1. für jedes von ''iiifMn Haitianer in ITa'iti oder im Ausland verdient* 
lichte Werk im selben Jahre der Veröffentlichung; 

2. för jedes Toa einem Haitianer in Haiti oder im Ausland Yor Be- 
kanntmachung gegenwärtigen Gesetzes TeröffentUehte Werk ii 
einem Zeitranm von zwei Jahren. 

Art. 4. Die durch Erbfolj]:e oder auf andere Rechtsansprüche hin in 
den Besitz nachgelassener Werke gelangten Eigentümer werden den ürhehen 
derselben gleichgestellt und gcniossen mit der Verpflichtung, diese Werke 
einzeln zu drucken, die gleichen Kechtc uvj\ die t^leichen Privilegien unter 
Nachachtung der Bestimmungen gegenwärtigou Gesetzes. 

Art. 6. Die Urheber haben das ausschliessliche Recht, während ihres 
Lebens ihre Werke jeglicher Art zu verkaufen, yerkaufen zu lassen, zu ver- 
teilen, darzustellen, in eine andere Sprache 7.n übersetzen oder iibrrpct^rcn 
zu lassen, das Eigentumsrecht an denselben im (Manzen oder teilweise zu ver- 
kaufen, unter Benutzung der zur Vervielfältigung jeder Gattung Werke ge- 
eigneten Verfahren. 

Art. 6. n i;^-elbe Privilegium, welches sich auf die Wittwen -führend 
ihres Lebens erstreckt, wird auch auf die Kinder für den Zeitraum von 
20 Jahren Qhertragen und, falls keine Kinder vorhanden wären, während 
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10 Jahron auf die anderen Erben oder Eigentflnier, wonaeh die Werke dem 

Qemeiugut verfallen. 

Art. 7. Wer ein künstlerisches oder litterari'^ches Werk, dessen Eigen- 
tom er nicht erworben hatte, ohne schriftliche EinwilUgnng des (Jrhebcrg 
oder seiner Recht >inhaber veröffentlicht, vervielfältigt, stellt oder r^nr- 
stellen lägst, ist des Vergehens der Nacbrnachona: scliuldi«r und wird gemäss 
dem Strafgesetzbuch und den gegenwärtigen Ikstinimungen bestraft. 

Art. 8. Die /.nständlge Behörde ist anirebtUten, beim ersten Antrag der 
Urheber, üirer Erben oder anderen Eifjentnmer und zu 'ler« n Gunsten alle 
Eiemjilare oder alle Kopien oder Verklt in- run^ren des ohne die im vorher- 
gehenden Artikel erwälinte Zustimmung durch irgend ein Verfahren ge- 
draekten, gestochenen, gemalten oder gezeichneten oder in Bildhaaerariwit 
kofesteliten Werkes mit I > hlag zn belegen. 

Art. 9. Der der Na' htiia« Imng Schuldige wird ausserdctn vom zustitudigen 
Gerichtshof zu Guus Leu des i:<igentümerä und auf dessen Ansuchen zu einer 
dem Preis yon tausend Exemplaren der Originalausgabe gleichkommenden 
Qeldbus^^e verurteilt. 

Art. 10. Der Verkäufer nachgemachter Auseuben wird, .sotern er nicht 
als der Nuchmachung schuldig erachtet ist, zu einer dem Treis vou zwei- 
kimdert Exemplaren der Originalansgabe gleichkommenden OeldbusBe, und 
nrar gleichfalls zu Gunsten lo- Eigentümers, verurteilt. 

Art. 11. Das gegenwärtige Gesetz hebt alle entgegenstehenden Gefftze 
uüd Gesetzbt. Stimmungen auf; die Ausführung desselben liegt, jedem au 
semem TeiL» den Staatssekretaren des Innern nnd der Justiz ob. 

Strafgesetzbuch von 1835. 

Art. Jede teilweise oder ganz im Gegensatz zu den das Eigen lum 

der Urheber betreffenden Gesetzen nndBestiBinrangen gedruckte oder gravierte 

Ausgabe von Schriftwerken, einer inn«ikalischen Komposition, Zeichnung, 
Lithographie, Malerei, oder jedes anderen Erzeugnisses ist eine Nachmachong 
uud jode Narhmachuug ist ein Vergeben. 

Art. 848. Der Vertrieb nachgemachter Werke nnd die Einfuhr in das 
Gebiet Haitis von nach ihrer in HaTti erfolgten Druckherstellnng im Aus- 
land nachg-emachtcn Werken sind Vergehen LHeirher Art. 

Art. 349. Der der Nachmachung oder i^iulubr Schuldige verfällt einer 
Geldbnsse von mindestens- hondert und höchstens TieAnndert Goorde 
(4 Mk. 4.05) und der des Vertriebs Schuldige einer Oeldbusse von iniudestons 
sechzehn und höchstens achtzig Gourde. Die Beschlagnahme der nach- 
gciuaciiicn Ausgabe wird sowohl gegen den der Nachmachung, als gegen den 
der Einfnhr und des Vertriebs Sdinldlgen yerfflgt Die Platten, Formen 
oder Matrizen der nachgemachten OegenstSnde werden gleichiaUs be- 
schla^Mjahmt. 

Art. 350. Jeder Schauspiel-Direktor oder - CJnteruclimer und jede 
Könstler-Verdnigang, welche anf Ihrm Theater dramatische Werke im 

Gf!2:oTi:3atz zu den das Eigentum der T'Hir-ber betreffenden Gesetzen und Be- 
stimmungen hat aufführen lassen, wirci mit einer Geldbusse von mindestens 
Tiemndzwanzig und höchstens achtzig Guurde und mit der Beschlagnahme 
der Ebnahmen bestraft. 

Art. 351, In den durch die vier vorhergehenden Artikel vorgesehenen 
Fällen sollen das Erc'e^mis der Beschlagnahmungen und die beschlagnahmten 
Sinnahmen dem Eigeniumer übergeben werden, um denselben damit für die 
^ttene Benachteilignng zu entschädigen. Der Mdhrbetrag seines Schadmi- 
betrags oder der ganze Schadenbetrag, falls weder Verkauf beschlagnahmter 
Gegenstände noch Einnahmen-Beschlagnahme stattgefunden haben, wird durch 
gewöhnlichen Klageweg geordnet. 
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Honduras. 

Strafgesetzbuch vom 29. Juli 1898. 

Art. 523. Der im Artikel 521 Yorgesehcnen Str&fo (81 Tage bis 1 Jahr 

Strafanstalt) verfallen diejenigen, welche Betrag irgend weulier Art ia 
Sachen des Utterarisohen oder gewerbliciien Eigentums begehen. 

CMIgesetzbnch vom 31. Dezember 1898. 

Art. 444. Der Urheber eines littcrarischen, wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Werkes hat das Recht, dasselbe anszonützen and nach seinem 
Belieben darüber /a verfügen. Dasselbe Beeht steht dem Erfinder hinsiekt» 
lieh seiner Erfindanpf oder KntflrekiTn^' zu. 

Art. 445. Die das geistige und gewerbliche Eigentum betreffenden Ge- 
setze*) sollen die Personen, denen dieses Hecht zusteht, die Arten seiner 
AnsfÜhmng, sowie seine Daner bestimmen. In den durch diese Specials 
geset:'«" w<"der vorgesehenen noch entschiedenen Fnllon sollen die in gepron- 
wärtt<^(-m Gesetzbuch in Eigentomsangelegenheiten festgesetzten aligemeiaea 
Kegeln Anwendung finden. 

Italien. 

Königlichee Dekret vom 19. September 1882, No. 1012. 

Einziger Text der Gesetze 
die Rechte der Urheber geistiger Werke betreffend. 

1. Kapitel. Hechte» welche den ürhebem Ton Geisteswerken 
zastehen, Daaer and Art ihrer Ansttbang. 

1. Die Urheber Ton Gfeisteswerken haben das ausschliesslielie Beekt, 
solche zu yerOffentUcbeo, ztt TerrieUftltigen und die YerrielfttltigiiBgea sa 

verkaafoD. 

§ 2. Qlcicbgeachtet der dem Urheber eines Werkes Yorbehaltenea 
VeKUfoatlichnng werden: 

der Dnirk ndnr eine rind'Mv ähnliche Art der Veröffentlichung 
YOn Improvisationen, Vorlesungen und mündlichen Unterweisungen, 
auch wenn sie öffentlich geschehen und mittelst der Stenographie oder 
sonstwie nachgeschrieben sind; 

der Druck oder eine andere ähnliche Art der Voröffentlichnilg xa 
Sffontlicher Vorstellung passender Werke oder Kompositionen; 

die Darstellung and Aufführung eines zur öffentlichen Vorstellung 
passenden Werkes, einer choreographischen Handlang und irgend einer 
musikalischen KomprixitioTi, sei sie veriiffenthVht oder nicht; 

die AusftÜirong von Kunstwerken aa£ Grund von Entwürfen des 
Urhebers. 

Die in OffentUohen Yersammlungen Uber einen Qegenstaad von 

j)filiti>^c!iem oder administTatirem Tntrre?'?r> g-chnUeTien "Reden und be- 
sonders die in den gesetzgebenden Kammern gehaltenen, können in 
den Sitzungsberichten und in den Zeitungen frei veröffentlicht and 
Tervielfftltlgt werden; dagegen dttrfen sie weder als- besondeM 

*) Bisher noch nicht erlassen. 
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Veröffentlichung einer oder mehrerer Bedea eines Individuonui, noch als 
Teil einer öaiuiulung seiner Werke Yervielfältigt werden. 
§ 3. Glekbgeachtet der dem Urheber eines Werkes TorbehalteiieD 
Yenrielfältigung werden : 

die teilweise oder ganze Wiederholung der Darstelliiu^ oder Auf- 
führung eines zu öffentlicher Vorstellung passenden Werkes , einer 
ehoreograpUsehen Handlung und irgend einer mosikalisclienKompoeitioiir 
die auf Hruiid eines Manuskriptes schon öffmtlich. snr Darstellimg 
gekommen oder aufgeführt worden ist; 

die Umgestaltung für yerschiedene Instrumente, die Auszüge und 
die Anpassungen mnsikalischer Werke oder eines Teiles derselben, 
ausgenommen die Fälle^ in welchen ein Motiv eines Originalwerkes 
Grund oder Thema einer masikaüschen Komposition wird, die em 
neues Werk bildet} 

Yeründerangen des Massstabes in den Teilen oder Formen eines> 
Werkes, welches den Künsten des Zeichnens angehört; 

die Veränderung des Stoffes oder des Verfahrens bei der Wieder- 
gabe einer Zeichnung, eines Bildes, einer Statue oder eines anderea 
utnlichen Kunstwerkes. 
}5 4, Das ausschliessliche Verkaufsrecht eines Werkes umfasst auch 
da» Recht, den Verkauf von im Auslande ohne Kriaubnis des Urhebers an- 
gefertigten Vervielfältigungen im Königreiche zu verbieten. 

§ 5. Wenn das auffidiUessUche Beeht der Yeröffentlicbong, der Verriel» 
fältigung oder des Verkaufs eines Werkes mehreren Individuen gemein- 
schaftlich zusteht, 60 w\r(\ bis zum Gegenbeweis voraus^resetzt, dass alle 
einen gleichen Teil daran haben, und jeder von ihnen von jenem Eechte 
vollen Oebraneli raachen kann, Torbehaltlich des Beehts der andern auf 
Ersatz des Teiles, der ihnen zukommt. 

Im Falle einer Abtretung sind der Abtretende und der Übernehmor des 
abgetretenen Bechtos zu dieser Entschädigung solidarisch verpflichtet, wenn 
tetsterem bekannt war, dass das ilim abgetretene Bccht auch anderen 
genieinschaftlich gehörte. 

V? 6. Der Urheber eines Textes oder irgend eines anderen in Musik 
gesetzten Werkes darf nicht über das Becht der Vervielfältigung und des 
Verkaufs der Musik Terfügen ; dagegen darf der Komponist des musücaliselieD 
Werkes dasselbe vorvielfältigen und sugleich mit dem Texte, su weldiem 
die Musik gehört, verkaufen. 

Der Urheber hat in diesem Falle dasselbe Becht, welches im vorher- 
gelmiden Artikel demjenigen zugestanden ist, welcher in Gemeinschaft mit 
inderen das Urbeberrecht an demselben Werke hat. 

§ 7. Die Veröffentlichung einer Arbeit, welche aus mehreren von ein- 
ander unters^^hicdenen Teilen besteht, die aber so nebongeorduet sind, dass 
ihr Ganses ein einziges Werk oder eine Sammlung mit einem bestimmten 
Zwecke bildet, gewährt dem, welcher sie entworfen bat, das auSBCkltomliche 
Kecht, sie zu vervielfältigen und zu verkaufen. 

Jedoch behält jeder der Urheber eines der Teile, welche ähnliche Ver- 
öffentUehungen bilden, seine beztüglicken Bechte und kann ihn auch besonders 
vervielfältigen, wenn er das Werk oder die Sammlung angiebt, aus dar er 
ihn entnimmt. 

§ 8. Die Ausübung des Urheberrechtes auf Vervielfältigung und Ver- 
kauf ebies Werkes beginnt Ton der ersten Veröffentlichung desselben und 
dauert das ganze Leben des Urhebers hindurch und 40 Jahrn nach seinem 
Tode, oder §0 Jahre, gemäss der Bestimmung des folgenden Artikels. 

Die folgenden, wenn auch vermehrten oder veränderten Auflagen eines 
Welkes hiUton keine neuea Veröffentlichungen. 

Q«mIm ttb«r das Urbebwreelit. 0 
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T)n» Recht, sowohl die angefiiorten oder vo ränderten Teile, wie aocJi dns 
ganze Werk zu vervielfältigea, crli.scht t^lcichztiitig. 

§ 9. Die Ansttbunif des Vervit-lfälti^uugs- nnd Yerkanfsrechts steht 
»ussciili'-s-Iicb dem Urheber während seines Lei.en>? /u. Sind beim Todo des 
Urhebers von der Vf^niffcnt llchnnt]: des Werkes an noch keine 40 Jahre vcr- 
flosneu, so geht das auhächliesähche lieclit aitf »eine Erben oder Eechts« 
Bftibfoi^er Uber bis nnm AbseUnM dieies Zeitmnms. Ist diese erste Periode 
in «1er einen oder anderen der vorher anL'egeltenen Weise abf»elaufen, so 
beginnt eine zweite s«dcbe von 40 Jahren, wiihreu<l welcher das Werk ohne 
besondere Gfuehmigung dessen, dem dua Urheberrecht zusteht, vervielfäiiigt 
snd Terkanft werden kfuin, unter der Bodinganff, dass ihm fünf Prozent 
vom Ladenpreise, welcher auf jedem Exemplare angegeben und in der be- 
sonders vorgeschriebent^n Weise deklan^rr werden mUMS, bezahlt werden. 
Die hieraus sich ergebende Forderung hat den Vorzug vor jeder beliebigen 
anderen auf die her^HStellten Exemplare. 

§ 10. Das ausschliessliche Recht der Aufführnnp; eines zur öffentlichen 
Aiiffiiläninp: geeigneten Werkes, einer choreo<i;raphischen Handlung oder 
irgend einer muäikaU^chen (Komposition ruht auf dem Urheber and seinen 
Beebt8naebfoig«>.m 80 Jahre und beginnt mit dem Tage, an welehem die erste 
Auffiihrüng oder Veröffentlichung des "Werkes stattfand. Ist der oben an- 
gegebene Zeitraum verstrichen, 80 wird das Werk in Bezug auf DarsteUan^ 
Und Auii'uhrung Gemeingut. 

§ 11. Dem Staate, den Provinsen, den Oemeindea sieht das ans* 
schliessliche Hecht der Vervielfältigung Ton anf UlTO Kosten Vnd ibte 
Bechnung veröftVntlichten Werken zu. 

Dieses Recht dauert von der Veröffentlichung an gerechnet 20 Jahre. 

Es erstreekt sieh nieht auf Qesetse und ofHsielle Akte insend welehef 
Katar, ausgenommen Rechte und Privile<i:ien, welche ans GrAnden des 
öffentlichen rnteresses der Verwaltuntr zustehen sollen. 

Ein gleiches Hecht gehört den Akademien oder anderen ähnlichen 
wlssensehafttiehen, litterarisehen oder kllnstlerfiHdien Oeseilsehaften an der 
Sammlung ihrer Berichte oder anderen Veröffentlichun«^en. Jedem der Urheber 
von in den genannten Sammlungen und VerofFenilichuugen eingeschalteten 
Schriften oder anderen Werken stehen die im zweiten Paragraph des Artikels 
7 angeführten Beeilte su. 

§ 12. Währ« nd der ersten zehn Jahre von der Ver()ffentlichong eines 
Werkes an j^erechnet, hat der Eigentümer des Rechts der Vervielfältigung 
auch die ausschliessliche Berechtigung, eine Übersetzung des Werkes zu 
naehni oder m erlanbeo. 

Die Übersetzung litterarischer und wissenschaftlicher Werke besteht 
darin, diese in einer anderen Sprache auszudrücken; unter Überscizung von 
Werken der zidcbnenden, malenden und plastischen Kunst, von 8tichen and 
fthnliehen Brsengnissen versteht man, dass die Formen und Figuren sieht 
blos mechanisch oder durch einen chemischen ProzcKS, sondern durch eine 
besondere individuelle Arbeit reproduziert werden, so dass sich das neue 
Erzeugnis seiner Natur nach vom Origiuaiwcrke wesentlich unterscheidet, 
wie das der Fall wäre bei einem Stich eines gemalten Bildes, bei der 
Zeichnung einer Statue usw. 

§ 13. Für die Übers' tznn«? eines wissenschaftlichen oder litterarischea 
Werkes geniesst man das Urheberrecht gleichfalls; ebenso auch für die Über- 
Setzung eines Kunstwerkes, wenn diese selbst ein anderes Kunstwerk bildet» 
gemAss dem vorhergeb(>nden Artikel. 

§ 14. Niemand dnrf ein für die Öffentliche Darstellnng^ bestimmtes 
Werk, eine choreographische oder irgend welche musikitlische Schöpfung, 
welche dem aasschliessliehen Rechte nach Artikel 2 uuterwofflni Iffc. ^hae 
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Znstimmang des Urhebers oder seiner Eechtsnachfoljarer daratellen oder auf- 
luiiren. Der schriftliche Nachweis der Zust imraung, der auch zu legalisieren 
«tt, nnss dem Prftfekten der Provinz vorgelegt and bei ihm binteriegt 
Verden; letzterer wird bei mangelndem Nachweis und anf Beklamation des 

Beteiligten die Aufführung verbieten. 

§ 15. Die Fristen, wr Icho mit der Veruffentlichang eine« Werkes be- 
fdnnen, werden von dem Jaiire an bereciinet, in welchem der letzte Teil des 
Werkes verSffeatlicht wnrde. 

Im Falle eines in mehreren Teilen verofTentlii'hten Werkes werden die 
Fristen, welche von seiner Veröffentlichung an beginnen, für jeden Hand 
besonders berechnet, wenn alle Bände nicht in demselben J ab re veroffeniiicht 
worden sind. 

Bei allen diesei Bereehnongen bleiben die BmcbteOe emes Jahres un- 
berücksichtigt. 

fl. Kapitel. Ver&iissening and ÜbertTagnng von Urheberrechten 

nnd ihre Expropriation 
auf Grand des öffentliciien Interesses. 

§ 16. Die den Urhebern durch vorliegendeä Gesetz garantierten Bechte 
kSnnen in jeder von den Gesetssen zogegebenen Weise Ter&nssert nnd ilber- 

tragcn werden. 

Nichisdestowcni<rer ist das Vcrviclfältigungsrccht eines öffentlichen 
Werkes, solange es im persönlichen Bcsilze des [Trhebers ist, nicht der 
ZwtagSTollstreckung unterworfen. 

Wenn dieses Rocht gcinclnschaftlich einem oder niehmren Urhebern und 
einem dritten, der nicht l'rheber ist, zusteht, so kann dasselbe zu Ungunsten 
jedes der Beteiligten expropriiert werden, mit Vorbehalt de^ Rechtes tur die 
anderen, einen ihrem Eechtsteil angemessenen Tdl des Preises an nehmen. 

§ 17. Das Becht, ein noch nicht yerOffentUefates Werk zu veröffentfiehen, 

ist iiifliT der Zwangsvollstreckung unterworfen, ausser in den Füllen, in 
denen nach dem vorigen Artikel das Yervielfältigungsrecht expropriiert 
werden kann, dafem feststeht, dass der Urheber schon bestimmt hatte, dass 
das Werk publiziert werde. 

Der Nachweis des Willens des Urhebers ergießt ^ieh aus schriftlichen 
oder aus thatsächlicheo Beweisen, aus denen hervorgeht, dass der Urheber 
das Werk zur VerOffentUchong in definitiver Weise bestimmt hatte, kann 
aber nicht dnrch Zengen erbracht werden. 

§ 18. Bei der Abtretung einer Form, einer Kupferplatte oder einer 
anderen Vorrichtnufr, wi^lche gewöhnlich zur Yrrr^ffentlichung oder Verviel- 
ialtignog eines Kunstwerkes angewendet wird, wird das Yeröffentlichungs- 
«sd Verrielftltigungsredtt als inbegriffen vorausgesetzt, wenn nicht ans* 
dtftckllche, gegenteilige Yertrügc vorhanden eSnd, nnd wenn das Becht dem 
Besitzer des abgetreteneu Objektes zusteht. 

Die Abtretung ir^^end eines anderen Werkes in einem oder mehreren 
Exemplaren sehüesst, m Ermangelung eines nusdrttcklichen Vertrags, die 
Terinssernng des Verrielfftltigongsredites nicht in sich. 

§ 19. Die zeitlich unbestimmte Erlaubnis, ein noch nicht yeröffontlicbtes 
Werk zu veröffmitliehen oder ein schon veröflfentlichtes zu vervielfältigonr 
schliesst nicht die unbegrenzte Yeräusserung des Vervielfältignngsrechtes 
in sieh. 

In solchen Fällen wird der Bichter einen Termin festsetzen, innerhalb 
dessen im Interesse des HeiMuigebers jede nene YerrielfaLtigiing des WerJoi 

untersagt seiu soll. 

9* 
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§ 20. Die l'jlinlicrrcchte, ausprPDouimLn ntir das Recht der Verfift^iit- 
lichung boi Lebzciteu des Urhebers, köniiea im offenllichen Interesse vuii» 
Staate, fom Proyinzen und Konunanen auf dem Wege der Expropriation er» 
werben werden. 

Auf den Vorschlag des Unterrichtsministors und nach Anhörung dö». 
Staatäratea wird bestimmt, ob ein öffentliches Interesse vorliegt. 

Die zu sahlende Entachidigung ist anf gtttüehe Weise festsnsetzen, 

Jn Ermangelung eines Übereinkommens ernennt das Tribunal drei 8ach- 
Yerständige, um den Preis für die Exfiropriation festzusetzen. Diese 
Taxierung ist den gerichtlichen Taxierungen gleichzustellen. 

8. Kapitel. Mittel, die Y eröff cntlichung eines Werkes und 
die Urheberrechte festzustellen. 

§ 21. Jeder, der von den durch dieses Gesetz garantierten Beehten 
Gebrauch machen will, muss bei dem Präfekten d^r Provinz eine Anzahl 
von Exemplaren, und zwar höchstens drei, des Werkes, welches er ver- 
Offentlidit oder eine gleiche Anzahl von Kopien, die anf photographischem 
Wege oder durch irgend einen anderen Prozess hergestellt, aber geeignet 
sind, die Identität des Werkes zu beweisen, einreichen und eine Erklärung 
hinzufügen, in der das Werk, das Jahr, in dem es gedruckt, ausgestellt 
oder sonstwie rerOlfentUcht wurde, genau angegeben ist und in der aus- 
drücklich der Vorbehalt der ilun als Autor oder ak Verleger zostahenden 
Bechte verlangt wird. 

§ 22. In der Erklärung über zur Aufführung geeignete musikalische 
Kompositionen oder Werke muss besonders erwähnt werden, ob vor der 
VerMSaitHehnng schon ^e Aufffllining stattgelnnden liat oder nicht, iiud 
im bejahenden Falle muss Jahr und Ort, in welchem die erste Aufftthmn^ 

stattfand, genau ans^egeben werden. 

§ 23. Deklarationen, welche ein zur öffentlichen Darstellung geei^rnetes 
Werk, eine choreographische Handlung uud irgend eine musikalische 
Komposition, welche noch nicht veröffentlicht sind, betreffen, fftr welche 
man sich d;ip mi'^schliessliche Recht der Aufführung wahren will, müssen 
von einem Manuskript des Werkes l)egleitct sein, welches mit dem Visum 
der Präsentation versehen wieder zurückgestellt wird. 

§ 24. Mehrbändige Werke werden Eand für Band deponiert, wenn sie 
nicht alle zwischen dem 1. Januar und dem 81. Dezember desselben Jahre» 

veröffentlicht wurden. 

Von periodischen Werken, deren Veröffentlichung unbestimmt ist, und 
von äammlungen, welche in mehreren Jahren erscheinen, wird Jahr für Jahr 
der im Laufe des Jahres veröffentlichte Teil deponiert. 

§ 25. Die Verpflichtung zur Deklaration und Deponierung eines itt 
Lieferungen veröffentlichten Werkes oder jedes seiner Bände beginnt von 
der Zeit an, in welcher die letzte Lieferung oder der letzte Band des zu 
deponierenden Werkes TerOffestlicht wurde. 

§ 86. Wer eine Arbeit in einer Zeitung oder irgend einer andern 

periodischen Schrift, sei es auf einmal, sei es stückweise veröffentlicht, muss 
an der Spitze der veröffentlichten Arbeit oder des ersten Stückes derselben 
erklären, ob er die Urheberrechte für sich beansprachen will. 

Hangelt diese Erklärung, so ist die Wiedergabe anderen Zeitunge» 
oder anderen periodischen Werken gestattet, wofern sie nur die Quelle, aus 
welcher die Arbeit entnommen wurde, und den Namen des Urhebers an- 
geben; jedoch verleiht es andern nicht das Hecht, dieselbe für sich zu ver- 
Offentliehen 
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Wünscht der Autor oder der, welcher dessen T^rchtc ausüben kann» 
«ine Sonderauri:::il>e zu reranstaltea, so rnuss er die nach Artikel 21 ver- 
langte Hinterkguiig und Erkl&miig leisten und genaa angebeOf wann die 
TerSifeiitUchang, welche zum ersten Male in d«r Zeitnn^ oder in einem 
anderen periodischen Werke stattfand, begann, nnd wann sie endete; ist das 
Werk in melirer^^n Rändln erschienen, so ist bei der jeweilig aufeinander 
folgenden Einterleguüg anzugeben, in welchem Jahre d'e erste Veröffentlichung 
408 Stofltes, der in den eiaselnen Binden snm Abdmek kam, etatt&uid. 

§ 27. Die geeignete Zeit fftr die Erklärung nnd für die zum Schutz 
4es Urheberrechtes vorsreschriehene Hinterlegung ist 3 Monate Ton der 
VeröffentlicUang der Werke oder ihrer Teile oder beziehentlich der ersten 
AiffOhrung der rar Qffeiitlielien Dartteüiuig geeigneten Werke, der choreo- 
fiaphisehen Handlungen nnd irgend welcher musikalischen Kompositionen. 

Verspätete Erklärung und Hintfrlf^fTTiTif, welche mit YerzOgcrunic^ er- 
folgen, sind gleicherweise wirksam, ausgenommen den Fall, dass in der Zeit 
n^ehen dem Yerfntt des oben beaeiemieten Termines nnd dem Zeitpunkt, 
m welehem die Erklärung und Hinterlegung bewerkstelligt ist, ein anderer 
das Werk Terrielfiltigt wier Kopien vom Auslände erworben hat, nm sie zu 
Terk&afen. 

In einem solchen Felle kann der Urheber don Yerkanf jener Kopien, die 
sdion gedruckt oder Tom Auslände erworben sind, nicht hindern. Bei 

mangelnder t'bereinstimmiing über den Modns und über die A'orsichtsmass- 
regein zur Sicherung in der Anwendung der vorliegenden Üestinunung cnt> 
schadet die gerichtuche BehOrde. 

§ 28. In Ermangelung der Erklärung nnd Hinterlegung im Verlaufe 
der ersten 10 Jahre nach der VerOfFentMchnng eines Werkes gilt jedes Ur- 

lieberrecht definitiv als crloi=;chen. 

§ 29. Die Auszüge der rechtzeitigen oder verspäteten Erklärung werden 
monatlich unter Aufsicht der Eegierung im offiziellen Blatte des Königreichs 
<Oazetta UfÜciale del Regno) bekannt gegeben. 

§ 30. Wer von dem im zweiten Paragraph des Artikels 9 zugestandenen 
Piccbtc Gebrauch Tnachen will, rauss bei dem Prafoktcn eine scbrifTliche Kr- 
kiäraog abgeben, in welcher er genau seinen Namen und W oliuort, daa 
Werk, welches er Tervielfältigcn will, und die Art der Vervielfältigung, 
die Zahl der Exemplare und den Preis, der auf jedem derselben von ihm 
bezeichnet sein nniss, angeben; derselben mn«is die ausdrückliche Erbietung 
hiszugefügt sein, eine Ucbübr in der Höhe des Zwanzigstel des Preises 
wiltipliziert mit der Anzahl der Exemplare an den oder die zu bezahlen, welche 
«b Beeht darauf nachweisen. 

Diese Erklämng'en müssen wcnif]:stcns zweimal mit einer Zwischenzeit 
vuD zwei Wochen in dem am Orte, wo die Vervielfältigung stattfindet, für 

SBrichtliche Bekanntmachungen bestimmten Journale, sowie im ofBzielten 
btte des Königreichs veröffentlicht werden. 

Am Ende jedes VifTtcliahrrs »'rf'^ljjt noch eine cremeinsnme Veröffent- 
Ücliiing der im Lauf des \ ierteljahres gemachten Erklärungen, im Anschluss 
«B die im vorigen Artikel erwähnten. 

ii Bl. Sind die Interessenten mit der Nichtigkeitserklärung, der Ab> 
änderung oder der t'bertrapjung der schon fTomachten Erkläninpfen ni -lit rin- 
verstanden, so steht es bei der j^ericht liehen Ilehörde, summarisch, gemäss 
den anerkannten Hechten und duu vuni vorliegenden Gesetze iestgesetzten 
Können, darüber zu entscheiden. 

Die Regierung bringt auf Ansuchen und auf Kosten der Interessenten 
*ls Anhang zur nächsten Bekanntmachung der Ausziige der l'>kliirnng die 
Hichtigkeitserklärungen, die Abänderungen und die von der gerichtlichen 
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Behörde anfceordncten, ^owie auch die mit EinwilliRiini? der Beteiligtea oder 
durch Nachfolge verunlagsten Übertragungen zur KeuntDis. 

4, KapiieL Nachdruck oder andere ÜberschreitaBgen des 
Torliegenden Geseiltes und ihre Strafen. 

§ 32. Schuldig der widenrechtlichen Yer9ffenllichiing ist jeder, der daa- 
Wcrk eines anderen ohne Erlaubnis des Urhebers, dessen Vertreters oder 

Ecühtsnachfolgers veröffentiicht. 

Schuldig des Muchdriicks ist jeder, der auf irgend welche Weise ein 
Werk, auf welchem noch das ausfchliessliche Urheberrecht ruht, Tenriel- 
fälti{?t, oder solche Excnjtlare oder Kopien ohne Erlaubnis dpssen, der den 
T^pchtsanspruch besitzt, verkauft; jeder, der die in Artikel 3t) vorirrscbriebcu© 
Erklärung uuterlässt; jeder, der eine grössere Zahl von Exejjiplareii oder 
Kopien herstellt oder yerkauft,. als die ist, welche er das Kecht hatte her* 
zustellen oder zu verkaufen; jeder, der ein Werk während der dem Urheber 
vorbehält cnen Zeit übersetzt. 

§ BB. Die widerrechtliche Veröffentlichung oder der Nachdruck, der in 
einer der in Artikel 82 angegebenen Arten ansgefnhrt ist, wird mit einer 
Strafe bis zu L, 5000 bestratt, unbeschadet dt^r Schaden- und Zinsvergütung 
und unbeschadet grösserer Strafen, weiche den Nnchdrucker im Paile des 
Diebstahls oder Betrugs nach den Strafgesetzen treffen könnten. 

§ 34. Die Toliständig oder tdlwelse uobereehtigle Aufffihrnng, sei es 
mit Zusätzen, Kürzungen oder Veränderungen, wird mit einer Strafe bis 
L. 500 belegt, unbeschadet der Schaden- und Zinsvergütung und unbeschadet 
grösserer Strafen, welche bei Diebstahl, Betrug oder Fälschung nach den 
§trafgesets«n auferlegt werden. 

§ 35, Die Strafverfolgung zum Schutze der Urheberrechte, welche aus 
den Bestinimuagen des vorliegenden Gesetzes hervorgehen, geschieht von 
Amts wegen. 

§ 86. Die Exemplare oder Kopien des nachgedruckten Werkes, sowie 

die Vorrichtungen dazu, werden, wenn sie ihrer Natur nach nicht zur Her- 
stellunjic anderer Werke als der nachgebildeten bestimmt sein können, 
zerstört, sofern der verletzte Teil nicht deren Austolgnug zu einem be- 
stimmten Preise anf Abschlag der Sehaden- nnd Zinsvergütung verlnngt, 
oder wenn der Nachdrncker nicht verlangt, dass sie bis nach Ablauf der 
Schutzfrist vom Geri«'htc verwahrt werden. 

Der dichter soll immer dieses letztere Gesuch aunehmeu und iiim vor 
dem anderen den Vorzug geben. 

Die Zuerkennung wird vom Richter für den vom Eeklamanten an- 
gegebenen Preis zun:estanden werden, wenn diesem Preise von der Gec^en- 
partei nicht widersprochen wird. Andernfalls wird eine Schätzung von Sach- 
Terstftndigen angeordnet, und der Eichter stellt von Amts wegen den Preia 
fest, wobei es dem Eeklamanten freigelassen ist, diesen anzunehmen oder 
sein Gesuch zurückzuziehen. 

§ 37. Im Laufe des letzten Jahres, welches dem Verfasser zur aus- 
Bchbesslichen Ausübung seiner Rechte auf Vervietfftltigung, Übersetzung oder 
Aufführung zusteht, wird die Vernichtung der Nachdrucke oder der Vor- 
richtungen Tiiomals ünL'fordnet; vielmehr wird sogar auf den Widerspruch 
des Nacbdruckers hm aie Ausführung des Urteils suspendiert, welches eine 
solche vorher a> geordnet haben sollte. 

In diesen beiden Fällen tritt an Stelle der Vernichtung eine obligatorische 
Sequestration bis zum Ende der Schulzfrist auf Kosten des Nachdruckers ein. 

§ ä8. Zu jedem beliebigen Zeitpunkt der Dauer der Schutzfrist kann 
der Bicbter mit Zustimmung der Paartden aaordnea, dass die Nachdmclo» 
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oder die Yorrichtnngf^n ^^tn in einem öffeoUickeB Mqsmua depoaiert werde% 
wenn sie weriToUe Kuu^twerke sind. 

§ 89. Wen du IJrheberreebt sicli auf ilu Sacht aaf eine bestimmte 
Eot^chädieruitg beschränkt, so kann die Vemichtiiair der Kacbdrucke oder 
der Vorrichtungen dazn nicht irr^hr ;HigeortlDOt werden, noch auch die Ke- 
schlagnatune, ausser im Faii, «iass es sieb darcm baudein sollte, die be< 
nblmur der Batsekä iigung za Biebem. 

Wenn die EiktsdiiidigaiiffSMiimme noch eicht foKtgestellt ist und die 
Cnterlagen fehlen, um sio genau anzugeben, so kann df r Rirhter dttrcb Sacb- 
Yerständige oder nach anderen »nahtiion Knll^n sie bfstimuien. 

§ 40. Die Vervielfältigung t-ua-ä Titek allgemeiner Passung schiiesst 
nieht das Vergehen de» Neobdnieks in sieb. 

Auch (iir- \'ervielfäliiguiig eines oder mehrerer Teile eines Werkes hildet 
keinen Nachdruck, wenn .•»ie niciit zu dem ersieht liehen ZwiM-kn gcmacbt ist^ 
aus der Verriciföitiguag eiu^s Teile» der Arbeit Gewinn zu ziehen. 

Artikel politlselier Natnr, wene man sie yer?ielfiItiRt, em sie zor Dis* 
kussion zu lieniiTznn id( r um schon in Bezug auf sie aust^esprochcne 
Meinungen zu rechtfertigen oder zu l)erichtigen, ebenso B«Tichte in Zeitunjjen 
oder aodereu periodischen S/tmuilungen können vervielfältigt werden, «lafern 
die Quelle anige^rsbrni wird. Dagegen schliesst die yerrielllltiganii; Too 
Artikeln, von denen in Art. 2G die Bede ist, das Vergeben des Hachdriieke 
in sich in den Fällen, in denen sie vom Gesetze verboten ist. 

§ 41. Die Unterlassung der im zweit»'n Paragraph des Artikels SO yor- 
gescbriebeeee Bekenrntmecbiing oder die Angabe eines höheren Preises aet 
den Exemplaren od^r Kofifett nh der angemeldete wird mit einer Strafe bis 
zn 1000 L. bestraft, wenn difse Angahe nicht dnrch eine ergftnsende De* 
kiaration vor dem Verkauf berichtigt ist. 

In dem einen nnd d«*m andern Falle ist Klage anf Sehadenerwats nnd 
Zshlung des Betrages yorbebaltHO. 

§ 42. Wissentliche üngenauitrkeit oder Triuscliung in den Angaben, 
welche je nach den verschiedenen Kä Im in der nach Artikel 2\, 2() und 
30 vorgeschriebenen Deklaration gemacht werden muöäcn, wird mit einer 
Strafe bis sn 1000 L. bestraft. 

§ 43. Jede andere Übertretung des gegenwärtigen Gesetzes oder dei* 
Bestimmungen über die Aosäbang des Orheberrecbts wird mit Geldstrafe 
bis öUO L. belegt. 

5. Kapitel. Allgemeine nnd Übergangsbestimmnngen. 

§ 44. Vorliegendes Ge-^etz ist anwendbar auf Urheber, deren Werke in 
auswärtigen Ländern veröflfentlicht sind, mit denen bt s.aidt're Vr^rträge nicfit 
oder nicht mehr bestehen, vorausgesetzt, dass bei ihnen (les'-tze be>teh» n, 
welche zu Gunsten der Autoren mehr oder weniger au.sgedehute Ee<'hte an- 
nkennon, und da^s diese Gesetze dareh Reziprozität auf Werke anwendbar 
lind, welche im Könii;reieh Italien verütTentlicht sind. 

Wenn die Reziprozität von einem auswärtigen Ötiate anderen Staaten 
Wter der Bedingung versprochen ist, dass letztere dm Auioren von in 
sdoera Gebiete vcröffentUenten Werken dieselben R« chte und Garantien zu- 
sichern, welche ihie Gesetze sanktionieren, no ist di»! könitrücho Ji gif-rutig 
ermächtigt, durch ein Dekret die einen und die andern, wenn sie zeitlieh 
lUid nicht wesentlich von denen verschieden niud, welche dieses Ge8« tz nn- 
ttkennt, unter der B<'dingiing der Eesiprozität zu bewiliiiren. Wenn in 
einem andern Lande die llinicrlcgung oder Erklärung zur Zeit der Veröffent- 
hchun^ eines Werkes vorge^iclirieben i>t, so genügt der Nachweis, beiden 
forderiiügen nacii den Gcäclzcu des Landes uachgekommcu zu sein, um 
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auf das dort reröffentliehte Werk den Sebats des Urheberrechts im Ktfnig- 
reich zu erlangeu. 

In der gegenteiligen Vonmssetsvngf kann die Ton diesem Gesetse Tor- 

geschriebene Hinterlegung und Erklärung in Italien odw aiii^ bei dem 
italienischen Konsul im Auslande bewirkt werden. 

§ 45. Durch ein oder mehrere königliche Dekrete wird Vorsorge ge- 
troffen werden, wie die Depositen nnd die bextigüefaen Deklarationen auf- 
2abewahrcn, die Anfbewahrungsspesen und die der Regfierung auferlegten 
Ankündij^ungskosten zu bestreiten seien durch Bezahlung von festen oder 
proportionelien Gebühren in der Höhe von nicht mehr als 10 L., wie yiele 
£xemplare oder Kopien nach Artikel 20 beizabringen seien, nnd was sonst 
bei der Ausführung vorliegenden Gesetzes zu beachten ist. 

^ 4(j. Dieses Gesetz findet auch Anwendung anf schon TeröffentlichtOf 
dargeätciite oder ausgeführte Werke. 

6. Kapitel. Übergangsbestimmnngen beaüerlich des Gesotaes 

Tom 85. Juni 1865, No. 2337. 

§ 47. Wenn an dem Tage, an welchem rorliegendes Oesetx in Kraft 

tritt (1. August 1865) die ürheberrechte auf ein nach frttheren Gesetzen an- 
erkanntes Werk in irp^en«! einer der Provln/en des Staates erloschen sind, so 
kaun ditiäeiben niemand durch Anrufung ded neuen Gesetzes ernouern. 

Wenn jedoch diese Rechte im ganzen Staate oder In einigen FroTinzcn 
noch bestehen, so ist es zulässig, dass der Urheber, falls er letztere noch 
nicht Yerflu>^'--('rt: hat, oder seine Vertret<M- durch gesetzliche oder testamen- 
tarische ^achiolge, die Anwendung des neuen Gesetzes beanspruchen und 
seine Ansdebnnng auf das ganze Königreich ftlr die Zeit, welche yerbleibt, 
wenn beziehnngsweise von den durch das Gesetz angegebenen Fristen die 
Zeit in Abzug gebracht wird, die seit der ersten Verttffentiicbang des Werkes 
verflossen ist. 

Wenn die Veränssemng der Ausflbnng des Uriiobeneehtsschntzes Tor' 

Inkrafttreten des vorliegenden Qesetses (1. August 1865) geschehen ist und 
für eine bestimmte Zeit premacht wurde, und wenn beim Eintreten der von 
demselben vorgesehenen i'rist die Dauer jener üechte, die nach den in diesem 
Artikel gesetzten Normen berechnet ist, noch nicht rerflossen ist, so tritt 
der Urheber oder sein Vertreter für die übrigbleibende Zeit in die Ausübung 
seiner Rechte. 

Ks wird dagegen der Erwerber Nutzen davon haben, wenn die Yer- 
änsserung der üiheberretihto in seinem Vorteile für eine unbestimmte Zeit 
öder mit der ausdrücklichen Klausel gemacht wurde, dass ihm irgendwelche 
eventuelle Verhingerung oder Erweiterung der Urheberrechte 2u gute 

kommen miiäse. 

Die in diesem Artikel erwfthnten Vorteile werden nur denen zugestanden, 
die in der peremtorischen Frist von drei Monaten vom Tage, an welchem 

das vorliegende Gesetz in Kraft tritt (1. Anbist ISfj'ri. an gerechnet, die 
ausdrückliche Erklärung abgeben, sich desselben in den von Artikel 21 vor- 
geschriebenen Formen rar die zum ersten Mal veröffentlichten Werke be- 
dienen zu wollen. 

§ 48. Kupfer-, Stereotyp- und snnstio:e Druckplatten und andere zur 
VervietfSltigung von geistigen Erzeugnissen dienende Vorrichtungen, welche 
in einigen Provinzen des Königreichs zur VervielfÄltigung von Werken an- 
gewendet wurden, die in ihnen Urheberrechtsschutz nicht genossen, künnen, 
wenn sin etwa infolge der Ausbreitung der Gesetze des subalpinen König- 
reichs auf das übrige Italien in den Händen derer, welche früher kraft der 
Landesgesetze eineu erlaubten Gebrauch davon machen konnten, unbenutzt 
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Hieben oder infolge vorUegenden Gesetzes nnbcnatzt bleiben mnssten, auf 
Ansu'-Iipn ihrer Besitzer nach Anhörung derer, flnu Mi das Urheberrecht zu- 
steht, gerichtlich geschätzt and diesen überlasiäeu werden. 

Wenn diese sich weigern, sie dem vora Hichter geschitsten und 
itxiertea Preise za erwerben, so werden sie vom Richter selbst vorpflichtet, 
während der für die Ausübung des ürhebcrrccht? iU ricr bleibenden Zeit 
Jährlich eine Summe zu bezahlen, welche den wahrscheinlichen Ertrag des 
unbeweglichen Kapitals reprasentirt oder einen Betrag, welcher ausreichend 
ist, die Vernichtung jener Vorrichtungen zu kompensieren; der Wert, das 
^faterial und der Zustand, in welchem letztere sich befinden, wird dabei in 
Betracht gezogen. 

Der urheher, sein Yertretw oder Beditsnachfolger kann nnter den oben 
aogegebenen Entschädigungsweisen diejenige wählen, die ihm am Yorteil- 

hftftesten erscheint, und im Falle, dass er davon keine wählen kann oder 
will, kann der Kichter die ihm angemessen erscheinende Wahl treffen oder 
erhüben, dass jene Vorrichtungen fftr eine bestimmte Zeit znr Herstellnng 
emer gewissen Anzahl Ton Exemplaren Terwendet werden, welche frei und 
«war unter jenen Garantien, die er für um tangUchsten hSlt, das Urheber» 
lecht zu schützen, verkauft werden köum'n. 

Im Falle, dass die Vorrichtungen nach der Ansbreltnng des subalpinen 
Gesetzes von denen, die sich ihrer wie eines Kapitals in ihrem eigenen Ge- 
werbe bedienten, verändert oder verftus.sert worden sind, erlischt jeder Klage- 
aaspruch, welcher aus der Verfügung dieses Artikels sich ergeben würde. 

Die Bestimmungen vorliegenden Artikels finden auch auf die Exemplare 
der frei verviel fit It igten Werke Anwendung, im Falle, dass nach Arikel 48 
auch auf sie die Urheberrechte sich erstrecken. Einen Monat, naclulem dieses 
Oesetz in Kraft getreten ist (1. August 1865), werden Gesuche auf Ent- 
schädigung, welche sich auf irgend welche frühereu Annahmen stAtnen, nicht 
mehr angenommen. 

Verfügung vom 19. September 1882 für die Ausführung des zu- 
sanmengefassten Gesetztextes der Gesetze vom 25. Juni 1865, 
10. August 1875 und 18. Mai 1882. 

Art. 1. Wer sich die Urheberrechte vorzubehalten beabsichtigt, mnss 
anf der Proyinaial-Prftfektur ein*; von ihm oder einem besonderen Bevoll- 
mächtigten unterzeichnete Erklärung im doppelten Original für jedes der 
Werke, hinsichtlich deren er diesen Vorbehalt zu machen beabsichtigt, ein- 
reicheo. Diese Erklärung muss nach dem Master A*) abgefasst sein. Eine 
Encyklepädie, eine Anthologie, ein abgestuftes Übnngsstttck oder eine andere 
litterarische, scenisehe oder musikalische, ans mehreren Teilen jxebildete 
Arbeit kann Gegenstnud einer alleinigen Erklärung nur dann sein, wenn die 
Teile sowohl vermöge ihres Inhaltes als ihrer Beieinanderordnuug offenbiff 

einziges Werk ausmachen. Dies wird sich gleichfalls, wenn es sich um 
ein c^ednicktcs Werk handelt, aus der fortschreitenden Nummerierunq: der 
Bättde, Teile, Kapitel und Seiten und überhaupt der typographischen ij'orm 
ergeben müssen. 

Art. 2. Der Urheber — oder seine Rechtsinhaber — eines zur öffent^ 
liehen DarstelbiTTj: gceif^n^ten Wprkps, einer choreographischen Handlung 
nnd irgend einer musikalischen Komposition, welcher aus der Bestimmung 
des Artikels 14 des Gesetzes Nutzen ziehen will, muss anf der Pr&fektur 
ia der ErUäning, Ton weichet der yorhergehende Artikel handelt, oder in 
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einer besonderen Erklärung angeben, dass er die Darstellung und Aufführung 
ded Werkes, das den GegenstAod seines Rechtes biiiiet, jedem zu uutersagea 
beabBichtigt, der Dicht den gebtUurend beglanbitrten, gesehriebenen Beweis 
Bsines Einverständnisses auf der Präfcktur vorzeigt und hinterlegt. 

Arr. 3. Um die Kosten der Aufbewahrung der hinterlegten Werke und 
der darauf bezüglichen Erklärungen, sowie die Kosten der Eiuruckungen zu 
bestroiteii, nuias für jede firklftrnng «ne feste Gebühr tos xw^ Lire be- 
zahlt werden. Für die Erklärung, von welcher im Artikel 2 die Eede ist, 
sei sie nun der Haupterklärung beigefügt oder von derselben tretrennt, muss 
eine feste Gebühr von zehn Lire für jedes Werk bezahlt werden. Diese 
Gebühren sollen dem Eintragnngs-Empfänger des Ortes bezahlt werden, m 
welchem man die Erklärung eiasmekhen beabsicbtigt oder dengemgen des 
Wohnsitzes des Deklaranten. 

Art. 4. Der im Artikel 1 angegebenen Erklärung soll ein Exemplar 
des Werkes beigefügt worden, anf welches sieb die Unieberrechte bezieben,, 
oder eine vermittel<«t der Photographie oder eines anderen Verviclfältigungs- 
verfahrons hergestellte Nachbildung, wenn es sich um Werke handelt, die 
nicht hinterlegt werden können, vorbehaltlich der Bestimmung des Art. 23 
des Gesetzes für die nicht im Dmck herausgegebenen sceniBch<»n Werke,, 
hinsichtlich deren man das DarstcUungsrecht Yorbehaltcn will. Die auf dem 
Original-Manuskript dieser letzt 'rcn Werke anzubringfndc amtliche Be- 
glaubigung soll iu Übereinstimmung mit dem Muster B*) äciu. lu allen 
Fällen ist der Erklärung die Quittung der gemäss Artikel 3 gezahlten, festen 
Gebühr beizufügen; und, wenn die Erklärung von einem Bevollmächtigten 
de:« Beteiligten herrührt, ist die in gebülireoder Form abgefastite Vollmacht 
gioichtalls anzusciiliessen. 

Art. 5. Der mit dem Empfang der Erklärungen für die Urheberrechts- 
beauftragte Beamte der Präfektur bestätigt sie Termittelst einer anf den 
beiden Originalen geschriebenen Bescheinigung. Diese hescheinigung soll 
nach dem Muster C*) abgefasst sein und die Ordnungsnummcr des gemäss 
dem folgenden Artikel in jeder Prafektnr zn führenden Register» tragen, 

Art. 6. Die Bescheinigung, von welch- r im vorhergehenden Artikel die 
Xlede ist, soll gleichzeitig in einem besonderen Kegist^r ;) hcp^rhrieben werden. 

Art. 7. In den drei Tag« n, welche auf die Hinterlegung folgen, soll 
ein mit der Bescheinigung verscheues und von der Kopie des eingereichten 
Werkes und der Quittung der gemäss Artikel 3 gezahlten festen Gebühr 
begleitetes Exemplar der Erklärung durch die Präfcktur dem Ministerium 
des Ackerbaus, der Industrie und des Handels übcrrnitlult werden. Das 
andere ebenfalls mit der Uiuterleguugs-lkschciüiguüg versehene Exemplar 
der Erklärung wird dem Deklaranten ausgeliefert. Das Ministerium soll 
den Präfekturen des Königreichi s alle vierzehn Tage ein Verzeichnis der 
Erklärungen übenniiteln, von denen ini Artikel 2 die Rede ist ; sie sollen 
von denselben iu einem besonderen llegister Vormerkung neiinien und die 
strenge Beobachtanfr des Artikels 14 des Gesetzes überwachen. 

Art. 8. Jedesmal, wenn ein Werk, an welchem man sich die Üher- 
setzuugsrechto vorbehalten will, in mehreren Teilen und zu verschiedenen 
Zeiten veröü'entlicht ist, soll die Gebühr von zwei Lire bezahlt werden,, 
wenn die anf den ersten Teil des Werkes bezügliche £rklärang vorgelegt 
wird; die folgenden Teile sollen den Gegenstand einer besonderen Hinter- 
legung ausmachen, und die Präfekturen aollen die Ausfuhrung der letzteren 
Termitteb>t Anmerkungen auf den vorgelegten Teilen des Werkes gemäss- 
dem Mnster B«) bezeugen. Für die periodischen Werke und für die ia 
aweiten Teil des Artikels 2i des Gesetzes angegebenen Sammlungen flott 
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ftSSSer der im AnEfPnHirk df»r Vorle^nnor 'ler Rrklnrnonf n-omhlten Gebühr 
yoD zwei Lire dieselbe (iebuhr in jedem der iolt^euden Jahre aniässlich der 
Binterlegang des im Laufe des Jahres TerOifentliebten Teiles gezahlt 
werden, bis die fnr jedes Werk bezahlte Qebnfar die Summe von zehn Lire 
erri'iftit hat. Die Zahlimir di('!?*'r Gofiühr sol! in dnr im Artikel 3 ange- 
gebenen Weise stattfinden. Uinsitthtlich der Zusendung der Werkteile aa 
das Ministerium soll die Präfektur sieh nach den Vorschriften des Artikels 7 
lichten. 

Art. 9. Wer ohne die Zustimmung dosjenifrm, ilnm das Urheberrecht 
gehört, ein Werk, hinsichtlieh dessen der zweite Zeitraum uueh dem Wort- 
kat des Artikels 9 des Gesetzes begonnen ist, zu vervielfältigen oder zum 
Verkauf za bringen beabsiehtigt, soll eine feste Qebtthr von zwei Lire ge» 
mäss dem Artikel 2 der gegenwärtigen ^"• ifnq-i^Tirj zahlfn :iiid auf der 
Präfektur eine dem Muster E'*') entsprechende Erklärung im doppelten 
Original unter Beibringung der Quittung der gezahlten Gebfthr vorlegen. 
Difse Erklftmng soll in Besorgung und auf Kosten des Nachsuebemlcn zwei- 
mal mit vierzehn Tagen Zwischenraum im Amtlichen Anzeiger des Köiii}^- 
reicbs anj^ezei^t werden. Der Beteiligte ?oll diese Einrückungen beweisen» 
indem er auf der Präfektur ein Kxemplar der Zeitungen, welche dieselben 
enthalten, vorlegt; er soll au.«s»Tdcni, sobald die Vervielfältigung des Werke» 
«stattgefunden ha^ ein £zemplar desselben gleicb&llB anf der Pr&fektvr 
hinlerh'gen. 

Art. 10. Die Bestimmungen der Artikel 5, 6 und 7 tindcn auf die im 
TOihergohenden Artikel angegebenen Erkiflrangen Anwendung, ausser das» 
die an das Ministerium in «leu drei Tnfron y.irzunphm«^Tide Ül)ermittelunf^ des 
Exemplare« des Werkes statttinden soll, wenn dieses KxerM|)l;ir durch den 
Beteiligten hinterlegt sein wird. Die Präfektur soll auch in den drei Tagen 
die in Gemftssheit des yorhei^eheaden Artikels beigebrachten Zeitangen dem 
liinisteriiim flbermitteln. 

Art. 11, Wer na«'h dem Wortlaut des Artikels 7 des Gesetzes he- 
absicbtigt, dass eine öffentliche lieuachrichtigung der auf die Urheberrechte 
bezdglichen Änderungen erlasaen werde, soll der Präfektur ein besonderes 
Gesuch einreichen und demselben, wenn es sich um von der Gerichtsbehörde 
Yerordnete Änderungen handelr, eine authentische Abschrift de« Urteils- 
sprurht'S und eine Urkunde beifügen, die beweist, dass die Entscheidung 
eine rechtskrftftig abgeurteilte Sache geworden ist; wenn es sich nm durch 
i'c Parteien bewilliirte Änderungen handelt, ist ein Vertnig, des-ten Unter- 
s<liriften regelrecht l)e;^^laubigt sind, beizufügen, und w;enn es sich nm sich aus 
Erbfolge ergebende Änderungen handelt, eine den Übergang fcsLstclionde 
l^otorietäts-Verhandlnng, wie ancb, im Fall es sich um eme testamentarische 
Erbfolge handelt, eine authentische Abschrift des Testniiicnts. Als Ersatz 
der VorrifTentlichungskosten soll für jedes dieser (Jesuclie eine der iui 
Arukci 6 angegebenen gleiche Gebühr gezahlt und dem Gesuch selbst die 
TOB dem Eintragungfl-Empfanger hierüber ausgestellte Qnittnn^ beigefttgt 
Tferden. Die Gesuche, von denen im gegenwärtigen Artikel die Tledc ist, 
müssen in dem Re<2;ister, von dem der Artikel 6 handelt, erwähnt werden: 
ibre Zuwendung au das iiiinisterium muss in den drei T<agcn der Eiureichuug 
«folgen. 

Art, 12. Wer auf die vom Mii.isteriura des Ackerbaus, der Industrie 
tmd des Handels oder aui von ihm in Urheberrechtssachen einiget raijeue Er- 
klärungen bezügliche Abschriften, Auszüge oder Auskünfte wun&chr, muss 
«Is Entschftd gung dem Eintngnngs-EmpfäogeT eine Oebftbr von zwei Lire 
zihlrB nnd seinem Qesnch die Quittung derselben, sowie den oder die Bogea 
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ii^tempelpapier von einer Lire beifügen, die für die Abschrift der nMli- 
gesnchten Auszüg« und Nacbweisongen erforderlich äind. 

Arl. IS. Wenn es sich um im Ausland zn Tersnstaltende Einreiehvngen 

handelt, stehen alle den Präfektaron anvertrauten Befugnisse den könig- 
lichen Konsuln oder Konsulnr- Agenten zu, welche die Barzahlung der durch 
4lie gegenwärtige Verfügung festgesetzten Gebühren fordern und deren Be- 
trag der Domänen- und Stener^Verwaltiing ttbermittcln soUen. 

Art. 14. Die Bestimmungen des Artikels 2 finden ebenso auf schon 
veröffentlichte, dargestellte oder aufgeführte Werke Anwendung. Für alle 
zur öffentlichen Aufführung geeigneten Werke, choreographischen Handlnngeu 
und musikalischen Kompositionen, die ein und demselben Urheber, Verleger 
oder dessen Bechtsinhabcr gehören und vor dem Inkrafttreten der gegen- 
w"irtifren Verfügung hint(Tlcfrt wiirfit^n, kfi^m einf^ einzige die Wirkungen 
des Artikels 2 der gegeuwäriigea Verfugung beibringende Erklärung ver- 
anstaltet werden; und die zu zaUende Qübähr soll dreissig Lire betragen, 
welelies auch die Anzahl der in die SrUftrung einbegriffenen Werke sein mag. 

Strafgesetzbuch von 1889. 

Art. 296. Wer Unterscheidimgs- Namen, -Marken oder -Zeichen der 
Geisteswerke oder der Erzeugnisse irgend eines (lewerbes nachmacht oder 
verändert oder sich dieser nachgemachten oder veränderten Namen, Marken 
oder Zeichen vermittelst einer anderen Person bedient, verwirkt Haftstrafo 
von einem Monat Iiis m zwei Jahren, sowie eine von fünfzig bis zu fünf- 
tausend Lire gehende üeldbusse. Dersclbeu Strafe verfällt, wer die gewerb- 
lichen Zeichnungen oder Muster nachmacht oder verändert oder sich solcher 
nachgemachten oder veränderten Zeichnungen oder Muster dur li andere be- 
dient. Der Kichter kann verfügen, dass das Strafurteil in einer von ibm 
bezeichneten Zeitung auf Kosten des Verurteilten augekündigt werde. 

Art. 297. Der Haftstrafe von einem Monat bis zu zwei Jahren nnd 
einer von fünfzig bU zu fünftausend Lire gehenden Geldbusse verfällt, wer 
mit nachgemachten oder veränJerton Untcr.-^cheidungs-Namcu, -Marken oder 
•Zeichen oder mit zur Jrrefulirung des Käufers hinsichtlich des Ursprungs 
oder der Qualität des Werkes oder Erzeugnisses geeigneten Unterscheid ungs- 
Kamen-, -Marken oder -Zeichen versehene Qeisteswerke oder Erzeugnisse 
irgendwelchen Gewerbes zum Vertrieb in das Staatsgebiet einführt^ zum 
Verlcauf oder sonstwie zur Verbreitung bringt. . 

Civilgesetzbuch. 

Art. 437. Die Geisteserzeugnisse gehören ihren Autoren nach den durch 
die Spezialgesetze festgestellten Bestimmungen. 

Verfügung vom 6. August 1893 betreffend die photographischen 
Vervielfältigungen der dem Staate gehörenden Kunetdenkmäler etc, 

1. Um durch die Photogrsphie die dem Staate gehörenden unbeweg- 
lichen oder beweglichen Kunstdenkmäler oder die in den künstlerischen, 

wissenschaftlichen oder litte rurischen Staatsanstalton miniewahrten Alter- 
tümer vervielfältigen zu können, muss mnn ein Gesuch an die Behörde 
richten, von welcher diese Denkmäler oder Altertümer bewahrt werden. Die 
photographischc Vervielfältigung der äusseren Teile der Öffentlich ausge- 
stellten Denkmäler steht jedermann frei. 

2. Das Gesuch muss ( nt halten: a) den Nnnien und die Adresse des- 
jenigen, der die VerTiclfültigung veranstalteu will uud, eintretenden Falles, 
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den Namen und die Adresse des Arbeiters; b) die Donlvinäli r oder Uegcii- 
stände oder die Teile derselben, deren Vervielfältig an^^ uuchgesacht wird; 
c) den durch die Verrielfältignng verlülf;ten Zweck; d) das gcw&hlte Vci> 
fahren uud die vermntliche Daner der Verrichtttncr: e) die VrrpflichtmMjr^ 
jtide sich aus der auszuführen den Verrichtung;^ ableiteude N'crantwortliehkeit 
iiuf sich zu nehmen; f) die V erpflichtung, sich nach der gegenwärtigen Ver- 
fitgung nnd nach den dnidi die Tcisehiedeoeii AssUlten in Kiafb p^esetEten 
Vwfügnngen zu richten. 

3. Die Bewilligungen süad stets von der Bedingung abhängig gemacht^ 
der Behörde, an welche das Oesuch gerichtet wurde, zwei Positive und ein 
Negativ zu übergeben, wenn es sich um wissenschaftliche oder littcrarischo 
Altertümer handelt ; drei Positive, wenn es sich um dem Miuistcriuiii des 
Sffeatiicben L nterrichtB gehüreude Kunstdenkmäler oder künstlerische Alter- 
tümer handelt, und vier Positive, wenn es sieh um den anderen Ministerien 
gehörende Knnstdeokmiler oder künstlerische Altertümer handelte Bcsa(];te 
Kopien Tnüssen tadellos und mit denjenigcu der Vervielfältigungen idr iiri^i h 
scm; wenn diese retonchiert worden sind, muss fiir jede derselben gleich- 
falls ein nicht retoachicrtes Exemplar übergeben werden. 

4. Wenn die BewilUgnngen durch die Zahl der YerWelfältigungen eine 
gewisse Bedeutung^ erlnnirnn, soll die Behörde, an welche die Gesuche pe- 
ricbtet sind, dem Ministerium des («ffentliehen Unterrichts davon Bericht er- 
statten, welches sich in den Fällen, in denen die Hinterlegung der Negative 
nleht yoTgeselirieben ist, das Recht vorbehalten wird, die besagten Be- 
willigungen von der Ausführung jeder anderen Photnurnphie, die es zur 
Vervollständigung der Serie für nötig erachten wird, abhängig zu macheu. 

5. Wenn es sieh um Kunstwerke hamklt, die, ohne von ihrem Platz 
weggenommen zu werden, nicht veryiel&ltigt werden können, soll die Ver* 
viclßJtigiino: nur bewilligt werden, wenn dir» Aufsichtsbehörde vorher dem 
Ministerium des öffentlichen l'nterrichts Bericht über den Zustand erstattet 
hat, in welchem sich die besagten Werke befinden und unter seiner eigenen 
Verantwortlichkeit erklärt ba^ dass keine Gefahr der Verschlechterung vor» 
liegt. Bei erteilter Zustimmung soll das Ministerium des öffentlichen Unter- 
richts, nachdem es sicli im P.edarfsfall mit den beteiligten Verwaltungen 
verständigt hat, die besundereu liediogungeu der Bewilligung festsetzen. 

6. Die Behörde, an welche die Gesvehe gerichtet s^ind, entscheidet über 
die Opportuiiiti^t, Vnrvii lfältignngpn ganz oder teilweise zu bewilligen» 
Oegen dies* l^iuscheidung l<anu ein llekurs an das Alinisterinm des öffent- 
lichen Unten ich ts gerichtet werden, in welchem Rekurs die künstlerischen 
oder wlssonschaftlidien Beweismittel zur Unterstützung des Gesuchs dar» 
'jp\r-rri qind; düs vorer wü Ii Ti 1 0 Ministerium soll alsdann die Frage in Über- 
emst lunii im i; mit den beteiligten \ erwaltungen entscheiden. 

7. In der Ermächtigungs-Urkunde sollen die vorbenannten Behörden, was 
folgt, bestimmen: a) Se Keihcnfolge und die Zeit, in welcher die Arbeiter 
zur Arbeit zngelasscn werden; h) die notwendigen N'orsichtamassregeln, um 
zu vermeiden, da.ss die Oegenstäude beschädigt werden und im Bedarfsfälle 
das den Arbeitern auterlegte Verbot, dieselben zu berühren, ebenso wie dio 
Verpflichtung, sie während der Arbeit durch Glasplatten zu schützen; c) ob 
es angebracht ist, die VervielfÄltignngcn in flrgenwart eines Beamten ver- 
anstalten zu Inssen, welcher beauftragt werden soll, eine Überwachung aus- 
2Qüben, damit die Gegenstände nicht verdorben werden; d) die geeigneten 
Musnahmen, sich zu vergewissern, dass die ausgeführten Verrielföltigungen 
in den Grenzen der Ermächtigung gehalten sind. 

8. Demjenigen, der, wenn aucli nur ein einziges Mal, die sich aus den 
Vorschriften der gegenwärtigen Verfügung ergebenden Verpflichtungen über- 
treten hat oder die gute Erhaltung irgendwelchen Qegenstandes aufs Spiel 
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I^esetzt hat, soll keine spätere Bewilligang gewäiurt weiitoi, mbeaciuiidefe 
der VenuitwoTtllclikeits-Klage, die ge^en ihn erhoben werden konnte. 

9. IMe im obigen Artikel 3 erwähnten Positi?e und Negative bleiben 
dns Eigentum *les Staates. Ein Positiv jedes vervielfältigten Kan^tdenkmals 
oder kuDBtleriacben Aitertumsgcgenstandes, ebenso wie ein Positiv mit seinem 
Kliadiee jedes der wiseenaohafüiohfn oder litterarischen Altertttmer, eoUen im 
Braits der Behörde Terbleiben, welche die Vervielfältigung bewilligt hat. 
Tlip anderen Kopien werden dem Ministeriom des ttffentli^en ünterrieMs 
übergeben. 

10. Die Über((abe der dem Hinisterinm des OlfentUehen ünterrlehts zn- 
erteilten Kopien erfulgt jeden Monat. Besagtes Mlnisterinm soll ans den 

Photographien der Kunstdf^nkmliler und der kflnstlerischen Altertümer zwei 
fiaiumlungcn auf der Cxruadiage des allgemeinen Katalogs bilden; eine dieser 
Sammlungen, die ToUständig sein soll, soll in den Dienst d(*T OentraUVer- 
waltUDg srestellt werden; die andere soll nach Kreisen eingeteilt und anter 
die Kreisbehördcn verteilt werden. Hinsichtlich der nicht dpm Miiüsterium 
des öffentlichen Unterrichts gehörenden Photographien der Denkmäler oder 
Altertttmer soll letsteres die Übergabe dersMben an die betreffenden Ver- 
waltungen übernehmen. Betreffs der Ptiotographien der wisseaschaftlichea 
od'T liiterarischen Altertttmer soll das Ministerium eine Sammlung derselben 
für die Central -Verwaltung bilden. Um nur ziiche Materialien für die Stadien 
XU vereinigen, soll es sich der Dabletten für den Anstanseh bedienen. Die 
der gegenwftrtigen VerfQgang sawiderlavfenden Bestimranngen sind auf- 
gehoben. 



Japan. 

fiesetz vom 3. März ia99 über da» ürlieberreGlit 

I. Kapitel. Vom Urheberrecht. 

Art. 1. Der Urheber vou Schriftwerken, Vorlosungen, Malereien und 
Zeichnungen, Bildhaaerarbeiten , plastischen Werken, Photographien und 
anderen Werken aus dem Gebjet der Litteratur, der Wissenschaften oder 
der Künste hat das ausschliessliche liccht, dieselben zu vervielfältigen. Das 
Urheberrecht an einem litterarischeu oder wisscnschaftliehcu Werk schliesst 
4as Üt>ersetzung8recht desselben und das Urheberrecht an einem dramatischen 
oder musikalischen WerJ£ das Becht in sieh, dasselbe dffenUioh aatsafähren 
and darzustellen, 

Art. 2. Das Urheberrecht ist übertragbar. 

Art. 8. Das Urheberrecht an einem Werlc, welches verVffentlicbt, dar- 
gestellt oder aufgeführt wurde, dauert während des Lo^ions des Urhebers 
und dreissig Jahre nach seinem Tode. Für oin in Mitarbeiterschaft von 
mehreren Urhebern zusammengestelltes Werk waiirt das Urheberrecht dreissig 
Jahre nach dem Tode des letzten Überlebenden der Mitarbeiter. 

Art. 4. Das Urheberrecht einem nachgelassenen Werk, welches nach 
dem Tode des Urhebers vcröficntlicht, dargestellt oder aufgeführt wurde, 
währt dreissig Jahre vou seiner ersteu Verööentliuhuug, Darstellung oder 
AnCftthrong an. 

Art. 5. Das Urheberrecht an einem anonymen o lor Pseudonymen Werk 
währt dreissijj^ Jahre von seiner ersten Veröft'entiichuntf, Darstellung oder 
Aufführung an. Wenn jedoch im Laufe dieser Frist der Urheber seinen 
wahren Namen eintragen liisst, finden die fiestünmnngen des Artikels 3 Aa* 
wendnng. 
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Art. 6. Für ein von den öffentlichen fc!eh<3rdcn, den (Joterricfatsanstalten, 
den sbintoistischen oder baddbistbcJben Tempeln, den Vereiniguugen, Oeseil- 
jchaften oder irgend weleba anderen sieh als Urheber solefaen Wedces kand* 
gebouden KnrperschaftPn Teröffeniliflttr? , djirirostelltos oder flufceführtes 
Werk daacrt das Urbeberreclit wubreud drcissig Jahren Ton seiner ersten 
TerÖffentHcfanng, Darstellung oder AafftÜirune an. 

Art. 7. Wenn der ürheber oder seia BechUiohaber die Übersetzung 
seiner Werke nicht in einer Frist Ton zehn Jahren von der ersten Ver5flFent- 
lichung des Originahverkes an veröffentlicht hat. erlischt d;is Übersctznngs- 
re.*ht. Wenn er die Übersetzung dieijca Werkes iiu Laute dieser Frist in 
einer Sprache TerOffeiitlicht, fftr welche der Sehatz beansprucht wird, er* 
Uaeht sein Übersetznngsrecbt hinsichtlich dieser Sprache aicht. 

Art. 8. Für die in einer Reibe von Bänden oder Liefornnpren erschf^inr'n- 
den Werke laufen die in den vorhergehenden vier Artikeln erwähnten Fristen 
YOBL Datum jeden Bandes oder jeder Lieferung an. Für ein lieferungsweise 
Terttffeatlichies Werk, dessen Komplet tiernng erst mit dem Abiauf der 
Lieferung^en crfolpt, zählen besan;te Fristen er^t vom Zeitpunkt der Ver- 
Mentlichung der letzten Lieferung. Wenn j« doch drei Jahre verflossen sind, 
ahne das« £e Lieferangeu, welche die Forteetziing bilden sollten, erscheinen, 
wvd die schon eraclüenene als letzte betrachtet. 

Art. 9. Bei der Rerei hnun;; der in den sechs vorherpphenden Artikeln 
angegebenen Fristen wird vom Rt\st dos Jahres, in welchem der l'rhober 
gestorben ist und vom lie^t des Jahres, iu weichem das Werk veröü'eutiicht, 
dargestellt oder aufgeführt wurde, abieeselieD. 

Art. 10. Das Urhebenecht erlischt in EmaageLung TM Erben. 

Art. 11. Dem ürheberrccht kJhinen nicht nnterworfen werden: 1. die 
Oesetze, Verordnungen und amtlichen Akten der üftenliichen Behörden; 
2. die in Zeitungen und periodischen Sammlungen eingerückten vermischten 
Kaehfiehteii, Tl^^esnenigkeiten und Artikel polHlaeiier Erörterung; 3. die 
üfFentlirb vnr den < lerichtshöfen und Tribunalen, sowie in den beratenden 
Versamtulnngen and poiitischea Vereiaea gehaltenen Beden und Ver- 
teidignngen. 

Art. 12. Wer ein anonymes oder Pseudonymes Weric herauagiebt, auf- 
führt oder aufführen lässt, ist befugt, die dem Urheber und seinem Bechts- 
inhuber angehörenden Rechte wahrzunehmen mit der Ausnahme des Falles, 
dass der ürheber seinen wahren ^Namea hat eintragen lassen. 

Art. 18. Das ürbebeiredit au efuem !b Mitarbeitersdiaft Ton mehreren 
Uihebern hergestellten Werk gehört allen Mitarbeitern geneiosam. 

Im Falle bni uirht getrennten Mitarbeiter- A nteilen an einein Werke 
einer der Mitarbeiter Einsprach gegen die Verö^entlichung, Darstellung oder 
AufRlhrung dieees Werkes erbebfu sollte, kifBuen diu aaderw Tannittelst 
einer EntschädicruBg den Anteil des EfaispTUclierhebeDden erwerben, sofetu 
nicfats Gefrenteiliwres vereinbart ist. 

Wenn aber bei getrennten Mitarbeiter- Anteilen einer der Mitarbeiter 
Utgen die VerOtfentliehnng, Darstellung edw Auffttfarung des gemeinsamen 
Werkes Eänspfueh erhebt, kann y^der der anderen seinen Teil von demselben 
absondern tind ihn einrein veröffentlich«!, daistelleu oder aufführen, sofern 
nichts Gegenteiliges vereinbart ist. 

Im Falle des Absatses 2 des gegenwärtigen Aftikela kauu der Name 
des Einsprach erhebenden Miturhebers aicht gegen eeluen Willen auf dem 
betreffenden Werk angehra -ht werden, 

Art. 14. "Wer erlaiildt rweise mehrere, rerRchiedenen Urhebern ^^ borende 
Arbeiten zusammenge^teiii iiat, wird aiä Lriiuber dor Zusamiiienäteliung be- 
liaebtet und bat das Urheberrecht au der Gtesamtheit des so gebildeten 
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Werkes, während dieses Eecbt hilisielitlich der getrennten TeOe des WeAe» 
deren betreffenden Urhebern gehört. 

Art. 15. Der Urheber ofler seiu Rcchtsinhabpr kann sein Werk nn- 
tragen lassen. Der Urheber oder sein Jlcchtbiuiiuber kann, ohne süia iicciit 
einfcetragen haben za lassen^ keine Nachdruckaklage hmsiditlich eines Ter^ 
bffentlicliten, darp^cstcllteu oder auffjeführtcn Werkes anstrengen. Die Ab- 
tretung und Verpfändung des Urheberrechts ist bei nicht gesetzmässifj er- 
folgter Eintragnng dritten gegenüber nicht einspruchsfähig. Dem Urheber 
eines anonymen oder Pseudonymen Werkes steht die Eintragung seines wahren 
Namens zu. 

Art. 16. Die Eintragungen erfolgen durch die Verwaltungsbehörden. 
Die auf die Kiutragungen bezüglichen Bestimmungen werden später durch 
eine Verordnung festgesetzt. 

Art. 17. Das Originalcxcmplar eines nicht yeroffentlichtcn, dargestellten 
oder aufgeführten Werkes kann ebensowenig wie das Urheberrecht an diesem 
Werke durch die Gläubiger mit Beschlag belegt werden, aosser wenn der 
Urheber oder sein Bechtsinhaher seine Zustimmung hierzu ertdlt hat. 

Art. 18, Der Cessionar des Urheberrechts kann ohne die Zustimmung 
des Urhebers den Namen oder Vomnraen desselben oder irgend eine von 
ihm angenonmiene Benennung nicht ändern, noch den Titel des abgetretene» 
Werkes umgestalten oder dieses Werk selbst Terbessem. 

Art. 19.. Die Hinzufügung der sogenannten Kun-tcn- Zeichen*), der 
Interlinoar-Übersetzun'^r'n , Interpunktionen, kritischen Anmerkungen, Kr- 
läuterungen oder Kommentare, Zusätze, Plane und Zeichnungen und anderer 
am Originalwerk Torgenommenen Verbesserungen, Ergänzungen, Weglassungen^ 
sowie die Umarbeitung des ursprünglichen Planes (Anpassung) des Werkes 
begründen nicht das Urheberrecht für diese Abänderungen besonders, aus- 
genommen die Arbeiten solcher Art, welche als neue Werke betrachtet 
werden konnten. 

Art. 20. Mit Ausnahme der Romane und Novellen können Artikel au» 
Zeitungen und periodiscli'^n SnniTnel werken mit Quellenangabe vervielfältigt 
werden, sofern sie nicht vom Urheber oder seinem Eechtsinhabor zum Zwecke 
dos Verbots der Verrielfftltigung mit einem ansdrttekiichen Vermerk rer- 
sehcn sind. 

Art. 21. Wer erlaubterweise eine Ü^borsetzung hergestollt hat, wird als 
Urheber betrachtet und geuiesst den Schutz des gegenwärtigen Gesetze, 
Wenn es sich um ein Werk liandelt, hinsichtlich dessen das Übersetsnngsreclit 
in das Gemeingut übergegangen ist, kann der Übersetzer keinen Einspraeh 
dagegen erheben, dass andere Personen dasselbe Werk tibersetzen. 

Art. 22. Wer erlaubterweise ein künstlerisches Werk yermittelst eines 
Kunstyerfiahiens yervielf&ltigt, welches Ton dem bei der HersteHung^ des 
Originals angewandten abweicht, wird als ürheber betrachtet und geuiesst 
den Schutz des gegenwärtigen Gesetze?. 

Art. 23. Das Urheberrecht an einem photograpliiäciicu Werk dauert 
zehn Jahre. Diese Frist wird von dem Jutre an gerechnet, welelMS auf 
dasjenige der ersten Veröffentlichung des betreffenden Werkes oder im Falle 
seiner Nichtvcröffontlichung auf dasjenige Jahr folgt, in welchem das 
Kegativ der photographischen Aufnahme untstandeu ist. Wer erlaubter* 
weise ein Kunstwerk yermittelst der photograpbischen Kunst yeryielfältigt 
hat, geuiesst den Schutz des gegenwärtigen Gesetzes in den Grenzen der 
zwischen den B«'rop!iticrten getroffenen privaten Vertragsbestimnmngen so 
lange, als das VervieilalLigungsrecht des Originalwerkes währt. 

*) Zeichen, wekhe den Japanem das Le«en der chinesischen Texte erleiohtem; timtso 
beliehen sich dM Iiit«rltnear*Über»efanuig»n nnd baterpimkaonen «umbUettUolk nv aef 
chlneelMhea Texte. 
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Art. 24. Das ürhfliorrecht nn r^en in einem litterarischrn oder wissen- 
scb&i'tUclieii Werke entiialtcucn photo graphischen Werkea steht dem Urbeber 
dieses ersteren zu. und wührt so lange, als das Urheberrecht an diesem ge- 
schlitzt ist, wenn der Urheber sie besonders für diesen Zweck MSgefdfirt 
hti oder sie dafür bat ausführen lassen. 

Art. 25. Das Recht, durch die Photographie erlangte Porträts zu Ter* 
Tielfältigen, steht dem Besteller derselben zu. 

Art. 26. Die auf die Photographien bezüfirlichen Bestimmungen finde» 
auch ni>f die durch ein der photograjphiBclien Knjist ftbnliches Verlaliren er- 
langten Werke Anwendung. 

Art. 27. Die Werke, deren Urheber und Bechtsvertreter unbekannt ge- 
blieben sind und die nicht yeröffentlicht, dargestellt oder anfg^lllirt wurden, 
können in Oemässheit der A'or ^hriftcn einer spftteren Verordnung ver- 
öffentlicht, dargestellt oder autgufuhrt werden. 

Art. 28. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes finden auf 
Ausländer hinsichtlich des Schutzes ihres Urheberrechts Anwendung, unter 
Vorbehalt etwaiger in den Vertrairen und TJbereinkünften enthaltener be- 
sonderer Abmachungen; mang^els ühnliLher Abmachungen wird der Schutz, 
des gegenwärtigen Gesetzes nur denjenigen gewährt, welche die erste Ver- 
iffeitlidrang dieser Werke im japanisehiMi Beieh bewirkt haben. 

II. Kapitel. Von der Xachmachung. 

Art. 29. Wer einen Eingriff in das Urheberrecht begann^en hat, wird 
als der Nachmachang schuldig betrachtet und ist verantwortlich für die so 
veraisaehten Schädigungen, welche er in Gemässheit der hierauf besttglichen 

T^e;;timiniingen des gegenwärtigen Gesetzes und auch deijenigeo des Civil- 

gesetzbuchs, Buch III Kap, V, yai rert^üten hat. 

Art. 30. Als Kingriffe in das Urheberrecht hinsii-htlich eines schon ver- 
öffentlichten Werkes werden folgende Fälle nicht betrachtet: 

1. die YerTielfältigung des Werkes auf andere Weise, als durch ein 
mechanisrhf^- orkr chemisclies Verfahren und ohne die Absieht, 
dasselbe der ( )ftentUclikpit zu übergeben; 

2. die Vornahme ¥on Auszügen und die Anführung von Stellen unter 
der Voraussetzung, daas diese Anftthrungen sich auf berechtigte 
Grenzen beschranken; 

3. die Auswahl und Sammlung von Stücken in berechtigten (Frenzen 
bei deren Bestimmung für ein Lesebuch oder einen Murnlkursus 
zum Schulgebrauch; 

4. die Einführung von aus einem litterarisi h^n oder wissenschaftlichen 
Werk in ein dramatisches Wf>rk übernommenen Sätzen oder deren 
Benutzung als Text eines musikalischen Werkes; 

6. die Aufotäme von kttustlerischen Erzeugnissen als erklärende Do- 
kumente in ein litteraiischeB oder wissenschaftliches Werk oder 
umgekehrt; 

6. die Vervielfältigung eines Werkes der zeichnenden oder malenden 
Künste durch die Bildhauerkunst und umgekehrt. 

In den verschiedenen vorerwähnten Fällen ist es erforderlich, dass die 
Quelle der Entlehnungen deutlich angegeben sei. 

Art. 31. Wer ein nachgemachtes Werk in das japanische B«ich eiuführt 
nit dem Zweck, daselbst Exemplare desselben zum Verkauf zu stellen und 
cn verbreiten, wird dem der Nadkmachung Schuldigen gleichgestellt. 

Art. 9>2. Wer eme Sammlung der Aufl<")sungcn herausgiebt, welche zu 
ächuluhongen bestimmten Aufgaben entsprechen, wird dem der Nachmachung 
Schuldigen gleichgestellt. 

Ofwtae Ub«r d$a ürhebciredit. 10 
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Art. Wpt im p^titen Olanhcn Tind ohne Schuld seinerseits eine Nach- 
niachuni< hefi^an;;»::!! und daraus \ oricile zum Schaden einer dritten Person 
gezogen hat, isL zur Wiedcrerataltuüy; dieser Vorteile angehalten. 

Alt. 84. Ein« der Mitbesitzer da ürheberrachts fainsiehtüch emes m 
MitarK ritcrHchaft von mehreren Pef^onen hergestellten Werkes kann ohne 
Zustimmung der anderen Mitbesitzer drn der Nachmachang Schuldigen ge- 
richtlich yerfolgen und Schadenersatz iür seinen Anteil beansprucben oder 
im gleichen Verhftltnis die Wiedorentottimg der im Torhergehenden Artikel 
erwihnten Vorteile fordern. 

Art. 85. Bei Klage in Sachen einer Nachmachung wird, wer seinen 
Namen and Vornamen ab Urheber auf das schon herausgegebene Werk, ge- 
sefcst hat, als solcher bis znm Beweis des Gegenteils betrachtet. Hinsiehtneh 
eines anonymen oder Pseudonymen Werkes wird bis zom Bewnis des Gegen- 
teils derjenige als Verleger betrachtet, welcher als solcher auf dem Werk 
bezeichnet worden ist. Wenn es sich um die Darstellung oder Aultührung 
eines noch nidit herausgegebenen dramatischen oder musikalischen Werkes 
handelt, wird bis zum Beweis des Gegenteils derjenige al^ Urb (her betrachtet, 
welcher als solclier in der Ankündipnnn: der Darstellung bezeichnet worden 
ist. Und wenn in diesem Fall der Name und Vorname des Urhebers des 
dargestellten oder anfgeffihrten Werkes nicht ange^ben worden sind, wird 
der Veranstalter der Darstcllong oder Anführung bis zum Beweis des Gegen- 
teils als Urheber betrachtet. 

Art. 36. Bei einer Civil- oder Kriminaiklage in Sachen ciaer Nach- 
machong kann der Gerichtshof auf Begehr des Naehsnehenden oder El&gers 
mittelst oder ohne Kautlonshinterlcgung und in einstweiliger Verfügung das 
Zumverkaufstcllcn und Inumlaufsetzen eines der Nachinachuug v>'rd;ichtigen 
Werkes untersagen oder dasselbe in Beschlag nehmen oder dessen Auiiuhrung 
oder Darstellung unterst^^n. In diesen Fulen ist der Nachsuchende, wenn 
die Entscheidung, nach deren Ausfall das verdachtigte Werk keine Nach- 
machnng war, unwiderrufbar geworden ist, civilrouhtlich für die Nachteile 
Terantwortlich, welche sich aus der von ihm veranlassten gerichtlichen Mass- 
nahme ergeben. 

IIL KapiteL Von den Strafen. 

Art. 37. Einer Geldbnsse Ton 50 bis 500 Yens verfällt denenige, 
wdcher eine Nachmachung begangen hat oder sie wissentlich zum verkauf 

gestellt und verbreitet hat. 

Art. 38. P.iiier Geldbussc mn 30 bis 300 Yens verfallt derjenige, welcher 
die Bestimmung des Art. 18 ubertretcu lial. 

Art. 89. Biner Geldbnsse Ton 10 bis 100 Yens verfällt deijenige, welcher 

entgegen den Eestinimuugen des Artikels 20 und des Absatzes 2 des 
Artikels 30 ein Work ohne genaue Angabe der Quelle seiner Entlehnung 
vervielfältigt oder die Bestimmung des Absatzes 4 des Artikels 13 über- 
treten hat. 

Art. 40. Einer Gcldbusse von 30 bis 500 Yens verfallt derjenige, 
welcher ein Werk heransgcgpbcn hat, auf welches er Namen und Vornamen 
oder gebräuchliche Benennung (Schriitsteileruameu) einer anderen Person 
als des Urhebers setzte. 

Art. 41. Einer Geldbussc von 20 bis 200 Yens verfällt derjenige, 
welcher ein wenn auch schon dem Allgemeingut verfallenes Werk bcraus- 
gegeben hat, sei es unter Verbesserung desselben entgegen den Absichten 
des Urhebers, sei es unter Abänderung des Titels des Werkes, sei es nnter 
Entstellung von Namen und Vornamen oder gebräuchlicher Benennung des 
Urhebers, sei es schliesslich unter Zuschreibung des Werlces an einen anderen 
als den Urheber. 
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Art 4^ Batr OelüuM von 10 bis 100 Ten TefftlH derjenige, 
welcher die Eintragniij^ betrüglicherweise erlangt hat. 

Art. 43. Die nachgemachten Exemplare, ebenso wie die ansschliesslich 
zar Nachmachang bestimmten Werkzeuge und Geräte werden nur in dem 
Flül beschlagnahmt, dagg sie den der Nashiiwdmag Sebaldigen, dem Bach- 
dracker oder der PersoD, die sie mm Yerlumf eder in ümk»! geeetit hat, 
SD eigen gehört. 

Art. Die im gegenwärtigen Kapitel vorgesehenen Vergehen unter- 
liegen der geiichtliehen Verfolgang nur auf Klage der geschädigten Partei, 
ansgenommen jedoch den Fall des Artikels 88, weis der UilieiMr gestorben 
Ist, und diejenigen der Artikel 40 bis 42. 

Art. 4o. Aus im gegenwärtigen Kapitel TorgeseheDea Vergehen sich er- 
gebende Civil- und Stra&lage yerjäbrt naeh swu Jahren. 

rV. Kapitel. Zusatz-Bestimfnnngen. 

Art. 4C. Her Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen Gesetzes 
wird später durcii eine kaiserliche Verordnung festgesetzt werden. 

Bas Gesets No. 16 Yom Jahre 1896 ttbir das litterarisehe Eigentnm 
und die kaiserlichen Verordnungen No. 78 und 79 vom Jahre 1887, erstere 
betreffs der dramatischen und nittsikaiischett Werke und letztere betreffs 
der photog^äpinschen Werke, sind mit dem Tage aufgehoben, an weichem 
das gegenwärtige Gtesete in Kraft gelreten sein wird. 

Art. 47. Diejenigen Werke, deren Urhelierrecht nicht vor der Inkraft- 
setzung des gegenwärtigen Gesetzes erloschen sein wird, geolesseu den 
Schutz des letzteren vom Tage seines Inkrafttretens an. 

Art. 48. Alle Venrielföltigungen, welefae vor der Inkraftsetanng des 
gegenwärtigen Gesetzes nicht als Nachmachungen betrachtet wurden und 
bei seinem Inkrafttreten schon bergesteiit oder begonnen sind, können voll- 
endet und zam Verkauf gebracht und verbreitet werden. 

Die Werlraeuge und Geräte, welehe ftr diese YeryielfältignDgen ge* 
dient haben, können, wenn sie noch vorhanden sind, noch wahrund fünf Jahren 
von der Inkraftsetzung des gegenwärtigen Gesetzes an benutzt werden. 

Art. 49. Diejenigen Übersetzungen, welche vor der Inkraftsetzung des 
gegenwärtigen Gesetzes hergestellt oder begonnen worden und bis dabin 
nidit als Nachmachungen betrachtet sind, können vollendet und zum Verkauf 
gebracht und verbreitet werden, unter der Bedingung jedoch, dass sie in 
einer Frist von sieben Jahren nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Gesetses beraiisgwben werden. Besagte Übersetanngen kOnnen während 
fünf Jahren von üaer ersten VerOffentlichiing an gereclinet, yerdelfältigt 
werden. 

Art. 50. Diejenigen Werke, welche vor der Inkraftsetzung des gegen- 
wärtigen Glesetses sehen dargestellt oder anfgefOhrt worden oder deren 

Darstellung oder Aufführung zu diesem Zeitpunkt vorbereitet worden ist, 
ohne bis dahin als Nachmachnngen betrachtet zu sein, können noch während 
imi Jahren nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Gesetzes dargestellt 
oder aufgeführt werden. 

Art. 51. In den Fällen der Artikel 48—50 können die darin erwähnten 
Vervielfältigungen nicht zum Verkauf gebracht oder verbreitet, noch dar- 
gestellt oder aufgeführt werden, ohne dass die ^'örmlichkeiten, welche später 
dnreh eine Verordnung vorgeschrieben werden, erfüllt worden sind. 

Gebühren für die Eintragung des Urheberrechts an Werken 

der Litteratur und Kunst. 

Gemäss den japaniscben Gesetzen (No. 27 Tom 29* Man 1886 nnd No. 88 

in* 
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vom 22. März 1899) hat derjenige, welcher für sein Urhebeireclit Schutz zn. 



erhalten wünscht, folgende Gebühren zu entricliten: 

1. Werke der Litteratur, Wiäsenschait oder Kunst, jede Art 

und jedes Mal 10 Yei> 

Anmerkung. Textbücher von Sdianspieleii QDd Photo- 
graphien «ind nicbt einbegriffen. 

2. Zeitungen und Zeitschriften, jede Nummer 50 äen^ 

3. Teztbtteher ron Schanspielen, jede Sorte GO Yen, 

4. Photographien, jedes Stück 5 „ 

Ö. Übertragung oder Verpfändung eines Urheberrechts, jede 

Sache 5 

9. Begifltriemng des wirkliehen Namens von dorn Verfasser 
eines Werkes, welches anonym oder psendonym TerOffent- 

licht worden ist, jede Sache 5 

(1 Yen = 100 Sen. In Gold = 4, 185 Mk.) 



Luxemburg« 

Gesetz vom 10. Mai 1898 betreifend das Urheberrecht. 

Abschnitt I. Über das Urheherreeht im allgemeinen. 

Art 1. Der Urheber eines litterariscben oder kOnstlorisehen Werke» 

hat allein das Recht, dasselbe in irgend welcher Weise oder Gestalt zu 
Terrielfältigen oder die Erlaubnis zu solcher Vervielfältigung? zu erteilen. 

Unter der Bezeichuaug ,litterarische und künstlerische Werke* sind zu 
Yerst^en: Bücher, ßroschflrai oder jedwede sonstige Schriftwerke, dramatische- 
oder dramatisch-musikalische Werke, musikalische Kompositionen mit oder 
ohne Text, Werke der Zeichenkunst, der Malerei, der Bildhauerei, Stiche, 
Lithographien, Illustrationen, geographische Karten, geographische, topo- 
graphische, architektonische oder überbaupt wissenscbaftlidie Pläne, Skizzen 
nnd Darstellungen plastischer Art, Werke der Architektur, photographiscbe 
und durch ein ähnliches Verfahren erzeugte Werke; endlich jedes Krzeugnis^ 
aus dem Bereiche der Litteratur, Wissenschaft und Kunst, dais sich in irgend 
welcher Weise oder Gestalt TerOffentliehen läset. 

Art. 2. Das Urheberrecht bleibt fünfzig Jahre lang nach dem Tode des 
Urhebers avl Gunsten der £rben oder Bechtsnachfolger dieser letzteren fort' 
bestehen. 

Art. 8. Das ürheberiecht ist ein bewegliches und kann ganz oder teil^ 
weise, gemäss den Bestimmnngen des httrgerlichen Gesetzbuches, abgetreten 

und über tragen werden. 

Art. 4. Die Eigentümer eines nach dem Tode des Urhebers erschienens» 
Werkes geniessen das Urheberrecht während fttnfzig Jahren Tom Tage der 
VerOffentuchung, Darstellung, Auftnhrung oder Ausstellung ab. 

Ein grossh. Bcschluss wird die Art, und Weise bestimmen, wie das- 
Datum, an welchem diese Frist you fünfzig Jahren ihren Anfang nimmt« 
bei Strafe des Verfalls, festgestellt werden muss. 

Art. 5. Ist das Werk aus gemeinsamer Arbeit entstanden, so währt 
das Urheberrecht zu Gunsten aller Mitarbeiter fünfzig Jahre nach dem Tode 
des letztlebeudeu Alitarbeiters. 

Art. 6. Wenn das ürhebeireeht ein gemeinsehaftllchos ist, eo Ist die 
Ausübung desselben durch die Verträge normiert. Bestehen keine Verträge^ 
so kann keiner der Mitinhaber das Recht allein ausüben, vorbehaltlich ge- 
richtlicher Entscheidung bei mangelnder Verständigung. 
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Es bleibt jedoch einem jeden der Mitinhaber freigestellt, in seinem 
eigenen l^iamen and ohne die Dazwiscbeakonft der anderen, eine etwaige 
VerleUmig des Urlwbeirechts gerichüidi sa yerfolg«! und Sehmdenersats 
itkr sich za fordern. 

Die (Berichte kf^nnen die Genehmifrtingf znr Veröffentlichnng eines Werkes 
«tets Ton Jkiassiegein abhängig machen, die sie vorzaschreihea für nützlich 
«mehten. Auf Antrag des Bfnapraeli erhebflodeii llltberechtigten können 
die Gerichte bestimmen, dass letzterer weder an den Kosten, noch an dem 
. Erlös der Veröffentlichnng teilnimmif oder dase der Name des Mitarbeiters 
Aui dem Werke nicht erscheint. 

Art. 7. Der Verleger eines anonymen oder pseadonymen Werkes gilt, 
dritten gegf iiiibt r, als dessen Urheber. 

Sobald der Urheber sich nennt, fi&Ut die Wahmebmong seines Bechtes 
ihm wieder so. 

Wird der wirkliche Name des ürbebets, sei es dm^ diesen selbst oder 
-durch dessen Bechtsinhaber, bekannt ge^^eben, so wird die Daner des Sehntses 
nach dem Leben des Urh^^^prs berechnet. 

Art. 8. Der Überuehmer des Urheberrechts oder des Oegenstandes, ' 
weleher ein lltterarisehes oder kiknstleriselies Werk materiell darstellt, darf, 
ohne die Einwilligang des Urhetms oder dessen Beehtsiniiabers, das Werk 
weder abnncTpm. um (la<;seU>'' 7.n verkaufen oder aasinnatsen^ noch, das ab- 
^ewderte Werk öffentlich aussteUeo. 

Art. 9. Stets der Beschlagnahme entrttekt sind die Htterarisehen oder 
musikalischen Werke, solange dieselben noch nicht herausgegeben sind, und, 
bei Lebzeiten des T'rhebers, die andern Kun^tworke, solange dieselben noch 
flicht zum Verkauf oder zur Verdffentlichung fertig sind. 

Abschnitt II. Vom Urheberrecht an litterarischen Werken. 

Art. 10. Das Urheberrecht erstreckt sich nicht nur auf Schriftwerke 

aller Art, sondem aTirh auf Yorlcsungen, Predig^ten, YoitrSge, Beden ond 
auf jede andere mundliche Äusserung des Gedankens. 

Die in beratenden Versammlungen, öÖ'entlicheu GerichtsüiLzuugen oder 
In politischen Znsanunenkttnften gdaltenen Beden dürfen jedoch frei Ter* 
öffentlicht werden; dem Urheber aber allein steht das Becht ZU, dieselben 
in einer besonderen Aiisgabe erscheinen zu lassen. 

Art. 11. Die amtlichen Akten der Behörden begründen kein Urheberrecht. 

Alle anderen durch den Staat, die Gemeinden oder üffentliche Anstalten 
bewirkten Publikationen begrttnden das Urheberrecht während einer Dauer 
von finifzig Jahren von ihrem Datum ab, entweder zu Gunsten dieser yt^r- 
Wallungen oder zu Gunsten des Urhebers, sofern nicht dieser sich seines 
Bechtes zu Gunsten jener Verwaltungen begeben hat. 

Ein grossh. Beschlnss wird die Art und Weise bestimmen, wie das 
Datum der Publikation, bei Strafe des Verfalls, festzustellen ist. 

Art. 12. Den Urhebern oder deren Rechtsiuhabern steht das aus- 
schliessliche Becht, Übersetzungen ihrer Werke zu machen oder za ge- 
statten, wahrend der gansen Dauer ihres Bechtes anf das Originalwerk za. 
Das ausschliessliche Übersetzungsrecht hört jedoch auf, wenn der Urheber 
Ton demselben nicht binnen zehn Jahren, Ton der ersten Veröffentlichung 
des Originaiwerkes ab, in der Weise Gebrauch gemacht hat, dass er eine 
.Übersetzung in der Sprache TertfffentUcht oder liat yerSifentUchen lassen, 
Ittr welche der Schutz beanspmcht wird. 

Für die in Lieferungen erscheinenden Werke beginnt die zehnjährige 
Frist erst mit dem Datum der Veröfientlichung der letzten Lieferung des 
Origmalwwkes. 
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Bei Werken, die ans jnekroieD, mit zeitlichen Abständen yeröffentlichten 
Binden bestekeiit iMri« bei Balletins and Heften, die von litterarischen oder 
gelekrten Gesellschaften oder von Priyaten herausgegeben werdes, wird 

jptler Band, jedes Bulletin und jodos Heft besOglich der soh^jakrigeB Mai 
als ein besonderes Werk aogeftühen. 

!■ den FiUea dieses Artikels wird als Datnm der yeröffentliohnng, für * 
die BcraehBong der Scbntzfristen, der 31. Dezember dee Jahres angeacHnneii^ 

is welchem das Werk t* ri'frrntlicht worden ist. 

Art. 13. Das Urheberrecht schliesst nicht das Itecht aus, Citate an» 
zaföhren, wenn dieselben zum Zwecke der Kritik, der Polemik oder des 
Unterrichts dienen. 

Art. Ii. Dir Feuilleton-Romane, einschliesslich drr Noyellen, welche 
in Zeitungen oder periodischen Zeitschriften erscheinen, dürfen ohne die Er> 
laubnis der Urheber oder deren Bechtsinhaber weder im Original noch in 
Übersetzung nachgedruckt werden. 

Dieses Verbot prilt nuch für die anderen, in Zeitungen of^rr periodischen 
Zeitschriften veröfientiicliten Artikel, wenn die Urheber oder Verleger in der 
Zeitung oder der Zeitschrift, in welcher dieselben erscheinen, ausdrücklich 
erklärt haben, dass sie deren Wiedergabe untersagen. Bei Zeitschriften 
genügt es, dass dieses Verbot dnreh einen allgemeinen Vermerk am Kopie 
ieder Nummer angezeigt sei. 

Besteht kein Verbot, so ist die Wiedergabe unter der Bedingung ge- 
stattet, dass die Quelle angegeben werde. 

Artikel politischen Inhalts, Neuii^kriton vom Tage, Miscellen und Ent- 
lehnungen aus litterarischen und künstlerischen Werken für Publikationen, 
welche zu Unterrichtszweckeu dienen oder die einen wissenschaftlichen 
Charakter haben, oder für ChrMtomathien, kOnnen frei abgedrudct werden. 

Art. 15. Das Darstf Ilungsrecht eines litterarischen Werkes unterliegt 
den nämlichen Bestimmungen, wie die musikaliachea Werke. 

Abschnitt III. Vom (Trheberrecht an musikalischen Werken. 

Art. 16. Kein musikalisches Werk darf ganz oder teilweise, ohne Eiu- 
willigung des Urhebers, Öffentlich aufgeführt od«r dargestellt werden. 

r)us Recht des Hrhcbers oder seiner Bechtsinhaber erstreckt sich soi^ar 
auf die ölTentliche Aufführung unveröft'entlichter Musikwerke oder solcher, 
welche zwar veröffentlicht, deren Urheber aber im Titel oder am Kopfe des 
Werkes erklärt hat, dass er die Öffentliche Anfffthrang desselben untersagt. 

Art. 17. Das Urheberrecht der mnsikalischen Werke begreift das aus* 
' liliesslichc Recht in sich, Bearbeitungen über Themata des Oiiginalwerkee 

vorzunehmen. 

Art. 18. Wenn es sich um Werke handelt, welche aus Worten oder 
Texten und Musik bestehe», so können Komponist und Urheber keinen Vei^ 
trag über ihr Werk mit einem neuen Mitarbeiter eingehen. Nichtsdesto- 

wenif^rr haben sie das Eerl^t, ihr Werk durch Veröffcntliflningcn, Über- 
setzungen oder öffentliche Auliühruugen getrennt auszunutzen. 

Abschnitt IV. Vom ürheberreeht an plastischen Werken. 

Art. 19. Die Abtretung eines Kunstwerkes hat keineswegs die Ab- 
tretung des Vervielfältigungsrechtes zu Gunsten des Übernehniers zur Folge. 

Art. 20. Weder der ürheher noch der Besitzer eines Porträts ist be- 
rechtigt, dasselbe ohne die Einwilligung des Dargestellten oder dessen Eechls- 
inhabors, während zwanzig Jahren von dessen Tode ab, zu vervielfältigen 
oder Öffentlich auszustellen. 
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Vermöge besagter EinwillißniBg erlangt der Resitzor dns Vervielfiilti- 
irmagureoht; die I^acikbüdong darf jedoch die Angabe des l^iamenä eines 
Urliebflra nieht ««halten. 

Art. 21. Das darch gewerUiche oder kunstgewerbliche Yerfahren vei- 
Tielfaltinrtf> Kunstwerk luterüegt niehtideetoweiiiger den Beetimnwmgeii 
gegenwärtigen Gesetzes. 

Abtchaitt V. 

Ton der NachmacJinBg vnd toh der Bestrafung derselben. 

Art. 22. Jede böswillige oder betritgerische Verletsong des Urbeber- 

reclltes begründet das Vergehen der Nachmachung. 

Diejenigen^ welche wissentlich nachgemachte Qegenstäude verkaufen 
snm Verkauf ausstellen, in ihren Qesebilten zum Verkauf halten oder auf 
luxemburgischem Gebiete zu einem Handebsweeke in den Verkehr bangen^ 
sind desselben Vergehens schuldig. 

Art. 23. Die im Torhergehenden Artikel vorgesehenen Vergehen werden 
lyt dner Öeldbmee Ten swwisig Franken bis iweitaneend Srnäen bestraft. 

Die Besehlngnabme der nachgemachten Werke oder Gegenstände^ der 
Platten, Formen oder Matrizen und andern üton«;ilien, welche zur Begchnrtn!' 
dieser Vergehen unmittelbar gedient haben, wird gegen die Verurteilten 
aii8gespro4»en. 

Art. 24. Im Falle der Anffikhning oder Darstellnng zum Nachteil der 
Rechte des Urhebers können die Einnahmen durch die jr^richtliche Polizei 
als von den Vergehen herrührende Uegeustände beschiaguahmt und dem 
Kläger in AbeoUag auf den ihm geblihrenden Sehadenereati saerknant 
werden, aber nur im VerhUtaia snm Anteil, den lein Werk an der Dar- 
stellung oder der Auffnbnmg gehabt hat. 

Art. 25. Das böswillige oder betrttgeriscbe Anbringen des Kamens 
eines Urhebers oder irgend eines von ihm znr Bezeichnong seines Werkes 
angenommen eu Kennzeichens auf einen Kunstgegenstand, auf ein litterarisch^ 
oder musikalisches Werk wird mit Gefängnis von drei Monaten bis zu zwei 
Jahren und mit einer Geidbus&e von hundert bis zweitausend Franken ode^ 
mit einer dieser StnÜm bestraft. 

Die Beschlagnahme der nachgemachten Oegenstiinde wiid in allen Fällen 
ansgesprochen. 

Diejeuigenf weiche die im ersten Paragraphen bezeichneten Gegenstände 
wissentbcb yerkaofen, zum Verkauf ansstellen« in ihren QeschXiten zum 

Verkauf halten oder auf luxemburgischem Gebiet zu einem Handelszweck in 
den Verkehr bringen, verfallen den nämlichen Strafen. 

Art. 26. Der Art. 191 des Strafgesetzbuches ist durch folgende Be- 
stimmungen ersetzt: 

„Mit Gefängnis von einem Monat bis zu sechs Monaten wird lic- 
„straft, wer dureh eine Hinzufügung, Verstümmelung oder sonstige 
„Veränderung auf i^'abrikaten den ^^amen eines andern Fabrikautou 
«als desjenigen, welcher der Urheber ist, oder die Hsndelsfiima einer 
„andern Fabrik als derjenigen, in welcher die HeisteUnng erfolgte, 
^anbringt oder hervorbringt. 

„Auf dieselbe Strafe ist gegen jeden Kaufmann, Kommissionär oder 
KKleinblndler na erkennen, welcher Gegenstftnde feilbietet oder in den 
„Verkehr bringt, wissend, dads sie mit nntergeschobenen oder Ter^ 
„änderten Namen bezeichnet sind." 
Art. 27. Die Vergehen gegen dieses Gesetz, mit Ausnahme der im 
Art. 2ö vorgesehenen, küunen nur auf Grund einer Klage seitens der Person, 
welche behaoptet) geschsdigt zu sein, Terfolgt werden. 
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Art. 28. Das 1. Buch des Strafgesetzbuches, der Art, 566 desselben 
Gesetzbuches, sowie das Gesetz vom 18. Juni 1879, wodurch die Beräck- 
aichtigung der mildernden Umstftnde den Gerichten Torbebalten wird, sind 
auf die in gegenwirtigem Geseti Torgeeehraen Vergehen anweodhar. 

Art. 29. Die No. 23 des Art. 1 des Gesetz Tom 18. Mars 1870, Aber 
die Auslieferungen, enthltit folgenden Zusatz: 

„ . . . . Das im Art. 25 des Gesetzes über das Urheberrecht Tor- 
„gesebeue Vergehen.'' 

Abschnitt VT. 

OiTiliclagen, welche sich ans dem Urheberrecht ergeben. 

Art. 80. Die Inhaber des Urheberrechts kttnnen, mit nachgesnchter Be- 

•willipcung des Präsidenten des Gerichtes erster Instanz, am Orte des Nach- 
druckes durch einen oder mehrere von jenem Mncfistrat bezeichnete Sacli- 
Terständige die Aufnahme der angeblich nachgedruckten Gegenstände oder 
des Üiatbestandes des Nachdrucks und der Ut^silien, welche znr liegehnog 
desselben unmittelbar gedient haben, vornehmen lassen. 

Durch dieselbe Vprordnung kann der Präsident den Inhabern der nach- 
gedruckten Gegenstauüü verbieten, dieselben zu yeräusseru, die Bpstelluug 
eines Bewahrers oder sogar die gerichtliche Versieglung der Gegenstände 
gestatten. Diese Verordnung wird durch einen dann Mstellten Gerichts- 
vollzieher notifiziert. 

Wenn es sich um Thatsacben handelt, welche zu Einnahmen Veran- 
lassung geben, so kann der Präsident die verwahrende Beschlagnahme der 
Gelder durch einen dazu bestellten Geriehtsrollzieher bewUUgeii. 

Art. 81. Durch das Gesuch soll in der Gemeinde Domizil erwählt 

werden, wo die Aufnahme stattfinden soll. 

Die Sachkundigen werden vom Präsidenten vereidigt, bevor sie ihre 
Thätigkeit beginnen. 

Art. 32. Der Präsident kann dem Kläger die Verpflichtung auferlegen, 
eine Kaution zu stellen. In diesem Falle wird die Verordnung erst nacil 
erbrachtem ü^achwcis über die erfolgte Kautionshinterlegung erlassen. 

Art. 83. Die Parteien dflrfen der Aufnahme beiwohnen, wenn sie daza 
durch den l'räsidenten eigens miäehtigt sind. 

Art. 34. Sind die Tliüren geschlossen, oder wird das Öffnen derselben 
verweigert, so ist gemäss Art. 587 der Oiviiprozessordnung zu verfahren. 

Art. 35. Sine Abschrift des Anfnahmeprotokolls wird Ton den Sach- 
verständigen, unter eingeschriebenem Couvert, dem durch die BoEtehlagnahme 
Betroffenen, sowie dem Beschlagnohmer in kürzester Frist zugeschickt. 

Art. 86. Wenn innerhalb acht Tagen, vom Datum dieser Sendung, was 
dnreh den Poststempel festgestellt wird, oder nach der verwahrenden Geld- 
beschlagnahme keine Vorladung vor das Gericht erfolgt ist, in dessen Bezirk 
die Aufnahme stattfand, so verliert die Verordnung ihr? WirkriTijT ganz und 
gar, und der Besitzer der aufgenommenen Gegenstände oder der beschlag- 
nahmten Gelder kann die tJbergabe der Protokollurkunde verlangen, mit 
Verbot für den Kläger, den Text zu gebrauchen und zn rerOifentlicoen, dies 
alles jedoch unbeschadet des Schadenersatzes. 

Art. 37. Die Konsubir'/nricbtsbarkeit ist für die aus gegenwärtigem 
Gesetz sich ergebenden Klagi n nicht zuständig. 

Diese Sachen werden als summarische und dringende abgeurteilt. 

Art. 38. Die beschlagnahmten Einnnhmen und Gegenstände können der 
Civiipartei aut Abschlag oder bis zur Höhe des erlittenen Schadens zuge- 
sprochen werden. 
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Abseiiniit YU. £echte der Ausländer. 

Art. 89. Die Ausländer gemessen im Grossherzogtum alle durch gegen- 
wärtiges Gesotz gewährleisteten Rechte, ohne dass die Dauer dfr letzteren, 
ihnen gegenüber^ die durch das luxemburgische Gesetz bestimmte Dauer 
Ubene&Sten darf. 

Abschnitt VIII. Übergangsbestimmung. 

Alt. 40. Die unter den vorhergehenden Gesetzen gesetzmassig abge- 
schlossenen Vcrtriip:e über die Materie bleiben unberührt. Für Urb« ler o lcr 
solche Erben, deren augscbliessliche, sich aus jenen Gesetzen ergebenden 
Kechte bei der YerkllndignDg dieses Oesetees niebt erloschen sind, wird 
künftig das gegenwärtige Gesetz gelten. Sind die Bechte vor dieser Yer- 
kt\n(1igung gänzlich abgetreten worden, so unterliegen dieselben den bei der 
Abtretung geltend gewesenen Gesetzen. 

Abscbnitt IX. Abschaffung der bestehenden Gesetzgebung. 

Art. 41. Alle vorherigen, auf das durch gegenwärtiges Gesetz geregelte 
üxhebeireeht beslkglieben Bestimmungen sind abgesehairt. 

Grossh. Beschluss vom 10. Mai 1898 
betreffiBiMl die Ausführung des Gesetzes Ober das Urbelierrecht. 

Art. 1. In den Bureau der Regierung werden besondere Begister ge- 
fihit behufs Bhitiagung: 

a) der posthinnrn litterarischen, musikalischen oder der AVerke der 
pln'-'t Ischen Kunst, welche si-ir dem KrliJ'-s des (Tesetzes vom 
heutigen Tage veröffentlicht, dargestellt, aufgcfiüirt oder aus- 
gestellt worden sind, und deren Eigentttmer oder Bechtainhaber 
sich den Genuss des in Art. 4 dieses Gesetses Toigesehenen 
Rechtes sicliem wollen; 

b) der durch den Staat oder die öfieDtlichen Verwaltungen be- 
wirkten Publikationen, fttr welche das Urheberrecht gemftss Art. 11 
Torbehalten wird. 

Art. 2. Die Eintragung, von der im vorhergehenden Art. 1 die Rede, 
muss, bei Strafe des Verfalles, innerhalb sechs Monaten vom Tage der Ver- 
öffentlichung, der Darstellung oder Autiührung, wenn es sich um littcrarische, 
dramatische oder mnsilcalische Werke, oder der Ausstellung, wenn es sich 
um Werke der plastischen Kunst handelt, nachgesucht werden. 

Den Beteiligten wird eine Bescheinigung Uber die von ihnen verlangte 
Eintragung ausgestellt. 

Art. 3. Unser »^taatsminiäter, l'rasideut der Regierung, ist mit der 
Anaftthrung dieses Beschlusses beauftragt; er wird die Form der in Tor« 
stehenden Artikeln vorgesduriebeneu Begister, Erklärungen und EintragS" 
seheine bestimmen. 

(Geschehen durch Erlass vom lö. Mai 1898, wodurch drei Formulare 
Sur Eintragung bekannt geg^n wurden.) 
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Civilgesetzbuch vom 14. Dezember 1883. 

I. Buch (Von den Personen), Abtb. VIII (Von der Axbeit). 
2. Kapitel. Vom litterarischen EigcDtam. 

Art. 1139. T)i'^ Bewohner der Republik haben das ansschliessUche 
Keebt, ilue ürigioalwerku so oft, als ümen geeignet erscbeiAt, ganz oder teil- 
weise durch luiidschriftllelie Kopien, Druck, Lithographie oder darcb irgend 
ein anderes Ibnliches Verfahren zn TeröffenUichen und u vervielfftitigen, 

Art. 1133. Uinsicbtlic]i der Veröffentlichung sind die Bestimmungeu det 
Gesetzes, welches die Ausübung der Druckfreiheit regelt, zu beobachten. 

Art. 1134. Das dueh den Artikel 1182 aneikiante Becht begreift die 
mündlichen und p:escbriebenen Yorlesnngen und jede nndere Öffentlich gd* 
baltene Kedc in sich. 

Art. 1185. Die vor Gericht und in den politischen Versammlungen ge- 
haltenen Beden sind in besagtem Artikel 1132 nur fttr den Fall einbegriffen, 
duB jemand sich yornimmt, eine Sannnlung derseLbeo zu yeranstaltea. 

Art. 1136. Das handachriltliche Werk ist in allen Bestiaanngsn dieser 
Abteilung einbegriffen. 

Art. 1137. Die PriTatbriefe dürfen ohne die Znetinunnng der beiden 
Briefschreiber oder ihrer Erben nicht veröffentlicht werden, ausser wenn die 
Veröffentlichung für den Beweis oder die Verteidigung irgend eines Hechtes 
notwendig oder durch das öffentliche Interesse oder den Fortschritt der 
Wissensehalten erforderlich wird. 

Art. 1138. Der Urheber geniesst das Recht am litterarischen Eigentum 
während seines Lebens; naeh seinem Tode geht dasselbe aof seine Brben 
gemäss den Gesetzen über. 

Art. 1189. Der Urheber und seine Erben können dieses Eigentnn wie 
jedes andere yeräussem; der Cessionar erwirbt nlle Bedite des Urhebers 
gemäss den Bedingungen des Vertrages. 

Art. 1140. Wenn die t'essiou für einen kleineren Zeitraum erfolgt, als 
dieses Gesetz in gewissen FUlen hinaehtlich der Dauer des littennsehen 
Eigentums bestimmt, erlangt derCedent alle seine Bechte nach Ablniif diese» 
Zeitraumes zurück. 

Art. 1141. Die für eine längere Zeit, als das Eigentumsrecht dauern 
soll, erfolgte Cession ist hinsichtlich des diese Frist ttbersehreitenden Zeit- 
raumes ungültig. 

Art. 1142. Hinsichtlich der uachgelassenen Werke besitzen die Erben 
und Cessionare dienelben liechle wie der Urheber. 

Art. 1148. Der Verleger eines nachgelassenen Werkes, dessen Urheber 
bekannt ist, besitzt, wenn er nicht Krhe oiicr Cessionar jenes Urhebers ist, 
das Eigentumsrecht am NN'erke wahrend dreissig Jahren. 

Art. 1114. Die anonymen und pseudouynien Werke bleiben in den in 
diesem Kapitel festgestellten Begeln einbegriffen, sobald der Urheber, seine 
Brben oder Vertreter ihr Recht am Eigentum gesetzmitssig nachwEMsrn. 

Art. 1145. Wenn der ( rheber das Kigentumsrecht an einem Werke ab- 
getreten hat und später wesentliche Änderungen an demselben vornimmt, 
besitzt der Cessionar nicht das Recht zu verhindern, dass der Urheber oder 
seine Erben das derart verbesserte Werk verrttTi ntlit Vinn oder veräussem. 

Art. 1146. Der Richter soll, um den im vorhergebenden Artikel vor- 
gesehenen Fall zu entscheiden, das Gutachten eines von jeder Partei er- 
nannten Sachverständigen anhören; ausserdem kann derselbe die ihm ge- 
eignet erscheinenden Personen oder Korporationen zu Bäte sieben. 



Digitized by Google 



156 



Art. 1147. Die Akademien und anderen wissenschaftlichen oder littert-^ 
fisehen AnsUlten besitzen das Eigen tomsrecht an den Werken, welche sie 
TtrOifentlicheii, wihrend fAiifiiadiwaiisi^ Jahren. 

Art. 1148, Hinsichtlich einer Encyklopadie, eines Wörterbuches, einer 
Zeitung oder irgend emes anderen, von verschiedenen Personen verfassten 
Werkes, deren KameB bekannt sind, ohne dass der von jedem Urheber ver» 
fuste Teil bestimmt werde» kum, fehOrk des Sseatiim aUm; für die Aos* 
übnnrr drsiteHieB itai die Beetimmangea in den ArÜkeln 1251 und 1252 za 
beobachten. 

Art. 1149. In dem im vorhergehenden Artikel vorgesehenen Fall ver» 
■ehrt, weoo einer der Urheber ebne Erben oder Cesslonare stirbt, sein Recht 

dem Antril der tibrigTn. 

Art. 1150. Wpim man in einem Werke der im Artikel 1148 bezeichneten 
Art wabruiinuit oder beweisen kann, welches die Urheber bestimmter Teile 
sind, geniesst jeder derselben sein Eigentomsreeht in GemSssheit des Gesetses; 
das vollständige Werk kann jedoeh <^^M die Zostimmong der Melirlieit nicht 
von neuem veröffentlicht werden. 

Art. 1151. Wenn das von mehreren rersonen zusammengestellte Werk 
Tön einer einzelnen Person oder von einer KOrpersebaft nntemommen oder 
veröffentlicht wurde, besitzt diesr (!a> EiV^rntn ms recht am ganzen Werke^ 
unter Yorboii alt des Rechtes jedes Lrhebeis, seine Arbeiten von neuem einzeln 
oder gesammelt zu veröffentlichen. 

Art. 1152. Im Falle des vorhergehende Artikels kann der Verleger be- 
sagte Arbeiten einzr-ln ohne Zustimmung ihrer Urheber nicht veröffentlichen. 

Art. 1153. In den politischen Zeitungen besteht das Eigenturasrecht 
nur hinsichtlich der wissenschaftlichen» Jitterariachen oder künstlerischen 
Artikel, sei es im Original oder in Übersetzung; wer jedoeh irgend ein Bruch' 
Sttick d(>«: zur "Renutzung freien Teiles veröffentlicht, nniss den Titel und 
die Nummer der Zeitung anführen, aus welcher die Entlehnung erfolgte. 

Art. 1154. Der Urheber geniesst das Keclit, sich die Befugnis vor- 
snbehalten, Übersetzungen seiner Werke zu veröffentlichen; er muss aber in 
diesem Falle erklären, ob der Vorbehalt sieh auf eine best^nmte S|»rache be» 
schränkt oder alle umfasst. 

Art. 1155. Wenn der Urheber diesen Vorbehalt nicht gemacht hat, oder 
wenn er die Befugnis, das Werk zu übersetsen,,, erteilt hat, geniesst der 
Übersetzer alle Crhoberrechte hinsichtlich seiner Übersetzung: er kann aber 
safere Übersetzungen nicht verhindern, wenn ihm der Urheber nicht auch 
das Becbt hierzu gewährt hat. 

Art. 1156. Die Urheber, welche nicht im Landesgebiet wohnen und 
irgend ein Werk ausserhalb der Bepublik veröffentlichen, besitzen die durch 
Artikel 1154 gewährten Bechte während zehn Jahren. 

Art. 1157. Wenn der Übersetzer Einspruch gegen eine neue Übersetzung 
erhebt, mit der Behauptung, dass diese eine Vervielfältigung der ersten sei 
THid rieht eine nebe nach firm Original uf'mfichte Arbeit, <o soll der Richter 
für die i^'estsetzung gemäss dem im Artikel 1146 Gesagten vorgehen. 

Art. 1158. Niemand darf ein anderen Peraoneu gehöriges Werk unter 
dem Verwände, die Ausgabe mit Anmerkungen, Erläuterungen, Zusätzen oder 
Verbesserungen zu versehen. o\mo Zustimmung seines Urhebers vervielfS!ti[r('n. 
Derjenige, welcher Zusätze oder Anmerkungen in einem einer anderen l'erson 
nliOrigen Wwke anbringt, kum dieselben für sich veröffentlichen, in welchem 
«alle er als Eigentümer derselben betrachtet wird. 

Art. 1159. Die Erlaubnis (lea Urhebers ist gleichfulls erforderlich, um 
einen Auszug oder einen Abriss seines Werkes herzustellen. Weun jedoch 
der Anszug oder der Abriss derartig vordienstTOll oder wichtig ist, dass sie 
eb nenes Wetk darstellen oder als von allgemeiner Nützlichkeit eraditet 
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werden, kann die Begiemiig deren Druck erlauben nach vorheriger An» 
htfmng der InteresBenten uod von swei dareh jede Partei enuumt«! Sack- 

Tontändigen. 

Art. 1160. Im Falle des vorhergeheudeu Artikels hat der Urheber 
oder der Eigentümer des nrsprttnglichen Werkes das Anrecht auf eine Ent- 
schädigung, welche von fiinfzelm bis droissig Froseut des Belnertrage des 
.Abrisses in allen Ausgaben derselben schwankt. 

Art. 1161. Der Verleger, weicher weder £rbe noch Cessionar des Eigen- 
tftmers des Werkes oder der Übersetzung ist, besitzt nur die Rechte, welche 
.ihm der \'ertrag gewährt, den er mit diesem abgeschlossen hat. 

Art. 1162. Der Verleger eines Werkes, das schon dem Gemeingut ver- 
fallen ist, besitzt das Eigentumsrecht nur während der Zeit, welche zur 
VerOffentuehung sdner Ausgabe gebranelit wird, nad ein Jakr darüber. 
Dieses Recht erstreckt sich nicht darauf, die anassttluüb der Republik ber- 
-gestelUen .\u8gaben m verliindern. 

ArL 1163. Der Verleger eines anonymen oder Pseudonymen Werkes be- 
sitzt Üilieberrechte an demselben, TorbebaltUeli der Verfügungen des 
Artikels 1144. 

Art. 1164. In dem durch besagten Artikel vorgesehenen Fall orlangt 
der Eigentümer alle seine Rechte wieder, and der Verlier kaun über die 
Forbatidenen Ihcemplare verfügen oder ihm Preis erhelKHi; wenn es jcdoeh 
erwiesen ist, dass er tmelurlich gehandelt hat, soll genUtoa den fttr diesen 
-Fall geltenden Bestimmungen der Qesetzc verfahren werden. 

Art. 1165. Wer zuerst irgend ein handschriftliches Werk veröffentiiellt» 
in dessen rechtmftssigem Besitz er sich befindet, geniesst das Eigeatninarecht 
an der Ausgabe während seines Lebens. 

Art. 11G6. Die Gesetze, die ri)»ri<j:rn Rogierungs -Verfügungen und die 
Entscheidungen der Gerichtshöfe i^oaucu von jedermann sogleich nach der 
amtlidien Ausgabe Terdffentlicht werden, wobei der Verleger sich an den 
authentischen Text su halten hat; es kann jedoch keine Sammlung derselbm 
oline die Zustimmung der General-Regierung hinsichtlich der Bondesgesetze 
.und ohne diejenige der Staaten hinsichtlich der Gesetze eines jeden derselben 
gebildet werden. 

Art. 1167. Die Frist, welche in irgend welchen Fällen für die Dauer 
des Eigentumsrechts bezeichnet ist, wird vom Erscheinnngsdatnni des Werkes 
au gerechnet und, wenn letzteres nicht feststeht, vom I.Januar des Jahres 
an, welches auf dasjenige folgt, in welchem das Werk oder der letzte Band 
oder das letzte Heft oder die letzte Lieferung, womit es ▼enrollstftadigt 
wird, veröffentlicht wurde. 

d. Kapitel. Vom dramatischen Eigentum. 

Art. 1168. Die dramatischen Urheber besitzen ausser dem ausschliess- 
lichen Recht, das sie an der Veröffentlichung^ und Vervielfältis:iinp; ihrer 
Werke haben, auch das ausschliessliche Recht hinsichtlich der Aufführung. 

Art. 1169. Der Urheber geniesst dieses Recht während seines Lebens; 
nacli seinem Tode geht dasselbe auf seine Brben über, welche ea während 
dreissig Jahren geniessen. 

Art. 1 170. Die Cessionare geniessen das erwäiiuie Recht nur während 
des Lebens des ürbebers und dreissig «Tahre danach. 

Art. 1171. Nach Ablauf der in den vorhergehenden Artikeln festgesetzten 
Fristen gehen die Werke hinsichtlich des Aufführungsrechts in das Gemein^ 
gut über. 

Art. 1173. Der den Urhebern sukommende Anteil an den ErträgnisMa 

der dramatischen Aufführungen kann Ton den Gläubigem eines UntMaehmens 
nicht mit Beschlag belegt werden. 
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Art. 1173. Der Urheber kann die AnffnhniDg seines Werkes hinsichtlich 
der Anzahl and der ihm geeignet erscheinenden Bedingungen vertraglich 
regeln and die Aufführang aaf eine festgesetzte Frist, auf einen bczuichueten 
Ort oder auf bestiminte Theater bwchrtaken. 

Art. 1174. Der T'rheber Vinn -m "^-pniorn "V^^'^rk 'V\r ihm p^ppii'nnt 't- 
scbeiuenden Änderungea and Verbesserungen vornehmen; er kann jedoch 
keinen wesentlichen Teil desselben ohne die Zustimmung des Unternehmens 
abSndeni. 

Art 1175. Letzteres f^oW nnter keinem Vonvand das Work in hand> 
.schriftlichem Zastand irgend einer dem Theater fremden Person ohne die 
ausdrückliche Zustimmung des Urhebers mitteilen. 

Art. 1176. Hat der Urheber hinsichtlich der Anfftthrung eines drama- 
tischen Werkrs rin Ühnreinkommen abi;esclilossen, so darf er dasselbe einem 
anderen Unternehmen nur innerhalb der vereinbarten Grenzen abtreten, eben* 
sowenig darf er eine Nachahmung des Werkes sehreiben und aufführen. 

Art. 1177. Wenn das Werk nicht in der Tcreiabarten Frist und za den 
Ter in^ irti n Bedingongen aufgefüllt wurde, kann der Urheber dasselbe nn^ 
behindert /.nriickzielion. 

Art. 1178. iiulcru im Ühercinkommen die Zeit für die Auffuhrung nicht 
festgesetzt ist, kann das Werk zurückgezogen werden, wenn seit dem J)atQni 
des Ühereinkomiieiis ein Jahr abgelaufen ist, oline dass eine Aaffährong' 
stattfand. 

Art. 1179. Kbensü kaun verfahren werden, wenn das Lnteruehmen während 
fünf Jakren ohne berechtigten Grund unterlässt, das Werk aafzuftkhren. 

Art 1180. In den Fällen, von denen die drei vorhergehpndnn Artiks ! 
üaudeln, ist der Urheber nicht verpflichtet, die Beträge zoruckzuerstatteu,, 
welche er empfaugeu haben sollte. 

Art. 1181. Die nachgelassenen Werke kOnnen nicht aufgeführt werden 
ohne Zustimmung der Erben oder C( s^^ionarc, welclie die i£ien durch die- 
Artikt-»! 1109 und 1170 zugestandenen Hechte besitzen. 

Art. 1182. Wer in den im Artikel 1143 festgesetzten Grenzen Verleger 
eines nachgelassenen Werkes ist, besitzt das dramatische Eigentumsrecht nur 
während zwanzig Jahren. 

Art. 1183. Der ^'erleger eines anonymen oder Pseudonymen Werkes be- 
sitzt das dramauschc KigentumsrechL während dreissig Jahren; wouu aber 
*ler ürheler, seine Erben oder Cessionare ihre Beehtc gesetzmässig fest- 
stellen, sollen sie das Eigentinnsrecht wiedererlangen; die Übereinkommen, 
welche hinsichtlieh der Aufführung abgeschlossen sein sollton, treten deiu-> 
zufolge ausser Wirksamkeit. 

Art. 1184. Wenn ein dramatisches Werk von rersckiedenen Personen, 
verfas.st ist, hat jede von ihnen das Recht, die Aufführung desselben zu '^c- 
statten, ausser b' i gegenteilitjer Abmachung oder wenn ein berechtigter 
Oruüd uiigetuiirL wird, der nach vor^äugigem Sachverständigen-Bericht von 
der staatlichen Behörde anerkannt wird. 

Art. 118.'). Tm Falle des vorherirehendi n Artikels besitzen die Erbeiv 
und Ccst^ionare dassellie Recht; wenn es aber verschiedene sind, wird ihre 
auf die iiu Artikel 1251 vorgeseheuc Weise bestimmte Meinung nur als das. 
Votum desjenigen Urhebers betrachtet, den sie yertretcn. 

Art. llSfi. Wenn in demselben Fall einer der Urheber stirbt, nfnir Erl)cn 
oder Cessionare zu hinterlassen, fällt sein Kif?f'ntumsrecht den anderen zu; 
die Erträge jedoch, welche bei den Aufführungen dem Wrstorbenen zu- 
kommen sollten, werden nur Forderung der Theater bestimmt. 

Art. 1187. Die Abtretung des Keehts, ein dramatisches \V -rk zu ver- 
"ffentlichen, schliesst, wenn nicht besonderes Tereinbart« diejenige des Auf- 
fohrangsrechts nicht in sich. 
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Art. 11S8. Aui dea Übeneteer finden aUe den UrJueber betreffende 
BestimBiiiiigeii AnwoDdimg. 

Art. 1189. In denjenigen Fällen, in welchen ein bestimmter Zeitraum 
fttr dfts dramniläche Eigentnmsreckt i«s(g«Be(al ist» wird die Frist TO« der 
ersten Autiulirung an gerechnet. 

Art. 1190. AU« BeBtimmimgeii in den Artikeln 1189, 1110, IUI, 114?, 
1154, 1155, 1156 und 1157, betreffend die Veröffentlichung eines Werkes, 
sollen aach hinsiehtlieh seiner Auf^mng beobachtet werden. 

4. Kapitel. Vom kttnstleriseken Kigentnou 

Art. 1191. Das aasschliessUche Vervielfältigungsrecht ihrer Orfginal- 
werke besitzen: 

1. die ürhobpr Ton c^oocrraphischen, topographischen, wissenschaft- 
lichen, architektonischen asw. Karten nnd diejenigen yon Plänen, 
B u tw d r fM i und Züelmnngen irgendwelcher Ait, 

8. die Architekten, 

3. die Maler, Gravenrp, Lithographen und Photographen, 

4. die Bildhauer, sowohl hinsichtlich des schon beendigten Werkes, 
als der HodeUe nnd Formen, 

5. die Musiker, 

6. die Kalligraphen. 

Art. 1192. Das künstlerische Eigentum wird hinsichtlich der Yerviel- 
iSltigong des Werkes durch die Artikel 1186, 1188, 1181, 1168 bis 1164 und 
1167 m ihren betreffenden Fällen und soweit sie auf die KOnste Anwendnng 
finden, geregelt. 

Art. 1193. Die mosikalischeu Kompositionen werdmi hinsichtlich ihres 
Aofftthrnngsrechts durch die Artikel 1168 bis 1187 nnd 1189 geregelt. 

Art. 1194. Hinsichtlich der gesetzlichen Wirkungen wird als Urheber des 
Textes derjenige der Musik betrachtet. Der Urheber des Textes sichert 
seine Rechte gegenüber demjenigen der Musik yermittelst schriftlicher Ab- 
maehung. 

Art. 1195. Das Eigentum an musikalischen Kompositionen begpreift das 
ausschliessliche Recht des Urhebers, Abmachungen m betreff der Motive 
und Themas des Originalwerks abznschllessen, in sich. • 

Art. 1196* Alle diejenigen, welche das künstlerische Bigentnm geniessen, 
können ihre Werke ganz oder teilweise durch ein ähnliches oder verschiedenes 
Verfahren und in demselben oder abweichendem Hassstab yerrielfältigen 
oder deren Vervielfältigung ermächtigen. 

Art. 1197. Der reehtmässige VervielfSltiger besitzt dss ürheberreoht is 
den Grenzen, welche der Vertrag festsetzt. 

Art. 1198. Wer flas Eigentum eines Kunstwerkes erwirbt, erwirht das 
Vervielfältigungsrecht nicht, wenn dies nicht im Vertrag ausgemacht ist. 

Art. 1199. Der Künstler, welcher ein bestelltes Werk fttr eine bestimmte 
TVr r n herstellt, verliert das Hecht, es durch ein Shnliches Ennstverfahien 
zu vervielfältigen. 

Art. 1200. Der Besitz eines Modells der Bildhauerkunst schliesst die 
Besitzannahme des Vervielfiltigungsrechts in sieb, solange nicht das Gegen- 
teil bewiesm ist. 

6. Kapitel. Regeln fllr die Bestimmnng der Nachmachting. 

Art. 1201. Als Nachmachung gilt bei Ermangelung der Zustiuunuog 
des gesetzmftssigen JBigentlimers: 

1. die Yerttffentiichnng der beim Kapitel 2 dieser Abteilung eis» 
begriffenen originalen Werke, Beden, Vorlesungen nnd Artiicel, 
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8. 4ie Veröffentlichang tod ÜberseUungen besagter Werke, 

9. ii» DtntoUsig dmaatieeW wd die AvfflUiniiig msikalieelLer 

Werke, 

4. die Veröffentlichung und Vervielfaltiji^np: künstlerischer Werke, sei 
es durch dasselbe oder durch ein auderes, als das für das Original- 
w«rk «BfremMito Veriihna, 

5. die \yeglassnng df^s Namens des Urhebers oder des Übersetzers, 

6. die. Änderung des Titels des Werkes und die ünterdräckiuig oder 
Abänderung irgend eines Teiles desselben, 

7. die VerOltetiidiMag eiaer grite nwa Aaialil Bzeaiplare, als die dem 
Artikel 1247 gemäss vereinbarte, 

8. die Vervielfälticrimff eines Werkes der Architektur, zu deren Aas- 
führung der Zutritt zu den Prirathäusern erforderlich wäre, 

9. die VerafertUehiug uid AttfffthniDg eines vu Avsittgen anderer 
Musikwerke gebildeten Musikstücks, 

10. das Arrangement einer ninsikalischen Komposition für gesonderte 
Instrumente. 

Art. 1202. Als Nachmachung gilt gleichfalls die unter Übertretung der 
Bedingungen oder ausser der in den Torhergehenden Kapiteln für bestimmte 
Fälle festgesetzten Zeit erfolgte VeröifentUehang, Ver?ieli&ltigang oder 

Darstellung der Werke. 

Art. 1203. Als Nachmachung gilt die ohne Zustimmung des Eigen- 
tSmers erfolgte Ankttndignng eines dramatischen oder musikalischen Werkes, 
selbst wenn dieses thatsächlich nicht zur Aufführung gelangen sollte, ob 
es nun den Namen des ürliebers oder Übersetzers enthält oder nicht. 

Art. 1204. Dasselbe gilt für den Handel mit in der Bepabiik oder 
taderswo nachgemachten Werken. 

Art. 1205. Als Nachmachung gilt ebenso die Yrrofifeutlichung eines 
Werkes, die im Widerspruch mit den Bestimmungen des die Dmckfreiheit 
regelnden Gesetzes erfolgt. 

Art. 1206. Als Nachmachung gilt schliesslich jode nicht ausdrücklich 
im nachfolgenden Artikel einbegrinene YerGffentlichnng oder Verrielfaltigang^ 

Art. 1207. Als Nachmachung wird nicht angesehen: 

1. die wörtliche Anführung oder die Einrllckiuig Ton Brochstiloken 
oder äteilen veröffentlichter Werke, 

2. die YerrielflUtignng oder der Auszog yon Artikeln aus Zeit- 
schriften, Wörterbüchern, ZeituagMi und anderen derartigen 
Werken, sofern das Werk, aus welchem die Entlehnung erfolgte, 
angegeben und der vervielfältigte Teil nach dem Urteil von öach- 
Terstftndigen kein übermässiger ist, 

8. die Vervielfältigung von Gedichten, Memoiren, Reden usw. in 
den Werken litterarischer Kritik oder der Litteraturgeschichte, in 
den Zeitungen und in den Büchern, die für den Gebrauch der £r- 
liehnngsanstalten bestisunt slsd, 

4. die Veröffentliehnng einer Sammlung von litterarisclien, aus anderen 
Werken ausgezogenen Zusammenstellungen, 

6. die abgesondert beweriLsteiiigte Veröffentlichung von Zusätzen luid 
Verbesserungen eines anderen Personen gehörenden Werkes, 

6. die Veröffentlichung Ton Werken eines ohne Erben oder Cessionaro 
verstorbenen Urhebers und von denjenigen Werken, hinsichtlich 
welcher der Urheber sein Eigentum nicht gemäss dem Gesetz ge- 
sichert hat, 

7. die Veröffentlichung von anonymen und Pseudonymen Werken mit 
den in den Artikeln 1144 und 1164 angegebsBen EinschrftnluugeB, 
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8. die ganz o<1er teilweise erfoln^te Darstellung eines Theaterstück» 
oder die gau^: oder teilweise erfolgtu Autfühmng eines musikali- 
Beben Werkes, wenn sie ohne seeniechen Apparat, sei es in Piirnt- 
han.^ern, sei (^r in ßffeDtUchon Konzerten, denen man nieht gegen 
Zahlunf? beiwohnt, vor sich ^nn:,^ 

9« die UarstelluDg oder Auliuiirung derjunigen dramatlsciieii oder 
musikalischen Werke« deren Ertrtge fftr WohltiiatigkeitBzweeke^ 
bestimmt j^ind, 

10. die Verüfteniiichung der Opern-Textbttcher und des Textes anderer 
masikalischer Kompositionen, sofern sich der Eigeatümcr dieses 
Recht niebt voTbelialt<»i bat, 

11. die t'hers' t/TiiK^^ von schon voröffentlichteo Werlun, Torbebaltlieb 
der licstiinniungen der Artikel 1154 bis 1157, 

12. die Vervielfältigung Von Werken der Bildhauerkunst, weim 
zwischen der Vervielfältigung und dem Original so wesentUcbfr 
Unterschiede bestehen, dass die Vervielfältigung nach Sachyer- 
stnndi^en-Urteil als ein neues Werk betrachtet werden muss, 

13. die Vervielfältigung besagter Werke, wenn sie sich auf Plätzen, 
Promenaden, IriedbOfen und anderen Offentlieben Orten anfge* 
stellt finden, 

14. die durch die plastische Kunst bewerkstelÜLTic Vervielfältig^ung 
von Werken der Malerei, Gravur oder Lithu<;raphi6 und die ver* 
mittelst letzterer Verfahren bewerkstelligte Verrielfilltigiing von 
Werken der plastischen Kunst, 

15. die VervieltältiguDg eines schon verkauften Musters, wenn die* 
selbe wesentliche Unterschiede besitzt, 

16. die Vervielfältigungeu von an öffentlichen Qebäuden und am Aussen- 
teil der Privatgebäude bewerkstelligten Werken der Architektur, 

17. die Verwendung von künstlerischen Werken als Muster für die 
Erzeugnisse der Hand- und Fabrikarbeit. 

6. Kapitel. Strafen f&r die Nachmaehung. 

Art. 1208. Werirgend welebe der in den Artikeln 1201^1206 enthalteneu 
Bestimmungen übertritt, soll zn Gunsten des Eigentftmers des Werkes alle 
von letzterem vorhandenen Exemplare verwirken und den Preis degenigen 
zahlen, welche zur Vervollständigung der Auflage fehlen. 

Art. 1209. Wenn der Eigentttmer die vorbandencn Exemplare nieht m 
erhalten wünscht, soll der der Naehmachnng Schuldige den Wert der ganzen 
AnHage zahlen. 

Art. 1210. Der Preis der Exemplare soll derjenige sein, den die 
Exemplare der gesetamSssigen Ausgabe jeweilig haben und, wenn letatere 
sc^on vergriffen sein sollte, derjenige, den sie bei der Veröftontlichnng hatten. 

Art. 1211. "Wenn die gesetzmässige Ausgabe subskriptionsweise ver- 
öffentlicht wurde, soll der Preis nicht derjenige der Subskription sein, sondern^ 
derje nige des Marktwertes bei Abscblnss der VerOffentliehnng. 

Art. 1212. Wenn die nachgemachte Ausgabe die ersterschieuene ist,, 
soll der Preis der Exemplare derjenige sein, den sie am Platz haben, vor- 
behaltlich des dem Eigentümer dagegen zustehenden Einspruchsrechts. 

Art. 1213. Wenn die YerTielfiltiguDg nicht avf mechanischem Wege 
erfolgte, wird der Preis durch Sachverständige festgestellt. 

Art. 1214. Wenn die Anzahl Exemplare der bctrüfcerischen Ausgabe 
nicht bekannt lät, soll der der NachmachuDg Schuldige den Wert von tausend 
Exemplaren ausser den mit Beschlag belegten zahlen, TOTbebaltlicli de» 
Naeliweises, dass sieb die Beeintriiehtigangen auf mehr belaufen. 
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Art. 1215. Die Platten, Fonnen und Matrizen, welche für die be- 
trfigerische Ausgabe gedient haben, sollen yernichtet werden, welche Ver- 
iBgnng die Druckschriften nidht einbegreift. 

Art. 121(5. Die Bestimmunp^cn der Artikel 1208 bis 1212 sollon anch 
beobachtet werden, wenn die betrügerische Ausgabe ausserhalb der Bepublik 
hergestellt wurde. 

Art. 1217. Deij^Miige, welcher in Übertretung des Artikels 1201, Ab- 
schnitt III und IX und drr Arükvl 1202 und 1203 dramatische Werke dar- 
stellea oder musikalische ivompo:5iti<>aen aufführen lasst, soll dem Eigentümer 
den GesanunterUto der Darstellungen oder Attflnhningeii saJüen, ohne das 
Beeht des Ünkosten-Abzng^ zu haben. 

Art. 1218. WoTin die Darstellung: oder AnfTühninpr mehrere Werke 
mofasstf soll der Kriu.s gemäss den Akten oder Stücken verteilt werden; 
sollte dies nieht angängig sein, erfolgt die Berechnung dnreb SaehTerstindige. 

Art. 1219. Der Eigentümer hat das Recht, das Eintrittsgeld Tor Set 
Darstellung, während der.sellien und später mit Beschlag zu belehren. 

Art. 1220. Zum Erlös wird der der Darstellung zufallende Abonnements- 
Betrag gereehnet. 

Art. 1221. Die Kopien, welche an die Schauspieler, Sänger und Musiker 
verteilt wurden, sollen ebenso wie die Textbtlcher oder Gesänge TemicJitet 
werden. 

Art. 1292. Der Eigentümer hat das Beeht zn yerlangen, dass die Auf- 
führung des "Werkes einfxcstellt werde. Im Falle der Einstellung derselben 
soll die Verfügung des vorhergehenden Artikels beobachtet und die Ent- 
schädigung durch Sachverständige festgesetzt werden. 

Art. 1228. Ber Eügentftmer soll ausser dem Beeht, das er an den 
Ertrapiisscn der Darstellung hat, für die ihm zup^efügten Beeinträchtifjnngen 
schadlos gehalten werden. Die Entschädigung soll vom Ilichter nach vor- 
gäogigem Sachverständigen-Bericht festgesetzt werden. 

Art. 1224. Hinsichtlich der Wirkungen des Gesetzes ist naeh btkrger- 
lichem Ecclit derjenige verantwortlich, welcher die Nacbmachung fOr seine 
JEUchnung unteruiturat oder austührt. 

Art. 1225. Wenn die Nachmachimg ausserhalb der liepublik begangen 
Würde, Ist der Verkäufer verantwortlich. 

Art. 1226. Die Schausi i' 1( r und Künstler, vvclcho bei der Nachraachung 
für Kechniing anderer thätig sind, sind nach bürgerlichem Beeht nicht Ter- 
antwortiicii. 

Art. 1227. Nur der Eigentümer kann die Bechte, welche . in dies» 

Abteilung zuerkannt werden, ausüben. 

Art. 1228. In jedem zweüelhafteu Fall soll der üichter deu Sachver- 
Btindigen-Bericht anhören. 

Art. 1229. In den GerichtsTerfahren betreffend litterarisches, drama- 
tisches und künstlerisches Eigentum ist der Bichter des Wohnsities des 
Eigentümers zuständig. 

Art. 1230. Der betreffenden Staatsbehörde steht es zu, die Einstellung 
der Auiitthmng eines dramatischen Werkes zu verordnen, auf die Ertrttgnisse 
Beschlag 7.U legen, äl^ Br^nhlngnahrae des nachgemachten Werkes ZU be* 
werkstelügen und andere dringende Massregeln vorzuschreiben. 

Art. 1281. In diesen GerichtsTerfahren sind die entsprechenden Be- 
rnfmigen gemäss dem Interesse, um welches es sich handelt, statthaft; die 
Ha^Rregeln jedoch, welche der Yorhergehende Artikel festsetst, lassen keine 
Berufung zu. 

Art. 1282. Ist der Beschwerdeweg hinsichtlieh des Eigentums betreten, 

entbindet ^ Verzichtlcistnng dos Eigentümers den der Naehmaefauug 
Schuldigen nur von der bürgerlichen Verantwortlichkeit. 
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Art. 1283. Unabhängig von den m diesem Kapitel enthaltenen Ver- 
fügungen soll der der Ni^B&iDachjug Schuldige in den vom StrofgeaetBliiiioh 
ffir das Betmgmrgehea Yorgesdieiiea Grensen straffftUig aeiii. 

7. Kapitel. Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 1234. Um das Eigentum zu erwerben, muss der Urheber, Über« 

setzer oder Verleger, je nach dem vorliegenden Fall, s( Il st oirr vermittelst 
Vertreter vor dem Ministerium des öffentlichen Unterriclits erscheinen, um 
feststellen zu lassen, dass er sich seine Rechte vorbehält, unter Beiftigung 
der Exemplare, welche die folgenden Artikel vorsehen, jedoch ohne dan 
irgend ein anderes Erfordernis nötig ist, TorbehaltUch der Verffignngen in 
Artikel 1248. 

Art. 1235. Von jedem gedruckten Buch soll der Urheber zwei 
Exemplare einreichen. 

Art. 1236. Von jedem Werk der Musik, Gravur, Lithographie oder 
anderen ähnlichen Werken soll er zwei Exemplare einreichen. 

Art. 1237. Im Falle eines Werkes der Architektur, Malerei, Bildhauer« 
knnst oder anderer Werke dieser Art soll ein Exemplar der Zeichnung, der 
Skizze oder des Plaus mit Bezeichnurtü dor Aiisflchminp^en und aller übrigen 
das Original charakterisierenden Eigcuächaiten emgereicht werden. 

Art. 1238. Das eine der Exemplare, von welchem im Artikel 1285 die 
Bede ist, soll in der National-Bibliothek und das andere im General-Archir 
llinterlegt werden, 

Art. 1239. Von den Exemplaren der Werke der Musik soll das eine im 
Nalional-EonserTatorinm der Musik und das andere im Qeneral-ArcluT 
llinterlegt werden. 

Art. 1240. Das Exemplar der Sticht, Litho^aphien usw., ebenso 
das im Artikel 1237 vorgeschriebene soll auf der Sehule der schönen Künste 
hinterlegt werden. 

Art. 1241. Im Falle das Werk ohne Namen des Orkebers yei^ffttitlicht 
wurde, soll letzterer, wenn er das Eigentum zu gfeniessen wünscht, den vor- 
erwähnten Exemplaren ein yersiegeltes Schreiben beifügen, in welchem er 
seinen Namen bekannt giebt und das in der Uun am geeignetsten ersdtoinen- 
den Weise bezeichnet werden kann. 

Art. 1242. Auf dem Ministerium des öffentlichen Unterrichts soll ein 
Eegister geführt werden, iu welches die erhaltenen Werke verzeichnet 
werden. Das Verzdelmis wird alle drei Honate im Diario ofleial Ter- 
öffentlicht. 

Art. 1243. Die mit Bezug anf besagte Register ausgestellten Be- 
scheinigungen folgern Eigentums-Präsumption, solange nicht das Gegenteil 
bewiesen wird. 

Art. 1244. Für jede neue Auflage, Übersetsung oder Vemelfiltigang 
muss neue Hinteriegunp: erfolgen. 

Art. 1245. Daä auf die Darstellung der dramatischen und auf die Auf- 
fühmng der musikalischen Werke bexfiguche Eigentnmsreeht wird gesetxtich 

anerkannt, sobald das littcrarlsehe oder kttnstlMiseke Eigentum wnt Ur- 
heber gesetzlich anerkannt ist. 

Art. 124C. Im Ealle ein nicht herausgegebenes dramatisches oder 
musikalisches Werk obne Zustimmung des Urhebers dargestellt oder auf« 

geführt wurde, soll letzterer sein Eigentumsrecht durch die gewöhnlichen 
Bechtsmittel nachweisen; sobald er sein Recht nachgewiesen hat, unterließt 
die zur Verantwortung zu ziehende Person den betreffenden Bestimmungun 
dieser Abteilung. 

Art. 1247. In den hinsichtlich der Veröffentlichung cmc-s Werkes ab- 
gescldossenen Vertragen soll die Anzahl der abzuziehenden Exemplare fest- 
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gestellt werden. Im ÜDtcrlassangsüUie kaaa üachmaduugs^KlAge dM- 

wegen niciit angestrengt werden. 

Art. 1248. Alle Urheber, Überseteer und Verleger mfliteii ühmii Nammi, 

das Datam der Veröffcntlicliuug, den Vermerk des Eigentainsbesitzes infolge 
der nach den Vorschriften dieses Gesetzbuches bewirkten Hinterlegung von 
jbixemplaren, and die sonstigen gesetzlichen Bedingungen und i>etuerknngen, 
die sie für geeignet ludteB, auf den TitelblAttem der Bücher oder masiJ^- 
sehen Kompositionen, am unteren Rand der Stiche nnd auf der Gnindflache 
eder sonst sichtbarem Teil der übrigen kimstleriachen Werke anVi ini^^en. 

Art. liüö. Wer die im vorhergehenden Artikel enüiaiteaen Verl ugimgen 
mcht erfüllt, kann die in seinem betreffenden Fall ais des BifordemiMWi dea 
Artikels henrührenden Bechtr nirht aasüben. 

Art. 1250. In den i?'aiien, in welchem das Eigentum für bestinnnte 
Zeit tkbwlassen wird, soll der Cessionar dasselbe nur während der Zeit ge- 
messen, welche an der Vervollständigiuig des dnrch das Oesets festgeietitea 
Zeitraums fehlt. 

Art. 1251. Wenn verschiedene Eigentümer eines Werkes in Frage 
kommen und diese hinsichtlich der ihnen vom Gesetz gewährten Rechte 
nicht übereinkommen können, sollen sie bei dem, was die Mehrheit ent- 
scheidet, bleiben, vorbefialtlir^h (inr ^>^fn<^^Hlq^cn dee Artikela 118i. In Er» 
mangelung einer Mehrheit entscheidet der liichter. 

Art. 1252. Im dem dnrch den vorhergehenden Artikel vwgesehenen 
Fall werden die Erträge verhältnismässig verteilt, wenn der Tnl, der jedem 
Urheber an d*^m Werk zukommt, hf -timnit t;^ ^ rden knriTi, oder SB guicheo 
Teilen, wenn die^e Bestimmung niclit gemacht werden kann. 

Art. 1268. Hinsichtlich der gesetzlichen Wirkungen wird vorbebaltUeh 
gegenteiligen Übereinkommens derjenige als Urheber betiaditet, weUsher ein 
Werk auf seine eisernen Ko ten herstellen lässt. 

Art. 1254. Wenn gemäss dem Gesetz eine Erbschaft auf den Staats- 
schatz Übergeben muss, hört das Eigentnra auf, und das Werk TerfUlt dem 
Gemeingut, vorbehaltlich des Hechts der Gläubiger des Eigentümers. 

Art. 1255. I>t'r Stnat besitzt das Eigentum aller Hamischriften der 
Imndesstaatlidiien Archive und Verwaltungen und derieaigen des Distrikts 
■ad KaUlorBleos. Es kttoaen iifolgedeseen keine derselbin ebae die Zu- 
Stinunung der Eegierung verOfentUcht werde u. 

Art. 1256. Diese Zustimmnncr ist gleichfalls erforderlich f'ir die Ver- 
öffentlichung der Handschriften und die Vervielfältig^ong der künstlerischen 
Werke, welehe dea Akademien, LehranelalteB, Maseen and Ihnlicliea MFeot*' 
liehen Anstalten gehören. 

Art. 1257. Die Handschriften und die künstlerischen Werke, welche 
den Einzelstaaten gehören, können ohne Zustimmung ihrer betreffenden Ee- 
l^rungen niebt yoröffentliebt oder vervielfältigt werden. 

Art. 1258. Weiiu die Werke, von denen in den vorhergehenden drei 
Artikeln die llede ist, vom Staat vermöge Vertrags mit dem Kigentümer 
erworben wurden, sollen die gesetzlichen Bedingungen erfüllt werden, welche 
bei der Abtretung des Bigentnms festgestellt wurden. 

Art. 1259. Die von der Refderuug: veröffentlichten Werke gehen zehn 
Jahre nach ihrer Veröffentiichunf:, welcher Zeitraum in der im Artikel 11f!7 
festgesetzten Weise berechnet wird, in das Gemeingut über, mit der im 
Artikel 1166 enthaltenen Ausnahme. 

Art. 1260. Trotzdem kann dir- Tiegierung;, wenn s\p es für anc:emo9seu 
erachtet, die im vorhergeheoden Artikd bezeichnete MzUt verlängerp oder 
▼srkürzen. 

Art. 1261. Wenn der ürbeber, Übersetzer oder Verleger eines Werkes, 
das dem Gemeingut TeiiaUea war, atirbt, ebne sein Sigentuniraebt fe- 
il» 
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sichert zu iiabea, können seine Erben eine Siciierang desselben nicht er- 
werben. 

Art. 1262. Die Urheber, Übersetzer und Verleger können für das 
Eigentum ihrer Werke eine kleinere Srhut; fri t, als di(^ durch das Gesetz 
bestimm tf^ festsetzen. Sie penipssen in diesem Kail das Eigentumsrecht nur 
während der Frist» die sie festgesetzt haben, und nach deren Ablauf da» 
Werk in das Gemeingut übergeht. 

Art. 1263. Das littcrarische und das künstlerische Eigentum verjähren 
in zehn Jahren, die in Gemiissheit des Artikels 1167 berechnet werden; da» 
dramausche Eigentum verjährt in vier Jahren von der ersten Darstellung 
oder Aufführung des Werkes an gerechnet. 

Art. 1264. Das Eigentum, welches den Gej^enstand dieser Abteilung 
bildet, wird als bewegUch betrachtet, vorbehaltlich der wegen seines be- 
sonderen Charakters hinsichtlich desselben vom Gesetz bestimmten A1>> 
inderungen. 

Art. 1265. Wenn die Vervielfältigung eines Werkes erforderlich ist, 
und der Eigentümer sie nicht bewerkstelligt, kann die Kegiernng dieselbe 
verfügen und sie für Eechnung des Staates ansfttbren oder sie zur öffent- 
lichen Ausbietung bringen, nach vorheriger Entschädigung und unter den 
übrigen BedingTingen, welc-he für die aus Gründen öffentliehei Kützlichkeit 
erfolgte Besitznahme des Eigentums festgesetzt sind. 

Art. 1266. Es besteht kein Eigentamsrecht an dnrek das Gesets Tcr- 
botcnen oder kraft richterlichen Urteils aus dem Verkehr gezogenen Werken. 

Art. 1267. Hinsichtlich der gesetzlichen Wirkungen besteht kein 
Unterschied zwischen Mexikanern und Ausländern; es genügt die Thatsache 
der YerOirentliehung des Werkes innerhalb der Bepublik. 

Art. 1268. Wenn ein Mexikaner oder ein in der Republik ansässiger 
Ausländer ein Werk ausserhalb der Republik vcröffcntliclit, kann er das 
Eigentumsrecht gemessen, sofern er die Bestimmungen der Artikel 1234, 
1285, 1236 nnd 1837 erfftUt. 

Art. 1269. Der Übersetzer eines in einer fremden Sprache geschriebenen 
Werkes wird hinsichtlich seiner Übersetzung als Urheber betrachtet. 

Art. 1270. Hinsichtlich der gesetzlichen Wirkungen werden den Mexi- 
kanern die in anderen Ländern wohnhaften Urheber gleichgestellt, warn 
diesen die Mexikaner an dem Ort, wo das W«rk yerOffentlichtwnrde, gleiek* 
gestellt werden. 

Art. 1271. Alle in dieser Abteilung enthaltenen Bestimmungen sind, 
weil den Artikel 4 der Verfassung regelnd, allgemein verbindlicher Art. 



Monaco* 

FQrsti. Verordnungen vom 27. Februar 1889 und 3. Juni 1896*) 
betrefTend den Schutz der Htterarischen und kOnetleriechen Werke. 

Prälimiuar-B estimmun gen. 

Art. 1. Die Rechte der Urhclicr an ihren litterarischen oder künst- 
lerischen Werken werden unter den Schutz des Gesetzes gestellt und durch 
die folgenden Bestimmungen gcret^elt. 

Art. 2. Die Bezeichnung „littpniYir-chc oder künstlerische Werke" um- 
fasst die Bücher, Broschüren oder alle anderen Schriftwerke; die dramatisches 



*) Die gemäss der Verordnung vom 3. Juni 1896 abgeänderten Artikel der Vep- 
ordnong vom S7. Fetoaar 18S9 sind m Oantoscinift geaelst. 
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oder dramatisch-musikalischen Werke, die musikalischen Kom]M)3itioueu mit 
oder ohne Text} die Werke der Zeichenkimst, Alalerei, ßiidiiauertü, Gravur; 
die LithograpJiieB, die Photographien, die Abbildungen, die geographischen 
Karten; die auf die Geo^;raphie, die Topographie, die Architektur oder die 
Wissenschaften im allgemeinen bezüf^lichen Pläne, Entwürfe und plastischen 
Werke; überhaupt jedes irgendwelche Erzeugnis litterarischen, wissenschaft- 
lichen oder künstlerischen Oiebiets, das durch gleichTiel weichet DrwäL" oder 
YemeUÜtigasgs-Veilahreii Tecöffentiicht wera^i lAnnte. 

Rechte der Urheber ftn ihren litterarltchen oder künstlerisehen 

Werken. 

Art. ?>. Her Urheber eines littemrhchen oder künstlerischen Werkes 
hat das alleinige Becht, dasselbe wäiirend seines ganzen Lebens, in welcher 
Art oder unter welcher Gestalt dies auch sei, zu veröffentlichen oder zu 
vervielfältig«! und dessen Yeröffentlichiuig oder Yerrielfaltignng zu er- 
mächtigen. 

Art. 4. Der Urheber eines litterarischen Werkes hat ausserdem das 
ausschliessliche Recht, dessen Übersetzung zu genehmigen. 

Art* 6. Der gebührend ermächtigte Übersetzer hat hinsichtlich seiner 
Übersetzung dieselben Errhto, y,ie der Urheber des Originalwork»'s. Wenn 
es sich al^r um ein Werk handelt, hinsichtlich dessen das Übersetzungs- 
lecfat dem Oeneingat Terfallen ist, kann er nicht verhindern, dass daeseSbe 
Werk von anderen Sdmftstellem ttbersetzt werde. 

Art. 6. Kein dramafi schert, mu^fkalfsrhr^s oder drarnafisrh-mnsi- 
kaliachea Werk darf ganz oder teilweise ohne Zustimmung des Urhebers 
4^em1Ueh aufgeführt W9r4m^ 

Art. 7. Wenn das litlerarisehe oder kfinetlerische Werk durch eine 
Mi tarb eiterschaft hergestellt ist und ein unteilbares Ganzes bildet, wird die 
Ausübung der Urheberrechte durch die Verträge geregelt. In Ermangelung 
von Verträgen kann keiner der Hitarbeiter seine ReeMe fttr sich allein aus- 
üben; jedodh lauB das Qexidit bei Heinungsverscbiedenheit entscheiden und 
solche Massregeln verordnen, die es für den Schutz der Privilegien eines 
jeden für nötig erachtet. Das aus Text und Musik zusammengesetzte Werk 
soll ni^ für unteilbar angeschen werden. Der Urheber nnd der Komponist 
können es getrennt, jeder für seinen Teil, durch Veröffentlichungen, Ober- 
setznuo^cn oder öffentliche Aufführungen ausbeuten; es kann aber weder der 
«ine, noch der andere mit einem neuen Mitarbeiter betreffs des anderen 
Teils übereinkommen. 

Art. 8. Die Urheberrechte sind ganz oder teilweise gemäss den Vor- 
schriften des Civilgesetzbuchs unentgeltlich oder unter einer lästigen Be- 
dingung abtretbar und durch testamentarische oder nicht testamentarische 
Srbfolge übertragbar. Für die Ceseionare, die Erben, unregelmässigen Nach- 
folger oder Yermächtniserben aber ist die Dauer dieser Eechte auf fünfzig 
Jahre von dem Ableben des Urhebers au beschränkt. Wenn das Werk das 
£rgebnis einer Mitarbeiterschalt ist, ist der Ausgangspunkt dieser l«'rist zu 
Chnieten aller Bechtsinhaber bis nm Tode des oberlebendon der Mitarbeiter 
Terschoben. 

Art. 9. Die Eicfentümer, durch Erbfolge oder atif jedem anderen Bechts- 
grund, eines nachgelassenen Werkes gemessen die Urheberrechte während 
desselben Zdtranms von fünfzig Jahren yon dem Tage an gerechnet, an 
welchem dieses Wf^rk ynr ■»ffrntlicht ist. Sie können aber bei Strafr drs 
Verfalls dsLsselbe nii hr mit einer neuen Auflage von schon dem Gemeingut 
verfallenen Werk tu vereinigen. 

Art» 10. Der Verleger eines anonymen oder Pseudonymen Werkes wird 
in Benig auf dritte als dessen Urheber angesehen. . Wenn der Urheber sich 
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kenutüch macht und seine Eigenschait nachweist, tritt er wieder in alle 
seine Bechte ein, 

Art» 11. Die den Üriiebeni oder ihren Beehtsinhaben dweh die vor» 
hergehenden Artikel znerkaimten Bechte erhalten die nachgtehend angegebend 

Faasnn^: 

1. Die Zeitungsartikel können, sofern deren Verviclfäliigiinff 
nicht ausdrücklich untersagt ist, im Original oder in^ 
Überaetzunff vervUlfäliigt werden, vorauageseizt äaaa die 

Quelle derselben mit drm TTrheibammnm, wmn sh wUeT" 

zeichnet sind,, angegrbfn wird. 

2. Es ist gestattet, aus litLerunsciicn oder i^änstleiischcn Werkea 
Yorgenoinmene Entlehnungen zu yeröffentlichen, wenn diese Yep* 

öffentlichungen für den Unterricht bestimmt sind, wenn sie einen 
wissenscliaftlirlipn Charakter haben oder Chrestomathien bilden. 

3. Der AiukLi ti lindct keine Anwendung auf inusilialische Auf- 
führungen, welche bei bürgerlichen und religiösen Festlichkeiten 
oder im Freien und l:o;^teufrci für das Publikum stattfinden, ebenso- 
wenig auf Aufführungen oder Darstellungen, deren Ergebnis für 
ein Wohlthätigkeitäwcrk bestimmt ist und die in dieser JLi^ün- 
schaft Ton der Begiemng genehmigt worden sind. 

Art. 12. Die UttarariaohmuMd kiinstlerisohmWarkadUrftnnieki 
mit Beschlag belegt werden, solange sie iUcht hermaagegeben oder zam 
Verkauf gebracht worden sind. 

Art. 13. Die Werke der hOdUohm Künete kernten jedoch heeehUm* 

nahmt werden, sobald sie den Gegenstand einer öffentlicJten oder 
privaten Ausstellung gebildet haben oder ihr Urheber freiwiü^ auf- 
gehört hat, sie zurückzuhalten. 



Ari, 14, IHe Veräaoeerung elmea Kimsiwerkeo aMieaot tm und 



wenn es sich jedoch um em bestelltes Po rträt oder eine bestellte Büste 
handelt, wird ma ngel s gegenteiliger Abmachung daa VervieifäUigunga- 
reoht aia mU dem Werk ueräaaaert präemmiert. 

Art. 15. In keinem Fall ist der Eigentümer des Kmuiwferkem 
verpflichtet, dasselbe behufs Anfertigung von Vervielfältigung^ gut 
Verfügung des Urhebers oder seiner Bechtainhaber zu stellen, 

Art. 16. Der Urheber eines liUerariaohen oder känsUerieehon 
Werkes ist, um die ihm durch die gegenwärtige Verordnung zner^ 
kannten Rechte mu genieaeen, an keine FörmiiohkeU gründen. 

Von den XTrheberreehts-Yergehen« Ton ihrer Unterdrttcknng. 

Yen ihrer Yerfelgnng. 

Art. 17. Jede ganz oder teilweise erfolgte Ausgabe oder VerYieifäitJgung 
eines litterarischen oder künstlerischen Werkes, die in bctrtiglicher Absicht 
mnter Nichtachtung der Urheberrechte geschah, stellt das Kachmachungs* 
Tergehen dar. Verboten ist in dieser Hinsicht besonders die Veröffentlichung 
der ^Anpassungen", „Musik-Arrangements" genannten Werke und überhaupt 
alle an einem litterarischen oder musikalischen Werk vorgenommenen Ent- 
lehnungen mit Änderungen, Zusätzen oder WegUeeungen, welche deren 
charakteristische Stellen bestehen lassen, ohne den Charakter eines neuen 
Originalwerks darzustellen. Die Fabrikation und der Verkaaf der aar 
meehanischen Vervielfältigung der dem Privateigentum entlehnten llnaik* 
meiodien dienenden Instnunente Stellen jedeeh die Thatsnobe nnsikallseher 
Naehmaahung nicht dar. 




nicht in aich; 
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Art. 18. Die an einem Werk der Litteratur, der Musik oder an einem 
Kunstwerk betrügeriscberweise erfolgte Anbiingiuig des l^amens eines Ur- 
iMben oder jedes tob ihm m BesetchmiBg seines Werkes angenommenen 
Zeichens ist der Nachmachnng gletehgestellt. 

Art. 19. Die Nachmaehunfr wird mit einer Geldbu55se yon «iiftHaf^f 
hundert Franken und huciiätcnä zweitausend Franken bestraft. 

Art 20. Dieselbe Strafe findet uf den Vertrieb, die Ansstdlnng, die 
TBnfiihT und die Ausfuhr nachgeuLachter Werke AnweaidiiB^» 

Art. 21. In den in den vorhergehenden Artikeln voro-csehenen Fällen 
soll die Beschlagnahme sowohl der nachgemachten Werke, als der Platten, 
Formen oder Matrison, die snr Naehmaehnng gedient haben, gegen die Yep* 
urteilten ausgesprochen werden. 

Art. 22. Jede unter Nichtachtung der Bestimmungen des Artikels 6 
geschehene öffentliche Aufftihrung oder Darstellung dramatischer, musi- 
kalisdier oder dnunatisch-mnsiksBBdier Weike inxa mit einer Geldbnsse 
Ton mindestens ftinfzig Franken, höchstens Utofliimdert Franken md der 
Beschlagnahme der Einnahmen be« traft. 

Art. 23. Wenn die Beschlaguainiie ausgesprochen ist, sollen die Gegen- 
stSnde dem Urheber oder seinen Beehtsinhabeni als Entseh&digung über- 
geben werden, unbesebidet zntieffenden Falles xustehender weiterer Sehaden- 
ersatz-Anspriiche. 

Art. 24. Die Übertretungen der gegenwärtigen Verordnung werden nur 
nnf die Klage des Urhebers oder seiner JEteehtsiihnber hin yemlß^ 

Art. 25. Sie werden anf ihr Gesuch hin dnrch die GeriehtspoMseir 

Beamten f^sfjifestellt. 

Art. 26. Abgesehen von den oben festgestellten besonderen Vorschriften, 
wird nieht, sowe^ sie getroffen werden, Ton dea Vorschriften des Kriminsl- 

untersuchuDs:- nnsrtzl nchs oder des Strafp^csetzbuchs, besonders von den- 
jenigen der Artikel 2ö9 bis 278 und 471 dieses letzteren Oesetxbuchs 
abgewichen. 

Von der Urheberrechts-Civilklage. 

Art. 27. Jeder Eingriff in die Urheberrechte giebt Veranlassung zu 
einer l ivilklagc auf Ersatz des verursachten Schadens, welche in der ge- 
wöhnlichen Form eingeleitet und abgeurti'ilt werden soll, unbeschadet der 
firr den Inhaber dieser Kechte bestehenden Befugnis, auf dem Strafwege in 
Gemässheit des gemeinen Kechts zu yerfahrcn, wenn die Thatsache eine 
strafbare Übertretujug darstellt. 

Art. 28l Der Inhaber der Urheberrechte kann auch ausser jeder Straf- 
verfolgung mit Ermächtigung des Präsidenten des Obergerichts die ein- 
gehende Bezeichnung oder Beschreibung, mit oder ohne Beschlagnahme, der 
Gegenstände der Nachmachung vornehmen lassen. 

Art. 29. Die Ermächtigungs-Verordnung wird auf einfaches Ansuchen 
und auf die Vorlegung einer Bescheinigung der zuständigen Behörde er- 
lassen, welche die Erfüllung der für die Ausübung der angeblichen Rechte 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten feststellt. Das Ansuchen mnss, wenn es 
von einem Anslfinder eingereieht wird, Wahl des Wohnsitzes im Ffirstentom 
enthalten. 

Art. 30. Der Präsident des Obergerichts kann dem Nachsuchenden die 
Yerpflichtung auferlegen, fdne Kantion zu hinterlegen. In diesem Fall wird 
die Verordnung nur auf den Beweis der erfolgten Tlinterlegimg liin erlassen. 
Die Kaution soll dem Ausländer stets auferlegt werden. 

Art. 81. Dem Besitzer der beschriebenen oder beschlagnahmten Gegeu- 
stinde soll bei ^»fe der NIehtagkeit nnd Schsdeneisatnes Abschrift der 
Yerordniing Uberlassen werden. 
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Art. 32. Unterlässt der Nachsuclicndc, sich roi dem Obergericht in der 
Frist TOB 14 Tagen, die anf den YerbalproseBS folgt, mit BeBchrabmig oder 
BescUagiiabme zu versehen, soll diese mit yoUem Recht nichtig sein, un- 
bf>schadet des Schadenematzes, der eintretenden Falles beansprucht werden 

köuute. 

K ü c ii t u d. r A u b 1 a u J e r. 

Art. 33. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Verordnung sollen auf 
den ausländischen Urheber eines im Piirstentom veröffentlichten oder nicht 
daselbst yerOifentliditen litterarischea oder ktlnstlerischen Werkes und auf 

seine Rechtsinhaber in dorn Mass der Rechte Anwendung finden, welcho den 
Unterthaneu von Mnnai 0 liurch die Gesetze oder Vertrage, sei es der Nation, 
welcher dieser Ausländer angehört, sei es des Landes der ersten VeröÖeut- 
lichnng, wenn diese ausserhub des Landes des Urhebers stattgefunden hat, 
bewilligt sind oder sein werden. In diesem letzteren Falle sollen die Rechte 
des Ausländers, wenn die erste Veroftentlichung gleichzeitig in mehreren 
Ländern erfolgt ist, nach der Gesetzgebuug bemesseu werden, welche die 
kttneste Sehntzdaner gewährt. 

Art. 34. Der Ausländer soll niemals zur Inanspruchnahme aii>irO(]c}int f rr>r 
Rechte im Fürstentum zugelassen werden, als diejenigen, welche den ünier- 
thaneu von Monaco durch die Gesetze des Staates bewilligt sind oder sein 
werden. 

Art. 35. Der Genuss der dem Ausländer durch den Artikel 33 
zuerkannten Rechte int einzig und allein abhwi<pg von der in dem 
Lande der ersten Verößentlichnng des Werkes erfolgten Erfüllung der 
dareh die Geaeii^tbang dieses Lande» geforderten Bedingungen und 
Förmlich]: riten, worüber der Richter im Streitfalle den Beweis ver- 
mittelst einer durch die zuständige Behörde cm^estellten Bewhsiniffunff 
fordern kann. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 36. Die gegenwiitige Yeroidmuig soll yom 1, Jimi 1889 an in 

Kraft treten. 

Art. 37. Sie soll auf alle litterarischen oder künstlerischen Werke, 
welche am besagten Tag nicht dem Gemeingut TerfoUen sein werden, in 

demselben Masse Anwendnng; finden, wie wenn sie Bchon im Avgenblidc 
ihrer Verüti'entHrhung bekannt «gemacht wäre. 

(Art. 37, 2. Absatz, und Art. 38 handelten von den Förmlichkeiten, 
welche durch die Verordnung von 1896 gSazlich beseitigt wurden; damit ist 
auch der Ausführungsbeschluss Tom 20. Mai 1889 hntrrffrnd "Einschreibung 
von "Werken ge«^enstandslos geworden. Nach Art. JGT des Strafgesetzes 
haben die Drucker üouacos vor jeder Veröffentlichung eines Druckwerks 
zwei Exemplare beim Begierungssekietftr zu hinterlegen, doch hat diss 
keinen Einfluss auf das ürhebenrecht) 



Neu-Seeland. 

Gesetz vom 24. September 1896 betreffend den Schutz gewieeer 

Photographien. 

Art 1. IHe abgekttrzte Beseiehnnng des gcgenwirtigen Gtosetses lautet 

„Gesetz von 1896 betrefTend das Urheberreokt an P&stographien' (The 
Photograplüc Copyright Act). 
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Art, 2. Der Schutz der Gesetzgebung in Sachen des Urheberrechts 
findet in jeder Hinsiclit auf Photographien Anwendung, ausser Porträts ?on 
Personen oder Peisonengruppen oder die irgendwelciieii Gegenstand dar* 

stellen, für deren Herstellnng ein entsprechender (Gegenwert gegeben wurde, 
wie wenn diese Photo g:raphien gebührend eingetragen und geschützt worden 
wären, und ^war zu Gunsten der Person oder firnia, die sie auigenommen 
und Tervielfältigt hat, nnd das fftr einen Zeitraum Ton f ttnf Jaliren Yon dem 

Zeltpunkt an, zu welchem sie zuerst aufgenommen wurden, vorausgesetzt 
dass das Wort „Geschützt" (Protected), ferner der Name der Person oder 
f Irma, die Urheber dieser Photographien ist, sowie der genaue Zeitpunkt 
Ihrer Herstellung auf der Originalplatte angebraeht dnd trad auf jeder Ter- 
Tielfaltigung klar erscheinen. 

Art. 3. Jede Person, die für schuldig befunden wird, irgend weiche 
Yerrielfältigung einer derartigen Photographie ohne die Zustimmung der 
hraft des gegenwärtigen Gesetzes geschtttsten Person oder Firma vei^ent- 
licht zu haben, verwirkt eine Geldbusse von höchstens 20 Schilling für jedes 
derart ohne Ermächtigung veröffentlichte ExeII^]'^^^; auch kann die Ver- 
nichtung aller solcherart veröffentlichten Exemplare augeordnet werden. Die 
durch gegenwärtigen Aftikd vorgesehene Klage kann in Form eines sum« 
manschen Verfahrens vor zwei Friedensrichtern angestrengt werden. 

Art. 4. Eine Gcldbussc von höchsrr-ns fünf Pfund für jede Übertretung 
verwirkt jede Person, die für schuldig erkannt wird, diejemgen Angaben 
auf einer Orig^nalplatte eingetragen oder auf irgend einer davon genommenen 
Vervielfältigung veröffentlicht zu haben, welche zur Erlangung des Schutzes 
gemäss obigen Artikels 2 bestimmt sind, hinsichtlich eines Porträts oder 
irgend einer Photographie, die vom Vorteil des durch besagten Artikel ge- 
irihrten Schutzes ausgeschlossen ist; ebenso jede Person, die für schuldig 
eikannt wird, durch irgend ein Verfahren das Porträt eines Individuums 
oder von Individuen oder eine Photographie, für deren Herstellung ein ent- 
sprechender Gegenwert gegeben wurde, vervielfältigt oder veröffentlicht zu 
haben, ohne schriftliche Erm&chtignng des Individunms oder der Individuen, 
deren Porträt aufgenommen wurde, oder desjenigen, von dem der für die 
Photograpiiien gegebene entsprechende Gegenstand stammt. 



Niederlaudo. 

Gesetz vom 28. Juni 1881 zur Regelung des Urheberrechts. 

§ 1. Bcg.iff und Uiuluug des Urheberrechts. 

Art. 1. Das Recht, Schriftstücke, Stiche, Karten, musikalische und 
dramatische Werke, sowie mündliche Vorträge durch den Druck zu ver- 
breiten, femer dramatisch* masikalfache mid dramatische Werke öffentlich 
ikvfniiElIhren, steht ausschliesslich dem Urheber und seinen Eechtsinhabern zu. 

Einnr öffentlichen Aufführung oder Darstellung gleich zu achten ist jede 
Aufführung oder Darstellung, welche gegen Bezahlung für ein oder mehrere 
Male zugänglich ist, selbst wenn ausserdem eine Ballotagc gefordert wird. 

Art 8. Jüea üihebera werden gleichgestellt: 

a) üntemebmer von in Art. 1 angeführten Werken, die durch Be- 
träge verschiodr-Tier Mitarbeiter gebildet werden, 

b) öffentliche Institute, Vereinigungen, Stiftungen und Genossen- 
sehaften in Hinsicht auf die dnräi sie besorgten Werke, 

c) Übeisetser in Hinsicht auf ihre Übersetsung. 
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Bei Werken, welclio durch Beitra2:e von mehreren Mitarbeitern lior- 
gestellt sind, erhält aosscrdem jeder Mitarbeiter das Urheberrecht an den 
Ton üun gelieferton Beitragen, insofeni nichts anderes ansbednngen ist. 

Anf die unter a und b dieses Artikels angellUirten Berechtigten findet 
der aweite Abschnitt des Artikels 13 keine Anwendung. 

Art 3. Bei Werken, die oiine den Namen eines Urhebers oder unter 
einem Pisendonym durch den Bmck TerrielfStti^ worden sind, wird der Ver- 
leger nnd, wenn auch dessen Name auf d^ Titelblatt oder bei Krniangelun^ 
eines solchen auf dem Umschlag nicht angegeben ist, der Drucker als Ur- 
heber angesehen, bis dass ein anderer sich gemäss Art. 10 und 11 ohne 
Bttcksicht auf die in Art. 10 festgesetzte Einsendnngslrist als Berechtigter 
ausweist. 

Art. 4. Ausser in den von der Regierung bestimmten Fällen besteht 
kein Urheberrecht an Gesetzen, Beschlüssen, Verordnungen oder anderen 
Bestimmnngen in Wort oder Sdirift, die dnrch irgend eine öffentliche Be- 
hörde zur allgemeinen Kenntnis gebracht werden. 

Art. 5. Zum Tleclit des Urhebers j^ehört das ansschliessliche Becht, 
durch den Druck Übersetzungen zu veröffentlichen: 

a) Ton seinen nicht dnrch den Dmck TerOffentUehten Werken nnter 
Einschluss seiner mündlichen "Vorträge; 

b) von seinen durch den Druck veröffentlichten Werken, wenn er sich 
bei der Originalausgabe auf dem Titelblatt oder bei Ermangelung 
eines solchen anf dem Umschlag des Werkes das ansschliessliehe 
Recht für eine oder mehrere bestimmt genannte Sprach nn aiiF- 
driirldich vorbehält und seine (Jbersetzung innerhalb dreier Jahro 
nacii dem Erscheinen des Originals durch den Druck veröffent- 
licht hat. 

Bei Werken, die ans verschiedenen Teilen oder Lieferungen bestehen, 
wird diese Frist für jeden Teil oder jed^^ Lieferung besonders berechnet. 

Art. 6. Bei gleichzeitiger Veröffentlich uag desselben Werkes in ver- 
schiedenen Sprachen wird nnr eine Ausgabe als die ursprüngliche angesehen, 
dip librif^cn gelten als Übersetzungen. Der Verfasser ist berechtigt, auf 
dem Titelblatt oder bei Ermangelung einps solchen auf dem Umschlage an- 
zugeben, welche Ausgabe er ah» diu ursprüngliche ansieht. 

Bei Ermangelung einer derartigen Angabe wird die Ausgabe in der 
Muttersprache des Verfassers als die ursprüngliche angesehen. 

Art. 7. Das Urheberrecht an durch den Druck veröffentlichten Werken 
verhindert nicht, dass daraus zur Aiikündigung oder Beurteilung Citate in 
andere Werke aufgenommen werden. Falls die Quelle genannt wird, ist es 
gestattet, Berichte oder Aufsätze aus Tages- und Wochenblättern abzu- 
drucken, es sei denn, dass das Urheberrecht an der Spitze eines solchen 
Berichtes oder Aufsatzes ausdrücklich vorbehalten ist und ausserdem den 
Bestimmungen in Art. 10 entsprochen wird. 

Art. 8. Das L'rheberrecht an mündlichen Vorträgen verhindert nicht die 
Berichterstattung über Verhandlungen in einer öffentlichen Versammlung. 

Art. 9. Das Urheberrecht wird als bewegliche Sache betrachtet. £a 
ist ganz oder geteilt abtretbar und überträgt sieh durch Erhfolge. Es unter- 
liegt nicht der gerichtlichen Beschlagnahme. 

§ 2. Bedingungen zur Ausübung des Urheberrechts an d«rch 
den Druck yeryielf&ltigten Werken. 

Art. 10. Das Urheberrecht an einem durch den Druck vervielfältigten 
Werk erlisdit, wenn der Urheber, Verleger oder Drucker nicht awei Exem- 
plare des Werkes mit eigenhändiger ünteiflchiift auf dem Titelhlatt oder 
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mangels eines solcben auf «Icm T'in^chlage imtor Anrjahe seinns Wohnsitzes 
und des Zeitpunktes der Veröffentlichung' innerhalb eines Monats nncli der 
Veröffentlichung bei dem Departement der Justiz einsendet, bei Über- 
setzungen mit Beachtung der im Art. 5 b geteilten Frist. 

V>f'\ (]pr Einsendung mnss eine durch den Drackcr nfiterzeichnete Er- 
klärung beigefügt werden, dass das Werk in seiner im Gebiete des Beiches 
liegenden Druckerei gedruckt ist. 

Art. 11. D&s Departement der Jofltis giebt Atm Einsender dne mit 
BatuiTi versehene Emjifanprsbrsclieiniirnniif. 

Ein Duplikat dieser liescheinigrungeu wird bei dem Departement auf- 
bewahrt und in ein Register eingetragen, von dem jeder kostenlos Einsicht 
Behmen und auf ^eine Rechnung einen Anszüg oder Abschrift erhalten kann. 
Von den eingesandten Werken und ÜbersetznnL'^^n wir l n»onatUeh ein Ver^ 
Eeiciinis in der Nederiandsche Staatscourant bekannt gegeben. 

Art. 12. Das ansscUiessüche Recht, dramatisehe oder dramatiseh-masi- 
kaiische Werke aufzuführen oder darzustellen, geht verloren, sobald die 
WoTkf durch den Druck verrielfältifxt worden «Ind, wofern nicht der Ver- 
fasser bei der ursprünglichen Ausgabe auf dem Titelblatt oder in Er- 
mangelung eine» «dcAen auf dem Umschlag des Werkes sieh die Berechtigung 
Idena avidrfleklieh yoibeliäli. 

§ 8. Dauer des Urheberrechts. 

Art. 13, l'as Urheberrecht an durch den Dnick verüft'entlichtr'n W*Mken 
dauert 50 Jahre nach der erstcu Herausgabe und zwar vom Dalum dvi iii 
Art. 11 erwähnten Empfangsbescheinigiuig ab. Wenn der Urheber diesen 
Zeitraum überlebt und sein Becht keinem andern abgetreten hat, so behält 

tl es lebensianp. 

AiL 14. Dsis Urheberrecht an nicht durch dou Druck verölientlichteo 
Wttken, mündliche Vorträge einbegriffen, gilt während der Lebenaseit des 
Udiebers und noch 30 Jahre nach seinem Tode. 

Art. 15. Das ausschliessliche Recht, dramatisch -musikalische oder 
dramatische Werke aufzuführen oder darzustellen, dauert: 

1. für nicht durch den Druck veröffentlichte Werke während der 
Lebenszeit des Urhebers tind 30 Jahre nach seinem Tode; 

2. für durch den Druck veröffentlichte Werke, bei denen die aus- 
schliessliche Berechtigtmg vorbehalten wnrde, zehn Jahre vom 
Tage der in Art. 11 erwähnt«! Empfangsbescheinigong ab ge- 
rechnet. 

Art. 16. Das ausschliesüliche Kecht, Übersetzongen durch den Druck 
in veiitfaitlichen, dauert: 

1. für nicht durch den Druck veröffentlichte Werke, miindliche Vor- 
trüge einbegriffen, solan^^o das Urheberrf^cht an denselbi n Ik -tobt; 
S. fijur durch den Druck veröffentlichte Werke föni Jahre von dem 
Datum der in Art* 11 erwähnten Empfangsbescheinigung ab ge- 
reclmet, 

Art. 17. Bei Werken, welche ans verschiedenen Teilen oder Lieferungen 
bestehen, wird die Dauer des Urheberrechts für jeden Teil oder jede Lieferung 
kesundeia besMhnet. 

§ 4. Schatz des Urheberrechts. 

^^Tt. 18. T'nVip>chadet der Ansprüche nach pfcwflhnlichem Recht, die 
aus jeder Verletzung des Urheberrechts hcrvorfrehen, wird derjenige, welcher 
absichtlich das Urheberrecht verletzt, mit Geldbusse von mindestens 60 Cents 
Ws hUflhstens SMXIO Childen bestraft. 
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Die durch Missbrauch des Urheberrechts erlangten Exemplare, wie die 
dem Schuld igen zugehörigen Platten, FotmeiL und Itatiiseiii, welche zur 
indenechtlichen Yervielfauigong gedient haben, nnterliegen der ESmidning 

nu OuTi'^ron dos Staates. 

Art. Id, Wer ein Werk, durch welches das Urheberrecht eines anderen 
Terletzt wird, mit Kenntnis dieser Thatsache Terbreitet oder öffentlich nun 
Kaufe anbietet, wird mit Geldbusse Yon 60 Gents bis 600 Guldm bestraft. 

Die durch Ycrlctznnr^ des Urheberrechts erlangten Exemplare werdea 
2U Gunsten des Staates eingezogen. 

Art. 20. Die in Art. 18 und 19 angegebenen Vergehen werden nur aif 
Kiagantrag derer, gegen die sie gerichtet sind, Terlblgt. 

Art. 21. Die infolge der Art. 18 und 19 eingezogenen £xemplare werden 
an den Urheber oder seine Erben abgegeben, wenn diese sich binnen acht 
Tagen nach erlangter Bechtakraft des Urteils auf der (}ericht8sc]ireib<»ei 
(ter griffie) dazu melden. Andernfalls werden diese Exemplare yernichtei 

Hat der Bichter in einer Civilklage auf Schadenersatz zu entscheiden, 
so soll er dabei den Wert der au den Berechtigten abgeüeierten Exemplare 
80 viel als möglich in Anrechnung bringeu. 

Art. 22. Urheber oder deren Bechtsinhaber können Exemplare, die in 
Widerspruch mit ihrem ausschliesslichen Eecht durch den Druck veröffent- 
licht worden sind, mit Beschlag belegen und Übergabe oder Vernichtung 
fordern. Diese Beschlaglegung Icann nicht anf einzelne im Besitze T<m 
Privatpersonen befindliche Exemplare erstreckt werden, wenn dieselben mit 
derartigen Artikeln keinen Handel treiben nnd sie zum eigenen Gebranch 
erlangt haben. 

Die Art 728 bis 726 des bftrgerlichen Gesetzlmches sind anf diese Be- 
schlaglegung anzuwenden. 

Art. 23. Bei Aufhebung der Beschlagnahme kann der Beschlaguehmer 
zur Vergütung von Kosten, Schaden und Interessen verurteilt werden. 

§ 5. Übergangshestimmnngen. 

Art. 24. Das Vervielfältigungsrecht oder irgend ein anderes Bech 
dieser Art, welches jemand unter einer früheren Ofsetzgeburtir erhallten hat, 
bleibt zu Bccht bestehen, falls der Berechtigte iunerhalb emes Jahres nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beim Departement der Justiz Anzeige 
davon macht. Artikel 18—28 gegenwartigen Gesetzes sind anf dieses Becht 
anwendbar. 

Art. 25, Kein Urheberrecht an einem vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes durch den Druck verööentlichteu Werk, welches auf Grund der 
früheren Gesetzgebnng dem Vervielfältiguagsrecht nieht nnterlag oder für 
welches die zur Zeit verlangten Formalitäten nicht gehörig beobachtet 
worden sind, kanu beansprucht werden, falls nicht der Urheber, Verleger 
oder Drucker hinnen einem Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zwei Exemplare mit der eigenhändige ünterachrift anf dem Titelblatt oder 
in Ermangelung eines solchen auf dem Umschlag bei dem Departement der 
Justiz unter Angabe seines Wohnsitzes und des Zeitpunktes der uisprttng- 
Hcheu Verüffcütlichung einsendet. 

Dieser Zeitpunkt gilt als Anfangspunkt bei der Berechnung der Bauer 
des Urheberrechts vorbehaltlich des Gefrcnbrweises. 

Das in diesf'ni Artikel angezogene Urheberrecht kann nicht geltend ge- 
macht werden aui Werke, die bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
angefangen oder beendet nnd zn jener Zeit frei waren. 

Art. 26. Das Departement der Justiz giebt den in Art. 24 und 25 be- 
zeichneten Einsendern eine Bescheinigung mit dem Datum des Emplangei. 
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Ein Duplikat dieser Bescheinigung wird bei dem Departement aufbe- 
wahrt and in ein Register eingetragen, von dem jedermann icostenfreie Ein- 
sicht nehmen imd am seine Kosten Ansztkge oder Abschrift eriiftlten kann. 

Von den eingesandten Eintra^ngen und Werken wird monatlich ein 
Verzeichnis in der Xodcrlandscho Staatscourant veröffentlicht unter Angabe 
des durch den Einsender angegebenen Zeitpunktes der ursprunglichen Ver- 
Qffentlichimg der eingesandten Werke. 

§ 6. Öchlussbestininiuugtifl. 

Art. 27. Dieses Gesetz L'Ür für in den Niederlanden und Niederläudlsch- 
Indien durch den Druck vcrüffeutlichte Werke, ferner auch für nicht dnrch 
den Druck veröffentlichte Werke, wenn sie von in den Niederlanden oder in 
Niederländisch-Indien wohnhaften Urhebern herrühren, einschliesslich der in 
den Niederlaudm oder Niederländisch-Indien t^ehaltencn mündlichen Vorträp^e. 

Art. 28. Dieses Gesetz hat auch verbindliche Kraft für Niederländisch- 
Iidi«i. Die daselbst dnrch den Druck veröffentlichten Werke müssen an 
den Direktor der Justiz eingesandt werden, durch dessen Vermittelung die 
Bekanntgabe in der Java:5che Courant erfolgt und auf d^m im übrigen die 
durch dieses Gesetz dem Departement der Justiz aufgetragenen Obliegen- 
heiten mhen. Die Nederiudscfae Staatscourant und die Jsvasche Gonrant 
nehmen {feffenseitig die B jAaimfw^ghniig ^n so schnell als möglich in ihre 
Spalten aii? 

Im Falle des Art. 22 gelten für Niederländisch-Indien die gleichartigen 
Bestfmmnngen der daselbst geltenden Beglements mit Beobachtung des 
Unterschiedes, welcher zwischen der Gesetzgebung für die Europäer und 
die ihnen Gleichberechtigten und für die Eingeborenen and ihnen Gleich- 
berechtigte besteht. 

Kein ürheheif echt kann an einem Werk, welches vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes in Niederlandisch-Indien durch den Druck veröffentlicht worden ist, 
ausj^eübt werden, wenn nicht hinsichtlich des Werkes den Bestinunttngen 
des Art. 25 entsprochen wird. 

Art. 29. Alle früheren gesetzUchen Bestimmungen überVeryielföltigungs-, 
Übersetz ungs-, Aufführuugs- und Darstellungsreeht sind aufgehoben. 

Art. 30. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1882 in Kraft. 



Norwegen. 

Gesetz vom 4. Juli 1693 über das Urheberrecht 
und über das Recht an Kunstwerken. 

Erster Abaohniti: Über das Urheberrecht <m UUerarieohen Werke», 

Kapitel L Begründung, Inhalt und Gegenstand 

des Urheberrechts. 

§ 1. Der Urheber einer Schrift hat mit den in diesem Gesetz be*» 
stimmten EbschrJ&nkQngen das ausschliessliche Becht zur TerOffentMchnng 
derselben durch Abschrift, durch VervieMSltigung auf mechanischem oder 
chemischem We^^e, durcli draniatischp — einschliesslich mimische — Dar- 
stellung oder durch Vorlesung oder andere durch sprachliche Mittel vor- 
genommene Wiedergabe. Die Öffentliche Vorlesung oder Bedtation eines 
enchienenen Werkes, welche nicht den Charakter einer dramatischen Dar^ 
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steiiuug hat, ist jedoch zulässig, sofern der Urheber solcbe nickt auf dem 
TitelUatt oder zu Anfang des Werkes untersagt bnt. 

§ 2. Ebenso hat der Urheber das anaschliessliche Becht, auf beliebige 

Weise zu veröffentlichen: a) mündliche Vorträgo; h) inusikalische Komposi- 
tionen (die öffentliche Aoffithrung erschienener musikalischer Kompositionen, 
welche nicht den Charakter einer dramatischen Darstellnng hat, ist jedoch 

zulässig, sofern nicht der Komponist auf dem Titelblatt oder zu Anfang 
des Werkes solche Aufführung verboten hat); c) mathematische, (geographische, 
topographische, naturwisäenschaitliche, technische und ähuliche Zeichnungen 
und graphische oder plastische Abbildungen, die nach ihrem Hauptzweck 
nicht als Kunstwerke anzusehen sind. 

§ 3. Die Herausgeber von Zeitungen oder anderen periodischen Werken 
oder von Werken, die aus selbständigen i3eiträgen verschiedener Mitarbeiter 
bestehen, haben dasselbe ausschliesshche Beeht zur YerOifentlidrang des ge- 
samnieltou Werkes, welches den Urliebern zusteht. Der Urheber des einzelnen 
IVi^rags behält, soweit nicht anderes aasgemacht ist, sein Urheberrecht 
an letzterem. 

§ 4. Keine Übersetzung eines Werkes aus der Schriftsprache in dne 

der Mundarten derselben (»der umgekehrt aus einer der Mundarten in eine 
andere ~ in welcher Beziehung das Isorwegischc, Schwedische und Dänische 
als ilundaiten derselben Sprache betrachtet werden — darf ohue Erlaubnis 
des Inhabers des Urheberrechts veröfTentÜcht werdra. Erseheint ein Werk 
gleichzeitig oder doch im Laufe eines Jahres rechtsgiltig in mehreren 
Sprachen,' so darf keine Übersetzung desselben in irgend eine dieser Sprachen 
ohne Erlaubnis des Inhabers des Urheberrechts veröffentlicht werden. Im 
übrigen darf niemand innerhalb 10 Jahren nach Ablauf desjenigen Jahres, 
in welchem das Originalwerk zuerst erschienen ist, ohne Erlaubnis des In- 
habers des Urheberrechts eine Übersetzung des Werkes vnröffpntlichen. Bei 
Werken, welche in Lieferungen erscheineu, werden vorbcnanute Fristen von 
1 beziehentlich 10 Jahren von der Ausgabe der letzten Lieferung des 
Originalwerkes an gerechnet. Bei Lieferungen, die aus nirbrereu in Zwi iirn- 
räumen erschienenen Bänden bestehen, sowir bei Mittejluugcn oder Heficn, 
die von litterarischen oder wissenschaftlichen Gesellschaften oder von einzelnen 
Personen herausgegeben werden, ist jeder Band, jede Mitteilung oder jedes 
Heft hinsichtlich der Berechnung benannter fristen als ein einzelnes Werk 
zu betrachten. 

t5. Hit den sich aus den Bestimmungen des vorhergehenden Para- 
^ . en ergebenden Einschränkungen, hat derjenige, welcher ein Werk aus 
einer anderen Sprache übersetzt, mit Bezug auf seine Übersetzung dasselbe 
Becht wie ein Urheber. 

§ 6. Wenn ein Werk von mehreren verfasst ist, ohne dass der Beitrag 
jedes einzelnen ein selbständiges Ganzes bildet, ist zur ersten Veröffentlichung 
die ErltiiiV'nis sämtlicher Crlmber erforderlich, soweit letztere nicht vorher 
ausdrücklich oder stillschweigend für die Ausarbeitung erteilt ist. Dasselbe 
gilt, wenn es sich darum handelt, ein Werk auf andere Weise zu ver- 
öffentlichen, als dies früher geschah, z. B. durch Übertragung anstatt Druck 
oder umgekehrt. Wenn das Urheberrecht an einem Work durch Erbschaft 
an mehrere in ihrer Gesamtheit übergeht, so steht das Eecht, Bestimmungen 
Aber die erste Veröffentlichung oder Aber die YeröffentUdiung auf andere 
als auf die früher geschehene Weise zu treffen, demjenigen zu, welchem 
der Urheber dieses Recht testamentarisch zuertcilt hat. Ist keine solche 
testamentarische Bestimmung erlassen, so fällt das Becht seinem uber- 
]«beniea — nicht geschiedenen oder aepaiiertea — Ehegatten oder, w«u 
ein solcher nicht vorhanden ist» allen seinen Erben in ihrer Gesamtheit zu, 
deren fiiaätimiaiger £rlaubnis es ia BsArhf f aUe bedarf» Wenn die Vei^ 
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öileiitUciiuug reclitsgütig ätattgefunden hat, k&au jeder der yerschiedenea 
Urheber oder Erben, sofern nicMs anderes ansgemaeht ist — oder mit Bezug 

auf die Erben durch giltiges Testament festgcsL'tst ist — die erneute Ver- 
öffentlichung des "Workf's auf dieselbe Weise verlangen. Ist das Jlecht zur 
Vcrüü'eniliciiuug durch Cbertragung oder BechtBnachfolge au mehrere in 
ihrer Gesamtheit übergegangeD, so kann jeder der Berochtigtmi die Ver- 
öffentlichung des \\'rrk s beanspruchen. "Wenn Uneinigkeit darüber, auf 
wt^lcbe Weise oder unter welch'-n T'rdirifn'.nt^en die Veröffentlichung ge- 
sciieiicü Süll, beäteht, auch keine iurkiaruüg hierüber von einem der Be- 
rechtigten erlangt werden kann, kann jeder derselben die SacJie Tor das 
Gericht nach Christiania bringen. Findet das Gericht, dass die in der Sache 
vorkommenden Aufklärungen keinen hinreichenden Anhalt zur Beurteilung 
darüber geben, welche VerülTeutlichuügsweiöe zu wählen sei, so hat dasselbe 
auf eigene Hand durch sachkundiges Gutachten oder auf andere Weise die 
zur Erledigung der Frage nötigen Aufklarungen zu verschaffen. Der durch 
die Veröffentlichung erzielte Ertrag wird giniäss dem zwischen den Be- 
rechtigten bestehenden Rechtsverhältnis verteilt. Haben die verschiedeneu 
Urheber eines Werkes nicht verabredet, in welchem Verhältnis jeder der- 
selben des Urheberrechtos teilliaftig werden soll, so werden dieselben als 
gleichberechtigt angesehen. 

§ 7. Bei dramatisch-musikalischen W erkcu, sowie bei Alusikwerken zu 
denen Text ^ h rt, kommen die Bestimmungen des § 6 zur Anwendung, 
soweit dieselben die gemeinsame Darstellung, AuttTihrnng oder üeransgabe 
von Text und Musik betreffen. Einzel-Veröffentlichung des Textes und der 
Musik kann beaehungsweise der Texturheber und der Musikkomponist auf 
eigene Hand bewerkstelligen. Dementsprechende Bestimmungen gelten für 
Ballette, Pantominen und ähnliche Werke, zu denen besondere Musik gehört, 

§ 8. Gesetze, administrative Bekanntmachungen, Gerichtsentscheidungen 
und äbnliche Aktenstücke bilden keinen Gegenstand eines Urheberrechts. 
Dasselbe gilt von schriftlichen und mundlidien Verhandlungen bei kon- 
stitutionellen, kommunalen, kirchlichem ei1er anderen öffentlichen Vertretungen, 
sowie bei öffentUchen politischen oder ähnlichen Verhandlungen. 

Kapitel n. Übergang des Urheberrechts anf andere. 

§ 9. Der Urheber kann das Veröffentlichungsrecht seines Werkes ganz 
oder teilweise übertragen. Die Übertragung des Vertiffentlichungsrechts 
auf eine bestimmte Weise (Druck, Darstellung etc.) verleiht dem "Erwerber 
nicht das Recht, die Veröffentb'chung auf andere Weise vorzunehmen oder 
Übersetzungen oder Bearbeitungen zu veranlassen oder zuzulassen. Der 
Erwerber hat kein Becht, das Werk ohne Erlaubnis des Urhebers in ver- 
änderter Gestalt zu vf>r'">tTentlichen. Sofern ni -ht anderes ausgf^m;i^ht i'^t, 
hat der Verleger kein Becht, mehr als eine Auflage zu veröhentlicheu, 
welche ausser den im ersten Absatz des § 8 benannten Fällen 1000 Exem- 
plare nicht übersteigen darf. Solange die übertragene Auflage nicht \rr- 
griflen ist, hat der Urheber kein Recht zur Veranstaltung einer noun\ Auf- 
lage. Sofern der Urheber oder der Verleger unberechtigter Weise eine 
neue Auflage Traraostaltet oder sofern der Yerieger die ttbertragene Auflage 
in einer grösseren Anzahl Exemplare abdruckt, als woza er berechtigt Ist, 
kommen die in den §§16, 17 und 19 gegen unrechtmassige Yerneü&ltigung 
vorgeschriebenen Bestimmungen zur Anwendung. 

§ 10. Derjenige, welchem ein Urheber das Becht zur Darstellung 
eines dramatischen — einschliesslich mimischen — oder eines dramatisch- 
musikalischen Werkes oder das Kecht zur öffentlichen Aufführung eines 
Musikwerks iibeitragen hat, ist mang^ anderer Abmadiung berechtigt, 
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das Werk überall und so oft es ihm beliebt, darstellen oder aaöühreii za 
lassen, kann aber dieses Becht nicht auf andere ttbertragen. Eine derartige 

Übertragung soll, wenn nicht anderes aasgemacht ist, kein Hindernis dafür 
abgehen, flass der Urheber das gleiche Recht auf andere tibertrilp^t oder 
das Werk selbst darstellen oder aufführen lässt. Des weiteren soll es, 
sdbst wenn jemandem das ausschliessliche Becht znr DanteUnnpf oder Anf- 
fftimmg tibertragen wurde, dem Urheber und seinen Erben, aber keinm 
anderen et wa in sein Recht Eingetretenen, freistehen, das Darstcllnncjs- oder 
Aa&'ührungsrecht anderen zu übertragen oder das Werk selbst darstelleu 
oder aninUiren zu lassen, sofern derjenige, welchem das ansschlieasliche 
Recht übertragnen war, das Werk innerhalb 5 aufeinanderfolgenden JTahr^ 
nicht zur öflfentlichen Darstelhinf,' oder Aufführung gebracht hat. 

§ 11. Beim Tode des L rliebers kommen die allgemeinen Bestimmungen 
der Erbgesetzgebung auf sein Recht zur Anwendung. Hinsichtlich solcher 
Werke, die zu Lebzeiten des Urhebers nicht veröffentlicht sind, kann der- 
selbe testamentarisch bestimmen, dass deren Veröffentlichung während einer 
gewissen Zeit — jedoch nicht über 50 Jahre — nach seinem Tode nicht 
stattfinden darf, sowie, wer berechtigt sein soll, die Einhaltung einer solchen 
Bestimmung zu überwachen. Die mit Gesetz vom 12. Oktober 1867 über 
verschollene oder andere abwesende Personen erlassenen Bestimmungen 
kommen auch auf das Urheberrecht in Anwendung. Wenn ein Werk von 
mehreren yerfasst ist, ohne dass jeder einzelne Beitrag ein selbständiges 
Ganzes ausmacht, «reht des einzelnen Mitarbeiters Eeitrnp, sofern er ohne 
Erben oder olmo sein Recht abgetreten zu Jiaben, stirbt, an die Mitarbeiter 
oder deren Rechtsnachfolger über, jedoch vorbehaltlich des Kreditorenrechts 
g^Sss § 12. Wenn im tthiigtti nach des Urhebers Tod keine zum Urheber^ 
recht bcrecditfiL^te Person vorhanden ist, steht das Becht zur YerOifeiitlichnttg 
des Werkes allen offen. 

§ 12. Solange ein Werk nicht durch Herausgabe oder öffentliche Dar- 
stellung oder Aiufühmng veröffentlicht ist, können Gläubiger des Urhebers 
oder der Erben desselben nielit auf irgend eine Art oder durcli besondere 
Rechtsverfolgitng die Kiiniichti<j;iin!S^ zur Veröffentlichunir des Werkes oder 
die Verfügun*^ über des Urhebers Manuskript erwerben. Kbensowenig können 
die Glaubiger des Urhebers bei seinen Lebzeiten auf solche ^^'eise das Becht 
zu erneuter VerötTentlichung eines sehen veröffentlichten Werkes erwerben, 
während nach seinem Tode das Kecht zu solcher erneuten Veröffentlichung, 
welches seinen Erben zugefallen ist oder ihnen, wenn er Erben hinterlassen 
hätte, zugefallen wäre, in seine Nachlass-Masse übergeht und somit iu gleicher 
Weise, wie seine übrigen Hinterlassenschaften, bei Yorkonunen zur BeMedi- 
gung seiner Gläubiger angewandt wird. 

Kapitel IIT. 

Verletz un«; des Urheberrechts und deren Verantwortung. 

§ 13. Das einem Urheber oder anderen infolge dieses Gesetzes zu- 
stehende alleinige Recht zur Veröffentlichung eines Werkes wird nicht nur 
durch unveränderte Wiedergabe des Werkes verletzt, sondern auch durch 
solche Wiedergaben, durch welche Verkürzungen, Hinzufügungen oder t'rn- 
arbeitungen vorgenommen sind — einschliesslich Dramatisicrimg oder andere 
Übertragung aus einer litterarischen oder kflnstlerisdien Gestalt in eine 
andere — , sofern die Bearbeitung nicht von solcher Beschaffenheit ist, dass 
damit ein wesentlich neues und selbständiges Werk hervorgebracht ist. 
§ 14. Als Verletzung des Urheberrechts ist nicht zu betrachten: 
a) die Aufnahme einzelner aus frtth^ ausgegebmeii WeikeB «na-» 
gezogener .^tücke in ein grösseres Ganze, welches seinem Haupt- 
inhalt nach ein selbständiges Werk bildet; 
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b) die gleiche Benutzung^ wem 10 Jahre nach Ablauf desjenigen 
Jahres Yerftissen sind, in welchem das benutste Weric merat er- 
selüen, far Samaltugeii, die ans Werken verschiedener Urheber 

oder Komponisten znm kirrlilichtm Gebriiucli oder zum Schul- 



c) der Abdruck einzelBer, frther ausgegebener kleinerer Gedichte als 
Text für musikalische Kompositionen oder auf Konzertprogrammen» 
sowie deren Benutzniitr nls Text bei der öffentlichen Aufführon^ 
awwkalificher Kompositionen; 

d) der Abdniek einzelner, früher ausgegebenor Ufiinefer Gtedidite und 
PnwastAi^ als erklärender Text zu künstlerischen lUastrationen, 
sofern diese letzteren in übprwief'f iul rn Masse bestimmend für 
die Bedeutung des Weikes sind und jiuhüestens 2 Jahre nach Ab- 
lanf des Jahres vergangen sind, in welchem die Schrift znenit 
erschien. Die benutzte Quelle soll jedesmal genan angegeben 
werden. 

§ lö. Als Verletzung des Urheberrechts ist ebensowenig anzusehen der 
Abdnick oder die Ül^metznng einzelner Artikel oder llfitteilnngen ans 

Zeitungen oder Zeitscbr;f' n in andere Zeitungen oder Zeitschriften, wenn 
der Nachdruck nicht besondors vorbehalten ist. Auch hier soll die be- 
nutzte Quelle jedesmal deutlich angegeben werden. 

§ 16. Von einem in Widerspruch mit gegenwfirtigem Gesetz in oder 
ausser Reiches gedruckten oder abgeschriebenen Werk sollen alle zur Ver- 
öffentlichuno: bestimmten Exemplare, welche hier im Reiche vorgefunden 
werden, beschlagnahmt und vernichtet werden. Sofern nur ein Teil des 
Werkes eine gesetzwidrige Wiedergabe eines anderen Werkes ist, findet die 
Beschlagnahme und Vernichtung, soweit als möglich, nur hinsichtlich dieses 
Teiles statt. Ebenso sollen alle Platten, Formen und ähnlichen, ausschliess- 
hch zur gesetzwidrigen Nachahmung gebräuchlichen Materialien beschlag- 
nahmt Tmd Temiehtet oder doch in soldie Gestalt gebracht werden, dass ein 
Missbrauch derselben nicht mehr stattfinden kiimi. Doch kann der Beoin- 
trächtigto — oder, wenn mohrerc beeinträchtigt sind, diese gemeinsam — 
^e Auslieferung der beschlagnahmten Gegenstände nach Schätzung ver- 
langen. Diese Schätzung, bei welcher die Gegenstftnde zu keinem höheren 
Wert angesetzt werden dfirf.-n. die zu ihrer Vcrff'rtifxun<i: erweislir'i ver- 
brauchten Ausf^abpii, kann auf Verlangen des Beeinträchtigten vorgenommen 
werden vor seiner Erklärung darüber, ob er die Auslieferung der beschlag- 
nahmtmi Gegenstftnde verlangt. Dementsprech«ide Bestimmungen kommen 
auf die zum Gebrnucli bei iresetzwidriirer öffentlicher Darstellnnir drama^ 
tischer od^r dramatisch-uri-ikuli-ebfr Werke oder bei cjesetz-widriizer öffent- 
licher Auifuiirung musikaiiücher Kompositionen bestiramten Abschriften and 
ähnliches in Anwendung. Wenn die im vorhergehenden erwähnten Hand- 
langen in bef^ründetem fluten Glauben vorgenommen ^ind, kann die Aus- 
lieferung oder Verniehtunf? der jirsetzwidrijs: nach^G^emuchteu Exemplare nebst 
Platten, Formen und ähnlichem nicht verlaugt werden, sofern der Eigentumer 
Sorge dafür trägt, dass dieselben bis zum AnfhOren des Urheberrechts in 
Qffentiiche Verwahruns; genommen werden. 

§ 17. Wer vorsätzlicher oder unachtsamer Weise im Widerspruch mit 
gegenwärtigem Gesetz ein Werk vervielfältigt oder ein Werk einführt, 
welches ausser Reiches im Widerspruch mit einem doroh dieses Gesetz ge- 
währlri^tctrn Alleinrecht vervielfältigt ist, oder wer wissentlich ein im 
Widersprucli mit diesem Gesetz hier im lieich v er vielfältigstes oder ein- 
geführtes W crk verkauft, austeilt oder ausleiht, soll, soweit er nicht durch 
Sern Verhalten eine höhere Strafe verschuldet haben sollte, eine Busse TOU 
100 bis 2000 Kronen erlegen, welche Bosse jedoch für deigenigen, nur 

Gewti» tb«r das IIr]i«b«neeb(. 12 
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«in Ton einem andern verrielfältigtes Werk yerkaaft, ao^eteüt oder rer- 
Uelieii liat, auf 20 Enmon herabgesetst werden kami. Belieben soll der 

Schuldige dem oder den Beeinträchtigten allen durch die gesetzwidrige Ver> 
öffentlichung yerursachten Schaden erstatten. Diese Erstattung soll, soweit 
als möglich, nach dem Ladenpreis für eine so grosse ^"'g'^^^ £xempiare der 
letstoi Techtm&Bsigen Ausgabe beredmet weraen, als erwiesen oder mit 

Wahrscheinlichkeit erachtet werden, dass von der gesetzwidrigen Wieder- 
gabc ausgehändif^t sind, oder, wenn diese Verfahrnnp:s weise ananwendbar 
ist, weil das Werk früher noch nicht ausgegeben war, oder aus anderem 
Grande, nach soweit als möglich dementsprochenden Begeln. Die mets- 
widrlge Nachmachung Ist ToUflUirt, sobald ein ExempUr der iuibere<»tigteii 
Ausgabe fertig vorliegt. 

§ 18. Vorsätzliche oder imaulitsame unrechtmässige üä'eutliche Uar- 
steUung dramatischer oder dramatisch-ninsikaliBeher Werke, Yerlesnng, Anf- 
ftthnint; imi3ikn.LHcli' r Kompositionen oder Benutzung eines Textes zu solcher 
Aufführung wird ma Bussen von 20 bis öOO Kronen bestraft. Ausserdem 
soll der Schuldige dem oder den Beeinträchtigten vollstumügc i^^rstattung 
des Schadens leisten, welchen letsterer oder letztere hierbei erlitten zu h^en 
erachtet werden. Diese Erstattung darf in keinem Fall auf einen niedrigeren, 
als den bei einer solchen Darstellung, Verlesung oder Aufführung erzielten 
Nettoertrag festgesetzt werden, oder wenn die unrechtmässige Benutzung 
Ton Werken nur einen Teil solcher Darstellung, Verlesung oder AnffÜhning 
ansgemacht hat, auf einen verhältnismässigen Teil davon. 

§ 19. Wer in begründetem guten (Hauben die in den §i? 17 und 18 be- 
nannten Handlungen vorgenommen hat, iat der m diesen Baragrajjiien ge- 
währleisteten Verantwortung nicht unterworfen, soll aber dem Beeäträebtigtoit 
entrichten, was er hierbei gewonnen zu haben erachtet wird. 

§ 20. Wer vorsätzlicher oder unachtsamer Weise die in den §§ 14 und 
15 yorgeschriebene Quellenangabe uuterlässt, wird mit Busse von 2 hi:i 
100 Kronen bestraft. Erstattnngspflicbt and Beschlagnahme tritt in solchem 
Falle nicht ein. 

Kapitel IV. Erlöschen des Urheberrechts. 

§ 21. Das Urheberrecht währt während des Urliebers Lebstiten und 
60 Jahre nach Ablauf desjenigen Jahres, in welchem er verstorben ist. 
Wenn ein Werk von mehreren verfaäst ist, ohne dass der Beitrag jedes 
einzebieii als ein selbständiges Ganzes hervortritt, sind die 50 Jahre von 
Ablauf des Todesjahres des Längstlebenden an zu rechnen. Sofern das 
Werk veröffentlicht ist, ist jedoch hierbei nur Rücksicht auf die Urheber 
zu nehmen, die auf dem ausgegebenen Werk oder bei dessen öffentlicher 
Danteilung oder Aulfttbrung genannt sind. 

§ 22. Anonyme und Pseudonyme Werke, sowie Weriie, Mi denen wissen« 
schaftliche Institutionen oder Gesellschaften mit Bezug auf § 3 dasselbe 
Recht wie Urheber erwerben, gemessen Schutz gegen unberechtigte Wieder^ 
gäbe während 60 Jahren Ton Ablauf des Jahres an, in welchem sie suent 
TerSifentlicht wurden. Doch soll für anonyme und pseudouyme Werke der 
volle in § 21 gewährleistete Schutz eintreten, sofern der Name des Urhebers 
Tor Ablauf jener 50 Jahre von ihm selbst oder einem hierzu Berechtigten 
kundgethan wird, entweder auf einer neuen Ausgabe oder durch dne nndi 
den ftlr Proklamata festgesetzten Kegeln erlassene Bekanntmachung. Solche 
Namenskundmachung kann nach des Urhebers Tod mit Bechtskraft nur von 
demjenigen vorgenommen werden, welchem das Becht zusteht, über die erste 
YeiOffentlichung des Werkes mit awag auf § 6, xweiter Absats, Bestimmung 
2u treffen, oder wenn kein solcher Torhanden ist, Yon sämtlichen Erben 
gemeinsam. 
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§ 23. Wenn die im ersieo Absatz des § 22 benannten Werke in 
mehreren Abteilungen herausgegeben sind, durch ihren gegenseitigen Zu- 
sanunenhaii^ aber ein Gfttises ausmachen, soll die Frist Ton 50 Jahren tob 
Abliuif des Jahres an crerechnet werden, in welchem die letzte Abteilung 
zuerst iir r iusgegeben wurde, wenn nicht zwischen der Herausgabe einzelner 
Abteiluugeu ein Zeitraum yon ftber 8 Jahren yerdossen ist, in welchem Falle 
die Flist fttr die früher herausgekommenen Abteilungen yon Ablauf des 
Jalires an gwechnet wird, in welchem die letzte derselben herauskam. 

§ 24. öffentliche Vorlesung oder Recitation eines ausgegebeueu Werkes,, 
welche nicht den Charakter einer dramatischen Parstellong hat, ist zulässig, 
wenn 8 Jnlm nnGh Ablauf des Jahn», in welehem das Weile zneist heraus- 
gekommen iat« Teifloflsen sind. 

Zweiter Abschnitt: Über dos Recht an Kunstwerken^ 

§ 25. Kin Künstler hat mit den sich aus diesem Oesetz ergebenden 
Einschränkungen das ausschliessliche &echt, Wiedergaben seines Original- 
knnstweib amgebai oder auf andere Webe an yerOffentUehen. Dies gilt, 
ob nun die Wiedergabe eine yermittelnde kOnstlerische Thätigkeit Torans- 
setzt oder anf r^in mpehani55chem oder chemischem Wege erfolgt. 

Ebensowenig darf jemand ohne Erlaubnis des Künstlers zu einem Bau 
dessen Original'Bansddinnngen oder die Zdebnungen, Modelle osw. be* 
nutzen, welche danach ausgeführt sind. 

§ 26, Wer rechtmässig ein Originalknnstwerk in einer anderen Kunst- 
form wiedergegeben hat, hat mit Bezu^ auf diese seine Wiedergabe dasselbe 
Seebt, wie der Enenger eines Origuu^cnnstweilEs. 

§ 27. Ist ein Kunstwerk durch freie Zusammenarbeit mehrerer heryor« 
gebracht, ohne dass des einzelnen Beitrag ein selbständiges Ganzes aus- 
macht, ist die Erlaubnis aller Mitarbeiter zur Veröffentlichung yon Wieder- 
^ben des Werkes oder an solclier Benutzung erforderlieh, wie im »weiten 
Abschnitt des § 25 erwähnt. Ist das Becht eines Künstlers durch Erbe auf 
mehrere gemeinsam übergegangen, so ist gleichfalls die Erlaubnis aller Be- 
rechtigten zu solcher Veröd'entUchung oder Benutzung erforderlich. 

f 28. Das einem Künstler nach den Torhergetienden Paragraphen zu- 
kommende Recht kann er ganz oder teilweise auf andere übertragen. Wenn 
nicht anderes ausgemacht ist, ist in der Übertragung selbigen Werkes das 
£echt, Wiedergaben desselben zu yeröffeutUchen, nicht inbegriffen, sondern 
dieses Beebt steht dem Künstler auch femer au. Bsi bestetlten Portr&ts 
oder Porträtbüsten kann dieses Recht jedoch ohne des Bestellers Erlaubnis 
nicht ausgeübt werden. Die Übertragung des Rechts zur Nachmaebung 
eines Kunstwerks durch bestimmte Mittel oder aui eiue bestimmte Weise 
^ewMirleistet dem Erwerber nicht das Beeht anr Wiedergabe durch andere 
Mittel oder auf andere Weise. Auf Verl atr^ vertrage über Vervielfältigung 
eines Originalknnstwerks rinden die Kei^timnmiicfen in § 9 entsprechende An- 
wendung. Ist ein Kunstwerk iu einem der in § 3 benannten Werke ver« 
^Sifentlicät, behalt der Kiknstler, wenn nieht anderes ausgemaeht ist, das 
Alleinrecht zur Herausgabc desselben auf andere Weise. 

§ 29. Beim Tode des Künstlers kommen die in § 11 angegebenen Be- 
stimmungeu auf sein Recht in Anwendung. 

§ 30. Solange ein Künstler nicht dnrch Verkaufsangebot seines Werkes, 
durcn öffentliche Ausstellung desselben oder auf andere Weise zu erkennen 
gegeben hat, dass er dassolbe als fertig und zur Veröffentlichung bestuumt 
betrachtet, können seine Uiaubiger bei seinen Lebzeiten auf keine Art oder 
besondere Bechtsverfolgung die Befugnis zum Veikauf desselb^ erwerben. 
Im JfaUe eines Streites zwischen den Erben eines rerstorbenen Künstlers 

IS* 
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und seiucü Gläubigern oder zwischen deu Erbcu unter einander, darüber, 
w^che künstlerischen Hinterlassenschaften — einschliesslich Skizzen, Studiea 
imd ähnliches — yerkanft werden kilnncn, ohne dass berechtigte Rücksichten 
dadurch yerlctzt werden, kann jede der Parteien die Anfirelegenheit der 
Entscheidung des Kircbendepartements unterbreiten. Auf die Veröffent- 
Ikhung von Wiedergaben eines Kunstwerkes finden die Bestimmnngem in 
% 12 entsprechende Anwenduno:. 

§ 31. Eine Wiedergabe oder Benutzung eines andern Kunstwerks wird 
dadurch nicht rechtmässig, dass dieselbe in einer anderen Grösse oder in 
anderen 2klat(iriallen als das Ofiginiü ausgeführt wird. Ebensowenig wird 
dieselbe dadurch rechtmässig, dass sie nach einer anderen Wiederg^aht', seihst 
wenn diese rechtmässig hervorgebracht ist, ausgeführt wird, oder dadurch^ 
dass Veränderungen, Hmzufügungen oder Weglassungen vorgenommen werden» 
wenn nicht damit em wesentlich nenes und selbständiges Weik herror- 
gebracht wird. 

§ 32. Als gesetzwidrige Nachmachung wird hingegen nicht angesehen,^ 
dass Abbildungen einzelner Kunstwerke in kritische oder kunsthistorische 
Arbeiten znr Erklärung des Textes und in Verbindung mit demselben auf- 
genommen werden. Doch sn!i d- r Name des l)etreffen<lpn Künstlers jedes- 
mal, wo solche veröffentlicht sind, angegeben werden. Die Verääumnis dieser 
Bestunmnng zieht Verantwortung nach § 20 nach sich.. 

§ 88. Anf eine im Widerspruch mit diesem Gej^etz vorgenommene Be- 
nutzung eines Knnstwei ks finden die Bestimmungen in den §§16, 17 undl^ 
entsprechende Anwendung. 

§ S4. Bas einem Künstler naeh den yorhergehenden Paragraj)hen za> 
kommende Alleinrecht zur Wiedergabo seines Kunstwerkes währt während 
des Künstlers Lebzeiten und 50 .hihn-^ üich Ablauf des Jahres, in welchem 
er verstorben ist. Ist ein Kunstwerk durch freie Zusammenarbeit mehrerer 
Ktlnsfler hervorgebracht, ohne dass des duselneD Beitrag ein selbetandiges 
Ganzes ausmacht» so sind die 60 Jahie ram Ablauf des Tode^jalues de» 
LängBtlebenden an zu rechnen. 

Dritter Abschnitt: Allgemeine Beatimmungen, 

§ 35. Gerichtliche Klage wegen Übertretung dieses Oesetses kann nur 

von Beeinträchtigten vollführt werden. Bei Werkf^n. w^lchf» nnonym oder 
Pseudonym ausgegeben sind, wird der auf dem Werk angegebene Heraus* 
geber oder Verleger, solange nidit anderes bewiesen ist, als berechtigt auoii 
aur Wahrnehmung der Interessen des Urhebers betrachtet. 

§ 36. Gerichtliche Klage mit Bezug auf die §i? 17, 18, 19, 20, 32 und 
83 muss innerhalb eines Jahres, nachdem dio Rechtsverletzung zur Kenntnis^ 
des Beeinträchtigten gelangt ist, angestrengt werden, sowie in jedem Falle,, 
soweit Strafverurteilung in Frage kommt, innerhalb zwei Jahren und im 
iibriijpn innerhalb drei Jahren, nachdem die gesetzwidrige Hand hing statt- 
geiunueu hat. Gerichtliche Klage wegen Beschlagnahme und Vernichtung 
oder Auslieferung von gesetzwidrigen zur Veröffentlichung bestimnitett 
Wiedergaben oder von ausschliesslich zur gesetzwidrigen Nachmachung ge- 
bräuchlichen Materialien kann angestrengt werden, solanp-e Exemplare solcher 
Wiedergaben oder solche Materialien im Eeiche vorgefunden werden und 
das durch solche Wiedergabe rerletzte Recht noch bestdit 

§ 37. Dieses Gesetz kommt auf alle Werke norwegischer Unterthanmi,. 
sowie auf Werke fremder Unterthanen, welche in norwegischem Verlag er- 
Bchieueu sind, zur Anwendung. Als norwegisch wird ein Verlag angesehen, 
wenn sämtliche yerantwortlichen Teilhaber der Firma oder, sofern das Ge- 
schäft von einer unverantwortlichen Gesellschaft betrieben wird, wenn sämt- 
liche Mitglieder von dessen Vorstand festen Wohnsitz in Norwegen J^ben 
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XJntfT Yr^raussetzung der Gefrf'i^piti^keit können die Bestimmnngcn in u:prrcn- 
wärtigem Gesetz durcU küaigüche Verordnung ganz oder teilweise auf die 
Ton Unterthanen eines andern Landes hervorgebrachten Werke anwendbar 
gemacht werden, eelbet wenn diese nieht in aotfregieehem Verlag ev- 
feUenen sind. 

§ 38. Dieses Gesetz, welchf^^ nm 1. Januar in Kraft tritt, kommt 
«ach auf die Tor Inkrafttreten desselben hervorgebrachten oder veröffent- 
lichten Werke znr Anwendung. Doch soll jede yor Kundmachung diesM 
Gesetzes begonnene Wlederga)», lofem die Veröffentlichung nach dem bisher 
gdtf»ndcn Recht «▼esetzUch war, ferner abijegehen oder auf andere Weise 
yeröffentlicht werden können, selbst wenn solche Ycröffentllchun^ nach diesem 
Oesete yeiboten sein sollte. In gleicher Weise soll fernerhin zugelassen 
werden die Benutzung von Formen, Steinen, Platten und ähnlichen zur Ver- 
vielfältigung bestimmten Materialion, welche nach dem bisher geltenden 
Becht rechtmässig benutzt werden konnten, sofern deren Verfertigung nach- 
weislich yor Eondmachiag dieses Gesetzes begonnen ist. Die Recbtsbe» 
Ziehungen, welche mit Bezug auf das bisher geltende K > I t ^'ültig einge- 
gangen sind, werden durch dieses (besetz ni'bt berührt. Die durch die 
|§ 11 und 29 vorgeschriebenen Erbbestimmungeu kommen, wenn betreffender 
ifrheber, Komponist oder Künstler yerstorben ist, nnr zur Anwendung, nach* 
dem dieses Gesetz in Kraft getreten ist. 

§ 39. Die mit Bezug auf die ältere Gesetzgebung erteilten besondern 
Privilegien und Verbote, welche noch in Kraft sind, gelten auch fernerhin« 
Dagegen werden yon Inlmtlttreten gegenwartigen Gesetzes an aufgehoben 
das Gesetz vom 8. Juli 1876 über den Schutz des sogenannten litterarischen 
Eigentumsrechts und das Gesetz vom 12. Mai 1877 Uber den Schutz des 
künstlerischen Eigentumsrechts. 

Gesetz vom 12. Mai 1877 Ober den Schutz photographlecher Bilder. 

§ 1. W er lur eigene Rechnung eine photographische Originalabbildung 
nach der Natnr oder eine photographische Abbildung eines Kunstwerkes, an 
dessen "Wiedergabe niemand ein ausschliessliches Recht besitzt, fertigt, hat 
die Alleinberechtigung, sein Bild auf photograpliischem Wege zum Verkauf 
zu kopieren. 

§ 2. Bedingung für dieses Recht ist, dass er jedes yon ihm yerOffent- 
lichte Exemplar des Bildes mit dem Wort ^lEneberettiget" (Alleinberechtigt) 
und mit der Angabe des Jahres, iu welcbem das Bild zum ersten ü^falc ver^ 
öffentlicht wurde» versieht, aowie mit seinem eigenen Nameu und, wenn es 
sich um Abbildung eines Kunstwerks handelt, unter Hinzafftgung des Namens 
des Künstlers. 

§ 3. Dies Recht gilt für einen Zeitraum von fünf Jahren nach Verlauf 
des Kalenderjahres, in welchem das Bild znm r tstenMale veröffentlicht wurde, 
jedoch nicht über die Lebenszeit des Piioiographen liinaus. Vou bestellten 
Porträts ist der Photograph nicht berechtigt, Kopien ohne Zustimmung des 
Bestien sn liefern. 

5; 4. Wer aus Vorsatz oder Unaclitsamkeit einen Ein-rriff in das durch 
gegenwärtiges (feaetz gewäiirte Kecht begeht, ob nun zum Zweck, die Exem- 
plare der ungesetzlichen Kopie im iniaud zu vcrkaufou oder im Ausland« 
wird mit einer an die Staatskasse nn zahlenden Busse yon 10 bis 100 Kronen 
bestraft, wie er dem Geschädigten gegenüber auch ziini Kre itz des ver- 
nrsarliten Schadens verpflichtet ist. Solehe Strafe und Schadenersatzpflicht 
tnüt. uucii den, weicher Exemplare, mit Wissen, dass solche ungesetzlich 
nachgoaaclit sind, feühalt oder zum Verkanf einffthrt. 
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§ 6. Alle unp^epetzlich nachgemachten Kxeniplare, welche hier im Eeich 
Torgefttnden werden and zum Verkauf bestimmt sind, sollen zu Qunsten des 
Cmebftdigten yerwiikt sein. Platten und andere anwchUeeBlich rar un- 
gesetzlichen Nachmachong brauchbaren Materialien sollen yemichtet oder in 
eolchen Zustand gebracht werden, dass Missbrauch damit nicht geschehen kann. 

§ 6. Die Übertretung dieses Gesetzes wird nicht durch den Staat Ton 
Amts wegen Terfolgt. 

§ 7. Strafe und Ersatz fallen weg, wenn die Eechtsyerletzung nicht 
innerhalb zwei Jahren von dem Zeitpunkt, zu welchem die ungesetzlich 
nachgemachten Exemplare zum ersten Male in den Handel gebracht wurden, 
geritmtlieh verfolgt wird. Ebenso fallen Strafe und Ersats weg, wenn der 
Geschädigte innerhalb eines Jahres von dem Zeitpunkt an, zu welchem er 
nachweislich Kenntnis des Rechtseingriffs erlangte, es unterlägst, letzteren 
gerichtlich zu verfolgen oder in ebenso langer Zeit eine begonnene Klage 
nidit forteetst. Die BeBtimmnn|s im § 6 kann in Anwendung gebracht werden, 
Solan las photographischo Bild, wdehes nachgemacht wurde, Oegenstand 
des liechtsschutzes bildet. 

§ 8. Unter Voraussetzung der Gegenseitigkeit kann der Schutz nacii 
gegeawirtigem Gtosets durch königliehe Verordnung auf photographische 
Bilder erstreckt werden,__ welche von Ausländern hervorgebracht wurden. 
Sind zu solchem Zweck Änderungen in der Yorschlift im § 2 erforderlich» 
so werden solche vom König bestimmt. 

Qeselz vom 20. Juni 1882 betrolTend die Bagriindung eines 
Veriage-Registers und die Verpliiciiiung, der Univereitäte-Bibifotiiek 

Drudceciiriften zu liefern. 

Art. 1. Die Cnivcrsitats-Bibliotliek «oll ein Register führen, in welchem 
es gestattet ist, alles das einschrcibcu /u iaäsen, was die Erwerbung oder 
die Erhaltung der durch das Gesetz vom 8. Juni 1879 betreffend den Schutz 
des litterarischen Eigentums oder durch das Gesetz vom 12. ^fai 1877 be- 
treffend den Schutz des künstlerischen Eigentums festgestelln u Rechte be- 
trifft. Die Kundmachungen, von denen in den Artikeln 9 und 20 des ersten 
dieser Gesetze die Rede ut, sollen kttnflig durch Einschreibung im beaagtea 
Eegister erfolgen. 

Art. 2. Die Einschreibungen geschehen auf scliriftliches Ansuchen hin 
ohne vorherige Prüfung der Genauigkeit dessen, was in dem Ansuchen an- 
. geführt ist. Jeder hat das Recht, authentischen Begisterauszug zu verlangm, 
und das PnMikum soll an bestimmten Tagen und Stunden zur Zurati zielinng: 
diesed Registers zugelassen werden Die Einschreibungen, welche darin 
Torgenommen werden, sollen für Rechnung der Beteiligten in dem Blatt ver- 
öffentlicht werden, das der Eönig für diesen Zweck bestimmt haben wird. 

Art. 3. Ein Kxrmplnr jp<lps Dnif'lvwerks, sowie jeder neuen Aaflaije, 
die zur Eintragung im Register nachgesucht wird, soll zur Aufbewahrung 
daselbst hintenegt werden. Wenn die Einschreibung geschieht, ehe das 
Werk yeröffentlicht i^t, liegt die Verpflichtung Tor, das Exemplar zu hinter- 
fegen, sobald das Werk bei den Buchhfindlnrn znm Verkauf gebracht worden 
ist Dieses Exemplar soll ausserdem gebunden sein, wenn seine Beschaffen- 
heit dies nllsst. 

Art. 4 Bei jeder Einschreibung im Register, ebenso wie bei jedem 
Auszug soU eine Krone fflr jedes Werk an die UniYeisitatskasse gemUt 
werden. 

Art. 5. Der KOnig wird die hindcfatUch der Einrichtung des Registen 
notwendigen Yerfttgangen erlassen. 
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Art. 6. Ein ToUstandiges nnd fehlerfreies Exemplar mit den darauf 
bezüglichen Tafeln aller Schriftwerke, masikalischen Werke, Kupferstiche, 
Lithographien, Holssdndtte usw., die im Zeitranm eines Jalim im KOoig- 

reich eedmckt oder herausgegeben worden sind, mnss, selbst wenn ein 
EicpnipTar in Oemässheit des Artikels 8 hinterlegt wäre, an die Uniyersitäts- 
!Hibüothek spätestens Tor dem £nde des Monats Januar des folgenden Jahres 
gesaadt weiden, «mer wenn du Werk nicht zur YerOffeBtlidiiing bestimmt 

ist oder nur gemeinsam mit einem anderen Werk erscheinen soll. Wenn 
die Veröffentlichung zu dem Zeitpunkt, an wcIcIm'tt! die Sendungen des 
Jahres erfolsen, noch nicht staltgefunden hat, kann man seine Zusendung 
Iiis zum Ende des JahreB aniscliieben, das auf die VerSffentUehnng folgt. 

Art. 7. Der Driuker ist in Beziehung auf die Werke, welche er ge- 
druckt hat, für die Zusendaug, von wekher im Torhergehenden Artikel die 
Bede ist, ycrantwortlich. 

Art. .8. Deijenige, welcher vnterlisst, das, was in den Artikeln 6 und 

7 Torgeschrieben ist, zu beobachten, wird mit einer Oeldbuss«! von 2 bis 
50 Kronen für jedes Exemplar bestraft, hinsichtlich dessen die l'nterlassung 
stattgehabt hat. Die Klage auf Zahlung der Geldbussen gehurt vor das 
Polisf^rieht nnd soll doreh die Staatsanwaltsehaft aof das Ansnchen des 
akademischen Kollegiums hin nTifT-'^trmn^t w-rrdm 

Art. 9. Wenn der Ladenpreis der rechtzeitig gesandten Druckwerke 
(die Zeitungen und anderen öffentlichen Blätter nicht einbegriffen) 10 Kronen 
ftbentmgt, soll der Verleger das Recht haben, sich für den Mehrbetrag ent« 
schärJifrcn zu ln?^pn. I>io Stundung muss jedoch in diesem Fall vnn einer 
Eecbniinix begleitet sein. Wenn es sich darum handelt zu berechnen, ob 
der Preis diese Summe übersteigt, soll man die Preise der verschiedenen 
ensehi yerOffentlichten Teile eines Werkes nur zusammenzählen kAnnen, 
warn sie im Laufe dessellen bürgerlichen Jahres erschienen sind. 

Art. 10. Die Zusendungen, welche gemäss dem Artikel 6 geschehen, 
sollen portofrei sein und übrigens, hinsichtlich ihres Gewichts, ihres Um- 
fangs usw. den anf die portofreien Postsendnngon im allgemeinen bezttg< 
Üohen Vorschriften untervorfcii -rin. 

Art. 11. Ein besonderer Katalog aller inländischen im Laufe eines 
Jahres veröffentlichten und vor dem darauf folgenden 1. Februar erhaltenen 
We^ soll baldmdglic}]st, spätestens vor dem 1. Angnst desselben Jahres 
durch die Universitats-Bibliothek verf^ffentlicht werdon. 

Art. 12. Die Artikel 6, 7, 8, 9, 10, 11 linden auf alle nach dem 
1. Januar 1883 yeröffentlichten Druckwerke Anwendung und das gegen- 
wärtige Oesetz soll von demselben Zeitpunkt an zur Ausführung gelangen. 
(Eine königliche W-rfügang yom 9. Desember 1882 ordnet die Einrichtung 
des Verlai^egisters.) 



Österreich, 

fieteti von 26. Dezember 1895 beirelTeiHl das Urheberrecht an 
Werken der Lüteratur, Kunst und Photographie. 

I. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Unter dem Schutze dieses Gesetzes stehen die Werke der Litteratur, 
Kunst und Photographie, welche im Inlande erschienen sind; ferner solche, 
tew Urheber Osteneidiische Staatsbttrger eind, mag das Werk im In- oder 
Andaade oder gar nicht erschienen sein. 
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§ 2. Auf Werke von Auslflndcrn, wenu sie im Deutseben Keiche er- 
schienen sind, und auf nicht erschienene Werke von deutschen Staats- 
angehörigen findet dieses Gesetz, sofern die Gegenseitigkeit gewährleistet 
ist, mit der Msssgabe Anwen()iin<x, dass der Schatz nicht länger dauert, als 
im Deutschen Heiche selbst, für andere Werke bestekt Schuts aach 
iiiiialt der Staatsverträge. 

§ 3. Das ürhebefreebt besielit sieh auf das Werk als Gaaass md asi 
die Teile desselben. 

§ 4. Ais Werke der Litteratur oder Kunst im Sinne dieses Gesetzes 
sind anzusehen: 1. Bücher, Broschüren, Zeitschriften, Briefsammlungen und 
alle sonstigen Schriftwerke aus dem Bereiche der Litteratur; 2. dramatische, 
dramatisch - musikalische und choreographische \N'prke (Bühnenwerke); 
3. litterarischen Zwecken dienende Zeichnungen, Abbildungen, Pläne, Karten, 
plastische Darstellungen und Skizzen dieser Art, wenn sie ihrer Bestimmong 
nach nicht als Kunstwerke zu betrachten ^d; 4. Vorträge znm Zwecke 
der Erbauung, Belehrung oder Unterhaltung; 5. Werke der Tonkunst wit 
oder ohne Text; 6. Werke der bildenden Künste, als: Gemälde, Zeichnungen, 
Pläne und Entwürfe für architektonische Arbeiten, dann Stiche, Holzschnitte 
und alle ttbrigen Erzeu<rnisse der graphischen Kunst; Werke der Bildhauerei, 
der Graveur- und Mi lailleurkunst und andere plastische Kunstwerke. Die 
Werke der Baukunst sind jedoch aasgenommen. Als Werke der Photo- 
graphie im Sinne dieses Gesetses sind alle Erzeugnisse anzusehen, bei deren 
Herstellung ein photographis^er Prosess als notwendiges Hilfsmittel be- 
nutzt worden ist. 

§ ö. Gesetze, Verordnungen and öfentliche Aktenstücke, ferner Eeden 
vnd Vorträge, welche bei Yerbandlungen oder yersaminlungen hi Sifentlieheii 
Angelegenheiten gehalten wurden, sind yon dem Schutze des Urheberreehts 

ausgeschlossen. Dasselbe gilt von geschäftlichen Ankündigungen, von Er- 
klärungen und Gebraacbsanweisungen, welche Erzeugnissen der Industrie zar 
Belehmng der Abnebmer beigegeben werden, und ron Eraengnissen der 
Presse, welche lediglieh den Bedflrfnissen des häuslichen Lebens zu dienen 
bestimmt sind. Ebenso sind die an Erzeugnissen der Industrie rechtmässig 
angebrachten >iachbiidungen von Werken der bildenden Künste gegen 
weitere Nachbildung an solehen Erzengnissen doreh das gegenwärtige (Mwts 
nicht geschätzt. 

§ 6. Als erschienen gilt ein Werk an dem Tage, an welchem es recht- 
mässig herausgegeben, das ist mit Willen des Berechtigten zur Yerbreitong 
gelangt ist» Ein mndkaUscbes nnd ein Bühnenwerk gilt schon an dem 
Tage als erschienen, an welchem es zuerst rechtmässig öffentlich aafgeführt 
wurde; ein Werk der bildenden Künste oder der Photographie schon an 
dem Tage, an weichem das Werk selbst oder eine Nachbildung oder Ver- 
TielfiUtigung zuerst rechtmässig öffentlich ausgestellt wnrde. Der Ort des 
Erscheinens wird gleichfalls nach den vorstehenden Bestimmungen beurteilt. 
Werke, welclif gleichzeitig im Geltungsgebiete des gegenwärtigen Gesetzes 
und auäserlialb demselben erschienen sind, gelten als innerhalb dieses Gebietes 
erschienen. 

§ 7. An den von mciireren gemeinsam hergestellten Werken steht das 
ürlieberreciit allen Miturhebern gemcinschafilich und ungeteilt zu. Sie 
könneu nur einverständlich über das Werk (insbesondere durch Herausgabe, 
Nachbildnng, Anfffihmng) yerfttgen; jeder für sich ist aber befugt, Ein- 
griftV in das gomeiiisaine Eecht gt-riclitlicli zu verfolgen. Hinsichtlich 
der Ü bertragung des jedem Zustehenden Urheberiechtsant^es gilt § 15 nnd 
§ IG, Absatz 1. 

§ 8. An Werken aber, welche ans unterscheidbaitn Beiträgen Ysr* 
schiedener Mitarbeiter gebildet, gleichwohl ehi einheitliefaes Ganses dar- 
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stellen, besteht ein doppeltes Urheberrecht: am Ganzen kommt es dem 
Herausgeber, an den Einzelbciträgen den Urhebern derselben zu. Die<^<> siud 
jedoch bei Yeraastaltnng Yon Einzelausgaben zur Angabe des Werkes, in 
walchem der BtSAng eiMbieBeo ist, rerpfliditet. 

§ 9, Über Beitrage, welche unter dem Schutze des Urheberrechts stehen, 
und in periodischen Werken, als: Zeitschriften, Taschenbüchern, Kalendern 
^«chienen sind, darf der Urheber, falls nicht anderes verabredet ist, ohne 
l^Hwilligiing des Hsniugeben, uid wenn ein soklier siebt sogegebeft ist, 
des Verlegers erst aadi Ablauf TOtt swei Jahzen nach dem Erseheineii ander- 
weitig yerfügen. 

§ 10. Als Urheber eines erschienenen Werkes gilt bis zum (iegen- 
bewetae deijenige, deseea wahrer Name bei den Sndiebieii als der des 

ürheljcrs angegeben worden ist. Ist das Werk durch Verbreitung von Ver- 
yielfältiirnngen oder Nachbildungen erschienen, so muss die Angabe des 
I^amens auf dem Titeibl&tte, unter der Zueignung oder der Vorrede oder 
am Selünsro des Werices, bei Wwkea, welche durch Beiträge mehrerer 
Mitarbeiter gebildet sind, an der Spir?:'" oder am Schlüsse jedes Beitrages 
erfolgt sein. Bei Werken der bildenden Künste, sowie bei pbotographischen 
Werken genügt die Namensaugabe auf dem Werke selbst oder auf dem 
Karton, auf welehOTi dasselbe befestigt ist. Hat das Erscheinen des Werkes 
dareh (öffentliche Aufführung stattgefun lm, <o rauss die Angabe des Namens 
bei der Ankündigung der ersten Auffüiirung geschehen sein. Ist das Werk 
durch öffeutliciie Ausstellung erschienen, bo musä die ^amcasaugabe sich 
auf dem Werke selbst oder aaf dem Karton, auf welchem es befestigt ist, 
befinden. 

§ 11. Werke, welche nicht unter Angabe des wahren Namens des Ur- 
hebers erscliienen sind, gelten ais anonyme oder pseudonyme Werke, Bei 
diesen ist der Herausgeber, und wenn ein solcher nicht angegeben ist, der 
Verleger berechtigt, die dem Urbr^or zustehenden Kechte wahrzunehmen. 

§ 12. Bei gewerbsmässig hergesiellteu Phofcogntphien stehen die Kechte 
des Urhebers dem Tnhaber des Gewerbes zu. 

§ 13. Bei Porträts, welche gegen Entgelt bestellt wurden, sie mögen 
Werke der bildenden Künste oder der PhotoL^rnp^iie sein, stehen die P";-bta 
des Urhebers dem Besteller zu. Bei Photographieporträts ist die Ausübung 
des Urheberrechtes in allen Fällen au die Zustimmung der dargestellten 
Pereon oder ihrer Erben gebnnden; ausgenommen sind Photographieportrftts 
SB amtlichen Zwecken. 

§ 14. Das Urheberrecht kann, insofern es dem Urheber oder seinen 
Erben zusteht, durch Exekutions- oder Sicherstcllungsmassregeln nicht ge- 
imäea werden. Dag(>gen sind selche Massrcgelti auch gegen den UrhsMr 
ünd soine Erbten 7n1 - ig in Bezng auf rorhandene Vervielfältigungen und 
Isaciibildungen eines l creits veröffentlichten Werkes, auf zum Verltcauf fertig- 
geatellte Werke der bildenden Kunst, und auf alle kraft des Urheberrechts 
erworbenen vi-rmcigeosrechtUeliea Ansprüche. 

§ 15. T)ii^ I rheherreeht geht auf die Erben Uber; ein Heimfallsrecbt 
findet daran nicht statt. 

§ 16. Der Urheber oder sein Erbe kann die Ansttbnng des Urheber- 
rechtes beschränkt oder unbeschränkt durch Vertrag oder durch Verfügung 
Ton Todes w«gen anderen überlassen. Auch hinsichtlich eines bestimmten 
erst zu schaffenden Werkes kann im voraus gültig verfügt werden. Ein 
Vertrag aber, durch welchen jemand die Urheberredito an seinen künftigen 
Werken überhaupt oder an einer ganzen Gattung derselben zu übertragen 
verspricht, ist kraft dieses Gesetzes jederzeit kündbar. Das Kündigungs- 
iecht, auf welches nicht verzichtet werden kann, steht beiden Teilen zu; 
disKtlndigungsfrist beträgt ein Jahr, es wäre denn tine kttmere vereinbart« 
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§ 17. Wird das Eigentum an einem Werke der Littemtnr oder Ton- 
kunst einem anderen unentgeltlich überlassen, so ist darin ohne besondere 
Yerabredang die Übertragung des Urheberrechtes nieht enthalten. Die ent- 
. gdtlichc iTberlassQDg aber gilt als Übertragung des Urheberrechtes, flofem 
ans den Umständen nicht das Gegenteil hervorgeht. 

§ 18. Wird das Eigentum eines Werkes der bildenden Künste oder der 
Photographie entgeltlich oder unentgeltlich einem anderen fibOThuisen, so 
ist durin ohne besoDdera Verabredung die Übertragung des Nachbüdniig^ 
oder VervielfältigiirjrPT-prlitf^s nicht enthalten. Aber mit der Übertraining 
des Yeryielfältigungsmittcis (Form, Platte, Holzstock) |^lt auch das Ver- 
vielfältigungsrecht als übertragen, 

§ 19. Der Eigentümer des Werkes ist nicht Yeipflicbtet, dasselbe nr 
Aasübung der dem Urheber znstebf^ndf n Hechte herausznireben. 

§ 20. Hat ein Urheber sein Werk zum Zwecke der Heransgabe oder 
SilBDäichen Anffttbrong einem anderen ttberlasaen, und ist inneiball» dreier 
Jalire die Heiansgabe oder Anfftthrnng olme Willen und ohne Verschulden 
des Urhebers unterblieben, so tritt dieser in sein ursprüngliches Recht zur 
Verfügung über das Werk wieder ein. £s steht ihm alsdann frei, entweder 
nach Inhut des Vertrages die ErfOllnng, beziehungsweise den Sehadenersats 
SU begelircn oder — ohne Verpflichtung zum Bückersatae des bereits em- 
pfangenen Entgeltes - über sein Werk anderweitig zu verfügen. Durch 
Verträge kann im voraus weder diesem Eückfali des Verffigongsrechtes 
entsag^ noeh die Frist Teriftngert werden. Die Besthnirningm des ersten 
Absatses kommen auch dann zur Anwendung, wenn die Neuansgabe eines 
vergriffenen Werkes der Litteratur oder Tonkiin-<t ohne Willen und ohne 
Verschulden des Urhebers durch drei Jahre uutorbiicben ist, sofern nicht 
beim Abselilnsse des VerlagsTertrages die Veranstaltung einer Keaansgabe 
ansgesckbssen wnrde. 

§ 21. Wer unbefugt, d. i. ohne Zustimmung des Urhebers, seines 
B^tsnachfolgers Xb bis IS) oder des zur Wahmehmang der Hechte 
des Urhebers berechtigten (§ 11), eine dnreh das gegenwärtige Gesets dem 
Urheber ausschliesslich vorbehaltenc Verfügung tiher das Werk trifft, be- 
geht einen Eingriff und wird nach Massgabe der bestehenden ailgeTneinen 
und der in diesem Gesetze enthaltenen besonderen Bestimmungen verant- 
wortlich. 

§ 22. Wird ohne eine in der Sache liegende Notwendigkeit einem 
Werke die Bezeichnung, namentlich der Titel oder die äussere Erscheinung 
eines früher erschienenen Werkes gegeben, und ist dies zu einer Irrefölirung 
des Publikums Uber die Identität der Werke geeignet, so stellt dem üriieber 
des früher erschienenen Werkes ein Anspruch auf Entschädigung zu. Das- 
selbe gilt, wenn die Bezeichnung oder äussere Erscheinung des früher er- 
schienenen Werkes mit so geringen oder so undeutlichen Abänderungen 
wiedergegeben wnrde, dass der Unterschied Ton dem Pnbliknm nnr bei M- 
sonderer Aufmerksamkeit wahrgenommen werden kann. Handelt es sich 
insbesondere um ein fortlaufendes oder periodisches Werk, so kann überdies 
das Verbot des Weitergebrauches der irreführenden Bezeichnung oder äusseren 
ErseheJnnng bei dem Strafgerichte (§ 54) begehrt werden. 

IL Abschnitt. Inhalt des Urheberrechtes. 

a) Bei Werken der Litteratur. 

§ 23. Das Urheberrecht an Wrrkcn der Litteratur iiinfRsst das aus- 
schliessliche Recht, da': Wf>rk 7ai vriütt entliehen, zu vervieifalti<:on, zu ver- 
treiben und zu itbersetzeu. Bei Bühnenwerken tritt hinzu das ausschliess- 
lidie Beeht znr OiFentliclien AuffOhning. Bei Vortiftgen, insofern sto noA 
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nicht rechtm&ssig h^rflT^5'rrofrp^^n sind, lipfj^roift das Urheberrecht auch das 
ansschliessliche Recht der ölientlichen Abhaltung. An rechtmftMigen Über- 
setzungen besteht das Urheberrecht wie an Original werken. 

§ S4» Als Eingriff in das Qrhebenreeht (Nachdruck) ist ioBbesonder» 
anzuseh^: 1. die \ erölTentlichung eines noch nicht erscliienenen Werkes; 
2. die Herausgabe einer Briefsammlnng ohne Zustimmung des Urbebers der 
Briefe oder seiner Erben; 3. die Herausgabe eines Auszuges oder einer Be> 
arbeitang, welche nur das fremde Werk oder dessen Bestandteile wieder- 
fiphi, ohne die Eigenschaft eines Orirrinrilwerkes zu besitzen; 4. der neue 
Abdruck Ton Werken, weichen der Urheber oder der Verleger dem Verlags- 
TOtrage zuwider Teranstaltet; 5. die Anfertigung einer grösseren Anzahl von 
Eiemplaren eines Werkes seitens des Verlegers, als demselben gestattet ist. 

25. AI? Nnrhdnick ist nirht nnzusehon: 1. das wörtliche Anführen 
einzelner Stellen oder kleinerer Teile eines erschienenen Werkes; 2, die Auf- 
aahme einzelner erachienener Werke oder einzelner Skizzen und Zeichnungen 
tu einem solchen Weike in einem dueh den Zweck gerechtfertigten Um- 
fano;? in ein grösseres Gnnze^. sofern diesf"? sich nacl: sr-inom Hauptinhalte 
als ein selbständiges wissenschaftliches W^erk darstellt, lerner in Sammlungen, 
wdehe ans Werken mehrerer Urheber zum Kirchen-, Schul- oder ünterriehts^ 
gebrauche oder zu einem litterarischen oder künstlerischen Zwecke ver- 
anstaltet werden. Es darf jedoch das entlehnte Stück den T'^rafang eines 
Druckbogens des Werkes, welchem es entnommen ist, nicht überschreiten. 
Der Entietuter Ist Teipitiehtet, den ürheber oder die bemitste QveUe an- 
zageben; 3. die blosse Inhaltsangabo eines erschienenen Werkes oder Offent- 
Üch gehaltenen Vortrages; 4. die Herstellung einzeln i^r Vervielfaltigangen, 
wenn deren Vertrieb nicht beabsichtigt wird; 5. der Abdruck des zu einem 
ToBwerke gehörenden, iMreits irflher TerOffeDtUcliten Textes, wenn er b Vet^ 
bindung mit dem Tonwerke oder nur zum Behufe der Benutsung bei der 
Aufführung des Tonwerkes mit Andeutung dieser Bestimmung crf nlgt. Ans* 
genommen sind Texte zu Oratorien, Opern, Operetten und Singspielen. 

§ 26. I>urch den Abdruck einzelner Artikel, Telegramme und Tages- 
neuigkeiten ans Oifentliehea Blättern wird ein Eingriff nieht begangen. An 

belletristischen, wissenschaftlichen und fachlichen Artikeln jedoch besteht 
auch nach ihrem Erscheinen in einem öffentlichen Blatte das Urbeberrecht, 
wenn an ihrer Spitze die Untersag^ung des Nachdrucks ausgesprochen ist. 
Anf wissenscbaftliehe und Fachzeitsoiriften Ünden die Torst^enden Be- 
stinmiungen keine Anwendung. 

^ 27. r>ie behufs Aufnahme in die Tagesblätter gesammelten und ver- 
Tielfältigten Mitteilungen und Notizen werden so lange geschützt, bis ihre 
VorOfentlichung durch eines der hierzu befugten Blätter erfolgt ist. 

f 28. Du anssehUessliclie Recht zur Heransi^be einer Übersetzung 
eines reehtraassäg erschienenen Werkes steht dem Urheber in der Kegel nur 
dann zu, wenn er sich dieses Recht hinsichtlich aller oder gewisser Sprachen 
Ausdrücklich vorbehalten hat. Der Vorbehalt muss auf dem Titelblatte, in 
derYomde oder an der Spitze aller Ezonplsre des Werkes ersiebtlielt sein; 
er wird oadl Ablauf von drei Jahren von der Herausgabe des Werkes hin- 
sichtlich jener Sprachen wirkungslos, in welchen die vorbehalteno Übersetzung 
nicht vollständig herausgegeben ist. Bei Werken, welche in Abteilungen er- 
sMnen, wird Jede Abf eilung ün SSmie dieses Fsragraphen als ein besonderes 
Weik aogeselien. 

§ 29. Ohne einen Vorbehalt hat der Urheber das ausschliesslir ho "Recht 
zor Herausgabe von Übersetzungen: 1. insofern dns Werk noch nicht reoht- 
niässig herausgegeben ist; 2. wenn das Werk zuerst iu einer toten Sprache 
nofatmässig beransgegeben ist, binsiehtlieli der Übersetzung in lebende 
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Sprachen; 3. wenn das Werk gleichzeitig in verschied mm Rprachen recht- 
mässig herausgegeben ist, hinsichtlich der Übersetzung iu eine dieser Sprachen. 

§ 30. Die öffentliche Anfführung eines Bühnenwerkes enthält einen 
Eingriff in das Urheberrecht, auch wenn ein Vorbehalt des Seehtes mr 
öffentlichen Aufführung l)ei dem l^rschein*^n des Werkes nicht rinsp;e8prochen 
war; femer wenn eine rechtswidrige Bearbeitung oder Übersetzung aaf- 
geföhrt wird. 

b) Bei Werken der Tonkmist. 

§ 81. Das ürheberrecht an Werken der Tonkunst umfasat das aus- 
schliessliche Becht, das Werk zu TerOffentliehen, zu TenrieUftlUgen, so, ver- 
treibeu und öffentlich aufzuführen. 

§ 32. Als Eingriff in d&s Urheberrecht iät insbesondere anzusehen: 
1. die Herausgabe von Auszügen, Potpourris und Arrangements; 2. die Ver- 
anstaltung unrechtmässiger Aufführungen, nach Massgabe der §§ 34, 85. 
Die Bestimmungen des § 24 finden auf Tonwerke sinngemässe Anwendung. 

§ 33. Ais Eingriff in das Urheberrecht ist nicht anzusehen : 1. die 
Herausgabo von Variationen, Transskriptionen, Phimtasien, Etüden und 
Orchestrierungen, sofern sie als eigentümliche Werke der Tonkunst sich dar- 
stellen; 2. das Anführen einzelner Stellen p'mv^ erschienenen Tonwerks; 
3. die Aufnahme einzelner erschienener Kompositionen iu einem durch den 
Zweck gerechtfertigten Umfange in ein nach seinem Hauptinhalte 8elt>' 
ständiges wissenschaftliches Werk; ferner in SamnÜUDgeD TOB Werken yeX' 
schiedener Tondichter zur Benutzung in Schulen, ausgenommen die S mini- 
longen für Musikschulen. Es besteht jedoch die Verpflichtung, den Urheber 
oder die heantete Quelle anzugeben; 4. die Herstellnug einzelner VerTiel* 
fältigungen, wenn deren Vertrieb nicht beabsichtigt wird. 

^ 34. Das ausHchlu^ssliche Recht, ein Bühnenwerk öffentlich aufzuführen, 
stellt dem Urheber unbedingt zu. Bei anderen Tonwerken steht dieses Heckt 
dem Urheber unbedingt nur insofern zu, als das Werk nicht rechtmässig 
heran sg^Ogehen ist, nach diesem Zeitpunkte aber nur insoweit, als er sich bei 
der Heraus<?abc des Werkes das Autführungsrecht ausdrücklich Yorbehalten 
hat. Der Vorbehalt muss in aUen ausgegebenen Exemplaren auf dem Titel- 
blatt oätx au der Spitze des Werkes ersichtlieh sein. 

§35. Das Aufführungsrecht erstreckt sich auch auf alle dem Urheber 
zur Herausgabe vorbehaltenen Bearbeitungen eines Tonwerkes, welche von 
dem Urbeber vorgenommen oder veranlasst worden, und falls die Bearbeitung 
rechtmitosig herausgegeben wurde, mit dem Vorbehalte des Aufftthnutgs- 
rechtes erschienen sind. Bearbeitungen, welche nicht vom Urheber vor- 
genommen oder veranlasst worden sind, können, wenn das Tonwerk oder 
eine rechtmässige Bearbeitung desselben erschienen ist, frei aufgeführt werden. 

§ 36. Anfertigung und fiffoitiii^er Gebrauch tou louiAniiii«iten xur 
mechanischen Wiedergabe von Toowerkeu bildet kernen Eingriff in das 
musikalische Urheberrecht. 

o) Bei Werken der bUdenden Künste. 

§ 37. Das UrhebMTecht an Werken der bildenden KOnste umfasst das 

ausschliessliche Kecht, das Werk zu veröffentlichen, nachzubilden und Nach- 
bilduntrcn /u vertreiben. Der Crlicbcr eines Werkes, welches durch recht- 
mässige Is'achbiidung eines Werkes der bildenden Künste entstanden ist, hat 
daran das Urheberrecht wie an einem Originalwerke, sofern die Nachbildung 
irirt lst eines anderen als des vom Urheber des Originalwerkes angewendeten 
Kuustverfjihrens liere:estellt wurde. Die ^Fachbildung der rechtmässig-en 
MachbilduDg bedarf jeduch auch der Genehmigung des Urhebers des Original- 
werkes. 
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§ Üö. Als Eingriff in das Urheberrecht ist iüsbesondere anzusehen die 
Kftehbildung eines Originalwerkes, auch wenn sie: 1. ilurch ein anderes als 
das vom Urheber angewendete Verfahren erfolgt : 2. nicht unmittelbar nadi 
dem Ori^inalwerke, «nnrlrrn mittelbar nach einer Nachbildung desselben her- 
gestellt wird; ö. weuu sie uu einem Werke der Baukunst oder der Industrie 
angebracht wird. Die ßestimmungen des § 24 finden auf Werke der bildeudcu 
KUnste sinngemässe Anwendung. 

§ 39. Als Ein<rriff in das [JrhclH:'rn:>('ht ist nicht rni;'n<f !!cn : 1. die 
HeiTorbringuDg eines ncueu Werkes unter freier Benutzung ciucs Werkes 
der bildenden Künste; 2. die Herstellung einzelner Fachbildungen, wenn 
deren gewwbsmisBiger Betrieb nicht beabsichtigt wird, also inisbesondere 
Von ohiip «olrhc Absicht {ingeferligtnn Kinzelkopirii einf- Werkes der 
bildenden Künste. Es ist jedoch yerbuieu, die 2sachLiiidung mit dem Namen 
oder der Signatur des Urbebers des Originalwerkes zu bezeichnen; 3. die 
Kaohbildung eines Werkes der malenden oder graphischen Knnst durch die 
plastij^chf Kunst oder nmp"Pkohrt: 4-. (iio Nachbildung von Werken der 
bildenden Künste, weiche an dem oüentüchen Verke^ dianenden Orten 
bleibend sieh befinden, anagenonunen die Nachbildung Ton Werken der Plastik 
durch die Plastik; 5. die Aufnahme Ton Nachbildungen einzelner erschienener 
Werke der bildenden Künste bloss znr Erlüuterunp: des Textes in ein 
i>chiiftwerk, wenn daü letztere als die Hauptsache erscheint. Es besteht 
jedoch die Verpflichtung, den Urheber des Originals oder die beiintste QneUe 
sasngebeiL 

d) Bei Werken der Photographie. 

§ 40. l>as Urheberrecht an Werken der Photnc;^rupbie nmfasst das aus- 
scliliessliche Recht, das Werk zu verölientlichen, auf photographischem Wege 
4) zu vervielfältigen und Vervielfältigungren zu vertreiben. An erschienenen 
Werken der PhotofTraphie, ausgenommen Porträts, besteht das Urheberrecht 
nur dann, wenn auf jeder rechtmässif^en Vervielfältigung oder auf dem 
Karton, auf welchem dieselbe befestigt ist, ersichtlich gemacht ist: 1. der 
Nuinr. heziehnngsweise die Firma, ferner der Wohnort des Trhcbers oder 
des Verlegers: 2. (his Kalenderjahr, in welchem das Werk erschienen ist. 

§ 41. Als Kin^^riti' in »ia>; rrlieberrorht ist nicht anzusehen; 1. die 
Herstellung cinzelntr Vervieltältigungen, wenn deren Vertrieb nicht beab- 
sichtigt wird; 2. die Aufnahrae von Vervielfältigungen einzelner erschienener 
Phototrraphien blnss zur Erläuterunp: des T<'xt* s in ein Schriftwerk, wenn 
das letztere als die Hauptsache erscheint. En besteht jedoch die Ver- 
pflichtung, den Urheber des Originals oder die benutzte Quelle anzugeben. 

§ 42. Die vorstehenden Bestinunnngen finden hinsichtlich solcher Werke 
der Photographie keine Anwendunc^. welche als V(.'rvirlt'ält)<r"n2'r'n of^er 
Fachbildungen von noch geschützten \\ erkeu der Litteratur oder Kunst oder 
sIb Bestandteile noch geschützter litterarischcr Werke nach den hierfür 
geltenden Bestimmungen su behandeln sind. 

III. Abschnitt; Dauer des Urheberrechtes. 

§ 43. Bas Urheberrecht an Werken der Litteratur und Kunst endigt 
m der Eegel dreissig Jahre nach dem Tode des Urhebers. Bei nachgelassenen 
Weri^en, weldie Innerhalb der letzten fOnf Jahre der Scbntafrist erschienen 
sind, endigt das Urheberrecht fünf Jahre nach dem Erscheinen. Pei einem 
Ton mehreren gemeinsam hergestellten Werke (§ 7i endit^t das Urheberrecht 
fttnl Jahre nach dem Tode jenes Miturhebers, welcher die übrigen tiberlebt 
iiat. Erlischt das Backt eines Miturhebers frluer, so geht sein Urheberrechts- 
snteil auf die ttbr^n Hitorheber Aber. 



Digitized by Google 



190 



Österreich. 



§ 44. Das Urbeberrecht an Werken der Litteratur and Kunst, welche 
anonym oder pseudonym ersdiienen sind, endigt dreissig Jahre nadi dem 
ErBChemen des Werkes. Der Urheber und mit dessen Zastimmang anch sein 
Reell tsnftrhfolger ist jedoch bcrfugt, innf^rhalh dieser Frist den wahren Namen 
des Urhebers zur Eintragung in ein yon dem Handeläministeriom zu führen- 
des öffentliches Urheberregister anzumelden; dies bewirkt die Bemessung der 
Schutzfrist nach § 43. Die Eintragungen erfolgen ohne Prftfung der Be- 
rechtigung des Anmeldenden und der Eichtigkeit der angemeldeten That« 
Sachen; sie werden öffentlich kundgemacht. Ettr jede Eintragung ist eine 
Chsbfthr an den Stsatssehata zu entrichten, deren HOhe durch ^^roidnuug 
bestimmt wird. 

§ 45. Bei Werken, welche ans nnterscheidbarcn BeitrÄgen verschiedener 
Mitarbeiter bestehen, bemessen »ich die für die einzelnen Beiträge geltenden 
Schntsfristen nach den §§ 43 und 44. 

§ 4ft> Bei Werken, welche von BehQrden, Korporationen, Unterrichts- 
anatalten und öffentlichen Instituten, von Vereinen und Gesellschaften 
herausgegeben sind, endigt das Urheberrecht des Herausgebers 8) dreissig 
Jahre nach dem Erscheinen. 

§ 47. Das ausschliessliche Hecht zur Hennsgabe von Übersetzungen 
endigt fünf Jahre nach der rechtmässigen Heransgabe der vorbehaltenen 
Übersetzung (§ 28); im Falle des § 29 Z. 3, fünf Jahre nach der Heraus- 
gabe des Originales. 

§ 48. Das Urheberrecht an Werken der Photographie endigt zehn Jahre 
nach dem Entstehen der unmittelbar nach dem Original hergestellten Matrize. 
Ist das Werk innerhalb dieser Frist erschienen, so endigt das Urheberrecht 
zehn Jahre nach dem Erseheinen. 

§ 49. Bei Werken, die in mehreren Abteilungen erscheinen, wird die 
Schutzfrist von dem Erscheinen einer jeden Abteilung an berechnet. Wenn 
äic jedoch eine einzige Auflage behaudelu und mithin als in sich zusammen« 
hängend zu betrachten smd, richtet sich die Dauer der Schatifrist nach dem 
Erscheinen der letzten Abteilung. Ist aber zwischen dem Erscheinen einzelner 
aufeinander folgender Abteihingen ein Zeitraum von mehr als drei Jahren 
verflossen, so sind die vorher und die nachher erschienenen Abteilungen als 
gesonderte Werke an behandeln. 

§ 50. Bf i Iv r( I linung der gesetzlichen Schutz- und Vorbehaltsfristen, 
insbesonflf^ff^ dvr i'risten der §§ 9, 43 bis 49, ist das Kalenderjahr, in 
welchem das lur den liegiuu der i*'rist massgebende Ereignis eingetreten ist, 
nicht mitinzShlen. 

IV. Abschnitt: Schutz des Urheberrechtes. 

§ 51. Wer wissentlich eben Eingriff (§21) in ein Urheberrecht begeht 
oder wissentlich Erzeugnisse eines solchen Eingriffes entgeltlich verbreitet, 
macht sich eines Vergehens schuldig und wird an Geld von 100 fl. bis 
2000 il. oder mit Artest Ton emem bis zn sechs Honaten bestraft. 

§ 52. Einer Übertretoog macht sich schuldig: 1. wer entgeeen der 

ihm durch dieses Gesetz auferlegt ii Verpflichtung es unterläpst, den Fr- 
heber oder die Quelle einer Entlehnung anzugeben; 2. wer die Kinzelkofue 
eines Werkes der bildenden Kuuist mit dem Namen udcr der Signatur des 
Urhebers des Originales bezeichnet; 8. wer Uber ein Fhotographieporti&t 
ohne Zu t inmning der dargestellten Personen oder ihrer Erben eine unter 
das Urheberrecht fallende Verfügung trifft; 4. wer die Bezeichniin<4^, den 
Titel oder die äussere Erscheinung eines Werkes, nachdem das geiichLiiche 
Verbot erfolgt war, weiter yerwendet. Die Strafe ist ndt Geld von 5 bis 
100 fl. an bemessen. 
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§ 53. Wer in der Absicht zu täuschen, ein fremdes Werk mit seinem 
eigenen Namen oder sein eigenes Werii mit dem Namca eines anderen ver- 
Biebt^ um dasselbe in Yerkehr za setzen, oder wer wissentlich ein solches 
Werk in Vr rkt lir setzt, macht sich, am h wenn kein Eingriff in ein Urheber- 
xecht vorliegt, eines Vergehens schuldig, insofern nicht strenj^^fre Be- 
stimmungen des Strafgesetzes eingreifen. Dieses Vergehens macht sich auch 
schuldig, wet in gleicher Absicht eine falsche Anmeldung zum öffentlichen 
Urheberregister Tomimmt. Die Strafe des Vergehen« igt 100 fl. bis 2000 fi. 
an Geld oder Arrest von einem bis sechs Monaten. 

§ 54. Zum Verfahren über die in § 52 bezeichneten Übertretungen 
sind die in Presssachen zuständigen Gerichte brrufen. Das im § 82, Ab- 
satz 3 vorgesehene Verbot ist bä dem Bezirlcsgeriebte in Pressstdien sn 
begehren. 

§ 55. Die Verfolgung der in den 51 und 52 bezeichneten straf- 
baren Handlungen findet nur anf Verlangen des Verletzten statt. 

S nfi. Br'i dor Ynrurteihing wegen des Vergehens nach § 51 ist auf 
Verlangen des \ eiietzten auf den Verfall der bei wem immer vorhandenen 
Jtiun Vertriebe bestimmten Vervielfältigungen und Nachbildungen und auf 
Zerhgang des Drucksatzes zu erkennen; femer ist auszusprechen, dass die 
zur widerrechtlichen Verviolf-ntifTiing oder Nachbildung ausschliesslich be- 
stimmten Vorrichtungen (Abdrücke, Abgüsse, Platten, Steine und Formen) 
fftr diesen Zweck nnbranchbar zn machen sind. Im Falle einer unbefugten 
Anff&Iirung kann auch auf den Verfall der Manuskripte, Textbücher, Parti- 
turen und Piollcn erkannt werden. Dasselbe kann bei der Verurteilung 
w^en Namensverlülschung 53) von Amts wegen verfügt werden. Ist nur 
ein Teil des Weiriras als wideireelitUclie VerricMfältigung oder Nadibildnnff 
anxnsehen, so besehrSnken sich die bezolelmeten Uasiregeln anf diesen TeiE 

§ 57. Bei der Verurteilung wegen Vergehens nach § 51 hat das Straf- 
gericht auf Verlangen des Verletzten neben der Strafe auch auf Entschädi- 
song zu erkennen, soweit die Ergebnisse des Strafverfahrens eine verlässliche 
Bearteüitng der loiTatreehtliehen An8]»rttehe ennOgliehen. Die Entsehftdigung 
umfasst nicht blos die eigentliche Schadloshaltung und den Ersatz des ent- 
gangenen Gewinnes, sondern es soll überdies nach freiem, durch die Würdi- 
gung aller Umstände geleiteten Ermessen des Gerichtes dem Verletzten für 
eriittene Krlnknng«i uder anderweitige, persOnliehe Kachteile eine angemessene 
Geldsninme zugesprochen werden. Getren den Ausspruch ttbcv den Bttt» 
schädigungsanspruch steht beiden Teilen die Berufung zu. 

§ 58. Dem Verletzten ist auch die Befugnis zuzusprechen, die Ver- 
urteilung auf Kosten des Schuldigen öffentlich bekannt zu machen. Die Art 
der Bekanntmachung und die Frist dazu ist unter Bedachtnahme anf die 

Anträge des Verletzten in dem Urteile zu bestimmen. 

§ 59. Der Verletzte ist berechtigt, noch vor der Fä11nn<ir des Straf- 
erkenntnisses wegen des Vergehens nach ^ 51 die Boscblagnaiime oder Ver- 
wahrung der im § 66 b^dchnetm GtegmstSnde, sowie die erforderliehen 
Massnahmen zu dem Zwecke zu begehren, damit die Begehung oder Wieder- 
holnng der strafbaren Handlung verhindert werde. Unter dieses Begehren 
hat ^ Strafgericht sofort zu entscheiden; es bleibt ihm überlassen, die 
begehrtOQk Massnahmen nnr gegen Kantion za bewilligen. 

§ 60. ITnabhingig Ton der Einlmtnng eines stntfgeriehtlichen Verfahrens 

steht dem Urheber T'rclit zu, leiin Civllrichtcr Entschüdipinic: im Sinne 
des § 57 von jedermann zu begehren, dem ein schuldbarer EingriÖ tjj 21) 
zur Last fällt, und ebenso von allen Personen, welche iu schuldbarer Weise 
.unrechtmässige Verrielfaltig^gen oder Nachbildnngjen seines Werkes ent- 
^Itlich Terbreiteii. 
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§ 61. £r ist ferner befugt, beim Ciyilrkhter auf AnerkennuBg semcs 
Urheberreehtes, sowie amf DnterlAHimg: eius jeden Emgriffes zn klagen, 
lud selbst wonw den Beklagten kein YnBiskalden trifft, Ton ihm die Heraiui* 

gäbe der crfolf2;tcn Tkreichernng zu fordern; nurh in t^ipsem Falle kann er 
Terlangen, dass aof die im g 56 bezeichneten Massnaiiinen erkannt werde. 

§ 63. Werden Brssteanspraehe auf Gmnd dieses Gesetzes vor dem 
Civilrichter erhoben, so hat dieser sowohl über das Vorhandensein, als auch 
über die TTr»he dos Schadens, desgleichen über den Bestand nnd die Höhe 
einer Bereicherung nach freiem, durch die Würdigung aller Umstände ge> 
leiteten Ermessen m enteelieiden. 

§ 63. Die Regiemng ist ermächt igt, SachTmtandlgenkolIegien zu bilden, 
welche anf Verlanf!^en der Gerichte Gutachten in Sachen des Urheberrechtes 
abzugeben verpilichtet sind. Die Zusammensetzung der Sachverständigen^ 
koUegien ind deren Geschäftsordnnng ist im Yerordnungswege zn regeln. 

V. Abschnitt: Schluäa beätimmiingea, 

§ 64. Die Jeu Gebrauch der Presse regelnden, dann f\\<} hinsichtlich 
der Presserzeugnissc, sowie betreffs der öffentlichen Auüuhrung, der Aus- 
stellung nnd des Feilbietens von Werken bestehenden allgemeinen Gesetze 
und Vorschriften bleiben aufrecht. 

§ 65. Das gepcenwärtifj;e Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung 
iu Wirlisamkeit. Es tindet auch auf die vor Beginn seiucr Wirlisarakeit 
erschienenen Werke Anwendung; Jedoch bleiben fir solche Werke die b»- 
herigen Schutzfristen, insoweit sie länger sind, aufrecht. Ebenso bleiben die 
bisherigen kiirzeren Schutzfristen für das ausschliessliche Recht der Auf- 
führung eines Biüinenwerkes ausnahmsweise massgebend in dem Verhältnis 
des Ürhebeis zu solchen Btthnen, welchen er vor der Wirksamkeit dieses 
Gesetzes das Aoffllhningsrecfat auf die ganze Sehmtzdauer entgeltliek 11ber> 
lassen hatte. 

Ji CG. Die bei Begiuu der Wirksamkeit die^ies Gesetzes vorhandenen 
elfftltignngen nnd Nachbildungen, deren Herstellung bisher nicht Tec^ 
boten war, können auch fcrncrliin verbreitet werdcTi. Desgleichen können 
die in diesem Zeitpunkte voriiMudcnen Vorrichtungcu zur Vervielfältigung" 
oder Nachbildung (Abdrücke, Abgüsse, Platten, Steine uud Formeu), wenn 
deren Herstellung bisher nicht verboten war, an besagtem Zwecke uocli 
während eines Zeitraumes von vier Jahren, vom Beginn der Wirksamkeit 
des gegenwärtigen Gesetzes an, benutzt werden. Die Verbreitung solcher 
Vervielfältigungen oder Nachbildungen und die fernere Benutzung der be- 
seichneten Vurrichtnngen ist aber nur dann gestattet, wenn diese Gegen- 
stände infolge eines von der beteiligten Partei binnen drei Monaten nach 
Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes gestellten Ansuchens 
durch die politische Bezirksbehürde des Ortes, wo sie sich befinden, in ein 
Inrentar aufgenommen und mit einem besonderen Stempel versehen worden sind. 

§ 67. Die vor Bcj^inn der Wirksamkeit des gegenwartigen Gesetzes 
rechtmässig zur Ausführung gebrachten musikalischen uud Bühnenwerke 
können auch ferner frei aufgeführt werden. 

§ 68. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes ist der Justizminister im Zän- 
vernehmen mit den übrigen beteiligten Ministerien beauftragt. 

Durolifahrungsverorfitiuiig vom 29. Dezember 1895. 

A) Hinsichtlich des ürheberregisters für anonym oder Pseudo- 
nym erschienene Werke der Litteratur nnd EnaBt. 

§ 1. Bas im § 44 des ürhebenechtsgesetaes yorgeschriebene üriieber- 
register aar Ersichtiichmaohnng des wahren Namens des üiheban einea 
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aaxmjm oder Pseudonym erschienenen Werkes der Litteratur •und Kunst wird 
Yon dem fiandeläministerium nach, dem hierfür vorgeschriebeiieji Foimular 

geführt. 

§ 2. Zur Eintragnng geeignet sind die anonym oder pseudonym 
schienr nen Werke, wenn -sir im Inlaiule oder im Deutschen Reiche crsehienett 
sind, oder wenn deren Urheber österreichische Staats Ii ür^cr sind, oder wenn 
die Eintragung nach Inhalt der Staatsverträge begehrt werden kann. 

§ 3. Die Eintragungen in das Urheberregistor erfolgen über schrift- 
liches Ansuchen des Urheber*' und mit dessen Zustimmung auch seines Bechts- 
nachfolgers, im übrigen ohne Prüfung der Berechtigung des anmeldenden 
und der Eichtigkeit der angemeldeten Thatsachen. 

§ 4. Die .Viiiiii Idungen znm Urhebenegietcr hHi)en folgende Daten zu 
Oithalten: 1 ien Namen, die Beschäftigung^, den Wohnort und die Staats- 
bürgerschaft des Urhebers; 2. die genaue Bezeichnung des Werkes und der 
Gattung desselben; bei Verlags werken insbesondere den vollen Titel, die 
Zahl der Abteilungen (Bände, Hefte) und der Seiten; 3. die Art des Er- 
scheinens des Werkes f§ 6 des Urheljerrechtsgesetzes); 4. Jahr und Ort des 
Erscheinens; ö. das Pseudonym des Urhebers, bezw die Angabe, dass das 
Werk ftoonym erschienen ist; 6. falls die Asaieldaug niebt diirdi den Ur- 
beber selbst erfolgt« den Namen, die Besebftftigvng und den Wobnort des 
Anmelders. 

§ 5. Die Eintragung erfolgt gegen Zahlnug einer Gebühr von ö Gulden 
ffir jedes eSnselne, im l^me des § 49 des ÜrbuieneebtsgeietMt als em ge- 
sondert anzusehendes Wenk. Die Gebilbr ist beim HandelsBunisteiinin an- 
gleich mit der Anmeldung zu erlegen. 

§ 6. Über den VoUsug der Eintragung wird dem Anmelder von dem 
Haadelsministeriiim eine Bestätigung erteilt, ans welcher der Inhalt der Bin- 
tiagung ersichtlich ist. Die Eintragungen werden ihrem Wortlaute nach 
|ieriodiäch in der Weise durch die ^ Wiener Zeitung* veröffeutlicht, dass die 
in einem Kalenderjaiire erfolgten Anmeldungen s^ätest^ im Januar des 
Mgemdea. Jabres anr VoröffentUehung gelangen. 

§ 7. Jedermann kann in das Urheberregister Einsicht nehmen und ge- 
gen Entrichtung der entfallenden Stempcigebühr die Ausfertigung amtlich 
beglaubigter Abschriften aus demselben, sowie ein Zeugnis verlangen, dass 
ebie bestimmte Eintragung in dem Begister nicbt vorkomme. 

§ 8. Die Bestitignngen der Anmeldungen, sowie die beglaubigten Ab- 
schriften und Zeugnisse aus dem ürheberregister werden von dem Referenten 
und dem mit der Begisterführung betrauten Beamten des Handeisministeriums 
unterfertigt und mit dem Amtssiegd Terseben. 

B) Hinsichtlich der Tnventaripirung und Stempelung 
der Vervielfältigungen und 2»i ;icii bildun gen von Werken der 
Litteratur, Kunst und Photographie, dann der Vorrichtungen zur 
Vervielfältigung oder Nachbildung solcher Werke. 

§ 9. Die Aufnahme des im § des Urheberrechtsgesetzes vort^esehenen 
Inventars der Vervielfältigungen und Nachbildungen von Werken der Litteratur, 
Knnst und Photographie, dann der Vorrichtungen zur VervieinUtigung oder 
NaehbUdnng soleher Werke, sowie die Stempelung dieser GegenHtände hat 
durch die politische Bezirksbehörde des Ortes, wo die betreffenden Oegen- 
stftnde sich befinden, infolge eines schriftUcheu Ansuchens der beteiligten 
Partei zu erfolgen. 

§ 10. Die Partei hat mit der Anmeldung ein zweifaeb ausgefertigtes 
Yeraeichnis Torsolegen und in diesem die der Amtsbsndlnng zu nnterzieben- 
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den GegenstSiide einzeln und genau mit den zur Identifiziening dienenden 

Bezeichnungen anzuführen. 

§ 11. In das Verzeichnis können ftlle Yervielfaltiganäien und Nach» 
UlduDgcn, dann alle Vorrichtnni^n zur Vervi^LEaltigang oder Nachbildung 

(Abdrflcke, Abgüsse, Platten, Steine und Formen) aufgenommen werden, 
wenn sie am 31. Dezember 1895, als dem Tage, an welchem das Ürheber- 
reciitsgesetz in Wirksamkeit tritt, bereits Torhanden waren und wenn deren 
Herstellung bisher nicht yerboten war. Den beteiligten Parteiei ist es 
übrigens freigestellt, auch später hergestellte Vervielfältigungen und Nach- 
bildungen an^inmeldcn, jedoch nur dann, wenn die zu deren Herstellung be- 
nutzten Vorrichtungen gemäss den Bestimmungen dieser Verordnung inyen- 
tarisiert und gestempelt worden sind. 

§ 12. Die politische Bezirksbehörde, bei der die Anmeldung überreicht 
wird, hat sich von der Bichti^keit des vorgelegten Verzeichnisses zu tiber- 
zeugen und zu prüfen, ob das Verzeichnis den Anordnungen des § 11 ent- 
spricht. GkgenstSnde, welche diesen Anordnungen zuwider angemeldet wurden, 
sind aus dem Verzeichnis auszuscheiden. 

§ 13. Die rechtmässig augemeldeten Vervielfältigungen und Nach- 
bildungen, dann Vorrichtungen zur Vervielfältigung oder Nachbildung sind 
von der Behörde einzeln mit dem in passender Weise anzubringenden Amts- 
siegcl zu versehen. Ein Pare dos vorgelegten und erforderlichenfalls 
richtiggestellten Verzeichnisses ist von der Rehflrdc aufzubewahren, das andere 
unter Bestätigung des Tages der Ueberreichuag der Partei zurückzustellen. 

§ 14. Die im ersten Absätze des § 11 bezeichneten Vervielfältigungen 
und Nacht»ildnn<^f^n, firtnn A'orrichtunp:en zur ^'f'rv: lfiilt!<:,^ung oderNa-'hbildunt,'*, 
sind bei \'ernieidung der im {;} 66 des L^riieberrechtsgesetzes bestimmten 
Kcchtsfolgeu spätestens bis einschliesslich 30. März 1806 zur Auniuiduag 
zu bringen. Die Anmeldung der im zweiten Absätze des § 11 bezeichneten 
Vervielfältigungen und Nachbildungen ist auch nach diesem Zeitpunkte, 
jedoch nur mit der Beschriinkunfr statthaft, dass die Aufnahme des Inventars 
und die Siempelung der angemeldeten Vervielfältigungen und Nachbildungen 
spätestens am 31. Dezember 1899 zu erfolgen hat. 

§ 15. Verspätete Anmeldungen sind nicht zu berücksichtigen und den 
Parteien als zur Amtshandlung nicht geeignet zurückzustellen. 

C) Hinsichtlicli der SachTerst&ndlgen^KoUegien. 

§ 16. Die Zusammensetzung der SachTerstSndigen-Kollegien und deren 
Geschlf tsordnung wird abgesondert geregelt weiden« 

Verordnung vom 31. Juli 1896 betrelfend die Sachverständigen- 

koUegien. 

§ 1. Es werden Sachverständigenkollegien für den Bereich der Litteratnr, 
der Tonkunst, der bildenden Künste und der Photog:raphic gebildet, welche 
die Aufgabe haben, in Sachen des Urheberrechtes an Werken des betreten- 
den Bereiches über zweifelhafte oder streitige 1 ragen teehnischer Natur, 
welche für eine richterliche Entscheidung yon Bedeutung sind, auf Yerlangen 
der Qerichte Gutachten abzugeben. 

§ 2. Sachverständigenkollegien werden errichtet: für den Bereich der 
Litteratur: in Wien, Frag, Lemberg und Triest; — für den Bereich der 
Tonkunst: in Wien, Prag und Lemberg; — für den Bereich der bildenden 
Künste: in Wien, Pra*^ und Krakau; — für den Bereich der Photoj^raphie: 
in Wien. Die Bildung von Sachverständigenkoilegien an anderen Orten ist 
für den Bedarfisfall vorbehalten. 
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§ 3. Jedes SachTerständig^enkoIleginm besteht ans einem VondtsendeiK 

und sechs bis i hn Mitgliedern. 

§ 4. Die KrnennunK des Vorsitzenden und der Mitglieder erfolgt durch 
das Ministerium für Kultus und Unterricht, welchem auch die Bezeichnung 
des mit der StollTeitretung des Vorsitzenden betrauten MitgrUedes snsteht, 
auf die Drninr vnn sechs Jahren. Der Vorsitzen !-; und die ^ritglieder haben 
nach ihrer Ernennung bei dem Landn^erichte am «äitze des Sachrer&tändjgeU' 
koliegiums den Sachverstäudigeueid zu leisten. 

L5. Zur Abgabe eines Gutachtens sin l die SachTerstKndigenkoUegien 
nn verpflichtet, wmn r^n<? tT-ucluMido Gericht: 

1. die zu liegutachrenden Fragen einzeln aufgeführt und 

2. die zu vergleichenden Gegenstände, sowie die zur Abgabe des Gut- 
achtens eiTorderlichen gwiehtUchen Akten dem SaehTentindigen- 
kolleginm z^^::''?f ndet hat. 

§ 6. Vor der Bcäclilussfassung des Sachverständigcukoilegiums über 
ein abzugebendes Gutachten hat der Vorsitzende zwei Berichterstatter zu 
bestelleD, welchen es obliegt» ihre Antrage nnabhiogig yon einander sehiift* 
lieh auszuarbeiten. 

§ 7. Die Anträge der Berichterstatter gelangen in einer Sitzung zum 
Vortrage, zu der sämmtliche Mitglieder des SaehverBtandigenkollegiunis 
unter Bezeichnung des Gegenstandes der Beratung Tom Vorsitzenden ein» 
. zuladen sin l. Zur Hr-^rhlussfassung ist die Anwesenheit do? Vor^ir^enden 
oder seines iSteUvertrcters und Ton mindestens vier Mitgliedtiru erforderlich. 
Die Beschlnssfassuni; erfolgt durch Stimmenmehrheit und, wenn sich unter 
den Mitgliedern Stimmen^eiehheit ergiebt, durch die Stimme des Vor- 
sitzenden. 

§ 8. Das Gutachten ist unter Angabe der Kamen der au der Besciünss- 
fftssung Beteiligten Ton dem Vorsitzenden nadi dem gefassten Beschlasse 
auszufertigen. Jedem in der Minderheit gebliebenen Mitgliede steht es 
jedoch frei, zu verlnnp^en, dass sein Votum dem Gntachten des Kollegiums 
angeschlossen und mit diesem dem Gerichte mitgeteilt werde. 

§ 9. Das SachTerständigenkoUegium ist befugt, fttr das Gutachten Qe- 
bfthren anzusprechen. Hinsichtlich dieser Gebtthren haben die fflr die Sach- 
Teist&ndigengebähren geltenden Bestimmungen zur Anwendung zu kommen. 

Alloemeine« bürgerliches Gesetzbuch von 1811: Bestimmungen 

Ober das Verlagsrecht. 

g 1164. Durch den Vertrag über den Verlag einer Schrift wird jemandem 
Ton dem Verfasser das Becht erteilt, dieselbe durch den Druck zu TOrTiel- 
fältigen und abzusetzen. Der Verfasser begiebt sich dadurch des Bedites, 

das nämliche Werk einem anderen in Verlag zu iii)crlassen, 

§ 1165. Der Verfasser ist verbunden, das Werk der Verabredung gemäss 
zu liefern, und der Verleger, gleich nach geliefertem Werke die bedungene 
Belohnung zu entrichten. 

§ 1166. Wird das Werk von dem Schriftstclb r zur bestimmten Zeit 
oder auf die festgesetzte Art nicht geliefert, so kaun der Verleger zurück- 
treten und, wenn die Ablieferung aus Verschulden des Verfassers unterbleibt, 
die Schadloshaltung fordern. 

§ 1167. Wenn die Zahl der Exemplare bestimmt worden ist, rauss 
der Verleger zu jeder neuen Auflage die Einwilligung des Verfassors ein- 
holen und ttber die Bedingungen ein neues Übereinkomme u treffen. 

ß 1168. Will der Verfasser eine neue Ausgabe mit Veränderungen in 
dem Inhalte des Weriics veranstalten, so ist darüber ebenfalls ein neuer 
Vertrag zu schliesseu. Vor dem Absatz der Auflage aber ist der Verfasser 

IS* 
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nur dann zu einer nenen Ausgabe berechtigt, wenn er dem Verleger in 
Eucksidit der vorrätigen Exemplare eine asgemesse^e Scbadloshaltung ZVL 
leisten henit ist. 

§ 1170. Wenn ein Schriftsteller nach einem ihm von dem Verleger vor- 
gelegten Plane die Bearbeitung eines Werkns übernimmt, so hat er nur au! 
die bedungene Belohnung Anspruch. Dem Verleger steht in der Folge das 
gasze freto Yerlagsmht zu. 

§ 1171. Diese Vorschriften sind auch auf Landkarten, topographische 
Zeichnungon ntid musikalische Kompositionen anzuwenden. Die BeschrftnkUPgea 
des Nachdrucks sind in den pulitischen Gesetzen enthalten« 



Paraguay.*) 

Verfassung von 1870. 

Art. 19. Jeder Urheber oder Brflnder ist det ausschliessliche Eigen* 
tüTnor <plrtrs Werkes, seinf>r Erfindung oder seiner EntdeokuBg wiloMd der 
durch das Gesetz festgesetzten Dauer. 

StrafgesotelNich. 

Art. 342. Wer ein litterarisches Erzeugnis ohne EinwilUguug des Ur* 
Gebers Teröfifentlicht, yerfäUt einer Geldstrafe von 25—600 Pesos fnertes, 
wenn er kein Exemplar desselben verbreitet hat. Im entgegengesetzten 
Fall wird die Geldstrafe verdoppelt, unbeschadet der Beschlagnahme. Den- 
selben Strafen unterliegen diejenigen, welche ohne Einwilligung des Urhebers 
ein dramatisches Werk darstellen oder darstellen lassen oder die seine Vf* 
ibdiingen wissessehafüieher oder künstlerischer Art Tertfffentlioben. 



Peru. 

Gesetz vom 3. November 1849 Ober dae Ittterarisehe Eigentun. 

Art. 1. Die Urheber von Schriftwerken, geographischen Karten, Stichea 
und musikalischen Eompositioiien irgfeiid welcher Art geniessen wSkrend 

ihrer ganzen Lebensdauer das ausschliessliche Recht, ihre Werke im ganzen 
Gebiet der liepnblik verkaufen oder verbreiten und ihr Becht ganz oder 
teilweise übertragen zu dürfen. 

Art. 2. Von dem im vorhergehenden Artikd zneifauinten Hecht werden 
die gegen die Religion oder die guten '^!ttr>n verstossemi n Tlürhrr und 
Schriftwerke, sowie die Gemälde oder Stiche, welche die Ortentiiche Moral 
verletzen, ausgenommen; diese Bücher, Schriftwerke, Gemälde oder Stiche 
werden gemäss den Gesetzen verfolgt. 

Art. 8. Die Erben und « cssionare geniessen während zwaniig Jahres 
vom Tode des Urhebers au dieselben Rechte wie der letztere. 

Art. 4. Die rechtmässigen Eigentümer eines posthumen Werkes ge- 
niessen das ausschliessliche Recht während dreissig Jahren. 

Art. ö. Um jeder Zeit das Eigentum eines Buche.s, eines Stiches etr, 
zu beweisen, genügt es, ein Exemplar des Werkes in der öffentlichen 

*) Siehe auch dio auf Seiten 8 und 4 abgedruckten Artikel des Clvllgesetabuchs L r 
Arg«ntiniaehen itepubUk, welelxes duroä Geseiz T«m 17. August 1896 in P«niKtt«y ang«- 
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Bibliothek da, wo solche vorhanden ist, und ein anderes Exemplar iu dea 
Archiyen der Präfektnr des Departemeats, wo die Ausgabe yeröffentlicht 
ist, zu hinterlefTcn, ausgenoinmen, wenn Wilfirspruch oder Bestrnitung' 
seitens einer anderen Person erfolet; in diesem letzteren Fall soll die Frage 
dorch ein richterliches Urteil entseliieden werden. Wenn der Urheber seinen 
Namen nicht bekanntgeben will, soll er auf der Pftfektur ein geschlossenes 
mf\ Tprf^ioirnltes Oearert hinterlegen, m welchem sein Name sieh Ter- 
zeichet hadet. 

Art. 6. Diejenigen, welche im Gebiet der Bepublik nachg t nachte Aus- 
j^aben yeröffentliclien oder yeikaafen, Terfallen einer GeldstratV von zwei- 
hundert bis fünfhundert P'uister r.n Onnstcn des Eigentfimers des Werkes, dem * 
ausserdem alle Exemplare übergeben werden. 

Art. 7. Diejenigen, welche im Ausland hergestellte Ansgäbcn ron 
Werken, deren Eigentum einer anderen Person zugehört, in das Gebiet der 
Republik einführen oder dasplbst verlcaufen, unterliegen der Be?chliq-nnhrae 
aller in ihrem Besitz befindlichen Exemplare; diese Exemplare werden dem 
Eigentümer des Welkes snerteilt. 

Art. 8. Der Urheber einer Übersetzung oder Version geniesst dieselben 
Hechte, Toran^gesetzt dass er die im Art. 5 vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
erfüllt hat. 

Art. 9. Nach Ablanf der im gegenwärtigen Gesetz erwShnten Fristen 
gehen die Werke, welche es auch sein mögen, in das Gemeingut Aber, nnd 
Jeder Bürger kann dieselben ungehindert draclcen nnd Terkanfen. 

Verfassung von 1860. 

Art. 26. Das Eigentum ist uayerletzlich, sei es nun materieller, 
geistiger, litteiaiiselier eder kSastleflselMr Art; niemand darf seines l&gen- 
toms beraubt werden, ausser ans Grflnden gesetslich anerkannter öileiit- 
liehet KUtslichkeit nd gegen eine im Toraos festgesetite EntschAdigang. 



Portugal. 

BOrgerllches Gesetzbuch von 1867. 

1. Abteilung. Von der litterarischen Arbeit im allgeraeineiu 

Art. 570. Es steht jedermann frei, durch Druck, Lithcirra] liie, dra- 
matische oder andere ähnliche Kunst jedes beliebige vou ihm verfasste 
ütterarisehe Werk zu TerOffentlichen, unabhängig Ton rorausgehender Drnck- 
gen*»hm7!^ung, Ton einpr Kaution oder irgend einer andrrn Einschränkung, 
welche mittelbar oder unmittelbar die freie Ausübung diese? Hechts be- 
hindern könnte — vorbehaltlich der gesetzlichen Verantwortlichkeit. 

Die Bestimmung dieses Artikels ist auf das Übersetsnngsrecht an- 
wendbar. 

Art. 571. Es ist jedem erlaubt, die Gesetze und Verordnungen oder 
alle beliebigen andern amtlichen öffentlichen Urkunden bekannt zu machen, 
«nter genauer Anpassung an die amtliche Ausgabe, wenn besagte Urkunden 
schon von der Kpcrii'^rung veröft'entlicht worden sind. 

Art. 572. Einbegriffen iu die Bestimmung des vorigen Artikels sind 
die in den gesetzgrt>enden Kammern gehaltenen, beziehungsweise andre 
amtlich vorgetragenen Reden. Die Sammlung der Reden oder eines Teils 
<^ r Kcden eines bestimmten Redners kann allein Ton diesem oder nur mit 
seiner Erlaubnis vorgenommen werden. 
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Art. 573. Vorlesungen von Lehrern und Professoren, sowie Fredigten 
dürfen von keinem anderen als dem Urbeber verTielfalügt werden, ausser 
in Form von Auszügen. Znr VerOffeiitlichiuig als ein Ganses bedarf es 
stets der Erlaubnis des Urhebers. 

Art. 574. Das handschriftlicho Werk ist Eigentum seines Urhebers nnd 
darf in keinem Falle obne Zustimmung desselben veröffentlicht werden. 

Art, 576. Sendschreiben dürfen nicht TerOffentlicht werden ohne Er- 
laubnis ihrer Urheber oder desjenigen, welcher diese Tertritt, ausgenommen 
in Verbindung mit einem gerichtlichen Verfahren, 

Art. 576. Der portugiesische Urheber einer durch Druck, Lithographie 
oder irgend eine andere ähnliche Welse anf portugiesischem Gebiet yer^ 
öffentlichten Schrift geniesst wühreiul seines Lebens das Eigentum derselben 
und das ansschliessliche Becht, sein Werk zu vervielfältigen und zu 
werten. 

§ 1. Die Urheber hrgend welcher Schriften haben jedoch das Becht, 

sich gegenseitig zu citiereu oder die Artikel und Bücherstelleu abzuschreiben, 
welche sich für sie eicfiiPTi, sofern .sie den Urheber oder das Buch oder die 
Zeitschrift angeben, denen die Citate oder Artikel angehören. 

§ 8. Die ursprünglich in einer Zdtschrift oder als Teil eines Werks 
oder einer Sammlung erschienenen Artikel können durch ihre Urheber TOn 
neuem gedruckt werden, falls nichts anderes verabredet worden ist. 

Art. ö77. Die ürheberrechte, auf welche sich der vorhergehende Artikel 
bezieht, umfassen auch das Übersetznngsrecht. Wenn aber der ürheber 
ein Ausländer ist, geniesst er in Portugal dieses Kecht nicht länger als 
zehn Jahrn von der Veröffentlichung seines Werkes ab gerechnet und unter 
der Eediugung, die Ausübung desselben vor Scbluj^s des dritten Jahres nach 
besagter Veröffentlichung zu beginnen. 

§ 1. Im Falle der Cession hen alle Eechte des Urhebers an den 
Übersetzer über, vorbehaltlich einer gegenteiligen Verabr<^dinig. 

§ 2. Der Übersetzer, sei er Portugiese oder Ausländei, eines Werkes, 
das Gemeingut geworden ist, geniesst dreissig Jahre lang das ausschliessludie 
Eecht, seine Übersetzung vervielfältigen zu lassen, unbeschadet der Befagnis 
jeder anderen Per.son, das gleiche ^\'crk von neuem zu iibersetzen. 

Art. 578. Den portugiesischen Urhebern ist gleichgestellt der aus- 
ländische Schriftsteller, in dessen Lande der portngiesirohe Autor gleich 
dem Einheinjischen geschützt Tcird. 

Art. 579. Vom Toflf eines Urhebers ab behalten seine Erben, CessionnTe 
oder Vertreter das Eifj;«.Liumsrecht, von dem der Artikel 576 handelt, lur 
doti Zeitraum von fünfzig Jahren. 

Art, 5S0. Wenn der Staat oder irgend ein öffentliches Institut auf 
ihre Kosten ein litterarisches Werk veröffentlichen, geniessen sie das oben- 
erwähnte Eecht für einen Zeitraum von fünfzig Jahren, von der Veröffent- 
lichung des Bandes oder der Lieferung gerechnet, welche das Werk beendet. 

Einziger §. Wenn dieses iu einer Sammlung von Schriften oder Memoiren 
Uber verschiedene Gegenstände bestehen sollte, so werden die fünfzig Jahre 
Yon der Veröffentlichung jedes Bandes gerechnet. 

Art. 581. Wenn ein Werk mehr als einen Urheber hat, nnd jeder dabei 
unter gleichen Bedingungen nnd unter seinem eignen Namen mitarbeitet, so 
yerbieibt das Werk Eigentum sämtlicher Miturheber, und die erste Periode 
der Schntifrist dieses Eigentums erstreckt sich bis zu dem Tode des letzt- 
lebenden Mitarbeiters, der die Erträge des besagten Eigentums mit den 
Erben der verstorbenen Mitarbeiter zu teilen hat; die swelte Periode be- 
ginnt bei dem Tode des letzten Mitarbeiters. 

Einziger §. Wenn das ftimmelwerk, bei dessen Znsammensetzung mehr 
als ein Schriftsteller mitgewirkt hat, nnr yon einer Fenoa oder in deim 
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Namen unternommen, rof^ijriert nnd veröftVntlicht worden ist, so wird die 
zweite im Yorsteheodcu AniJ^ei erwäiiuie Periode nur von dem Tode dieser 
Person an gerechnet. 

Art. 582. Was in den vorhergehenden Artikeln mit Bezug auf die Ur- 
heber bestimmt worden ist, g:ilt auch fttr die Verleger, welchen jene das 
Ei^entom ihrer Werke übertragen haben, anter BerücJcsichtigong ihrer gegen- 
leitigcai KoBtrskte. 

Einziger §. In diesem Falle wird die Periode, auf weldie atch der 
Artikel 579 bezieht, von dem Tode des Urhebers gerechnet. 

Art. 583. Die Bestimmungen für die mit dem Namen des Urbebers 
veröffentUehteB W^ke sind ebenso encli tmt die aooi^mai wie pBeudonymai 
"Werke anwendbar, sobald die Existenz des Antors, seiner ErDeo oder Be- 
Tollniüchtigten bekannt gegeben und nachgewiesen wird. 

Art. 584. Die Yerllngerung, welche durch den Artikel 579 der Daner 
des EigentvBiB tob dem Tode des Urhebers an gegeben worden ist — einer 
Daner, welche in Icr iltni gegenwartigen Gesetzbuche vorhergehenden Ge- 
setzgebung kürzer war — tritt zu Gunsten der Erben des Urhebers ein, 
auch wenn das Utterarische Eigentum seiner Schriften einem anderen, ganz 
oder snm Teil, ttbertragen wonleB ist. 

Art. 585. Der Verleger eines nach irplassenen "Werkes eines bestimmten 
l rhebers geuiesst die Urheberrechte für die Zeit Ton fünfzig Jahren Yon 
der Veröfifentlicfaung des Werkes au gerechnet. 

Art. &B6. Der Verleger irgend eines BnTer<}ifentlichteB Werkes, dessen 
bekannter Eigentümer sich nicht in der gesetzlichen Form ausweisen sollte, 
geniesst die Urheberrechte für den Zeitraum von dreissig Jahren, von der 
vollständigen Veröffentlichung des Werkes an gerechnet. 

Art. 587. Die Enteigntuig jedes beliebigen schon veröffentliehten Werkes 
ist zulässig, dessen Auflage vergriffen ist, oder dessen Urheber beziehentlich 
Erben es nicht aufs neuo drucken lassen wollen, wenn das betreffende Werk 
nicht bereits Gemeingut geworden ist. 

Einziger §. D^ Staat alieiB darf ein Schriftwerk eoteigBen, nach 
vorhergehender Erlangung eines Gesetzes, welches die Enteignung genehmigt, 
sowie Schadloshaltung des Urhebers und überdies nur nach Massgabe der 
allgemeinen Grundsätze über die Enteignung im öffentlichen Interesse. 

Art. 588. Der Verleger eines un?eröffentlichten oder schon gedruckten 
Werkes, welches noch nicht Gemeingut ist, fhirf dasselbe zu LrV»zoiten des 
Urhebers oder seiner Erben nicht verändern und den Text nicht moditizieren, 
andi muss er den Titel des Werkes beibehalten, welchen ihm sein Urheber 
gab, und des letzteren NaaieD, unbeschadet einer gegenteiligen Verabredung. 

Art. 589. Der Verleger, welcher die "ffcntlichung eines Werkes 
vertragsmässig übernommen hat, ist verpflichtet, in Ermangelung einer 
mfMiteiligeu Abmachung, die Veröffentlichung innerhalb eines Jahres n 
«egiBBen, Tom Abschluss des Vertrages an gerechnet, und sie regelmässig 
fortzusetzen boi Strafe der SchadenersatasahlBBg bb die Person, mit 
welcher er kontrahiert hat. 

Einziger §. Der Verleger, welcher mehrere einander folgende Ansgaben 
eine» Werkes vertrafcsmissig IkbeiBOBunen hat, darf seine Veröffentlichung 
nicht unterbrechen, ausgenommen, wenn er beweist, dass ein nnüberwindUches 
Hindernis für die Verbreitung vorlag. 

Art. 690* Bas Uttenurische Eigentum wird bdiaadelt und geregelt wie 
jedes beliebige andere bewegliche Eigentum mit den Abweichungen, welche 
Kofolge seiner besonderen Natur das Gesf^tz ihm ausdrücklich auferlegt. 

Art. 591. In Fällen von Erbenlos igkeit folgt der Staat nicht iu dem 
ISgentam aa SehriitwerkeB naeh, und jedermaan kann sie yerOffeBtlicheB OBd 
^riedfliBBllegeB, oBbesehadet der Bechte der BrbschaflBglAablger. 
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Art. 592. Pn«? h'tf prart3che Eigentnm ist nny» rJährbaT. 

Art. 593. Kiemundem wird das Kigeotum derjenigen Schriften zncrkannt, 
welche darcb Oe^etz verboten oder laut ürteiUsprach dem Verkehr zu 
eiilsieli6& and. 

2. Abteilang. Von des Keehten der dramatischen Autoren. 

Arfe. 594. Die drantatiscbeu Urheber geniesBen nasser dem litterarischen 
Eigentum in Gcniä^sheit der Vorschriften der TOfliergehenden Abteilnng; 
noch folgende Hechte: 

Art. 596. Eein draamtisehes Werk dnrf in eiaen MTentlieken TbMtcr, 

wo der Eintritt bezahlt wird, ohne schriftliche Eivwillignn^ des UrlMben 
oder seiner Erben, Ceanonare oder Berolbnächtlgten nafgellihrt werden, mit 
folgender Hassgabe: 

tl. Wenn das Werk p^rvekt ist, Ist aaek den Tote des fMebers 
rlanbnis während der Zeit notwendig, in welker ssine Erben, Oesniemfe 
oder Bevollmächtigten da* f^it:;* nrnm innehaben. 

§ 2. Wenn das Werte naciigelrtssen ist, darf es nicht dargestellt werden 
ohne Sinwilligang des Erben oder einer andern Person, weteler dne Eigen- 
tun am Mannskript gehört. 

§ 3. Die Ermächtigung znr Anfffthmng eines dramatischen Werkes 
kann unbegrenzt sein oder beschränkt auf gewisse Zeiten, Landesteüe oder 
eine gewisse Zahl von Tbentem. 

Art. 596. Wenn die Ermächtigung beschrankt ist, das dramatische 
Werk aber in einem nicht ermächtigten Theater in Scene gesetzt worden 
i^t, »0 gehört der Reinertrag d^ I^itrittsgeides jenem oder jenra, deren 
Ennnbnls notwendig wnr. 

Art. 597. Der Teil, welcher ans dem Ertrage des Eintrittsgeldes den 
Urhebern gehört, kann von den Giänbigeni. eines Tkeateronteniehmers nickt 
gepfändet werden. 

Art. 568. Der dmnntiseke UrlMber, weleher ttker die AvfRttmw^seines 
Werkes einen Vertrag abgeschlossen hat. [^oniesst die Mgonien Beekte, 
falls er nicht aosdrücklich daranf vtrzifhtet hat: 

1. in seinem Werke die Änderungen oder Verbi^semngen vomneiuucu, 
die er fOr nOttg kilt> ▼omasgesetzt dass er ohne ISawillignng 
des TTntnrnf'hintTS keinen Tvrsi ntlichen Teil ändert; 

2. zu fordern, dass dns Werk, wenn es Manuskript ist, keiDOB nicht 
zum Theater gehörigen Fersoneu mitgeteilt wird. 

AH> 599. Der (Trhebfnr, welcher mit irgend einem Unternehmer die Aaf* 
ffihninfr -rines Werkes verabredet, dtirf an demselben Orte das Anffiihnin js- 
recbt weder des Werkes noch einer Nachahmung desselben an einen anderen 
Unternehmer überlassen, solange der Vertrag dauert. 

Art. 600. Wenn nngeacktet eines Vertrages die Anffübrong ni( t)t in 
der ausbedungennn Zeit oder mangels einer ausdriicklichen Übereinkunft 
innerhalb eines Jahres erfolgt ist, kann der Urheber sein Werk ans freiaL 
Sttkeken zurückziehen. 

Art 601. Alle Streitlragea, weleke »ek zwischen den Urhebaraiind des 
Unternehmern erkebea, wflneii tot dea bftrgerüdM» Oeriektea aam Aas- 
trag gebracht. 

8. Abteilang. Ton deai küastleriaeken Bigeaiam. 

Art. 602. Der Urheber jedes l)eliebigen Werkes der Musik, eines Modells, 
emes Oeaiftldes, emer Skalptar oder enes SUehes kat da« amaekMesaliris 
Recht, sein Werk darek Stieb, Lltkogmpkie, Abgass oder krgsad ela aadans 
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Verfahren zu Tervielfälti^^n, in ÜbereiMtunmttBg mit den Anordmingen aber 
das iitterarische Eigentom. 

Einziger §. Die BestimmnnMn sn Onnsten der dramatitehett Avtoren, 
wridie in der yorhergebenden AbteiloDg enthalten sind, finden insgesamt 
Anwendung auf die Urheber ransikaliscber Werke in Bezng auf Darstellung der 
letzteren in den Tbeatem oder an andern beliebigen Orten, die dem 
PsblÜram für Geld zngängig sind. 

4. A ei Inns'. Von einio^en pfemeinsam en Verpflichten rr^n der 
Urbeber litterariscberf dramatischer and künstlerischer Werke. 

Art. 603. Um die Vorteile zu geniessen, welche in diesem Kapitel dem 
Urheber oder Eigentümer eines beliebigen, durch Buchdruck, Lithoo:rap!ii^, 
äticb, Abgnss oder irgend ein anderes Verfahren verrieltältigten Werkes zu- 
gestüden sind, ist er TCfpllielitet, sieb nach folgenden Bestanmrangen zn 
liebten: 

Art. 604. Bevor sich die Veröffentlichung eines litterarischen Werkes 
durch Verteilung seiner Exemplare vollzieht, sind zwei davon in der öffent- 
lichen Bibliothek von Lissabon niederzulegen, wogegen der Bibliothekar über 
den Smpfirag quittiert, welcher in einem zu diesem Zweck angelegten Re- 
gister vermerkt wird, ohne dass hierfür irg(!nd ein Entgelt zu entrichten ist. 

§ 1. Wenn das Werk dramatisch oder musikalisch war oder sich über 
dramatische Litteratur oder über musikalische Kunst verbreitete, wird die 
Begistrierong der Ehtemplare in dem königliehen fonserrntorinm in Lissabon 
in der angegebenen Form vollzogen. 

§ 2. Wenn das Werk in einer Lithogra})hie, einem Stiche oder Abguss 
besteht oder sich über einen dieser Kunst zweige verbreitet, vollzieht sich 
die Registrierung nach derselben Form in der Akademie der schOnen EttaiBte 
ID Lissabon. In diesem Falle kann der ^rhp^^^ die Hinterlegung zweier 
Bxemplare durch zwei Originalzcicbnungeu ersetzen. 

Art. 605. Die öffentliche Bibliothek von Lissabon und die andern im 
Toiigen Artikel genannten Institute sind Terjiflichtet, monatlich im «Amts> 
Uatt* die bezttg&hen Begistriemngen zu Terdffentlichen. 

Art. 606. Die Bescheinigungen, welche nach den in dieser Abteilung 
erwähnten Registern ausgefertigt werden, begründen das Kii^entuiusrecht an 
einem \\ erke mit den Wirkungen, weiciie sich aus diesem iugeutuiu ab- 
leiten, TorbehaltUeb des Beweises des Oegeateils. 

5. Abteilcnw. Von der Verantwortlichkeit der Nachdrucker 
oder widerrechtlichen Besitznehmer des litterarischen und 

künstlerischen Eigentums. 

Art. 607. Diejenigen, welche die in diesem Kapitel anerkannten und 
bestätigten Rechte verletzen, haften in folgender Weise für die widerrecht- 
fidien Aneignungen litterarimd]^ oder Icttnstlerisehen Eigentums, widcbe sie 
begehen. 

Art. 608. Jeder, der ein unveröffentlichtes Werk veröffentlicht oder 
ein ani dem Weee der Veröffentlichung behudlicbes oder bereits veröffent- 
liehtes Werk, welehes einem andern g^Ort, ohne dessen Ermächtigung oder 
Einwilligung vervielfältigt, soll sa Onnsten des Urhebois oder Eigentümers 
des Werkes alle diejenigen Exemplare des rechtswidrigen Abdrucks ver- 
lieren, welche in Beschlag genommen sind, ausserdem muss er den Wert 
der ganzen Auflage mit Ansniüime obenbenannter Exemplare zn dem Yer- 
kanfii- oder Scbatznngspreis der gesetzmftssigen Exemplare bezablen. 
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Einziger Wenn die Zaiii der reclitswidrig gedraekten und Yerteüten 
Exemplare nicht bekannt ist, niuss der Nachdracker den Wert Ton tausend 
Exemplaren ausser den beschlag^nabmteo bezahlen, 

Art. 609. l)orjenip:e, welcher irgend ein rechtswidrig gedrucktes Werk 
Terkauft oder zum Verkaufe ansstelit^ ist mit dem Verleger nach den im 
vorigen Artikel enthaltenen B^timmungen eoUdaiisch liftftbar, und, wein 
das W erk ausserhalb des Königreichs nachgedruckt ist, wird der YerkSnfer 
in dem Masse haftbar, als ob er der Verleger wäre 

Art. 610. Derjenige, welcher irgend ein Manuskript yeröffentlichti in 
welchem sich PriTatbriofe befinden, oiine Erlaubnis des Drhebers wtthiead 
dessen Leben oder derjenigen seiner Erben oder Bewllmächtigten, wild 
iiaftbar für Schaden \w\ Xachteil. 

Einziger §. Die Bestimmung dieses Artikels steht nicht der Ausnahme 
entgegen, welche in Artikel 575 bezttgllch der Privatbriefe zugestanden ist. 

Art. 611. Der Urheber oder Eigentümer, deraen Werk rechtswidrig 
vervielfältigt ist. k:\nn. sobiild er Kenntnis von dem Geschehenen empfangt, 
die Üeschlagnabme der vervieitäliigten Exemplare gerichtlich erwirken, un- 
beschadet der Entsehädigungsklagc, zu welcher er Iwrechtigt ist, aaeh wenn 
kein Exemplar in Verkehr gelangte. 

Art. 612. Die Vorschrift dieser Abteilunf^ bezüglich der bürgerlichen 
Klage auf Schadenersatz steht nicht den Krimiualklagen entgegen, welche 
der Urheber oder Eigentümer ge^en den Nachdracker oder widerrechtUehen 
Besitser anzustrengen berechtigt ist. 

Strafgesetzbuch von 1866. 

Art. 457. Wer sich des Nachdrucksvcrgehcns schuldig macht, dadurch, 
dass er ganz oder teilweise ein Erzeugnis der Schrift, Mnsik, Zeichnung, 
Malerei oder Skulptur oder irgend welches andere Werk betrüglicher Weise 
und unter Verletzung der auf das Eigentum der Urheber besfigOehen Gesetse 
und Bestimm iinnjen vervielfältigt, wird mit Busse von 30 bis 300 Mürels 
bestraft und mit dem Verlust der Exemplare des nachgemachten Werkes 
und aller Gegenstände, die zur Herstellung des Nachdrucks gedient haben. 

§ 1. Derselben Strafe, nebst dem Vennst der Exonplare des Werkes, 
verfällt derjenige, welcher ein im Inland hergestelltes, im Andaad aber 
nachgemachtes Werk in Portugal einführt. 

§ 2. Wer das so nHchgeraachte Werk verkauft oder feilhält, wird zu 
einer Busse von 10 bis 100 Hiireis nnd zum Verlust der Exemplare des 
nachgem teilten Werkes verurteilt. 

An. 458. .leder Schauspielunternehmer oder Direktor oder jede Künstlcr- 
vereiuigung, welche auf ihrem Theater unter Verletzung der auf das Eigentum 
der Urheber bezüglichen Gesetze und Bestimmungen ein dramatisches Werk 
darstellen oder eine musikalische Komposition aufführen lü?st, wird mit 
einer Busse von 10 bis 100 Milreis und dem Verlust des Einnahmeertrages 
bestraft. 

Art. 400. In den in den Torhergehenden Artikeln vorgesehenMi Fülen 

der duTL'h das Vi i ^:rlien geschiidigtc Eigentümer die beschlagnahmten 
Gegenstände und Kinnabmen als Entschädigung erhalten und, wenn an seiner 
vollständigen bchadiobhaitung etwas fehlt, solches auf üblichem Klagewege 
erlangen. 
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Gesetz vom 1. April 1862 über die Presse.*^) 

1. Abschnitt. Über das litterarisehe Eigentum. 

§ 1. Die Urlieber nUer Art Ton Sehriften, die HasnEkomfWBisten, Haler 

oder Zoichner, welche ihre Gemälde oder Zeiehnongen stechen oder in Stein 
drücken lassen werden, sollen während ihrer p^anzen Lebensdauer, gkicliwic 
ein £igentum das ansschüesslicbe Becht geniesseOf ihre Werke im ganzen 
FOistentiune (j^tst Königreich) sa Terrieltlltigen nnd su Terftussern, oder 
dieses ihr Eigentum an andere W übertragen, nachdem ihnen dieses Beeht 
durch die bestehenden Gesetze zuerkannt worden ist. 

§ 2. Ihre Erben oder die rf^'spionare, auf welche ihr Eecht übergpfj^irigen 
i^t, sollen während eines Zeitruumus von 10 Jahren nach dem Tode des tJr- 
hebers oder Komponisten dieses Beeht geniessen. 

§ 8. Die Zeitungen und andere periodischen Blätter sind Eigentum der 

Personen oder GeseUschaftcn, von ^v^V-hnn sie veröffentlicht werden ; das 
Eigentumsrecht ist ihnen imöinue obiger i'm agraphen zugesichert; die Artikel, 
deren Abdruck in anderen Zeitungen die L'rheber oder Eigentlimer derselben 
nicht wünschen, müssen sn Anfang die Bemerkung cntlialten, dass der Nach- 
druck verboten sei: selbstverständlich besieht sieh dieses nur auf litterarisehe 
und wissenschaftliche Artikel. 

§ 4. Ebenso können dramatische \\ crke, im Siuue obiger Ausführungen, 
ohne die l^wiUigung des Uriiebers auf keiner Blihne znr Darstellnng ge- 
lange und auch nicht Terdffentlidit werden. 

§ 5. Die Übersetzungen gehören nicht in tlie Kategorie oliiger Para- 
graphen, ausser mit Bezug auf den Text der Übersetzungen selbst, wobei 
es jedem freisteht, andere Übereetzungen des Originaltextes des Werkes zu 
Yerfili^scn; ebenso verletzen die ans anderen Werlten gemachten Auszüge, 
welche dazu hergestellt werden, um das T^ihlikum durch Kritiken und 
Kommentare von dem Wert desselben in Kenntnis zu setzen, das fremde 
Eigentumsrecht nicht. 

§ 6. Alle administratiTen Ämter sind yerpfliehtet, alle Exemplare der 
ohne besondere schriftliche Einwilligung der Eigentümer gedruckten, ge- 
stochenen oder lithograiihierten Ausgal)en, auf Verlangen und zu (iunsteii 
des Urhebers, Zeichners, Übersetzers oder deren i'>l>eu oder Cessionare mit 
Beschlag an belegen. 

§ 7. Ausser den beschlagnahmten Exemplaren soll jeder Nachbildner 
Terpttichtet sein, dem wirklichen Eigentümer einen Betrag zu zahlen, weicher 
dem Preise von 1000 Exemplaren der Originalausgabe gleichkommt. 

§ 8. Jeder Verkäufer von nachgemachten Ausgaben soll — wenn nicht 
er selbst der Nachbildner derselben ist — dem Eigentümer eine Summe ans- 
zahlen, die dem Preise Ton 200 Exemplaren gleichkommt. 



*) Zu bemerken ist, dass nach Einfahrung der Konstitution von 1866 noch alle die 
Gesetzesbestimmungen von 18ß2 in Kruft blnht-n, woL hc der Voifassung von 1866 nicht 
«uwiderlaufen ; insbesondere ist nach einem I rteil des Ai>[)ellhu[es von Bukarest vom 
21. Januar 1893 noch der Artiicel 9 dos Gesetzes von isii2 io Kraft, wonach zur Festst<'llun^ 
des Eigentumsrechts vier Exemplare aller gedruckten, gravierten oder lithographlcneu Werke 
hinterlegt werden mtlSMO. Dieser Artikel iat nämlich nioht, wie mau /.uerst angenommen 
hatte, durch das SpeiUdlg«Mfts TOm 13. April 1886 AulKelioben worden, daa von dea Draeluon 
die Hinterlegung tob drei Exemplaren aller BUoher, ZeltmiKen oder Broaehttren fordert, um 
**n>it die öffentliclien Bibliotheken Rumäniens zu betPichi'rn. Deshalb müssen die fremden 
^torai^ die in KuiuOnien llire Kechte geltend niaclien wollen, ebenfalls vier Exemplare ihrer 
weike beini Untmielituniaiftteffiiiiii Unteztofen. 
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§ 9. Jeder Verleger eines gedruckten, gestochenen oder lithographierten 
Werkes ist verpflichtet, vier Exemplare dem Ministerinro für öffentlichen 
ünterrieht sa unterbreiten; geschieht die VerOffentlichitog in der ProTins, 
80 sollen zwei Exemplare der betreffenden Prftfektnr und eines der Bibliothek 
in Jassy übergeben werden. 

§ 10. Nach Verlauf von tO Jahren nach dem Tode des Urhebers wird 
dM ganse Werlc Oemeingnt, nnd es steht jedem ürei, es durch Dmek, Stich 
oder Lithographie zu yervielfälti^cn. 

§ 11. Alle diese Rechte werden auch den Urhebern, Komponisten, 
Zeichnern und Übersetzern fremder Staaten zugesichert, welche auf Grund 
der Gegensdtigkeit in ihren Sereicho das Uitemisoha Bigentomsreeht sa- 
siehttn weiden* 

Ausführungs- Verfügung vom 4. Mai 1862 zum Gesetz über 

die Presse. 

Art. 1. Für die Feststellung des den rrliebcrn von Schriftwrrknn und 
litterarischen und künstlerischen Veröfl'eutlichungen gewährleisteten Eigen- 
tumsrechts wird beim Ministerium des öffentlichen Unterrichts ein besonderes 
Begister geführt, in welches man die Gesuche und Erklärungen der Urbeber 
und Komponisten eintragen soll. In diese* Register sind einzutragen der 
Käme des Urhebers oder Komponisten, der Titel des Werkes, der Zeitpunkt 
der Veröffentlichung und der Zeitpunkt der gemäss der Bestimmung des 
ibrtikcls 9 des Gesetzes über die Presse erfolgten Hinterlegung. 

Art. 2. Die irrLeber und Komponisten sind l)ci Yornrihmc der Hinter- 
legung ihrer Werke verpflichtet, an das Ministerium des öffentlichen Unter- 
richts ein geschriebene Gesuch zu richten, dass ihr Eigentumsrecht fest- 
gestellt werde. Nach Durchsicht dieses Gesuchs stellt der Minister ihnen 
einen durch seine Unterschrift und mit dem Pepartements^iegel als gleich- 
lautend bescheinigten Ke^ister-Auszug aus. 

Art. 3. Die durch die Torhergehenden Artikel yerlangten Förmlichkeiten 
BoUen auch im Falle der Übertragung der Eigentumsrechte durch die Ur- 
heber an eine dritte Person beobachtet werden. 

Art. 4. Diejenige», welche durch Erbfolee oder auf jeden sonstigen 
Becbtsgrond hin Eigenttmer sind, sollen dieselben Rechte, wie die Urheber 
für alle nachgelassenen Werke genlesscn, wenn diese besonders gedmckt 
and nicht mit einer neuen Ausgabe der früher veri>ft>T!r!ifhten und dem 
Gemeingut yerfallenen Werke zu einem Ganzen vereinigt sein werden. 

Art. 5. Von beglanbigten Urkunden begleitete Brkllnuweii und Hinter- 
legungen müssen, gemäss Artikel 11 des Qesetses Aber me Fresse auch 
durch die Aaslander erfolgen. 

Strafgesetzbuch von 1864. 

Art. 839. Eine jede Herausgabe von Schriften, mosikalischen Kom- 
pcdtioaen, Zeichnnn^j^en, Gemälden oder anderen Erzeagnissen, welche ohne 
Eänwilligang ihres Urhebers auf irgend welche Weise gedruckt oder graviert 
werden, werden als Nacbdraek betrachtet, and ein jeder Nachdruck iat ein 

Vergehen. 

Art. 840. Der Yerkaitf Ton nachgedmckten Werken, sowie die Ein- 

fllhrung in Bumäuien von Werken, welche, nachdem sie hier gedruckt, im 
Aaslande nachgedruckt worden sind, ist ein Vergehen derselben Art. 

Art. 341. Die Strafe für denjenigen, der Werke nachdruckt oder nach- 
gedrackke Werke einführt, wird mit 60 bis 1000 Flranken und fftr de« Ver» 
känfer derselben mit 26 bis an 250 Frankeii bemesaen sean. 
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Die Beschlagnahme der nachgedruckten Exeiupinro wird sowolü den 
Nachdrucker als auch deu Einfuhreodea und den Vcrkauiei- Ueiiuu. Ebenso 
werden die Platten, Formen und liatrizea besdilAgiudimt wwdoi, mit d«iMii 
der JNachdruck bewerkstelligt wi^r ii n ist. 

Art. 342. Jeder Theaierdirekior odur i heaterunternehmcr, jede Künstler- 
genogsenschaft, welche auf der Btihue, ohne Einwilligung des Urhebers, dra- 
matische Werke siir Darsteliang bringen wird, soll mit einer Strafe von 
26 bis 2nO Franken nu \ ühnrdit-s mit lior I^^^^dilagiiAlioie der bei dieeer 
Vorstellung ersielten Einnahme bestraft werden. 

In diesen durch die letzton vier Artikel bezeichneten Fällen wird das 
fiigebnis der Betchlagnabmi dea Bigeiitllmeni belmli Eatsehädigmig n* 
feweadet irefden. 

Civilgesetzbucb von 4. Dezember 1864. 

Art. 11. Die Fremden gcniosscn im allgememeu in Rumänien die gleichen 
Civilrechte wie die Rumänen, ausgeiiommea in dt n gesetzlich anders nomi- 
nierten Fällen. 

Art. 480. Das Eigentum besteht im Rechte, eine Sache in ansschliess- 
Ueher and unbedingter Weise zu geuiessen und dfurüber zu verfttgen, inner- 
Judb der gesetzlich festgestellten Grenzen. 

Art. 998. Jegliche Handlung, wodurch einem aedem Schaden zugefügt 
wir !, verpflichtet denjenigen, duch desson Verschulden dieeer Seluuieii ent- 
standen ist, zum Ersätze. 

Besetz vom 13. April 1885. 

Art. 1. Jeder Draeker Ist gehalten, drei EzenpUre jedes SeMItwerkes, 

jeder l^roschüre, jeiler Zeitung oder irgend eines anderen Druckwerkes auf 
der Tentralbibliothek von Ihiknrest, anf der Bibliothek der rurnftnischen 
Akademie und auf der Bibliothek in Jassj zu hinterlegen. 

Art. % Jtdor nu&inische Autor oder Verleger, wdohor ein Schriftwerk 
der oben be/cichneten Gattung TerOffentlicht, ist den gleichen Yerpllichtmigea 
mterworfen. 

Art. 3. Jede Zuwiderhandlung gegen diese Bestimmungeu wird mxu 
einer Busse Ton 100 his 600 Franken bestraft; die BUh» der Bosse wird 
Ten Gerichte erster Instanz t^e Bernfnng festgesetst. 

Verfassung von 1866. 

Art. 11. Alle Ausländer, welche sich auf dem Boden Rumänien« be- 
finden, geniessen den Schutz, welchen die Gesetze den Personen und ^lutern 
ttberbanpt gewiliren. 

Art. 19. Da.s Eigentum jeder Art ist heiliir uni nuYerletzlich, ol onso 
wie alle Fordcrunf?en an den Staat. — Niemand darf entei^iTt \v*>rijen, 
wenn nicht aus Gründen gesetzmässig festgestellter öffentlicher NuuiicUkeit. 

Art. 24 (in der dnrch Gesetz tob 8. Juni 1884 geänderten Fassung). 
iJie Verfi-sunf^ verbürgt jedernium die Freiheit, seine Gedanken nnfl 
Meinungen durch das Wort, die lii ifr uud die Presse mitzuteilen und zu 
TCTÖflfenllichen, wobei jeder für deu Alissbrauch dieser Freiheit in den durch 
<las Strafgesetnbuch, das jedoch dieses Recht an sich keineiifalls besehrinkea 
kann, Ijestimraten Fä11<"n verantwortlich ist. — Kf in ATi-nnhTnego?otr soll in 
dieser Sache crla.ssen werden können. — Weder die Ceusur, noch irgend 
▼eiche andere Verhütungs-Massregel soll gegen das Erscheinen, den Verkauf 
oder die Verbreitung irgend einer Veröffentlichung erlassen werden dürfen. 
ITttr das Erscheinen einer Veröffentlichung, welcher Axt sie noch sei, bedarf 
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es der vorherigen Ennfichtig-ung irgend welcher Behörde nicht. — Es soll 
keine Kaution der Journalisten) Schriftsteller, Verleger, Drucker und Litho- 
graphen beansprucht werden. — Die Presse soll niemals dem System der 
Verwarnungen unterworfen werden, — Keine Zeitung oder Veröffentlichung 
soll suspendiert oder unterdrückt werden können. — Der örheber ist für 
seine Schriften verantwortlich; in Ermangelung des Urhebers ist der Heraus- 
geber, in Ermangelung des Heransgebers der Verleger Terantwortlidi. — 
Jede Zeitung muss einen im Besitz der bürgerlichen und politischen Rechte 
befindlichen Hcratisgebcr haben. — Die Pressvergehen werden durch das 
Geschwureuengericht abgeurteilt, mit Ausnahme derjenigen, die gegen die 
Person des KOnigs und der IcOniglichen Familie oder die SoiiTerine aus- 
ländischer Staaten begangen sein würden. Diese Vergehen werden durch 
die gewöhnlichen Gerichtshöfe nach dem gemeinen Beeht abgeurteilt. — Die 
Präventiv-Haft in Presssachen wird untersagt. 



Kussland. 

Bestimmungen vom Jahre 1887 Ober das Urheberrecht an Er- 
zeugnissen der Wissenschaft, Litteratur und der bildenden Künste.* 

L Über das Urheberreclit an Erzeugnissen der Wissenschaft 

und Litteratur. 

§ 1. Jeder Urheber oder Übersetzer eines Werkes bewahrt für die 
Dauer seines ganzen Lebens ansschliesslieh das Becht der Nntsniessnog an 
der Veröffentllciiung und dem Verkauf seines Werkes, als an emem wohl- 

erworbenen Besitz. 

.\nmerkung. Die Entschädiguogsreclite der Urheber und Übersetzer dramaUscher 
Werk« und Opern, welche sur Anftniiruiie an den IcaiBeiUchoi Theatern ■nKenonunen werden, 

sind durch Verfügung vom 13. November 1897 gesetzlich geregelt worden. Dem Minister des 
kaiserlichen Hofes bleiben in besagter Vertagung alle zeitgemässen Veränderungen und £r- 
gltnsiuigen vorbehalten. 

§ 2. Die ersten Herausgeber von Volksliedern, Sinnsprüchen, Sagen und 
Erzählungen, die sich durch mündliche Überlieferung erhalten haben, ge- 
niesseu dieselbeo Eechte, wie die Urbeber neuer Bücher* in gleicher Weise 
aneh die ersten Heransgeber alter Handschriften, was jedoch andere nicht 
hindern soll, dieselben Schriftwerke oder andere alte Manuskripte nach einem 
getreueren, voll ständigeren, oder durch irgend etwas sich aoazeichnenden 
Urtext zu veröffentlichen. 

§ 8. Das Becht zur zweiten Ausgabe eines Werkes muss das^ Besnltat 
v'mer vorausgegangenen Übereinkunft zwischen dem Verfasser, Übersetzer 
oder Herausgeber und dem Bnchhändler sein. Falls kein schriftliches Ab- 
kommen zwischen ihnen getroffen worden ist, können der Verfasser, der Über- 
setzer, der Heransgeber od<», im Falle ihres Todes, IhreEriMu (siehe S. 214: 
Art. 1185 lies Civilgesotzbuches) die zweite Ausn::ibc des "Werkes nacli A>)- 
lauf von fünf Jahren, von dem Tage der Ton der Cenfiur zum Druck erteilten 
Konzession au, veröffentlichen. 

§ 4. Die Vereinbarnngen zwischen den Verfassern, Übei^etzern, Heraas* 
gebern und Buchdruckern oder Buchhändlern sind in dm Ortschaften, wo 
das Notariatsrei^lemcnt cino^eführt ist, auf Grund der Vorschriften dieses 
Beglements zu trelfeu; in den übrigen Ortschaften werden sie auf Grand 
allgemein geltender Regeln ins M&klerbnch eingesehlieben. 

*) CivUgeBeUbuch vom Jahre lsö7, vol. X, i. Th., Anhang zur Bemerkung ü über 
Alt. 420. QO Artikftl. 
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§ 5. Der Verfasser kann, ohne irgend welche Abmachungen zn bertick- 
sichtigen, sein Bach in zweiter Auflage dmcken lassen, wenn wenigstens 
zwei Drittel desselben umgeändert, ergänzt, edor dem Buche eine so rer- 
schiedene Form gegeben ist, dess es als ein neues Schriftwerk betnchtet 

werden kann. 

§ 6. Die Personen, welchen ein Verfasser oder Überaetzer alle oder nur 
«inige seiner Werke testementarisch ▼ermaeht oder in anderer Weise ab- 

getreten hat, sind verpflichtet, im Laufe des ersten Jahres und, wenn sie 
sich im Auslfinf^e beflnden, im Laufe Yon zwei Jahren nach dem erfolgten 
Ableben des \ erf assers oder Übersetzers dieses bekannt zu machen und an 
kompetenter Stelle den gehörigen Ausweis darftber za erbringen. Alsdann 
treten sie liez:riglich dieser Werke in alle Rechte der fresetzlichcn Erben. 
Letzter':" innen solche Personen auf (irnnd allgemeiner Bestimmungen ganz 
wie alle anderen Erbberechtigten oder Xachlassgläubiger zu festgesetzten 
Terminen vor Qericht citieren lassen. 

§ 7. Die Herausgeber von Z itschriften ond anderen periodischen 
Werken, Taschenbüchern, Kalendern und ubt-riiaupt Büchern, welche ans 
verschicdeneu kleineren Autsutzen oder Abhandluuguu zusammengesetzt sind, 
geniessen das ansschUessliche Recht, diese Schriftwerke in derselben Form 
nach den im gegenvribrtigcn Kapitel festgesetzten allgemeinen Hegeln aufs 
neue zu drucken. 

^ 8. Wenn Artikel oder Übersetzungen in eine Zeitschrift otler irgend 
eine andere Sammlung aufprcnommen werden, verliert deren l'riieber oder 
Übersetzer nicht das Tlecht, sie besonders abiiruckcn zu lassen, falls mit dem 
Heraasgeber keine andere Vereinbarung getrolTiMi worden ist, 

§ 9. Privatbriefe, die im voraus nicht für die Öffentlichkeit bestimmt 
sind, können nur mit voUkummener Einwilligung, sowohl des Schreibers, als 
des Adressaten, falls aber einer von ihnen oder beide verstorben sind, mit 
Einwilligung ihrer Eechtsnachfolger gedruckt und veröffentlicht werden. 

§ 10. Privaturkunden und andere persönliche Schriften, die nicht im 
voraus für die Öffentlichkeit bestimmt sind, können nur mit Einwilligung 
des Crhr^ r und im Falle seines Todes mit derjenigen seiner Bechts- 
nachfolger gedruckt und veröffentlicht werden. 

§ 11. Nach Ablauf der durch den Artikel 1185 (s. Seite 214) fest- 
gesetjBten Zelt, in welcher der Urheber, der Übersetzer, der erste Heraus- 
^T^eber oder andere Personen das ausschliessliche Recht des Druckes und 
Verkaufs ihrer eigenen oder ihnen durch Erbschaft oder in anderer Weise 
anheimgefallenen Werke gemessen, wird jedes Bnch Gemeingut, und es steht 
danach jedem frei, dasselbe zu dmeken, za TerSffentlichen und zu verkaufen, 

§ 12. Bis zum Ablauf der in § 1 und im Art. 1185 des Civilgesetz- 
bnches f^tgesotzten fristen darf niemand die Hechte des Urhebers, Über- 
setsers oder ersten Herausgebers Terletsen und ohne ihren oder ihrer Rechts- 
nachfolger (E rben und Cessionare) Willen die von denselben zuerst heraus- 
geq^ebenen Werke nachdrucken; dasselbe Verbot erstreckt sich auch auf die 
i^^älle, wo der l«i achdruck mit Beigabe eines andern Titels, Vorworts, von 
Anmerkungen oder einer Übersetzung in fr«nde Sprachen geschieht. Jeder 
Znwiderhandehide wird als eigenmächtiger Herausgeber (Nadidmcker) an- 
gesehen. 

§ 13. Der Bestrafung wegen eigenmächtiger Herausgabe (Nachdruck) 
unterliegt auch derjenige, welcher: 

1. unter dem Namen einer zweiten oder dritten etc. Ausgabe ein be- 
reits gedrucktes Buch nachdruckt, ohne die in § 8 und 5 an- 
geführten Bedingungen zu erfüllen; 

2. wer ein in Bussland herausgegebenes oder von der russiBchen 
Censur konzeesionirtes Bneh, wenn auch als Übeisetzung in eine 
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andere Sprache, in fremden Zündern nachdrackt uod die so nach- 
gedmokten Exemplare olme lebiftliehe OcnelmiigaBg des reeht- 
mttatiffen Herwisgebers in Euesluid Terkanft; 

8. wer ohne Genehmigunsf des ürhebera eine von demselben abgefasste 
oder öffentlich abgehaltene Vorlesung oder irgend eine andere Ab» 
faandlnng naehdrnckt; 

4. ein Jonrnalist, der unter dem Vorwand einer Recenaion oder noter 
anderen Scheingründen kleinere Artikel fremder Schriftwerke be- 
ständig nachdruckt, wenn dieselben aachi weniger als einen hrwk' 
bogen betragen. Erlaubt ist der sofSUige AMniek eines Uemeot 
eben Druckbogen nicht überscbieitenden Artikels, ebenso der Ab- 
druck von NacjirichtoD politischen, litterarischen, wiKsenschaftlichen 
und artistischen Inhalts, vorausgesetzt da^^s die Quelle, der sie 
entnommen sind, angegeben ist. Zar Bestimmung der GrOeee, die 
ein so in eine Zeitun^:^ auff^euommoucr Artikel kaben darf, wird 
als ürundiage die leiste Ausgabe des Buches, dem er entleimt ist» 
angenommen. 

§ 14. Die Aufnahme von Aufsätzen, Abhandlungen, Fragmenten anderer 
WMke in Chrestomathien und ahn liehe Lehrbtlcher wird nicht als Nftelidnidt 

betrachtet, wenn auch die dem Bache an verschiedenen Teilen entldiattn 
Steilen im (lanzen den Haina eines Druckbogens überschreiten. 

§ 15. Das Anführen einzelner Stellen, die einem bereits veröö'entlichten 
Werke «ito(»imen sind, wird nidht als Ni.didraek angeseiien, wenn folgende 
Bedingungen dabei beaafatet wraden: 

1, wenn dm dem Werke entnommenen, mehr als ciTien Druckbogen 
bildenden Stellen zunammen nicht mehr als den dritten Teil des 
Werkes ausmachen; 

2. wenn der Text des entleihenden Verfassers denBamn der eitiertea 

Stellen um das Doppelte tibcrschrcitct. 

§ 16. Die Übersetzung eines bereits in fremden Sprachen erschienenen 
Buches wird nur dann als Nachdruck angesehen, wenn nacheinander zwei 
Drittel von frttheren Übersetsnngen, an welelum efai anderer noch das ans-' 
schliessliche Urheberrecht hat, wörüieh abgedrodlt sind. 

§ 17. Als Nachdruck wird ferner angesehen die Veröffentlichung eines 
Wörterbuches, welches eine Jüehrheit von Definitionen, Erläuterungen, Bei- 
spielen etc. enthält, die ein«n anderen fiJbmlichen Wwke unverändert ent* 
nommen sind, im Falle dass das aosschliessliche Urheberrecht an letiterem 
Werke nach den Bestimmungen dieses Gesetzes irgend einer Person gehört 
oder durch besondere Privilegien ihr gesichert ist; verboten ist ferner die 
YerOlfentlicbuDg von geographischen Karten, historisehen Tabellen, Loga* 
rithmen tafeln, Registern und anderen ähnlichen Büdiern, die sich aus Zahlen 
oder Eigennamen zusammensetzen, wenn es sich heraus$<tellt, dass sie wörtlich 
oder mit unwesentlichen Abänderungen anderen Werken nachgedruckt sind. 

§ 18. Ein in Rnssland gedmektes Bnck kann in andere Sprachen über- 
setzt und veröffentlicht werden, wenn die Übersetzung allein, ohne bei- 
gefügten Oriirin altext, erscheint. Die Urheber solcher Bücher, bei deren Ab- 
fassung besondere gelehrte Forschungen nötig waren, haben das ausschliess- 
liche Recht, dieselben in Bnssland anch in anderen Sprachen ersehcJnen sn 
lassen; nur müssen sie ihre Absicht, von diesem Hechte Gebrauch, zu machen,, 
bei der Veröffentlichunjr des Originalwerkes kundthun und ihre Übersetzung 
bis sum Ablauf von zwei Jahren von der Zeit an, wo die Üensor ihre Kon- 
zession sam Dmek des Originalwerkes erteilt hat, TerOffantUdwa. Beobachtet 
der Verfasser diese Vorschriften aich', so steht es jedem aadei«! ttti^ das 
Werk in fremden Sprachen erscheinen in lassen. 
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§ 19. Alle in den vorhergehenden Artikeln angeführten Beschriinkungen 
werden dorch Beihringung einer schriftlichen Koncession des rechtmässigen 
Heramgeben oder durch andere mit ihm geschlossene Verträge aufgehoben. 

§ SOl Ftr eigenmidttige Heravagibe (NaeMraek) tritt in jeden Falle 
£»lgende Ahndang ein: 

1. Ersatz seitens des Schuldigen an den rechtmässigen Herausgeber 



des gesamten letzterem erwachsenen Nachteils, welcher dai^estellt 
wird dveh den ünterBcMed zwiseheii der insgesaiiit fQr die Her» 

stellang der nachgedruckten Exemplare aasgegebenen Summe ond 
dem durch den rechtmässigen Herausgeber vorher (d. h. bei Ver- 
öffentlichung der rechtmässigen Ausgabe des Werkes) angekündigten 
YeiAaflbvreis. Siehe Straliesetalnieh §§ 14H8 bis 1685 * 



§ 21. Wer ohne Beachtong der Censaryorschriften ein Bach druckt, 
geht aller Bechte an dasselbe verlustig. 

§ fi2. Gesellachafteii, welche Bftcher oder irgend wekhe anderen Er- 
seognisse der Wissenschaft und Litteratur herausgehen, bewahren das ihnen 
vom Urheber verliehene Eigentumsrecht an diesen Werken innerhalb des 
Zeitraums von fünfzig Jahren. Nach Ablauf dieser Frist werden solche 
Werlie Gemeingut, ausgenommen etwa den Fall, dass der Urheber derselben 
noch unter den liebenden mSii und dies üiheberreefat für sieh in Anspruch 
nimmt. 

V? 23. Die erwähnte Frist wird von der Zeit der Herausgabe des letzten 
Bandes an gerechnet, wenn das Werk aus mehreren Bänden besteht, oder 
von der Zeit der Heransgabe eines jeden Sooderartikels an, wenn die Qesell- 
schaften die Arbeiten ihier ]Gt|^ieder in Form einaelner Bände oder Nnmmem 
erscheinen lassen. 



♦) § 1683. Wenn jemand ein fremdes Erzeugnis d» r Litteratur, Wissensdiaft oder der 
'bildenden Künste sich aneignet und unter seinem Namen berausgiebt, wird er, vorbebnitlieh 
der Verpflichtoiig, daaTnf asser oder Ktlnstler für alle ihm erwaebsenea Nachteile und Ver- 
luafea sa «lAadHMtigM, som Yetluak «Uer bwcndarea, Mtaar Penoa «dar mIbmi Süada ai> 
InniaMidni Backte wM ^m wHt ffii ^4 m tohaaaUbicIldiar VartaaBaag in das antfanila 
(nicht sibirische) Provinz das Reieha odar sa Bakarkanng naalLt Sl, diaaaa Straf- 

gesetzbuciis verurteilt. 

§ 1S84. Wer, ohne sich fQr den Urheber eines fremden Werkes, einer Übersaiung oder 
eines anderen Erzeugnisses der Wissensciiaft, Littt ratur und bildenden Künste auszugeben, 
aber mit voller Kemunia, ilass sellMgps das littcrarisc lie oder artistische Eigentum eines 
audaren ist, über ein durch irgend welchen Zufall in seinen Besitz gelangies Werk obiger 
Gattung ohae Ermtditigang wie Qber sein eigenes verfügt, indem er den Druck desselben 
^«werkstelligt oder vamdaaatw aia dnunatisckaa odar maalkaliaehaa Wark äffaniUch zur Auf- 
iOhrung bringt, BUdar wid andere Erzeugnisse der hfldendaaKlInata kopiert nndTervlelf&ltigt, 
•wird dafür, vorbehaltlich der Verpflichtung, alle dem rechtmässigen Eigentümer von ihm ver- 
ursachten Verluste zu ersetzen, mit Einkerkerung auf die Dauer von swei bia acht Monaten 
kastraft. 

Dazselben Bestrafung unterliegt ferner: 

1. wer ohne Bewilligung des Autors den Druck einer neuen Auflage etnas Bvoliaa, 
Anfaataaa. musikalischen Werke», Kupferstiches bewerkataUlgt und veraolaaat; 
S. wer «Äna Handsclirift oder das Itecht auf Veriiffentllchiiaip afaaa Buches, Ant- 
aii^M, ■naikaUaehaa Warkea» Kupforaticha nahraraa ParatniHi ahm dnaa Sn- 
tttmmnog atnzaln Terksoft, flOIa er sieh dabei sonst keiner Fttaefaimg oder etnaa 
andern Betruges, der Ihm eine härtere Strafe zuzieht, schuldig pemncht hat. 
t5 16s5. Wer ein Buch, einen Aufsatz, ein musikalisches Werk, einen Kupferstich zwar 
nicht volli,uindig nachdruckt, jedoch über das jtesetzliche Mass liinausgelieinie Teile von 
litterarischen oder artistlsctiea Werken solcher Schriftsteller oder Künstler, welclie noch leben, 
oder durea Eigentumsrechte auf ihre Rechtsnachfolger oder andere Personen ubergegangen 
ato^ ia aaiaa BOQtaiM% ZaitaeJurittan, OntTttrea ate. anfntiamt, wird mit einer Geidatrata aiaht 
aber den doppeltan nels der Naoaaraekaexamplara bestraft. 

Anmerkung. Das gerichtliclie Strafverfahren wegen widerrechtlicher Aneignung 
liiteran»cheft oder artistisehcn Eigentums (§ ISsa bis ldS&) wkd nur auf Antrag das Qe- 

Gasetse ttber daa Urhabanracht» Id 




tum des gesctzmässigen Heraaspebers werden. 
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§ 24. Wissenschaftliche Arbeiten von imabhäD^igen gelehrten Oesell- 
schaftcn werden Gemeingat, im Falle letztere Tor Ablauf der grewährleisteten 
Frist für das ausschliessliche Eigentumsrecht aufhören zu existieren. An 
Alnd«mien, UniTorBit&teii und anderen LebnaetalteB bestätigte gelehrte 
Seilschaften übergeben im Falle ihrer AnflOsong ihre Bechte den Anstalten, 
an denen sie bestätigt waren. 

§ 25. Der Druck eines Werkes in den Publikationen einer gelehrten 
GeseUsdiaft mitzieht dem Urheber oder dessen Erben nicht das Becht, 
selbiges zum eigenen Vorteil drucken zu lassen, falls dies nicht dem Begle- 
ment der Gesellschaft oder einem vom Verfasser abgegebenen besonderen 
Versprechen zuwiderläuft. 

§ 26. OeseUschafteOf welche sieh behnfs Herausgabe irgend welcher Er- 
zeugnisse der Wissenschaft und Litteratur gebildet haben, treten in die Reiho 
von Handelsgesellschaften und unterliegen bei Festste! Inng des aus Ann Ver- 
kauf der Werke jedem Mitgliede zukommenden Gewiunanieils den iur diese 
erlassenen Gesetzbestimmnngen. Das Becht der Zagehörigkeit zu der be- 
treffenden Gesellschaft und der Anspruch auf alle derselben zufallende £f- 
txagsvorteile wird auf gewohnlichem Rechtswege nachgewiesen. 

§ 27. Die Komitees der Ceusur tür innere Augelegeuhciten achten aaf 
genaue Befolgung der in §§ 1 bis 26 dieses Qesetzes aufgestellten Be- 
Btimmnngen. 

II. Über artistisches Urheberrechte 

§ 28. Jeder Maler, Bildhauer, Architekt, Graveur, Medailleur und mit 

anderen Zweigen der schönen Künste sich beschäftigende Künstler ceniesst 
auf die Dauer seines Lebens, ausser dem gewöhnlichen durch allgemeine 
Gesetze gesicherten Eigentumsrecht an seinen Werken als Sachen, noch das 
sogenannte artistische Urheberrecht. Dasselbe besteht in dem ausschliesslich 
ihm zukommenden Rf chtc, ?t^in Originalwerk mit allen erdenkDchen Mitteln, 
welche dieser oder jener Kunat eigen sind, nachzubilden, zu YeröffeutUchen 
und zu vervielfältigen. 

Anmerkung. Die liecht« der Akademien« ünivmüatni, Lttolartalten, artistischen 
Gesellschaften sind bezOglich der Veröffentlichung roxi Erzeagnissen der bildenden EOnst« 
genau dieselben, wie sie ahnliche Anstalten in Bezug auf Veröffentlichung von Werken Uttera- 
jrischen und -^Mssenschaftlii hen IldMlIa geniessen. 

§ 29. Behufs Verhütung Ton Ffilschongen und Prosessen ist der Künstler 

als Urheber verpÜichtet: 

1. sein Werk einem Notar, Makler oder dem Kreisgericiii mii aus- 
führlicher Beschreibung des Gegenstandes yorznweisen, daselbst 
einschreiben und einen be^laubi^^ten Auszug, der da beweist, dass 
das artistische Urbeberrecht an genanntem Werke ihm gehört, sich 
ausstellen zu lassen; 

2. die kaii^erliche Akademie der Kttnste durch Beibringung einer 
ebenfalls beglaubij^ten Kopie des erwähnten Ausznt^^s davon in 
Kenntnis zu setzen. Die Akademie macht dieses in den , Wedomosti^ 
(russ. Zeitnntz:) auf Kosten des Bittstellers bekannt, wonach das 
artistische Urheberrecht an dem durch diese Formalit&ten ge- 
schützten Werke endgültig als dem Künstler gehttiig bestätigt 
wird. 

Wenn das betreffende Werk sehr umfangreich ist, hat der Hakler (gegen- 
wärtig der Notar) die Yerpflichtongf dasselbe in der Künstlerwerkstatt sa 

besichtigen. Von Werken, die Tcrmittelst Abdruck? vervielfältigt worden 
sind, müssen zwei Exemplare der Akademie überwiesen werden. 

§ 30. \\ cnu der Künstler das artistische Urheberrecht an einem seiner 
Werke Terkauft, andern abtritt oder testamentaiiseh Tennacht, so geht 
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selbiges Beeht ganz aiil den Brwefber tind dessen Itoehtsntelifolger Aber. 

Die bei einer solchen (^hergäbe Teieinbarten Bedingaogen sind gemäss den 
darüber bestehenden Gesetzbeslimmangen festzusetzen und nipfirrnif^chreihon. 

§ 31. Künstlerische Werke, welche für Gotteshäuser, kaiserliche 
{Schlösser, Museen und überhaupt für Gebäude der Krone Yon der Begierung 
angekauft oder a\if ihre Bestellung hin ausgeführt worden sind, gelten 
VfT' it«? als Voltes Erbeigentum jpnf^r Bezirke nnd kOnnen oJine Einwilllgang 
iies Künstlers nachgebildet werden. 

§ 32. Ebensowenig besitzt der Künstler das ürheberrecht an Werken, 
die er auf Bestellung von Privatpersonen ausgeführt hat, wenn er nicht 
etwa dasselbe sich niis lrücklich ausb^fhini::''!! I^ieses Recht erhört, sobald 
die Arbeit honoriert ist, den Auftraggebern und ihren Bechtsnachf olgern. 
£s kann ebenso der Eftnstler PortrSto nnd Familienbilder nur mit Ein- 
willigung des Auftraggebers oder seiner Erben naebbilden, ?er?ieUSltjgen 
und der Öffentlichkeit übergeben. 

§ 33. Wenn ein Künstler das artistische Urheberrecht an einem semer 
Werke einer fremden Person abgetreten bat, darf er besagtes Werk nur bei 
einer Gesamtausgabe seiner Schöpfungen mit oder ebne Text wiederholen; 
doch ist er nicht befugt, dasselVH" von der Gesamtausgabe getrennt zu ver- 
kaufen. Diese Bestimmung gilt auch tur die Rechtsnachfolger des Künstlers. 

§ 34. Alle diejenigen, weichen der Künstler das artistische Urheber- 
reebt an allen seinen Werken oder nnr einem Teile derselben testamentarlseh 
vermacht oder in anderer Weise abgetreten hat, sind verpflichtet, dieses 
nicht später, als nach Ablauf eiri''^ Tahres nach dem Tode des Künstlers 
und, wenn sie im Auslande sich aulkuiion, nach Ablauf von zwei Jahren an 
kompeteater Stolle bekannt za machen. Alsdann treten sie hinsichtUcli dieser 
Werke in alle Bechte seiner gesetzlichen Erben. 

§ 35. Solange das Miisschliesslicho ürheberrecht an Werken der 
bildenden Künste laut der vorstehend aufgeführten Gesetzbestimmungen 
irgend einer Person gehört, darf niemand ohne formelle Einwilligung dieser 
Person 1. diese Werke nachbilden oder andere mit der Nachbildung beauf- 
tragen; 2. auf irgend eine Art diese Werke vervielfältigen und verkaufen, 
bezw. durch Kommissionäre verkaufen lassen; 3. diese Werke teilweise nach- 
bilden oder kopieren und dieselben getrennt Terdffentlichen oder andere 
•damit beauftragen. 

§ 36. Jede in gewinnsüchtiger Al sii lit veranstaltete Kopie eines künst- 
lerischen Werkes in seinem ganzen Umfange, ohne formeile Einwilligung der 
Person, welche nach den Gesetzen das urliätische Urheberrecht au dem 
Werke beaitxt, wird als gesetswidrige Kaehbildnng betrachtet. 

§ 37. Die Mittel solcher Nachbildung können sein: 

1. Die Malerei in allen ihren Zweigen «Is: a) das Malen in Öl-, Wachs-, 
Saft- und anderen Farben, aber auch das Zeichnen mit Bleistift, Tinte oder 
Tasche; b) das OraYieren auf Metall und Holz, das lithographieren, 
Daguerreotjpie, Mosaikmalerei etc.; c) die Ausführung nach ürrnnden Ent» 
würfen, gleichviel auf welche Art tu ■'tande gebracht. 

2. Die Bildhauerkunst und ihre Zweige: a) der aus einem beliebigen 
J9toife bewerkstelligte AbgnsB in nachgebildeten Formen; b) dasMeieseln ans 
Ibnnor oder anderm Qeslnii nach Abgüssen oder nach Originalwerken, nach 
punktierten Zeichnungen oder mit andern Hilfsmitteln; c) die Galvanoplastik; 
d) das Übertrafen eines Erzeugnisses der Bildhauerkunst in seüiem ganzen 
Umfang auf Säuramflnzen und umgekehrt yon Sehanmttnzen anf Basreliefe 
Wid Statuen. 

3. Die Gravierknn^t: die Nachbildung eines Holzacimittes, Kupfer- oder 
«Steinstiches etc. in derselben Grosse. 
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4. Bie AfeliMtar: a> der Bau eiaes «ffeatUclmi odor Mntgekämitm 

Bach einem fremden Entworfe und Nachbildung der Fassade; b) Herstellang^ 
von Kopien fremder Projekte und Veröffentlichung derselben in Stich, Litho- 
graphie und au£ and^e Arten, raasaden, Plane und besondere Einzelheiten 
T«i sdMiii wsigfktaiMa Oebindan naehznbfldan, ist gettiMet i»d wM niciit 
als Nachdmck angesehen. 

§ 38. Als gesetswidrige Entlehnung wird geahndet : 

1. in der Malerei — wenn einem fremden Werke ohne i:.iawiiiigang des 
KttnsÜflrs eder deeten Beelitaudifolgen bestiamte Onippea, Figuren, KOpf e 
oder sonstige Details, Landschaften, Meeresansichten, Perspektiven u. dergL 
entnommen und durch einen andern Künstler einem neuen Werke mit Be- 
obachtung derselben Zeichnung und Beleuchtung, welche sie im Originaiwerk 
des Urhebers haben, «^yerl^t weidet; auw wen dieselhee in gMeher 
Weise abgezeichnet und zusammen mit andern Gegenständen nl<^ Zcichen- 
Yorlagrn Yon einem Künstler veröltentlicht werden, welcher nicht Urheber 
derselben ist; 

3. in- der Bildiiauerkunst — bei ebensolcher Entiefaniiag toa Qmppaa, 

Figuren, K<^pf( n und Ornamenten und PÜMÜenulC. detselbea MlfcflOB elftes 
fremden ljil(ih;iurrs in andere Wi rke. 

§ 'dd. iJiö Benutzung von Figuren und Urnauieuten zu Modellen für 
ErzeugnisBe der Uaonfalctnren und Handwerke wird nicht als strafbare 
Nachahmnng angesehen; ebensowenig die Naclihildung eines Werkes der 
lUierei und ihrer Zweige durch die plastische Kunst und yice ?ersa. 

§ 40. Dieselben Oesetzbestimmungen, welche bezüglich der Abtretunj^ 
im Auslande erschienener Werke russischer Künstler an eine Person des 
Kelchs in Geltung sind^ erstrecken sich auch auf das Abtretungsrecht der^ 
selben an einen ausländischen Verleger, auf Einführung der Werke in Rusa- 
land, ihre Eiorelchung vor dem Komitee der ausländischen Censur; bei Ver- 
einbarung der Bedingungen in fremden Ländern, in den rvssischen WgäoaiBtk 
und Oesandtschaften, sind die §§ 81^34 dieses Beitrags m beachten. 

III. Über das Urheberrecht an musikalischen Werlren rassischer 
und in Rnssland wohnender Komponisten. 

§ 41. Das ausschliessliche Druck- und Verkaufsrecht musikalischer 
Werke gdiOrt den Komponisten nnd ihren Erben oder denen, welchen sie 
es in gesetzmfisslgcr Weise abgetreten habec Die Sehutsftirten sind die* 
«riben, welche für die Urheber, Übersetzer und Hemwgeber ron Bfkehers 

aufgestellt sind. 

§ 42. Bis nun Ablanf dieser Fristen darf nienumd ohne Ebwiffigung 
der Person, welche genanntes Beeht besitzt: 

1. ein noch ungedrucktes musikalisches Werk herausgeben odw eina 
neue Auflage des bereits mtdruckten erscheinen lassen^ 

2. ei» fremdes mnsikaliaidies werk, das Öffentlich nn GehSr gehncki 

worden ist, herausgreben ; 

3. ein musikalisches Werk von einem Instrument mf andere In- 
strunente oder von einem ganzen Orchester auf ein beliebiges 
tetranent ttbeitragen nnd TerSffentliBlien; 

4. sowohl von Werken, die noch nicht, als auch von solchen, 6i» 
schon yeröffentlicht oder aufgeführt worden sind, Änsziige er- 
sehdnen lassen oder einzelne Musikstücke anderer Komponist^ 
ndA TSfSaderter Beg^tnng snn Abdruck biisf^iiL 

43. Musikstücke, die noch nicht veröffentlicht sind, dürfen ohne Ein- 
willigung des Besitzers des Urheberrechts in keinem Theater oder Kou/i ri, 
sei es ganz oder nur teilweise öffentlich zu Gehör gebracht werden, i>a» 
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^egen 'können Musikwerke, welche bereits heransge^eben sind, mit Ausnahme 
Ton Opern und Oiatorien, auch oime Einwilligung des Komponisten öfientiidi 
sa Qeh9r gebracht werden, wen te ürMer Dei Heransgabe des Werte 
«af den yeröffentlichten Exemplaren das ausschliessliche Aoffühmngsreeht 
«idi nicht etwa vorbehalten und die strafrechtliche ^'er^ol(?ung für jede Ver- 
leissng dies^ Eechts in Aussicht gesteilt hat. Opern und Oratorien können 
«mdi äme amdrückliehen Vorbehalt seitens des E^mponistMi niir bH seiaer 
Genehmigung öffentlich aufgeführt werden. Eine in gesetzlicher Weise er- 
folgende Aufführung musikalischer Werke in einem Theater oder Konzert 
^iebt andern kein Becht auf Wiederholung derselben. 

§ 44. AnssQge ans fremden mnslkalisehen Kompositionen sind nnr dann 
«rlaubt, wenn die Abweicbnngen von den Ideen und Formen des Originals 
so bedeutend und saklreieh sind, dass eine sokshe Bearbeitnng ein neues 
Werk ergiebt. 

§ 4ö. Alle, welche sich des Nachdrucks fremder musikalischer Kom- 
positionen schuldig madien, unterliegen denselben gerichtlichen Strafsn, 
welche für die Verletzung des Urheberrechts an litterarischen Werken an- 
gesetzt sind (Strafgehetübuch §§ 1688 — 1685; siehe Seite 209); ausserdem 
hat der Geschädigte das Becht zu verlangen, dass die Platten und Steine, 
welche zum Gravieren und Lithographieren der Musikwerke gedient haben, 
in seinem Beisein oder in Anwesenheit seines Stellvertreters vernichtet oder 
aber bei Berechnung der ihm zukommenden Entschädigungssumme anZahlungs- 
statt ihm ausgeliefert werden. Für unerlaubte Aufführung eines fremden 
Musikwerkes werden die Verletzer des § 43 dieses Gesetzes ausser der Be- 
strafung, der sie nach § 1084 des Strafgcsftzbuchs unterliegen, genötigt, die 
doppelte Summe des aus der Aufführung erzielten Geldbetrages, einschliess- 
lum der bei der Aufffthmng notwendig geweseneu Ausgaben, dem Qe- 
«ehädigten auszuzahlen. 

^' AC). Wenn ein Komponist, welcher das ausschlif ssliche Recht auf 
Herausgabe seines Werkes einer Person im Keiche abgetreten hat, selbiges 
hernach im Auslände veröffentlicht, unterliegt er, bei Eiulührung solcher 
Ihcemplare iu das Kaiserreich, zu Gunsten des Erwerbers genannten Becbts 
derselben Geldstrafe, welche bei Nachdruck verhängt wird, l'brigeus ist es 
ihm erlaubt, einige Exemplare, jedoch nicht mehr wie zehn, für eigenen 
Gebrauch mit sich zu führen. 

§ 47. Wenn ein Komponist mehr als sehn Exemplare seines im Aus- 
lände nachgedruckten Musikwerkes mit vollem Bewusstsein, dass es Nach- 
drucksexemplare sind, in Russland eintülirt und zum Schaden desjenigen, 
der das ausschliessliche Recht auf Herausgabe dieses Werks iu Russland 
besitzt, weiterreitoinft nnd yerbreitet, wird er wie für Nachdrack bestraft. 

§ 48. Musikwerke, welche durch russische Komponisten oder durch 
Ausländer, die das Urheberrecht an denselben erworben haben, im Auslände 
herausgegeben worden sind, werden auf Grund der gegenwärtigen Gesetz- 
bestimuiuDgen gegen Nachdruck und öffentliche Aufführung innerhalb der 
Grenzen des russisehen Reichs geschützt. Dieselben Bechte genicsscn in 
ähnlichen Fällen die ausländischen Komponisten, so lange sie sich in Kuss- 
land aufhalten. Das Komitee der ausländischen Ocnsur luuss schriftliche 
Hitteilung jeder solcher Ausgabe empfangen ; bezüglich der Ausgaben, welche 
der vorangehenden Begutachtung der Consur unterliegen, gelten die in Art. 50 
-des Censurreglements von 1886 aufgestellten Gesetzbestimmnngen. 

§ 49. Wer in gesetzlicher Weise von einem im Ausland»' befindlichen 
Komponisten die Konzession zur Herausgabe seines Werks eingeholt und 
dies in gehöriger Weise bekannt gemacht hat, geniesst laut Art. 41—48 
alle dadurch erlangten Bechte. 
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Die in diesen Artikeln auf^estcllrrn '^rbnt/reclitp f-rsTrpc'kf ii sich nicht 
auf russische Koroponisteu, die ohne Eriuubuis der ivegieruug udcr über die 
bewiUigrte Frist hinans im Auslande sieh anfhalten. 

§ 50. Von allen übereinkornnK-n, welche mit aasserhalb der ^r'^nzen 
des russischen Reichs sich befindenden Ausländf-rn vereinbart weriien, niuss 
den dort behodlichen russischen Missioneu und Konsulaten Miiteiiung ge* 
macht weiden. 

CMIgesetzliuch. 

Art. 1185. JSach dem Xode des Verfassers oder Übersetzers eines Buches, 
des Antors ein«i Musik- oder Kiustwerkes, geht das ansaehliessliclie Beeht, 
das Buch oder das Musikwerk herauszugeben oder zu verkaufen oder das 
Becht '^p^ kTin'^tlori^chen Eigentums (an Werken dt r ^fnlorei, Gravur, Litho- 
£^piüe, Fhotographie, Architektur, Mcdaillirkunst usw.) zu gemessen, auf 
die geeetdiehen oder teetamentarisdien Erben Uber, sofern er seine Rechte 
nicht vor seinem Tode einer anderen Peraoii abgetreten hat, jedoch dürfen 
diese Rerhtf' eine Frist von fünfzig Jahren vom Todestage de« Autors, Über- 
setzers, Küostiers an oder vom Tage an, an welchem sein ^\ crk der Offent- 
liebkeit ftbergeben wurde, wenn dies Yor seinem Tode nickt geschah, aidit 
ttbersteigen. 

Salvador. 

Verfassung vom 3. August 1886. 

Art. 31, Las i^igtütum irgend welcher Art ist unverletzlich. Niemand 
darf seines Eigentums enteignet werden ausser zu einem gesetzlich bewiesenen 

gemeinnützigen Zwecke und gegen vorherige billige Entschädigung. Wird 
die Zwann^senteifjnunir durch krie;;j;erische Veranlassungen herbeigeführt, so 
braucht die Eoschädigung nicht vorher zu erfulgeu. 

Bfirgeiiiciies Gesetzbuch von 1880. 

Art. 663. Die Erzeugnisse des Talents oder Geistes sind das 
Eigentum ibrer Urheber. Dieses Eigentnm wird durch besondere Oesetse 

geregelt. 

Gesetz vom 2. Juni 1900 betrelTend den Schutz der Urheberrechte. 

Art. 1. Die Urheber von »Schriftwerken jeder Art oder von musikalischen 
Eompontionen, Werken der Malerei, Zeiebnung, Bildbaverei und fibeikanpt 

Originalwerken haben während ihres Lebens das ausschliessliche Recht, ihre 
durch Druck, Lithographie, Formerei oder jedes heliebige andere Verviel- 
fältigungs- üJer Vermehrungsverfahren vervielfäliigteu Werke zu verkaufen, 
Terfertigen oder in Vertrieb zu. bringen. 

Art. 2. Ihre Krl < r. L'-nicsscn während fünfundzwanzig Jahren !^^?selbe 
5iecht; letzteres wird .ibtr das Eigentum aller, wenn der Fiskus Erbe des- 
seibun ist. Wenn die Erben nach dem Tode tlesjenigen, dessen liechts Inhaber 
sie sind, ein Jahr vorübergehen lassen, ohne Gebrauch der Beebte so machen, 
die ihnen durch da^ gegcnwSrtige Gesetz gewährt sind, od'^r wenn sie vor 
dem Ministerium des Fomento darauf verzichten, lallt das Eigentumsrecht 
dem Gemeingut zu. 

Art. 3. Die Urheber und Ihre Erben können ihre Bechte irgend einem 
dritten abtreten. 
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Art. 4. Der Eigentümer eines nachgelassenen Manuskriptes, welches 
des Urhebers eigenhändige Verbesserungen eines während seines Lebens ver- 
öffentlichten Werkes enthält, geniesst sein Eigentum während einer nicht 
Terlängerbaren Dauer von fünfundzwanzig .Tiihreu. 

Art. 5. IMp An^Üin lri. welche ihre Werke in Silvndor Teröffentlicht 
haben, genicsseu dieäüiben Kecliie, wie die Inländer; ebenso verhalt es sich, 
wenn sie, nach deren yeMffentlichung im Ausland, eine neue Auflage der- 
'selben in Salvador veranstalten. 

Art. (). Die Theaterstücke können ansserdcm anf keinor Bühne Salvador« 
ohne die schriftliche £rlaabni8 des Urhebers während seines Ijebens oder 
diejenige seiner Erben wfthrend der ihnen bewilligten Frist yon fOnfond- 
zwanzig Jahren dargestellt werden. 

Art. 7. Wenn das Werk einer Körperschaft zusteht, behalt dieselbe 
dessen Eigentum während fünfzig Jahren von der VerüftentUchaog der 
erstmi Auflage an, woin das Bestehen diesen Zeitranm ftbersteigt. 

Art. 8. Die Obersetzer jedes lateinischen oder griechischen Werkes 
nad ihre Erben gemessen die^elhm Hechte, wie die rrbeber und ihre Erhcn. 

Art. 9. Um die durch die voiiiergeheuden Artikel zugesicherten Bechte 
zu genieäsen, ist keine von der Kegierung herrtlhrende Uilcnnde erforderlich; 
es genügt, vorher ein Exemplar des Werkes beim Ministerium des Fomento 
hinterlegt zu haben und auf dem Titelblatt desselben anzugeben, wem es gehört. 
Wenn anlässlich der Hinterlegung eines Werkes das Ministerium des Fomento 
feststellt, dass es offenbar nnmoraliseh oder der Offentilehen Ordnung inwider 
tttt kann die Verbreitung desselben in der Republik untersagt werden. 

Art. 10. Die Eegienins k um Privilegien für eine Maximalfrist von 
fünf Jahren denjenigen gewähren, welche interessante Werke neudrucken, 
TOiausgesetat daes deren Ausgabe fehlerfrd ist, und dass die Erlanbnis des 
Urhebers eintretenden Falles erlangt wurde. 

Art. 11. Bei Ablauf der durch die vorhergehenden Artikel festf^esetzten 
Fristen wird jedes Werk als ein gemeinsames Eigentum betrachtet und jeder 
kann dasselbe naeh seinem Belieben ansnntssen. 

Art. 12. Wer das Werk anderer neudrnckt, sticht, nachahmt oder auf 
jede andere Weise den Bestimninnp:en dieses Gesetzes zuwiderhandelt, kann 
durch den Beteiligten bei dem ßicbter angezeigt werden, welcher gemäss 
dem Oesets erkennen und den Sehnldigen zum V^lnst der Ausgabe, emer 
Qeldbusse von 100 bis 1000 Pesos und zum Schadenersatz verurteilen wird. 

Art. 13. Die Urheber oder Neudrucker sind verpflichtet, Exemplare 
ihrer Werke den Ländern zu übermitteln, mit welchen in dieser Beziehung 
Verträge besteben ktan«L 

Art. 14. Die Yervielfriltigung der in den periodischen Seiuriften er« 
sehieneneu Veröffentlichungen ist frei. 

Art. iu. Die vorhergehenden Bestimmungen linden unbeschadet der 
geltenden Yerti&ge Anwendung. 



Schweden. 

Gesetz vom 10. August 1877 über das 
IHterarlsche Eigentumsrecht, einschliesslich der Ergänzungen 
vom 10. Januar 1883 zu den §§ 3, 10 und 21. 

§ 1 : öiehc den durch Gesetz vom 2Ö. Mai lbU7 abgeänderten Text. 
§ 2. Das nach § 1 dem Urheber zuerkannte Becht schliesst fttr den- 
Bdbea anch die ausschliessliche Beiechtigang in sich, seine Schriften in 
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Übersetzung von einer in die andere Mundart derselben Sprache (iurchDrnrl: 
vervielfältigen zu lassen. Das Schwedische, Norwegische und Dänische 
werden in dieser Hinsicht als angleiche Mundarten derselben Sprache he- 
tiaehtet.- 

i5 3: Siehe den durch Gesetz Tom 28. Mai 1897 abgeänderten Text. 

§ 4: Siehe den durch Gesetz vom 28. Mai 1R97 nhrrf^jinf^erten Text. 

§ 5. Der Herausgeber einer periodischen iSchntt, wie auch einer Schrift,^ 
welche aus selbständigen Beiträgen verschiedener Mitarbeiter besteht, wird* 
als Urheber der Schrift betrachtet, jedoch ohne das Recht, die zu solcher 
8ciirift gelieferten Beiträge einzeln zu veröffentlichen. Nach Verlauf eines 
Jahres von der ^'eröffontlichung des Beitrages an, kann der Urheber den- 
selben unbehindert selbst TeTOffentlicheii. 

v< T). Der Urheber kann sein vorerwähntes Renht t inem oder niphrereii 
anderen mit oder ohne Bedingungen oder Eiuschränkungeu abtreten. Thut 
er dies nicht, so geht das Becht beim Tode des Urhebers auf seine Bechts- 
iobaber nach Massgabe des Gesetzes über. 

Wer durch Ces^ion das Verlagsrecht an einer »Schrift erhält, kann ohne 
ausdrückliche Ermächtigung des Urhebers nicht mehr als eine Autlage ver- 
öffentlichen und diese nicht in grösserer Anzahl als in 1000 EzempUreo. 

i; 7. Das Urheberrecht besteht während der Lebeoszeit des Urbeben 
und 50 Tihrn nach seinem Tode. Wonn 7;wei oder mehrero pprsonen eine 
Schrift gemeinsam verfasst haben, welche nicht aus seibstäudigeu Beiträgen 
yersohiedener Mitarbeiter besteht, so werden diese 50 Jahn toh des sollst 
Terstorbenen Urhebers Tod an gerechnet. 

§ 8—9: Siehe den durch Gesetz vom 28. Mai 1897 abgeänderten Text. 

§ 10. Soweit nicht in der V erordnung über die Drackfreibeit oder in 
diesem Oesets anderes bestimmt ist, ist es als Nachdmolc Terboten,^ ebne 
des Zuständigen Erlaubnis, die Schrift eines anderen ganz oder teilweise an 
drucken, solange die für dieselbe bestimtnte Schutzfri'-t nicht verflossen i?t. 
Der Nachdruck wird dadurch nicht ein erlaubter, dass uuwesentliche Ände- 
rungen, Verküranneen oder Zns&tze aufgenommen weiden. 

Als Nachdni(£ wird gleiebfalls angesehen die ohne Bilanbiiis ver- 
öffentlichte Übersetzung der ungednickten Sclirift eines anderen oder die 
in Widersprach mit §§ 2 und 3 veröffentlichte Übersetzung oder die seitens 
des V^legers oder dessen^ der iiim das VerriellKltigangsrecltt der Sebrift 
abgetreten hat, im Widersprach mit dem Yerlagsvertrag erfolgte Druck- 
legung der Schrift. 

§ 11. Das Nachdrucksverbot soll nicht daran hindern, bei der Ab- 
fassung einer neuen, im wesentlieben selbständigen Arbeit eine Dmckselirift 
auf die Weise zu benutzen, dass wörtlich oder auszugsweise Teile derselben 
angeführt werden, welche zur Beweisführung citiert werden oder 7wecks 
Kritik, J^eleuchtung oder weiterer Bearbeitung aufgenommen worden sind. 

Ebensowenig soll als Nachdruck angesehen werden, wenn Teile einer 
Druckschrift oder, sofern diese von geringem Umfang ist, die ganze Schrift 
in eine solche aus mehreren Arbeiten ziisaniniengesetzte Sammlunp: anf- 
genommcn werden, welche zum Gebrauch beim Gottesdienst oder beim 
Eleraentamnterricbt in Lesen, Musik oder Zeichnen oder bei liiBtoiis<^en 
Darstellungen dienen soll; ebensowenig ferner die B^utzung der Worte 
als Text bei einer musikalischen Arbeit. 

Wenn eine andere ^Schrift derart benutzt wird, soll deren Urheber 
angegeben werden, sofern sein Name auf der Schrift verzeichnet steht. 

§ 12—16: Siehe den durch füesetz vom 28. Mai 1897 abgeänderten Text. 

§ 17. Wer es unterlässt, d^ n Namen eines Urhr-bers, beziehentlich den 
Titel einer periodischen Schrift, nach der iu 11 uud 12 festgesetzten Art 
anzugeben, wird mit Busse bis zu 100 Kronen bestraft. 
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§ 18. TTas Torstehend hinsichtlich Strafen, Schadenersatz und Eigen« 
^umsTerlast Terfogt ist, gilt in den anwcudbarea Teilen auch für diejaugeo, 
inUo Biit WkMB TOB der Ungetetsliehkeit einer Afbeit dieselbe feiUMlten 
<»der mm Verkauf in das Reich einführen. 

§ 19-20: Siehe den durch Gesetz vom 28. Mai 1897 ahgeändfrten Text. 
§ 21. I>ei Berechnung der in §§ 3, 5, 7, 8, 9, IH und 14 angegebenen 
ZaMTMÜmiHMgiB wild du Kelendojekr, in welebem das VerUUtnii eintritt, 

lUeksichtlich dessen Verfügung getroffen ist, nicht mitgezählt. 

§ 22. Das dem Urheber nach diesem Oesetz snerkannte Recht an 
ächhl'ten, weiche sich oagediruckt in seinem, seiner Witwe oder seiner Ki'ben 
Berits TorMen, Icsnn nieht für Selmld geplindet werden oder im KenlcnrB- 
iille an die Gläubiger übergehen. 

28. Zuwiderfaandluugen gegen dieses Gesetz können nor ¥on dem Ge- 
schädigten gerichtlich rertolgt werden. 

§ 84. Die YemdBiingen vom 20. JnU 1865 über des Verbot der OfTent- 
liehen Aufführung dramatischer oder für die Bühne verfasster musikalischer 
Arbeiten ohne Zustimmung des Eigentumers, imA vom 20. März 1876 über 
das Eigentumsrecht an Suiirifieu werden hierdurcli aufgehoben, und es üudet 
ditö gegenwirtige Gesetz auf sehon TerOffentiiohte Schriften Anwendung. 
Doch soll die in § 7 festgesetzte Schutzfrist fiir Schriften, deren Urheber 
vor dem Tage verstarb, an dem das (Jesetz in Kralt tritt, von diesem Tage 
au berechnet werden und im übrigen seitens des gegenwärtigen Gesetzes 
krine EtneelirtnkQng auf gem&ss früheren Gesetzen erworbene Rechte aus- 
geübt werden- Ebensowenig sollen die Bestimmungen des zweiten Kajjitels 
dieses Gesetzes auf dramatische oder musikalisch-dramatische Arbeiten An- 
wendung linden, welche üü'eutlich uutgeführt wurden, ehe die Verorduuug 
Tom 20. Juli 1856 in Kraft trat 

Gesetz vom 28. Mai 1897 betrefend Abänderung gewisser Teile 
des Gesetzes vom 10. August 1877 über das litterarische Eigentum. 

Die Paragrapben 1, 3, 4, 8, 9 nnd 12 des 1. Kapitels, das 2. Kapitel, 

die Paragraphen 15 und 16 des 3. Kapitels und die Parngraphen 19 und 20 
des 1. Kapitels des Gesetzes vom 10. August 1877 erhalten die folgende 
abgeänderte Fassung. 

1. KapiteL 

§ 1. Urheber hat das ans&cbllessliche Hecht, seine Schriften durch 
den Druck, welcher kraft des gegenwärtigen Gesetzes auch die photo- 
chenischen \erfalireu umfasst, vervielfältigen zu lassen, ob nun dieselben 
hereits Urflhcr YerQffeiitlicbt worden oder nur handschriftlich rorliegen. 

Als SchriftBU im Sinne dieses Gesetzes gelten auch musikalische Kom- 
positionen mit Noten oder sonstiger Zeichenschrift dargestellt, ebenso natur- 
wLssenschat'tUche Zeiclmungcn, Land- oder i:ieekarteu, Baupläne oder andere 
fthnUehe Zeidmungeu oder Abbildungen, welche nach ihrem hanpts&chlichen 
2weck nicht als Kunstwerke zu betrachten sind. 

§ 3. Schriften, welche der Urheber gleichzeitig in verschiedenen und 
auf dem Titelblatt oder am Anfang des Werkes angegebenen Sprachen ver- 
^Mfentlidien liiet, werden als in jeder dieser Sprachen verfasst angesehen. 

Hat der Urheber bei der Veröffentlichung einer Schrift sich durch B' - 
kanntgabe auf dem Titelbbitt oder am Anfang des Werkes das Eerbt 
Übersetzungen derselben zu verunstalten, vorbehalten, so ist es inuerliaib 
zwei Jahren von dem {Zeitpunkt an, zu weldiem das Werk zuerst TerSffent- 
hellt wurde, anderen Terboten, eine Übersetzung desselbm in euie andere 
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Sprache zu veröflcntlicben, und, wenn der Urheber innerhalb bcsapiter Zeit 
solche ÜbcrspUung veröffentlicht, ist es während weiterer acht Jahre ver- 
boten, eine f Jbersetznng in der Sprache oder in den Sprachen za TerOfKani- 
liehen, worin das Werk solcherart übersetzt wurde. 

§ 4. Wer Schriften in eine andere Sprache übersetzt, geniesst für 
seine Übersetzung, sofern ihm nach diesem Gesetz gestattet ist, ohne des 
Urhebers Zostimmung die Übersetsung durch den Drock sn yerVffenUicheiiy 
das in § 1 festgesetzte Urheberrecht, wobei jedem unbenommen bleibt, mit 
dem g^lcichen Recht eine andere Übersetzung derselben Schrift anzufcrtipfcn. 
innerhalb der Zeit, während welcher die ÜberseUung ohne die Zustimmung: 
des Urhebers nicht yer&frestlieht werden darf, soll der Obersetser hinsteht- 
lit h der T'bersetzung, für deren Veröffentlichung diese Zustimmung' erteilt 
wurde, dixH rrheberrocht mit den Einschrftnkongen ausüben, welche durch 
die Abmachung vereinbart sein könnten. 

§ 8. Fftr Schriften, welche T<m wlssenscbafUtehen Gesellschaften oder 
andern Vereimgangen veröffentlicht sind, die ein ]»endnliches Urheberrecht 
ausschliessen, wie auch für Schriften, welche erst nach des Urhebers Tod 
veröffentlicht werden, wahrt der Schutz gegen Nachdruck 50 Jahre von der 
ersten Veröffentlichung der Schriften au gerechnet Dasselbe gilt fttr anonyme 
oder Pseudonyme Schriften; wenn aber der Urheber vor Ablauf der 50 Jahre 
von der ersten Veröffentlichung der Schrift an gerechnet sich zu erkennen 
giebt, sei es anl dem Titelblatt einer neuen Auflage oder durch Anmeldung: 
beim Jnstixministerinm vnd dreimalige in den allgemeinen Zeitnngen yer- 
öffentlichte Bekanntmachung, so soll er alsdann das in § 7 bestimmte Recht 
geniessen. "Bis der Urheber sich also zu erkennen giebt, wird er in der Aus- 
übung seines Hechts durch dei^enigeu vertreten, den der Titel als den Ver- 
leger bezeichnet. 

§ 9. Wird eine Scilrift in mehreren Abteilungen, die innerlich znsammen- 
hän^en, veröffentlicht, so soll die in § 3 oder 8 erwälinte Schutzfrist von 
dem Jahre an gerechnet werden, iu weichem die letzte Abteilung veröffent- 
licht wurde. Ist e!ne Abteilung später als zwei Jahre nach der nSehst- 
vorhergehenden veröffentlicht worden, so wird die Schutzfrist für die titwe 
von diesen Abteilungen, sowie auch für der älteren vorhergehende von dem 
Jahre an gerechnet, iu welchem diese letzte ältere Abteilung erschien. 

§ 12. Als Nachdruck ist ebensowenig zu betrachten, wenn in eine 
periodische Schrift ein aus einer andern derartigen Schrift entnommener 
Aufsatz aufgenonunf-n wird, woliei der 'I'itrl ^^ r lieinitztQn Schrift jednch 
anzugeben ist. Wissen^^chattliche Abhaudluugeu und iitterarische Arbeiten, 
eb^iso andere Aufsätze, soweit dieselben grösseren Umfangs sind, dürfen 
jedoch nicht aufgenommen werden, wenn SU Beginn derselben der Vorbehalt 
jregen Nachdruck fjemacht ist, oder wenn sie in eine Zeitschxift za Anfang 
des oder der sie enthaltenden Hefte aufgenommen sind. 

2. Kapitel. Über die Benntzang Yon Schriften fflr die Bfthoe. 

§ 18. Dramatische oder dramatisch-mnsiluilische Arbeiten im Original 
oder in solcher Übersctzinifr, die i^craäss diesem Gesetz nicht ohne Zu- 
Stimmung des Urhebers iliirch den l)ruck veröffentlicht werden darf, (iiirfea 
ohne Zustimmung des Urhebers oder desjenigen, der nach diesem Gesetz das 
Urheberrecht besitzt oder ausübt, nicht Öffentlich aufgefflhrt werden. Der 
öffentliche Vortrag solcher Arbeiten ohne scenische Ausstattung oder von 
musikalischen Werken ist in besagter Weise verboten, wenn die Arbeit un> 
gedmclLt ist oder zu Beginn der Arbeit ein Vorbehalt betreffend die Ver- 
anstaitnng öffentlichen Vortrags derselben angebracht ist. Betreffs der 
Ubersetziuigen, die ohne Zastimmnng des Urhebers TerGffentlicht werden 
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dflrtVn, besitzt der Übersetzer das Eesht, das, wie Torerwäli&t, dem Uriieber 
Linsiciitlicii der Üripiniilürbeitcu zu^äteht. 

Falls nicht« anderes ausgemacht ist, schlieest die besagte Zviatömmnng 
für den, wel<"lior sie erhält, das }^ rtit in sich, die Arbeit so oft er es für 
gut findet aufzuführen oder vorzutragen, ohne dass ihm jedoch die Über- 
lassung irgend welchen Hechts hieran au andere zustellt. 

Dem Besitzer der Arbeit ist es, soweit nicht anderes ausgemacht ist, 
nicht Terwehrt, die gleiche Genehmigung mehreren zu orroilen. Hat der 
Besitzer jemandem das ausschliessliche Kecht die Arbeit aufzuführen oder 
vorzutragen erteilt nnd hat dieser aber sich während fünf aufeinander 
folgenden Jahren desselben nicht bedient, bo kann der Besitser die Za- 
Stimmung auch anderen uiibehindt rt erteilen. 

§ 14. Das dem Urheber oder Übersetzer in diesem Kapitel zuerkannte 
Becht gilt während seiner Lebenszeit und fünf Jahre nacu seinem Tode. 
Hat sich der Urheber oder Übezaetzer nicht zu erkennen gegeben, so ist es 
nach Verlauf Ton fünf Jahren, nachdem die Arbeit zuerst durch den Druck 
Teröffentllcht oder öffentlich aufgeführt oder vorgetragen wurde, jedermana 
gestattet dieselhe aufzufahren nnd rorzntragen. 

3. Kapitel. Über die Folgen der Übertretung dieses Gesetzes. 

§ 15. Wer sich des Nachdrucks schuldig macht, wird mit 20 bis 
1000 Kronen Busse bestraft. Ausserdem verfällt die Auflage dem (ie- 
Bchädigten, dem seitens des Schuldigen auch der \Vert der nicht vorge- 
fundenen Exemplare der Aoflage zu ersetzen ist, wobei jedes Exemplar 
nach dem Verkaufspreis der zul ^t/t veröffentlichten rechtmässigen Auflage 
berechnet wird. Ist die Arbeit nur zu einem bestimmten, abgesonderten 
Teil des Ganzen ungesetzlich, so soll, was hier lestgesctzt ist, nur auf diesen 
Teil Anwendung tinden. 

Wer im Widerspruch mit dit^sem Gesetze dramatische, musikalische oder 
dramatisch -musikalische Arbeiten aufführt oder vorträgt, Murd mit 20 bis 
1000 Kronen Busse bestraft; auch soll er als Schadenersatz dem Verletzten 
die bei solcher Gelegenheit für die Anfffihrnng oder den Vortrag einge» 
laufene Oesarateinnn)iiTie ausliefern, ohne Abzug für die Kosten; wenn jedoch 
bei derselben Gelegenheit eine andere Arbeit aufgeführt oder vorgetragen 
wurde, soll der Schadenersatz im Verhältnis hierzu ermässigt werden. 

Können die in diesem Paragraphen festgesetzten Grundsätze für die 
Berechnung des Schadens Glicht 1h f dgt werden, so wird der Schadenersatz 
aach andern für angemessen befundenen Grundsätzen bestimmt. Der 
iiiedrigBte Betrag, auf welchen der Schadenorzatz festgestellt werden boII, 
ist 25 Kronen. 

in. Alle ausschliesslich für den ungesetzlichen Druck einer Schrift 
verwendbaren Materialien, als Ötereotvp- und andere Platten und i'ormen, 
wie auch die zur ungesetzlichen Aufftthrung oder Vortragung dramatischert 
musikalischer oder musikalisch-dramatischer Arbeiten besorgten AbttäUriften 
sollen mit Beschlag belegt werden, ^^ofcrn die fiCteiligtcn keine andere 
Abmachung treffen, soll mit den Gegenständen der Beschlagnahme so ver> 
fahren weraen, dasz kein Missbrauch damit geschehen kann. 

4« Kapitel. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 19, Dieses Gesetz findet auf »Schriften schwedischer Bürger An- 
wendung, sowie auch auf Schriften von Ausländern, die zuerst hier im Beich 
veröffentlicht wurden. Die Bestimmungen dieses Gesetzes kennen, hei Vor- 
aussetzung der Gegenseitigkeit, Tom König teilweise oder in ihrer Gesamt- 
heit auch auf die Schriften von Bürgern anderer Lander und auf die 
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Schriftrn, äio iu demselben Laad zuerst veröfeatlicht worden, anwendbar 

erklärt werdeu. 

§ 20. Falls eine Schrift mehreren gebürt, ist die Zostinunnsg, wdehe 
«rforderlieh ist, damit der Druck oder die MfontlMie Anfffihrung oder Vor- 
tragung in p^Of?ot7li<*ber Weise erfolget, von einem jeden derselben 7.v or- 
teUen; doch soll es bei dramatisch -musikaliächeu Arbeiten genügen, dass, 
wem dar Taxt den Hanptlmitudteil Mldet, die ZwÜmaang Ton deraen 
ürlieber und im entgegeng^aetsten Fall Tom Kotnpontsten zu erteilen ist. 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1898 in Kraft. 

Dasselbe findet auch auf früher veröffentlichte Schriften Anwendung, 
ohne jedoch die kraft eines vorhergehenden Gesetzes erworbenen liechte 
einmeehr&nken; anseerdem kann derjenige, weleher vor der InkrafttetKong 
des Gesetzes in Oemässheit eines Irüliereu Gesetzes rechtmässig ein dra- 
matisches oder dramatisch-musikalisches Werk aufgeführt hat, die Auffiihrang 
unbehtudert fortsetzen, nnd, wenn das Werk rechtmässig vor demselben Zeit- 
jpunkt TerOifeDtlicbt wurde, kSanen die schon gedrackten Exemplare nnbe- 
hindert an das Puhlikum geliefeft werden. 

Gesetz vom 28. Mai 1897 über das Recbt der Nachbildung 

von Kunstwerken. 

Unter Aufhel)ung des Gesetzes vom 8. Mai 1867 übi;r die Nachbildang^ 

von Kunstwerken und der Verordnunof vom 10. August 1877 über die Aus- 
dehnung besagten Gesetzes wird wie fol<^t vprordnct: 

§ 1. Origiualkunstwerke dürfen zu Lebzeiten des Künstlers ohne dessen 
Zustimmiing behufs Verkaufs oder öffentlicher Ansstellong nieht in der 

Kunstart nachgebildet werden, zu welcher das Oriii:inal gehört. Auch wird 
die Kachbildung nicht dadurch eine erlaubte, dass sie in anderer Grösse als 
der des Origiualä ausgeführt wird oder dusä /u derselben Materialien anderer 
Art verwandt werden, elteasowraiig dadurch, dass an derselben imwesentliehe 
YeräudemDgen, Zusätze oder We^ssungcn Torgenoniraen werden. 

§ 2. Der Künstler soll da'-- mi^srdliessliche Hecht be8itzen, sein Oriprinal- 
kunstwerk ganz oder teilweise behufs Verkaufs oder öffentlicher Ansstellung 
durch Druck, Photographie oder Abguss oder anf andere älinliche Weise 
nachbilden zu lassen. Dieses Recht gilt bis zum Schlnss des zelinten Jalires 

nach demjenigen Jahr, während dessen der Künstler verstarVi und kann mit 
oder ohne Bedingungen oder Einschränkungen auf andere übertragen werden. 

§ 3. Die Bestimmungen des ^ 2 sollen kein Hindernis daftlr bilden, 
dass die Abbildung eines Knnstwerkes in eine wissenschaftliohe DarsteUmiir 

oder in eine Schrift, die zum Gcbiaueh beim Unterricht zn dienen bestimmt 
ist, aufgenommen werde. Wird eines anderen Kunf?twerk auf diese Weise 
nachgebildet, muss des Künstlers darauf angebrachter I^amc oder Signatar 
bei der Wiedergabe angegeben werden. 

§ 4. Gehen Kunstwerke in anderen Besitz über, so soll der Künstler 

oder sein Hecht >inhaber durch die Ührrlassung nicht der oben vermerkten 
licchto verlustig gehen; doch sollen bt sagte Hechte, wenn das Kunstwerk 
vom Künstler oder seinem Ecchtsiuhaber dem iSLaat oder der Gemeinde über- 
lassen ist, als in der Überlassnng enthalten betrachtet werden. Wenn ein 
Porträt auf Bestellung ausgeführt ist, darf dasselbe vom Künstler nicht 
ohne Zustimmung des Bestellers oder nach dessen Tode nicht ohne Zn- 
stimmung des überlebenden Gatten und der Erben nachgebildet werden. 
Wenn ausdrücklich anderweitige Abmachung, als hier für jedeo Eali lasti- 
geset«t ist, erfolgte, soll solche Abmaehniig gttltig sein. 
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§ 5. Das Yorerwähnte Verbot d«r KidJdldniig soll hiniichtlieh solcher 
Kunstwerke, die anf öffentlichen Plätzen ansgestellt oder an der Aossenseito 
Ton Gebäuden angebracht sind, n^cht gelten. 

§ 6. Wer wßerrechtiieh Ennstwerke naehbildet^ wird mit Bosse tob 

zwanzig bis tausend Kronen bestraft und hat sich zu Gunsten des klageudea 
Teiles der ausgeführten Nachbildungen Terlustig gemacht. Auch hat derselbe 
den vollen Wert der nicht mehr in seinem Besitze betiadlichen £xemplAre 
zn beiahlen. Kaan nnn eine feststehende Grundlage für die Berechnnng des 
Schadens niclit befolgt werden, soll der Schadenersatz auf anderer als billig 
erfundener Grundlage bestimmt wrrdcn. Der niedrigste Betrag, auf welchen 
der Schadenersatz festgesetzt werden kaun, soll in solchem Fall fünfund» 
zwansig Kronen ansniaclwn. Die Formen, Platten und anderen HateriaUen, 
welche ;iiibschliesslich für die Nachbildung des Kunstwerkes anwendbar sind, 
sollen mit Beschlag belegt werden; auch soll mit denselben, soweit die 
Parteien nicht anderweitiges Cbereinkommen treffen, so verfahren werden, 
dans kein Missbraneh gesclieiien kann. Die Cn^lassnng der Befolgung der 
in § 3, Absatz 2, enthaltenen Vorschiiftw soll mit Strafe Ton fftnf bis ein- 
hundert Kronen gebii^^st werden. 

§ 8. Was nun hinsichtlich Strafe, Schadenersatz und Eigentums Verlust 
festgesetzt ist, soll in den entsprechenden Teilen auch auf denjenigen An- 
wendung finden, welcher, während ihm die Ungesetzlichkeit der Nachbildung 
bekannt ist, letztere feilhalt oder üfientlich ausstellt oder zum Yerkaof oder 
zur öffentlichen Ausstellung in das lieich emfuhrt. 

§ 9. Vergehen gegen dieses Gesetz können nur Ton dem QesellitigteB 
gerichtlich verfolgt werden. 

§ 10. Geldbussen, welche gemäss dieses Gesetzes anferlegt werden, 
fallen der Krone zu. Ist deren volle Zahlung nicht angängig, sollen die- 
selben nach dem allgemeinen Strafgesetz umgewandelt werden. 

§ 11. Bestreitet der Angeklagte, dass eine Nachbildung stutto-efunden 
hat, kann der Gerichtshof, wenn er es für nötig erachtet, ein Gutachten in 
der Angelegenheit von der Akademie der freien Künste einfordern, sofern 
die Parteien die Frage nicht schiedsrichterlich aburteilen lassen und siek 
^rbindlich machen, sich mit daraufhin erfolgendem Bescheid zn bf trnügen. 
Im solchem Fall hat der Gerichtshof die Fragen aofzostellen, weiche von. 
de» Schiedsrichterai beantwortet werden soUeo. 

§ 12. Das in diesem Gesetz festgesetzte Recht des Künstlers an einem 
Kunstwerk darf für <cbnM in ««oiner oder des ftbetlebenden Gatten oder der 
Erben Habe nicht gepfändet werden. 

§ 13. Dieses Oesetz Met anf KnantweAm adnrediseker Bttrger, sowin 
noch auf solche Kunstwerke ausländischer Bürger Anwendung, welche znersi 
im Reiche veröffentlicht wurden. Die Bestimmungen <1»'s Gesetzes können 
unter der Yoraossetzung der Gegenseitigkeit vom Könige ganz oder teil- 
wiise, als avek fOr Knnsinruke mm Bttrgem einen anderen Landes wnä für 
Kunstwerke, wnbhe im snibea Land» toent TerOffeBtttckt wuidan, gttltif 
erklärt werden. 

Diese» Gesetz tritt am 1. Januar 189S in Kraft. Dasselbe soll auch 
aal TOflker aongelttkrte Knnftweiko Anwendong finden; deek soll das 8e8sls 

ni^ das gemäss älterer Gesetze erworbene Becht einschränken, ebenso 
sollen einesteils solche dem Staat oder der Gemeinde zugehörige Kunst- 
werke, welche vor dem Inkrafttreten des Gesetzes erworben waren, fort- 
ds e sr n d ftii nnekgebildet werden dikrfen, aademtcdls aadi ^ Formen,. 
Platten und anderen aasschliesslich für die Nachbildung eines gewissen 
Kunstwerkes anwendbaren Materialien, die vor derselben Zeit verfertiget 
waren, sofnm die Kachbiidung nach dem alleren Gesetz erlaubt war, fort- 
draend fllr ndnen Zweek benutzt weiden dOrfen. 
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Qeaetz von 28. Mai 1897 über das Recht der Nachbildung 

photographischer Bilder. 



§ 1. Wer durch Photographie (photocbemlschcs oder photomechanisches 
Yerfabren) ein BOd darstellt, soll bis zam Ende des ffioften Jahres nadi 

demjenigen Jahre, in welelieni das Bild zuerst von ihm herausgegeben wurde, 
das auiischliessliche Hecht besitzen, das Bild ganz oder tpilwcisc behufs 
Verkaufs oder ÖÖ'cutlicher Ausstellung durch Photograpiiie wiederzugeben. 
Es liegt jedoch dem Photographen, sofern er solchen Schutz gemessen will, 
ob, bei der Veröffentlichung des Bildes auf jedem Exnrtplnr drsF;cIbeii deut- 
liche Angabc seines Namens oder seiner Firma, des Ortes, au wclclicin er 
ansässig ist oder sein Gewerbe betreibt, sowie des Jahres, iu welchem das 
Bild zuerst ?eröff entlicht wnrde, zu setsen, wobei es ihm jedoch unbenommen 
ist, die Angabe des Ortes und Namens oder der Firma auf K irton oder auf 
den sonst zum Aufziehen des BiMpg benutzten Stoff anzuliringen. 

§ 2. Die BestimmuDgeu des § 1 sollen kein Hindernis dafUr bilden, dass 
das photographisehe Bild in einer wissenschaftlichen DarsteUnng oder in einer 
Schrift, die zom Qebraach beim Unterricht zu dienen bestimmt ist, wieder- 
gegeben werde. Wird das photographischc Bild auf diese Weise angewendet, 
so soll der Inhalt der in § 1 erwähnten Angaben bei der Abbildung vermerkt 
werden. 

§ 3. Ist das photographische Bild nach BeflteUnng ausgeführt, so soll, 
sofern nicht ausdrücklich anderweitige Abmachung getroffen wurde, da? in 
§ 1 erwähnte Eecht auf den Besteller übergehen; ohne seine Zustimmung 
darf ctas Bild vom Photographen nicht Teryielfältigt werden, es mtate denn 
die im gleichen Paragraphen für den Oenuss des Bechtsschutzes festgesetzte 
Bedingung nicht beobachtet oder die Schutzfrist abgelaufen sein. Platten 
und andere Materialien, die ausschliesslich zur Wiedergabe des Bildes an- 
wendbar sind, müssen vom Photographen auf Verlangen yemicbtet werden. 

§ 4. Wer widerrechtlich ein photographisches Bild verrielfaltigt, wird 

mit öeldbussen Ton zwanzig bis fünfhundert Kronen bestraft und i^eht zu 
Güusten des Geschädigten der ausgeführten Abbildungen yerlusris:; nnch 
soll derselbe den vollen Wert der nicht mehr in Besitz befindliclieu Exemplare 
zahK-n. Kann nun eine feststehende Gmadlage für die Schadenberechnong 
PS c'iL befolgt werden, soll der Schadenersatz nach anderer als billiu erachteten 
Grundlage bestimmt werden. Der geringste Betrag, auf welchen der S* h tden- 
ersatz festgesetzt werden kann, soll iu solchem Fall fünfundzwanzig Kronen 
sein. Platten und andere Materialien, welche ausschliesslich ffir die Wied^ 
gäbe des Bildes anwendbar sind, sollen mit Ei schlag belegt _ werden; anrh 
soll mit denselben, sofern die Parteien nicht anderweitiges Übereinkommen 
treffen, so verfahren werden, dass kein Missbrauch geschehen kann. 

§ 5. Die UnterlasHung der Beobachtung der in § 2, Absatz 2, ent- 
hnlt^n« n Vorschriltcn wird mit Geldstrafe tou fttnf bis einhundert Kronen 
bestraft. 

§ 6. Was nnn hinsichtlich Strafe, Schadenersatz und Eigentumsveriiist 
festgesetzt ist, trifft auch in den entsprechenden Teilen denjenigen, welcher, 
während ihm die Ungesetzlichkeit der Abbildung bekannt ist, dieselbe feilhält 
oder öffentlich ausstellt oder behufs Verkaols oder öffentlicher Ausstellung 
In das Reich einführt. 

§ 7. Rechtssehatz wird nach diesem Gesetz nicht für ein Bild gewährt, 
durch welches ein ander^^s photographisches Bild oder auch Schriftwerk oder 
geschütztes Kunstwerk wiedergegeben ist. 
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§ 0. Qcldbussen, welche naoh diesem Gesetz auferlegt werden, fallen 
<ler Krone za. Ist deren volle Bezahlung nicht angängig, sollen dieselben 
nach dem allgemeinen Strafgesetz umgewandelt weraen. 

§ 10. Dieses Oesetz findet auf pbotographische Bilder Anwendung, die 
von schwedischen Bftrgem hergestellt sind, sowie auch auf photograpldsche 
Bilder, die von ausländ [sehen Bilrgem hergesteilt, jedoch zuerst hier im 
Beieh TerOffeBtlicht sind. Die Bestunmungen des Geseties kOnnen unter der 
Voraussetzung der Gegenseitigkeit Tom König als teilweise oder ^anz auch 
für photographische Bilder geltend erklärt ^vrrdeu, die von Bürgern eines 
anderen Landes hergestellt sind, and für ])hotographische Bilder, die im 
gleichen Lande zuerst rerOiTeiitlidbit sind. 

Dieses Gesetz tritt am 1. Jwaauat 1896 in Kraft^ soll jedoch auf photo- 
giaphische Bilder, die Torfaer TerOffentlicht wurden, Iceine Anwendung finden. 



Schweiz. 

Bundesverfassung von 1874. 

Art. 64. Dem Bunde steht die Gesetzgebung zu:^ 

fiber das Urheberrecht an Werken der Litteratnr und Kunst. 

fiundesQSsetz vom 23. April 1883 betreffend das Urheberrecht 
an Werken der Utteratur und Kunst. 

Art. 1. Das Urheberrecht an Werken d^ Litteratur und Kunst be- 
steht in dem aussdülesslichen Beehte, diese 2a Terndfälttgea, beziehungs- 
weise darzustcllcT). 

Dieses Recht steht dem Urheber oder seineu liechtsuachfolgem zu. 

Von dem Schriftsteller oder Kfinstler, der f&r Beehnung eines anderen 
Schriftstellers oder Künstlers arbeitet, wird angenommen, er habe diesem 
sein Urheberrecht abgetreten, sofern nicht eine gegenteilige Vereinbarung 
Torliegt. 

Das Urheberrecht begreift auch das Übersetzungsrecht in sich. 

Art. 2. Das Urheberrecht an Werken der Litteratur und Kunst dauert 
während der ganzen Lebenszeit des Urbebers und während eines Zeitraumes 
Yon dreissig Jahren vom Tage seines Todes an. 

Wenn es sich um ein nachgelassenes Werk oder ein solches handelt, 
welches vom Bund, von einem Kanton, einer juristischen Person oder einem 
Verein veröffentlicht wird, dauert das Urheberrecht dreissig Jahre vom 
Tage der Veröffentlichung an. 

Der Urheber, beziehungsweise dessen Bechtsnachfolger, wird in seinem 
auf<^chliesslichen I'bprs('tzung:srechte nur geschützt, wenn er von demselben 
während fünf Jahren nach dem Erscheinen des Werltes in der Ursprache 
Oebrauch macht. 

Übersetzungen geniessen gleich Originalweikea den Schatz dieses Qe* 
aetzes geg'cn Nachdruck. 

Art. 3. Nachgelassene und andere, im Artikel 2., Absatz 2 genannte 
Weike sind Uogstens binnen drei Monaten nach ihrer Yerdffentliennng in 
ein vom schweizerischen Handelsdepartement (jetzt Justizdepartement: ^dg. 
Amt für geistiges Eicff^iitum) doppelt geführtes Register einzuschreiben. 

Für andere Werke ist der Urheber zur Sicherung seines Eechtes an 
keine FormaUtaten gebunden, er kann aber immerliin nach Belieben seine 
Werice auch in obenbenanntes Begister dnsclireiben lassen. 
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Die (rebiihr füx die Eioscäreibttog darf zwei Franken üLr ein Wedc 
nicht ubcratfigen. 

Der Bnndesrat ifiid sar Aiufiklifimiff dieser BestliiiBnuigeo die nStifOi 

Voll^Ufrsverfüi^ungen erlassen, 

Art. 4. Fiir die Tiechtsverhältnisae zwischen Urheber und Verlpfer 
litteraxischer oder kim:>üenscher Werke ist da^ iiundesgesetz über das^ 
OUigationemecht maMgebenC 

Art. 5. Sofern nicht gegenteilicrr Verabredunc:™ vorliegen, hat der 
Erwerber eines Werkes '}f>r bildi^nden Künste nicht das Rf clit, t s vor 
Ablanf des im Art, 2, Absaiz 1 und 2, Vürgesckriebenen ZeiLraujiics Yt-r- 
vielfältigen zu lassen. 

Das V( rviiifältigungfsrrrht gilt indessrn als rait veräussert, weu eB sieh 
um ein bestelltes Porträt oder eine Portrat buste handelt. 

Weder der Urheber eines Kunistwerkcs, noch seine Hechtsnachfolger 
. können behufs Ausübung üues Yerrielf&ltigiisgsrechtes den Eigenitbner de» 
Werkes in seinem Besitze stören. 

Art. 6. .Sofern nicht gegenteilige Vereinbarungen vorliegen, ist der 
Erwerber von architektonischen Plänen berechtigt, dieselben ausführen 
zu lassen. 

Arr 7 TM'^ Veräusserung des Veröffentlichungsrechtes von dramatischen^ 
luusikuiischeu oder dramatisch-musikalischen Werken schüesst an sich nicht 
• schon die Veräusserung des Aufl^hrungsreehtes in sich, noch umgekehrt. 

Der üriieber eines solchen Werkes kann die (tffeiitUehe Auflährung des» 
selben an spezielle Bedingaogen knüpfen, sofern er diese an der S]»itie de» 
^Verkes veröffentlicht. 

Die Tanti^^ soll jedoch den Betrag Ton 2'/« der Brnttoeinnahme der 
betreffenden Aufführung nicht übersteigen. 

Wenn die Bezahlung der Tantieme gesichert ist, kann die AuffiihlV^g' 
eines schon veröffentlichten Werkes nicht verweigert werden. 

Art. 8. Die Be8timman|;en dieses Gesetzes finden sneh Anwendung 
auf geographische, topographische, mtarwissenschnlUiche, «refaitsktsnische^ 
technische und ähnliche Zeichnungen und Abbildungen. 

Art. d. Erzeugnisse der Pliot<^aphie und andere ähnliche W erke ge- 
messen die Yortdie dieses Gesetzes unter folgenden Bedingungen: 

a) Bas Werk mnss nach Art. 3, Absatz 1, einregistriert sein; 

b) die Dauer des Vervielfältigungsrccbtes wird auf fünf Jahre fest- 
gesetzt, vom Tage der Einschreibung au gerechnet. Wenn es sich 
um die Vervielfältigong eines «»€11 nicht xwm Oeineingnt g^ 
wordenen künstlerischen Werkes handelt, richtet sich die Dauer 
des Vervielfältigungsrechtes nach der Vereinbnrnng zwischen dem 
Photographen und dem Berechtigten. In ^rmangeiong einer hierauf 
bezügUchen Vereinbarong bleibt die Dauer uf ftaf Jahre b^ 
stimmt, nach deren Ablauf der Urbeber des Kunstwerkes oder 
dessen Bechtsnachfolger wieder in alle ihm dnrch Art» 2 gewihitsa 
Hechte eintritt; 

c) wenn das Werk auf Bestellung ansgefohrt woiAmi lai, flUht 

dem Photographen das Vervielfältigungsrecht nicht zu, es aa desD». 
dass iLjegent'^iliirn \ ereiubariin£ren getroffen worden sind. 
Die neue ürigiuaiuufnaiime eines bereits photographierten Gegenstandes 
gilt nieht als Nachbildvag. 

Art. 10. Die Bestimmungen diesf^^ ("•"^'etzes finden Anwendung auf die 
in der iSchweiz domizilierten rrbf^hor für alle ihre Werkr. gleichviel wo 
dieselben crseheineu oder verurteil liiciit werden j sodann auf die ludil m der 
Sc weiz domizilierten Urheber für diejenigen Wedce, welche in der SelnNiB* 
erscheinen oder i^erttfientttefat wesden. 
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Die nicht ia der Schweix domisilierteD Urheber gemessen für diejenigen 
Werke, die im Auslände erscheinen oder yeröffentlicht werden, die gleichen 
Rechte wie die Urheber der in der Schweiz erscheinemlcu Werke, sofern 
die letzteren in dem betretenden Lande gleich behandelt werden, wie die 
Urheber der dnselbst eitcheinenden Werke. 

Art 11. Eine Verletsnng dee Urheberreehta wird nicht begangen: 

A. an Werken der Litteratar: 

1. durch Aufnahme von Auszüjj^eu oder ganzen Stücken ans belle- 
tristisüheo oder wi^sseuschaftlichea Werken iu Kritiken, liiterarisch- 
historischen Werken nnd Samminngen zum Seholgebrandie, eofera 

die benutzte Quelle angegeben wird; 

2. durch die Vervielfältij^un^ von Gesetzen, Beschlüssen und Ver- 
handlungen der Behörden und von öfl'eDtlicbeu Verwaltuugs- 
berichten; 

3. durch die VerGHentlichiing von Berichten ftber öffentliche Ver- 
sammlungen ; 

4. durch den unter Quellenangabe erfolgteu Abdruck von Artikeln 
aus Tagesbliittern und Zeitschriften, es sei denn, dass der Urheber 
in dem betreffenden Tagesblatt oder der Zeitschrift ausdrücklich 
den Abdruck verboten bat; für Artikel politischen Inhalts, welche 
in den Tagesblättem erschienen sind, ist ein solches Verbot un- 
wirksam; 

5. durch den Abdruck von Tagesnenigkeiten, selbst wenn die Quelle 

derselben nicht ~ angegeben wird; 

B. nn Werken der bildenden Künste: 

6. durch die teilweise Wiedttgabe eines den bildenden Künsten an- 
gehörigen Werkes in einiun für den SchalnnteRicht bestimmten 
Werke; 

7. durch die Kaehblldnng Ton Konstgegenstanden, welche sich 
bleibend auf Strassen oder öffentlichen Plätzen befinden, yoraos* 
gesetzt dass diese Machbiidong nicht in der Konstform des 
Originals stattfindet; 

8. dni«b die An&ahme oder Ausführung von Plänen und Zeichnungen 
bereits erstellter Gebäude oder Teilen derselben, sofern diese 
let2teren nicht einen specifisch künstlerischen Charakter haben; 

G. an dramatischen nnd musikalischen Werken: 

9. durch die Aufnahme berdts yeröifentliehter, kleinerer musikalischer 

Kompositionen in ein speciell für die Schule oder Kirche be- 
stimmtes Sammelwerk, mit oder ohne Originaltext, unter der 
Voraussetzung, dass die Quelle angegeben wird; 

10. dnrdi die Aufführung tou dramatbchen, musikalischen oder 

dramatisch-musikalischen Werken, welche ohne Absicht auf Gewinn 
veranstaltet wird, wenn auch aus derselben eine Einnahme zum 
Zwecke der Kostendeckung oder zu Gunsten eines wolilthatigeu 
Zweckes erzielt wird; 

11. durch die Benutzung musikalischer Kompositionen für Spirlw rl^e. 
Art. 12. Wer vorsätzlich oder an«? grober Fahrlässigkeit Werke der 

Idtteratur und Kunst unerlaubt vervielfältigt, beziehungsweise aufführt, 
oder sich des Imports oder des Verkaufs von nachgedruckten oder nach- 
gebildeten Werken schuldio^ macht, hat den Urheber oder dessen BechtS- 
nachfolger auf deren Klage hin zu entschädigen. 

Gtsetze äber das Urheberrecht. Ifi 



Schwdt. 



Der Kichter setzt die Höhe dor Entmshadi^ng nach freiem Ermessen fest. 

Wer ohne ein solches Vcrschtilden einr niil.pfuptc VervielfältiLninGT Tor- 
nimmt oder einen Nachdruck oder eine utjerluubte Nachbildung verbreitet 
oder eine unzulässige Anfi'uhruug yeraustaltet, kauu nur auf Uaterlassung 
weiterer Störungen des Urbcberedites und auf Herausgabe der Bereieliemiig 
(Art. 73 Obligationen recht) belangt werden. 

Art. 13. Wer aus Vorsatz oder grober Nachlässigkeit das Urheber- 
recht verletzt, kann überdies auf Klage des Geschädigten je nach der 
Schwere der Verletzung zu einer (ieldbusse von Fr. 10 bis zu Fr. 2000 ver- 
urteilt werden. Wurde auch der Name oder die Marke des Urhebers oder 
des Verlegers nachgebildet, so kann auf Gefängnis bis auf ein Jahr oder zu 
Geldbusse und Gefängnis innerhalb der angegebenen Begrenzung erkannt 
werden. 

Di'^ l eiln i! nr und die Versachshandluiigeii werden mit ein«r ge- 
ringereu Strafe belegt. 

Im Knckfall kann die Strafe bis auf das Doppelte erhöht werden. 

Art. 14. Die Bussen fallen in die betreffende Eantonskasse. Bei Aus- 
fällung der Geldbusse hat der Richter für den Fall der Nicht einbringlichkeit 
derselben eine entsprechende Gefängnisstrafe festzusetzen, welche an Stelle 
der crstercn tritt. 

Art. 15. Die Strafverfolgung geschieht nach der Strafyroxessordnung 

depj^nitT'^n Kantons, in welchem die Klaj^e angestrengt wird. Diese kann 
entweder am Domizil des Angeschuldigten oder am Orte, wo das Vergehen 
begangen wurde, erhoben werden. In keinem Falle dürfen für das gleiche 
Vergehen mehrere strafrechtliche Verfolgungen eintreten. 

Art. 16. Nach Kinleitiniir der Klage können vom Richter die nötigen 
vorsorglichen Verfügungen (Arrest, Xaution, Verbot der Weiterproduktion 
n. 8. f.) getroffen werden. 

Art. 17. Sowohl die civü- als strafrechtliche Klage ist nicht mehr zu- 
lässig, wenn mehr als ein Jahr verflossen ist, seitdem der geschädigte Ur- 
heber oder sein Rechtsnachfolger von dem Nachdruck, der Nachbildung oder 
der AnffOhrung und der Person des Sehnldigen Kenntnis erlangt hat, nnd 
jedenfalls nach Ablauf um fünf Jahren von dem Tage an, wo die Ver- 
öffentlichung, die Aofführnng oder der Verkauf des na(digaDac]iten Werkes 
stattgefunden hat. 

Art IS, Sowohl gegen den Naehdrocker oder Nadibfldner, als gegen 
den Importeur und Verkäufer kann der Richter nach freiem Ermessen auf 
Konfiskation des naohgcdruckten oder nachgf^bildcten Werkes erkennen. 
Ebenso soll es mit den specieU für den Nachdruck oder die Nachbildung 
bestimmten Instrumenten nnd Gerätschaften gehalten werden. 

Wenn es sich um die Aufführung eines dramatischen oder musikalischen 
oder dramatisch-musikalischen Werkes handelt, kann der JKichter die 
Konfiskation der Einnahmen verfügen. 

Das Ergebnis der Konfiskation oder die konflsslerten Sinnabn«! sind 
zunächst zur Ausbezahlnng der CiTileatsdi&digiuig des EigenttUners des 
Werkes zn verwenden. 

Art. 19. Das gegenwärtige Gesetz findet auf alle vor dem Inkraft- 
treten desselben erschienenen Schriften, Kunstwerke, musikalischen Kom- 
positionen und dramatischen oder dramatisch-musikalischen Werke Anwendung, 
selbst wenn dieselben nach dem bisberiL'en kantonalen Rechte keinen Schutz 
gegen Nachdruck, Nachbildung oder OHeutüche AuÖüiirung genossen hatten. 

Bei Berechnung der Sdhutsfristen wird die seit der verOffentliehuBg 
eines Werkes bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes abgelaufene Zeit in 
gleicher Weise angerechnet, wie wenn das Gesetz schon zur Zeit der Ver- 
öffentlichung gegolten hätte. 
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Wejyea NaehbildaniireiiT welche Tor dem Inkrafttreten des g:e^nwärtigeii 

Gesctzr? '-tnttG'r'fnnden haben, findet weder strafrechtliche noch civilrechtliche 
Verfüls^imi: nai h Ma^sj^abe dieses (iesetzes statt. Darje^en ist der Verkauf 
derselben nacii dem Inkrafttreten des Gesetzes nur gestattet, wenn der 
Eigentümer sich hierüber mit dem Autor Torstäadigt, oder in Abgang einer 
Verständi^nno: die Entachädignng, weldie Tom Bondesgerlefat festzusetzen 
ist, geleij'Tot hat, 

Art. 20, Die durch Art. 2 bestimmte, den bisherigen gesetzlichen Vor- 
schriften gegenüber yerlänc;erte SchatzMit kommt dem Urheber oder dessen 
Erben, nicht aber dem Verleiher oder einem anderen Cessionar zu pi^ut, Ist 
die Schutzfrist nach Gegenwart igem Gesetz kürzer, so bleiben die nach bis- 
herigen gesetzlichen Vorschriften erworbenen Rechte gleichwohl fortbestehen. 

Art 21. Das gegenwftrtige Gesetz tritt mit dem 1. Jannar 1884 in 
Kraft. 

Darob dieses Gesetz werden die mit demselben in Widerspruch stehen- 
den Bestimmungen der kantonalen Gesetze und Verordnungen und im be- 
sonderen das Konkordat vom 3. Dezember 1866 (AmtL Sammlung Bd. V. S. 
4W— 497) aufgehoben. 

Art. 22. Der Bundesrat wird beauftragt , auf Grundlage der Be- 
stimmungen des Bundesgesetzes Tom 17. Juni 1874, betreffend die Volks- 
abstianmnng Uber Bnndesgesetze nad Bnndesbeeehlttsse, die Bekanntmachung 
dieses Gesetzes zn yeranstalten. 

Voilziehungs -Verordnung vom 28. Dezember 1883 zum Bundee- 

gesetze betreffend das litterarische und künstlerische Eigentum 

vom 23. April 1883. 

Art. 1. Das schweizerische II in ii l^departement (Abteilung Handel, In- 
dustrie und Gewerbe*) in Bern fuhrt ein doppeltes Register (Reppister A) 
für diejenigen Werke, deren Eiuächreibung laut Bundesgesetz obligatorisch 
ist, nämlich: 

a) für die nachgelassenen, sowie die vom Bunde, einem Kantone, einer 
juristischen rcrsmi n i r < in? m Verein TerOffentliohten Werke (Art. 2, 
Absatz 1, deä Buudesgesetzes); 

b) für die Erzeugnisse der Photographie und andere ähnliche Werke 
(Art. 9 des Bnndezgesetzes). 

Art. 2. Die rfeiche Amtsstelle führt ein doppeltes Register (Register B) 
für alle anderen Werke, auf welche das llnndesf]:cf:etz Anwendung findet; 
die Eiuschreibunfi dieser Werke ist fakultativ und s^eschieht nur auf das 
Begehren des Uilebers oder seines Bechtsnachlolgers hin (Art. 8, Absatz 2, 
des Bnndesgesetzes). 

Art. 3. Die Anmeldung zur Einschreibnnj^ eines Werkes hat bei der in 
Art. 1 bezeichneten Amtsstelie schriftlich, franko und nach M&ssgabe Ton 
Formular I zu geschehen. Die üntersdtrift und das Domizil des iuimelden- 
dte sind auf dem Formular amtlich zu beglaubigen. 

Art. 4. Zu dieser Anmeldung: sind berechtigt die in der Schweiz domizi- 
herten Urheber für alle ihre Werke und die nicht in der Schweiz domizilierten 
Urheber für in d«r Schweiz ver&ffentUcbte Werke; ferner die nicht in der 
Schweiz domizilierten Urheber für im Auslande erscheinende Werke, aber 
nur dann, wenn die Urheber der in der .Schweiz erscheinenden Werke im 
betreffenden Lande gleich behandelt werden, wie die Urheber der daselbst 
erscheinenden Werke. Die ausländischen Urheber letzterer Kategorie haben ^ 



* Seit 1887: Jastiz-Departement (Amt fUr geUtiges Eigentam). 
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die Vorschriften dieser Yerordniuig xn erfüllen, wenn nidit dvvdi inteiw 
nationale Konvention etwas anderes vereinbart ist. 

Es ist der die Register führenden Amtsstelie anheimgestellt, für die 
in ausländischen Staaten erscheinenden Werke je ein besonderes Begister- 
ttiemplar zu halten. 

Art. 5. Die Anmelduntr der in Art. 1 liezeichneten Werke muss, unter 
der Verantwortlichkeit des Anmeldenden, rechtzeitig so erfolgen, dass deren 
Einschreibung innert drei Monaten nach ihrer ersten Veröffentlichung Tor> 
gmonimen werden kann. 

Fir in Art. 2 beseicJineteii Weike ist die Anmeldimg na kdne 
solche tnat gebunden. 

Art. 6. Die Gebühr für die Einschreibung eines Werkes beträgt Fr. 2, — 
und ist der in Art. 1 tedchneten Amteatmle ndttelst Poetmuidats oder 
Barzahlung zu entrichten. 

Art. 7. Bei Werken, welche periodisch, in Lieferungen, in successive 
erscheinenden Teilen oder auf ähnliche Weise yerOffentlidit werden, muss 
für jede, von der vorhergehenden oder nachfolgenden zeitlich getminte 
Pulilikation eine besondf^rr AnTneldnng, unter Beobachtuntr dor in den "fOr- 
Stehenden Artikeln enthaltenen Vorschriften, eingereicht werden. 

Art. 8. Erfolgt die Anmeldung durch einen dritten, so hat er eine 
Vollmacht beizubringen, welche Ihn autorisiert, für den Bereehtigten su 
handeln. Die Vollmacht wird den Akten einverleibt. 

Art. 9. Eine Anmeldung kann nur als gnltig angesehen werden, wenn 
die in Art. 3 — 8 angegebenen Formalitäten erfüllt sind. Ist letzteres nicht 
der Fall, so wird die Eänsclneibiing, mit Vorbehalt des Beknises an die 
obere Verwaltongsinstans, yonreiicert. 

Art. 10. Es steht dem Anmoldeiiden, zur leichtern Konstatieruug seiner 
Rechte, frei, ein Exemplar seines Werkes oder, wenn dasselbe nicht ver- 
vielfältigt wird, eine Reproduktion (Photographie z. B.) oder Kopie desselben 
bei der in Art. 1 bezeichneten AmtssteUe zu deponieren. ^ kann dort 
ferner sein Werk mit dcTii r^mtlirlmn Stempel versehen und sieh, wieder 
zurücksenden lassen, gegen Entrichtung folgender Gebühren: 

für eine Stempelung 50 £p. 

, 2 — 20 maliges Stempeln (bei Werken, die aus einzelnen, 

besonders zu stempelnden Teilen bestehen), je. .... 30 „ 
„ 21 maliges Stempeln und mehr, je 20 „ 

Art. 11. Entspricht die Anmeldung den Vorschriften des Gesetzes und 
dieser VoUziehungs -Verordnung, so wird sofort die Einschreibung in die 
Begister Torgenommen. 

Art 12. Die Begister (Formular II) enthalten: 

II) Ordnungsnnminer; b) Datum der Einsdireibung; c) Bezeichnung des 

Werkes; d) Niime und Domizil des Eigentümers des Urheberrechts: ist das- 
selbe beschränkt durch das Verlagsrecht (0. 373) oder geteilt (Verotteui- 
lichungs- und Aufführungsrecht dramatischer und musikalischer Werke, 
Art. 7 des Bundesgesetzes) etc., so sind die bezüglichen Verhältnisse hier 
anzugeben; r) Name und Domizil des Urhebers; f) Firma und Domizil drs 
Herausgebers oder Verlegers; g) Datum und (^rt d'^r ersten Veröffentlichung; 
h) Bemerkungen (vorkommenden Falls Namen und Domizil des Bevoll- 
mächtigten etc.) 

Unter der Bnbrik c ist anzugeben: 

Art des Werkes (lJuch, Zeitschrift, Übersetzung, dramatisches, 
musikalisches, dramat isch-musikalisches Werk, Photographie, Zeicbnong, 
Gemälde. Werk der Skulptur, Plan, Karte etc.); femer 
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diB kme &9dsiienin|: des Werint (Titel, Benennimg, Gegen- 
stand etc^ je ntdi seiner Kfttnr) an Hand der im Anmeldnngsfoniiiilar 

enthaltenen Angaben. 
' Art. 18. Die Anmeldung und Einschreibong haben in einer der drei 
Nationalsprsdieii zu geschehen. 

Für jedes Doppel der Register ist ein alphabetisches Bepertoiivm an* 
znl^en und f rtwührr^ud auf den Tag nachgetragen zu haiton. 

- Art. 14. Die i^iinschreibung, sowie auch die Übertragung (Art. 17 der 
Yerofdnung) geschieht auf Gefahr des Amnddendeii. Eine yefiiexige Prüfung 
über seine Berechtigung oder Aber die Biehtigkeit der yon ilun gemachten 
Angaben findet nicht ^-tatt. 

Art. 15. Die vollzogenen Einschreibungen werden im ollizielien Organ 
des Handelsdepartements*) TerOffentlicht. 

Art. 16. Es ist jedermann gestattet, die auf die Einschreibung von 
We^k^^^ der Littcratrir nnd Kunst bezüglichen Akten und Register einzu- 
sehen und sich beglaubigte Auszüge aus denselben geben zu lassen. 

Die Einschzeibnng wird nur anf Verlangen nnd gegen Erlegung einer 
Gebfliir Ton Fr. 2, — bescheinigt. 

Femer werden feigende Taxen berechnet: 

für einen Auszug aus dem Register Fr. 2 

, Abschriften von Akten per Seite ^ 1 

, mündliche oder schriftliche Mitteiiuugeu. welche 2\'ach- 
schlag«! in den Begistem oder Anmeldungsakten er^ 
fordern „ 1—2. 

Art. 17. Übertragungen des Urheberrechts köimen ebenfalls, gegen Er- 
legung einer (iebuiir von Fr. 1, zur Vormerkung in den Registern angemeldet 
weid^ 

Die Löschung eines eingeschriebenen Werkes wird auf besonderes Ver- 
Inniren des Eigentümers dos Urheberrechts oder auf gerichtliches Urteil hin, 
ebenfalls gegen Erlegung von einer Gebühr von Fr. 1, vorgenommen. 

Über den Ablauf der Schntzfristen wird keine Kontrolle geführt 

Übertragungen und Löschungen, sowie der Gmnd letzterer, weiden 
ebenfalls in dem in Art. 15 bezeichneten Organe publiziert. 

Art. 18. Bei anonymen und pseudonjmen Werken ist der Herausgeber 
berechtigt, dieselben ohne Angabe des Namens oder des wahren Namens des 
ürbebers zur Einschreibung anzumelden. 

Art. 19. Die Formulare für die Anmeldung von Werken zur Ein- 
schreibung werden von der in Art. 1 genannten Amtsstello unentgeltlich 
geliefert. 

Art. 20. Ble genannte Amtsstelle hält ein Kassabuch, in welches ihre 
Einnahmen und Ausgaben eingetragen werden; das Kontrollbureau des Finanz- 
departements wird dieses Kassabuch alle drei Monate veritizieren. 

Art. 21. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1884 
in Kraft. Sie findet auch auf die vor diesem Datum erschienenen Werke 
der Litteratur und Kunst, weiche zur Einschreibung angemeldet werden, 
Anwendung. 

Obligationenrecht vom i. Januar 1883. Beetimmungen über dae 

Verlagsrecht 

Art. 372. Durch den Verlagsvertrag vorpflichten sich der Urheber 
eines litterarischen oder künstlerischen Werkes oder seine Rechtsnachfolger 
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(Vwlaggeber), das Werk eineni Verleger mm Zwecke der Herausgabe sa 
überlassen, die Verleger dagegen, das Werk Terrielfiltigeii und in Be- 
trieb za setzen. 

Art. 873. Durch den VerlagSTertrajg^ wird, vorbehaitiich besonderer 
Verdnbamngen, das Urheberrecht insoweit und auf so lange dem Verleger 

zur Ausübung übertragen, als dasselbe dazu dient, den Verlag zu sichern. 

Art. 374. Der Verlaggeber hat dem Verleger dafür einzustehen, daaa 
er zur Zeit des Vertragsabschlusses zu der Verlagsgabe berechtigt war. ' 

Er hat, wenn das Werk Torher gaas oder teilweise einem diitteni|lii 
Verlag gegeben oder sonst mit seinem Wissen TerOffentlieht war, dieses 
vor dem Vertragsabschlüsse zu erklären. 

Art. 375. Solange die Autiageu des Werkes, zu denen der Verleger 
berechtigt ist, nicht Tergrüfea sind, darf der Verlaggeber weder Über das 
Werk im Ganzen, noch über einselne Teile desselben znm Nackteile des 
Verlegers anderweitig verfügen. 

Art. 376. Zeitungsartikel und eiuzelae kleinere Aufsätze in Zeit- 
schriften darf der Verlaggeber jederzeit weiter yeröffentlidi«!* Bdtrtge 
an Sammelwerke oder grössere Beiträge an Zeitschriften darf der Verlag- 
geber nicht ?ür Ablauf von drei Mouaten nach dem Tollständigen Erscheinen 
des Beitrages weiter veröffeutlicken. 

Art. 877. Wurde Aber die Anzahl der Anfla«en nichts bestimmt, so 
ist der Verleger nur zu einer Auflage berechtigt. Die Stärke der Auflagen 
ist, wenn darüber nichts vereinbart wurde, vom Verleger festzusetzen. Er 
hat auf Verlaugeu des Verlaggebers weuigsteus so viele Exemplare drucken 
zu lassen, als zn einem gehörigen Umsatz erforderlich sind, vnd darf nacb 
Vollendung des ersten Druckes kein^ Tinnen Abdrucke Tcranstaltf^n. 

Art. 378. Der Verleger ist verptiichtet, das Werk ohne Kürzungen, 
ohue Zusätze und ohne Abaüdcruugeii, wenn dieselben nicht vom Verlag- 
geber gestattet sind, in angemessener Ausstattung zu vervielfältigen, fär 
gehörige Anzeige zn sorgen nnd die ttblichen Mittel fikr den Absatz zu 
verwenden. 

Die Preisbestimmuug hängt von dem Ermessen des Verlegers ab, doch 
darf er nicht durch übermässige Preisforderang den Absatz hindern. 

Art. 879. Der l.'rheVier behält, solange er die Fähigkeit besitzt, auch 
das Kccht, solche Berichtigungen und Vcrbesscningen an seinem Werke 
vorzunehmen, welche er für nötig erachtet; verursacht er aber dem 
Verleger unvorhergesehene Kosten, so hat er diesem Ersatz zu leisten. 

Der Verleger darf keine n nr \usgabe oder Auflage raachen und keinen 
neuen Abdruck vornehmen, ohne zuvor dem Urheber Gelegenheit zu ver- 
schaffen, die notweudigcn VerbesserungcD anzubringen. 

Dieses Becht steht dem Urheber persSnlick zn; es geht nicht auf die 
Erben über. 

Vorbehalten bleibt die Einsprache des Verlegers gegen solche Ände- 
rungen, welche seine Verlagsinteressen oder seine Ehre verletzen oder seine 
Verantwortlichkeit steigern. 

Art. 380. Wurde das Verlagsrecht für mehrere Aufin ^ren oder ffir aJlr 
Autiagen übertragen, und versäumt es der Verleger, eine neue Auhagc zu 
veranstalten, nachdem die letzte vergriffen ist, so kann der Verlaggeber 
demselben gerichtlich eine Frist zur Herstellung einer neuen Anflage an- 
setzen lassen, nach deren fruchtlosem Ablauf der Verleger sein Becht verwirkt. 

Art. 381. Ist die besondere Ausgabe mehrerer einzelner Werke des- 
selben Urhebers zum Verlage überlassen worden, so giebt dieses dem Ver- 
leger nicht anch das ßecht, eine Gesamtausgabe dieser Werke zu veranstalten. 

Ebensowenig hat di r Vi'rlogrr, welchem eine Gesamtausgabe der sämt- 
lichen Werke oder einer ganzen Gattung von Werken desselben Urhebers 



Schweis. 



281 



überlassen wordcn''ist, das Beeilt, T<m den dnseliieii Welken besoiideie 
Ausgaben zu Teranstalten. 

Art. 382. Das Becht, eine Übersetzung des Werkes zu Teranstalten, 
bleibt, wenn nichts anderes mit dem Verleger vereinbart ist, ansseUiesBÜch 

dem Vcrlag^ober vorbehalten. 

Art. 383. Ein Honorar an den Verlaggeber gilt als stillschweigend 
vereinbart, wenn nach den Umständen die Überlassung des Werkes nur 
gegen ein Honorar sn erwarten war. Die Grosse desselben bestinmit der 
Bichter auf das Gutachten von Sachverständigen. 

Art. 384. Hat der Yerlef^er das Recht zu mehreren Auflagen, so wird 
yennutet, da^s für jede folgende von ihm veranstaltete Auflage dieselben 
Honorar* und Ikbrigen Vertragsbedingungen gelten, wie Ar die erste Auflage. 

Art. 385. Das Honorar wird fällig, sobald das ganze Werk, oder, wenn 
es in Abteilen i^pn. (Bänden, Heften, Blättern) scheint, sobald die Abteilang 
gedruckt ist und ausgegeben werden kann. 

Art 886^ Wird das Honorar ganz oder teilweise Ton äem owwrteten 
Absätze abhän|G:ig gemacht, so ist der Verleger zu ttbni^gem&SSer Ab* 
rechnung und Nachweisung des Absatzes verpflichtet. 

Art. 387. Geht das Werk nach seiner Ablieferung an den Verleger 
durch Zufall unter, so ist der Verleger snr Zahlung des Honorars Ter- 
pflichtet. 

Besitzt der Autor noch ein zweites Exemplar des untergegangenen 
Werkes, so bat er dasselbe dem Verleger zu überlassen; kann er das Werk 
mit geringer Mähe wieder herstellen, so ist er auch dazu yerpiUefatet; 
beides gegen angemessene Entschädigung. 

Art. 888. Geht die vom Verleger bereits hergestellte Auflage des 
Werkes ganz oder zum Teüe durch Zufall unter, bevor der Vertrieb be- 
gonnen hat, so ist der Verleger berechtigt, die untergegangenen Ehcemplare 
auf seine Kosten neu herzustellen, olme dass der Venaggeber ein neues 
Honorar dafür fordern kann, 

Art. 389. Der Verlagsvertrag erlischt, wenn der Urheber vor der 
Vollendung des Werkes stirbt oder unfiUiig oder ohne sein Verschulden 
verhindert wird, dassplbr^ zu vollenden. Ausnahmsweise kann der Rirhter, 
wenn die ganze oder teilweise Fortsetzunff des Yertragsverhältnisses möglich 
und billig erscheint, dieselbe bewilligeu und das Nötige anordnen. 

Art. 890. Gerät der Verleger in Eonlnus, so kann der Verlaggeber 
das Werk einem anderen Verleger tibertragen, wenn ihm nicht für Erfüllung 
der zur Zeit der Konkurseröffnung noch uicht verfalieuea Verlagsver- 
biüdiichkeiten Sicherheit geleistet wird. 

Art. 391. Wenn einer oder mehrere Verfasser nach einem ilinen Tom 
Verleger vorgelegten Plane die Bearbeitung eines Werkes übernehmen, so 
haben .sie nur auf das bedungene Honorar Anspruch. Dem Verleger steht 
in der Folge das freie Verlagsrecht zu. 

Reglement vom 13. April 1897 betreffend die Geetattung von Maeli- 
IHldungen (Kopien) von Kunetwerken, die dem Bunde angeiittren. 

Art. 1. Um Kopien von Kunstwerken, die dem Bunde gehören, an- 
fertigen zn dürfen, ist die Eiuliolung einer Erlaubnis notwendig. 

Art. 2. Diese Erlaubnis wird in nachstehenden Fällen auf schriftliches 
Begehren an das Departement des Innern von diesem erteilt, nachdem das 

Departement dn^ Gutachten des Präsidenten der KTnipfkommission und des 
Dir(;ktors der Sammlung, in welcher sich das zu kopierende Werk befindet, 
eingeholt hat: 
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A) wenn Künstler Kopien zu nehmen wÜDßchrn für eine Verviel- 
fältigung eiueti Kunstwerkes durch Kupferstich, StalüsUcb, 
Badierung oder durch ein anderes Verfahren, das dem Qebiet der 
Kunst angehört; 

b) wenn Kün-tlpr vollständige NachbiMunfren eines Kunstwerkes im 
gleichen V erfahr en wie die Orgina lien herstellen wollen, um solche 
zu yerkaufen. Derartige Nachbildungen werden nicht gestattet, 
wenn der Urheber des Originales noch lebt und nicht eine schrilt» 

liehe ZustiniTmiiif^ von dios^Mn vorpelop^t wird; 

c) wenn Fersoaeo oder Firmen eine ^laciibiidung Tomehmen wollen 
durch Vervielftltigung in Photograjjhie, Lichtdruck oder uidere 
Verfahren, die dem Gebiete der Technik angehören. 

Art. ^. Dio Erlaubnis zur XaclibibiuTii!: knnn durch die Vorstände der 
Sammlungen, in denen die Kunstwerke deponiert sind, ohne weiteres erteilt 
werden, wenn Künstler vom Zwecke Ten Stadien Kopien maehen wollen. 

Art. 4. Die Vorstände der Sammlungen sind für die genaue Befolgong 
der an die Erlaubnis {geknüpften F^icdingiingen yerantwortlich. 

Art. 5. Die Bewiiligungen zur Nachbildung sind persönlicher JN'atur und 
können nicht auf andere ftbertragen werden. 

Art. 6. Die Erlaubnis zur Nachbildung wird nur für die Dauer von 
sechs Monaten erteilt. Wenn die Nurhbildung bis Ablauf dieser Frist nicht 
begonnen oder nicht Tollende t ist, muss eine Verlängerung der Erlaubnis 
nachgesadit werden. 

Art 7. Nachbildungen dürfen nvr Ton freier Hand oder dnieh Photo- 
graphie angefertigt werden. 

Dnrchzeichnungen, Durchstiche, Abmessungen oder Abgüsse werden 
nicht gestattet. 

Art. 8. Personen, welchen die Nachbildung erlaubt worden ist, haben 
sich bei Ausfühnin^ ihrer Arbeit nach den be'^onderen Rep^lementen der 
Kunstsammlungen zu richten, in denen diu nachzubildenden Kunstwerke 
ttB^feetellt sind. Sie sind anen für lülföllige, durch äre Sdrald entstehende 
Besclirulli.iingen der Kunstwerke haftbar. 

Art. 9. Dieses Beglement ersetzt das gleichartige vom 21. April 1891 
(A. S. n. Xli, 103) und tritt sofort in Kraft. Das Departement des 
Innern ist mit der Vollziehung desselben beauftragt. 



Spanien« 

Gesetz vom 10. Januar 1879 Ober das geistige Eigentum. 

Wesen und Ausdehnung des geistigen Eigentums. 

Art, 1. Das geistige Eigentum umfasst für die Wirkung dieses Gesetzes 
die wissenschaftlichen, litterarischen und artistischen Werke, welche dnrch 
irgend ein Verfahren vorüifentlicht werden. 

Art. 2. Das geistige Eigentum besitzen: 

1. die Verfasser an ihren eigenen Werken; 

2. die Übersetzer an ihren Übersetzungen, falls das Originalwerk 
ausländisch ist, und falls die internationalen Verträge dem nicht 
widersprechen oder, wenn das Werk spanisch und in den AUgpondn- 
besitz übergei^an^en ist, oder wenn im entgegengesetzten Fslle 
dazu die Erlaubnis des Verfassers erlangt wurde; 

3. diejenigen, hinsichtlich ihrer Arbeiten, welche Originalworke um- 
arbeiten oder kopieren, welche ans denselben Auszüge, Abrisse 
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oder Wiedergaben lafertigea, TonugMetit dass diese Arbeiten 
mit Krhni nis ipr Eigentümer gcmadtt woidoB sind, wen difi be- 
trefiieaden Werke spanische sind; 

4. die Terleger Yoa onTeröffentlichten Werken, irMud k^noB be- 
kannten BesiUer haben, oder ebenfalls yon irgend welchen an- 
vorriüViit liebten Werken bekannter Ver&saer, wenn dieselben in 
Aiigemeinbesitz überg^angen sind; 

5. die BeditsYertreter der VorgenaiiBteB, sei es yermdge Erbschaft 
oder vermöge irgend eines andern übertragbaren EigentninaaiispniGhs. 

Art. 3. Die Vort^^ile dieses Gesetzes sind ebenfalls anwendb?^r: 

1. auf die Verfasser Ton Karten, Flauen oder wisseoschaftiichen 
Zeichnungen; 

2. auf die Komponisten; 

3. auf die Verfasser von Kunstwerken, betreffs der Yervielfaltigniig 
derselben auf irgend eine Weise; 

4. auf die Beehtsrertreter der Yorffenannten. 

Art. 4. Ebenfalls erlangen die Vorteile dieser Gesetze: 
1. der Staat und seine Korporationen, die provlnzialen und städtischen 
Verwaltungen; 

8. die wiflsenseiiaitlicheD, litteniiBdiMi oder artistiseheo Anstalten, 
oder sonstige in gesetsmissiger Weise begründete Institute. 

Art. 5. Das geistige Eigentum wird durch das gcmeiue Recht bestimmt, 
ohne andere Beschränkungen, als die durch das Gesetz vorgeschriebenen. 

Art. 6. Das geistige Eigentum gehört den Verfassern während ihres 
Lebens nnd geht auf iwe testamentarischen oder gesetzlichen Erben Iftr den 

Zeitraum von 80 Jahren über. Es ist gleichfalls durch Vertra<^e unter 
Lebenden übertragbar und gehört dem Cessionar während der Lebenszeit 
des Verfassers and 80 Jahre nach dessen Tod, falls derselbe keine Pflicht- 
eiben hinterlässt Hinterlfisst er jedoch solche, so erlischt das Recht der 

Cessionare 25 Jahre nach dem Tode des Verfassers, und das Ei<jfcntum gehl 
aoi die betreffenden Ptlichterbcn für pinen Zeitraum von 55 Jahren über. 

Art. 7. Niemand darf oline Erlaubnis des Eigentümers die Werke 
anderer vervielfältigen, auch, nicht, um sie mit Anmerkungen zu versehen, 
nm sie zu vervollständigen oder die Ausgabe zu Terbessem; jedermann ist 
jedoch befugt, al? sein ausschliessliches Eic: ntum Kommentare, Kritiken 
lad Anmerkungen über dieselben zu veröffentlichen, indem er nor den Teil 
des zu diesem Zwecke notwendigen Textes beifügt. 

Wenn es sich um ein musikalisches Werk bandelt, umfasst das Verbot 
pbfn^owohl die p^anze, als auch die teilweise Veröffentlichung der Melodi(m, 
mit oder uhne Begleitung, transponiert oder für andere Instrumente arrangiert 
oder für anderen Text oder in irgend einer anderen als der vom Verfasser 
gewählten Form. 

Art. 8. Die Veröffentlichung der Werke ist nicht Bedingung fllr^dett 
gesetzlichen Schutz des geistigen Eigentums. Niemand ist daher berechtigt, 
ohne Erlaubnis des Verfassers ein wissenschaftliches, litterarisches oder 
ertistisches Ersengnis an TerOffentUehen, welehee wUurend der OfTentUehen 
oder privaten Vorlesung, Aufführung oder Ausstellung stenographiert, ab- 
geschrieben oder kopiert wurde. Ebensolches gilt tSa die rnttncUichen Er- 
örterungen. 

Art. 9. Die Veräusserung eines Kunstwerkes schliesst, sofern kein ont- 
gegengesetstes Obereinkommen bwtriit, die Yeranssernng des Bechts der 

V« rviolfältigung nicht in sich und auch nicht dasjenige der öffentlichen Aus- 
stellung des Werkes; diese üechte Terbieiben dem Verfasser oder dessen 
Eechtsinhaber. 
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Art. 10. Um die Originalkanstwerke, welche sich in öffentlichen Samm- 
lungen befinden, während der Lebenszeit doj^ Autors in derselben oder anderen 
Dimensionen und durch irgend ein Verfahren kopieren oder verrielfältigen 
m kBonen, ist die yorheii^ Ebwilligung des Yeifuneis notwendig, 

Parlnmentari seile Beden. 

Art. 11. Der Verfasser ist Eigentümer seiner parlamentarischen Beden; 
dieselben können ohne seine Erlaubnis oder ohne diejenige seiner Rechts- 
Tertreter nur im „Diario de las Sesioue^' der betretenden gesetzgeberischen 
Vewammlnng und in den politischen Zeitungen nadigedmm weriden. 

Übersetzungen. 

Art. 12. Wenn die Übersetzung zum ersten Male in einem fremden Lande 
verfiff? ntlicht wird, mit welch<^in Verträge über das geistige Eigentum be- 
stehen, sollen die betreffenden Abmachungen berücksichtigt werden, um 
vorkommende Fälle zu erledigen; in Fällen^ wo in den Verträgen keine Be- 
stimmung vorgesehen ist, sollen die Vorschriften des gegenwärtigen G^esetnes 
in Anwendung kommen. 

Art, 13. Die Eigentiimf>r ausländischer Werke gemessen in Spanien 
gleichfalls Eigentumsrecht und zwar nach den Gesetzen ihres eigenen Landes; 
sie sollen jedoch das Eigentum an Übersetzungen der enriUmten Werke nnr 
für den Zeitraum erlangen, welchen die Übersetzung von Originalwerken in 
dem betreffenden Lande nach dessen vorgeschriebenen Gesetzen geuiesst. 

Art. 14. Der Übersetzer eines Werkes, welches in Allgemeinbesitz über- 
gegangen ist, hat Eigentumsrecht nur an seiner Übersetzung und er kann 
sich nicht dagegen Tcrwalizen, dsss andere daaselbe Werk Ton neuem .über- 
setze 

Art. 15. Die Rechte, w*lrhi- der Artikel 13 den Kigentümern aus- 
ländischer Werke in Spanien iLiiitMunit, sind nur gegenüber denjenigen 
Nationen anzuwenden, weiche den iziigcutumern spanischer Werke Tulistaudige 
Ctegenseitigiceit gewfihren. 

Prozesse. 

Art. 16. Die Parteien sind Eigentümer der Schriftstücke, welche sie in 
ihrem Namen in irgend einem Prozesse oder Bechtsstreite überreicht haben 
sollten; sie können aber dieselben ohne Erlaubnis des Gerichtshofes, welcher 
das Urteil gesprochen hat, nicht verfftVntlirhon. Dor letztere wird die Er- 
laubnis geben, sobald das Urteil vollstreckbar geworden ist und nach seinem 
Dafftrhatten der Yernffentlichung keine Hindemisse im Wege stehen und 
auch keine Schädigung der Parteien veranlassen wird. Die Bechtsanwälte, 
welche Schriftstück ' oder Verteidigungen Terfn?^<^t liaben, können mit Er- 
laubnis des GerichibUufes und Einwilligung der betreffenden Parteien die- 
selben In einer Sammlung vereinigen. 

Art 17. Um Abschriften oder Anszüge Ton gerichtlichen Entscheidongen 

veröffentlichen zu können, ist die Erlaubnis des Gerichtshofes, welcher das 
Urteil gesprochen hat, notwendig: derselbe wird nach seinem Ermessen das 
Gesuch gewähren oder vorent halten, ohne anderweitige Berufung. 

Art. 18. Wenn zwei oder mehrere Personen die l^riaubnis zur Ver- 
öffentlichung von Abschriften oder Auszügen gerichtUeher Entscheidungen 
nachsuchen, kann der Herichtshof nach den Verhältnissen die Erlaubnis 
dazu der einen erteilen und den anderen Tcrwoigern und zugleich die Ein- 
schränkungen, welche er für notwendig halt, vorschreiben. 
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Dramatisehe und musikatieelie Werke. 

Art. 19. Weder im TheAter noch an irgend einem otfentlichen Orte 
dftrfen dramatisehe oder miinkalisehe Werke ganz oder teilweise, ohae Tor- 

herige Erlaabnis des Eigentümers aufgeführt werden. Dieser Artikel findet 
auch A nwendnng auf die Vorstellungen, welclie von in irjrend welcher Weise 
gebildeten Gesellschaften unter Erhebung eines Geldbeitrages veranstaltet 
weidMi. 

Art, 20. Die Eigentümer dramatischer oder musikalischer Werke können 
nach Tlrliehen die Bedingungen des Aufführungsrechts bei Erteilung der 
Erlaubniä festsetzen, falls aber hierüber von denselben nichts bestimmt 
wurde, können sie nur das in den Ansfühningsbestiinmiuigen festgesetzte 
Secht in Anspruch nehmeu, 

Art. 21. Niemand darf ohne Erlaubnis des Eigentümers eine Abschrift 
dramatischer oder musikalischer Werke, welche nach öffentlicher Auffuiirung 
nicht gedruckt wurden, yerkanfen oder yerleihen lassen. 

Art. 22. Von den Aufführungsgehührcn eines jeden dramatisch-musika- 
lischen Werkes fällt eine Hrilftc dem Eigentümer des Textes und die andere 
dem der Musik zu, sofern mchi Gegenteiliges ausgemacht ist. 

Art. 23. Der Urheber eines Textes oder irgend einer in Musik gesetzten 
und öffentlich aufgeführten Kompositinn hat das ausschliessliche Eecht, sein 
litternrisches Werk ohne die Musik drucken zu lassen und zu verkaufen. 
Der Komponist hat hinsichtlich seines musikalischen Werkes dasselbe Kecht. 
Falls der Urheber des Textes die Aufführung des Stückes aasdrücklieh 
untersagen sollte, kann der Urheber der Musik selbige einem andern drama- 
tischen Werke anpassen. 

Art. 24. Unternehmer, Gesellschaften oder l'rivatpersonen, welche, zur 
öffentlichen AnffOhrnng eines musikalischen oder dramatischen Werkes 
schreitend, dasselbe unter v rändertem Titel iinzeigen, irgend einen Teil 
desselben ohne vorherige >^rlaubuis des Aut<»rs auslassen, ändern oder er- 
weitem, machen sich der widerrechtlichen Besitznahme geistigen Eigentums 
sdraldig. 

Art. 25. Die unerlaubt'^ Aufführung eines dramatischen oder musika- 
lischen Werkes au einem öffeutlichen Ort wird mit den im Strafgesetzbuch 
Yorgeschriebenen Strafen belegt, sowie mit dem Verlust der ToUstandigen 
Einnahme, die nnyeikttxzt dem Besitzer des autgefahrten Werkes zn ttber- 
geben ist. 

Anonyme Werke. 

Art. 26. Die Verleger von anonymen oder Pseudonymen Werken haben 
an diesen die gleichen Hechte als die Urheber oder die Übersetzer an den 
ihrigen, so lauge nicht in gesetzlicher Form nachgewiesen wird, wer der 
ungenannte oder Pseudonyme Urheber oder Übersetzer ist. Sobald dieser 

Nachweis erbracht ist, treten die Urheber oder Übersetzer oder deren Rechts- 
vertreter mit jiiren voüfMi llechten an die Stelle der Verleger der anonymen 
oder Pseudonymen Werke. 

Nachgelassene Werke. 

Art. 27. Als nachgelassene Werke werden ausser denen, welche wihrend 
des Lebens des Urhebers nicht verüflfentlicht wurden, diejenigen schon er* 
schienenen betrachtet, welche der Urheber bei seinem Tode umgearbeitet, 
Termehrt, mit Anmericungen versehen oder verbessert Unterlässtt so zwar, 
dass dieselben als neue Werke betrachtet werden können. Im Falle eines 
Einspruches vor den Gerichten soll dem Urteile eine SachTerständ|gen-Be- 
urteUung vorangehen. 
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Gesetz - Sammlungen. 

Art. 28. Die Gesetze, Erlasse, königl. Verordnungen, Bestinunungen 
und sonstigen Akte, wetohe Ton öffentlichen Behörden aasgehen, dftrfen so- 
wohl in den Zf^itiin^pn als auch in nnderen WcrlcfMi Rufn:f>nnTrtTTi<>n worflon, 
die ihrem Wesen und ihrem Zweck nach dieselben citieren, kouimentieien, 
kritisieren oder wörtlich wiedergeben mitssen. Niemand ist aber bereehtigt^ 
dieselben einzeln oder in Sammlnngen ohne ausdrückliche Erlaubnis m 
Begiemng zu yerOffentliohen. 

Zeitungen. 

An. i^9. Die Eigentüinor von Zeitungen, welche sich deren Besitz zu 
sichern and sie den litterarischen Erzen^ssen gleichgestellt zu sehen 

wünschen, damit dieselben die Vorteile dieses Gesetzes geniessen, müssen 
am Ende eines jeden Jahres beim Eintragungsamte für das geistitre Kit^en- 
tum drei Sammlungen der während desselben Jahres veröffentlichteü H ummern 
einreichen. 

Art. 30. Die Urhrlmr oder Übersetzer mn Schriftwerken, die bereits 
in periodischen Veröflentlichungen abgedruckt wurden oder später abge- 
druckt werden sollen, sowie auch dereu ßechtsinhaber, künnen diese Werke 
in Answahl oder Tollständigen Sammlungen TerOffentlichen, falls nicht mit 
dem Eigentümer der i » ri • lischen Schrift etwas anderes vereinbart worden ist. 

Art. 31. Die Sciinftwerkc und Telegramme, welche in pcriodischeu 
Schriften verüü'entlieht sind, können in anderen periodischen Schriften der- 
selben Art wiedergegeben werden, falls in der ursprünglichen VerOffNit- 
licliung am Kopfe oder am Ende des Artikels der Nachdruck nicht aus 
drücklich untersagt ist, Jn allen Fällen ist aber die Quelle, welcher der 
Artikel eutaummcu wurde, anzugeben, 

Sammlungen. 

Art. 32. Der Urheber oder Übersetzer Terschi edener wissenschaftlicher, 
litterarischcr oder artistischi^r Werke kann entweder rUc^ oder verschiedene 
derselben in einer iSammluug veröffentlichen, selbst wenn er sie zum Teil 
yer&nssert haben sollte. 

Der Urheber von in den königl. Akademien oder in irgend welcher 
anderen Körperschaft gelesenen Vorträgen kann dieselben einzeln oder in 
einer Sammlung veröffentlichen. Die Mitglieder der Akademien geniessen 
das gleiche Bedit an den flbrigen Schriftwerken, die mit Einwilligung oder 
im Auftrag der erwähnten Akademien verfasst wurden, mit Ausnahme der- 
jenigen, welche für alle Zeiten den Akademien gehören, als zum speciellen 
und dauernden Unterrichte der betreffenden Institute bestimmt. 

fiintragsregisten 

Art. 33. Im L iiterrichtsministeriom (Ministerio de Fomento*) wird dn 
Generalregister des geistigen Eigentums geführt. 

In allen Provinzialbibliotheken und, wo solche fehlen, in denjenigen der 
höheren Schulen der Provinzialhauptstädte, wird ein Register geführt, in 
welchem in chronologischer Keihenfolgc die wisscnschafUienen, litterarischen 
oder artistischen Werke, die in Aasfährang dieses Gesetzes Yorgelegt worden, 
eingetragen werden. 

Zn demselben Zweck werden ebenfalls im Register die Stiche aller Art, 
Lithographien, architektonische Pläne, geographische oder geologische Karten 
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und im allgemeinen jede Zeichmuig kfinstleiisehflii aäet wiBsensdiftiÜielieii 
Oluurakters unter Angabe des Gogcnstandes eingctm^^^oti. 

Art. 34. Die Eligentümer der im Torhergeheudcu Artikel erwähnten 
Werke müssen in den betreffenden Bibliotheken drei mit eigener Unterschrift 

versehene Exemplare jeden Werkes hinterlegen. Eines derselben wird in 
bet reffender Provinzial- oder Institatsbibliothck aufbewahrt, das zweite ist 
für das Unterrichtaminiateriom und das dritte für die JNationalbibliothek 
bestimmt. 

Nachdem die Eigentümer einzutragender Werke von dem Direktor der 
betreffenden Bibliothek die entsprechende Quittung und das Zeugnis der 
Eintragung der Werke in das Provinziairegister erlangt haben, müssen sich 
dieselben an die CivilTerwaltoug (Gobiemo civil) wenden, damit letztere dem 
Unterrichtsministerium die stattgefondene Eintragung mitteile und zugleich 
demselben die zwei Exemplare zns >nde, welche in aiienFäUen dem Ministef inm 
selbst und der Natioualbibliothük zukommen. 

Die ClTilyerwaltungen müssen alle sechs Monate der Oeneraldirektion 
des dffentlichen Unterrichts du Vendchnis der stattgefundenen Eintragungen 
und der letzten Änderungen zusenden, behafB AnisteUuiig des Oenersl- 
registers der geistigen Eigentumsrechte. 

Art. 35. Die Urheber ?on wissenschaftlichen, litterarischen oder 
artistisehen Werken sind frei yon jeder Abgabe, Gebühr oder Yerpfliehtung 

für die Eintragung in das Begister. 

Durch Gesetz werden die Gebühren bestimmt, weiche für Übertragung 
erwähnter Eigentumsrechte zu erUubeu sind. 

Art. 36. Um die Vorteile dieses Gesetzes zu gemessen, ist es not- 
wendig, das Recht im Register des geistigen ESgentnms nadi den in den 

Torangehenden Artikeln vorgeschriebenen Bedingungen eintragen zu las=;rn. 

Wenn ein dramatisches oder musikalisches Werk öffentlich aufgeführt 
werden sollte, ehe es gedruckt ist, so genügt es, um jeues Recht zu ge- 
niessen, ein einziges Exemplar der Abschrift des litterarischen Teils und 
ein gleichfalls schriftliches Exemplar der Melodien mit entsprechendem Bass 
im musikalischen Teil vorzulegen. 

Die Frist, innerhalb welcher die Eintragung za bewcrksteliigeu ist, 
währt ein Jahr und zwar vom Tage der Verölfentlichung des Werkes*) an 
gerechnet. Der Eigentümer geni» -t alier die Vortrili' dieses Gesetzes vom 
Tage des Heginns der Veröffentlichung an, und er geht derselben nur dann 
verlustig, wenn er die erwähnten Vorschriften nicht inuerhaib des eiueu 
Jahres erfttllt, welches das Gesetz für die Sintragnng einr&nmt» 

Art. 37. Gonalde, Statuen, Reliefs, architektonische oder topographische 
Modelle und im allgemeinen alle ^Verke der Malerei, Bildhfinerci oder 
plastischen Kunst sind von der VerpÜichtung der Eintragung und der 
Hinterlegung befreit. Nichtsdestoweniger gemessen die Eigentümer solcher 
Werke sämtliche Vorteile, welche dieses Gesetz nnd das allgemeine Recht 
dem geistigen Eigentum gewährt. 

Bestimmungen Aber den Verlust des Rechts. 

Art. 88. Ein jedes Werk, welches nicht im Begister des geistigen 
Eigentums eingetragen wurde, kann Ton neuem yerBnentlicht und nenge- 

druckt werden, sei es durch die Regierung, durch wissenschaftliche Ver- 
einignngen oder durch l'rivatpersonen und zwar innerhalb zehn Jahren vom 
Tage an gerechnet, mit weiclieui das Kecht der Eintragung erlosch. 



7 r lu e königt Venu dnung vom 27. .\prlt ISM b«! malurbJULdIgeft Werken vom Tag« 

(ier V^iutteatiicbung des letzten Baadee an. 
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Art. 39. Wenn «in weiteres Jahr ttber die lelin Jahre idnaiu rergangea 

ist, ohne dass der Urheber oder dessen Eechtsinhaber das Werk in das 
Bester eintragen lässt, wird dasselbe endgiltig und bedingungslos Gemeingut. 

Art. 40. Die Werke, welche von ihren Eigentümern nicht innerhalb 
20 Jahren wieder ?eröffentlicht wurden, gehen in den AUgcmeinbesitz über, 
nnd der Staat, die wissensehaftliehen Verdnigungen oder PriTatpersonen 
können dieselben ohne Veränderung vervielfältigen; niemand aber hat das 
Recht, sich dagegen zu verwahren, dass eine zweite Person sie ebenfalls 
vervielfältigt. 

Art. 41. Ein Werk wird nicht Gemeingnt, selbst nach Ablanf der Frist 

von 20 Jahren; 1. wenn das Werk, möge es ein dramatisches, ein dramatisch- 
musikalisches oder ein musikalisches sein, nach der üft'entlichen Aufführung 
und nach Einlieferung einer Abschrift behufs Eintragung durch seinen 
Eigentümer nicht in Druck gegeben wurde, und 3. wmn, nachdem das 
.Werk, den gesetzlichen l^estimraungen entsprechend, gedruckt und in den 
Handel gebracht wurde, 20 Jahre abliefen, ohne dass dasselbe neugedruckt 
wurde, 4cr Eigentümer desselben aber genügenden Beweis erbrachte, dass 
er während des betreffenden Zeitranms Exemplare desselben zum Öffent- 
lichen Verkauf anbot. 

Art. 42. Damit ein Werk auf Grund des Art 40 in den Allgemein- 
besitz übergehe, ist es notwendig, dass eine vorherige Anzeige in das Re- 
gister des Eigentums aufgenommen werde, und dass daraufhin die Begierung 
den Eigentümer auffordert, das Werk nenzadracken, unter Gewähmng 
der Frist eines Jahres. 

Art. 43. Wenn die Werke stückweise und nicln auf einmal erschienen 
sind, zählt man die in den Art. ö8, 89, 40 angegebene iTrist von dem 
Tage an, an welchem das Werk ToUständlg wird. 

Art. 44. Die in den Art. 88, 39, 40 enthaltenen Bestimmungen finden 

keine Anwendung, sobald der Urheber, der das Eigenturasrecht des Werkes 
Itewahrt, in formeller Weise, ehe die angegebene Frist aliläuft, seinem 
Willen Ausdruck verleiht, dass das Werk nicht der ()ffentliclikcit übergeben 
werde. Ein gleiches Becht, in gleicher Weise geltend gemacht, hat der 
Erbbcrechti^, falls er im Einverständnis mit dem Familienrat huidelt, der 
iia«h dem u den Ausführnngsbestimmongen Verfügten znsammengesetst 
sein muss. 

►Strafen. 

Art. 45. Die Verantwortlichkeit für unrechtmässige Besitznahme des 
geistigen Eigentums, welche durch Veröfientlichung von Werken, auf welche 
sich dieses Gesetz bezieht, erfolgte, fällt in erster Linie aui denjc mgon, 
wdicher als Urheber der unrechtmässigen Besitznahme erscheint und, in Er- 
mangelung eines solchen, nacheinander auf den Verleger und Bachdrackei, 
vorbehaltlich des Beweises ihrer beiderseitigen Schuldhjsigkeit. 

Art. 46. Die widerreehtlicheü liesitzuehmer des geistigen Eigentums 
sollen ausser den durch Art. 652*) und die bezüglichen Artikel des gelten- 
den Strafgesot7li!iches festgesetzten Strafen, den Verlust aller ungesetzlich 
veröffentlichten E.Kcmplare erleiden, welche letztere dem geschädigten Eigen- 
liuner übergeben werden. 



„In g!«:i<'lior Weise »ollen «liejonlgen, wolclu- ir>j:t iul tiiicu Betrug in Sachen des 
liticrariücbon und iuduatriellen EigentumB begeben, dit; in Art. öüO bezeichneten Strafen er- 
leiden." (En sind dies: die Strafen des verschärften Arrests in seinem niederen Grad d. i. 
Gefängnis von 1 Monat, 1 Tag bis 2 Monate oder seinem mittleren Grad d. i. GefSligiiiS 
i Monate, 1 Tag bis 4 Monate, und die Busse, welche sich nach den Wert det vennWMllten 
Schadens richtet und hto su hocbstenB dem dreiCuhen Betrage dcaaelben steigt.] 
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Art 47. IMe TOistehende Verfttgmg soll Anwoidiiiig finden: 

1. auf diejenigen, welche dem Privatbesitz angehörige Werke, die 
in spanischer Sprache zam erstenmal im Ausland reröffentlicht 
worden, in Spanien verrieliältigen; 

2. anf diejenigen, welche den Titd oder das Titelblatt eines Werkes 
verfälschen oder auf das Werk drucken, dass die Aasgabe in Spanien 
herirestfilt sei, während solche im Ausland hergestellt wurde; 

3. auf diejenigeu, welche besagte Titel derart nachahmen, dass nach 
dem Dafdrlialten der OerichtshOfe der neue Titel mit dem alten 
verwechselt werden kann; 

4. auf diejenigen, welche Werke aus dem Auslande einführen, an 
welchen eine unrechtmässige Besitznahme begangen worden ist, 
bei gleichzeitiger Hinterziehung des Zolles, unbeschadet der y«> 
antwortlichkoit. welche ihnen in letzterer Besiehnng dem Staate 
o:cr:puüber erwächst; 

5. auf diejenigen, welche auf eine der im vorhergehenden erwähnten 
Arten ansländischen Urhebern einen Schaden sttfügen, wenn zwisdien 
Spanien und dem Ursprungsland besagter Urheber das Gegenseltig- 
keitszugeständnis ! > steht. 

Art. 48. Als erschwerende Umstände der unrechtmässigen Besitznahme 
werden betrachtet: 1. die Umgestaltung des Titels eines Werkes uder die 
Änderung des Textes desselben, um es zu Teröffentlichen, und 2. die im 
Ausland !2;pschehcne Vervielfältigung, wenn der Nachdruck d inarli in 
Spanien eingeführt wird und besonders wenn der Titel umgestaltet oder der 
Text geändert ist. 

Art. 49. IMe gewOhnlidien Oerichte sollen die in diesem Abschnitt ein- 
begriffenen Artikel nnerhslb ihrer Kompetenz zur Anwendung bringen. Die 
Provinzialgouvernenre und, wo solche sich nicht belinden, die Alkalden 
sollen auf Antrag des Js^entümers eines dramatischen oder musikalischen 
Werkes die Eäitttellnng der AnffAhrung dieses Werkes oder die Hinter- 
legung des Ertrages an Eintrittsgeldern, insoweit sulche zur Sichemng der 
Eigentumsrechte an besagtem Werke erforderlich sind, anordnen. Wenn 
der £rtrag hierzu nicht ausreicht, kann der geschädigte Teil Klage auf 
Sdiadenersatz bei Gerieht erheben. 

internationales Hecht* 

Art. f)0. I^i'^ T^ürger derjenif?en Staaten, deren Gesetzgebung den 
Spaniern da^ geistige Eif^entumsrecht in den durch das gef^en wärt ige Oesetz 
festgesetzten Grenzen zuerkeuut, gemessen iu Spauieu die durch besagtes 
Oesetz gewährten Rechte auf Grund einer vor dem zoständigen Eichter 
erhobenen Privatklagc, ohne dass ein Vertrag notwendig sei und ohne Be- 
DUtzung diplumatischer Veriiütteluno:. 

Art. 51. In dem Monat, welcher auf die amtliche Bekauntmachung des 
gegenwärtigen Gesetzes folgt, wird die Regierung die Verträge über littera- 
risches Eigentum, welche mit Frankreich, U-rossbritannien, Belgien, Sardinien, 
Portugal und den Niederlanden abgeschlossen sind, kündigen; dieselbe soll 
sich alsdann bemühen, mit so vielen ^Staaten als möglich neue Verträge ab- 
znsehliessen, welche sich M Einklang mit den Yorschnften des gegenwärtigen 
Gesetzes befinden und den folgenden Grundsätzen entsprechen: 

1. Vollständige Gegenseitigkeit zwischen den beiden yertrag- 

schliessenden Teilen; 

2. die Verptlichtung, sich ircL-^rnseiiig auf dem Fuss des meist- 
begünstigten Staates zu behaudeln; 
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8. jeder Uriieber oder dessen Recbtsinhaber, weleker sein Eigentniiis- 
recht in eincTn der beiden Tcrtragsschliessenden Länder, p^f^niKss 
den gesetzlichen VorscJuiften, gesichert hat, soU im anderen Lande 
ohne weitere Fömilichkeitea i^schtttst werden; 

4. in jedem Lande Bind Drack, Veikanf, Kinfnhr nnd Ansfohr von 

Werken in Sprachen odor Dialekten des anderen Landes dauernd 
verboten, wenn hierzu nicht die EnnächtigUDg des Eigentümers 
des Originalwerkoä erteilt ist, 

Wirkungen des Q-esetsee. 

Die Wirkongen nnd Vorteile dieses G^etses finden, yorbehaltlich der 
während der Geltang früherer Gesetze erworbenen Rechte, Anwendung: 

1. auf Wt rk' , (leren Veröffentlichung seit dem Tage der amtlichen 

Bekannt iiuu iiung dieses Gesetzes begonnen worden ist; 

2. auf Werke, die zu diesem Zeitpunkt nicht dem Allgemeiubesitz 
Terfallen waren; 

3. anf Werke, welche« obwohl dem Allgemeinbesitz Terfallen, von 
den Urhebern, Übersetzern oder auch deren Erben, gemäss «d^ 
Vorschriften dieses Cksetzes wieder in Anspruch genommen werden. 

Übergangsbestimmungen. 

Art. 53. Die Yerlängerimg der Dauer, welche durch das gegenwärtige 
Gesetz dem geistigen l^gentom gewährt wird, soll den Uihebem Ton 
Werken jeder Art und ihren Erben zu gute kommen. Dieselbe er- 
strerkt sir!) auch auf Erwerber nach den durch Artikel 6 festgesetsten 

Üestmiiiiuugcn. 

Art. 54. Die Urheber oder ihre Bechtsinhaber, welche nach diesem 
Gesetz wieder in den Besitz des geistigen Eigentums zu treten haben, 
kennen dieses Recht im Register eintragen lassen. 

Art. 55. Die Narhfnlrrer der Urh^hrr von dnin A]lgr-Tnr-inbesitz ver- 
fnllriirn Werken bis zum vierten Grad einschliesslich können das geistige 
Kigciituiusrecht für den Zeitabschnitt wiedorerlaugen, welcher zur Ver- 
Tollständigong der durch dieses G^tz gewährten sichtzig Jahre, fehlt, unter 
der I'ci!irs[::nng, dass sie sich den Bestimmungen dieses Gesetzes unterwerfen ; 
sie musst n ausserdem die Verleger, welche diese Werke gedruckt besitzen, 
für den durch Öachverständige festgesetzten Wert derjemgeii Jcixeinpiare ent- 
schädigen, welche während der beiden der amtlichen Bekanntmachung des 
Gesetzes folgenden Monate in das Register eingetragen worden sind. 

Auäfiilirung in den überseeischen Ländern. 

Art. 56. Das gegen wärt; t^e f ipsetz «oll .nif den Inseln Cuba und T^'orto- 
rico drei Monate nach seiner amtlichen liekauntmachung in Madrid in Kraft . 
treten und auf dem Arcliij^el der Philippinen sechs Monate nach derselben. 

AusftthrungsTerordnung. 

Art. 57. Die llegicrung wird die Ausführungsverordnung und sonstige 
ffir die Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes nOtigen Bestmunungen yef^ 

öffentlichen. Für dir Abfassung der Äusführunprsverordnnng, in welcher die- 
jenigen für das Theater inbegriffen sein werden, wird dieselbe eine aus 
kompetenten Personen zusammengesetzte Kommission ernennen. 
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zum Gesetz vom 10. Januar 1879 Ober das geistige Eigenfum. 



1. KapiteL Von den Urhebern «ad Eigentflmem. 

Art. 1. Hinsichtlich der Wirkungen des Gesetzes betreffend das geistige 
Fiirrntam werden als AVc rkc alle diejenip n betrachtet, die durch die folgenden 
Verfahren hervorgebracht sind nnd veröffentlicht werden können: Schrift, 
Zeichnung, Druck, Malerei, Stich, Lithographie, Aatograpliie, Photographie 
oder jedes andere Dmck- oder Verrielfaltigungssystem, dM gegenwftrag be* 
kamit ist oder später erfunden w^rflpn würde. 

Art. 2. Hinsichtlich der Wirkungen des Gesetzes betreffend das geistige 
Eigentum wird als Urheber derjenige erachtet, der irgend ein wissenschaft- 
liches oder litterarisches Werk ersüuit und yerwirklicht oder der ein künst- 
lerisches Werk erschafft oder AUsfQhrt^ Toransgeeetit dase er die geeetsliehen 
Vorschriften beobachtet. 

Art. 3. Die Unterschrift nnd die Einreichung eines Werkes doreh 
jemanden, der dessen Urheber zu sein behauptet, schliesst den gegenteiligen 
Beweis nicht aus, und jetie l^iil'jchungs- oder üsurpationsfrage soll aus- 
schliesslich durch die Gerichte entschieden werden. Wenn nach dem Ein- 
trag ung^^gesuch eines Werkes, aber vor der Bcwcrkstelligung der Eintragung 
m dritter die Eigeninmefrage anfwirft nnd sich ein Einsprach ergiebt, soll 
die Fintrn2:nng nicht aii?p:f'"et7t werden; es soll aber im Register und in den 
Bescheinig uugen, die ausgestellt werden würden, festgestellt werden, dass 
dn EinspmcB erhoben worden ist. 

Art. 4. Ab der, welcher ein wissenschaftliches nnd litterarisches 
tibersetzt, umgearbeitet, nachgebildet oder ahjrckttrzt oder einen Auszug ()cs- 
seiben veranstaltet hat, wird unter Vorbehalt gegenteiligen Beweises der- 
jenige betrachtet, welcher dies anf den Werken, die er TerOffentUcht, angiebt, 
wenn anders nicht gegenteUige Bestimmungen In den intexnationalea Yer- 
ti&gen vorliegen. 

Art. 5. Derjenige, welcher spanische Origiu&iwerke umarbeitet, nach- 
bildet, ahkftrzt oder Terrielfältigt oder Aussöge ans denselben venuistaitet, 
nnss naehweisen, dass er die schriftliche Erlaubnis der Urheber oder Eigen- 
tümer, deren Eigentumsrecht nicht kraft des Gesetzes verjährt ist, erlangt 
hat; in Ermangelung dieses Beweises gcniesst er die gesetzlichen Vorteile 
nicht, nnd seine Eintragung bleibt ohne Wirknng. 



welcher handschriftliche Werke, die noch nicht zur Veröffentlichung gebracht 
wurden, veröffentlicht, seien sie nun von Einleitungen, Anmerkungen, Zu- 
setzen, WörterbHeheni, Glossarien nnd son^ftigen Anuegungen begleitet, oder 
wA der handschriftliche Text allein veröffentlicht. 

Art. 7. Das den Verlegern im Artikel 26 des Gesetzes zuerkannte Eigen- 
tum bleibt fortbestehen, bis der unbekannte, weggelassene oder geheim- 
gehaltene Urheber- oder Übersetzemame dnroh gesetsUchen Beweis festge* 
stellt ist. Sobald dieser Beweis erbracht ist, treten der Urheber oder der 
Übersetzer oder deren Rechtsiuhaber in alle Rechte der Vorleger von anonymen 
oder Pseudonymen Werken, wobei sie sich nach den Bestimmungen der 
iwisehen ihnen vereinbarten Übereinkommen riehten. In Ermangelnng von 
Übereinkommen sollen die Entschädigungsfrage und jeder andere durch die 
Beteiligten erhobene Einspruch der Entscheidung von durch die beiden 
Parteien ernannten und bei Meinungsverschiedenheit durch einen vom Eichter 
Nnaanten diitt» SaehTerstKndigen nnterworfen sein* 

a««tse Vbvw dm Uiheberreefat. 16 



I. Abschnitt. Von den Werken. 



Art. 6. 
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Art. 8. Um ans dem Artikel S des Oeseties Vorteil ziehen zu könnea, 

ist es erforderlich: 

1. dass die Urheber von wissenschaftlicheu Karten, Plänen oder Zeich- 
niiBgen aie als ihre Oeisteswerke erklären und sie unter vermittelst 
ihre;; PersonaIsr!icines erfolgter FeststeUung der Identität iluer 
Person anterzeiclinen ; 

2. dass die Musikkomponisten dieselben Fdrmliehkeiten erfüllen und 
drei Exemplare ihres Werkes hinterlegen, wenn es gedruckt worden 
ist. Wenn darpfcstcUt, aber nicht gedruckt worden ist, o:eniigt 
es, die Vorschriften des Artikels 36 des G^esetzes zu ertuÜea und 
das yerlangte Exemplar im allgemeinen Eintiagungsburean des 
Unterrichtsminmteriuis abzuliefern. 

Art. 9. Jede Übertragung des gf t?!tiwn KifTf^ntumn, von welcher Be- 
deutung dasselbe auch sei, muss durch eme üüentliche Urkunde festgestellt 
werden, velehe in dem zn diesem Zweek eingerichteten Begister eingesdridben 
werden soll; in Ermangelnng diraer FOrmlichkdt geniesst d^ Erwerber den 
Schutz des Gesetzes nicht. 

Art. 10. Die Prüfung durch Sachverständige, Yon welcher der Artikel 27 
des OesetZM handelt, erfolgt gemäss den dureh das Giyilgesetzbnch Tor^ 
geschriebenen B^;eln; die GeiiehtshOfe sollen sich an das Shgebnis dieser 
Prüfung halten. 

Art. 11. Alles die dramatischen und musikalischen Werke betreffende 
wird ausserdem dnreh den II. Abschnitt dieser Yerfttgnng geregelt. 

2. Kapitel. Yen den amtlichen Urkunden. 

Art. 12. Wenn eine der einen "Rechtshandel führenden Parteien oder 
ihre Sachwalter von dem durch die Artikel 16, 17 und 18 des Gesetzes ge- 
währten Recht Gebrauch machen wollen, sollen sie sich an das Gericht 
wenden, welches die Entscheidung ausgesprochen hat, nnd welches die Er- 
laubnis bewilligen oder yerweigem wird, indem e<? das öfiFentliche oder 
FamilieD-Interesse in Betracht zieht und die Vorschriften des Artikels 947 
der allgemeinen Sammlung der für das ötrafvertctliren gültigen Eebiiiiiinungen 
beobachtot. In den Prozessen oder Klagen, in denen das öffentliche Ministe- 
rium Partei ist oder gewesen ist, ist es unerlässlich, vor der Bewilligung 
oder Verweigerung der fraglichen Erlaubnis die Staatsanwaltschaft (Ministerio 
fiscal) und die beteiligten Parteien anzuhören. 

Art. 18. üm in den Staatsarehiren aufbewahrte Urkunden und Papiers 
zu prüfen und abzuschreiben, mnss stets ein Auftrag des Ministoriums, zfl 
welchem sie gehören oder des Direktors der Anstalt, wenn er zur Ausstellung 
eines solchen ermächtigt ist, vorgezeigt werden. 

Alt. 14. Die für die Veröffentlichung der Gesetze, Dekrete, königlichen 
Verordnungen, Verfügungen und anderen von den öffentlichen Hc weiten aus- 
gehenden Bestimmungen erforderliche Ermächtigung wird durch das Miniäte- 
lium, die Centraidirektion oder die Behörde bewilligt, welche sie veröffeat^ 
licht hat, nnd welche entseheiden wird, ob die kritischen Anmerkungen, 
Kommentarf^ oder Erläuterungen diese Berechtigung verdienen. In jea^ni 
Fall müssen das Datum und der Ursprung der gewährten Ermächtigung ei- 
wBhttt werden. 

3. Kapitel. Von den periodischen Veröffentlichungen. 

Art. 15, Bei der Gattung der periodischen Veröffentlichungen sind die 
Zeitunc'oiK wöchentlichen Veröffentlichungen, Zeitschriften und jede Art ein- 
oder mehrmals täglich oder in regelmässigen oder unregelmässigen Zwischen« 
T&nmen eneheinender Dmekschiiftoi einbegriffen, die ehien danemdea Titel 
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tragen, ob sie nun einen wüsenflchaftlieheii, politiscbeii, litteiartoGben oder 

^anderen Charakter hal)en. 

Art. Iti. Der EigentHmer von periodischen Verüllentlichungen, welcher 
■idi deren Eigentum liebem will, mnee, indem er die Erkllrang: im Begister 

bewerkstelligt, angeben, für welche Kategorie er dieselbe uachsncht. Die 
den Urhebern der in diesen Veröffentlichungen aufgenommenen Artikel oder 
Werke gehörenden Kechte bleiben vurbehaiten, wenn sie nur das Aufnahme- 
Becbt yeränseert haben. Die dnreh die EägentQmer der periodischen Vei- 
öffentliehungcn bewerkstelligte Eintragung gewährleistet nicht nur das Eigen- 
tum der Werke, deren Erwerbung sie gemacht haben, sondern auch das Eigen- 
tum der Urheber oder ihrer Rechtsnachfulger, die darauf nicht verzichtet 
haben. Indem sie nnr die Anfnahme ermScbti^en liessen. 

Art. 17. Die Urheber, auf welche der vorhergehende Artikel Anwendung 
findet, haben nicht nötig, ihre littf rn riechen Werke von neuem einzutragen; 
wenn sie ihre Rechte nachweisen miiäseii, können sie von dem Registerfiihrer 
eine Besdieinigong nacliSQchen nnd erhalten, welche feststellt, dass sie das 
. Eigentum gesetzraässig auf dem Wege der Eintragung der betreffenden 
Zeitung oder Veröffentlichung erworben haben. Der Beteiligte miisg, indem 
er das im vorhergehenden Paragraphen erwähnte Gesuch macht, die Nummer 
der Zeitung anf&eben, in weleher die Arbeit, deren Eigentum er nachweisen 
will, aufiron mmen wurde, und der Oeneralregisterführer soll eine besondere 
Bescheinigung ausstellen, in welcher besagte Arbeit derart bestimmt wird, 
dass jede Verwechselung ausgeschlossen ist. 

Art. 18. Alles, was in den periodischen Veröffentliehnngen aufgenommen 
ist, kann ohne vorherige Ermächtigung durch die anderen Veröffentlichungen 
vervielfältigt werden, sofern nicht die Kechte dur'-h eine besondere, all- 
gemein oder am Schlüsse jeder Arbeit angebrachie trkiaruug vorbehalten 
sind; in jedem Fall ist aber die periodische Veröffentlichung, welche einer 
anderen Yeröffentlichong etwas enUdint, yerpfliehtet, die Quelle dieser Ent- 
lehnung anzugeben. 

Art. 19. Eine Ausnahme von der im vorhergehenden Artikel fest- 
gestellten Bogel bilden die in den periodischen Veröffentlichungen enthaltenen 
Zeichnungen, Stiche, Lithographien, Musikuoten nnd anderen künstlerischen 
Arbeiten ; die Romane und die wissenschattlichen, künstlerischen und littera- 
rischen Werke, wcuu schon sie in Abteilungen oder Kapiteln veröffentlicht sind. 
Hinsichtlich dlBSer Veröffentli<-hungen ist es nicht erforderlich, den Vorbehalt 
der Rechte aüszudrückeii. Um die iu dem vorhergehenden Paragraphen auf- 
gezählten Werke zu vervielfältigen oder zu kopiereu, ist die Erlaubnis des 
Urhebers oder des Übersetzers oder, im Falle der Veräusserung ihrer Werke, 
des Bige&tflmers denelbea notwendig. 

4. Kapitel. Vom Beoht an Samminngen. 

Art. 20. Das durch den Artikel 32 des Gesetzes festgestellte Recht 
an Sammlungen besteht, solange keine gegenteilige Übereinkunft Torliegt, 
oder dieses Recht nicht ausdrücklieh uu andere verkauft wiirdt'. 

Art. 21. Wenn ein Urheber oder seine Erben, obgleich sie das Eigen- 
tum ihrer Werke veräussert haben, die ausgewählte oder Tollstftndige 
Sammlung derselben, zu deren Veranstaltung das Gesetz sie ermächtigt, be> 
Werkstelligen können, weil sie das Sammlungsrecht nicht ausdrücklich ver- 
äussert haben, soll es ihnen doch nicht gestattet sein, ausser der Sammlung 
uid einzeln die Werke zu verkaufen, von denen die VerlagscigcutOmer 
Szemplaro zum Verkauf aasgesetzt haben. In diesem Fall kOnnen der Ur- 
heber und seine Erben nur die von ihnen veröffentlichte ganze Samrahmg, 
gleichviel ob dieselbe vollständig oder ausgewählt ist, verkaufen oder zur 
Sahskiiption anbieten. 

J6* 
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5. Kapitel. Von der Eintragung der Werke. 

Art. 22. Wer die Bechtswohlthatett des Geaetzee geniesseu will, mnae 
beim £intragniiA^burean einreichen: 

1, £^e Erldärang aaf holzfreiem Papier, welche der Beteiligte unter- 
xeiehnet nnd welche die Art des Werkes und die ihm eigentllm- 
Hdien Beschaffenheiten angiebt, ebenso wie die gesetsliche Gattung, 
für welche die Eintragfung nachgesucht ist. 

2. Drei Exemplare des Werkes oder des Wcrkteiles, dessen Eintragung 
yerlangt wird, oder, wenn es sieh nm den durch den Artikel 8o 
des Gesetzes Torgesehenen Fall handelt, ein einziges handschrift- 
liches Exemplar des litterarischen Teils und, hinsichtlich des masi- 
kalischea Teils, ein zweites handschriftliches Exemplar der Melodien 
mit der Bass>Begleitung. 

8. Um zur Eintragung zugelassen zu werden, müssen die Exemplare 
der fraglichen Werke, ebenso wie die periodischen Sammlungon in 
folgender Weise eingereicht werden: sie müssen einfach gebunden 
sein; die Untersdirift des Eigentümers oder desjenigen, der ihn 
hinsichtlich der Eintragung vertritt, muss auf der Vorderseite oder 
auf der ersten Nummer angebracht werden, und jeder die Ver- 
öffentlichung bildende Bogen bew. Nummer muss mit dem Namens- 
zug yersehen oder besiegelt sdn. Das Bureau lisst die Lieferungen 
oder Hefte der im Erscheinen begriifenen Woike nicht zu, solange 
sie nicht einen Band bilden. 

4. Die die Wohnsitz - Erklärung enthaltende Urkande und die be- 
glaubigte Abschrift der Vollmachten oder einer einfachen ge- 
schriebenen Ermächtigung, wenn der Deklarant im Namen ednes 
anderen unterzeichnet. 

Art. 23. Jede Einschreibuncr im Register des geistigen Eigentums sull 
die folgenden Feststellungen anfuiireu: Name, VoruameD und Wohnsitz des 
Kaehsuchenden. — Titel des Werkes. — Art des Werkes. — Name und 
Vornamen des Urhebers, des Übersetzers, des ümarbeiters usw. — Name, 
Vornamen und Wohnsitz des Ki>;rntiimers. — Anstalt, in welcher der Druck 
oder die Vervielfältigung bewerkateliigt wurde, und ihr Verfahren, — Druck- 
ort und Bmckjahr. — Auflage und Anzahl der Exemplare. — Anzahl und 
Format der Bände und Seitenzahl. — Datum der Veröffentlichung nnd alle 
sonstigen Angaben, die zur Bestimmung des Werkes und zur Erfüllung der 
TOrschriftsmässigcn Bedingungen dienen. 

Art. 24. Alle Übertrogungm des geistigen Eigentums und alle Ände- 
rnngcn, denen dasselbe unterliegt, werden im einzelnen auf dem für jeden 
Fall besonderen Blatt vermerkt. Zu diesem Zweck soU der Beteiligte eine 
genügenden Beleg bildende und die Bcglaul)igiingsschrift bezeugende Urkunde 
beibringen, welche im Archiv des Eintragungsbureaus hinterlegt wird. Die 
Originalarkunden werden demjenigen, der sie dnirnr* icht hat, zurückgegeben. 

Art. 25. Wenn die Bescheinigung der endgültigen Eintragfung der 
Person, welche sie nachgesucht hat, oder der von ihr ermächtigten Person 
ftbergeben ist, soll dieselbe einen Empfoagschein in dem betremden Buch 
unterzeichnen. 

Art. 26. Der Beteiligte, welcher die Eintragungsbescheinigung verlegt, 
kann Bescheinigungen der endgültigen Einschreibung nachsuchen und er- 
halten, welche auf demselben gestempelten Papier ausgefntigt werden und 
dieselben geset/lichen Wirkungen herbeiführen. 

Art. 27. Ebenso stellt das allgemeine Eintragungsbureau auf Ansuchen 
Bescheinigungen betreffend den Zustand der Werke aus. Wenn es sich nm 
in den Fkovinzen hergestellte Werke handelt, sollen die ProTinzialbareaus 
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Torlier Berichte einsenden; die Beedbeinigongen werden jedoeb etete nnter 
dem Anenchen, das hiemi Anlass gegeben hat, niiBgetteilt. 

6. Kapitel. Vom Begieter des geistigen Eigentums. 

Art. 28. Das nllgemeine Register des geistigen Rigentvms wird beim ünteiv 

richtsministeriam vermittelst der erforderlichen Bücher geführt. Zu diesem 
Zweck werden ausser den Repertorien und den Tfilfsbtirhnrn ATntrikel-Register 
eingerichtet, iim in endgültiger Weise und mit dcu notwendigen £iDteilangea 
alle Werke unter den folgenden Kategorien elnsnsebreiben: wbsensdiMt- 
liche und litterarische Werke; dramatische und musikalische Werke; 
Werke künstlerischen Charakters, die nicht ausdrücklich von der Eintragung 
krafL der aasdrückiiciicu Verfügung des Artikels 37 des Gesetzes entbunden 
rind; und periodische YeröffentMehungen. Die Einsehr^bung jedes einge- 
reichton Werkes erfolgt in diesen Büchern in streng chronologischer "Reihen- 
folcje unter der betreffenden Ordnungsnummer, mit einem besonderen Blatt, 
aui welciiem alle Äuticrungen ?erzeicliuet werden, denen das Werk unterliegt. 

Art. 29. In den ProTinsial-EintragQngsbttreaiis soll ausser dem Auf- 
zeichnungsjournal ein provisoriscli^s Stammregister und ein besonderes Blatt 
für jedes Werk cff'fnhrt werden, in welchem die Bescheinigung der end- 
gültigen Eintragung abgeschrieben wird und in welchem alle Änderungen, 
denen das Werk unterliegt, angeführt werden. 

Art. 30.* Der Bibliothekar - ill im Journal Vormerkung der eingereichten 
Werke nehnu n und die Eiutr icrtniL's-Bescbeinigung ausstellen, vorfinsf^f'^ctzt 
dass diese Werke und die Urkunden, von denen sie begleitet sein müssen, 
den geforderten Bedingungen entsprechen. Diese Beseheinigung nuss gegen 
die endgültige Eintragungs-Beseheinigung im Generalregit^ter in einer Frist 
eingetauscht werden, welrhe nicht über sechs Monate für diejetiip^en der 
Halbinsel und ein Jahr iiir die uberseeischen von der Veröffendichung in 
dor «Oaceta de Madrid" und im amtlichen Provinzialblatt an gerechnet, 
verschoben werden kann. Es versteht sich, dass die Eintragung, welche 
sich nicht unter diesen Bedingungen vollzieht, als nicht geschehen be- 
trachtet wird, und dass dieser Artikel der Verfügung vollständig in der 
provisorischen Besebeinignng wiedergegeben werden muss. Die Austausch- 
fristen betreffs der vor der Veröffentlichung dieser Revisi<)n bewerkstelligten 
Emtragungen werden gleichfalls auf sechs Monate, beziehentlich ein Jahr, 
?oü der Veröffentlichung in den amtlichen Blättern an gerechnet, festgesetzt. 
Als nicht geschehen werden die Eintragungen l)esflglich der Personen be- 
trachtet, welche die Förmlichkeiten nicht in der angegebenen Frist erfüllt haben. 

Art. 31. Die Einreiehung der im Artikel 22 erwähnten Urkunden wird 
in streng chronologischer Reihenfolge in einem Journal, das auf dem Unterrichts- 
ministerium, in den Provinzialbibliutheken nnd in denjenigen der Sekundär- 
schul-Anstalten der Provinzial-Hanptstädte, wo erstcre nicht vorhanden sind, 
geführt wird, eingeschrieben; dem Beteiligten wird eine provisorische Ur- 
kunde übergeben, in welcher Stunde und Tag des Eintragungsgesachs, die 
Ordnangsnnmmer und die anderen znr Bestlmmang des eingereichten Werkes 
nntwcndin^en Umstände angegeben werden. Es soll keine Gebühr erhoben, 
noch irgendwelche Vergütung für diesen Empfangsschein oder für die Ein- 
schreibung im Eigcntums-Geoeralregister verlangt werden. 

Art. 32. Alle infolge des Eintragungsgesuchs vorgenommenen provi- 
sorischen Aufzeichnn? gen sollen innerhalb dreis.sig Tagen in die Matrikel- 
Begister übertragen werden. Wenn es sich darum handelt, im General- 
Ilster die späteren Änderungen, denen die in den Prorinsen eingereichten 
werlce unterworfen sind, einsnschreibe», soll diese Frist jedesmal von dun 



*) In der abgeänderten Fassung des königl. Dekret» vom 5. Januar l»i)4. 
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Zeitpunkt an gerechnet werden, za welchem die halbjihrUehen Yeneichaisee 

übergeben werden. 

Art. 33. Jedes Vierteljahr soll in der „Gaceta de Madnd- ciu Ver- 
zeichnie aller wahrend diesee Zeitraums eingereiditeo Werke eingerttckt 

werden. In der genauen Frist von dreissig Tagen Ton dieser VeritlTentlichTing 
an sollen die Exemplare, welche von Hechts wegen den Bibliotheken za- 
kommeüf ihnen übergeben werden; der Registerführer isL für die 2>iicht- 
erfüUuog der Vorschriften dieses Artikels verantwortlich. Dieselbe Ver- 
pflichtung und dieselbe Verantwortlichkeit liegen den Registerfiihrcrn in 
den Provinzen hinsichtlich der gemäss dem Artikel 34 des Qesetses hinter- 
legten Werke ob, 

Art. 34. 1. Von den den Qonverneoren kraft des Artikels 34 des Ge- 
setzes übergebenen Exemplaren soll das eine beim Unter rieh tsministeriom 
hinterlegt werden und das andere auf der Xationalbibliothek; 2. das dritte 
Exemplar der beim allgemeinen Eintragungsbureau eingereichten wissenschaft- 
lichen und littenurisdien Werke soll auf der Universitätsbibliothek von 
Madrid hinterlegt werden; 3. das dem Uuterricbtsministeriam zuerteilte 
Exemplar der musikalischen Werke soll auf der nationalen Musik- und Vor- 
tragsschule aufbewahrt und für die notwendigen Beglaubigungen und Unter- 
suchungen ständig Sur Yerfttgnng des allgemeinen Eintragungsbureaus ge- 
stellt werden; 4. wenn es sich um die im zweiten Paragraphen des Artikels 36 
des Gesetzes besonders bezeichneten Werke handelt, sollen dieselben als 
Hinterlegung von der allgemeinen Verwaltungsdirektion derselben National- 
sdinle übergeben und gleichfalls zn dem oben angegebenen Zweck nur Vef^ 
fÜgung des allgemeinen Etotmgnngsbnreans gehalten werdea 

Art. 35. Dil' Gnnvcrnpure, ebenso wie die Vorsteher oder Direktors 
der iiibliothekcu, sollen die sofortige Übergabe der notwendigen Exempinre 
und der darauf bezttgliefaen Dokumente Ikberwaehen, tun du ToaelmlkeB 
der internationalen Verträge zu erfüllen und unbeschadet der Yecz^hnissef 

anf welche sich der Artikel 34 des Gesetzes bezieht. 

Art. 36. Die Vertreter Spaniens im Auslände sollen gegen Empfangs- 
scheiu alle Werke annehmen, auf welche sich das Gesetz bezieht, um sie 
sofort anf dem ffewShnlichen Wege an das Unterrichtsministerium zu sendet; 
es ist unerlässlioh. dass die Werke Ton den gehtthreud beglanUgten er* 

forderlicben Urknrnleu Vicfrleitet sind. 

Die gemäss dem vorhergehenden Paragraphen übergebenen Werke ge- 
niessen alle Reehtswohlthaten des Gesetzes Yon Tag und Stande Ihrer 

Binreichang an. 

Das Unterrichtsministerium soll deren Empfang sofort dem Staats- 
mimsterium bestätigen und seiner Zeit auf demselben Wege die Bescheinigung 
der endjp^ltigen Eintragung ausstellfm behufs Übergabe an den Beteiligten. 

Art 37. Die Kegisterbücher des geistigen Eigentmns sollen auf dem 
ersten und letzten Blatt mit Namenszug seitens eines Beamten d v^ Unterricbts- 
ministeriums mit der amtlichen Beglaubigung des Generaldirektors des 
öffentlichen Unterrichts und, in dem durch den zweiten Paragraphen des 
Artikels 38 des Gesetzes vorgeseheneu Fall, seitens des Provinäal-Civil- 
gouvernenrs verscheu werden; niisscrdcm sollen sie durch das Schlussprotokoll 
abgeschlossen werden, in welchem die benutzte Blattzahl und jeder andere 
der Erwähnung würdige Umstand angegeben werden soll. 

Art. 88. Um jede in den Kegistcm begangene wesentliche Abweichung 
oder Weglassung zu berichtigen, soll zu einer Untersuchung und zur Bildung 
eines Aktenstückes geschritten werden, worüber die Qeneraldirektion des 
öffentlichen Unterrichts nach vorheriger Anhörung des Beteiligten ent- 
scheiden soll. ' 
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Art. 39. Die Eintr&gOBgsbiireaaB der Provinzen stehen unter Ab- 
hängigkeit und Direktion der CivilgoaTerneare, welche unter ihrer Ver- 
uiiwortlielikeit die genaue Ansfahrong dieser Verfügung überwachen soWn. 
Das GenenJregister des geistigen £igeDtiuii8 soll einem vom Unterrichts- 
minlsterinm auf den Antrag der Generaidirektioa des öffentliehen Unterrichts 
ernannten Beamten anvertraut werden. 

Art. 40. Das Bureau des Generalregisters des geistigen Eigentums und 
diejenigen der Previnsen sollen nn tllen Tagen, an denen dies fflr die 

Bureaus des rnterrichtsministeriums der Fall ist, geöffnet sein; drei Stunden 
werden dem Dienst des Publikums gewidmet, was durch die amtlichen 
Zeitungen und auf den zum Anheften der Anzeigen des Eintragungsboreans 
bestimmten Bahmen angekflndigt werden solL 

7. Kapitel. Von den gesetzlichen Wirkungen. 

Art. 41. Der Pflichterbe, den der Artikel 6 des Gesetzes erjn&chtigt, 
25 Jahre nach dem Tode des Urhebers die Werke als sein Eigentum znrück- 
znfordern, welche derjenige, dem er das Eecht zu verdanken hat, veräusserte, 
kann die Einsehreibnnff seines Beckts im Register des geistigen Eigentums 
nachsuchen und soll dieselbe erlangen, wenn er die seine Eigenschaft fnt- 
stellenden Urkonden eingereicht hat. 

Art. 42. Alle Werke, deren y6röfl:'entlichung am 12. Januar 1879 be- 
gonnen worden war, kOnnen die dem geistigen Eigentum bewilligten Vorteile 
geniessen, vorausgesetzt dass ihre Urheber oder Eigentümer die durch das 
Gesetz und die Ausführungs -Verfügung erheischten Anforderungen erfüllen. 

Art. 43. Die Werke, welche am 12. Januar 1879 nicht gemäss den 
Vorschriften des Gesetses dem Gemeingut yerfallen waren, Icönnen gleielip 
falls für die Zeit eingeschrieben werden, welche für die Vervollständigung 
der neuen Fristen und für den Genuss der Bechtswolilrhaten des Gesetzes 
verbleibt; es ist jedoch notwendig, dass die Eintragung in den gesetzlichen 
Formen bewerkstelligt und dass dnrdi beglaubigte Urkunden festgestellt 
werde, welches der abgelaufene Schutzzeitraum ist, um denjenigen festsetzen 
zn können, welcher kraft der Bestimmungen des Gesetzes noch Torbehalten 
bleibt. 

Art. 44. Ähnliehe Nachweise müssen Ton denjenigen beigebracht werden, 

auf welche die Ziffer 3 des Artikels 52 des Gesetzes Anwendung findet, 
wenn sie in ihrer Eigenschaft als Urheber, l'bersetzer oder Erben die schon 
dem Gemeingut verfallenen Werke wiedererlangen wollen. Nach Beibringung 
dieser Nachweise im Eintragungsbnreau soll das Becbt, das sie besitzen, 

für den Zeitraum eingescbrieTjon werden, welcher nach Abzug des seit dem 
Tode des Urhebers verflossenen von dem durch das neue Gesetz bewilligten 
Zeitraum verbleibt; die Erfüllung aller für die Eintragung erforderten Fürm- 
lidikeiten ist unerlasslich. 

Art. 45. Als auf ihr Beeht Verzicht leistend werden die Urheber oder 

ihre "Rerhtsinhnber nrtcr'^'^phen, die, wenn sie das geistige Eigentum wieder^ 
zueriaugen haben, es nicht in der Frist eines Jahres einschreiben lassen. 

8. Kapitel. Vom Familienrat. 

Art. 46. Solauge die bürgerlichen Gesetze den durch den Artikel 44 
des G^etzes yorgesehenen Familienrat nicht einrichten, wird derselbe Ton 

dem OrtsTorstehcr des Ortes, an welchem der Erbe wohnhaft ist, und von 
vier nüchstcn männlichen Verwandten desselben gebildet, davon zwei der 
väterlichen Linie und zwei der mutterlictieD Linie, die an demselben Ort 
oder an einem nicht über sechs Meilen entfernten Ort wohnhaft sind. 
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Art. 47. Vnn zwei Verwandten gleieiiai Qrades soll der Altere dorn 

jüngeren vorgezo^oa werden. 

Art. 48. Weuü die nächsten Verwand teu des Erbeu in einem über sechs 
Meilen von seinem Wohneits entfernten Orte wohnhaft gind, ioU der 0rt9> 
Tor^^tohrr sie zusammen Vtrrufen; er kann sie aber nicht ZWlBgim, dtl Amt 
als Mitglieder des i'araüienrats anzunelimen. 

Art. 49. Wenn keine genügende Anzahl Verwandte vorhandon wäre 
oder wenn sie idch nicht fttr dioKee Amt meldeten, soll der Eat dareh ehren- 
hafte, vom Ortsvorsteher unter den Freunden der Fnioille den Bihen ans- 
gewählte Einwohner TcrroDständigt werden. 

Art. 50. Die Versammlung des Familienrates soll im Kathaus statt- 
finden; um zu beratschlagen and zu beschliessen, genügt die Mehrheit der 
gegenwftrtigon Mitglieder. 

Art. 5!. Der Ortsvor^trlipr ?nll stets den Vorsitz äen Familienrats 
führen: er hat beratende Stimme und bei Stimmengleichlieit entscheidende 
Stimme; er kumi seine Amtsgewalt auf einen der Jieigeordueten übertragen, 

9. Kapitel. Von den Straf bestimmungen. 

Art. 52.*) Die Eigentümer, welche an der Spitse ihrer Werke erklftren» 
die gesetzliche Hinterlegung bewirkt zu haben, und die dies nicht in der 
festgesetzten Frist gethan haben, yerfallen einer Qeldbusse von 25 bin 
260 PeSq wobei sie Torkommenden Falles Tor den Gerichten strafrechtlieli 
Terantwortlieh bleiben. 

Art. 53. Um die im Artikel 45 des Gesetzes erwähnten Verantwortlich- 
keiten zu bestimmen, sollen alle Händler und Verkäufer neuer Bücher ein 
Register tuhreu, in welchem die Namen des Verlegers und des Druckers 
der zum Verkauf gestellten Werke eingeschrieben werden; wer diese Förm- 
lichkeit Terabs&mnt, soll den Gesetzen gemäss die Veinntwortlicfakeit tragen. 

10. Kapitel. Übergang yom alten tnm nenen System. 

Art. 54. Hinsichtlich derjenigen Werke, die am Tage der Verüfteot- 
lichnng der gegenwirtigen Verfügung nicht dem Oemeingnt yerfallen sind 
und deren Eigentum kraft der Torheigehenden Gesetzgebung gewährleistet 
ist, ist es nicht erforderlich, die neuen gesetzlichen V orschriMen zu erfiillen. 
Die Urheber oder Eigentumer aber, welche es für nützlich erachten, können 
die alten Einschreibungen gemäss den Bestimmungen dieser Verfügung in 
neue nrngestalteUi Toransgesetzt dass sie unter ihrer Verantwortlichkeit und 
in der genauesten Weise die Zeiipanl<tc der Vcröffcntlit hung und der Ein- 
schreibung des Werkes in den alten Eegistern und demgemäas den Zeitraum 
bestimmen, während dessen die Werke den gesetzlichen Sehuta geniesnCB 

Art. 55. Die im Artikel 55 des Gesetaes Torgesehene Entsehädisiing 

soll durch die Sachverständigen, welche die Parteien ernennen, und im Streit- 
falle durch einen dritten, den der Richter nach den durch das Civilprozess« 
gesetz vorgeschriebeneu Eegehi ernennt, festgestellt werden; es soll jedoch 
Entschädigung nur fOr diejenigen Ezemplare gdeistet werd«n, deren Vor* 
handensein gebührend festgestellt ist. 

Art. 56. Rechtsinhaber der Urheber, denen das EiL^^ntnm gemäss drm 
Artikel 28 des Oesctzes vom 10. Juni 1847 wieder ziigetaiien ist oder wieder 
zufallen sull, können ihre Kuchlc im Register eintragen; der Artikel 52 des 
Gesetzes lässt jedoch die unter der Wirkung der Torgeheoden Gesetze er- 
worben«! Rechte fortbestehen and erkennt dieselben an. 



•) In der a1»cesad6rten Famm^c des Malsl. Dekret« vom t5. Juni ISSI* 
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Art. 57. IKejenigen, welche das Eirontum eines Werkes vor dem 
10. Juni 1847 Teranssert haben und dubsclbu kraft des Artikels 28 des 
Gesetzes gleichen Datums betreffend das Utterarische Eigentum wieder- 
erlaogen wollen, flollen bei der ffilisciveilniiig ihres Becbtes den Todestag 
des Urhebers feststellen lassen, damit der Zeitpunkt, an welchem sie dieses 
Böntum wiedererlangen, im Register yerzoichnet werde. 

Art. 58. Diejenigen, welche ein litterarisches Eigentum vor dem Gesetz 
Tom 10. Jani 1847 gekauft haben, oder ihre Beohtsinnaber mflssen ihr Becht 
in der Frist eines Jahres einschreiben lassen, die in der durch die gegen- 
wärtige Verfügrung vorgesehenen Form berechnet wird, und zwar für den- 
jenigen Zeitraum, welchen der Artikel 28 dieses Gesetzes ihnen bewilligt 
hat; ohne ein solches Veifshfen sieben sie sieh den VerfaU des Beehts m, 
vnd dns Eigenlnm geht sofort nn den Berechtigten nnrflek. 

Übe r g an -Bestimmungen. 

Art. 59. Die kraft des Artikels 36 des Gesetzes für die Bewirknng der 
Eintragung gewährte Frist eines Jährte läuft von dem Tage an, an welehem 

die Einrit^htung der Eintragungs-Bureaus, welche den Gegenstanri der gegen- 
wärt is^en Verfügung ausmachen, in der ,Gaeeta de Madrid*^ angekündigt 
sein wird. 

Art. 60. Die Generaldirektion des öffentlichen Unterrichts soll in der 

kQrzestrn Fri^t die für die Kinrichtung der Register dcs gdstigen Eigra« 
tnms erforderlichen Bestimmungen festsetzen. 

II. Abschnitt. Von den Theatern. 
1. KapiteL Von den dramatischen und masikalisehon Werken. 

Art. 61. Die dramatischen und mnaikalisehen Werke, welche Offentlieh 

aufgeführt werden, sind allen Vorschriften des Gesetzes betreffend das 
geistige Eigentum, ebenso wie den durch die gegenwärtige Verfügung be- 
stimmten besonderen Vorschriften unterworfen. 

Art. 63. Ohne yorherige ErmSehtigung des Eigentümers soll kein 

handschriftliches oder gedrucktes Werk öffentlich dargestellt, gesungen oder 
verlesen werden, wenngleich dies bereits in einem anderen Theater oder in 
einem Schauspielsaal ge»clLelien ist. 

Art. 63. Die GonTemeore und in den Orten, in welchen sich dieselben 

nicht aufhalten, die Ortsvorsteher sollen die sofortige Einstellung der von 
einem litterariscben oder masikalischcn Werke angekündigten Darstellung 
oder Vorlesung anordnen, wenn dessen Eigentümer oder der Vertreter des- 
s^ben sich an ihre Amtsgewalt wendet, um sich über die Tbatsache Zu be* 
klagen, dass die Unternehmungen nicht die erforderliclio Erlaubnis erlangt 
haben und, selbst ohne dass eine Bp-chwerdn nneriässlich sei, wenn ihnen 
die Tbatsache, dass eine ähnliche Eriaulinis uichl besteht, bekannt ist. 

Art. 64. Der Entwurf und der Gegenstand eines dramatischen oder 
nmsikalischen Werkes, ebenso wi« der 'l'itcl, inachen ein Eigentum für den- 
jenigen, der sie ersonnen hat, oder lur den Erwerber des Werkes aus. Die 
Thatsaclie, sich den Titel, den Gegenstand oder den Text eines hand- 
sehrifüiehen oder gedruckten litterariscben oder musikalischen Werkes 
ganz oder teilweise anzueignen, um <;ic auf ein anderes dramatisches Werk 
anzuwenden, wird demzufolge als Betrug bestraft. 

Art. 6ö. Ohne die Zustimmung des Eigentüoiera kann in die Parodien 
irgendwelche wörtliche Stelle oder irgendwelche Melodie des parodiifften 
Werkes ganz oder tcihvri^c Tiiclit eingeführt werden. 

Art. Teder UtIm 1 ^^t behalt das Becht, seine Werke, wenn er sie 
auch TeraiLssert hat, zu verbessera und umzuarbeiten. Wenn er sie einfach 
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vartessert, ändert dies din Bestimmungen des ycr^nnfTertrnprs, f^en er ab- 
geschlossen hat, in nichts; wenn er aber, indem er sie umarbeitet, wesent- 
liche Änderungen in dieselben einfahrte, würde er ennftchtigt sein, ein 
Drittel derjenigen Oebühi^ SU erheben, welche die Darstelinng seiiier Be- 
arbeitung einl^rinfrt. Ausser diesem Fall bildet dip Umarbeitung eines nodi 
nicht dem Gemeingut Terfallenen dramatisuhen Wcriies einen Betrag. Wenn 
ÖM Werk dem Gemeingut verfallen ist, soll der (Tmarbeiter oder sein Ver- 
treter die betreffenden Gebühren erheben. 

Art, 67, Niemand «oll das dramatische Werk anderer selbst bei Äude- 
rong des Titels, des Nauens der Personen und des Ortes der Handlung in 
Hinsieht auf die Anpassmig desselben an eine rnnsikalische Komposuion 
arrangieren dürfen, ohne dass er die Zustimmung des Urhebers oder des 
Eigentümers des Werkes, wenn dieses veriiussert worden ist, erlangt hat. 
Wenn das Arrangement eines Originalwerkes im Ausland hergestellt wurde, 
kann der Urheber dieses Werkes, unbeschadet der Bestimmnngen der inter* 
nationalen Verträge, die Auffuhr unr^^gebühren in Spanien erheben, selbst 
wenn das Werk in einer anderen Sprache als derjenigen des Originals anf- 
gefulirt sein wurdo. 

Art. 68. Die Erlaubnis des Urhebers und des Eigentümers soll gleieh- 
falls un rrlässlich für denjenigen sein, der in Hinsicht auf die Anpassung an 
ein dramatisches Werk den Gegenstand eines Romans oder jedes anderen 
nicht theatralischen, litterarischen Werkes würde entlehnen wollen. 

Art. 69. Der Urh^r, der ein dramatisches Werk TW&nssert, bewahrt 
das Recht, darüber zu w:ichen, dass dessen Vervielfältipfong oder DarsteHnnp" 
genau ist; die Ausübung desselben Rechts bleibt auch dem Eigentümer 
Torbdialten. 

Art. 70. Kein litterarisches oder musikalisches Werk kann ganz oder 

teilweise an einem öffentlichen Ort, zu welchem die Anwesenden ein Ein- 
trittsgeld zahlen oder unentgeltlich zugelassen sind, in anderer Gestalt, als 
der yom Urheber oder Eigentümer yerOlfentlichten, aufgeffüurt werden. 

Art. 71. Die rein instrumentale Musik oder die Ballmosik, welche In 
den Theatern oder Öffentlichen Orten, zu welchen man in irgend welcher 
Form ein Eintrittsgeld bezahlt, aufgeführt wird, geniesst, als im Artikel 19 
des Oeeetses betiilTend das gebtige Eigentom einbegnifen, alle Beehts- 
wohlthatcn dieses Gesetzes und der p:pp:! nwärtigen ^'orfiigung. 

Art. 72. Die Mitarbeiter eines dramatischen oder muMikalischen Werkes, 
welche dasselbe vor seiner \ uiiendung aufgeben oder die bei erfolgter 
Vollendung übereinkommen, es nicht zu veröffenUiehen oder darzustellen, 
können in ErnianL'ehmg gegenteiliger Abn5tich\ing nur über denjenigen Teil 
verfügen, welchen jeder von ihnen zur Schaffung besagten Werkes bei- 
getragen hat. 

2. Kapitel. Von der Annahme und der Darstellung der 
dramatischen und musikalischen Werke. 

Art. 73. Das Unternehmen, welches behufs Kenntnisnahme ein neues 
dramatisches oder musikalisches Werk erhält, das auf keinem Theater 
Spaniens dargestellt worden ist, soll emen Empfangsschein desselben dem- 
jenigen ausstellen, der es flbeneieht 

Art. 74. Das Unternehmen euies Theaters oder eines für öffentliche 
Vorstellungen bestimmten Saales, welchem ein neues dramatisches oder 
musikalisches Werk überreicht worden ist, soll binnen zwanzig Tagen dem 
Urheber od«r dem Eigentftmer oder ihrem Vertreter ankündigen, ob es das- 
selbe für die Darstellnng annimmt oder nicht annimmt. Im Falle dass 
die Annahme des überreichten Werkes seinen Inteiesscn nicht entsprechen 
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würde« soll es dasselbe ohne weitere ErklärnDfi^n in der im yorhergeb enden 
Paragraphen Torgeschriebenen Frist zurückgeben nad den aosgesteUlen 
Empfangsschein wiedererhalten. 

Alt. 76. Die ürlieber oder die EigentHmer oder ihre Vertreter liaben 

stets das Recht, die Rückgabe ihrer litterarisrhon oder musikalischen Werke 
zu beanspruchen, bpvor diese endgültig vom Unternehmen angenommen sind. 

Art. 76. Ist das neue Werk einmal vom Uuterueluneu angenommen, 
sollen dieses letztere und der Eigentümer in Übereinsi immong und selurilllieh 
den Zeitpunkt der TrirptclluTifr oder Aafftthrang festsrt/cn, welche zu einem 
bestimmten Termin oder mich genauer Reihenfolge der «Stücke stattfinden 
kann. Diese Reihenfolge soll solange als dauernd betrachtet werden, als 
das Unternehmen, welches das Werk empfangen hat, in demselben Theater 
fortbes^teht. Wenn das Unternehmen ein riet}- s Werk unter der Bedingung 
empfängt, dass der Urheber Verbesserungen an demselben anbringt, wird 
die Annahme nieht als endgültig angesehen, Ihs diese yeri>e8serungen yom 
Unternehmen genehmigt sind. 

Art. 77. Die Rcihenfolfje soll einzig und allein unter den neuen Werken, 
welche dieser Bedingung unterworfen wurden, beobachtet werden. Die 
Stacke des Bepertoirs 8<ulen diesellie nicht indem nnd die ünteniclimongen 
eollen stets das Recht behalten, dieselben daistcUen an lassen, wenn sie es 
für ihre Interessen als günstig erachten. 

Art. 78. Die Unternehmungen sollen ein Register führen, in welchem 
sie das Empfangsdatnm jedes neuen Werkes, sowie die mit den betrefllsnden 
Ulbebem oder Eigentümern atfrcmachten Bedingungen feststellen, 

Art. 79. Das ('ritpfneliiiien, welches ein Werk empfängt, soll auf seine 
Küslen die zum Studium und zur Darstellung erforderlicbeD handschriftlichen 
Kopien Tornebmen; das Original ist von demselben dem Urheber Tor dem 
Beginn der Proben 7:nrückzngeben. Der Frlieber oder der Ei^ri nttimer soll 
seinerseits zur Sicherstelinng des Unternehmens eine der Kopien, welche 
Toilständig und paginiert sein soll, durchsehen und mit Namenszug versehen. 
Diese Kopie soll vor Gericht beweiskräftig sein. Mit Ausnahme dieses Falles 
kann niemand ohne die KrmächtigTing des Eigentümers Vorvielfältit^nnp-en 
oder Kopien eines dramatischen oder musikalischen Werkes anfertigen oder 
sie yerkanfea oder rerleüien, selbst wem die Wwke nicht gedruckt oder 
öffentlich aufgeführt worden wären, wie dies dnreh die Artikd 2, 7 nnd 21 
des Gesetzes betreffend da^ geistige Eigentum yorgesehen ist. 

Art. 80. Der Komponiät oder der Eigentümer eines neuen musikalischen 
Werkes soll dem Tneaterantemehmen eine yollstindig instnimentierte 
Partitur verschaffen, welche ihm mangels gegenteiligen Üliereinkommens am 
Ende der Theatersaison zurückgegeben wird. 

Art. 81. Der Urheber oder der Eigentümer des empfangenen neuen 
Werkes geht die Verpflichtung ein, dassdlie anf dem Theater, welches es 
nngenommen hat, darstellen zu lassen, sofern nicht die Theatersaison be- 
endet ist, ohne dass es in Scene gesetzt wäre, oder sofern das Unternehmen 
mciit eine der vereinbarten Ecdiiigungeu verabsäumt. In den beiden i«'ällen 
ist er ermächtigt, das Werk zurflckznziehen, ohne dass das UntMndimen 
Irgend einen Einspruch erheben kann nnd nnbescbadet des Schadenersatses, 
der ihm zustehen kann. 

Art. 82. Wenn ein nuues Werk auf einem Theater angenommen wurde, 
kann der ürbebw oder der Eigentümer dasselbe in der nämlichen Saison 
nieht auf einem anderen Theater desselben Ortes darstellen Inssen. 
beschadet g^enteiügen Übereinkommens oder Vertragsaufhebung gegenüber 
dem ersten l^tememnen. 

Art. 83. Es steht dem Theaterunternehmen sn, die B^enfolge, den 
Tag und die Standen der Proben festzoseUen. 
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Art. 84. Der Urheber hat stets das Recht, die Vertnihin<T der Rollen 
seines Werkes yorzunehmcn, ebenso die Proben in Übereinstimmunj? mit dem 
Theaterdirektor zu leiten. Ausserdem hat er das üecht, bei jeder Dar- 
BtoUiuig seiner Werke in den Coolissen zu bleiben. 

Art. 85. Die Werke ■mii?sf!n auf den gntlnicktcn oder bandschriftllclien 
Anschlagzetteln und Programmen der Darstellung stets unter ihrem wirk- 
lichen Titel ohne ZnsStse oder Weglassungen und mit den Namen ihrer Ur- 
heber oder Übersetzer angekündigt werden, ausgenommen den den Urhebern 
durch den Artikel 86 der gegenwärtigen Verfucnnfr frowälirten Vorbehalt; 
die Goavemeare oder, in den Orten, in denen sich solche nicht behnden, die 
Ovtsyoratefaer können die Verabslnmung irgendweleber dieser Bedingungen 
mit einer Greldbusse belegen; diese Bedingungen müssen selbst hinsichtliek 
der dem Gemeingut verfallenen Werke beobachtet werden, welche auch in 
keiner Weise unter den einfachen Gattungsnamen, wie Trauerspiel, Schau- 
spiel, Lustspiel, Liederspiel, Zwisehenspiol, SeÜosBStftek*) usw. angekfindigt 
werden dürfen. 

Art. 8r>. Die Abfassung des Anschlagzettels steht, vrenu es sich um ein 
neues Werk handelt, dem Urheber oder den Urhebern zu, welche verhindern 
oder verlangen kOnnen, dass ilir Name Tor der ersten AnfflUimng Teröifent- 
licbt werde. 

Art. 87. Die ünternebmungen können olmc die Ermächtigung der Ur- 
heber Abänderungen, Zusätze oder Kürzungen im TexL der Werke nicht 
Tomehmen. 

Art. 88. Sofern nicht gegenteilige Abmachnngen bestehen, sind die 
Unternehmungen nicht verpflichtet, andere Trachten oder Aasstartungen zu 
benutzen, als die im Besitz des Theaters befindlichen; es sollen jedoch weder 
die einen noch die anderen in Widerspruch mit dem nntereohcddraden und 
gMchichtlichen Charakter des Werkes stehen. 

Art. 89. Wenn ein neues Werk vom Publikum bei der ersten Dar- 
Btellung nicht Tolletindig abgewiesen worden Ist, sollen die üntemebmiinffen 
yerpflichtet sein, wenigstens drei anfeinaiiderf olgende OanteUaagen desselBeii 
zu bringen. 

Art. 90. Die Unternehmungen sollen den Eigentümern dramatischer oder 
dramatisch-mnsikalischer Werke oder deren Vertretern eine Entscbidigung 

zahlen in dem Fall, dass sie die Insceuierung des neuen Werkes, das sie an- 
genommen hatten, verweigerten, oder wenn sie dieselbe nicbt in der ver- 
einbarten Frist bewerkstellig Leu; ausgenommen ist der Fall, da^s das W^erk 
in der genauen Reihenfolge der Stäcke eingegangen ist and in der Theater- 
Saison die Zeit für die Darstellung gefehlt hat. Diese Entschädigung soll 
sich auf 2Ö0 Pesetas für die Werke in einem Akt, auf 500 Pes»»tas für die- 
jenigen in zwei Akten und auf 75Ö Pesetas für diejenigen ja drei oder 
mehreren Akten belaufen. 

Art. 91. Die Eigentümer, welche entgegen den vf^reinhartcu Bedingungen 
ein neues Werk, das schon angenommen wurde, während der Theatersaisim 
zurückziehen, sollen verpflichtet sein, dem Unternehmen dieselbe Entschädigong 
zu zahlen und ihm den Betrag der Unkosten xu eraetsen, die ihm eigens im 
Hinblick auf die Inscenirunp- rl'^s Werkes erwachsen «ein konnten und wo- 
rtlber derselbe vorherige Beglaubi^ng beibringen muss. Ausserdem sollen 
die Th6atenuitemebmutt|;en und die Eigentümer dramatiseher oder mnaika- 
lisciier Werke wechselseitig für alles einstehen, was sieh ans der Niefat- 
beobachtung ihrer betreffenden Verträge ergiebt. 

Art. 92. Der Eigentümer eines dramatischen oder musikalischen Werkes 
oder sein Vertreter kann dasselbe Ton dem Theater, auf welchem es gespielt 



*) Nooh b«iond«n eingMCliirft dnreh kttnigl. Dekval vom 11. Juni 1S86. 
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wird, zurückzteheD, wenn rla^ T'nternehmen einen einzigen Tag vernachlässigt, 
die seitens desselben schuldigen Gcbiidiren za zahlen. Wenn das Werk zwei 
oder mehreren Eigentümern gehört, ist jeder Ton ihnen ermächtigt, diese 
Entschliessong zu treffen, imem er sich dem unterwirft, was dflr Artikel 49 
des Gesetzes, betreffend das ireistige Eigentum, bestimmt. 

Art. 93. Der Urheber eines sdion öffentlich dargestellten litterariächen 
Wttkes, ißt in der Folge dessen Antf füirang unbedingt untersagt, weil er das- 
selbe als Terletzend für sein moralisebes oder politisches Gefülil betrachtet, soll 
yorher den Eigentümer dieses Werkes, im Falle er dasselbe yeräussert hätte, 
ebenso wie die Miturheber oder Miteigentümer, wenn solche Torhandon sind, 
entsehSdigen. Wenn das Werk em musikalisches ist^ soll der Urheber Aa 
Musik ausserdem das Becht haben, seine Mnsik einem andern Werk an- 
supassen. 

Art. d4. Wenn geschäftliche Differenzen zwischen den Miteigentümorn 
dnes dramatischen oder musikalischen Werkes hinsichtlich der Bedingungen 

seiner Annahme und seiner Darstellunfr oder Anfführung in jedem Tlieater 
oder für Ötfentliche Sciiauspiele bestimmten Kaum entstehen, sollen sie durch 
die Slimmenmelirheit entäcliicden werden, wenn die Eigentumer des W^erkes 
mehr als swei sind; im entgegengesetzten Fall sollen die xwei Eigratflmer 

.einen aus yier T.itteraten oder Musikkomponinten zusammrnijcsctzten Aus- 
schuss ernennen; die ßegierungsbehürde bestellt ein fünftes Mitglied, das 
den Vorsitz des Ausschusses führt, welcher die Frage auf gütliche Weise 
r^eln soll. Wenn einer der Eigentümer sich der Ansicht der Mehrheit im 
ersten Fall orirr ävr Entscheidung des Ausschii^s-e? im zweiten Fall nicht 
fügt, wird die Frage durch die üerichtshüfe abgeurteilt. 

Art. 95. ,Die nnro rhe r g es e henen Fälle, in denen ein üntemehmen seine 
Verträge in Übereinstimmung mit der Behörde aufheben kann, sind: 1. die 
Pest; 2. die Erdbeben; 3. eine Nationaltrauer; 4. Unruhen öffentlicher Ord- 
nung, die zur Aufhebung der Aufführungen nötigen; 5. das Verbot eines 

. Wmes auf behördlichen Befehl, sei es aus Qrfinden Sffontlieher Ordnung, 
sei es auf richterliche Entscheidung hinsichtlich besagten Werkes. Der 
Brand oder der Einsturz des Gebäudes wird für die gerichtliche Aufhebung 
der Verträge als Fall höherer Gewalt betrachtet. 

8. K&piteL Von den Anfführungs- Gebühren der dramatischen 

und musikalischen Werke. 

Art. 96. Die AuffOhmngsgebtthren der dramatischen und musikalischon 

Werke werden als ein Gut betrachtet, das den Theater- und offpntlichrn 
Schauspiel-Unternehmungen anvertraut ist, welche dieselben täglich zur Ver- 
lag ung der Eigentümer oder ihrer Vertreter halten sollen. 

Wenn diese solche Gebühren nicht bei der Aufführungs-Ermftehtignng 
dwr Werke feptfrcsctzt haben, soll der fol[ri"nfie Tarif gelten: 

Für die origmalen dramatischen Werke in einem Akt ... 3"/o 
n D v t «in zwei Akten ... T^jo 

„ „ „ „ in drei od. mehr Akten 10"/# 

Jur die drei ersten Aufführungen wird das doppelte dieser Ge- 
bühren erhoben. 

Für die Umarbeitungen alter Stfleke, die Arrangements, die Nach- 
ahmungen und die Obersetzangen ?Hrd die Hälfte dieser Ge- 
bühren erhoben. 

Art. 97. Die Gebühren der dramatisch-musikalischen Werke sind die 
nämlichen wie diejenigen der originalen dramatischen Werke; die Hälfte der- 
selben fällt dem Text, die andere Hälfte der Musik zu; es wird aber kein 
Unterschied swischen den originalen Werken und den Übersetzungen gemacht. 
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Art. 9?. Die litterarischen Ausarbeitttngen in Prosa oder in Versen von 
einem ;_ e\\ issen Umfang, von deren Vortrag auf den Anschlagzetteln an- 
gekündigt ist, dass sie einen zum Ganzen gehörenden Teil der Vorstellung 
bilden, geben Veranlassung zur Erbebung derselben Gebühren, wie die für 
die orifjinalcn dramati^^rhrn Werke in einem Akt festgesetzten, sofern sie 
sich nicht auf die Abhaltung yon Jahresfeiern und auf Benefiz-Aufführungen 
besiehen. 

Art. 99. Die Opern, die Oratorien und die ähnlichen poetischen und 
musikalischen Werke, welche originale Schöpfungen von spanischen Urhebern 
oder in Spanien ansässigen Ausl&idern sind, soUen zni Erhebung derselben 
Oeblihren, wie die originalen dramatisehen Werke Yennlaseung geben, selbst 
wenn der Text übersetzt oder arrangiert wäre; diese Gebühren werden in 
folj^onder Weise verteilt: Zwei Drittel für den Urheber oder den Eigentümer 
der Musik und ein Drittel für denjenigen des Textes. 

Art. 100. Ffir die noch nicht dem Gemeingut verfallenen Werke iwi 
instnunentaler Musik wotilon (He folcrcnJfni nölführnn erhoben; 

für die Aufführung einer grossen .Sjmphonie oder Phantasie 

in drei oder mehr Teilen 3"/« 

Für eine originale Ouvertüre !•/• 

Für ein originales Ballet-Zwisdienspiel in einem Akt epaniecber 

oder ausländischer Art fk 

Die anderen in Sifentlidi^ Konzerten, Cirkiu- oder Ball-Veranstaltungen 
aufgeführten Instrumentalmusik- oder Gesangs-Gattungen, ebenso wie die 
Vorspiele, Musikbegleitungen zu Singspielen und einzelnen f.icdern sollen die 
Eigentumsgebühren entsprechend obigem Tarif gemäss ihrer künstlerischen 
BMentnng und ihrem Umfang zahlen, vorausgesetst daae dk Zahlung eines 
festen Betrages sieht vereinbart wurde. 

Art. 101.*) Die Aufführung der musikalischen Werke bei den religiösen 
Feierlichkeiten, bei den militärischen Veranstaltungen, bei don J^erenaden 
und bürgerlichen Feierlichkeiten, deacu das Publikum ohne Zahlung beiwohnen- 
kann, ist von der Zahlung der Eigenturosgebühren und der Verpflichtmig 
des vom Eigentümer vorher zu erteilenden Frl.uibnissrheincs befreit, unter 
der Bedingung jedoch, dass die besagten Werke in der Gestalt aufgeführt 
werden, in welcher dieser sie veröffentlicht hat. 

Art. 102. Der Prozentsatz, welchen die Eigentftmer dramatischer oder 

musikalischer Werke erheben sollen, wird vom Gesamtbetrag jeder Dar- 
stellung verlangt, einschliesslich des Betrags der Abonnements und der im 
Tagesverkauf und am Schalter in irgend welcher Form erfolgten Preis* 
eriidhung, und es soll keinem besonderen Abkommen oder Vertrag, weldte 

die Unternehmungen beim Verkauf der liillets zu niedrigeren Preisen, als 
den dem Publikum im allgemeinen anprekündigteB, vornehmen können, 
Eechnung getragen werden. Kme Au^uahiue ündet hinsichtlich des den 
Abonnenten von den ünternehmangen gewShrten Babatte statt. 

Art. 103. Die Eigentümer dramatischer und musikalischer Werke 
können anstatt des Prozentsat 7< q einen Pauschalbetrag als Gebühr für jede 
Darstellung in deigenigen Thealern bestimmen, welche dieses Verfahren 
snlass^. 

Art. 104. Aosser dem, was der Artikel 49 des Gesetzes bestimmt nnd 

als natürliche Folge dieses Artikels sollen die Provinzial- Gouverneure und 
in den Orten, wo diese nicht wohnen, die Ortsvorsteher auf das Verlangen 
des Beteiligten die Hinterlegung des Ertrages der Eintrittsgelder vorschreiben, 
um naeh der Zahlung der Gebäirea, die den Eigentümern der Werke, welche 



*) In der abgeänderten Fanung dea künigl. Dekrets vom 4. August 1S8S. 
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jfMicn Abend ftufß:effthrt werden, anstehen, die Zulilunp der Rückstände zu 
äiciiern, welche ein Unternebmen noch für Gebühren dieser Art schuldet. 

Art. 106. Der Urheber eines drtmtiMlieii oder musikalischen Werkes 
hat das Beeht zu verlangen, dass ihm bei jeder Avfftthrang seines Werkes 
kostenfrei zwei Sitzplätze ersten Banges gej^eben werden; es können aber 
nicht mehr Flaue beansprucht werden, wenn auch das Werk in Mitarbeiter- 
sehaft Ton swei oder mehreren Urhebern geschrieben Ist. Am Tage der 
ersten AufftÜirung seines Werkes hat er ausserdem Anrecht an eine Loge 
ersten Ranges mit Zutritt tüi sechs Personen oder auf sechs Sitsplatse 
ersten Banges. 

Art 106. Alle Untemehmnneen sollen ein paginiertes Bach ftthren, in 

ilem jede Scitr mit dnin Stempel des Civil-Gouverneurs oder demjenigen des 
Ortpvorstpliers in di ii Urien, wo sich der Gouverneur nicht behndet, versehen 
sein; m diesem „iibro de entradas" beoauutea Eingangsbuch soll der Betrag 
des Abonnements und dessen, was jeden Anfftthrnngsabend einkassiert ist, 
aufgeschrieben werden. Dasselbe kann vom Eigentümer oder seinem Vnr- 
treter, sobald ihm gehörige Werke in den Theatern, in denen ein Prozent- 
satz vom Ertrag der Eintrittsgelder bezahlt wird, zur Aufführung gelangen, 
gepriift werden, so oft es ihm gat erschemt. 

Art. 107. Jede in dem Ein^^an^sbuch, dp?-nn Fnlininrr kraft des vorher- 
gehenden Artikels den Unternehmungen auterlegt ist, erkannte Uugeuaui^- 
keit, die derartig ist, dass sie dem Eigentümer ütterariseher oder musi- 
kalischer We^e bei der Erhebung der Auffühnmgsgebttliren dieser Wwke 
Nachteil bringt, wird als ein erschwerender r>otniji:snm8tand betrachtet. 

Art. lOÖ. Das üntemelimen ist verpflichtet, jeden Abend dem Eigen- 
tümer eines theatralischen Werkes oder sehiem Tertieter eine Tom Theater- 
kassiercr bestätigte und die Gesamtheit der Einnahmen einschliesslich des 
Abonnements angebende Aufstellung zu übermitteln. Von dieser Verpflichtung 
sind diejenigen Theater befreit, welche einen bestimmten Betrag für jede 
AnffOhnuig besahlen. 

Art. 109. Die Eigentümer dramatischer oder musikalischer Werke oder 
ihre Vertretpr können ffleichfalls Taj; für Tag die Kcchnutigen der im Tages- 
verkaui und am Schalter verkauften Biüets vermittelst der Abschnitt- 
Kontrollhefte prüfen ; von dieser Verpflichtung sind jedoch diejenigen Theater 
befreit, wrlche einen festen HctraL' fiir j mIc Aufführung bezahlen. Wenn 
die Urheber oder die Eigentümer es für nötig erachten, können sie die 
BiUets mit einem besonderen Stempel bezeichnen, um ihre Interessen zu 
sditttsen. 

Art. 110. In denjenigen Theatern, in welchen die Anfführungsgebühr 
in Gestalt des Prozentsatzes vom Ertrag der Eintrittsgelder gezahlt wird, 
können die Unternehmungen die BiUets, welche sie glnnben, nicht Torlurafen 
wa kOnneo, verschenken, vorausgesetzt dass sie die Eigentümer der Werice 
davon benachrichtigen. In solchem Fall soll der Nominalwert dieser Billets 
hinsichtlich der Zahlung der Gebühren nicht in Bechnung gebracht werden. 

Art. III. Hangels gegenteiligen Übereinkommens sind die Gebfthren 
der Miturheber gleich gross, welches auch der Anteil sein mag, den sie an 
der Schöpfung der Grundidee oder der Entwickelung nnd Abfassung des 
Werkes genommen haben. Dieselben Gebühren stehen dou Miturhebern der 
■Hnsik hinaichtlieh ihrer Komposition m. 

Art. 112. Die Urheber oder Eigentümer des Tt'xtes und der Musik 
eines neuen dramafisTb-musikalischen Werkes sollen zu Anfang und ehe das 
Werk von einem Theater angenommen ist, bestimmen, ob der Urheber der 
Hnsik nnbdiindert den auf die Melodien bezüglichen Text drucken oder 
stechen kann, oder von welchen Bedingungen der Urheber des Toxtos seine 
Erlaubnis abliängig macht. Wenn keine gegenteilige Abmachung besteht, 
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kann der Urheber der Musik dieselbe aUein oder gemeinsam mit dem Lieder- 
text drucken oder veräussern. 

AH. 113. Hinsichtlich der dffentlich anffi^effthrten dramatiBchen oder 

musikalischen Werke hahm die Urheber der Ausstatte nc: und des anderen 
Znbphörs des Büiineiiniateiials kein Becht, als Mitarbeiter betrachtet m 

werdeu. 

Art. 114.*) Die Eaffeehftiiser und Eaffcetlieater sind ausser dem, was 
dae Hrsctz betreffend das geistige Eigentnm vorsieht, den Polizeiverord- 
nuugeu, weiche iftr diese Art Etablissements erlassen werden können, unter- 
worfen. 

Art. 115. Sie sind gleichfalls verpflichtet, die Gebühren zu zahlen, 
welche die Eigentümer der dramatischen oder musikalischen Werkr» oder 
deren Vertreter bestimmen, indem sie ihnen den besonderen Erlaubnisschein, 
weldien dieselben vorher nachsuchen sollen, bewilligen. 

Art. 116. Sie können sich der Zahlung der Anffühmngsgebühren der 
Werke nicht entziehen, seihst wenn der Eintrittspreis in den von dem 
Etablissement verkauften Speisen und Getränken einb^rif^en wäre. 

Art. 117. Die Scholen, Kasinos und Liebhaber-Oesellachaften, welche 
derart gebildet sind, das» sie iu irj^end welcher Form eine Geldbeisteuer er- 
heben, d. h, die Zahlung einer in festen Zeitabschnitten oder auf ernTTinl zu- 
ijammeugebrachten Summe zur Unterhaltung dieser Anstalten, sind den vor- 
hergeh<»nden Vorschriften unterworfen. W^in die Vorstellungen besagter 
Gesellschaften in den öffentlichen Theatern stattfinden, sollen sie dieselben 
Gebühren, wie die für diese Theater festgesetzten zahlen und alle sonstigen 
für diese festgesetzten Bestimmungen beobachten. 

Art. 118. Die Verleger oder Verwalter dramatischer und musikaliwsher 
Werke oder ihre Vertreter sind die rirhti2:Pn l^pvoUmächtirr'^f'n der "Füfxen- 
tümer der Werke bei den Theater-Ünteruehmungen und den Ortsbebörden; 
um ihre Person zu beglaubigen, genügt ihre Ernennung oder eine Bikl&rung 
der Eigentümer oder des Verwalters, den sie vertreten,**) 

In ihrer Eigenschaft als Vertreter der Eigentiitner erteilen oder ver- 
weigern diese Verleger oder Verwalter den ünteruehinungeu die Bewilligung 
fttr die Dantellang der Werke. Sie geben den Tarif der AnffOhnuga- 
gebtthren dieser nämlichen Werke auf jedem Theater bekannt. Sie können 
von der inständigen Behörde die Kinstelhiug oder die Sicheistelinng, Ton 
welcher der Art. 49 des Gesetzes handelt, nachsuchen. 

Es liegt ihnen ob, darüber zn wachen, dass der Titel der Werke und 
der Name der Urheber in genauer Weise auf den Anschlagzetteln anp^czc^ion 
sind; die Eingänge jeder Art und die Abrechnungsbücher zu prüfen; die den 
Eigentümern der dramatischen oder lyrischen Werke zustehenden Gebühren 
zn erbeben, und awar nicht nnr in den Öffentlichen Theatern, sondern auch 
in den KafFeethcatern, S'chnlnn, Kasinos und derart gebildeten Liebhaber- 
Gesellschaften, dass sie in irgend welcher Fotm einen pekuniären Beitrag 
erheben. 

Sie sollen in den Theatern oder den für öffentliche Vorstellungen be- 
stimmten Sälen drrjcrjiürn Orte, in denen die Urheber nnd dir- Eigentümer 
sich nicht aufhalten, diescibeu Vorrechte, Vorteile und Befugnisse, wie diese 
geniessen; sie liaben aber in jedem Theater nur auf einen kostenheien Siti- 
platz ersten Banges Anieolit, i^chon zwei oder mehrere Werke des Re- 
pertoirs, welches sie verwalten, am selben Abend aufgeführt werden." Sie 
sollen schliesslich die genaue Erfüllung des Gesetzes betreffend das geistige 
Eigentum und der Theatermfügungen yerlangen. 

*) In der abgeündcrtea Fossunz des königl. Dekrets vom 6. Juii 1894. 
*'^) Die l iiii^eibeiten betreffend «Uem Eridavuns sind In einer kttnigi. Verordnnns vom 
87. JuDl 1SU6 dargelegt. 
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Art. 119. Die Civilgonvernenre und in n Orten, in welchen sich die- 
selben nicht aufhalten, die Urtsvorsteher soUeu über alle Strcittragen ent- 
scheiden, welche sich himiditlidi der ADwendnnif der gegenwärtiffea 
Verfügung zwischen den UnternehmuBgen öffentlicher Vorstellungen und den 
Urhebern, Schauspielern, Künsth^rn und ihren Angestellten erheben; ihre 
Entscheidungen sollen unbeschadet der späteren Einsprüche aosgeftthrt 
werden. 

Strafgesetzbuch von 1870. 

Auf gegen das litterarische und künstleriche Eigentum be- 
gangene Vergehen anwendbare Bestimm ungeo. 

Art. Jodr t'iir oin Vcrg^ehen anfor!cL''tc Strafe zieht an sich den 
Verlast der aus diesem Vergehen herrühreniica Gegenstände, ebenso der 
Werloeuee, mit denen duselbe begangen ist, nach sieb. Die einen, wie die 
nndem amlen beschlagnahmt werden, sofern sie nicht einer dritten, fUr das 
Vergehen nicht verantwortlichen Person geboren. Wcdti di»^ beschlagnahmten 
Gegenstände erlaubterweise in den Handel gebracht werden können, sollen 
sie yeikanft werden, und ihr EriOs wird zur ErfUliing der Yerantwortli^« 
keiten des Verurteilten bestimmt; im entgegengesetzten Fall sollen de ausser 
Gebrauch gesetzt werden. 

Art. ^50. Wer auch immer anter dem \ orwand, Eigentümer einer an- 
beweglichen Stehe in sein, selbige veränssert, vernichtet, belastet nnd ver* 
pfändet, wird von der grösseren Haft.strafe in ihren unteren und mittleren 
Anwendungsgradea und von einer vom einfachen bis zum dreifachen Wert- 
betrage dc8 verursachten Öchadeus gehenden (ieldstrafe betroffen. Derselben 
Stnfe verfällt derjenige, welcher über einen Gegenstand als ifrei veifOgl, 
■nter Kenntnis davon, dass selbiger belastet ist. 

Art. 552. Den in Artikel 550 testgesetzten Strafen vcriälit gleichfalls, 
wer irgend welchen betrügerischen Eingriff in das litterarische oder gewerb- 
lidie Eigentüm begeht. 

Civilgesetzbuch von 1889. 

Art. 428. Der Urheber eines ütterarischeu, wissenschaftlichen oder künst- 
lerischen Werkes hat das Becht, dasselbe auszunutzen und über dasselbe 
nach seinem Willen zu verfügen. 

Alt. 429. Das Oesetz über das geistige Eigentum bestimmt die Persona, 
welchen dieses Recht zusteht, die Form seiner Ausübung und seine Daut r. 
In den durch dieses besondere Gesetz nicht vorgesehenen Fällen kommen 
die allgemeinen Bestimmungen, welche im gegenwärtigen Gesetz Uber ds« 
Eigentum aufgestellt sind, zur Anwendung. 

Konigl. Deicret vom 4. September 1869 
betreffend die Einfuhr spanisch geschriebener und im Ausland 

gedruckter Werke nach Spanien. 

Art 2. Nach Spanien können alle Werke eingeführt werden, die in 

spanischer Sprache im Ausland gedruckt wurden oder sein werden, Toraus- 
gesetzt dass die Importeure die für diese Artikel gemäss der in diesem Ver- 
waltungszweig geltenden Gesetzgebung festgesetzten Einfuhrzölle berichtigen. 

Art. 3. Die Urheber oder Verleger von in spanischer Sprache im Aus- 
land gedruckten Werken müssen diesem >nnisterium ein hibliographisches 
Verzeichnis der Drucksaciien, welche sie nach Spanien einzuführen beab- 

GeseUui Ubi>r dus LTbcbviTfciit. 17 
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sichtigen, zustelleu. Dieses Verzeichnis wir(l in flf r „Harpta" veröffentlicht, 
und erst 16 Tage nach ilieser Vcröft'entlicliung darf besagte Einfuhr bewirkt 
werden. (Siehe Ycrorduuug vom 19. Mai 1893). 

Königl. Verordnung vom 19. Mai 1893 betrefend 
die Hinterlegung spanischer im Ausland gedruckter und nacii 

Spanien elngefOhrter Werlte. 

Von diesem Tage au müssen die Tersonun, welche yüü der Gtucral- 
direktion des üffentlidien Unterrichts, gemäss Dekret vom 4. September 1869, 
die Ermiif ]itif:ung nachsuchen, in spanischer Spraclie im Ausland gedruckte 
Bücher nach Spanien einzuführen, ihrem Gesuch drei Exemplare jeden Werks, 
das sie in Spanien einführen wollen, beifügen, und zwar in der Form und zu den 
Zweckan, wie solche in Artikel 34 des Gesetzes betreffend das geistige 
BigeDtam yom 10* Januar 1879 Torgeeelien eind. 

Königl. Dekret vom 31. Januar 1898 betreifend die Aufhebung 

der Eintragung ausländischer Werke und die Feststellung der 
Rechte der den Vertragsstaaten der Berner Übereinkunft an- 
gehörenden Urheber. 

Art. 1. In Gemässhcit des Gesetzes vom V>. Januar 1879 und der Vor- 
schriften des Artikels 2 der lierner t'bereinkunlt des internationalen Ver- 
bandes zum Schutze von Werken der Litteratur und Kunst vom 9. September 
1886 können in das allgemeine Register des geistigen Eigentums in SfMmiea 
nnr allein die spanischen Werke eingetragen werden, selbst auch dann, wenn 
die Eigentümer von ausländischen Werken der spanischen Nationalität an- 
gehörten, 

Art. 2. Der Vorsteber des allgemeinen Registers des geistigen Eigen- 
tums in Spanien soll alle nach dem Zeitpunkt des 10. Januar 1879 bewirkten 
Eintragungen ausländischer Werke annulüeren. 

Art. 8. Die Eigentümer von ansländiscben Werken, weldie ihr Eigen- 
tumsrecht, wo ilinen solches angebracht erschdnt, feststellen lassen wollen, 
müssen den vorerwähnten Tltir( an -Vorsteher ersuchen, auf den gebührend 
legalisierten amtlichen Übersetzungen der ausländischen Titel oder der Ein- 
tragungs-Besebeinignngen des Ursprungslandes des Werkes zu yeraeicbneD, 
dass letzteres in Spanien kraft der vorerwähnten frbereinkunft vom 9. Sep- 
tember 1886 die jetzt geltenden Vorteile des spanischen Gesetzes und die- 
jenigen, die den Inländern in der Folge gewährt werden können, seniesst, 
und ewar solange, als der Schutz in besagtem Ursprun^slande w&nrt. Es 
ist jedoch wohlverstanden, dass die Eigentümer, welche nicht also Terfahrsii, 
trotzdem gleiche Vorteile gemessen. 



Sadafrikanisehe Republik. 

Gesetz vom 23. Mai 1887 zur Regelung des Urheberrechts. 

Begriff und Umfang des Urheberrechts. 

Art. 1. Bas Recht, Schriftwerke, Zeichnungen, Karten, unufkalische 
nnd dramatische Werke und mündliche Vorträge durch den Druck zn ver- 
öffentlichen, sowie dramatisch-musikalische und dramatische Werke öffentlich 
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ans- oder aufamführeiif steht dem (Jrbeber und dessen ReehtSDacbfolgern aus- 

5!chliesslicli za. Einer öflfentlicLen Aus- oder Aufführung wird jede Aus- 
oder AuffUhruDg, welche gegen Zahlung von Geld oder gegen anderweite 
Wertleistasg ein- oder mehiiiials sngänglich ist, gleichgestellt, sdbtt dann, 
wenn ausserdem eine Ballotage gefordert wird. 

Art. 2. Den Urhebern werden gleicli geachtet: a) Herau*c:eT'er von 
Werken der in Art 1 gedachten Art, welche aus Beiträgen verschiedener 
Mitarbeiter bestehen; b) QffentlicJie Stiftungen, Vereinigungen, Anstalten nnd 
Genossenschaften hiusichtlicli der von ihnen veranlassten Werke; c) Über- 
setzer hinsichtlich ihrer Übersetzung. Bei Werken, welche aus Beiträgen 
verschiedener Mitarbeiter bestehen, behält ausserdem jeder Mitarbeiter das 
Urheberrecht an den von ihm gelieferten Beitiftgen, wenn darüber nichts 
anderes bedungen ist. 

Art. 3. Bei Werken, welche ohne Angabe des Nauieiis des I rbelters 
oder unter einem Pseudonym durch den Druck verütfeutllcht werdeü, gilt 
der Herausgeber nnd, wenn auch dessen Name auf dem Titelblatt oder in 
Ermangelung dessen auf df rn rinschlag nicht vermerkt ist, der Drucker als 
Urheber solange, bis ein anderer sich als Kechtsinhaber in der in den 
Artikeln 10 und 11 bestimmten Weise — unter Wegfall der in Art. 10 ge- 
stellten Einsendnngsfrist — zu erkennen giebt 

Art. 4. Ausser in den durch die Regierung nach Anhörung und Zu- 
stimmiing des Aasführenden iiates bestimmten Fällen besteht für Gesetze, 
Besehlttsse, Verordnungen oder sonstige andere, dnieh S^rift oder Dmck 
von einer öffentlichen Behörde zur aUgemeinen Kenntnis gebrachte Hit^ 
teüungen kein Urheberrecht. 

Art. 5. Za dem Eecht des Urhebers gehört aasschliesslich das JEtecht, 
durch den Dmelc m Ter5ffentUchen Überseteongen: a) seiner nicht dnreh 
den Druck veröffentlichten Werke, einschliesslich der mündlichen Vorträge; 
b) seiner durch den Druck veröffentlichten Wcrkr-, in welchen er sich bei 
der ersten Ausgabe auf dem Titelblatt oder iu Ermangelung eines solchen 
anf dem Umadhlag des Werkes das aasscbliessliehe Beeht für eine oder 
mehrere gcnanntn Sprarliou ausdrücklich vorbehalten und seine Übersetzung 
binnen drei Jahren nach der ersten Ausga])e durch den Druck seihst ver- 
üffentlicht hat oder hat vor öffentlichen lassen. Bei Werken, welche aus 
verschiedenen Teilen oder Liefernngen bestehen, wird dieser Termin fttr jeden 
Teil oder für jede Lieferung besonders gerechnet. 

Art. 6. Bei gleichzeitiger Herausgabe desselben Werkes in verschiedenen 
Sprachen wird eine Ausgabe als die ursprüngliche angesehen, die anderen 
gelten als Übersetzungen. Der Urheber ist liefugt, anf dem Titelblatt oder 
in Ermangelung dessen anf dem Umschlag an^ug^ben, welche Ausgabe er 
als die ursprüngliche betrachtet. In Ermangelung einer solchen Augabc 
wird die Ausgabe in der Hnttersprache des I^heb^s als die ursprüngliche 
angesehen. 

Art. 7. Das Urheberrecht an durch den Druck veröffentlichten Werken 
verhindert nicht, dass Stellen aus letzteren zur Mitteilang oder zur Be> 
spreehnng in andere Werke aufgenommen werden. Es ist enaubt, Berichte 

oder Außätze aus Tage-, Wochen- und Monatsbl&ttern unter Angabe der 
Quelle nachzudrucken, wenn das Urheberrecht an dem Kopf des betreffenden 
Berichts oder Aufsatzes nicht ausdrücklich vorbehalten und gemäss Art. 10 
rerfahren worden ist. 

Art, 8. T^.i? Trhelierreclit an mündlichen Vortr;l<2;en verhindert nicht, 
dass über Verhandlungen iu öffentlicher Versammlung Hericht erstattet wird. 

Art. 9. Das Hecht des Urhebers wird als eine bewegliche Sache an- 
gesehen. Es kann ganz oder teilweise auf andere übertragen werden nnd 
geht ani die Srben über. Dasselbe unterliegt nicht der Beschlagnahme. 

17« 
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fiodingangen, yoti welcben der Beginn des Urheberrechts an 
durch den Drnck TerOlfentUehten Werken abhängig ist. 

Art. 10. Das Kecht des Urhebers an einem üurcb den Druck veröifent- 
Uebten Werk erlischt, wenn der Urheber (oder sein Rechtsnachfolger), der 

Herausgeber oder Drucker uicht droi Exemplare dos Werkes, welche sämt- 
lich auf dem Titelblatt oder in Errnauj^cluno; dessen auf dem Umschlag die 
eigenhändige Namensuntcrschrift mit Angabc seines Wohnortes und des Zeit- 
imnktes der Herausgabe tragen, binnen zwei Monaten nach dem Erscheinen — 
hinsichtlich der Übersetzungen unter Beachtnn^^ der in Art. 5 b gestellten 
Frist — dem Eegistrator einreicht. Zngleich mit der Einreichung muss 
eine tou dem Drucker abgegebene beeidigte Erklärung, dass das Werk in 
seiner, in dieser Republik belegenen Druckerei gedruckt worden ist, vor- 
gelegt werden. 

Art. 11. Der Ilegistrator erteilt dem Einsender oder den Einsendern 
eine datierte Empfangsbescheinigung. In seinem Departement wird ein zweites 
Exemplar dieser Bescheinigungen sls Register geführt, Ton dem jedermann 
kostenfrei Einsicht nehmen und auf seine Kosten Auszüge oder Abschriften 
erhalten kann. Die Form der Empfangsbescheinigungen und des Kegisters 
wird TOU der liegierung bestimmt. Über die eingereichten Werke und Über« 
Setzungen erfolgt monatlich im „Staatsconrant" eine Mitteilung. 

Art. 12. Das ausschliessliche Recht, dramatisch-musikalische oder dra^ 
raatische Werke aufzuführen, i^^bt, sobald die \\>ike durch den Druck ver- 
öffentlicht sind, verloren, wenn der Urheber bei der ursprünglichen Ausgabe 
auf dem Titelblatt oder in Ermangelung dessen auf dem Umschlag des 
Werkes ds« Recht sieh nicht ausdrücklich yorbehalten hat. 

Dauer des Urheberrechts. 

Art. 13. Das Urheberrecht an durch den Druck veröffentlichten Werken 
währt fünfzig Jahre nach der ersten Herausgabe, welche von dem Datum 
der in Art. 11 gedachten Empiangsbescheiuigung ab zu rechnen sind. Wenn 
der Urheber diesen Zeitraum fiberlebt und sein Recht nicht an einen anderen 

abgetreten hat, bchfilt er das Recht lebenslänglich. Diese Bestimmung findet 
auf die in Art. 2 a und b bezeichneten Rechtsinhaber nicht Anwendung, 

Art. 14. Das Recht des Urhebers an nicht durch den Druck veröffent- 
lichten Werken, einschliesslich der mündlichen Vorträge, gilt für die Lebens- 
dauer des Urhebers und dreissig Jahre nach dem Tode desselben. 

Art, 15. Das ausschliessliche Recht, dramatisch- musikalische und dra- 
matische Werke aus- oder aufzuführen, dauert: 1. für nicht durch den Druck 
veröffentlichte Werke für die Lebenszeit des Urhebers und dreissigJahre 
nach dem Tode desselben; 2. für durch den Druck yerSffentliehte Werlra, 

bei welchen das ausschliessliche Recht vurhehalten worden ist, zehn Jahre 
von dem Tage der Ausstellung der in Art. 11 gedachten Empfangs- 
bescheinigung ab. 

Art. 16. Das ausschliessliche Recht zur Veröffentlichung von Über- 
setzungen dauert: 1. für nicht durch den Druck veröffentlichte Werke ein- 
?r]iliesslich der mündlichen Vorträp:^ nlange das Recht des Urhebers dafür 
besteht; 2. für durch den Druck verölt entUchte Werke fünf Jahre von dem 
Tage der Ausstellung der hi Art 11 gedachten Empfangsbeschdnigung ab. 

Art. 17. Bei Werken, die aus verschiedenen Abschnitten odw Lidtoangen 
bestehen, wird das Recht des Urhebers für jeden Teil oder fUr jede Liefe- 
rung besonders berechnei. 
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Gcltendmaehoair des [Jrheberrechts. 

Art. 18. Derjenige, welcher das Urlieberreclit eines ander«i Terletzt 
oder ein Werk, dorcfa welches das Urheberrecht eines andaieii yerletat wird, 

verkauft, einführt, verbreitet, ztim Verkauf feilhält oder zum Verkauf in 
üesitz hat, setzt sich einer Civil- Schadeuersatzforderung von selten des 
L'rhebers oder seiner Hecht snach folger aus. 

Art. 19. Urheber oder ihre Rechtsnachfolger können die Exemplare, 
welche ihrem ausschlics-!i( h n INjcht zuwider dnrch den Druck veröffentHclit 
worden sind, in Beschlag ueüiuea und verlangen, dass dieselben ihnen über- 
geben oder vernichtet werden. Eine solche Beschlagnahme kann nicht be- 
züglich einzelner, im Besitz solcher Personen befindlicher Exemplare auih 
geübt wprdf'n, welche mit derartijjen Gegenständen keinen Handel treiben 
und die i^xenipiare zum eigenen Gebrauch erworben haben. 

ÜbergftDgsbestimmnngon. 

Art. 20. Das Heckt des Urhebers an einem vor dem Inkrafttreten dieses 

Gesetzi s durch den Druck verrffpnrlichten M'rrk k nin nur ausgeübt werden, 
wenn der Urheber (oder seine Eechtsnachfolger), Herausgebor oder Drucker 
binnen sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes drei Exem- 
plare, welche sämtlich auf dem Titelblatt oder in Ermangelung desselben 
auf dem ITmschlaLT mit *'iu>'n]iäudigtu l'nterschriften, unter Angubc des 
Wohnortes und des Zeitpunktes der ersteu Ausgabe, verschen sind, dem 
Begistrator «nrdeht. Der letstgenannte Zeitpunkt gilt, Torbehaltlieli des 
Gegenbeweises, als Anfangspunkt für die Berechnung der Dauer des Ur- 
heberrechts. Eine dem zweiten Al>s( hnitt des Art. 10 entsprechende Er* 
klärnng muss auch in diesem Falle eingereicht werden. 

Art. 21. Der Registrator erteilt den Einsendern eine mit Datumsangabe 
versehene Empfangsbescheinigung. In seinem Departement wird ein zweites 
Exemplar dieser Bescheinigungen als Hegi«;ter geführt, von dem jedermann 
kostenfrei Einsicht nehmen und auf seine Kosten Auszüge oder Abschriften 
erhalten kann. Die Form der Empfangsbescheinigungen nnd des Registers 
wird von der Regierung bestimmt. Über die eingereichten Erklärungen und 
"Werke erfolgt monatlich unter Angabe des von den Einsendern ungegebeiipn 
Zeitpunktes der ersten Herausgabe der eingereichten W^erke eine xMitteilung 
im „StaatBcouTant". 

.Scblussbestiiiiiii uQgeu. 

Art. 22. Von den drei gemäss Art. 10 und 20 dem Registrator einzu- 
sendenden Exemplaren soll das eine iu seiuem Bureau verbleiben und das 
sweite der StaatsbibUothek einTerleibt werden. Über das dritte Exemplar 
floU durch die Regierung Bestimmung getroffen werden. 

Art. 23. Dieses Gesetz tritt dni Monate narli 'ler (am 23. Mai 1807) 
erfolgten Veröfi'eutlichuug im .Stuaiscourant" iu Kra/L, 



ToDis. 

Gesetz vom 15. Juni 1889 über das litterarisehe und 
künstlerische Eigentum. 

Art. 1. Die Urheber litterariseher und künstlerischer Werke geuiesseu 
während ihres gansen Lebens das ausschliessliche Beeht, ihre Werke im 
ganzen G«biet der Begentsehaft Tunis xu Yerkaufen, zu yerrielfältigen. 
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darzustellen oder aufzofülirou uud zu verteilen, ebenso das Recht, das Eigen- 
tum an denselben ganz oder teilweise ahzutreteu. Dieser Schutz ist jedoch 
beschränkt 1. auf zum ersten Mal in Tunis veröffentlichte Werke, welcher 
Nationalitftt aucb immer d«ren Urheber sein mag; 2. auf im Avdatid ver- 
öffentlichtc Werke, ftir deren Schttts die Bemfimg auf eine diplomatische 
Übereinkunft slattliaben könnte. 

Art. 2. Dieses Itecht wird während fünfzig Jahren nach dem Tode des 
ürliebers zu Gunsten seiner Erben oder Rechtsnachfolger verlängert. 

Art. 3. Der An ilniclc Jitternn'-'he und künstlerische Werke" nmfasst 
Bücher, Broschüren oder andere ^cliriften, dramatische oder dramatisch- 
musikalische Werke, musikalische Kompositionen mit oder ohne Worte, 
Werke der zeichnenden Kunst, i\Ialeri'i, Bildhauerei und des Stichs, Litho- 
graphien, Illustrationen, ir^02:raphische Karten, Pläne, Skizzen Tiiif^ plri tische 
Werke, welche auf die Geographie, Topographie, Architektur oder die 
Wissenschaften im ^gemctoen Bezug haben, km jegliches Ersengnis 
litterariaehen , wissenschaftlichen oder kflnsileriselien Gebiets, das durch 
irgend welche Druck- oder ^'ervielfältigungsweise veröfifentüclit werden 
könnte. Das Urheberrecht schiieäst das Recht, Citate zu machen, nicht aus, 
wenn sie zum Zweck der Kritik, der Polemik oder des ünterriehts erfoigeo. 
Jede Zeitung kann einen in einer anderen Zeitung yeröffentlichten Artikel 
unter der Bedingung der Quellenangabe vervielfältigen, sofern dieser Artikel 
nicht den ausdrücklichen Vermerk des Verbots der Vervielfältigung trägt. 

Art. 4. Das Urheberrecht an einem litterarisehen Werke sebliesst das 
ausschliessliche Recht, die Übersetzung desselben zu besorgen oder zu ge- 
statten, in sich. Das Urheberrecht an musikalischen Kompositionen schliesst 
das ausschliessliche Recht ein. liearbeitungen über Themata des Original- 
werks Torzunehmen. 

Art. 5. Kein littcrarisches oder künstlerisches, nicht dem Gemeingut 
Terfallenes Werk darf ohne die ausdrückliche und schriftliche Genehmigun(^ 
des Urhebers oder seiner Rechtsnachfolger öffentlich in der Regentschaft 
aufgeführt werden bei .Strafe einer Qelabuase von mindestens 50 Piaster 
und der Besch In gnahnie der Einnahmen zn Qansten der Urheber oder iiirer 
Rechtsnachfolger. 

Art. 6. Die Nachmachnng im GeMet der Regentschaft Tunis stellt ein 
Vergehen dar. Dasselbe gilt vom Vertrieb, der Ausfuhr und Versendung 

naeh gemachter Werke, ebenso von ihrer Einfuhr in tunesisches Gebiet. 

Art. 7. Diejenigen, welche unter Kenntnis der Sache die nachgemachten 
Gegenstände Terkaufen, in ihren Lagern znm Verkauf haltmi oder zn einem 
Handelszweck in das Gebiet der Itegentschaft Tonis einffkhren, sind dea- 
selben Vergehens schuldig. 

Art. 8. Die in den Torhergehendeo Artikeln 6 und 7 vorgesehenen 
Vergehen werden mit Geldbasse ron 50 — 2000 Piaster bestraft. Die Be- 
schlagnahme der nachgemachten Werke oder Gegenstände, sowie der Platten, 
Formen O'lcr Matrizen unrl anderen lltensilion, welche zur Begehung dieser 
Vergehen direkt gedient haben, soll zu Gunsten der Urheber oder ihrer 
Beehtsnachfolger gegen die Verurteilten ausgesprochen werden. Die Fabrika- 
tion und der Verkauf von Instnimeuten, die zur mechanischen Vervielfälti- 
gung von noch geschützten Musikstücken dienen, stellen nicht den That- 
bestand der musikalischen Nachbildung dar. 

Art. 9. Das betrügerische Anbringen des Namens eines Urhebers oder 
jed« < von ihm zur Brzeichnung seines Werkes angenommenen Kennzeichens 
auf einen Kunstgcgen&tand, auf ein litterarisches oder musikalisches Werk 
wird mit Gefängnis von drei Monaten bis zwei Jahren und mit einer Geld- 
busse von 100—2000 Piaster oder nur mit einer dieser beiden Strafen be- 
straft. Die Beschlagnahme der nachgemachten Gegenat&nde wird in allen 
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Fällen uusgcsprocbcn. Diejenigen, welche die im ersten Absatz gegen- 
wärtigen Artikels bezuiubueten Gegenstände unter Kenntnis der i:>acbe ver- 
kaufen, zum Verkauf ausateUen, in ihren JAgKtn haUen, snm Verkauf in 
das Gebiet der Regeutsehaft eiiiflllir«! oder »portieren, werden mit den- 
selben Strafen bestraft. 

Art. 10. Die Lokalbebörden sollen bei jedem Vorkommen den L rbebern 
und deren Bevollinäcbtigtcn ilire Mitwirkung zur Feststellung und Unter- 
drückung jeden Eingriffs in ihre Rechte leihen. Der Artikel 4(13 des französi- 
schen Strafgesetzbuchs findet auf die durch gegenwärtiges Gesetz vor- 
gesehenen und unterdrückten Handlungen Anwendung. 

Art. 11. Die französischen QerichtsbehDrden stdlen allein befugt sein, 
über alle auf die Anwendung gegenwärtigen Gesetses bexögUclieD Klagen 
nnd Streitfälle zu erkennen. 



Türkei. 

Verordnung vom 8. Redjeb 1289 (1872) über 
den Druck von Büchern. 

Art. 1. Jedes ^ronopol ist abgescliafft andjedeimann kann nach seinem 
Belieben Bücher yerüttentiichen.* 

Art. 2. Als Anerkennung und Anregung wird jedem Uiheber ein lehens- 
längliebes Privilegium bewilligt, kraft dessen bei Lebseiten des (Trhebers 
niemand dessen Schriften setzen und dmcken darf. 

Art. 8. Im Falle der Urheber sein Bach nicht selbst verulieutlicht, 
kann er durch schriftlichen Vertrag sein PriTileginm irgend einer andern 
Person gegen entsprechende EntscliMigung abtreten. 

Art. 4. Der schriftliche Cession<:yertrag muss zur Kenntnis des Bats 
des öffentlichen Unterrichts gebracht werden. 

Art. 5. Wenn es die Regierung für nfttslich erachtet, auf eigne Kosten 
ein Werk zu veröffentlichen, soll dem rrbeber durch den Rat des Öffent- 
lichen Unterrichts eine unponiessene Entschädigimg gewährt werden. 

Art. 6. Es ist nicht f2;estattet, von einem Buche eine j^Tössere Anzahl 
Bzemplare als festgesetzt wurde, zu drucken. Zuwiderhandlang gegen diese 
Vorschrift wird als Diebstahl fcletrachtet nnd nach Massgabe der Gesetze 
bestraft. 

Anhang zu obigem (iesetz. 

Einem jeden Urheber wird auf Verlauixen ein Privilegium gewährt 
welches ihn gegen Neudruck meines Werkes durch irgend eine andere Person 
fflr den Zeitranm Ton 40 Jahren Ton der Veröffentlicliun^^ ab schützt. Wenn 
er sich d:is tMir rsctzungsrrr'lit rinrch entsprechenden Aufdruck auf dem Werke, 
in der Einleitung, auf dem Emband oder sonstwo ausdrücklich vorbehalten 
hat, soll ihm auch gej^jen unerlnubfo t'bersetzung durch Privilegium Schutz 
gewfihrt werden. 

Sü\M der Urheber v "r Ablauf der 40 Jahre, so geht sein Privilegium 
für den verbleibenden Zeitabschnitt, wie jede andere bewegliche äache, auf 
seine Erben Uber. Das Privilegium kann seitens des Urhebers oder seiner 
Erben ganz oder teilweise einem andern Ubertragen werden. Falls letzterer 



♦ Das Geseiz iilitr die l>iin:kercici» von 1«S8 inaL-ht ik-n Druck eines .jeden Werkei 
von der KrnUlchHgung des Minisiri i Inm in alhängig. Dem lot/.ttii n nui^H -seitens 

des Dnickei"« sofort nach dorn Druck un«i %t»i ilt i \ viflfenllifhutig liue schriHIiehe iickannt- 
bc des TUeli* iinii di r Aullagcllülie eitigci ciehi winlen ziiKleiH» inil zwei i:\eiiiplaTeB deB 
erkes (ansMthalb JLooatantlnopels dureh VeruiUt«;laag des Lokalgonveracnientä). 
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gleichfalls vor Ablauf des Prh ikgiums stirbt, geht dasselbe Ittr den Ter- 
bleibenden Zeitabschnitt auf seine Erben über. 

Den Übersetzern wird xam Schatz ihrer Rechte an ihren Ütterseissungen 
ein gleiches PtiTilegium, jedoch nur für die Dauer Von 20 Jahren gewährt. 
Die Erlangung des Bechts, das gleiehe Werk za ttbersetxen, steht anderen 
jederzeit urei. 

Hat der Staat dem Urheber oder Übersetzer eines Werkes sein PriTi- 
legium abgekauft, oder ist ihm solches abgetreten worden, so soll der Bat 
des Öffentlichen rnterrichts die Ermilchti^unpf zum Druck dieses Werkes 
erst erteilen, nachdem seitens des zum Druck Ermächtigten der festgesetzte 
Betrag an die Staatskasse gezahlt ist. 

Wer Werke, deren Druck und Vrröffontllchun^^ durch Privilepfium ge- 
schützt siii(i, nachdruckt, wird gemäss den Bestimmungen des Artikels 241 
des Strafgesetzbuchs bestraft.* 

Die Urheber nnd Übersetzer haben sieh den Verordnongen über die 
DmekMelen zn unterwerfen. 

Verordnung vom 20. Sefer 1292 (28. März 1875) 
Uber den Druck der Bücher. 

Art. 1. Ein Privilegium von vier Jubren soll flenjenigen bewilligt 
werden, welche Bücher in grossem Format drucken lassen wollen, deren 
Urheber, Eigentümer nnd ihre Erben Terstorben sind. 

Art. 2, Die Seitenzahl derartifjer Bücher soll nicht unter 800, die 
Zeilenzahl jeder Seite nicht unter '6b betraj?en dürfen. Für Bücher, deren 
tyuographischer Umfang ein geringerer ist, soll dies Privilegium nicht be- 
willigt werden. 

Art. 3. Ist ein solches Privilegium zum Druck von Büchern nach- 
gesucht worden, welche Land- oder Seekarten, Pläne und andere Biider- 
tafeln enthalten, so dürfen diese Btlcher nicht weniger als 50 Bildertafelo 
enthalten, während sich die Seitenzahl anf mindestens 900, die Zeil^zaU 
jeder Seite auf mindestens 21 belaufen rau?s. 

Art. 4. Diejenigen, welche das i'riviiegium zum Druck von Buche» 
solcher Art eikalten haben, können letztere in mehrere Bände oder Hefte 
einteilen. 

Art. 5. Wenn durch Hchuld des Inhabers eines Privilegiums das Buch, 
ZU dessen Druck er ermächtigt worden ist, nicht innerhalb eines und eines 
halben Jahres ToUständig gedmekt ist, erlischt das PriTileginm, welches 
sodann einer andern Person, die dasselbe nachsucht, bewilligt werden kann. 

Wenn der Druck des Buches durch die Schuld des Druckers verzögert 
worden itft, hat der Privilegioninhaber das Hecht, Schadenersatz von 
letsterem zu fordern. 

Art. 6, Beim Tode der Inhaber der ^'eniä^s diesen Artikeln erteilten 
Druckprivilegien, gehen ihre Kechte gänzlich auf ihre Erben über. 



*' Strafgf'sictzbiicli von 1S57, An. 241: Bf srhhi^'uahuie der Nach<lriicke zu (iunsteu de$ 
ürhebertt oder luhubers de» Privilegiums und Zahlung eioer Bust»»' von h bis 200 Üold- 
Medjidiei«. Die Einfuhr von im Ausland herge^tclltcll Nachdrncken wird mit 5 bl^ lOOGoId- 
Me^jidies Busse und der mit Wisaen erfolgte Verkauf derselben mit 1 bis 8ö Gold-Me^idies 
Bneie bestraft. 



Digitized by Google 



Ungani. 



265 



üiigarii, 

Gesetz vom 26. April 1884 über das Urheberrecht 

Erstes Kapitel : Schriftstellerische Werke. 

1. Das aossüliliessliclio Kecht des Aatora. 

§ 1, Die Vervicinilti^ung eiuos schriftstellerischen Werkes im Maschincn- 
woiro. die Ver'Vffpntlirhung uud der Vertrieb desselben bildet wiihreud der 
durcii das gegeuwuriigc Gesetz festgesetzteu äcliutzzeit das ausscliliessliche 
Becht des Verfassers. 

Wenn das Werk mehrere Verfasser hat, nnd die Teile der einzeloea 

Autoren nicht ab^^esondert werden, ist, wenn keine entgeg'cnn'paetzte Ver- 
einbarnug Yorhanden ist, zur YervieUälti^unpr^ VeröffentlichuQg und zum 
Vertrieb bei Torhergegan gener Entscliftdigußg der flbrigen Autoren jeder der 
Antoren berechtigt. 

Die Entschädignnix bestimmt das Gericht eventuell nach Einvernahme 
von Sachverstiiudigeu auf Grund der obwaltenden Umstände (§ 29). Dazu, 
duss er dem Werke seinen Namen beisetze, kann gegeu seinen Willen keiner 
der Autoren verpflichtet werden. 

Wenn die Teiie der Autoren abgesondert werden können, ist znr 

Vervielfältigung, Veröft\:utlichang und zum Vertriebe der einzelnen ab- 
gesonderten Teile die Einwillif^ung des betreffenden Autors erforderlich. 

§ 2. Bezüglich der aus litterari;>chen Beurageu mehrerer bestehenden 
Werke, als einheitliches Ganzes betrachtet, ist der Hedakteur desselben 
Rechtsschutzes teilhaftii^ wie der Verfa-^snr. Bczttj^licli der einzelnen littera- 
risclien Beiträge stellt das Autorrecht den Verfassern derselben zu. Bezüglich 
def ans noch nicht erschienenen und zni^leich unter dem Bechtsschntze dei 
ff0genw8rteo Gesetzes nicht stehenden Schriften oder Beiträgen verfasslen 
Kollektivwerke, als einheitliches Oanzes betrachtet, ist der Bedaktenr des- 
selben Rechtsschutzes teilhafti(>: wie der Verfasser. 

§ 3. iUs xViilorrecht kauu durch Vertrag oder letztwilliiie Veriu^ung 
beschränkt oder unbeschrftnkt auf andere übertragen werden. In Ermangelung 
einer derartigen Verfügnn;^ geht das Recht auf die gesetzlichen Erben des 
Autors über. Das bczüglicii herrenloser Veriassenschaften bestehende Heim- 
fallsrecht der heiligen ungarischen Krone erstreckt sich auf das Autorrecht 
nicht. Wenn bei einem von mehrere Autoren gemeinsam verfassien Werke 
der eine der Autoren oline Erben verstirbt, geht sein Autorrecht auf seine 
überlebenden Autorkol legeu über. 

§ 4. Das Auturrecht kann, insolange dasselbe dem Autor oder dessen 
Erben oder Legatoren zusteht, Gegenstand der Exekution nicht bilden. Die 

Exekution kann nur auf jeneu materiellen Nutzen rrcfiilirt wrnlpn, welcher 
dem Autor oder dessen Erben oder Legatoren infolge »ier berechtigten Ver- 
^öffentlichung oder der öffentlichen Aufführung des Werkes gcbulurt. 

§ 5. Die Vervielfältigung eines schriftstellerischen Werkes int Maschinen' 

wege, die Veröffentlichung und der Vertrieb desselben ohne Einwilligung des 

Berechtigten (§§ 1, 2, 3) wird als unbefugte Aneignung des Autorrechtes 
betrachtet und ist verboten. Der l uistand, dass die Vervielfältigung, Ver- 
öffentltchnng oder der Vertrieb un Ganzen oder nur teilweise erfolgte, macht 

im Betreff des Verbotes keinen l'nterscliiod. Als maschiucnmässige Ver- 
vielfältigung ist selbst das Abschreibeu zu betrachten, \vcun dasselbe be- 
sliiiiiut ist, die Vervielfältigung durch Maschinenbetrieb zu erbetzen. 
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$ 6. Als iiDbefugte Aoeiguung des Antorrechtes ist ferner zu betrachten: 

1. die Vervielfältigung, VerüftVniiiciiuug und der Vf^rtrieb eines noch 
nicht verüffentlicliten ilaausknptea ohne Einwilligung des Verfassers. 
Die Veryielf&ltignn(^, VeröffentUcbang und den Vertrieb kann aneh 
der berechtigte Besitzer des Manuskriptes oder der Abschrift det* 
selben nur mit Ein willigang des Verfassers bewerkstelligen; 

2. die VeryielfaltiguBg, VerOifontliehau£ oder der Vertrieb dar zum 
Zwecke der Belehrang oder ünterhaltnng gehAltenen Vorträge od« 

Vorlesun'^'Cn ; 

S. eine solche Ausgabe, welche der Yerlasser oder Herausgeber dem 
zwiBoben ihnen bestehenden Vertrige oder dem Oesetse entgegen 
veranstaltet; 

4. die Herstellung eines Werkes, in mehr Exemplaren als dies swiaeben 
dem Verfasser und Herausgeber yereiubart worden ist; 

5. die Qnbefngte Herawigabe ^nes toh mehreren Autoren gemein- 
schaftlich yerfassten Werkes durch einen der Verfasser (§ 1, Almea 2i; 

6. die Kolloktivansgabe der bei öfifentlichen Verhandlungen oder Be- 
ratungen bei verschiedenen Gelegenheiten über verschiedene Gegen- 
stinde gehaltenen Beden, ohne Einwilligung des betreflend«i 
Eedners; 

7. die unbefugte Übf'rn:ihnie der ausschliesslich behufs Aufnahme in 
deu Tagesblätteru gesammelten und vervieliaiiigt ersschieuenea 
l^legnmme und Berichte in irgend eine Zeitung. Betreffs Über- 
nahme derrLrti<;^cr Mitteilungen nach erfolgtem Erscheinen derselben 
in irgend einer Zeitung ist die Verfügung ^es § 9, Funkt 1 in An- 
wendung zu bringen. 

$ 7. Die Übersetzung eines Originalwerkes ohne Eutwflligang des Ver- 
fkssers wird nls nnbeftigte Aneignung des Autorrechtes betraentet; 

J. wenn das zuerst in einer toten Sprache erschienene Werk In elie 
lebende Sprache übersetzt herausgegeben wird; 

2. wenn das zugleich in mehreren Sprachen erschienene Werk iu eine 
jener Sprachen übersetzt herausgegeben wird; 

3. wenn der Verfasser auf dem Titelblatt des Originalwi rkes oder 
zu Beginn desselben sicli das Übersetzungsreciit vorbehalten hat; 
vorausgesetzt, dass die Übersetzung innerhalb eines Jahres nach 
dem Erscheinen des Originalwerkes begonnen und binnen drei 
Jahren hrcndigt worden ist. Der Schutz hört hinsichtlich jener 
Sprachen auf, iu welchen die Übersetzung im ersten Jalire nicbt 
begonnen wurde. Wenn der Vorbehalt nur fttr gewisse Sprachen 
galt, 80 kann das Werk in jene Sprachen, von welchen nicht die 
Hede war, allsoglcich übersetzt werden. Bei Originalwerken, welche 
in mehreren Bänden oder Teilen erschienen sind, ist jeder Band 
oder Teil als abgesondertes Werk zn betrachten nnd der Vorbehalt 
des Übersetzungsrechtes auf jedem Bande oder Teile besonders an- 
zumerken. Das Kaiend erj. ihr, in welchem das Original werk er- 
schienen ist, kommt bei Bestin^inaog der für die Übersetzung fesU 
gestellten Zeit nicht in Rechnung. 

Bei Bühnenwerken nuiss die Übersetzung binnen sechs Monaten nach 

dem Erscheinen des Originalwerkes vollständig beendigt wprflen. 

Der Beginn und die Beendigung der Übersetzung ist innerhalb des in 
dem gegenwärtigen Gesetze festgesetzten Tcrmiucs zur Registrierung an- 
zumelden (§§ 42 und 44). Die Übersetzung der noch nicht erschienenen 
und durch das gegenwfirtiL'-'" Gc??etz 2:t"s;'hützten litterarisehen Werke (§ 6, 
Pnnkt 1 und 2) ist als unbefugte Aneignung des Autorrechtes zu betrachten. 
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8. Die i ' bersetzongen werden gleich Origiaalwerken g^eg^n imbeAlgte 
VervieifaltigiiDgeD und nnberechtigten Vertrieb geschützt 

§ 9. Als nnbefugte Aneigiinog des Autorreciites wird nicht betrachtet: 

1. das w5rtlielie Gitat efniMaer SteOan oder kleinerer Abschnitte ans 

finrin Iirreits erschienenen Werke oder die (''beruahnie bereits ver- 
vieliäliigter und veröffentlichter kleinerer Arbeiten in einem durch 
den Zweck motivierbaren beschränkten Umfange in ein solch grösseres 
Werk, welches seinem Inhalte nach als ein selbständiges, wissen- 
schaftliches Werk betrachtet werden kann, oder aber in rinc solche 
Sammlung, welche aas den Werken mehrerer Schriftsieiler zuin 
Gebrauche für kirchliche, Schul- und Unterrichtszwecke redigiert 
worden ist, Toransgesetst dass der Verfasser oder die QneUedeotlich 
genannt crsrhrint: 

2. die Übernahme einzelner üitteiluugen aus Zeitungen oder Zeit- 
schriften, mit Ausnahme der belletristischen and der wissenscliaft- 
lichen Aufsätze, ferner aller grusseron Mitteilungen, an deren 
Spitze nicht das Verbot des Nachdruckes ausgedrückt erscheint; 

3. die Ultteilung ööentlicher L'rkunden and Verhandlangen; 

4. die Yervlelftltigung Ton Beden, die bei OffmtHelien Veriiandlungen 
und Beratungen gehalten wurden (§ 6, Punkt 6); 

5. diWervif^lfältigung einzelner Beitriige Ton im § 2, Alinea 8 er* 
vvahnieu i^uiicktivwerken. 

% 10. In Betreff der Heransgabe der Gesetse nnd Yerordnnngen yerfttgt 
der Gesetzartikel L III: 1880. (Derselbe behält der Regierung das aus- 
schliessliche Recht, den Text von Gesetzen und \'erordnungen zu veröffent- 
lichen vor, ebenso das der Übersetzung in eine der in Ungarn gesprochenen 
Sprachen.) 

2. Dauer des Autorrechtes. 

§ 11. Insofern iu den nachstehenden Parngraphcn keine abweichenden 
Bestänmangen enthalten sind, erstreckt sich der Schutz, welchen das Gesetz 
ffOffen die unbefugte Aneignung des Autorrechtes sichert, anf das glBie 
Leben des Autors und auf 50 Jahre nach dem Abieben desselben. 

§ 12. Bei den von mehreren gemeinschaftlich verfassten Werken ist die 
Schutzzeit tob dem Tode jenes Tenassen zu rechnen, der die übrigen Uber* 
lebt hat. 

Bei einem aus litteranschen Beiträgen mehrerer entstandenen W^erke 
wird die Sebntszeit der einxeben Beiträge derart bestimmt, Je nachdem die 
Verfasser der Beiträge genannt sind oder nicht (§§ 11 and 13.). 

Die in § 6, Punkt 6 erwähnten Sammelwerke werden eines Schutze? in 
der Dauer von 50 Jahren vom Tode des Bedners gerechnet, teilhaftig; soiitou 
aber die gesammelten Beden bei Lebseiten des Aedners oder wäbnod fünf 
Jahren nach dessen Tode nicht herausgegeben werden, so kann die ftimmel- 
ausgabe auch ohne Einwilligung der Rechtsnachfolger erfolgen. 

§ 13. Die bei Lebzeiten des Verfassers erschienenen litterarischen Werke 
geniessen den in § 11 bestimmten Schatz nur dann, wenn der wahre Name 
des Verfassers orlrr dessen anerkannter schriftstellerischer Name auf dem 
Titelblatte oder unter der Widmung, beziehungsweise unter dem Vorworte 
äteht. 

Bei aus litterarisehen Beiträgen mehrerer zn stände gekommenen Werkm 
i^t P" Vtrhufs Schutzes der einzelnen Üp'träge genügend, dass der Verfasser 
aui Anfange oder am Ende der Beitrüge genannt werde. 

Die unter einem Pseudonym oiler ohne Nennung des Namens des Ver-« 
fasser^ erschienenen Uttwaiischen Werke werden, insofern die Zeit der ersten 
Aasgabe an dem Werke angesetzt ward«, Ton dieser Zeit gerechneti 50 Jaiire 
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geschützt. Tst jedorli lii^nfn 5(i .fahren, vom ?>?cheiiieu des Werkes ge- 
recknet, der >iame des Verfassers behufs iiegistrierung angemeldet worden, 
■0 wird die Sehntzzeit nach § 11 gerechnet. 

§ 14w Bas nach dem Tode des Verfassers erschienene Werk wird 50 Jahre 
lang, Tom Tode des Verfassers gerechnet, geschützt. Wenn das Werk nach 
me^ als 45, aber innerhalb 50 Jahren, vom Tode des Verfassers gerechnet, 
inm enteil Hai henrasgegeben wird, genieest es den Sehnte fttnt Jahre 
lang ToiD Erscheinen gerecnnet. 

§ 15. Akademien, Uniyersitäten, Korporationen und sonstige juristische 
Persouen, ferner öffentliche Lehranstalten gemessen, insofern sie bezügiicii 
der ▼on Ihnen herausgegobenen Werke a£i Verfasser bebnebtet wenlea, 
30 Jahre lang, Ton dem ersten Ersoheinen des Werkes geredinet, denAato^ 
schätz. 

§ 16. Bei Werken, die in mehreren Bilnden oder Teilen crsciieiueo, 
wird die Daner des Sebatxes von dem ersten Erscheinen jedes ebsehMn 
Bsades oder Teiles frerefliTirt. 

Bei Werken, welche ein und dasselbe Material in rnchreren Teilen oder 
Bünden behantkln und daher als mit eiuaudcr zusammenhängend zu be- 
trachten sind, wird die Dauer des Schutzes von dem Erscheinen des letzten 
Bandes oder Tt iles gerecbnet. Ist jodoch zwischen der Herausjrnbp der 
einzelnen Hände oder TeUe ein längerer Zeitraum als drei Jahro vcrstricheo, 
so sind die frtther erschienenen Teile oder B&nde als ein selbständiges Weik, 
die nach Ablauf von drei Jahren efvcheinenden TeUe oder Bande aber als 
neues Werk /m betrachten. 

§ 17. Das Verbot der Übersetzung erstreckt sich im ITalle des § 7, 
Ponkt 8, auf fünf Jahre, Ton dem Ersebeinen des Originalwwkes, im Faiie 
des Punktes 3 desselben Pani(;raphen aber anf fOnf ^üire von dem erstn 
£rscheinen der autorisierten Übersetzung. 

§ 18. In die in den vorhergehenden Paragraphen festgesetzte Schutz- 
aeh wird das Kalenderjahr des ersten Sncfadnens des Werkes oder der 
Übersetzung desselben, beziehungsweise das Jahr, in welchem der Verfasier 
Teistorben ist, nicht eingerechnet. 

8. Strafbestimmnngen. 

§ 19. Wer absichtlicli oder aus Unbedachtsamkeit eine die unbefugte 
Aneignung des Autorrechtes bildende Handlung? beo:eht, wird für dieses Ver- 

Sehen ausser der dem Verfasser oder dessen Eechtsnachfolger zu leistenden 
ktschädiguncr mit einer Ocldbusso bis zu 1000 Onlden bestraft. Die Geld- 
strafe wird über jeden Thätcr bpsondiT? Y':'rh;in<rt. 

Kann die Geldstrafe nicht eingetrieben werden, so tritt an deren Stelle 
Gefängnisstrafe, deren Dauer das Gericht schon bei Fällung des Urteils h^ 
stimtnt. Bei dieser Feststellung ist an der Stelle eines Qddbetrages Too 
1—10 Gulden ein Tag Gefängnis aus7\i sprechen. 

Wenn der Thäter die Handlung weder aus Unbedachtsamkeit noch aus 
Absiebt verebt bat, lutt keine Strafe einzatreten, und ist derselbe in disseai 
Talle dem Verfasser oder dessen Bechtsnachfolger für den Schaden nur in 
dem Masse, als er 5?ich selbst bereicherte, zum Ersatz verpflichtet. 

§ 20. Wer jemanden zur unbefugten Aneignung des Autorrechtes be* 
wegt, verfftllt der im § 19 bestimmten Strafe und ist gehalten, den Verlasier 
oder dessen Bechtsnachfolger im Sinne des § 19 auch dann zu entschädigen, 
wenn der Thäter nach dem soeben erwähnten Paragraphen nicht schuldig 
oder zum Schadenersätze nicht verpflichtet wäre. 

§ 21. Die Torrätigen Bxemplare nnd die snr nnbereebtigten Verrid^ 
Ältigiiii^ bestimmten besonderen Appa'-ato, wie: Druckformen, Kolainnen, 
Metallplatten, iüischees. Steine, Stereotypen usw. w^en konflsziert und so- 
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fort, nachdeni der diesbeziiglii ln^ < iericlitshe-^clh i(? in Herlitskraft erwachsen 
ist, Ternichtet oder, üirer schädigenden Farm eutkleidet, dem Eigentflmer 
snrttekgestellt. 

Wenn nur ein Teil des Werkes als eine unberechtigte Verrielfältigung 
Angesehen werden kann, so erstreckt ^icli die Konfiskation nnr auf diesen 
Teil und auf die zur Ver?ieüäLtigung desselben aosschliesalich benutzten 
Apparate. 

Die Konfiskation erstreckt sich auf alle jene Exemplare und Apparate, 
welche im Besitze des Veraniassers der unbefugten Vervielfältigang, des 
Druckers, des Buchhändlers, des gewerbsmässigen Verbreiters und des in> 
tellektnellen Urbebers (§ 20) Torgefiuideii weideii. 

Die Konfiskation ist auch dann durchzuführen, wenn den Veranlassor 
der unl»efuj?ten Aneigninisr w(>der Absicht noch f^nbedachtsamkcif belastet. 
Die Konliskatiou wird auch gegenüber den Erben und Legatart u aageordnet. 

Dem Geschädigten steht es frei, die Exemplare und Apparate zu deren 
Kostenpreis gnii:'lich oder zum Teil m nbernehmen, insofem dadorcb die 
Hechte dritter Personen nicht geschädigi werden. 

§ 22. Die unbefugte Aneignung erscheint verübt, sowie das erste un- 
befugt TcrTtelfKltigte Exemplar eines Werkes fertig, beziehungsweise dM 
Manuskript veröffentlicht wurde. Der blosse Versuch der Vervielfältigung 
zieht weder eine Strafe, noch eine Entschädigungspflicht nach sich, doch er- 
folgt auch in diesem Falle die Konfiskation der fertigen Teile und der Appente^ 

§ 23. Wer Exemplare eines entgegen dem Verbote des (Gesetzes Ttt- 
vielf ältigten Werkes wissentlich gewerbsmässig in den Handel briucrt, ver- 
kauft oder auf anderem Wege yerbreitet, ist Terpflichtet, den Terursachten 
Schaden dem Verfiisser oder dessea Reehtonadifolger sn vergüten, und wird 
ansserdan mit du im § 19 festgesetzten Qeldbusse bestraft. 

Die zur gcschäftsmassigen Verbreitung bestimmten Exemplare werden 
im Sinne des § 21 auch dann kouhsziert, wenu die unredliche Absicht dem 
Vorbreiter auch nicht nachgewiesen werden kann. 

§ 24. Wenn im Falle des § 9, Punkt 1, die Nennung der Quelle oder 
des Namens absichtlich oder aus Uoachtsamkeit verabsäumt wird, wird der- 
jenige, der die X'ervieifältignng veranlasst, und derjenige, der einen anderen 
Sur Vervielföltignng bewogen, mit einer Geldbnsse bis so fttnfiBtg Gulden 
bestraft. Derselben Strafe unterliegt auch derjenif^e, der gegen den Willen 
des Verfassers den JNamen desselben auf dem Werke Yeröffentlicht (§ 1, 
3. Absatz). 

Die Geldstrafe kann in diesm Fillen nicht in Qelingnisstrafe venrindelt 
werden, und hat etne Entscbftdigong nicht Fiats na greifen. 

4 Verfahren. 

§ 25. Sowohl die Feststelinng der Entschädigungsansprüche, als auch 

die Bemessnnp: der im piepen wärt igen Gesetze bestimmten Htrafen, die An- 
ordnung der Konhskation mit inbegriffen, gehört zum Wirkungsiureise der 
CiTil|eriehte. 

f 26. Die geschädigte Partei kann ihre Angelegenheit bei dem hinsicht- 
lich des Ortes der unbefugten Ancifl^nunp^ kompetenten königl. Gerichtshofe 
erster Instanz oder bei jenem königl. Gerichtshöfe erster Instanz anhängig 
machen, weleher das PerBooalgerieht des Beklagten ist. 

§ 27. Das Verfahren wira nnr auf Anenchen der geaehldigten Partei 
eingeleitet. 

Die geschädigte Partei kann vor der i'ablizierung des ürteiies des Ge- 
riehtes enter Ihstans eridlren, dasa nie die Bestrafong des Beklagten nicht 
wünscht. Im Falle eine aolehe ErUftmn||^ TorUegt, lfm eine BsetEafvngr 
nicht stattfinden. 
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§ 28. nnln fu^ter Anei^ung des Autorrecbtes kann derjenige 

die Klage anhäugig machen, dessen Autor- oder Yerlegerrecht verletzt oder 
gefährdet erseheint. 

Bei bereits veröffentlichten Werken ist, insolange das Gegenteil nicht 
bewiesen wird, derjenige als Verfasser zu betrachten, der aaf dem Werke 
als solcher angeführt erscheint. 

Beiwerken, welche unter einem Pseudonym eder ohne Nennung des 
Namens des Verfassers crscbienen siiul, ist, wenn der Herausgeber nicht gre- 
nannt ist, der auf dem Werke verzeichnero KoTniuiasionär zur Geltendmacliuug 
der Reclite des Verfassers belugt. Der auf dem Werke genannte Verleger, 
beziehungsweise Kommissionftr, wird, bis zum Nachweis des Geg^teils, als 
Rechtsinhaber des Pseudonymen ndpr nicht i^cnannten Verfns^crg betrachtet. 

§ 29. In Prozessen, weiche wegen unbefugter Aneignung des Autor- 
rechtes anhängig gemacht werden, urteilt das Gericht über die Absicht oder 
Fahrlässigkeit, lerner über die Thatsache und die Höhe des Schadens nnd 
der Bereicherung auf Grund der obwaltt^nrlrn rmstande nach freiem ErTncsseu. 

§ 80. Wenn solche technischen Fragen auftauchen, welche auf die Fest- 
fltellnng des Tlmtbestandm der unbefugten Aneignung yon Einfluss sind, 
kann das Gericht Sachverständige einvernehmen. 

§ 31. In Budapest und in Agram sind an? Gelehrten, Schriftstellern, 
Etinstlern, Bucbiiändlem, Buchdruckern und anderen geeigneten Personen 
bestdiende ständtge Expertkommissionen zu bilden, welche bezflgUeli der Tom 
Gerichte denselben vorgelegten Fragen ein Gutachten abzugeben haben. 

§ 32. Die Präsidenten und Mitglieder dieser Kommissionen ernennt der 
Minister für Kultus und öffentlichen Unterricht, beziehungsweise der Banns 
▼on Kroatien-Slavottien auf die Dniier Ton seehs Jahren. Die Kommiaskuif- 
mitgli (ier leisten ein- für allemal den Sk^hventfindigeneld od« das Iderliehe 
Gelöbnis an Eidesstatt. 

§ 33. Die Kommissionen geben ihr Gutachten bezüglich der von dem 
ansnchenden Gerichte denselben Torgelegten Fragen auf Grand der mit» 
geteilten Daten ab. 

§ 34. Zu den Sitzungen der Kommission sind sämtliche Mitglieder 
einzuladen. Zur gültigen Beschlussfassung ist einschliesslich des Präsidenten 
die Anwesenheit von wenigstens fünf Mitgliedern notwendig. Die Gesehftfts- 
ordnnng der Kommission wird vom Justizrainister im Einvernehmen mit dem 
Minister liir Kultus und Unterricht und dem Banus von Kroatien-ÖLavouien 
festgestellt. 

§ 85. Die Kommission kann f&r die Absähe des Gutachtens eine Ge- 
bühr aufrechnen. Bei Feststellnng der Gebllhr geht das Gericht nach den 
Vorschriften der C'iviiprozessorduung vor. 

5. Verjährung. 

§ 36. Hinsichtlich der Bestrafung der unbefugten Aneignung des Autor- 
rechtes, ferner wegen des Schadenersatzes und der unbefugten Bereicherung 
Tefj&hrt das Klagerecht binnen drei Jahren. Die Verjfthrong beginnt an 

dem Tage, an welchem die Verbreitunp; der unbefugt vervielfältigten Exem- 
plare begonnen, oder die Veröffentlichung des Werkes stattgefunden hat. 

§ 37. Hinsichtiicii der Bestrafung der Verbreitung der unbefugt ver- 
vielfältigten £zemplare (§ 23) und der Entschädigung für den durch die 
Verbreitung verursachten Schaden, yrrjahrt das Klagerecht ebenfalls binnen 
drei Jahren. Die Verjährung beginnt an dem Tage, an welchem die Ver- 
breitung zum letzten Male erfolgte. 

$ W, Die unbefugte Vervielföltigung und Verbreitung ist nicht straf- 
bar, wenn der Klageberechtigte mit seiner Klacre innerhalb der Verjährungs- 
frist binnen drei Monaten, von dem Zeitpunkte gerechnet, wann er von der 
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Verütjunt^' des Ver^i: Tu n miuI der PenoB de» Tliftten sich Kenntais Ter* 
schaffte, nicht aufgetreten ist. 

§ 39. Die Vernichtung, beziehungsweise Konfiskation der nnbeftigt her- 
gestellten Exemplare oder der zur Herstellung derselben dienenden Vor- 
Ticht'infren kann solaTi^rf' T'^rlnnirt wertlen, als solclio für den Verkehr be- 
stimmten Exemplare oder /u dem erwähnten Zwecke dienenden Vorrichtangea 
Torbanden sbd. 

§ 40. Im Falle einer gegen den § 24 verstossenden Handlang verjährt 
das Klag:erecht der geschädigten Partei binnen drei Monaten von dem Tage 
an gerechnet, an welchem die Verbreitung des Druckwerkes begonnen hat. 

§ 41. In Besng nvf die üntarbreehniig und das Raben der TeijUrung 
sind die aUgemeinen Nonnen anznwendoi. 

6. Registrierang. 

§ 42. Das Eegister, in welches die Eintragung gemäss den Ueätimmuugeu 
der §§ 7, 13, 55 and 65 erfolgt, wird bei dem Minister für Ackerban, Qe- 
werbe und Handel geführt. 

§ 4B. Die Registrierung erfolgt auf mündliches oder schriftliches Ver- 
langen der Interessierten ohne vorläufige Untersuchaug der Wirklichkeit 
oder Bereditigung der angemeldeten Thatsachm. 

§ 44. In das Kegister kann jedermann Einsicht nehmen und forden^ 
dass authentische Auszüge ^mh demselben für ihn ausgefertigt werden. Die 
Kegiatrierungen werdeu in einem durch den Minister für Ackerbau, Gewerbe 
und Handel zu iMstimmenden Organe pabliziert^ 

EegistricrnriLTr ii von auf dem Gebiete von Kroatien-SIayonien erschienenen, 
sowie von, durch nach Kroatien-Slavouien zuständige Individnen im Aaslande 
herausgegebenen Werke, werden aubser dem erwähnteu Organe aucii in dem 
in Eroatien-Slayonieu erscheinenden and darch den Banns dieser Linder sn 
bezeichnenden Organe kund gemacht. 

Mit der detaillierten Regelung des Bcgistrierungsverfahrens im Ver- 
ordnungswege wird der Hinister für Ackerbau, Gewerbe und Handel l>etraut. 

Zweites Kapitel: Musikwerke. 

§ 45. Die Bestimmungen der 1 — 6, ferner !) -14 sind auch bezüErlifh 
der den Verfassern von Musikwerken zustehenden Vervielfältigungs-, Ver- 
öffentlichungä- und Vertriebsrechte entsprechend anzuwenden. 

Art. 46. Als nnbefngte Aneignong des Aatorreehtes wird jede solche 
ohne Einwilligung des Verfassers herausgegebene Umarbeitung eines .Musik- 
werkes betrachtet, welche als eigene Komposition nicht betrachtet werden 
kann, namentlich: Auszüge ans Musikwerken, Transkription eines Mnsik- 
Werkes für ein oder mehrere Instrumente oder Stimmen, ferner künstlerisch 
nicht bearbeitete Abdraclce einzelner Teile oder Lieder eines ond desselben 
Werkes. 

§ 47. Als anbefiigte Aneig;nang des Autorrechts wird niebt betrachtet: 

die Citierung einxelner Stellen eines bereits erschienenen Musikwerkes, ferner 
die T beTnahine ynn Musikwerken geringeren Umfanges in einem durch den 
Zweck motivierharen beschränkten Umfange in ein selbständiges wissen- 
schaftliches Werk oder in eine Sammlung, welebe ans yersehiedenen Werken 
ausschliesslich zu Schul- oder Unterrichtszwecken verfasst worden ist, voraus- 
gesetzt dass der Verfasser oder die benutzte Quelle angegeben warde, da 
sonst die Bestimmung des § 24 in Anwendung zu kommen hat. 

§ 48. Als anberagte Aneignung des Aatorreehtes wird femer die Be- 
natzung eines erschienenen Werkes al^i Musiktext nicht betrachtet, wenn der 
Text gleichzeitig mit der Musikbegieitong abgedruckt wird. 
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Ansgeuommen ist ein solclicr Text, welcher seiner Xfifnr nnoh nur, nin 
ia Musik gesetzt zu werden, verfasst wurde, wie der Text einer Oper, eines 
Oratoiiams usw. Derartige Texte kSmieii mit der Mnsikbegleitaiig nur mit 
BewilUgiiDg des Verfassers hmnsgegeben werden. Als £inwilli|^ung des 
Verfasser« wird betraclitet, wenn derselbe den Text dem Komponisten zu 
Benutzung ohne Vorbelialt übergeben hat. 

DrUUa KapUiH: Auffährang von ScJiauapiähn, MasUawrk^ nnd 

Musiksehimapielen, 

§ 49. Das ansseUiesslielie Becht snr AnfffUming von Sehaiiflpieleii, 

Musikwerken oder Musikscbanspielen steht dem Verfasser zu. 

§ 50. Schauspiele und Musikschauspiele dürfen ohne Einwilligung des 
berechtigten \'erfassers auf einer Bübnu auch dann nickt aufijcfübrt werden, 
wenn sie im Druck erschienen oder in den Handel gebracht worden sind. 

Ausserhalb der Bühne können aus solchen Werken Ouvertüren, Zwiscben- 
aktsmnsikteile oder sonstige Partien auch ohne Einwilligung des Berechtigten 
aufgeführt werden. 

§ 51. Vervielfältigt erschienene und in den Handel f;cbrachtc Musik- 
werke können öffentlich anch ohne Einwilligung des berechtigten Verfassers 
aufgeführt werden, wenn der Komponist auf dem Titelblatt oder am Anfange 
des Werkes sich das Anffttlimngsrecht niclit Torbehalten hat. 

§ 52. Wenn ein Werk mehrere Verfasser hat, sind hinsichtllcli der 
öffentlichen Aufführung die AUneen 2 und 3 des § 1 mit der Abweichung 
anzuwenden, dass zur Aufführung der mit Text yerscheneu ^lusikwerkc, die 
Mnsikschanspiele mit inbegrilfen, in der Begel die Einwilligung des Kom- 
ponisten genügt, und dass zur Aafführung solcher Werke ohne Mnsik die 
Einwilligung des Komponisten nicht notwendig ist. 

§ öB. Der rechtmässige Übersetzer eines Schauspiels gcniesst hinsicht- 
lich der SffNitlichen Anffihning seiner eigenen Übersetnang gcsetslicheD 
Schnts. 

§ 54. Die öffentliche Aufführung einer unl)efugten l^hersctzung (§ 7) 
und einer unbefugten Umarbeitung (§ 4G) wird aiä widerrechtliche Aneignung 
des Autorrechtes betrachtet. 

§ 55. In Bezug auf die Bauer des Hechtes zur ttffentliehen AuffOhmng 
sind die Bestimmungen der §§ 11 — 18 massgebend. 

Psendonym oder ohne Nennuug des Namens des Verfasse (§ 13, 
Alinea 1) Terfasste Werke geniessen, inwiefmi selbe zur Zeit ihrer ersten 
Aufführung noch nicht verölfentlicht waren, von dem Tage ihrer cr.steu Auf- 
führung, diie zurückgelassenen Werke aber vom Abieben des Verlassers ge* 
rechnet 50 Jahre hlninreh Schutz gegen unrechtmässige AnffQhmng. 

Wenn aber der Ver&sser eines pseudonym oder ohne Nennung des 
Namens des Verfassers verfnsstcn Werkes oder der Rechtsnachfolger dw 
Verfassers während des dOjäkrigen Termiues den Namen des wirklichen Ver^ 
f^Miers behufs Begistrierung angemeldet bat (§ 43) oder wenn der Verfasser 
während dieser Zeit das Werk unter seinem wirkliehen Namen TerOffentUebt, 
wird die Schutzzeit nach dem § 11 gerechnet. 

}j 56. Als Verfasser noch nicht erschienener, jedoch bereits öffentlich 
anfgefOhrter Scbanspielo, Musikwerke nnd Mnsiksehaaspiele ist — bis nicht 
das Gegenteil erwiesen ist — derjenige anzusehen, der auf der die Anf- 
ftlhrnng ankündigenden Anzeige als Verfasser genannt wird. 

§ 57. Wer absichtlicli oder aus Unachtsamkeit ein Schauspiel, Musik- 
werk oder Musikschauspiel vollständig oder mit geringfügigen Änderungen 
unrecht m'issig aufführt, ist verpflichtet, dem Vertasser oder dessen Hechts- 
uachfoiger den verursachten Schaden zu ersetzen und wird mit der im § 19 
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festgesetzten Qeldbusse bestraft. Auf den Urheber der anrechtmässigeii 
Aufführung ist der § 20 derart ansowenden, dass die Sanune des Schaden- 
ersatzes nach § 58 bemessen wird. 

§ 58. Als Schadenersats (§ 57) ist das ganze Erträgnis der nnreeht- 
miNngen Anfführnngen ohne Abzog der hierau yerwendeten Kosten zu bc- 
sablen. Ist das Werk zusammen mit anderen Werken aufgeführt worden, 
flo ist als £ntschädigang88amme der verhäliniamassige Teil der Einnahme 
festsnsteUen. 

Wenn keine Einnahme war, oder wenn dieselbe nicht festgestellt werden 
kann, bestimmt der Richter die Entschädigungssumme nach freiem Ermessen. 

Wenn den Urheber der Anfföhrung weder Absicht noch Unbedachtsamkeit 
belastet, kann kerne Strafe Piats greifen, und ist derselbe fttr den ver- 
ursachten Seliaden nur bis znr HHho seiner BeroirhrmTifr yprantwortlii Ii. 

59. Die ^1? H und 25 44 sind aucdi hinsichtlich der öffentlichen 
AuüuhruDg der Schauspiele, Mui<ikwerke und Mu.sikschauispiele entsprechend 
Biunwenden. 

Vhrtea Kapitel: WerhB d^r hikhndm K&nate. 

§ 60. Die gänzliche oder teilw^se Nachbildnng, Veröffentlichung und 
(l(;r Vertrieb der durch die bildenden Künste — Zeictmung, Stich, Malerei, 
Bildhauerkunst — geschaffenen Werke ist aasselüiessliches Becht des Ur^ 
hebers des Werkes. 

§ 61. Die Naekbildnng der SehOpfunirea der bildenden Kttnste wird, 
wenn dieselbe mit der Absicht der Weiterrerbreitnng nnd ohne Einwilligung 
lies Berechtigten geschielit, als unrechtmässige Aneignung des Urheberrechtes 
betrachtet. 

Als Qnrecbtmässigc Aneignung des ürbebenechtes ist auch sn betraebten: 

1. Wenn das Originalwerk in einer anderen Kunstgattung oder in 

einem anderen Genre nachgebildet wird; 

2. wenn die aSachbildung nicht unmittelbar nach dem Original, sondern 
nach irgend einer Kopie desselben erfolgt; 

8, wenn eine P -höpfung der bildenden Kunst r auf Erzeugnisse der 
Architektur, Industrie oder des Mannfaktorgewerbes nachgeahmt 
wird; 

4. eine solche Ausgabe, welche der Urheber oder Verleger entgegen' 
dem zwischen denselhen bestehende Vertrage oder dem Qesetne 
zuwiderlaufend veranstaltet; 

5. die Herausgabe des Werkes von selten des Verlegers in einer 
grösseren Anzahl von Exemplaren, als d«nelbe im Smne des Kon- 
traktes heran5ziip:cben berechtigt ist. 

§ 62. Als unbefugte Aueiguung des Urheberrechtes ist nicht zu betrachten: . 

1. <äne solche fMe Bearbeitung, durch welche von ehiem Original- 
werke verschie«leiie neue Werke hervorgebracht werden; 

2. einzelne Kopien, welche nicht mit der Absicht, dieselben in Handel 
zu bringen, verfertigt werden; doch darf auf solchen Kopien das 
Zeichen, der Name oder die Anfsngsbuehstaben des Namens des 
Urhebers bei sonstiger § 19 festgesetiten Strafe nicht benutzt 
werden; 

3. die Nachbildung von auf Strassen, öffentlichen Plätzeu und andoreu 
ftbnliehen Offentliehen Orten bleibend aufgestellten Werken in 

anderer Kunstgattung; 

4. die Aufnahme der Nachbildunfj einzelner Werke einzig und allein 
behufs Erläuterung des Textes, in einem durch den Zweck motivier- 
baren beschränkten Umfange in ein solches Werk, welches seinem 
Wesen nach als seliriftstellerisehes Werk an betrachten ist. 

UtttU« UUei* das Ux)i«b«n«elit. IS 
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§ 63. Wer das Werk eines aDdoroTi rechtmässig in einem anderen 
Kanstgenre oder in einer anderen Euostgattiing nacnbildet, ist in Bezug 
auf das dareh ihn gesebaffene Werk als Urheber auch dann m betrachten, 
wenn das OriKinahverk bereits Gcraeinprut geworden ist. 

§ 64. AVenn ein (Jrliebcr sein Werk in das Kigeiitnm eines anderen 
Uberiässt, ist iiierinit das Kecht der Nachbildung noch nicht als über- 
lassen anzuseilen. Bei bestellten Porträts und Büsten gebührt dieses Recht 
dem Bestpl! r Der Eigentümer ist nicht verpflichtet, das Werk dem üf^ 
heber oder seinem Rechtsnachfolger behufs Nachbildung zu überlassen. 

§ 65. Im übrigen sind die 3, 11—44 auf Schöpfungen der bildenden 
Künste, beziehungsweise auf die Urheber derselben and am die periodischen 
oder Sammelmi>fraben sob ht r Wt rko entsprechend anzuwenden. Bezüglich 
der bereits verööentlichteu Werke wird der Schutz im Sinne des § 13 dem- 
gottttss znerkannt, je nadidem der Urheber in dem Werke angegeben war 
oder nicht, beziehungsweise dieser Mangel dnreh Begistriemng ersetzt 
worden ist oder nicht. 

§ 66. Auf architektonische Werke, Industrieerzengnisse and auf 
Schöpfungen der bild«iden Kttnste, welche aaf Indostrieersencnisse ange- 
hracht werden, sind die Bostimmnngea des gegenwärtigen Gesetses nioit 
anxnwenden. 

Fänfha KmpUel: OeohgiMhe und geographiaeh» Karten, naiurwiaatn' 
aokaflUohe, geometrkohe, arehiMehniaehe und andere teehnieoh» 

Zeiohnangen und Figuren. 

§ 67. Auf geologische und geogpraphische Karten, uaturwissenschaft- 
liehe, geometrische, architektonische und technische Zelclmnngen und Figuren 
rinden, inwiefern dieselben ihrer Bestimmunir ir^^mäss als Schöpfungen der 
bildenden Künste nicht angesehen werden künnen, die §§ 1 — 44 des gegen- 
wärtigen Gesetzes, — wenn dieselben aber ihrer Bestimmung gemftss als 
SehOpiungen der bildenden Künste zu betrachten sind, die §§ 00—66 des 
gegenwärtigen Gesetzes Anwendung. 

§ 68. Als unbefugte Aneignung des Urheberrechtes ist die Anfnahine 
der Zeichnongen nnd Fignren in ein solches seMftstellerbrhes Werk 
nicht zu betraclitcn, in welchem die Zeichnungen und Figuren nur zur Er- 
läuterung des Textes dienen, vorausgesetzt dass der Urheber oder die Quelle 
ausdrücldjch genannt erscheint. 

SeeheUe KajpUei: Photographien, 

§ 69. Die Naehbildnng eines mittelst Photographie hergestellten Werkes 

im Maschinenwefje, die YeröfFentlichung und der Vertrieb desselben wiihrend 
der im § 70 testn^esetzten Sehutzzeit, bildet ein ausschliessliches B<^ht des 
Urhebers der Originalatüuahme, 

Ais Bedingung dieses ausschliesslichen Becbtes dient, dass auf jedem 
einzelnen Exemplare der befugten AbzQge oder l^aehbiidnngen der Original- 
aufnähme 

1. der Name oder die Firma und der Wohnort des Urhebers oder 
Herausgebers der Originalanfnahrac, 

2. das Kalenderjahr, an welchem die befugten A!)7üge oder die 
Nachbild ang zum ersten Male erschienen sind, er^ichtBch gemacht 
werde. 

§ 70. Der durch dieses Gesetz gewährleistete Schntz gebührt dem Ur- 
heber des photographischeu Werkes ofler dessen Rechtsnachl olger fünf Jahre 
lang von dem Ablaufe des Kalenderjahres geredinet, an welchem der Abzug 
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oder die Nachbildung der photographischen Aufnahme zum ersten Male er- 
schienen ist. 

Wenn der Abiiig oder die NaehbUdmig nieht herausgegeben worden ist, 
ist der fünfjährige Termin Ton dem Ablaufe des Kalenderjahres zu rechnen, 

an welchem die photographische Orig'inalnufnahme erfolgte. 

Bezüglich der Photographion der in mehreren Bänden erscheinenden 
Werke sind die Bestinunnngen des § 16 in Anwendung zn bringen. 

^ 71. T)io Nachbildung eines photo^raphischeuTTeikefl mittelst Maschinen- 
arbeit olme illipung flc? I?erechligten nnd zum Zwecke der Weiter- 
verbreitung, die VeröflfentliciiuuK und der Vertrieb desselben wird als un- 
befugte Aneignung des Autorredites betraehlet. 

^ 72. Das TcrvielfHltigiingsrecht auf photograplüscliem Wege erzeugter 
Porträts steht ausschliesslich dem Besteller zu. 

§73. Als unbefugte Aneignung des Autorrechtes wird nicht betrachtet: 

1. die freie Benutzung einer Phoiographie in der Weise, dass von 
dem Originalwerke versfhiedene neue Werke hervorgebracht werden: 

2. die liachbildong eines pbotographischen W^erkes, wenn dasselbe 
auf einem Indnstrieerzeugnisse angebracht wird; 

3. die Kachbildung einer photographiscben Aufnahme in einem anderen 
Ennstgenre oder einer andereren Kunstgattung. 

§ 74. Wer die uhotographische Aufnahme eine^ anderen in einem 
anderen Ennstgenre oder einer anderen Kunstgattung nadibildet. wird be» 
züglich des durch ihn geschaffenen Werlci» im Sinne des § 68 als üriieber 
betrachtet. 

§ 75. Im übrigen sind die §§ B, Id — U und 68 auch auf Photo- 
graphien anzuwenden. 

Siebentes Kapitel: Allgemeine Beatimmungen, 

§ 70. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit 1. Juli 1884 in Kraft. Der 
Schutz dieses Gesetzes erstreckt sich auch auf jfm littorarischen, musi- 
kalischen, technischen und pkotographischen Werke, ferner auf Werke der 
Schanspielknnst nnd der bildenden Kilnste, welehe tot der erwähnten Zeit 
ersciiienen sind. 

S 77 "Dio vor ilcra Tnsicbcntretcn des pfPf^onwilriigcu (Jesctzc-; ange- 
leiLigLeii Exemplare, deren Herätelluug his nun nicht verboten svar, können 
auch ferner verbreitet werden. Die zur Zeit des Inslebentretens des gegen- 
wärtigen Gesetzes vorhandenen Stereotypen und andere ähnliche Vorrichtungen 
(§21) können, wenn deren Hersteilung bislier nicht Terboten war, auch 
femer benutzt werden. 

§ 78* Die vor dem Inslebentreton des gegenwiirtigeu Gesetzes recht- 
mässig zur Aufführuns? gebrachten Schauspiele, Mosilrvrerke nnd UnsilL- 
schauspiole können auch ferner aufgeführt werdeu. 

§ 79. Das gegenwärtige Gesetz findet anf die Werke Ton ungarischen 
Staatsbürgern auch dann Anwendung, wenn dieselben im Auslände er- 
schienen sind. 

Auf Werke von Ausländern findet dieses Gesetz keine Anwendung. Eine 
Ausnahme bilden und Bechtsschntz geniessMi: ■ 

a) jene Werke Ton Ansliadem, die bei inländischen Verlegern er- 
schienen sind; 

b) Werke jener Ausländer, welche mindestens zwei Jahre im Laude 
stSndig wohnen und hier ununterbrochen Steuer zahlen. 

§ 80. Das gegenwärtige Gesetz findet auch dann Anwendung, wenn 
ein ungarischer Staatsbürger dasselbe zum Schaden eines ungarischen Staats- 
bürgers im Auslande übertritt. 
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§ 81. Mit der Bogelaug des im Sinne des geKonwärtigen Gesetzes zu 
beobachtenden YerfUirens im VeiOTdnnnicswege mra der JnstismbuBter, be- 
zi^nngBWeise der Banns von Kroaticn>älavonien-Dalmnticn betraut. 

§ 82. Mit dem Vollzuge dos gegenwärtigren Gesetzes werden der Justiz- 
minister, der Minister für Ackerbau, Gewerijo und Handel, der Minister für 
Knltns nnd Untenicht, besiehnngsweise der Banns Ton Kroatien-SlaTonien- 
Dalmatien betraut. 

Bestimmungen über das Verlagsrecht 

HandeUgesetzbnoh Ton 1875. 

§ 515. Jenes Geschäft, durch welches jemand (der Verleger) ein fertiges 
oder erst fertigzustellendes Werk der Litteratnr, der graphischen und 
darstellcnflcn Künste oder der Fuchwi^senschaft twt Vervielfältigung, Ver- 
Uffentlicliuug und zum Vertriebe vom Autor oder dessen Bechtsnachfolgern 
übernimmt nnd diesbezüglich das ansseUieesliehe Reebt erwirbt, wird ab 
Vcrlagsgescbäft betrachtet. 

§ öl 6 Der Autor (Maler, Zeichner etc.) ist verpflichtet, dem Verleger 
das versprocheno Werk in der Yertragsmässig festgestellten Art und inner- 
halb der bednngenen Zeit zn liefern. Wenn der Anter dieser seiner Ver- 
fechtung aus eigenem Verschulden nicht nachkommt, so kann der Verleger 
nach seinem Belieben entweder die Vertragserfüllung und eine Entschädigung 
lur den aus der Verspätung entsprungenen Schaden verlangen oder aber 
für die Niehterffülnng des Vertrages eine Teile Sehadleshaltang fordern, 
oder endlich steht es ihm frei, seinerseits den Vertrag als nieht geschlossen 
zu betrachten. 

§ 517, lusolaugü bis die zut VervielfiiltigUDo überlasseueu Exemplare 
des Werkes, bezüglich deren der Verleger das Vertriebsrecht erlangte, nidlt 
verkauft sind, kann der Autor bezttglic!i s in Werkes keinerlei Verfügungen 
treffen, welche zum Nachteile des Verlegers wtiren; namentlich steht ihm 
nicht das Recht zu, dasselbe Werk oder einen Teil desselben neu heraus- 
sageben oder jemand anderem zur Herausgabo zu fiberlassen; ebenso darf 
er dieses Werk in eine Gesamtausgabe oder Sinnnilnng seiner Werke nicht 
früher auioehmen. Der Autor kann, wenn er iu ein Sammelwerk einzelne 
Arbeiten liefert, diese, sei es selbständig oder aber in seinen gesamten 
Weriten herausgeben, vorausgesetzt dass die einzelnen Arbeiten in derselben 
Form, in welcher sie als Teile der Sammlung erschienen, nicht selbständige 
Qegenstiinde des Buch- oder Knnsthandels bilden, iücinere Arbeiten, welche 
an Zeitschriften oder periodisehe Publikationen flberlassen werden, steheD 
nach deren Erscheinen wieder zur freien Verfügung des Autors. 

§ 518. Das erworbene Verlagsrecht berechtigt nicht zugleich zur Über- 
setzung und zur Herausgabo der letzteren. 

§ 619. Der Verleger ist Terpfliehtet, das im Kannsicripte oder sonst 
vereinbarten Originale übernommene Werk auf seine Kosten nnTOrindert zu 
vervielfältigen und geh()rig in Vertrieb zu setzen. 

§ 520. Wenn keine ausdrückliche Vereinbarung diesbezüglich getroffen 
wurde, hat die Ausstattung ui der dem Zwecke und der Bedeutung des 
Werkes entsprechenden Weise zu ^^e^^chellen. Die Anzahl der Exemplare und 
den Preis des einzelneu derselben bestimmt, wenn diesbezüglich zwischen den 
Parteien keine besondere Vereinbarung getroffen wurde, der Verleger nach 
seinem eigenen Ermessen; es steht ihm aber nicht das Becht zu, einen so 
hohen Preis zu bestimmen, welcher dem Absat;<e des Werkes hinderlich wäre. 

§ 521. Wenn die Vertragsparteien bezüglich einer neuen Auflage einen 
Vertrag seUiessen, bt in Befug anf «Um, was in dem neuen vertiage 
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siebt besonden stipaliert endieiBt, der frühere Vertrt^ cur ersten Anflagie 
auch für spfiter pnltip. 

§ ö22. Bezüglich der Ausdeiiuung des Verlagsreclitps ist das Übcreiii' 
kommen der Kontrahenten entscheidend. Im Falle (ie^^ Zueifels und der 
Unklarheit giebt der Vertrag nnr znr cimnaligea Herausgabe das Becht. 
Wurden auch die ferneren Ausgaben iib'^rtragen, ?o ist der Verleger ver- 
pflichtet, gleich nach vollständigem Absätze der früheren Auflage eine neue 
ZV Teranstalten. 

^ 528. Wenn der Verleger die Vervielfältigung und in Vcrtriebsetzung, 
oder aber nach vollstÄndigem Absätze der früheren Autln ^rp (lie Veran- 
staltung einer neuen durch sein Verschulden verabsäumen soUte, so kann 
der Autor nach Beinem Belieben die YertragserfOllaiig nnd eine E^t8<^digung 
für den aus der Verspätung entsprungenen Schaden verlangen, oder aber 
wegen Nichterfüllt! t^j: des Vertrages volle Sehadloshaltung bean?prnchcn, 
oder aber vom Vertrage zurücktreten, wie wenn dieser gar nicht geschios^en 
worden w&re. 

§ 524. Wenn der Verleger auch das Keclit r.nr Herausgabe der einzelnen 
Werke des Autors erw'orbfTi hat, so bprechtigt ihn dies durchaus nicht auch 
^u Herausgabe und Verlag der Gesainiausgabe dieser Werke. Überlftsst 
der Autor die Heransgabe seiner gesammelten Werke dem Verleger, so er- 
langt der letztere damit nicht auch das fieeht, einaelne Teile derselben 
selbständig zu verlegen. 

§ 526. Honorar kann der Autor vom Verleger nur dann fordern, wenn 
dieses offen oder atillaeiiweigcnd bedungen worden ist. Die stillschweigende 
Bedingung eines Honorars wird f^ann angenonnnort . wenn die rmstände 
darauf hmweisen, dass die Überlassung des Werkes nur gegen Honorar 
▼oraneznsetzen war. Die Hohe des Honorars bestimmt in emem solclien 
Falle, den Umständen angemessen md nach Anhörung von Sachverstindieen, 
das Gericht. Das^selbe p:escbieht, wpnn ein Honorar im allgemeinen, Mine 
nähere Bestimmung der Jiöhe desselben, bedungen war. 

§ 526. Wenn bei der Fesstellung der HonorarhSbe eine bestimmte 
Anzahl Druckbogen als Grundlage angenommen wurde, ist der Vorleger 
nicht verpflichtet, für den die festgesetzte Bo{,'enzahl überschreitenden Teil 
ebenfalls Honorar zu zahlen, dagegen kann er vom Autor fordern, dass er 
ihm ein abgeschlossenes, vollstftndiges Werk liefere. 

§ 527. Der Verlefrer ist verptlichtet, wenn keine andere Vereinbarung 
getroffen wnrde, und ein Honorar tiberhaupt bedungen worden ist, dasselbe 
Ijei Ablieferang des vollständigen Manuskriptes oder des Original Werkes so- 
gleich za bezahlen; wenn hingegen das Honorar per Bogen bestimmt wurde, 
SO ist dasselbe mit Beendignng der Vervielfältigung, insofern aber das Werk 
in einzelnen Teilen erscheint, jedesmal nach Ifertigstellung eines solchen 
Teiles der entfollende Teil des Honorars zn bezahlen. 

§ 528. In jenen Fällen, in w«'lclien die Vertragserfüllung durch eine die 
Person des Verlegers betreffeml« Znfillügkeit verhindert würde, ist der Ver- 
leger von der Honorarzabluog nur dann befreit, wenn der Autor sein Werk 
unter den gleichen Bedbgungen an einen anderen Verleger ftbertragon konnte. 

§ 529. Wenn das zur Vervielfältigung übergebene Werk beim Verleger 
zufällig in Verlust gerät, so beschränkt sich seine Verpflichtung nur auf die 
Honorarzahluug. Besitzt aber der Autor in diesem Falle ein zweites Exemplar 
seines Werkes, so Ui er verpflichtet, gegen Ersatz der erentnellen Selbst- 
kosten dieses dem Verleger /m überla^-fn. 

§ 530. In jenem Falle, wenn die fertige Aullage vor dem Beginnen des 
Vertriebes ganz o<ler zum Teile durch irgend einen Zufall zerstört würde, 
ist der Verleger berechtigt, die xerstdrten Exemplare aof seine eigenen Kosten 
m enetMn, ohne daes er dem Atttor hieilür ein Honorar zu bezahlen hatte. 
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§ 531. Der Verlagsvertrag rrlischt; 

1. wenn nbor ein ff vtitr ahf^a^licfertos Werk ein Vortrag abgeschlossen 
wnrdü und das \S'erk vur der Übergabe beim Autor zuftällig iu 
Verlast gerät; 

2. wenn der Autor Tor Beendigung oder Fcrtigstcllunf^ fins Werkes 
stirbt, oder an der yertragsmässigon Fertigstellung des Werkes 
zufällig gebindert oder dazu unfähig würde; 

8. wenn der Zweeik^ welchen die Kontrahenten dnrch die Herausgabe 
erreichen wolhcn, vor der Übergabe des '^fHIluskriptes oder des 
Originalwerkes, durch einen äusseren Zufall oder inzwischen eiii> 
getretene üinstSnde nDmöglich gemacht wQrde. Dttr Autor, be- 
ziehentlich dessen Rechtsnachfolger sind in diesem Falle wohl to]i 
der eiiifjegangenen Verpflichtung enthoben, können aber auch kein 
Honorar fordern, ja, sind sogar, wenn sie ein solches schon er- 
halten liftbai eöllten, Terpfll<atet, es sortlcksiisahlen. Wenn da- 
gegen die im dritten Punkte voraii?gesrlirncn rmst'iiirip erst 
nach Übergabe des Manuskriptes oder des Originalwerkes eintraten, 
so sind der Autor oder dessen Rechtsnachfolger berechtigt, ein 
Henora? zu foidem, lesp. nidit yerpfliehtet, das erhaltene Honorar 
zurückzuzahlen. 

§ 532. Dem Autor steht das Recht zu, den Vertrag auch einseitig zu 
lösen, wenn der Verleger in Konkurs gerät. Sollte aber mit der Verviel- 
fältigung schon begonnen worden sein, so kann die KonkursmasseTerwaltuiig 
des Verlegers, insofern ^e dem Autor gehürige Sicherstellnng bietet, den 
Vertrag aufrecht erhalten. 

§ Ö8&, Die Bestinmiuttgen dieses Absehnlttes haben unter den der Sache 
entsprechenden Modifikationen auch dann Geltung und finden Anwendung in 
jenen Fällen, wenn das Verla f^sprosrliäft bezüglich eines Werkes der Litteratur, 
Fachwissenschaft oder büdcudeu Künste mit dem Eigentümer desselben ab- 
geschlossen wird, der kein Beehtsnachfolger des Autors ist. 

Verordnung des Justizministers vom 10. Juni 1884 zum 6eeetz 
vom 26. April 1884 iietreffend das Urheberrecht 

1. In den Sachen, die das üilicberrccht znm Gegenstande haben, 
finden, sofern im Gesetzartikel XVJ:1884 und in den nachfolgenden Para- 
graphen keine abweichenden Verfügungen getroffen sind, der Gesetzartikel 
LIV:1868 und die den letzteren nioditiziurenden .si)ätoren Gesetae, sowie die 
Bestimmungen der Gr« >"t:^artikel LIX mul f. X: 1881 Anwendung. 

§ 2. Die im vorstehenden Paragraphen erwähnten Sachen werden, mit 
Ausnahme des im |^ 11 bezeichneten Falles, auf dem Wege des protokol- 
larischen Verfahrens vorhandelt. 

§ 3. Die Klageschrift ist bei dem uacli § 26 des Gesetzartikels XVI: 
XbS4: kompetenten königlichen Gerichtshöfe schriftlich mit den Kopien der 
Beilag«! in so Tiel^ Exemplaren dnznreichen, dass sowohl der Klftger als 
auch jeder Geklagte je ein Exemplar erhalte. Mehrere Personen können 
mit ein und derselben Klage selbst m dem Falle geklagt werden, wenn jene 
auf Grund .yerschiedeuer Kechtsbaseu angestrengt wird. In diesem FaUe ist 
die jeden CMdagten betreffende Beehtsbosis besonders berFonniheben. Ja 
der Klageschrift hat der Kläger aussur der im § 64 der Civilprozessordnung 
angeführt on auch noch die eventuelle Strafe und Konfiskation betreffenden 
Ansuclien zu stellen. 

^ 4. Zur Verhandlung der Klage ist ein kalenderm&ssig festzusetzender 
Tilg nnd Stunde mit dem pH.JoiitPn zu bestimmen, dass die Parteien ver- 
pflichtet sind, durch ihre.beToilmächtigteo Rechtsanwälte yertreten zu er- 
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-f'hpincn. "widrigenfalls L'Oirc-n sie ein den F<''«timmmiL'eu des § III des Ge- 
setzartikeis LIV:1868 eiitöX)rechender Besclüuäs crbraclit werden wird. Von 
diesem Besebeide sind die Parteien im Anscblitsse eines Exemplarcs der 
Klagewdirift <a Yeistindiffen. Der Verliaiidlnagstcrmiii ist In der Weise zu 
bestimmen, dass dem GekTnc^ten, fall« er ort«iansä<'^iL'^ ist. S Tui^e, falls er 
ansserorts, jcdocli im t«prengci des Uericbtshofes wobut, 15 Tage, wenn er 
aoBseriialb des Sprengeis des Gerichtshofes, jedoch innerhalb der nngaiischen 
Staatsgrenzen wohnt, 30 Tage, endlich wenn er nicht auf dem Gebiete des 
ungarischen Staates woimt oder sich nicht dort aufhält, oder wenn sein Auf- 
euüialtsort unbekanut ist, 45 Tage tou der Toraussichtlicheu Zustellung dos 
Torladnngsbeseheides bis' znm Verbandlnngstermin snr Verfügung stehen. 
Sind der Geklagten mehrere, so ist der Termin nach dem Wohnorte des am 
entferntest Wohnenden zn bestimmen. 

§ 5. Die Kompeteuzeiuwendung ist r.u Ht i^inn der ersten Tagfabrt zu 
erheben. 

Wurde die er.sto Tngfithrt durch die Parteien vertacrt, so ist jene 
Einwendung gelegentlich der neuerlichen Tugfahrt nur dann statthaft, wenn 
der Geklagte sich sein diesbezügliches Recht ausdrücklich verwahrt hatte. 
Wurde die Einwendung verworfen, so ist im betreffenden I^escheide zur 
meritorischen Verhandlung der Sache bis längstens auf den achten Tag ein 
neuerlicher Termin zu bestimmen. 

§ 6h Der Geklagte ist TerplUcbtet, alle zu seiner Verteidigung gebSiigen 
Einwendung^ und Beweise in der Einrede geltend zu machen und letztere 
gelegentlich des besiiniiuten Termins in das Verhandlungsprotokoll einzutragen. 
Sind der Geklagten mehrere, so steht es ihnen frei, die Einrede entw^er 
gemeinschaftlich oder getrennt nebeneinander in daa Protokoll einzntrageu. 

§ 7. Die Verliandlungeu leitet und beaufsichtigt der iSchrifteubewuhrcr 
(«J (y des Gesetzartikels XXXI: 1871), und ebenderselbe manipuliert die Ver- 
huudluugsprotokolle im Sinne der gegenwärtigen Verordnung und der Gc- 
riehtsgescb&ftsordnnng. Die Protokolle sind bis zur Beendigung der Ver- 
handlung in den in d« r Frokaratnr dnrcb Maneranschlag kundzugebenden 
Amtsstuuden often zu halten. 

§ 8. Die den meritorischen l'eil betrett'en<le protokollarische Vei'iiaudluuj,^ 
der Sache ist in der Regel inuerhall) 8 Tagen zu beenden. Diese Frist ver- 
teilt der Schrift eubewahrrr zwischen deu i'arteien in der Weise, dass jede 
Partei zur Eintragung der Einrede höchstens zwei, zur Eintragung der 
Replik und der DupliknOchstens drei Tage in Anspruch nehmen darf. Wenn 
mehrere Geklagte selbständig dnrcb Bevollmächtigte vertrete erscheinen, 
so ist jedem einzelnen von ihnen gestattet, je zwei, beziehungsweise je drei 
Tage zur Eintragung der Einrode uud der Duplik in Anspruch zu nehmen. 
Hei Verhandlung des meritorischen Teiles &dt Sache ist auch eine Schlnss- 
schnft und Gegenschlussschrift statthaft. Jede der erwähnten Prozess- 
Schriften ist in weiteren zwei Tagen in das Protokoll einzutragen. 

§ 9, Die Parteieu können die Verhandlungsfrist im gemeinsamen Ein* 
Verständnis yerlängem; nur müssen in diesem Falle ihre diesbezüglichen 
Übereinkommen in das Prot ekcd! buch anfgenoniuien W'-rden. 

§ 10. Der ( M i-ichtshof kann aueli ohue Einwilligung der Gegenpartei, 
nur auf Grund der gehörig motivierten Bitte der einen Partei bezüglich 
jeder Prozessschritt eine einmalige Fristerstreckung gewähren. Die dies- 
bezügliche Bitte ist vor Eintragung der l)e treffenden Prozessschrift in das 
Protokoll aufzunehmen, worauf das Protokoll, zusammen mit den etwaigen 
Bemerkungen der Gegenpartei, behufs Beschlussfassung durch den Schriften- 
bewahrer unverzüglich zu inrotnlieren ist. Verweigert das Gericht die Frist« 
erstreckung, so bestimmt es zur weiteren, fortsetzungsweisen Verhandlung 
einen Termin. Die Parteien sind berechtigt, sich gegenäeitig im gemein« 
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sameu Einverständnis auch mehrmals Fristerstreckungen zu gewähren. Die 
also gewährten Fristerstreckuugen sind in das ProtokoUbuch einzutragen. 

§ 11. In Prozessen von grösserer Wichtigkeit oder komplizierter Natar 
kann der Gerichtshof auf Grund des motivierten Ansuchens jedweder Partei 
das schriftliche Verfahren anordnen. Das schriftliche Verfahren ündet auch 
dann Anwendung, wenn beide Parteien diese Art des Verfahrens einvcr- 
ständig wünh h n In diesen Fällen sind bei dem Verfahren, sofern die 
Parteien betreffs Einreichnnp df^r Pmzessschriften einvorgtSndip; keiiie ab- 
weichenden Bestimmungen getroüen haben, die bezüglichen Verlügungea der 
ClTflpioieMordnang zu befolgen. 

UM die Anorannng des schriftlichen Verfahrens betrefTende Ansuchen 
darf nur am ersten Verhandlungstage und, falls itn Sinne des § 5 die 
Kompetenzeinwendung gemacht wurde, nur mit der i'iinwendung gleiciizeitig 
▼OTg«braclit weiden. Die Gegenpartei ist Terpfliditet, sich besftgUeh dieses 
Ansuchens noch an demselben Verhandlungstage zu äussern; enthält sich 
jene jeder Äusserung, so wird angenommen, dass sie in die schriftliche 
Verhandlung des Prozesses eingewilligt habe. iJaä diesbezüglich aufge- 
nommene Protokoll ist mit dem ersten £xemplar der Klageschrift und den 
Orif^inalvollmachtcn der Vertreter der Parteien dnreb den Seliriftenbewalirer 
unverzüglich zu inrotulieren. 

Gegen den Bescheid, mit welchem das schriftliche Verfahren angeordnet 
oder verweigert wurde, ist ein Beknrs nicht statthaft. 

S 1'2. Bezüglich der Form und der Instruierung der Protokolle, sowie 
aach bezüglich der Manipulierung und Zustellung der Prozettsschrifteu im 
■eliriftlichen Verfahren sind die §§ 141—143, 146 und 147 des Oesetzartikels 
Liy:1868 massgebend. 

§ 13. Der trot?; richterlicher Vorladung nicht erschienene Zoage wird 
mit der nach § 206 des Gesetzartikels L IV: 1868 festzusetzenden Geldbusse 
bestraft. Im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldbosie ist totstere im 
Sinne der Bestimmungen des angeführten Gesetses in Arrest mnzawandeln. 
In diesem Falle ist der in Kechtskraft erwaeluMme Beselig beholB VoUings 
der königl. Staatsanwaltschaft mitzuteilen. 

§ 1*. Erweist sieh die Einyemehmnng Ton Saehyerstindlgen als not* 
wendig — § 1 und 30 des Gesetzartikels XVI: 1884 — so ist der Gerichts- 
hof befugt, sich behnf'^ Gutachtenabgabe an die im Sinne deä § 31 des eben 
bezogenen Gesetzartikolb organisierte, beständige Expertea-Kommission zu 
wenden, in welcliem Falle er letsterer die die Basis der Gatachtenabgsbe 
bildenden Fragen und die hierzu notwendigen Daten mitteilt. 

§ 15. Mach Beendigung des durch Zeugen und Saciiverständigc vor- 
genommenen Beweisverfahrens ist den Parteien behufs Unterbreitung ihrer 
jene Beweismittel betntf enden« Bemerkungen ein Yorhandlungstermiu von 
Amts wegen zu bestimmen. Zu diesen l-trmerknngen ist jeder Partei eine 
Prozessschrift und zur Einreichung derselben jeder Partei je ein Tag zu 
gewahren. 

§ 16. In den Prozessen, die das Urheberrecht zum Gegenstande haben, 
kann das Gericht jener Partei, die bis zur Höhe der Bereicherung zum 
Schadenersatze verpflichtet ist, bezüglich der Summe der Bereicherung 
den Sehltsnngseid znsprechen, und swar. Indem es jene minimale 
Summe der Bereicherung feststellt, unter welcher der Schätzungseid nicht 
abgelegt werden darf, und zugleich jene maximale Summe der Bereicherung 
bestimmt, zu deren Zahlung der Ersatzpflichtige verpflichtet ist, im Falle 
er den üudi zugesprochenen Sehfttsiingsdd nieht ablegt. 

§ 17. Eine Geldstrafe und im Falle der Uneinbringlichkeit derselben 
die Arreststrafe kann nur in einem diesbezüglich bedingungslos Terpflichten* 
den Urteil Terh&ngt werden. 
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§ 18. Verordnet der Gerichtshof nach § 21 des GeBetzartikels XVI: 1884 
die KonflskatioDf so bestellt er, falls eine dem g 21 entsprecbonde Verfügung 
noch nicht getroffen wurde, im Urteile zur Vornahme der Kooüskation einen 
Exmittierteii. Der Exmittierte nimmt die Kowfidcation in der Wdie Tor, 

dass er die za konfiszierenden Gegenstände konskribiert und dieselben ent- 
weder uiur r enge Sperre nimmt oder sie der Obhut eines durch ihn bestellten 
Kurators auvertraut. 

Befinden sich die zur Konfiskatioii bestimmten Gegenstände im Sprengel 
eitie'= anderen Gerichtshofes, so ist wegen Vornahme der Konfiskation der 
kompetente Gericbtshot" anzusnchen. Die Vernichtung der küiiti^ziorten 
Gegenstände — § 21 des Gcsetzartikcis XVI: 1884 ~ kann so\\-uhl m einem 
wie im anderen Falle nur nach der Inkrafttretang des Urteils auf Grund 
eines neurrlii lien An^ucbeiis der orpwinnpndlen Pnrtei angeordnet werden. 
Dieses Ansuchen kann auch im die befriedigungs weise l^xckurion betreffenden 
Genehe gestellt werden. Ist der Oeschfidiii^te geneigt, die konfiszierten 
O^enstftnde zu deren Kostenpreise su fibemehmen, so ist er Tcrpflichtet, 
seine diesbezügliche Absicht in einem nach der Inkrafttretnng des Urteils 
einzureichenden Gesuch kundsugeben. Betretts dieses Ausuehens entscheidet 
das Gerieht unter EinTemahme der Interessenten und nötigenfalb aneh von 
Experten Termittelst Bescheides. Gegen iwd gleicUautende Besehlttsse ist 
ein weiteres Rechtsmittel nicht statthaft. 

I 19. Das die Meldung zur Eidesleistung betreffende Gesuch ist in den 
der Jjilcrafttretiiiig des Urt^les, bedehnngsireise der ZusteUung des dritt- 
instanzlichen Urteils folgenden drei Tagen einzureichen. Diese Bestimmung 
erstreckt sich auch auf jene Partei, die durch einen Kurator vertreten ist; 
nichtsdestoweniger ist das Gericht befugt^ auf Ansuchen des Kurators diesem 
zum Ausfindigmachen des Wohnortes seines Knranden nötigenfalls eine 
FristerBlreckung bis zu dreissig Tap-cn r.n gewähren. 

§ 20. Die Sperre erstreckt sich auf die unberechtigt vervielfältigten, 
be2dehungsweise nachgebildeten Werke, auf die vorrätigen Exemplare und 
«nf die zur unbereditigten VervielliLtiguug oder NachbiMong dienenden, be- 
sonderen Apparate und. wenn die unbefugte Aneignunrr des rrlirberrechts 
durch die öffentliche Aufftthrung von Schauspielen, Musikwerken oder von 
Mnsikschauspielen Yerftbt wurde, aucli auf diese 5ffentliolien AnffBlirungen. 

§ 21. Bezüglich der Sperre finden die .Bestimmungen der $g 2*17 bis 
254 des Gosetzartikels LX:18S1 entsprechende Anwendung, jedoeh nnr mit 
folgenden Abweichungen. 

Die Anordnung der Sperre ist ätatthaft: 

a) wenn der um Sperre Ansuchende sein Urheber- oder Verlagsrecht 

vermittelst eines unter dem Namen des Verfassers erschienenen 
Originalwerkes oder der nach §§ 42 his 14 f^es Gesetzartikels 
XVI: 1884 vollzogeneu Begistrierung, beziehungsweise einer öffent- 
lichen oder einer Tollbewäskr&f tigen PriTatnrknnde nachweist und 
zugleich entweder die Bedrohung seiner Ansprüche im Falle der 
NichtVerordnung der Sperre nachweist oder eine nach freiem Er- 
messen des Gerichtes zu bestimmende Kaution in Bargeld oder 
in kantionsföhigen Wertpapieren (§ 42 des Qesetsartikels LX:188i) 
erlegt; 

b) auf Grund eines bedingungslos verpflichtenden er^t- oder zweit- 
instanzlichen Urteils, wenn der Geklagte eine Appellation oder ein 
Bechtfertigungsgesuch eingereicht hat, welche, beziehungsweise 
weiches auf die Exekution eine anfscliiebende Wirkung hat. 

Die Anordnung der Sperre gehört, falls der Prozess schon im Flusse 
ist, oder wenn er gleichieitig mit dem Einieiehen des Sperrgesudies an- 
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geetrengt wurde, zur Kompetenz des Prozessgerichtes, in jedem anderen 
Falle aber zur Kompetenz jenes königl. Gerichtshofes, in dessen Spreugel 
die angeordnete Sperre vorzunehmen ist. Zur Vornahme der »Sperre im eignen 
Gerichtsbereicbe bostellt der Oeriditshof entweder unmittelbar einen Ex* 
mitticrten oder sendet sich mit einem dieabezttglidieii Gtosuch an das kom- 
petente Bezirksgericht. 

Bei Vorkommen des im Punkt a) erwähnten Falles darf die Sperre nicht 
augeorduet werden, beziehuogäweise ist im Sinne des 239 des Gesetzartikels 
LX:1881 die obne EinTemahme der Gegenpartei nur 7orl&!i% angeordnete 
Sperre aufznlmbcn, wenn die Gegenpartei des um Sperre Ansutihenden an 
dem zu ihrer Einvernahme festgesetzten Termin mit einer öffentlichen oder 
einer vollbeweislcräftigen Privaturkunde nachweist, dass sie sich das auf 
Vcrvielfftltigung (Übersetzung), Nachbildung, Veröffentlichung und Vertricl», 
hezielmngsweise öffentliehe Aoffohrnng bes^liclie Beebt erworben bat. 

22. TVurde die Sperre nach den Bestimmungen der ^jegenwürtigen 
Verordnung angeurdnct, so Ist eine vorläufige Xäcitation der unter Sperre 
genommenen Gegenstände uicht statthaft. 

Wurde die Sperre bezüglich einer öffentlichen Aufführung angeordnet, 
80 bestebendie Becbtsfolgen der Sperre darin, dass die gesperrte OffratHehe 
Auffuhrung nicht vorgenommen werden darf, und ist die öffentliche Auf- 
führung über Intervention des um Sperre Ansuchenden oder des Sperr- 
kurators auf die Dauer der Sperre durch den Exmittierten nötigenfalls auch 
unter Anwendong Ton Brachialgewalt sn Terhindem. 

§ 28. Im Falle der nach den Bestimmungen der gegenwärtigen Ver- 
ordnung angeordneten Sperre sind die Parteien befugt, gelegentlich oder naeb 
Vornahme der Sperre durch ein T'hprpinknmTnen, das beim Exmittierten zu 
Protokoll zu nehmen ist, zu besiimmeu, dass die Herstellung von Verviel- 
.fSltiinmg«! und Nacbbildungen, der V^anf der Torrätigen Exemplare, be*> 
ziehungsweise die öffentliche Aufführung durch den Sperrkurator vor- 
genommen werde, und dass die nach Deckung der laufenden Kosten ver- 
bleibende Summe bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Prozesses, be- 
«iebnngsweise bis sor Anfhebnng der Sperre, durch den Sperrkorator firacbt- 
bringenid angelegt werde. 

§ 24. In den Prozessen, die aus der unbefugten Aneignung des Urheber- 
rechts entstehen, ist die im Punkte 2 und 3 des § 69 des Gesetzartikels 
LX:1881 erwähnte Prozesserneuerung von Iniu'afttretang des im Grond- 
prosesse gefällten ürtefls gerechnet, fiineriialb 6 Jahren anznetrengen. Der 
Nullitätsprozess (ij 50 des Gesetzartikels LIX:1881) ist von der Iiikraft- 
tretnng des Urteils oder vom Abschluss des Vergleiches crerechnet, binnen 
5 Jahren zu bcginuen. Ist aber die Exekution aut üruad des Drteils oder 
des Vergleiches nach Ablanf dieser 5 Jabre Torgsnenmen worden, so kann 
die Nullitätsklage noch von der Bckanntgebnng der Exekntkm gerechnet, 
innerhalb 30 Tagen eingereicht werdeu. 

§ 25. Die aiit* Grund des Gesetzartikels XVI: 1884 verhängten Geld- 
strafen fallen dem .'!;taate zugute, und sind dieselben den im § 27 des Straf- 
g^esetsbucbes erwähnten Zwecken sasnweaden. Hinslcbtlieh deren Embringnng 
sind die diesbezflglieh in Kraft bestebend^a Verurdnnngen massgebend. 

§ 26. Die im Sinne des Gesetzartikels XVI: 1884 verbftngten Freibeits* 

strafen werden durch die kijnigl. Staatsanwaltschaft vollzogen. Zu. diesem 
Behufe ist dcrsflhon das in Kraft getretene Urteil mitzuteilen. 

. ^ 27. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. JuU 1884 in Kraft. 
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Varonkiniig d«t JystiiniiiMirt vom 17. Juni 1884 »m GMtti 
vom 28. April 1884 botremNiiI das Urhoborrocht 

(Verfahren für die Stadt Fiuinc und das dazu gehörige Gebiet.) 

§ 1. In S';icheu, die da^: Urheberrecht zum Gbe^enstande ha^icn, finden, 
lall» iiu Gesetzartikel XVI: 1884 and in den nacEfo^enden Paragraphen 
keine sbweieheoden B^immmigMi f^etroffen nnd, die VorfQgiuigen der ittr 
die Stadt Fiume und di' dazu gehörigen Gebietr rorläufig zu Kittft be- 
stehende Civilprozessorduung vom 16. September 1852 Anwendung. 

§ 2. Gleichlautend mit ^ 2 der VerordnuDg vom 10. Juni 1884. 

§ 8. Oleicblautend mit § 3 der Verordniag vom 10. Juni 1884. 
Im ersten Absätze fehlt hin jedoch die Yerftlgmig iietfeffs der AnsiM der 
eiuzureicheoden Exemplare der Klageschrift. 

§ 4. Oleichlaateud mit § 4 der Verordnung vom 10. Juni 1884. Im 
er^t u Absätze ist ftii Stelle des § III des Oesetsutikels LIV:1868 der 
§ 40 der im § 1 genannten Civilprozcssordnung zu setzen. 

§ 5. Gleichlauteud mit § 5 der Verordnung vom 10. Juni 1884 bis auf 
d«n zweiten Sfttz den sweiten Absatzes. Dann folgt als nener Absatz: ,Be- 
treffs der Verhandlung der Kompetenzeinwendnng und der Boschlussfassuog 
hierüber sind die diesbezüglichen Bestimmongen der im § 1 genannten 
Cirilprozessorduang massgebend.** 

§ 6. Oleichlantend mit § 6 der Verordnung vom 10. Jnni 1884. 

§ 7. Mit Ausnahme des dritten Satzes des ersten Absatzes und des 
«^^anzen dritten Al'satzes, welche Stellen hier fehlen, gleidihiatend mit § 11 
der Verordnung vom 10. Juni 1884. 

§ 8. Bei Anordnung des schrlMehen Verfahrens bestimmt der königL 
Gerichtshof, falls die Parteien nicht anders übereingekommen sind, und 
falls der Geklagte seinen Wuhn- oder Aufenthaltsort am Sitze oder im 
Sprengel des Gerichts hälr^ zur Einreichung der Einrede eine fünfzelm- 
t^ge Frist. Betreffs der Einreichung der ftbrigen Prozessschrifton sind, 
falls die Parteien nicht anders übereingekommen «in-], <\\v dipsbfziifrlichen 
Bestimmungen der im § 1 genannten Prozessorduung auzuweudeu, jedoch 
mit der Emscliräokung, dass das Gericht bei Einreiohnug jeder Prozess- 
«tselirift der gegnerisdien Partei nnr eine einmalige Fristerstreckong zu ge- 
wShren befugt ist. 

§ 9. Gleichlautend mit § 18 der Verordnung vom 10. Juni 1884; an 
Stelle des f 206 des Gosetzartikels L IV: 1868 ist % 199 der im § 1 go* 
nannten Prozessordnnng zu setzen. 

§ 10. Gleichlautend mit § 14 der Vt-rrirdnun? vom K». bini 1884. 

§ 11. GleichlautPnd mit § 15 der Verordnunj^ vom 10. Juni 1HS4 bif 
auf den zweiten Satz, an dessen Stelle folgende Worte zu setzeu sind; „Die 
Verhandlung ist womöglich noch an demselben, spfttestens jedoch am naebsten 
Verband lungstage zu beenden." 

§ 12. Gleichlautend mit 16 der Verordnung vom 10 Jmn 18H4. 

§ 13. Gleichlautend mit § 17 der Verordnung vom 10. Juni 1884. 

§ 14. Oleichlantend mit § 18 der Verordnung vom 10. Juni 1884; an 
Stelle der Worte ^falls dne dem § 21 entsprechende Verfügung noch nidit 
getroffen wurde" ist zu setzen: „falls deren (<\. h. der Konfiskation) Gej^^en- 
stände noch nicht unter eine schon früher angeordnete Sperre genommen 
wnrden« ($§ 15 bis 18). 

§ 15. 0leieblantend mit § 20 der Yerordoong vom 10. Jnni 1884w 

§ 16. Dieser Parag-rajli enthält folgende Abweichungen von § 21 der 
Verordnaog vom 10. Joni 1884: 1) Im ersten Absätze wird an Stelle der 
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§§ 237 bis 254 des Gesetzartikels LX:18dl die Anwendung der Verföpingen 
des XXI. Kapitels der im § 1 ffenanoten Civiiprozessordnaog Terfügt; 2) im 
swoiten Absätze fehlt der stweite Satz; 3) Im fttnften Absatse ist an Stelle 
des § 239 des Qesetzartikels LX:1881 der S 480 der im | 1 genannten 

Prozessordnnng zu Rotzen. 

§ 17. Wurde die Sperre im Sinne der gegenwärtigen Verordnung an- 
geordnetf so ist die Anwendnng des § 485 der im § 1 genannten Prozess« 
Ordnung nicht statthaft, — Der zweite Absatz ist mit dem zweiten Absätze 
des § 22 der Verordnung vom 10. Juni 1884 gleichlautend. 

§ 18. Gleichlautend mit ^ 23 der Verordnung vom 10. Juni 1884. 

I 19. In Prozessen, die ans der unbefugten Andgnung des Urheber- 
rechts entstehen, ist das Ansuchen um Wiederherstellung des früheren Zu- 
Standes (restitutio in integrum) auf Grund neuer Beweise vom Inkrafttreten 
der im Grund prozesse gefiillten Urteile gerechnet innerhalb 5 Jahren om- 
znreicben. 

? 20, Gleichlautcud mit 5; 25 der Verordnung TOm 10, Jani 1884) mit 
Ausnahme d(3s zweiten Satzes, der liier fehlt. 

gl 21 und 22. Gleichlautend mit § 26, beziehungäweige § 27 der \'er- 
ordnnng yom 10. Juni lB8k 

Verordnung des Ministers für Ackerbau, Industrie und Handel 

zum Gesetz vom 
26. April 1884 betreffend das Urbeberrecht 

(Anmeldnngs-BegiBter.) 

§ 1. Das Begister, dessen Muster-Formularien den eif^Lnzenden Bestand- 
teil gegenwärtiger A'^erordnung bilden, besteht aus zwei Teilen. Der erste 
Teil dient zur Eegistriening der auf den Schutz des Übersetzungsrechts 
abzielenden Anmeldungen; der zweite TeU dient zur Begistriening der An- 
meldungen, welche den Scliutz jener Verfasser und deren Rechtsnachfolger 
zum Ziele haben, deren Werke pseudonym oder anonjm ersoJüeuen sind, be- 
ziehungsweise öffentlich aufgeführt wurden. 

$ 2. Die Anmeldungen müssen folgende Daten enthalten; 

I. Jene Anmeldungen, wr-Ic]:e das Übersptzm][:<?recbt zu schützen be- 
rufen sind; 1. den Namen, Charakter und Wohnort des Anmelden- 
den; 2. den vollständigen Titel des Originalwerkes, die Angabe 
der Bände und Seitenzahl; S. Angabe des Ersterscheinungsjahres 
fins Ori:!:inalwerkest 4. den Nnmen, T'liarakter und Wohnort des 
Verfassers; 5. die Bezeichnung jeuer Sprache (Sprachen;, bezüglich 
welcher das ÜbersetzungBrecnt Torbehaltw wurde; 6. Angabe 
daxtber, wann die Übersetzung a) begonnen, b) wann sie be* 
endet wurde. 

II. Jene Anmeldungen, welche den Schutz der pseudonym oder auoDjrm 
erscbienenen, t>mebungBweise OifentUch aufgeführten Weifee zum 

Ziele haben (§§ 13, 55, 65 des Gesetziutikcis XVI: 1884): 1. den 
Namen, Charakter und Wohnort des Anmeldenden: 2. den voll- 
ständigen Titel, Art und präcise Bezeichnung des ÖriginalwerkeSf 
sowie bei litterarischen und musikalischen Werken die Angabe 

dcrZ ihl der Bände oder Hefte und der Seiten; 3. die Tiozeichnung 
des Jahres des ersten Erscheinens oder der Erstaufführung des 
Originalwerks. Bei Schauspielen oder Musikwerken ist auch der 
Tag der ersten öft'ent Heben Aufführung anzumelden; 4. das 
Psetidoiivm (?L's Verfasser^! oder An'T'nbc dessen, dass das Work ohne 
Angabe des .Namens des Yeriassers erBchieueu ist oder öffentiieh 
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\'erf.iss de.s Werkud. 

§ 8. Gelegeutiich der Anmeldang ist je ein Exemuiar des Original- 
werkes und der Übereetsnog', bei GegemitSndeii der bilaenden Ktlnete die 

Photographie des Werkes bei dem Ministerium für Ackerbau, Industrie und 
Handi^l zu hintorlegon, wor&ber dem Anmeldendeii eine Empfangsbestätigung 

ausgeliüudigL wird. 

§ 4. Alle im Eegister erfolgten Kiutragangen werden in dem darch 
das Ministerinm t'iir Ackerban, Industrie und Handel herausgegebenen 
„Kf^tzpouti firtesitö** » Amtliche- Orfran des Afinisteriums für Ackerhan, In- 
dustrie und Handel), bezügUcli jener Werke jedoch, weiche anf dem Gebiete 
Ton Kroatieii und SÜftronieii erschienen sioo, sowie solcher, welche durch 
nach Kroatien nnd SlsTonien zuständige PersonMi im Auslände herausgegeben 
wurden, ausserdem noch in dem in Agram erseheinflnden, ,Narodne Nome^ 
betitelten Blatte ver«fFentlicht. 

§ 5. Diejenigen Aumeldungen, welche auf die in Alinea 8 des § 44 
des Gesetzartikels XVI: 1884 erwähnten Werke Bezog haben, können auch 
aiif dem Wege der kroatisch-slavonisclien Landesregirrun^ i^rm Ministerium 
für Ackerbau, Industrie und Handel unterbreitet werden. Anmeldungen 
dieser Art werden uach ihrer bei dem Ministerium für Ackerbau, Industrie 
- und Handel erfolgten Übersetzung in diesem Wortlaut im „Központi firtesitö* 
veröffentlicht nnd werden nnch ihrer Veröffentlichung: im Original- ^owip die 
amtUchen Kopien jeuer Anmeldungen, welche durch nach Kroatien und 
SlsTonien zuständige Personen bei dem Ministerium fär Ackerbau, Industrie 
nnd Handel unmittelbar gemacht werden, ebenfalls nach ihrer Veröffentlichung 
mit der Kegistriorungsklauoel Tersehen, Ijelnifs ihrer Veröffentlich un{]r im 
^Narodne Novine'^ betitelten Blatte der kroatisch -slayonischen Laudes> 
legiemng abermittelt. 

§ 6. Ffkr die Ausstellvng von Auszügen ans dem Register Innn keinerlei 

Taxe gefordert werden: nur werden jene Auszüge anf Kosten der dämm 
Ansuchenden mit einem 50 Kreuzer-Stempel versehen. 



Uruguay. 

Bürgerliches Gesetzbuch von 1868. 

Art. 443. Die firseuguifise des Talents nnd des Geistes sind das Eigen- 
tum ihres Urhebers. Dieses Eigentum wird durch besondere*) Gesetze 
geregelt 

Venezuela* 

Gesetz vom 17. Mai 1894 über das geistige Eigentum. 

Art. 1. Hinsichtlich der Wirkuug gegenwärtigen Gesetzes und gemäss 
den Hechten, welche dasselbe bestätigt und schätzt, wird als Urheber jeder 
bezeichnet, der ein wissenschaftliches, litterarisches oder künstlerisches Werk 
verfasst hat. Wer in einer andern bestimmten Sprache das, was in einer 
Origiualkomposition oder einem Originalwerk ausgedrückt oder geschrieben 
ist, ansdrllekt, wird Obersetzer genannt. 



*) Bittier uicm «rhiMen, 
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Art. 2. Das Recht, welches jeder Urheber an dem Werk seiner Arbeit 
besitzt, ebenso wie das durch die Übersetaer an den uliersetzten Werken 
od«r RompiisitioDM erworbene Beeht, bilden das geistige Eigi*ntaRi, wdebes 

wie jedes andere Eigentum heili|r und unverletzlich ist und den Bestimmungen 
des gemeinen Rechts uuterÜP'^f, mit dem alleinigen Vorbelia\( der durch 
das Gesetz festgesetzten Beschränk ungen. 

Art. 3. Bas Eigentumsrecht an einem Origiaalwerk gehört gesetzmassig 
dem Urheber und, wenn es sich um ein übersetztes Werk handelt, dem Über- 
setzer, vornn^^esrtzt dass dem keine ?oriier bestehende iotematioiiale Über- 
einkunft tutgegeosleht. 

Art. 4. Das Et^ntnmsredit ist semer Nttur naeh Ton nnliefleliriaktef 
Dauer; dasselbe ffeuessen kraft des gegenwärtigen Gesetzes 1. die Urheber 
hinsichtlich ihrer Werke; 2. die Übersetzer hinsichtlich ihrer Übersetzungen; 
3. diejenigen, welche Originalwerke oder Übersetzungen mit Erlanbnis und 
Zostimmvog ihrer Eigentümer nmarbeiten, kurzen, yerrieif&ltigen oder Aus- 
züge ans denselben anfertigen : 4. die Verleger von unveröffentlichten Werken, 
welche keinen bekannten Eigcutümcr haben, solange dieser seine Ecchte 
nicht auf gesetzmässige Weise geltend gemacht haben wird; 5. diejenigen, 
welche den Besitz und das Eigentum eines wissenschaftlichen, lltterarischea 
ndor künstlerischen Werkes diirrli Kauf oder jeden lindern den Besitz über- 
tragenden Reclitstitel erwerl»en; ti. die Krben und Rechtsinhaber der vor- 
genannten Kigentunier und 7. der Staat, wenu der Eigentümer ohne gesetz- 
mlssige Erben zu bintcrhissen stirbt. 

Art. 5. Das geistige Eigentum ist durch Yerträge unter Lebenden 
übertragbar, und das verausserte Werk gehört dem Erwerber fortdauernd, 
Toransgesetzt dass bei der Eigcutumsübertragung die durch das gemeine 
Becht Mstgesetsten Bestimmungen imd Förmlichkeiten beobachtet worden sind. 

Art. 6. Der Urheber eines wissenschaftlichen« litterarischon oder künst- 
lerischen Werkes hat das alleinige Recht, dasselbe in jegliclier Weise und 
gemäss den durch das Eecht bestätigten I^litteln her?orzubrmgcu and zu 
Tervielfftltigen oder dessen Vervielfältigung gutznheissen. 

Art. 7. Der ürhcbei; eines wissenricbaftlicben oder litterarischen Werkes 
besitzt das Becht, die Übersetzung desselben zu Teranstaiten oder gaU 
znheissen. 

Art. 8. Wenn ein Werk in Mitarbeiterschaft von zwei oder mehreren 

Urhebern hervorgebracht worden ist, f^ehören Hcsit:/, und Ei>2:entuin hinsicht- 
lich desse'ben mangels gegenteiliger Übereinkunft allen Mitarbeitern und 
ihren betreifondcn Rechtsiuhaberu zu gleichen Teilen. Jeder Miteigentümer 
kann in seinem Namen jeden, der seinen Rl lit u Abbruch tbut, gerichtlich 
verfolgen nrj] seine Klage vor den Gericbi ^li fYn der Republik durch nach 
Anhörung der Parteien gcffllltcs Urteil entscheiden lassen, 

Art. 9. Niemand darf Werke anderer ohne die vorherige Zustimmuug 
ilires CTrhebers oder BlgentOmers TeiOifentUehen, selbst wenn sie Ton An- 
merkungen, Erklärungen und Hinznfügungen, welche die vorhergehende Aas- 
gabe verbessern würden, begleitet wären; hingegen dürfen Kommentare, 
Kritiken und Anmerkungen über ein beliebiges Werk veröffentlicht werden, 
TOfausgcsetzt dass nur die fttr den yerfolgten Zwedc notwendigen Bmch- 
stttcke oder Texte eingefügt werden. 

Art. 10. Hinsichtlich der Kunstwerke und im besonderen der muj^i- 
kalischen Werke wird jede das Original fälschende Vervielfältigung oder 
Kopie als ein Emgriff in die durch gegenwärtiges Gesetz bestätigteu Reehte 
betrachtet und bestraft. JJm ein Werk anderer in gleichen oder anderen 
Ausdehnungen kopieren oder vervielfältigen zu k ^uen, ist die vorherige Er- 
mächtigung seines Urhebers oder seiner Rechtsinhaber erforderlich. 
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Art. 11. "Der Verlpsrcr eines anonrnieii oflrr p^^frif^onTmon Werkes wird 
dafür angesehen, als sei er der Urheber desselben, jedoch vorbehaltlich der 
Bechte des dritten, welcher bei gesetsm&ssiffem Nachweis, dus er der Ur- 
heber des hittvorgebrachteu Werkes sei, wieder in Besitz des Beclits tritt, 
weiches ihm gesetzraäsaig gehört. 

Art. 12. Der Übersetzer eines Werkes hat hur Becbt und Eigeatum 
seiner Cberaetsnng, ohne sieh dem widersetoen sn können, dass andere das- 
selbe Werk übersetzen. 

Art. 13. Wer au! gesetzmässiore W^ise ein wissenschaftliches, littera- 
risches, musikalisches Werli, ein Werk der Maierei, BUdhaaerei etc. erwirbt, 
darf dasselbe in keiner Weise zun Zweek der Herausgabe oder Yerriel- 
fä tigQD^ ohne dio TOfherige ZnsUmmnng des Urhebers oder s^er fieehts- 
inhaber abändern. 

Art. 14. Das geistige Eigeiuum erstreckt sich hinsichtlich der wissen- 
schaftlichen und litterarischen Werke auf alle gesprochenen oder geschriebenen 
Kundmachungen der Gedanken undumfasst sonach nicht nur herauMgekornincnr 
Werke und kleine Erzeugnisse, sondern Schriften jeder Art; es ist infolge- 
des>en verboten, ohne Ermächtigung des Urhebers als Broschüre oder in 
anderer Form zu veröfTenilichen : 1. mundliche Vorlesungen oder Vorträge 
einer bcliebi},^cn Person, Imndh r?^ ^ich nm T.f hrvorträgn ofler cinfachp 
Beden; 2. die Tor irgend einem Gerichtshof oder Tribunal seitens eines 
Bechtsanwalts oder Vertreters rorgebraehten gerichtliche Sehrütstttcke oder 
gehaltenen Heden und 3. parlamentarische, akademisehe oder andere irgend 
einer Art der Beredsamknit zngehörende Reden; erstere können jedoch in 
den „Diariiis de Debates'' der gesetzgebenden Kammern oder in den politischen 
Zeitungen nnd die anderen Beden m diesen selben Zeitungen abgedrnekt 
werden, ohne duss die vorherige Ermächtigung des Urhebers erforderlich ist. 

Einziger Paragraph. Diese Bestimmung berührt keineswegs die den 
Gerichtshöfen und iVibnnalen zustehende Befugnis zur Ausfertigung von 
Abschriften oder Origiaal-Akt«-nstttcken. 

An. 15. Die Urheber der Schriften oder Reden, von welchen im yor- 
hergeheuden Artikel die Rede ist, können dieselben veröft'ent liehen oder in 
losen Blättern oder in der ihnen zusagenden Form veröffentlichen. 

Art. 16. Wenn ein litterarischeM oder künstlerisches Werk in einem 
Theater odf-r beliebigen öffentlichen Ort ohne die Bewilligung des Urhebers 
oder Eigentiimers dargestellt oder aufgeführt werden soll, kann dieser unter 
Klageeinreichung bei der ersten Staatsbehörde des Ortes um Inschutznahme 
seiner Bechte eiokommen; die Behörde lässt die Durstellung oder Aufführung 
aOflSetzen, voransgesetzt dass der Beklamirendo den Einspruch rechtfertigt. 

Art. 17. Wenn die Darstellung oder Aut'fühnmg des Werkes trotz des 
Verbots stattgefunden hat, fallen daraus gezogene Sntrittsgelder oder der 
Gesamterlos dem Eigentüroer des Werkes SU» md die Behörde wird ihm 
selbige übergeben nach yermittelst kurzen und snniinimscfaen Verüahrens 
erfolgter Einforderung. 

Art. 18. Der Urheber oder Eigeutttmer einer dramatischen oder musi- 
kalischen Komposition hat die Befugnis, von dem hierzu Verpflichteten das 
Ergebnis der Darstellung odfr Aufführung seines Werkes in einem Thentf^r 
oder üfifentlichcn Schauplatz zu beanspruchen und sich ^n diesem Zweck nach 
den Bestimmungen des gemeinen Rechts zu richten. 

Art. 10. i l'nr^tr'lhing eines lyrisch-dramatischen Werkes als Schöpfung 
der Alitarbeit des Urhebers des Textbuchs und desjenigen der Musik kommen 
mangels gegenteiliger Übereinkunft die erhaltenen Eintrittsgelder oder der 
Erlds den Eigentümern des Werkes je zur Hälfte zu. 

Art. 20. Wenn p=? sich um durch Mitarboit gescliaffene lyrisch- 
dramatische Werke handelt, kann sowohl der Urheber des Textbuches, als 
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derjenige des musikalischen Teils den Teil des Werkes, dessen Schöpfer er 
ist, für sich dracken und verkaufen; im musikalischen Teil kann jedoeh der 
xam. Gesangs gehOfende Text hinziigflfflgt werden. 

Art. 21. Im Hinblick auf die SchutzffcwJlhning: der durch p-errr nvrärtige? 
Gesetz bestätiijtcn T^echte und darauf, dass jede IS^achmachung rechtmässig 
verfolgt werde, wird ein Register oder Verzeichnis «geführt, in das Nameu, 
Vornamen und Wohnort des Urhebers oder (Tbcrsetzers und die anderen 
nachstehend angegebenen Bedingungen nnd Förmlichkeiten eingeeehrieben 
werden. 

An. 22. I>as Verzeichnis, von welchem im vorhergebenden Artikel die 
Rede ist, wird dadurch aufgenommen, dass im Bureau dee Gouverneurs los 
Bnndesdistrikts und in jedem der Bureaus der Siaatsprüsidenten ein Register 
geiübrt wird, in das iu ehronologiFcher Reihenfolge die dem betreffenden 
Bureau »folge diesfB Gesetzes vorgelegten wissensdiaftlichen, Htterariflehea 
nnd künstlerischen Werke eingeschrieben werden. 

Art. 23. Vorerwähntes Regi-^tcr oder Vcrzeielinis wird von jedem 
Bureau in ein Buch eingeführt, das gebunden, paginiert und vom Staats' 
prftsidenten, den dies betrifft, und vom Oonvemenr des Bnndesdistrikts 
unterzeichnet ist. 

Art, 24. Die Eintragung eines Werkes in das Register soll folgende 
Angaben hervorheben: 1. Xilamen, Vornamen und Wohnort des Antragstellers; 
8. Titel des Werkes; 8. Namen und Vornamen des Urhebers, t^bersetsers, 

üraarbeiters etc. ; 4. Drackort und Drnrlijrtlir; 5. Auflage, nandcza Iii, Format 
und Seitenzahl und alle nndcren Nachrichten, die nach dem Erachten des 
Beteiligten einzutragen sind, um seine Rechte besser zu sichern. 

Art. 25. Um die VorieUe gegenwärtigen Gesetzes geniess^ nt könneo, 
mn?; der Urheber oder Übersetzer des Werkr^^ ntler sein gesetzmassigcr 
Rechtsinhaber, ehe das Werk gedruckt, gestochen oder lithographiert wird, 
an den Gouverneur des Distrikts oder den betreffenden Staatspriaidenten 
ein Gesuch richten, mit dem der Titel des Werkes oder der Komposition 
eingereicht wird, und in welchem dessen oder deren Eintragung, sowie die 
Ausstellung eines Patents zur Sicherung des ihm gesetzlich zustehenden 
Urheberreditt nachgesucht wird. 

Art. 26. Naeh Empfang des Gesneks iBsst der Prftsident oder der 

Gouverneur in seiner Gegenwart den Antragsteller schworen, dass fragliches 
eingereichte Werk, wenn es Original ist, oder die eingereichte Übersetzung 
weder im Inland noch im Ausland vorher gedruckt, gestochen oder littio* 
grapbiert wurde; nach Ableistung dieses Eidos wird der Titel in die im 
Art. 21 erwähnte Liste eingetragen. 

Art. 27. Nach rfolgter Eintragung stellt der Präsident oder Gouver« 
nenr dem Antragsteller ein mit dem Staatssiegel oder dem Siegel des 
Distrikts des Gouverneurs versekenes Patent naekatehenden WortUnts aus: 
«Iclif N., Gouverneur des Bundesdistrikts oder Präsident des Staats (folgt 
Name des Staats) thue kund, dass (folgt Name des Antragstellers) vor mir 
erschienen ist, behufs Nachöucüuug des ausschliesslichen Rechts, ein ihm 
oigentflmliches Werk, dessen folgendermassen lautenden Titel (folgt Titel 
des Werks) er diesem Bureau eingereicht hat, zu veröffentlichen und zu 
verkaufen, und dass ich ihn, da er den durch das Gesetz über das rreistige 
Eigentum vorgeschriebenen Eid geleistet hat, in Besitz des durch vorerwäliutes 
Gesetz gewäfirten Beehts setse. Gegeben (folgt Ort und Datum der Aus- 
stellung des Patents und darunter die Unterschrift des Priaidenten oder 
Gouverneurs, gegengezeiclmet vom betreft'enden Sekretär)". 

Art. 28. In das in Caracas oder jeder Staats -Hauptstadt geführte 
Register oder Versseichnis werden ausser den Titeln der tiobriftwerke die* 
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jcnigen der Stiche, Lithographien, archittiktuiuschen Pläne, geographi^chea 
Karten oder jeder andere Kmist, hinsiebtUeh welcher der Schutz gegen- 
wärtigen Gesetzes nachgesucht wird, eingetragen. Am Fuss dieser Werke 
soll folgender Vermerk nn^ebracht werden „Gesetamjlasig eingetrageii*^ und 
darunter die Signatur der betreffenden Behörde. 

Art. 29. Das Patent, welches die dweh gegenwärtiges Gesetz gewähr- 
leisteten Hechte schützt, soll auf die "Rückseito des den Titel des Werkes 
enthaltenden Blattes gedruckt werden nad mnss wenigstens viermal in der 
Gacetii Oficial veröffentlicht werden. 

Art. 30. Irgend welche Abgabe oder Steuer wird für die BintrAglliig 
eines Werkes in das Register und für die Ausstellung des Patents, von 
welchem in den vorhergehenden Artikeln die Rede ii^t, nicht bezahlt; das 
Patent muss jedoch auf vorschriftsmässigem Stempelpapier ausgefertigt werden. 

Art. 31. Der Eigentümer des Werkes soll dem Eintoag^ngs-Bnreau 
secli? Kxem|<l!fre ilesselbeu überleiten. Kines dieser Exemplare bleibt auf 
genanntem Bureau hinterlegt; die andern werden an das Miüisteriom des 
5ffait]ieheB Unterrichts gesandt. 

Art. 82. Dm zum Nachteil des geistigen Eigentums begangene Ver- 
gehen 'ler Fälschung wird nach dem Strafgesetzbuch bestraft; solches Ver- 
gehen bildet Jede gegen besagtes Eigentum gerichtete betrügerische Handlung 
oder jeder dagegen gerichtete hetrügeriscbe EiogHif; infolgedessen sind auch 
diejenigen schuldig, welche wissentlich nachgemachte oder gefälschte Werke 
verkanfen, 7,um Zweck des Verkaufs auf Lap^er halten oder in das Land 
einführen. Die Verantwortlichkeit des begangenen Vergehens ruht an erster 
Stelle anf demjenigen, weldier als Urheber des Betrags erseheint ttnd 
mangels eines solchen auf dem Yerlf^r nnd Drncker, sonrn sie sidi nicht 
über ihre Unschuld ausweisen. 

Art. 38. Wer das geistige Eigentum fälscht oder sich widerrechtlich 
aneignet, unterliegt, neben der aus der Straf handlung gemftts dem Gesetz 
herrührenden Strafbarkelt, der Beschlagnahme oder Eiubusse der nachge- 
machten Werke oder rregrnstände, deren sämtliche Exemplare dem dem 
Betrug ausgesetzten Eigentümer fibergeben werden; die zur Ansttbting des 
Vergehens benutzten Platten, Formen, Matrizen und anderen Werkzeuge 
werden duroli Ji n Im treffenden Gerichtshof ausser GeTiraueh gesetzt. 

Art. 34. Aiä erschwerender Umstand vorerwähnten Vergehens wird 
jede Hnndhmg erachtet, die dm bestiamt ist den Betro« thefdies m 
verbergen, wie Titeländerung des Werks oder verSndemng des Textes In 
Hinsicht auf die Veröffentlichung. 

Art. 3&. Alle Übertretungen gegenwärtigen Gesetzes können durch die 
Tribonnle oder Gerichtshofe anf YerJaogen der geschädigten Person oder 
der geschädigten Personen, weiche gleichzeitig eine GtfÜ- nnd Kriminalklsge 
anstrengen können, verfolgt werden. 

Art. 36. Nach Anstrengung besagter Klagen und im Lauf der Ver- 
handlung scdl der mit d«r Angelegenhdt hetrante Richter oder Geriehtshof 
stets zwei sachverständige Personen ernennen mit dem Anflrnf:, die Werke 
oder Gep:ei]stände, welche sie als nachgemacht betrachten, zu beschreiben 
und prüien und iiir Urteil abzugeben. 

Art. 37. Die Regierung der Republik kann mit den befreundeten 
Nationen die Vortrilrrr of^r-r Abmachungen abscbliesseu , welche ihr auj 
meisten zur GeltendmachuDg der Grundsätze, auf welchem gegenwärtiges 
Gesetz aufgebaut ist, geeignet erscheinen, ohne jedoch jemals Rechte zu oe- 
willigen, welche die seitens der Gesetzgebung der Republik zu Gunsten des 
geistigen Eigentums f^ewährleisteten lihcrsrhreitet oder ändert. 

Art.ää. Besitz and lugcntum nachgelassener Werke gehören den Erben oder 
Reehtäihnbeni ihrer Urheber; als nachgelassene Werke kOmien diejenigen be- 
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trachtet werden, welche der Crhfber umgearbeitet, vermehrt, mit An- 
merkongeu versehen und berichtigt biaterlässt, als Verbefiserang der 
früheren Erzeugnisse. 

Art. 39. Das Gesetz vom 12. Mai 1S87 Uber das geistige Eigentum 
wird aufgehoben. 

Strafgesetzbuch von 1897. 

Art. 801. Wer zu Handelszweckeu (HiBteawerke oder OeweriM-Erseug- 

nisse, die nachgemachte oder veränderte Unterscheid ungs-Naroen, -Harken 
oder -Zciclien oder Unterscheidungs-Nameu, -Marken oder Zeichen, welche 
eine Irreführung des Käufers hinsichtlich des Ursprungs oder der Be- 
schaffenheit dieser Gegenstftnde zulassen, in das Land eingeführt, zum Ter« 
kauf gesteilt oder auf irgend weiche andere Weise in Umlauf gebracht hat, 
verfällt, wenn das Eigentum der Werke, Namen, Marken oder Zeichen, um 
welche es sich handelt, in Venezuela gcsetzmässig eingetragen ist, einer 
Oefängnisstrafe tob ein bis zwölf llonaten nnd einer Geldbnsse ron 60 bis 
2000 BoÜTars. 



Vereinigte Staaten. 

Verfassung von 1787. 

Art. 1, Sekt. 8. Der Kongress soll die Macht besitzen: . . . den Fort- 
schritt (i r Wissenseli.if* und nttt/licluni Künste dadurch zu fördern, dass er 
den Urhebern und Erlindern für begrenzte Zeit das aussclüiessUche Becht 
an ihren betreffenden Schriften und Entdeckungen sichert. 

Kongress-Gesetze 

nach dem Text d. r Revidierten Statuti n, Titel HO, Kapitel U, Sekt. 404R 4:^70, 
vom 1. Dezember 1878 mit den (in Ktirsiüschrifi gmetzten) Abänderuni^en 
der besetze vom 18. Juni 1874, 1. August 1882, :i. Mär/ 1891, 8. März 1893, 
19. Januar 1895* 2. Uarz .1895, 6. Januar 1897, 19. Febraar 1897, 8. Mftrz 1897. 

Sekt. 4948. Alle Urkunden und sonstigen Gevenstfiiide, welche auf 

Urheberrechte Bezug; haben und nach dem Gesetz aufzubewahren sind, sollen 
unter der Kontrolle des Knn'^ress-Bihliotiiekars stehen und in der Bibliothek 
des Kongresses behalten und aufbewahrt werden. 

(Gesetz vom 19. Februar 1807:) . . . Bewilligt dreitausend Dollars 
für den Urheberrechts- Regiatrator. der vom 1. Juli 1897 an anter der 
Direktion nnd Oberaufsicht des Kongress-Bibliothekarfi alle auf r>- 
heherrechte bezüglichen Obliegenheiten verrichten soll, ferner dem 
SehatxnMister wöehvnüieh» Einzählungen leisim nnd atm SehaiZ' 
meisier und dem Kongress-Biblinthekar monatliche Berichte erstatten 
soll, auch dem Kongress-Bihliothekar für die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Pflichten mit der Summe von zwanzigtauaend Dollars unter 
genehmigter BärgsehaftssieUung Unterpfemd bieten aoU. 

Sekt. 4949. Das für das ISnreau des Bibliothekars des Kongresses vor- 
geschriebene r^iegel soll auch hierfür das offizielle Siegel sein, durch welches 
alle Urkunden und Akten, die durch das Bureau ausgestellt werden ond 
als Beweise dienen sollen, zu beglaubigen sind. 

Seki. 4930. (Gesetz mm 19. Februar 1897:) Der KongresS' 
Bibliothekar soll vom. /. Juli ISO/ an für die gewissenhafte Er^ 
füllung seiner gesetzmässigen Fßichten ein an den Staat zahlbiirta 
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Unterpfand im Betrage von zwanzigtausend Dollars unter vom 
Sehatzsekretär gfucJunigifr Jiärgschaftssfellung hiden. 

Sekt. 4^01. Der Kongress-Bibliothekar soll Anzahl uud Beschreibung 
der geschlitzten YerQfreBtlichnngen, welebe im Lavfe des Jahres eingetragen 
worden sind, in einem jährlichen Bericht dem Kongress mitteilen. 

Sekt. 4952. (Gesetz vom .?. März ISO l :j Der Urheber, Erfinder, 
Zeichner oder JSigeniämer irgend eines Baches, einer Land- oder Üee' 
karte, eine» dreanatieehen oder musUtaiieehen Werkee, einee Stiohee, 
Holzschnittes oder irgend welcher Abbildung^ einer Photographie oder 
eines yegativs derselben, eine^ Gemäldes, einer Zeichnung, eines 
(Jhromos, einer Stcdue oder BUdhauerarbeit und von Modellen oder 
Entwürfen, welche aie Werke der eeh&nen K&mte emegefährt werden 
sollen, ebenso TestamentsvoUstreoker, Administratoren oder Rechts^ 
Vertreter einer solchen Person, die den Verfügungen dieses Gesetzes 
rutehgekommen sind, haben das aüeinige Recht, die betreffenden Werke zu 
dra&ken, nmuadrucken, zu verSffmUichen, fertigznateuen, zu kopieren, 
aufzuführen, zu voUercfen und zu verkaufen, auch, wenn es sich am ein 
dramaiisches Werk handelt, solches öffentlich imfzuführen oder dar- 
zuteilen, oder ea durch andere aufführen oder darstellen zu laaeen. 
Ferner haben tUe Urheber oder deren Rechtsvertreter das ausschliess- 
liche Rerht, irgend eines ihrer Werke, für welche das Urheberrecht 
nach den Gesetzen der Vereinigten Staaten erlangt worden ist, zu 
dramatiBi^ren nmf zu Ubereeizen, — (Oeaetz Dom 18. Juni 1874:) In 
der Atislegu7ig illfsrs fJrsrtzes beziehen sich die Ausdrücke ,Sfich' , 
..Holzschnitt" , ^Abbiidun;/' nur auf bildliche Darstellungen oder Werke 
der schönen Künste, und keine Drucke oder Etiketten, die zum Ge- 
brauch für irgend ein anderes Industrieerzeugnia beatfynmt sind, sollen 
nach dpm Urheberrechtsgesetze eingetragen trerden, sondern können 
im Patentamt registriert werden. Der Chef des Patentamts wird 
hiermit beauftragt, die Eintragung oder Registrierung aoleher Drucke 
oder Etiketten zu beaufsichtigen und zu überwachen, gemäss dien ge- 
spfzlichen Vorschriften über Urheberrecht an Drucken, ausgenommen, 
dass für die Eintraguna des Titels irgend eines solchen Drucks oder 
einer Etikette, die nieM HamMamariBe iai, aeeka DoUara xa zahlen 
sind, was die Spesen der Ausfertigung einer Abschrift der Eintragung 
nUt dem Siegel des Chefs des Patentamts an den Deklaranten decken solU 

äekt. Wq^, Urheberrechte sollen für den Zeitraum Ton achiuoUz wanzig 
Jahren Ton der Zeit der Eintragung des Titels in der hiemaebstebend ton 
geschriebenen Weise an bewilligt werden. 

Sekt. 4954. (Gesetz vom 3. März 1891:) Dem Inhaber, Erfinder 
oder Zeichner, wenn er noch am Leben ist, oder im Todesfalle seiner 
Wittwe oder aeinen Kindern soll dasselbe auaaohlieaaliehe Beoht für 
einen weiteren Zeitraum von vierzehn Jahren erneuert werden, wenn 
der Titel des so geschützten Werkes oder die Beschreibung des so ge- 
schützten Erzeugnisses ein zweites Mal eingetragen und aUen aonat^fen 
die erstmaligen Urheberrechte betreffenden Voraohriften innerhalb 
sechs Monaten vor Ablauf des ersten Termins entsprochen wird. Auch 
soll solche Person innerhalb zwei Monaten voni Datum bescigter Er- 
nememnff ab eine Abachrift der Eintragung hiervon in einer oder 
mehreren, in den Vereinigten Staaten gedruckten Zeitungen vier Woohen 
lang veröffentlichen lassen. 

Sekt. 4955. Urheberrechte sollen vermittelst irgend eiu er geschriebenen 
Urkunde gesetzlich übertrajgbar sein, und s(>l( lio Übertragaug soll im Bureau 
des Kongressltibliothekars iniierluilb -rdi/i^r Tagen nacli seiner Ausführung 
eingetragen werden, widrigenfalls dieselbe gegenüber irgend einem ohne 
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KeüutDisgabe gelassenen späteren Käufer oder Pfandglftubigcr für gleich- 
wertige GegenlBistmig nngQltig sein soll. 

Sekt. 4956, {Oeaefz vom 3. März 189t:) Niemand hat Anspruch 

auf 0in Urheberrecht, wenn er nicht 

an oder vor dem Tage der Veröffentlichung in diesem oder 
einem fremden Lande eine gedruckle Kopie des Titels des 
Baches, der Landkarte, Seekarte, des dramatischen oder 
mn^iJcalifirhrn Wrrlces, des Siiches, Hol ^srhnittes, der Ah~ 
bildungj l^Uotoyraphie oder des Ghromos^ oder eine Beschrei- 
bung dea Gemäldesy der Zeichnung, der Statue, der BitdhaaeT' 
arbeit oder ein Modell oder einen Entwurf für ein Werk 
der schönen Künste, an welchem er ein Urheberrecht wünscht, 
auf dem Bureau des Kongressbibliothekars abliefert*) oder 
der PoBt innerhalb der Vereinigten Stedten unter der Adresse 
des KongressbWlicihekars zu Wushington, Distr, Colnmbia, 
übergiebt; 

wenn er nicht ferner j spätestens am T'age der Veröffentlichung 
in diesem oder einem fremden Ltmde, zwei Exemplare eines 
solchen zu schätzenden Erzeugnisses {Bach, Landkarte, See" 

karte, dramatisches oder musikalisches Werk, Stich, Chromo, 
Holzschnitt, Abbildung oder Fhotc^raphie) oder, wenn es sich 
um ein Gemälde, eine Zeichnung, aiatae, BildhaaerarheU, ein 
Modell oder einen Enfrrarf für ein Tl^^ric der schönen Künste 
handelt, eine Fhotograpliie derselben auf dem Bureau des 
Kongressbibliothekars zu Washington, Distr. Columbia, ab' 
liefert oder der Post innerhalb der Verewigten Staaten unter 
der Adresse des Kotig ressbibliothekars zu Washington, Distr. 
Columbia^ übergiebt. Es wird jedoch hierbei vorausgesetzt, 
dass im Fälle eines Bnehes, einer Photographie, eines Chro^ 
mos oder einer Lithographie die zwei Exemplare derselben, 
welche gemäss Vorstehendem abgeliefert oder der Post über' 
geben werden müssen, von innerhalb der Grenzen der V^er- 
sinigien Statten hergesteUiem Satz oder miiteM daoon her- 
gesfclUcn Platten oder von innerhalb der Grenzen der Ver- 
einigten Staaten hergestellten Negativen oder Zeichnungen 
auf Siein oder mittelst davon gemachten Überdrucken gedruckt 
sein sollen. 

Während der Dauer solchen Urheberrechts soll verboten 
sein und ist hiermit verboten die Einfuhr in die Ver- 
einigten Siaaien irgend eines so geschützten Buches, Chro- 

mos, lithographischen oder photographischen Erzeugnisses 
oder irgend welcher Ausgabe oder Ansriahen desselheji oder 
irgend welcher Platten desselben, welche nicht von innerhalb 
' der Grenzen der Versin^ien Staaten hergestelUem Satz ge- 
fertigt sind, oder irgena weicher nicht wenda hergestellter 
Kegatiee oder Zeichnungen auf Stein, ausgenommen in den 



Zur Wahruug der Rechte und Interessen der deutschen Verleger, insbesondere der 
Mltg;Ueder dwiBÖisenvereins, hat der Vorstund des BürseaTereios der Ueutschen Buchhändler 
eine AmtUelw &t«Ue IKr den deuiHchcn Buch-, Kunst- und Ha8tk>VerIae (tiemiui Book-, Art 
and Muslc-Agency) in New-York «rrichtet. Dtose nbemlmmt a) die Besorgung aller Kin* 
trogongen In die In der Blblfothek des KongreBses in WashlnKton geführte KiniraKsroHe und 
deren forllaufemle Kontrüllierun^, b) die Krleilun^; von Kechtsaiiskiitift hinsichtlich fll^ner 
i;intragun)<i n, c) liic (»»nväln tmK \ on Rechtsbelstniid hin<5ichHi< )i :ill>'i' .Uu* aaienlcanische l'r- 
hf'lifT- und Verl;ui:-<i-echt betroHfiKlen Kra'^tMi. iJie Ailn ^se lautet: ..Aiutlit-be Stelle fUr den 
deuischen Buch-, Kunst- und Muaikverlag (Uernian Bouk-, Art- and Muüic-Ageuoy), Vertreter 
Relnbnrd Tolkmnnn, 11 C«9l Idtb Str., N«v-York, 
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in ,sVV 312- .iVi*) in Abschnitt 2 (Freilisir) <h>s, am 1. Ok- 
tobtr 1890 (inf/enommenen ,Oeitetzes zur V'ernunderung der 
StaatseinnaJnnen , zur AuagUidkang der EinfahrzHU» und 
zu anderen /"n ecken' bezeichneten Fällen und ausgenommen . 
wenn Pemonen, die den Ankauf zum Zweck des GebraucJm 
und niohi des Verkaufs vornahmen, unter Zahlung des darauf 
ruhenden Zolles nicht mehr als zwei Bx^mj^oTB 9oM»§n 
RiirJtszu ein und derselben Zeit ein führen, sowie ausgenommen 
Zeitungen and Zeitschriften, die nach den Bestimmungen 
410808 0e8etz88 g08ehäizi0 Artikel ohne BrlaubnU dm ur^ 
hebers wahr nn Ganzen noch teilweise enthalten, welche hier' 
durch vom Fi nf ahrverbot ausgenommen werden. Nichtsdesto- 
weniger wird vorausgesetzt, dass, falls es sich um Bücher in 
fremden Sprachen handelt, von denen nur Übersetzungen in 
das Kfif/lische geschätzt sind, das Einfuhrrrrhot sich nur auf 
die Übersetzung derselben erstrecken, und dass die Einfuhr 
von Bäohem in der Originalsprache erlaubt sein soll. 

Sekt. 4957. DerKengressbibliotheker soll den Titel solches in schfltMiideii 

Buches oder sonstigen Erzeagnisscä sofort in ein zu diesem Zweck gcfiihrtes 
Buch mit folgendem Wortlaut eintragen: „Bibliothek des Kongresscä, Uc- 
kanntiuachung: Ks sei kundgethau, dass am .... A. B. aus . . . den Titel 
eines Baches (einer Land- oder Seekarte oder je nuchdem oder Beschreibung 
des Erzeu^nissp"), dessen Titel oder Bescbreibnn^ in folgendem Worthiuf 
enthalten ist, nämlich .... (hier folgt Titel oder Beschrf il'ung) auf diesem 
Bureaa niedergelegt hat, an welchem Erzeugnis er da^ ilccht als Urheber 
(Erfinder, Eigentümer oder je nachdem) beansprucht, gemäss den Qesetzen 
der VeroiniL'^tcn Staaten über das Urheberrecht < ' !»., Kongressbibliothckar." 
Auch suli er dem Eigentümer, sobald dieser es verlangt, eine Abschrift von 
Titel od«r Besdirdbung mit dem Siegel des KomgresaMliliothekMs ansfertigen. 

8eki. 4958. (Gesetz vom 3. März 1891:) Der KemgreatibibiUafhtikar 

soll von den Personen, welchen die bezeiokn^en Dienste gleistet 
werden, die folgenden Gebühren erhalten: 



All Stelle der r>l2 -:>l(i Uc.-. Uese(/5os vom 1. oki jl ei 1>'JQ siud mit dem verüaderten 
TarU-Uesetz vom 24. Juli in;»? die folgenden iii; 500—504 des letzteren getreten: 

600. Bücher, Stirtu', l'hotoi;raphien, liAdi'TungcD, eehunden oder aogebaaden, Laad- und 
.Seekarten, mit KniKii titi^iuig <<dt-r /nin debraiiuli dir Bagferuilg 4tr VWWinigten 
>staaten oder i'Ur dii< K<-ngre8si)ibliothek ejugciithrt frei. 

501. Bücher, Landkai ten. Musikalien, Stiche. Photographien, Radl«ning«n, gebunden oder 
ungebunden, und Seekarten, welche am 'fege der Kinfuhr tot llnger als 2» Jahren 
gedruckt Maren, und alle hydncraphisohen Kaitea und VerölltatUehungeii von wis^en- 
seliaftUehea und litterariscben Oesellschaftoii oder Akademleii fUr Ihre SabakribenMB 
od^r zum Zweck des Aasti.uHcbes herausgegeben, oder PnbUkationen e^ttras ein- 
zelner Personen, welche kostenfrei In Ppivatkreiaen Tertellt werden, und se-tcn«; 

fremder Regierungen veröffentlichte ointlirhe Dokumente irei. 

Bücher und Flugsrhrlfton, au--se)iliosslic.'ii in nndcrun Sprat hfMj al.s in der Englischen 
gedruckt; ferner JJücher und Musikalien in nrhabfn«»r 8chri(t, zum ausschUesslichen 
Uebraurh fnr Blinde frei. 

Ü«. BttchfT. I.niidkarten. MusiVnlit n, l'hrtounipliien, Hadierungen. lithographische Abdrucke 
und .■t'oeliarieu, wenn in Du ht melu al.-> ,.\vei K.\«»mplaren in jiMlcr Faktura bona fidp 
e^Qs lar den Uebrauch oder auf Bet^tellung einer allein 2U religiösen, |)hUosDpliiMlieD, 
ersfeliertaellen. wtewneiehaftUeheiioderllClerartoehen Zwecken inkorporierten oder ge- 
bildeten üeeeusehaft, oder eines solchen Instituts, oder zur Förderung der schönen 
Kttnste, oder fllr den Gebrauch oder auf Bestellung irgend einer Unlversitüt, Akademie, 
Schule oi.I»T eini's L' hrpi -^-eminurs in d>'u Vereinigten Staaten oder eines emzelnen 
Staates od«T tincr uttontlirhen Bibliothe k, und nicht znm Verkauf eingeführt unter 
Beobaehiiuig der Schaizsekret.ir zn i iln^sondeu \ ursrhriften frei. 

;.('!. BOclii r, liibiiuiht'kcu (dio Üblichen Mtil>el und Aluili' he iiaushaUuiigsnrtikcl) auH- 
lilndisfticr Personen oiler Familien, wenn soitons derselben im Auslande thatsilchllch 
nicht kürsere ;&eit als «in Jabr.4;ebrauoht und nicht Xttr andere Personen oder sum 
Yerkant bestimmt ireL 
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1. Für die Eintragiiny den Titels oder dfr Beschreibung irgend 
eines zu schützenden Baches oder sonstigen Erzeugnisses 
SO Cents. 

2. Für jede beglaubigte Abschrift solcher Eintragung, deren 
Aushändigung an die Person, welche um das Urheberrecht 
einkam, oder an deren Rechtsvertreter erfolgt, 50 Cents» 

3. {Oesstz vom 28. JUmi Für dis Mntragung wtd BS' 
glaubii/ung einer schriftUchrn Urkunde, durch W^he ein 
Urheberrecht übertragen wird, 1 Dol/ar- 

4. Für jede Abschrift einer Uebertragiiny 1 Dollar. 

(Chfsstz vom 3. März 1891 :\ Alle derartigen Gebühreneinnahmen 
sollen an das Schatzamt der Vereinigten Staaten abgeführt werden: 
Wobei vorausgesetzt wird, dass die Gebühr für die Mntragung des 
Titels oder der Beschreibung eines behufs Rechtsschutzes eingegangenen 
ErzeagnisseSf wenn es von einer Person hervorgebracht wurde, die 
nicht Bürger odrr Einwohner der Vereinigten Staaten ist, 1 Dollar 
betragen solij aöf uhrbar, wie oben, an das Schatzamt der Vereinigten 
Staaten zur Dsökung für die ^ost«n der Verzeichnisse gesehütsier 
Erzeugnisse, wie nachstehend festgesetzt. 

ifnd es wird hierdurch dem Kongressbibliotiiekar zur Pflicht ge- 
macht, dem Sekretär des Schatzamtes Abschriften der Titeleintragungen 
aller Bücher und sonstigen Erzeugnisse zu tiefern, an denen das Ur' 
heherrechi gesichert wurde durch Hinterlcrjung zweirr Ere/nplare 
solchen Buches, das von innerhalb der Grenzen der 'Vereinigten Siaaten 
gefertigtem Satz gedruckt wurde, gemäss den Verfügungen dieses 
Gesetzes, und durch die Hinterlegung zweier Exempiare solchen 
sonstigen in den Vereinigten Staaten hergestellten oder hervorgebrachten 
Erzeugnisses. Der Sekretär des SchtUzamtes wird hierdurch an- 
gewissen, in ZMaohsnräumen von nUtht mehr ata einsr Woohs Vsr- 
zeichnisse dieser Titeleintragungen vorzubereiten und zu drw^n, 
behufs Verteilung an die Zolleinnehmer der Vereinigten Staaten und 
an die Postdirektoren aller ausländische Postsendungen empfangenden 
Postämfsr, und soiohe wÖohertiUohen Verzeiohnisss stylen. Je bei AuS' 
f/abe, denjenigen, welche darum ersuchen, zu einem 5 Dollars nichf 
übersteigenden Jahrespreis geliefert werden. Der Sekretär und der 
OeneralpostdirekLür werden hierdurch ermäclitigt und angewiesen, 
diejenigen Metwnetfunen und Anordnungen zu treffen und in Aus" 
fährung zu bringen, welche die Einfuhr in die Vereinigten Staaten 
aller nach diesem Gesetz geschützten Erzeugnisse verhindern sollen^ 
ausgeno¥nmen unter den m>en angeführten Bedingungen. 

Sekt. 4959. (Gesetz vom 3, März 189t:) Der Eigentämer Jedes zu 
schützenden Buches oder sonstigen Erzeugnisses soll ein Exemplar 
einer jeden folgenden Ausgabe, welche irgend welche wesentlichen 
Änderungen aufweist, auf dem Bureau des Kongressbiblioihekars «in- 
liefern oder hei der Post unter der Adresse des Kongressbibliothekars 
zu Washington, Distr. Columbia, aufgeben. Vorausgesetzt wird jedoch, 
dass die Abänderungen, Umarbeitungen und Zusätze zu vor diesem 
veröffentlichten Bächern emsländisoher Urheber, von denen neue Aus- 
gäben nrtrh dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erscheinen, des Uechts- 
schutzes nach den vorstehenden Verfügungen dieses Gesetzes für fähig 
(fehalten und erachtet werden soUe?i. sofern sie nicht einen Teil einer 
Serie bilden,^ welche zu der Zeit, zu melohsr dieses Gssstz in Kraft 
treten soll, im Erscheinen begriffen ist. 

Hekt. 4960. Der Ek^entiimer irgend eines Urbeberreclits, welcber die 
geniHss Sekc, 4966 und 4959 vorgesoBriebcoe BiiiUeferiing oder die Aufgabe 
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fertiger Exemplare bei der Post oder die Einsoudung der Beschreibunt: oder 
riiotot^^r iphio verabsäumt, soll einer (Jeldstrafe von 25 $ verfallen, welche 
(ItT Kougressbibliötliekar im Namen der Vereinigten Staaten als ^ewöbnliche 
Schudd durch irgend ein Bezirksgericht der Vereinigten Staaten, in welchem 
der Schuldige wohnhaft ist oder ermittelt wird, erheben liat. 

(Geaeiz vom 3. März 1893:) Jeder Urheber, JbJr/inder, Zeichner 
oder Eigentümer irgend eines zar Inanspruchnahme des Urheberrechts 
berechtigten Baches oder sonstigen Erzeugnisses, der bisher verab- 
säumte, auf dem Bureau des Konf; r^<^ hibliothekars oder der Post 
unter der Adresse des KongresabibUuthekars zwei Exemplare solchen 
Buche» oder Beaehreibang oder Photographie solchen Erzeugnieeea 
innerhalb der durch Titel 60, Kapitel 3 der Revidierten Statuten be- 
treffend Urheber rech (c und durch die Ahnndernngfiffpsetza derselben 
begrenzten Zeit abzuliefern, der aber allen anderen Verfugungen der- 
emhen naohgekotfonen iei^ eoU, wenn er vor dem ersten Märztag des 
Jahres /^"''7 zrrri mU- fändige gerirw-kfr Exemplare solchen Buches 
oder Beschreibung oder Photographie solchen Erzeugnisses auf dem 
Bureau des Kongressbibliothekars abgeliefert oder der Post unter der 
Adresse des Kongressbibliothekars übergeben hat, zur Inanspruch- 
nahme allrr h'-f-hte nrf-f Prin'h'flen besagten Titels ßO, Kapitel 3 der 
Bevidierten ütaluten und der Abdnderangsgesetze derselben berechtigt 
sein. 

Sekt. 4961. Der Postmeister, bei rkni s Iclips zu schützende Ibich, 
solcher Titel oder solches andere Erzeugnis autgegeben ist, soll aal Ver- 
langen eine Quittung darüber ausstellen und nach solcher Einlieferung 
ittselbe an seinen Bestimmitiigsort mit der Post befördern. 

Sekt. 4962 {Gesetz vom 18. Juni 1874:) Xiejnnnd soll eine Klage 
wegen Verletzung seines Urheberrechts einleiten können, der sein 
Recht nicht dadurch zur Kenntnis bringt, dass er in sämmtlichen 
Sbeemplaren jeder veröffentlichten Ausgabe und zwar bei einem Buche 
auf der Titelseite oder auf der unmittelbar nach dem Titel Jolgenden 
Seite, bei einer Land- oder Seekarte, einem musikaliscfien W erk, einer 
Abbitdung, einem Hotzsohniit, einem 8iieh, einer Photographie, einem 
Gemälde, einer Zeichnung, einem Chromo, einer Statue, oder Bild- 
hauerarbeit oder hei Modellen oder Entwürfen, welche als Kunstwerk 
ausgeführt und vollendet werden sollen, auf irgend einem sichtbaren 
TeÜ derselben oder der Montierung derselben folgende Worte anbringt: 
,Entered according to Act of Congress. in the year — , bg A. B., in 
ihe Office of the Librarian of Congress, at Wctshingion* , oder nach 
meinem Belieben das Wort ^Copyright' zusammen mit dem Jahre, in 
welchem das Urheberrecht eingetragen ist und dem Kamen der Person, 
inrch welche die Eintragung gesohe^, also: ^Copyright, 18—, by A. B.* 

{Gesetz vom 1. Augu^ 1882:) Die Fabrikanten von dem Nach- 
bUdungsreehtssohtUz unierliegenden Mustern für geformte dekorative 
Erzeugnisse, Kacheln, Plättchen oder Thon- oder Metallwaren können 
di£ Nachbildungs- Schutzmarke, welche durch Sektion 4962 der 
Revidierten Statuten und die Ergänzungsgesetze dazu vorgeschrieben 
isi, tmf der Bäckseite oder dem Boden derartiger Erzeugnisse 
oder solcher andern Stelle drrsnlben anbringen irrlche bisher für 
Fabrikanten solcher Erzeugnisse zur Anbringung von Fabrik-'f 
Handels- und Schutzmarken zu benutzen gebräuchlich war. 

Sekt. 4963 (Gesetz vom S. März 1897:) Jede Person, die einen 
solchen Vermerk oder Worte ff/cichen Inhalts in oder auf einem Buch, 
»iner Landkarte, Seekarte, einem dramatischen oder musikalischen 
Werk, einer ÄMildang, einem HdzsöhnUi, Stich oder einer Photo^ 
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ffraphie oder einem andern Gegenstand, sei dernelbe dem l'rlieher- 
rechl unlenvorfen oder nicht, anbringt oder aufdruckt, für ivelchtn 
siß kein Urheberrecht erlangt hat, oder die irissentlich irgend einen 
G^wstand, welcher mit einem Vermerk einen UrJieberrechtsschutzes 
der Vereinigten Staaten versehen ist^ in diesem Lande den Urhsber' 
rechtaschatz aber inohi erlangt hat, herau^Uhi oder wrktmß, oder 
die irgend ein Bnok, eine Photographie, ein Chromo oder eine JLUko- 
graphie oder einen andern G^enstand, welcher mit einem solchen 
l/rheberrechia- Vermerk oder Worten gleiclien Inhalts versehen ist, in 
diesem Lande den Urheberreehtesohmz aber nieh$ erlangt hat, ein^ 
fährt, soll eine Geldslrafo von einhundert Dollars bezahlen, wovon 
eine Hälfte zu (Innsten des Kläffers, die andere zu Gunsten des 
Staates zu erheben ist. Die Ji^nifahr in die Vereinigten Staaten 
irgend einee Baches ^Ckromoe, einer Lithographie oder Photographie 
oder eines andern Gegenstandes, welcher mit solchem Urh< bf 1 1 evhts- 
Vermerk versehen ist, während auf demselben kein' Uriieber recht in 
den Vereinigten Staaten besteht, ist verboten. Die als Billiykeits^ 
GeHt^Miöfe tagenden Bundesgerichte der Vereinigten Staaten (circnit 
Courts silting in e(juiiy) sind ermächtigt, die Tlerartsgabe, die Ver- 
Öffentlichung oder den Verkauf irgend eines unter Verletzung der 
ÜrheberreoMe-Geaetze der Vereinigten Staaten bezeiehnHen oder ein" 
geführten Gegenstandes auf das Gesuch Jeder wegen solcher Verletzung 
Klage führenden Person zu verbieten. Es soll dieses Gesetz jedoch 
keine Anwendung auf Einfuhr und Verkauf solcher Waren oder 
Gegenwände finden, weiche vor Erlaea deeaäben in die Vereinigten 
Staaten gebracht wurden. 

Sekt. 4964 (Gesetz vom 3. März 1691:) Jeder ma/ui, welcher nach 
der den Vorschriften dieses Gesetzes gemäss ausgeführten Eintragung 
des Titels irgend eines Buchet und der Hinterlegung zweier Exem" 
^lare solchen Buches, entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes, 
innerhalb der festgesetzten Schutzfrist und ohne die vorher eingehette 
schriftliche, vor zwei oder wtehr Zeugen unteirzeiohnHe Erkmbnie 
des Eigentümers de» Urheberrechts, irgend ein Exemplar solchen 
Buches druckt, veröffentlicht, dramatisif rf, übersetzt, einführt oder 
mü Kenntnis davon, da>ss dasselbe so gedruckt, veroffentlioht, ära- 
numaiiert, Ubereeizt oder eingeführt morden ist, es verkauft oder feil' 
bietet, soll aller Exemplare desselben zu Gunsten des Eiqrvtihners 
rerlusflf! gehen und eine Entschädigung in dem Umfange verwirken 
und bezahlen, als solchem Eigentümer auf f 'ivilprozcsswege von irgend 
einem zuständigen Cferiehtshof zugesprochen wird. 

Sekt. 4965 {Gesetz vom 2. März JS95:) Wenn Jemand nach der 
den Vorschriften dieses Gesetzes gemäss ausgeführten Eintragung des 
Titels einer Landkarte, Seekarte, eines dramatischen oder maaika' 
liechen Werks, einer AbbiUiang, eines Holzschnitte, Stichs oder einer 
Phofoffraphie, eines Chromos, oder der Beschreibung eiffe.*^ Gemäldes, 
einer Zeichnung, Statue, Bitdlmuerarbeit^ oder von Modellen oder 
Entwürfen, die zu Kunetwerken volleruM und ausgeführt werden 
sollen, innerhalb der festgesetzten Schutzfrist entgegen den Vor- 
schriften dieses Gesetzes und ohne die vorher eingeholte schriftliche, 
vor zwei oder mehr Zeugen unterzeichnete Erlaubnis des Eigentümers 
dee Urheberrechte, irgend ein Exemplar aotoher Landkarte oder 
sonstiger vorbennnntrr Erzcwinisse graviert, ätzt, bearbeitet, kopiert, 
druckt, veröffentlicht, dramatisiert, übersetzt oder einführt, entweder 
im ganzen oder teilweise oder indem er den hauptsächlichen Entwurf 
ändert, in der Absieht, das Gesetz zu umgehen, oder in Kenv^te 
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davon, dass dds.seihe so gedrucli. rcröffentlichf. dramatisiert, über- 
setzt oder cinffcfülirt ist, es verkauft oder fri/hietvt, sott er, zu 
Gunsten des Uiyentiimers, aümtlicher riatlen, mit icelohen die Her" 
tMlwng erfolgte, und jedes kopierten oder gedruckten Bogenn rerlusÜff 
gehen und ferner einen Dollar für jeden in seinem Jfesifz mr- 
gefundenen, im Druck bc/indlichen, f/rdmcttfen , kopierten, nröffoni- 
lichten, eingeführten oder feilgebotenen Bogen, und im Falle eines 
Gemälaea, einer Statu« oder Bildhanerarbeit, zehn Dollars für jeden 
in seinem Besitz vorgefundene oder von ihm verkaufte oder feil- 
gebotene Exemplar verwirken. Im Falle der Beeinträohtigumi des 
urhriwreohis an einer Photographie, welche nicht von einem Kunei' 
werk genommen ist, soll die auf Klageweg nach den Bestimmungen 
dieser Sektion zn erlangende» Summe nicht weniger als einhunilrrl 
Dollars und nicht mehr als fünftausend Dollars betragen; und 
ferner adl die finf Kktgewe^ nach den Bet^mmungen dieser Sektion 
zu erlangende Summe für die Beeinträchtigung des UrJuberrcchts 
an einem Gemälde, einer Zeichnung, Statue, einem Stiche, einer 
Radierung, einem Modell oder einem Munter für ein Werk der 
»ehitnen Künste oder einer Photof/raphie, welche von einem Kunst- 
werk genommen worden, nicht irrnrqer als zweihundertundfünfzig 
Dollars und nicht mehr als zehntausend Dollars betragen. Die eine 
Hälfte aller vorerwähnten Geldstrafen fällt an die Eigentümer des 
Urheberrechts und die andere an den Sfaat. 

Sekt. {(Jesetz vom fi lonuar 1>S97:) Jeder, der ei/ie ge- 

schützte dramatische oder musikalische Komposition ohne die Zu- 
sHmmunff des Eigentümers dieser Komposition odvr seiner Erben 
(xler Rechtsvertreter öffentlich aufführt oder darstellt, soll Schaden- 
ersatz leisten, dessen Refrag vom Gerichtshof festgesetzt wird, der 
aber nicht weniger ala hundert Dollars für die erste und fänfzi'ß 
Dollars für jede folgende Aufführung betragen soll. Wenn die 
nnrcrh/mr/ssi'/r Aufführung und Darstellang vorsätzlich und in 
gewinnsüchtiger Absicht statthaben, machen sich ihr Urheber wie r 
ihre Urheber eines Vergehens schuldig und werden nach ihrer Über" 
fühmng mit Gefängnis bis zu einem Jahr bestraß, Jed^ Verhol, 
welches in Verfolg einer dem Verklagten vorher kundgemorhlen 
Gerichtssitzung durch ein Bundesgericht der Vereinigten Staaten 
oder durch den Richter eines dieser Oeriehishofe hinsicMUeh Unter- 
sagung oder Verbots der Aufführung oder Darstellung einer solchen 
dramatischen oder musikalischen Komposition erlassen worden ist. 
kann den Parteien ^ gegen welclie es bewilligt worden ist, im ganzen 
G^ieie der Vereinigten Btaaten gerichtlich angezeigt werden und soll 
in Wirksamkeit treten und kann in den Prozcssverfahren , die zwecks 
Bestrafung der Nirhfnachachtung eröffnet sind, oder in anilrre/i 
Frozessver fahren von jedem andern Bundesgerivhl oder liichlvr in 
den Vereinigten Staaten voUstreckttar gemacht werden. Die Ver- 
klagten können indessen in dieser Klagesache vereint oder einzeln in 
Jedem andern Bezirk, in welvliem sie oder einer von ihnen eine Auf- 
führung oder eine Darstellung einer dramatischen oder einer musika- 
lischen KojnjHmtion zu veranstalten vorhaben, anhaUeu, dtus besagtes 
Verbot als nichtig betrachtet und dass darüber hinweggegangen werde : 
dieses Ansuchen muss dem Kläger unter den vom betreffenden 
Bande^erioM oder Richter als genügend erachteten Bedingungen 
kundgethan und dem Kläger seihst oder seinem gesetzlichen Vertreter 
in dieser Klage gerif //flieh miigeleilt u crdcn. Die lititidesgerichie 
oder RicMer derselben sind zuständig, besagte V erfügung vollstreckbar 
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zn macheu ^ncl die in Vorhergehendem vorgesehenev Änmchen um 
AicßUanwenUung anzuhören und darüber zu entscheiden, gerum, wie 
wenn da» Klageverfähren in dem Bezirk, in welchem diwea An- 
suchen fonnnlirt wurde, schwebend oder anf/estrcrif/f iräre. Der 
Schreiber des (lerirhtsho/es oder des J^ichterfi, welcher das \'rrh'4 
erlÜHnt, soll auf Wrlangen des Gerichtshofes, welchem das Ansuchen 
Jim Nichtanwendung oder Vollstreckung besagter Verfügung unter- 
uteht, ohne Verzug diesem letzteren Gerichtshof eine hcrilnubigie Ab- 
schrift sämmtUcher Akten, auf welche die Verfüguna begründet i^tt 
und welche sich in seinem Bureau befinden, übermittln. 

Sekt. 4967 (Gesetz vom 3. März 1891:) Jede Person, welche ohne vor- 
her eingeholte Erlaubnis des Urhebers oder Eigentümers irgend welches 
Manuskript druckt oder veröffentlicht, soll dem Urheber oder Eigen- 
tümer für jeden durch aoleheUbertrsiung veraraaehtenSchadenhttften. 

Sekt. 4968. Eine Klao:e kann in solchen Fällen, welche nach dem Ür- 
hnbcrrf'fliTsii^esetze mit Verwirkung oder Geldstrafe zu ahnden sind, nnr 
durchgeiuiirt werden, wenn dieselbe innerhalb zwei Jahren, nachdem die 
Voranlassun$< zur Klage sieh ereignet hat, eingeleitet wird. 

Sekt. 49^9. In allen auf Grund der Urheberrechts^'; '-* tze stattfindenden 
Klagen kann der Angeklagte bestreiten, dass überhaupt (irund zu einer 
Anklage vorliegt, und alsdann die auf den besonderen Fall bezüglichen That- 
sachen darstellen. 

Sekt. 4970. J'ii J^imdesgerichte und die Bezirks^^t riclite, welche die 
Koaupeten/. von Buudeögerichtcii besitzen, sind ermächtigt, wenn seitens einer 
geschädigten Partei em Billigkelts^Gesuch eingereicht wird, gemäss der 
Praxis und den Grundsätzen der (nicht nach dem strengen Kceht, sondern 
nach Billigkeit entscheidenden) Courts of Equily und unter solchen Bc- 
dinguugeu, als dem Gerichtshof angemcäseu erscheint, Verbote zwecks Ver- 
hinderong der Yerletzwig i rufend eines durch die Urheberrechtsgesetze ge- 
schützt'! IvOfhts zu erlassen. 

Sekt. 4071. - Aufgehoben durch Gesetz vom 3. März 1891. 

( Gesetz vom .'>. März 1891, Sekt. 11—13:) Für die Wirkuntj dieses Ge- 
aetzes soll jeder Band eines zwei- oder mehrbändigen Werkes, wenn solche 
Hände einzeln rcröjfentlicht sind, und der erste nicht cor InL rafi- 
treten dieses Gesetzes ausgegeben worden ist, ebenso jede Aummer 
einer Zeitschrift als selbständiges Werk betrachtet werden und der 
oben festgesetzten Form der Schuf zgewährung unierliegen. — Dieses 
Gesetz soll am 1. Juli 1891 in Kraft treten. — Dieses öesctz soll auf 
einen Bürger oder Unteriltanen eines fremden Staates oder einer 
fremden Nation nar dann Anwendung finden, wenn betreffender 
fremde Staat oder betreffende fremde Nation den Bürgern der Ver- 
einigten Staaten von Amerika den Genuss des Urheberrechts auf 
wesenilicii derselben Grundlage gewährt, als seinem eigenen Bürgern : 
oder wenn hetreffender fremde Staat oder betreffende fremde NaHon 
einem internnfionalen Überein f'ommen angehört, das Gpr/enseiligkeit 
in der Gewährung des Urheberrechts feßtsetzt und nach deasen Be- 
stimmungen der Beitritt zn solchem ü bereinkommen in das Belieben 
der Vereinigten Staaten gestellt ist. Das Voriiandmsein einer dieser 
ne'fhirrm'if'n soll von dem Präsidenten der Vereinigten Staaten durch 
Kundmachung von Zeit zu Zeit, wie es die Zwecke dieses Gesetzes 
er/ordern, festgestellt werden, 

(Gesetz vom 12. Januar 1895:) Der Staatsdrucker soll unter 
solchen Vorschriften, wie sie die gemischte Kommission für Druck erei- 
angelegenheiten verordnen mag, jedem oder jeden, die darum ein- 
kommen, ergänzende oder zweifaohe Btereotgp' oder galvani^daeti9Ghe 
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Pfollm^ von densn irgend welche Begiernngf-PMikation geäruekt iei, 

zn einem Preis verkaufen . ihr die der Rer/irnuii/ erwachsenen Kosten 
für Satz, Metall und HersteUiinfj, zuzüglich zehn Prozent nicht über- 
steigt, wobei vorauageeetzt wird, dass der volle Kostenbetrag bei Ein- 
gang des Aufir4i^ oezahlt wird und ferner, dass keine von solchen 
Stereotyp- od^r galranoplastischen Platten nachgedruckten Veröffent- 
liohung und keine sonstige Megierungs-Publikation Urheberrechts' 
schütz gemessen soll. 

Anweisungen für die Urheberrechts-Eintragung. igOf * 

An wen Gesuche uiu LrliebcrrecLtsschutz zu riciiieii sind. — 
Jede Korrespondenz betreffend Urbeberrechts -Angelegenheiten und alle auf 
den ürheherrechtsscliut?: ^icziirjlirlipn Zu^rn innLipn sind zn adressieren an: 
The I^ister of Copyrights, Library of Congress, Copyright Office, 
Waahir^on, V. O, Adressen mit dieser Aufschrift, welche mr alle Ur- 
heberrechts- Angelegenheiten ohne Portozahlnng (d. h.iiuierbalb der Vereinigte 
Staaten) benatzt werden können, sind auf Verlangen erhältlich. Ebenso 
werden Vordrucke oder Cirkol&re jeder Art auf Verlangen kostenfrei geliefert. 

Gesnefa vm Urheberrechts-Eintragang. Vom Copyright Offiet ist 
ein (auf S. 302 — 3 abgedrucktes) Gesuchs-Formular vorbereitet, das in allm 
Fällen gemäss den AusfttUungs-Anweisunpfen benutzt werden soll. Dieses 
Formular wird auf Verlangen geliefert. Dasselbe ist so einfach, als das 
0«*ets inlisst, abgelunt, und es ist wUnschenswert, dus jede Bachgesnclite 
Auskunft geliefert werde. 

Die Arten Werke, welche in den Urheberrechtsgesetzen als dem Urheber- 
recht unterliegend bezeichuet bind, sind auf dem Gcsuchs-Vordruck (Ö. H02 — '6) 
abgedruckt, mid kein Werk kann in dem Copyright Office eingetragen werden, 
dn? nicht unter eine oder die andere Bpzpichnung eingereint werden kann, 
die zur Angabe der dem Urhebcrrechtsscbutz unterliegenden Werke im Gesetz 
angewandt wird. Unbestimmte Bezeichnungen, wie «pubUcation", ^repro- 
ductiun', «picture", ^work of art* usw., soflen nicht benutzt werden. Der 
Ausdruck ^churt'* '^oll nur gebraucht werden, um pinr Kartpnitrt nn/ugcbeu 
und nicht in seinem gewöhnlichen i^'vou hinsichtlich auf einem Bogen aus- 
gebreiteten Drucks. Solche Werke sollen als Bücher besdmeben werden. 
Die Worte „engraviug-, „cut" und ^print" meinen wohlTerstanden nur «in 
Kunstwerk, und die Werke, welche sie bezeichnen, unterliegen der Urheber- 
rechts-Eintragung im Copyright Ottice, Library of Congress, nur, wenn es 
Werke sind, die wegen ihres kfinstlerisehen wertes verkauft ooer ausge- 
tauscht werden. Der Ausdruck «print" soll nicht angewandt werden, um 
etwas zu bezeichnen, das nur gedruckt (printed) ist. Die Ausdrücke ^design" 
und „model'' sollen nur gebraucht werden, um ein durchaus künstlerisches 
Brzeugnis zu bezeichnen. Wenn man wünscht, dass nur der Text eines 
Liedes geschützt werde, soll das Gesuch für ein Buch (book) ausgrstrlU, 
werden; wenn der »Schutz sowohl für den Text, als die Musik gewünscht 
wird, soll das Gesuch lur eine musikalische Komposition (musical com- 
position) ausgestellt werden. Man suche keine Einschreibung nach unter 
Bezeii biiuncren wie „couk dv", .,drania", farce**, noch benutze man ir{2;end 
einen äbuüchen abweichcudea Ausdruck, sondern wende in allen Füllen die 
gesetzmässige Bezeichnung .,draniatic composition" an. 

Wenn ein Gesuch für ein Buch, Chromo, eine Lithographie oder Photo« 
graphic eingereirht wird, ist r ; nntwoiidig anzugeben, wo das Werk ge- 
druckt oder liergesteilt ist oder oii < s m deu Vereinigten Staaten gedruckt 
oder hergestellt ist oder daselbst gcci ruckt oder hergestellt werden soll. 

*) Nach d«r toii Tbonald K?olberg, BegUter of Copyright, bearbeiteten ZuaaiumeuateUuug 
dM Coi^ilght Otto« (Juli 1901). 
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Es ist nicht erforderlicb, den Namen des Urhebers zu veriuerkeu, wenn 
mau das Iluch oder sonstige Werk ohne Namensanpalje zu halten wüuscbt; 
dagegen wird die Nationalität des Urhebers jedes ütterarischeu, musi- 
kalischen oder künatleriflchen Werks verlangt, um die zu berechnende Ge- 
bühr f<"?t/,usctzcn und nin li zu liestiimucn, ob der Gegenstand in dem Falle 
eines auäiäiidischen Werkes das Erzeugniti eines Bürgers irgend eines Landes 
ist, auf dessen Unterihanen das Privilegium des Urneberrechts in den Ver- 
einigten Staaten ausgedehnt worden ist. 

Im Vn\\{' eines Urhebers, der ein Kingeborener eines fremden Landes, 
jedoch eiu gesetzmäasiger oder ständiger Bewohner der Vereinigten Staaten 
ist, soll diese Tliatsaehe festgestellt werden, oder die Btirgerschaft soll als 
solche der Vereinigten Staaten angegeben werden. Wenn der Urheber im 
Ausland geboren ist, jedoch seine Absicht erklärt hat, ein Bürger der Ver- 
einigten Staaten zu werden, soll diese Thatsache festgestellt werden. 

Eine Einsehreibnng des Urhebefreehta^Ansprociies kann nicht erfolgen, 
wenn das solche Eiiiscbreibung beirefFeude Gesuch nicht eine genaue An- 
gabe darüber enthält, in wessen Namen der Ürheberrechts-Auspruch ein- 
getragen werdun .sull. D&a Copyright Otlice kann aus der Form des Gesuches 
nicht schliessen, wer der im Sinne gehabte Beansprachande ist. Das (^eraeh 
muss den Tolleu Namen und die Adresse der Person, welche Eigrntihuer 
des Urheberrechts zu sein beansprucht, genau feststellen. Keine Eintragung 
kann unter eineni erdichteten Namen, wie Schriftstellernamen oder Pscu- 
donvm, erfolgen. Der wahre Name des Beanspruchenden soll augegeben 
v'i'rdrii. Das (icsctz erfordert nicht nur, flaf;^ der wahre Xauie (1* > das 
Urheberrecht Beanspruchenden in dem Urheberrechts -Vermerk uiiteuthalten 
sei, dessen Aufdruck aal jedes Exemplar eines geschUtsten Werkes ob- 
ligatorisch ist, sondern es verlangt auch, dass der Name des das Urheber* 
recht Beanspruchenden in dem Verzeichnis der Urheberrechts -£intragnng 
gedruckt werde. 

Wenn ein Urheber wänseht, sebe Anonymität sn bewahren und die 

Eintragung seines Namens zu vermeiden, soll er eine Verständigung dahm 
treffen, dass ein anderer in seinem (des anderen) Namen nh ^Ei gentttmer" 
die Ürheberrechts-Eintragung gemäss einem Übereinkommen mit ihm selbst 
als Urheber bewerkstelligt. Die Eintragung kann im Namen einer liina, 
einer Kürperschaft oder einef? Kurators oder in zwei oder mehr Namen als 
gemeinschaftliche l''rheber oder Kigentünier erfolgen. 

in dem Vordruck soll tlie Angabe ausgefüllt werdeu, ob das Urheber- 
recht vom Nachsuchenden als Urfieber oder ids MigeniUmer des Werkes 
beansprucht wird, dessen Titel eingetragen ist. 

Ein Gesuühs-ii'urmular genügt für eine Anzahl Titel, vorausgesetzt dass 
die auf Seite 1 des Vordrucks verlangte Auskunft in gleicher Weise auf 
jeden Titel Anwendung findet, im Falle jedoch die Titel in MasdÜMS^ 
Schrift auf der Seitn '] des Vordruclvs <jreschricl)'^n <=:!n(l, so]] du Jinnra von 
Vj» Zoll zwischen jedem Titel gelassen und nicht mehr auf jede Seite ge- 
schrieb^ werden, als dieser Btuim zolftsst, welcher fttr die Aufnahme aes 
zu jedem Titel gehörenden Datuns und Nuiiuncrnsteuipels verlangt wird. 

Das Gesuchs-Formular A soll nnr für folgende Werke benutzt werlen 
Bücher, Zeitschriften, musikalische ivompusitionen, dramatische Werke, Laud- 
oder Seekarten, Stiche, Hohsschnitte, Abbildongen, Ghromos oder Litho- 
graphien, Photographien. 

Das Gesuchs-Formular B soll nur für folgende Erzeugnisse benutzt 
werden: Gemiildo, Zeichuungcu, Statuen, Werke der Bildhauerkunst, Modelle 
oder Entwürfe für Werke der schSnen Künste. 

Eintragung des Titels. Der erste Schritt, welcher, um den l'r- 
hebeirechtsschtttz gemäss dem Gesetz zu sicheru, gcthan werdeu moss, ist 
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die Übergabe an das OopTiight Office einer gedruckten Kopie (Ips Titels 
des Buches oder andern Werkes (Revidierte Statut» n, Sekt. 4956). Durch 
das Abschreiben solcher Titelseite iü deu Eintraguugäbuchera des C4>pyrieht 
Office erfolgt die Eintragung des Urheberreebts-Anspmehs. Die £rloraer- 
nisse des Gesetzes sind genau bestimmt, und es liegt die Verpflichtung oli, 
si> genau ztt erfüllen. Wenn daher kein Titel gesandt ist, kann keine Ein- 
tragung erfolgen. 

Ein giltiges Oesneh vm Urheberrecht soll in der Weise erfolgen, dass 

der nesucli.s-\ ordruck geinäs.s den (auf S. ^02 3 abgedruckten) Anweisungen 
ausgefüllt und mit der verlangten Gebühr durch die Post adressiert wird 
an: The Register of Copyrights, Copyright Office, Librarj of 
Congress, Washington, D. C. Das Gesuch soll stets Ton einer Titel' 
seite begleitet sein. E>; soll vorzugsweise ein grdnicktcr Titel des T>uches 
oder sonstigen Werkes gesandt werden oder stjitl dessen rin drittem Kxcni- 
plar des Werkes. Wenn dies aber nicht geschehen kann, soll der Titel in 
Maschinenschrift auf Seite 8 des Vordm«^ geschrieben und genau so ab- 
gcfasst werden, wie man den Titel des veröffentlichten Buches oder 
sonstigen Werkes zu drucken beabsichtigt. Das Urheberrechtsgesetz ver- 
langt dentUch die Eintragung eines ,,gedrackten'^ Titels, und wenn ein in 
Maschinenschrift geschiiebcaiK Titel gesandt wird, wird er auf die Ciefafar 
des Absenders entgegengenommen. (Jeschrifhene Titel können nicht an- 
genommen werden. In der Zusendung von zwei Exemplaren eines 
Biches oder sonstigen Werkes liegt eine Erfttllang des gesets- 
liehen Erfordernisses nicht, wonach ein Titel und zwei Exem- 
plare zu senden sind; drei Exemplare genügen jedoch, wenn 
diese Exemplare den gedruckten Titel tragen. 

Im Falle ron Musikalien soll yorzogsweise der gedruckte TUelumaehlag 
des Musikstückes gesandt werden, wenn derselbe einen vollständigen Titel 
mit Namen des Urhebers des Textes und des Musikkomponisten enthält, 
oder statt dessen ein drittes Exemplar des Musikstückes. Weun dies aber nicht 
geschehen kann, soll der roUstiadige Titel in Maschinenschriß anf der 
freien Seite '5f"s- Vordrucks wi^ergcgeben wcr<l' n. Wenn taehrerf Titel iu 
Maschinenschrift mit einem Gesuch gesandt werden soUeo, können sie auf 
Seite 3 des Gesuchs- Vordrucks l'/jZoU auseinander gesetzt werden, um so 
zu ff^tatten, das Datum und deu Nuinmernstempel dazwischen zu setzen. 
In Maschinenschrift geschriebene Tit ' werden auf die aUeinige Verant- 
wortlichkeit des Absenders hin augeuojiuuen. 

Im Falle Ton Kiaikalien, die in Terschiedenen, für verschiedene In- 
BiroMMie arrangierten Aaägtiheü verüffentlicht und verkauft werdoi, soll 
der Titel jedes Arrnngements zur Eintragung übennitteH werden, und zwar 
em vollständiger gedruckter Titel, der das Arrangement oder die lustm- 
mentiwDng genau bezeichnet. In solchen Fällen Ist der Name und die 
Nationalität des Urhebers des Arrangements und nicht des arsprüng- 
liehen Komponisten des Musikstückes anzugeben. Im Falle von in ver- 
schiedenen Tonarten veröffentlichten Kompositionen lässt man vorsichtiger- 
weise gleichfalls den Titel jeder besonderen Ausgabe dee gedruckten Musik- 
Stttckoi mit Angabe der Tonart eintragen. 

Im Falle eines Gemäldes, einer Zeichnung, iStaTue, f'üdhauerarbeit oder 
eines Musters oder Entwurfs für em W'erk der sciiunea iiunstc wird an 
Stelle des Titels, wenn solcher vorhanden ist, oder in Ergiazung zu dem- 
selben die Zusendung einer Beschreibung und die Hinterlerrunii f iner Photo- 
graphie verlangt. Diese Photographie wird zur Identitizieruug verlangt und 
soll eine direkt von dem Kunstwerk genommene Photographie sein und 
nicht eine Abbildung, Halbton-Fhotogravure oder andere Vervielfältigimgsairt. 
Für jedes dieser Gesuche benutze man das Qesuchs-Formular B. 
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Formular A zu Eintragungs-Oesiickeii fflr dureli mecliaiiUelie 
Verfahren verTielfKltigte Werke. 

(Datum) 

To ihe Register of Copyrights, Waakingion, D. C. : 

Inclosed find $ cents in moneg order, which gon are re^uesterJ 

io apply aa follows: a) As ihe statutorg fee for reoordmg ihe 
aeoompanging title, $ eenta. b) Aa ihe ateiiatorg fee for 

a copg under seal of aurJi rtronl if^^rrfi/icate), ßftij ccnis. 

(VollstUiulige Kamtii* und Adreinuigabe d«> NaeliMielieDdeii) 

Jfame, - 

Street and 2fumb«r, 

Torrn and fifafit. 



Um Verzögerung in Urheberrechte- Angelegenheiien za vermeiden, beliebe man, 
natM^tende Ämeettnngen eergfäUig darchzuleaen und dfo perktHgten WUMangem 

genau auszufällen. 



1. Man boiiiitzc liur » nie der tolgeiiütiu auht Kezeich- 
mingcn: 1) Book (im Kalle eines litterariRcben Werkes in 
Prosa oder Versen mit Einschluss Ton Zeitung^ai-tikeln, 
Zeitscbriften-BeitrUgen, Erzählungen in Lieferungen oder 
einzelnen (iediohten); S) FerUMeal; a) Mueioal üem- 
position; 4i Dramatio Compoettion: 5) Map od, Chart; 
6) Engraving, Cat oder Pßntf 7) Cwromo oder Ifli A«- 
graph; 8) Fhotograph. 

M§~ Keine anderen AiiKdrücke ale obige antuwenden. 


1. Nature of Artide. 








It. Niedersctaritt de» vollständigen Namens der i^erson, 
in deren Namen als „Verfasser*, „Zeichner" oder „Eigen- 
tümer" der Anspruch auf Urheberrechtsschutz einge* 
tragen werden solL nebst Angabe des Wobnsitzes derselben. 

Der VrMbamcÄlts-Vennerk auf jeder Kopie 
des Werkes muss d<'n Namen- Aufdruck des Nachsuchen- 
den in vjenau dtr bior verzeichneten Fassung enthalten. 


2. Name of Olaimant of Co- 
pyright, and Residence. 


Copyriglit, , by 

(BinichaUanK der (VInicbAltanK de« voll)itäQ<lif«D 
Jfthr«»abl.) Nainena dei Nftchiiichcnd«a.) 




3. Micderscbriu einer zur ideutiüzierung des bt iiulgeu- 
den gedruckten Titels genügenden Alikürzung desselben. 

Ein Vordruck genügt für mehr als einen Titel, 
wenn die auf den Seiten 1 und 8 des Yoxdracks Ter 
langten Mitteilungen auf Jeden Titel gletehmKnlg An- 
wendunt? finden. 


3. Title of Work. 




■' 


4. Im l-aUe eines Buchas, (Jnromoe, einer Litho- 
graphie, Photographie odiM Zeitschrift Angabe des 
Liandee, in welchem da^i Werk gedruckt oder berror- 
i;«bracht werden soll. — Tür andere Werke ist dieieHit- 
leiluni; nicht ohlioatorinch. aber erwünscht. 


4. Country m whicii the 
Articie IS to be prinicu 
or prodnced. 


5. Wenn der Urbeber, Komponist oder Zeichner am 
Leben ist, Angabe seines Bürgerrechts und Wohnsitzes; 
wenn er todt ist, Angabe seiner NationalitSt. Naturali- 
sierte BQrger sind als solcbe sn beselelinen. Ntcbt er- 
forderlich ist die Bekanntgabe des Namens und Wohn- 
sitzes eine« Urhebers, der nicht gleichzeitig der den 
Urheberrecbtsschutz Beanspruchende ist. Obligatorisch 
i»t hingegen die Angabe der Nationalität. Unter 
„Nationalität" ist in diisein Fall das Land zu Tcr- 
»tehen, welchem der Nachsuchende durch Geburt oder 
NatwraUeation g^nwlrtlg ünterfbanenpftlobtieihaldet. 


ö. Mab« ofthiiuUior and of tbe wtin 
of wkich he ii low iCHimorSibjicL 

(KkuQ gewUDacbtea F«Um ton- 
g«la*ieB w«r4ta«) 

(Kaan gewünicht«n FaUo ni*' 
f«laM«n wurdm.) 
„ . IH«#ÄSS L»nde.,J IHM» 
Natio-JdMmm Mrf«r od.l uf«- 


*i. Angabe, ob der häi lisvii lieiide L'rüeberrechissctuiu 
in der Eigenschaft als Urheber (Author), Zeichner 
(Designer) oder Eigenttlmer (Proprietor) beansprucht. 

Man schreibe nur eine dieser drei geietsmkssigen 
Beaeiebnungen nnd benutae irgend einen andern Aus- 
druck oder AusdrOrkp anderer Art nicht. 


6. Form of Claim. 


7. Uewttnscbt^n Calles bestimmte Angabe, lür was 
der UrheberrechtsschiUz lieansprucht wird, z. B. Vorwort 
(Prefaca). Anmerkungen und Verbcs.seniDgeu (Not«s and 
Kmendations), Abbild ungen(Tllustratiorts), Zusätze zu einer 
neuen Auflage (NVw matter added t« iiew edition^ mkw. 


7. Specification of tu rc of 
Claim of Copjng^^- 


6. Angabe des Namens nebat der rollen Adresse der 
Peiaoii, an w«l«iM die Antvort aa rieten ist. 


ö. ^ame aad Address w 
whom Reply » to be 
mailed. 
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Formular B zu Eintraf^ungs-Gesuchen für Original werke • 

der Kunst. 

(DAtum) 

To th0 Register of Copyright«, Washingion, D, C.: 

Ineloaedfind $ cents in monsy order, wMoh gou are reqneeted 

to apply as follorrft: a) As the sUUuiorif fpp for recordinq fhe 

accompanying description , $ cmts. b) Aa the statutory fee 

for a copy ander seal of euch record (Certificate), fifty oente. 

( Vull.stündige Namen- und Adreäsaugube dt-» Nacbsttcbendeu.) 

Ktime. - - 

Street and Number, 

Town aitd SfaU, 



Um Verzögerung in Crheberrechts - Angelegenheiten zu vermeiden, heJifl,f- man. 
narhstefiende Anif i i - u rigen Rorgfäliig (fTircIi:iilr>trri nnd die rer langten Mitiviluntjin 

f/enait anHZil/u i l' n . 



1. Mtui benutze nur eine der fulgcndcn fünf Bezeicb- 
nnngeo: 1) rainting; DrcuBingi &) Statut; l) Statu- 
ary; 5) Model oder Design inttndtd to b« per/oeted 
aa a irork of the flne arta. 

Keine anderen Ausdrücke al<! obige anzuweiideD. 


1. Natnre of Article. 






2. Nteder^cbiift des vollständiireu Nauiens der Person, 
in deren Namen als _ ViTfuss» r". ^Zt-ii hntT- inler „Eigen- 
tiinvpr" der An«iinirik aiil" 1 rin ItoMri lits-i lnifz eiu^e- 
trr\>?» n w4-r(li')i soll, m bst Angalio >li s Wnlm-ii/i'N «lersfllit ii. 

l>er l rhefH>rrechts-Yerm»'rk auf jedtr Ko].ie des 
Werkes mugs den Namen-Aafdruck 4«i Nschäucheodeo 
Ld goiiMi dflr Mer Teraeicbiietcn FaBsung enüialten. 


2. Name of Olaimant of Co- 
pyri(r|it^ aud ResideiMe« 


(ElnachaltoiiR der (ElBiieliattaD( de« ToIItttadlf*!! 
Jabrenubl.) Naraens de« Nacbauclisadeii.) 




9. Niederschrift einer AbkUnnng don Itcifolgenddl 
Titels« welehecorldenkiAsieniDg derausfülirUchen, unter» 
halb insabrlncenden Bea<«hrelbnng guniigt. 

fl9 Ein Vordruck genügt für mehr als einen Titel 
oder eine BeAcbreibung, wenn die auf den i^eiten 1 und 2 
des \'ordrueks verlangrten Mitteilnngen ftuf alle gleieh- 
ffiH.Hsig AuweaduDg finden. 


3. Title of Work. 




4. Wenn der IIrheb«r, Künstler oder Zeichoer »m 
Leben ist, Angabe seines Bait^erraebta nnd Wohnsftses; 
wenn er todt ist, Angabe seiner Nationalität. KaturaH- 
sierte Bürger siml a\a Molobe zu bezeicbneu. Nicht er- 
forderlich ist die B< k:iiHitgabe des Naments und Wohn- 
sitzes eiiie^ Urhebers, Künstlers oder Zeicbiier», der nirht 
gleichzeitig der den Urheberrechtaachutz Beansiinii lieiule 
iät. Obligatorisch ist hingegen dit Angabt der 
NätiemotUät oder des Bürffwreekis. 


4. .Marne and ISationaiJtj of 
Antlior, Artist OT Designer. 

Name. 

(K*uu ^ewUnaohten PftUea fort- 
geUNveii werden.) 

Residence, 

(Ksnii Kewlloachtea ITftlle* fort> 
geUtaen we den.j 
Nationahl U, or\ (Hum angegeben 
Citizenship. / warden.) 


AtiKiibo, uti aer Naclisuftieiule l rhci)ei K chtHschuiz 
in der Eigenschaft als Urheber (Auihorh Zeichner 
(Designer) oder Eigentümer (Proprietor) beansprucht. 

Mf Man »ehreibe nur eine dieser drei geseUmissigen 
BezeTcbnungen und benutse irgend einen Ausdruck oder 
Avs'lrtickp anderer .\rt nicht. 


5. Form of Claim. 


(i. Augabc des Namens nebst der volleu Adresse der 
Pereon, an welche die Antwort sn richten Ist. 


6. N&me and Address to 
whom lleply is to be 
mailed. 

Name, 

Adreaa, 



Deacriptiou. 

(Man verzeichne hier mit Hand- cMler Mns« him n^« Inift eine kurze BcsclircilHuig der 
Malerei, Zeichnung, Statu,. Bildhauerarbeit odtr des Modells oder Entwarfs für 
ein Wsrk dsr schönen Künste. Die BvJichreibuug uiuas jedoch hinreichend ausführlich 
sein, uni das Werk TOIlstKndtg zu Identlflsieren.) 
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Besoudcre Sorgfalt soll darauf renrandt werd > n. den zur Eintragung yer- 
langten Titel, borw. die Beschreibung vor der Verößentlichnng oder Yerbrei- 
tuog von Exeiu} iaren des Werkes, dessen Schutz gewünscht wird, zu senden. 

Eintrag uugädatum des Titels. Alle Titel werden unter dem 
Datum ihres Empfangs im Copyright Office eingetragen. Dieses Verfahren 
ist obligatorisch, und Aufforderungen, den Titel-Eintragungen Daten vor dem 
wirklichen Empfang der Titel zu geben, können nicht bewilligt werden. 
Wenn man aus besonderen Gründen einen Titel zu einem bestimmten Zdt^ 
punkt eingetragen zu haben wünscht, liegt es der denselben einsendenden 
Person ob, Titel mv\ zugehörige Anmeldung hinreichend zeitig zu über- 
mitteln, um deren Emu fang im Copyright Office zu oder vor dem be- 
nannten Zeitpunkt zu sfeheni. 

An denjenigen Tagen, welche im Distrikt Columbia gesetzliclir Frier- 
tage sind, ist das Copyright Office nicht geöffnet und werden keine Ein- 



re Jt r , so sollten diese Tage oder Zeitpunkte Termieden werden. Die TOlgenden 
Tage sind gesetzliche Fei(!rtftge, an denen keine Eünschreibungcn erfolgen: 
1. Januar (Neujahrstag), 22. Februar (Washingtons Geburtstag), 4. März 
(Jeden vierten Jahres — Tag der Amtseinsetzung des Präsidenten), 30. Mai 
(Ausschmückungstag für die 1861—65 Gefallenen), 4. Juli (Tag der Cnab- 
hängigkeits-Erklärung), der erste Montag im September (Arbeits-Feiertag), 
25. Dezember (Weilmachstag). Ausserdom wird jeder Tom Präsidenten als 
öffentlieher Fest- oder Danksagungstag bestimmte oder empfdilenc Tag ein 
gesetzlicher Feiertag, an welchem keine Eintragungen bewirkt werden. So 
ist der letzte Donnerstag im Monat November als Danksagungstag bestimmt, 
und es werden an diesem Tage keine Urheberrechts-Eintragungen bewirkt. 
Wenn einer dieser Feiertage auf den Sonntag fällt, wird der n&distfolgende 
Montag als der gesetzUehe Feiertag betracbtet, an welchem keine Ein' 
tragungen erfolgen. 

Werke in mehr als einem iiande. Im Falle von iu Teilen oder 
Bänden verOlfentlichten Werken soll der Titel jedes Teils oder Bandes wie 
ein selbständiges Werk eingetragen werden. Von Zeitungen, Zeitschriften 
oder anderen periodischen Veroffentlirhiingen wird die Kinreichung des Titels 
jeder Nummer, nach Band, Nummer wid Datum unterschieden, ver- 
langt, als wenn sie ein abgesondertes Werk wäre. 

Im Falle von Stichen, Photograpbion ndi-r nnileren mit Abwfichungen 
Terüfieniiichten Werken oder TOn Musikalien in verschiedenen Arrangements 
wird die Eintragung eines' TIteb für jede Abweichung verlangt; dieser 
Titel muss so ausgedrückt sein, dass die yerschiedenen Änliagen oder Aus- 
gaben deutlich unterschieden werden. Im Falle einer Photographie erfordert 
jede Stellung getrennte Einschreibung unter besonderem Titel, besonderer 
Nummer oder besonderen Zeiehen. 

Wer Urheberrechts-Eintragungen beantragen kann. Der Ur- 
heber eines litterarJschen, musikalischen, dramatischen oder kiüistlerischei? 
Werks, welcher ein Bürger der Vereinigten Staaten oder ein Unterihau 
eines Landes ist, auf desjen Bürger die Vereinigten Staaten die Wohlthaten 
des ürheberrechtsschutzes ausgedehnt haben, ist zur Erlangung des Urheber- 
rechts iu den Vereinigten .Staaten privilegiert. Jede Person, welcher ein 
Urheber, der daa Urheber rechts- Privilegiam in den Vereinigten Staaten 
besUzt, sein Urheberreeht abgetreten hat, kann Urheberrechts-Einschreibung 
wie ein ^Eigentümer' Vnnntracrrn und erlangen. Wer ein Werk übersetzt, 
herausgiebt, zusammenstellt, dramatisiert oder abkürzt, kann nach dem Ur- 
heberrechtsgesetz als der Urheber der Übersetzung, Zusammenstellung, 
Dramatisierung oder Abkürzung betrachtet werden und Ürbeberrechts-Eio- 
tragung beantragen und erlangen. Der blosse Besitz eines Buohes in band- 
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schriftlicher oder gedruckter Gestalt gtebt an ikk dem Besitzer kein Privi- 
legium der Urheber-Eintragung. 

Hinterlegung yon Kopien. Der sweite Sdiritt, welcher erforderlieli 

ist, um ein Urheberrecht vollstariilig zumachen, besteht io der Hinterlegung 
von zwei Kopien des Werkes, für welchem der Titel eingetragen worden ist. 
Dies soll vur der Yeröffcntlichiiiig oder Verteilung von Kopien des Werkes 
geschehen. 

Sofern diese Hinterlegung nicht erfolgt, tritt Yeriall einer Oeldstrafe 
Ton $ 25 ein. 

Es sind gwti Kopien erforddrlich, nnd swir mttssen dies wHsiändiffB 
Eopi«i der besten Ausgabe sdn. Im Falle yon Bttchem müssen die Exem- 
plare von innerhalb der Grenzen der Vereinigten Staaten gesetzter Schrift 
sein, Piiotographien müssen Abdrücke von in den Vereinigten Staaten her- 
gestdlten Negativen sein nnd CSiromos und Lithograpbitti Abdrucke Ton 
Zeichnungen auf Stein oder ümdmcken davon, die in den Vereinigten 
Staaten hergestellt sind. 

Wenn ein Buch abschnittweise in einer periodischen Publikation Yor- 
öffentlicht wird, .sollen zwei Exemplare joder Nummer der dasselbe ent- 
haltenden Zeitschrift hinterlegt werden, und wenn dasselbe dan.irh als ein 
ToUstandiges Werk Teröffentlicbt wird, sollen alsdann zwei Exemplare des 
TervoUständigten Buches hinterlegt werden. 

Im Falle einer ntatn Anfiag^ Tcrlangt das Gesets die Hinterlegung 
«Ihm Exemplars. 

Wenn die Exemplare gesandt werden, sehe man darauf, dass sie deutiiclk 
mit dem nntersdieidenden Titel des Werkes und dem Namen nnd der 

Adresse des Absenders versehen sind. Es ist unmöglich, die Spur yon 
Werken, welche nicht mit Titeln oder sonstigen unterscheidenden Zeichen, 
versehen sind, in einem Bureau festzuhalten, das wöchentlich über zwei- 
tausend Werke erb&lt. In jedem Brief, der sieb anl ein bebu& Hinteiw 
legung eingesandtes Werk bezieht, wolle man das Weric ToUst&ndig und 
genau benennen oder beschreiben. 

Alle behufs Hinterlegung eingesandten Werke, wie Photographien, 
Stiche otc. sollen einen unterscheidenden Titel, eine unterscheidende Nummer 
oder ein unterscheidendes Zeichen tragen. Im Falle einer Serie Photo- 
graphien desselben Gegenstandes soll jede Stellung irgend ein untere 
scbeidendes Zeiehra baben. 

Diese für die Urheberrechts-Hinterlegwig verlangten Werke können, 
wenn die für die amtUche Korrespondenz gedruckten, vom „Register of 
Copjrifi^ts^ auf Verlangen erhältlichen Adresszettel benutzt werden, in 
jedem Gewicht portofrei durch die Post (innerhalb ässt Yereinlgtea Staaten) 
gesandt werden. Die Werke sollen adressiert werden an: „The Eegister of 
^'opyrights, Copyright Office, Library of Congress, Washington, I). C." 
iluu sende nur die 1 1 i.acli dem Gesetz erforderlichen Kopien und unter- 
lasse Doppellieferungen, la diese olme Werth für den Urhd)errechtS8<^iits 
sind und dem Bureuu Z Mtv rl ist yerursachen. Die Htnteriegong Ton Kopim 
soll niemals der Titeieiutragung vorangehen. 

Manuskripte oder andere Originalwerke. Manuskripte können 
nicht als Hinterlegungen zur Erfüllung des Urheberrechts angenommca 
werden und sollen dem Copyright Office in>bt eingesandt werden. Keine 
originalen Zeichnungen, Gemälde oder Bildhauerarbeiten oder Muster für 
Thon-, PoTidlan- wer Olaswaren, eb^iaowonig irgend welche originalen 
Artikel oder Erfindungen, wie Muster für Spiele, Soierzartikel nsw. sollen 
dem Copyright Office eingesandt werden. 

Bescheinigung für hinterlegte Kopien. Gemäss besonderer 
Kongress-Verfüguug werden alle anr ErffUlung der Urhoberrechts-£in- 
Oesettt aber dm UthdlMonccht. W 
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tragungen in der Kongress-Bibliothclc, Co]\vrip;ht Office, hinter!' jrtrTi Werlte 
katalogisiert und die Titel reröftentUciit, iiud zwar ia der wöciieatüchuu 
Pnblikation, betitett «Oatalogiie of title ehtiies of books and other artides 
entered in thc office of the Kegister. ot Cepyiights, Library of Congress, 
at Washington, D. C, iindcr the Copyright law, wherein the Copyright has 
bcen completed by the deposit of two copies." In dieser Publikation werden 
angegeben: Der Titel des hinterlegten Werkes; der Name des ürbeberrecht 
Beanspruchenden; das Datum und die Einf^anp:5!nummer der Eintragrung des 
lJrheberrecht>-A:isi)rucbs und die Nummer und das Datum der Hiaterlegong 
der zur Erfüll un«^ des Urheberrechts gesandten Kopien. 

Diese gedruckte Pnblikttion ist daher gleichwertig mit einer Tcröifent- 
lichten Bescheinif^nnjr ^i^if"f ^ar Erfüllung des Urheberrechts hinterlegte 
Kopien, und es ist die < lüziire Bescheinigungsform, welche das Bureau zu 
geben gesetzlich ermächtigt läi, ausgenommen, dass ein beglaubigter Empfangs- 
sehein gegen Zahlung der gesetuiehen Oebflhr Ton 60 eents ausgestdlt 
werden kann. 

Wenn jedoch ans besonderen Grüuden Beseheinlgungeu tfir die Hinter- 
legung von Kopien yerlangt werden, können dieselben aasgestellt werden, 

vorausgesetzt, dass ein Bescheinigungsvordruck-Formular Tom Absender des 
Werks richtig ansgefüllt und zum Datieren und Unterzeichnen fertig gemacht 
iüt und Torausgesetzt, dass dasselbe mit den zwei Kopien des WerkeSf deren 
Li^entng gesetslich rerlangt wird, gesandt ist. Diese Bescheinigani^Tor. 

druck-ForninJnrp werden auf Verlangen geliefert nnri sollen so YnfNtTndii; 
und sorgfälti«:^ ausgefüllt werden, dass sich kein Zweifel hiasichtiicli der 
Identität erheben kann; audernfalU kann keine Bescheinigung geliefert werden. 

Urheberrechts-Vermerk. Der dritte zur Sicherung eines rechts- 
f^ültigen ürheberrp'ht'! erforderliclic Schritt ist der Anfdnick des ürheber- 
rechts-Anspruchs auf jedem Exemplar des geschützten Werkes. Kein ürheber- 
leeht kann gegen Verletznog gesehfttzt werden, wenn sieht der geseti^b 
▼orgeschriebene Vermerk auf jedem hervorgebrachten Exemplar angebraeht 
ist. Der Wortlaut des Vermerks ist durch das Urheberrechtsgesetz be- 
stimmt und muss die eine oder die andere dieser beiden Fassungen haben: 

a) Entered aecording to Act of Congress, in the year , 

(Dataraangab«* 1 

by in the Office q£ the 

(Vollständiger Name des BeaaspradiAaden.) 
Librariaa fA Congress, at Washington; 

b) Copyright, , by 

(Angabe des Jadres.l (Vollständiger Name des Beanspruchead«ii.j 

Im Falle eines Buches schreibt das Gesetz vor, dass dieser VermerlH 
auf der Titelseite oder der nnmittelbnr darauffolgenden Seite gedruckt sein 
soll, und im Falle anderer geschützter Werke mnss der Vermerk auf irgend 
einen sichtbaren Teil derselben oder des ätoffes, anf welchem dasselbe fertig 
gemaeht werden soll, angebracht werden. Das im UrheberrechtSTermerk an- 
gegebene Datum muss mit dem Jabresdatnm der Eintragung des Titels in 
den Ref^isiern des Copyricrht Office libereinstimmcn, und der Name des ör- 
heberrecht Beanspruchenden, wie autgedruckt, soll mit dem als Eigentümer 
des Urheberrechts eingetragenen Namen übereinstimmen. Eine Abwmt^nmg 
zwischen dem Anspruch, wie er eiuf^ctragcn ist, und demselben, wie er dem 
Werk aufi^edriickt i^r, würde einen Zweifel auf die Gültigkeit des Urheber« 
rechts werfen; es Ul daher sorgfiiltig darauf zu sehen, dass dieselben über^ 
einstimmen. 

Urheberrechts-Gebühren. Die gesetzlich vorireschriebenen Urheber- 
rechts -Oebühren sind iu Sektion 4958 der Revidierten Statuten (S. 294.) 
angegeben. 
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?:toht dem Urheberrecht NfH-hsuclienden frei, die rfebtihr für m\p Tlo- 
scheiaiguug zn der Zeit der Ttieicintraguui; zu zahlen, üline Urheberrcchts- 
IIcseiNniigDng itt svr OUnUnftigkeit genügender Bonrels der Urhebenedite- 
Rintragang; diese rrkunde kann aber in Gestalt einer beglaubigten Kopie 
«for Eintraffunq zn ipder der TiteleiiitTfiiinnn' folgenden Zeit erlangt weroen. 

In keinem i? aü »ullen Briefmarken uder gestempelte Briefnmscbläge für 
die Aatwert gesandt werden, de alle Poeteeeben des Copyright Offiee {fmuBT' 
halb der Vereinigten Staaten) rmtrr Ftaatlirhrr Portofreiheit befördert worrfnii 
Alle Zahlungen sollen mit Foataniceiaung oder Express- Anweisung, zahlbar 
an den ^Register of Copyrights", erfolgen. Kein Geld (Courantgeld oder 
Münze) soll in ein an das (^»pyrigbt Office gesandtes Packet von Btkchern, 
Musikalien odor nndcrnn Gefienständen gelegt vrerdi^n, und alle Übersender 
werden dringend autgefordert, für die Zasendaug einer ident^zisrbaren 
2elihing 8orge m tr^eo. BrioteeikeB eollee afdit als GeMO^n gesaadt 
irerdon. 

Urheberrechts-Übertragungen. Die Orig:!na!-Übertragunq:surknndc 
moss ZBT YenseiehBung der Thatsache eingesandt werden und wird dem Ab- 
eeeder imeb ««felgter Biiitf^ng mit cngesehriebenem Brief wiedemge^ 

stellt. T^in Vnrdruck-Forrnular für UrhebMfecbte-ÜbevttagQlIg itt TOSI 

Copyright offjce nicht aasgegeben worden. 

Veröffentlichung nach Tit eleiuiraguug. Die Zeit der Ver- 
^ffiimtlieknng eines Werkes, dessen Titel eingetragen wurde, ist niebt dereii 
das G^et?: fipsrhrnnkt: ilic f H:;rirht?hf)fp haben aber zu TersteTicn i^egeben, 
dass die Veröfl'cntlichaug innerhalb einer „angemessenen Zeit* erfolgen soll. 
Dae Urheberrechtsgesetz der Yereiiifgten Staaten enthalt keine besondere 
Yerffigung für ein vorläufig geltendes Urbeberrecht, und das nur schwadi 
begründete, durch die Einregist riernns: dfr Titelseitc vor der VerötTentliclmnp; 
gesii^erte £«cht ist nicht entschieden worden; die Einschreibung des Titeln 
einee Bediee, einer Zeitecbrift oder anderen YerOifeiitUebnnf, die dem ür^ 
heberrecbt unterliegt, sichert kein Monopol lür den Gebrauch dieses Titels. 
Der Titel ist nur als ein integrierender Teil des Werkes, das er bezeichnet, 

S «schützt; es unterliegen also nur die Titel spezifischmr Verotfentlichungon 
er ürheberreelite-iSatnigung. 

t'^ b p T s f 1 7 u Ti c und Dramatisierung. Von den Urhebern oder J^^i rrm- 
tümern geschützter Werke ermächtigte Übersetzungen und Übersetzungen 
ungeschützter Bücher unterliegen der Eintragung im Copyright üftice, wie 
Original-Erzeugnisse, und Gesuche für Urheberrechts-Elnt ragung sollen wie 
für ein Originnlwcrk bewerkstelligt werden. Hin?i>ht]ir1i 1 ramatischer Werke 
eoll das Gesuch auf gedruoktea oder mit Maschinenschrift hergestellten Titeln 
erfolgen, wie im Fall anderer litteraiiedier Werke. Üb war Braveh des 
Cop^Tight Office, auf die VerantwortUdilceit des Nachsuchetaden zw«i mü 
Maachiftensohrifi hergeatellte Kopien eines Schauspiels anzTinehmen und 
anzuerkennen. Das sicherer zu verfolgende Verfahren ist jedoch, gedruckte 
Kopiea sa kinfterlegeik 

Zeitschriften. Hrr allgemeine Titel einer Zeiiuno: oder ZeilscLrift 
kann ahc^r^ondert vom Inhalt zum Schutz nach dem llrheberrerhtpjresetz 
nicht eingetragen werden, i;^ muüs daher jede Nummer einer Zeit.'ichrift 
mit ihrem Titel, durch Angabe von Band, Kummer und Zeitpunkt der Aus- 
gabe uutf^r^^chiodcn, fMn<;etraj?en werden. Das Eintragunc'-jrf^'^uch kann für 
«ine Anzahl Ausgaben im voraus bewerkstelligt werden, indem die gedruckten 
Titelköpfe mit den hinsiehtlicli de» Bandes, der Nummer und des Datums 
^azagcschricbcnen Abweichungen gesandt werden, wobei für jede Ausgabe eine 
besondere Gebühr und besonderer vollst'andij;or Titel verlangt wird. Wenn 
mit Maschinenschrift hergestellte Titel eingesandt werden, soll jeder Titel 
ia Mascbiaensdirjft voüHändig geschriebea werden, oime Benatsnasr tob 

so* 
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r>ito -Zeichen, Die Titeleintragung soll der Veröffentlichung vorausgehpv , 
und zroei Excmpiarü joder Ausgabe siud der Koogressbibliothek^ (7op^ri^>.i 
OfflcOf sobald als möglich nach dem Druck zu senden. Infolge der Scowierig* 
keit, den Empfang der zwei Expmjilare einer Zeitung in der Koiiirrresi- 
bibüothek an oder vor dem Tage der Veröffentlichung j wie gesetzlich ver- 
langt, zu sichern, ist die Erlangung der postamtlichen Bescheinigung eine 
wünschenswerte Yorsichtsmassregel, welche erforderliehoii FaUes als Bewei>- 
uriLlinde für die Postaufgabe der heidcn Exemplare „an oder vor dem Tage 
der Veröffentlichung" dient. Beim Gesuch ist Sorgfalt darauf zu vorweadeu» 
dass der Name des Urheberredit Nadisnehenden in deraelbeii Weise an- 
gegeben werde, wie man denselben in dem ürhcbcrrechta -Vermerk, dessen 
Aufdruck auf jede Kopie verlangt wird, zu drucken beabsichtigt. Besondere 
Sorgfalt ist auch darauf zu Terweudeti, dass das Jahresdatum in dem ge- 
dmekten Urhcberrechta-Veimerk mit dem Jahresdatiim der Titeleintraguug 
übereinstimmt^ ehoe Sttckaicbt aaf das Datum der YerOlFeiitlichiuig dea 
Werks. 

Das Copyright Office ein Eintragungs-Bureau. Daa Copyright 
Office ist lediglich ein Eintragugs-Bureau ; es „gewahrt" kein Urheberrecht, 
sondern trägt nur einen Anspruch auf Urheberrechtsschutz ein. Die Ur- 
heberrechtsgesetze geben deutlich an, wie der Ansprach einzutragen ist» 
und zwar in der l^kt. 4957 der Beridierten Statuten (S. 898). Ob dne 
WiUfahrang der gesetzlichen Vorschriften hinsichtlich Titeleintragung, Hinter^ 
legung von Kopien und Veröffentlichung des Urheberrechts-Vermerks einen 
giütigen Schutz sichert, hängt von Thatsachen ab, welche das Copyright 
Office keine KachtyoUkommeiikelt hat, za erwftgen oder in Betracht zu ziehen. 
Jeder eingegangene und richtig ausgestellte Antrag für ein im Urheber- 
rechtsgesetz als dem Urheberrechtsschutz uuterliejrend bezeichnetes Werk 
Wird, wenn er vou der vorgeschriebenen Gebühr begieiLet ist, in seiner Keihe 
eingetragen; es ist dem Bureau nicht gestattet, auf damit in Gegensatz 
stehende Ansprüche irgendwelche Rücksicht zu nehmen. Doppelte Anträire 
zu Gunsten derselben Person werden, wenn entdeckt, nicht eingetragen; die 
doppelte Gebühr wird aber zurückerstattet. Das Bureau kann es jedoch 
nicht unternehmen, alle doppelten Anträge zu identifizieren, da dies der 
Regierung grössere Kosten verursachen würde, als durch das Ergebnis ge- 
rechtfertigt wäre. Die vom Bureau ausgegebenen Antragsformi^are sind 
mit Kopiertiote gedruckt, um so jeden Antragstdler in die Lage zu setzen, 
Presskopien aller bewerkstelligten Anträge zu behalten. Eine einmal er- 
folgte Eintragung kann nicht geändert oder annulliert werden; ebensowenig 
kann die für eine Eintragung verwendete Gebühr zurückerstattet oder für 
eine andere Eintn^ng benutzt werden. 

Als höfliche Antwort an jede eine Anfrajre an das Copyright Office 
stellende Person beabsichtigt dies Bureau, die Zusendung eines Exemplars 
eines seiner Bulletins oder Auskunfts-Cirkulare mit Bezeichnung einer be- 
sonderen Abteilung oder eines besonderen Paragraplien Torzunebmeo. 

Zollvorschriften für die 
Einfuhr urheberrechtlich geschützter M/erke, 1900.*" 

Eingang importierter Waren: Geschfttste Büclier und andere 

Werke. 

Art. 613. Geschützte Bücher und Werke, deren Einfuhr durch Sekt. 4956 
der Eevidierten Statuten in ihrer durch vSekt. 3 des Gesetzes vom 3. Hftrz 1891 



cln«r 



* In der von Tborrald Solberg, Bcgister or Ck>pyright«, fUr das CSopyrlght Offlo« oacb 
ir DlmiUnwtltttng 4m Schatwintiwkrttifai bMaatgag«lMn«i FtoMnng. 
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abgeänderten Fassung verboten ist, sollen nicbt zum Eingrang zugelassen 
werden. Wean solche Bücher nnd Werke mit der vorherigen Bewilligung 
des Sii^tamMS des ürhebemehts eingeführt werden, sollen sie Tom Zoll- 

€mnehmer konfisziert werden, der die anrremessenen Schritte für die Ver- 
wirkung der Gegenstände zu Gunsten der Vereinigten ätMten gemäss 
Sekt. 3082 der Revidierten Statuten vornehmen wird. 

Art. 614. Gesehatzte Bftcher nnd Werke, welehe im Widersprach nut 
bcsag'tem Verbot und ohne die vorherige Bewilligung des Eigentümers des 
ürht-berreclits eingeführt wurden und die 7:iir inlcrst der Verwirkung zu 
Guustcn des Eigentümers des Urheberrechta unterliegen, sollen vom Ein- 
nehmer beschlagnahmt werden, welcher letztere diesen Eigentümer ohne 
Verzug benachrichtigen soll, um festzustellen, ob derselbe ein Gerichts- 
verfahren zur Oeltendmachong seines Hechts an der Verwirkung ein- 
leiten wird. 

Art. 615. Wenn der Eigentümer ein derartiges Verfahren einleitet nnd 
eine Vcrfniriing der Verwirkung erlangt, sollen ihm die Gegenstände g^gen 
Zahlung der durch die Beschlagnahme und Lagerung derselben verursachton 
Kosten nnd der erwachsenden Zollspesen ausgeliefert werden. Wenn dieser 
Eigentümer die Einleitong solchen Verfahrens innerhalb 60 Tagen vom Datam 
der Benfichrirhtignng an unterlässt oder schriftlich erklärt, daas er sein 
Becht an der Verwirkung aufgiebt, soll der Einnehmer gleichwie im Fall 
Ton mit Torheriger Bewifligung solchen Bigentllmers eingefUhrten Welken 
▼erfaliien. 

Art. 616. Geschützte Werke, deren Einfuhr nicht verboten ist, die 
aber kraft der Sekt. 4965 der Bevidlcrten Statuten in der durch Sekt. 8 
besagten Gesetzes abgeänderten Fassung zn Qnnsten des Eigentümers des 
Urheberrechts bei Einfuhr ohne seiun vorherige Bcwilligunp: verwirkt sind 
und die ausserdem der Verwirkung von je nachdem 1 $ oder 10 $ iur jedes 
Exemplar unterliegen, wovon die Hälfte an besagten Eigentümer und die 
andere Hälfte an den Staat fällt, sollen Tom Einnehmer in Besitz genommen 
werden, der die erforderlichen Schritte zur Sichernno; der Hälfte d'T so ver- 
wirkten Summe für den Staat vornehmen und die Gegenstände in seinem 
Besits halten soll, bis eine Verfügung der Verwirkung erlangt ist und die 
fi&lfte der so verwirkten Summe, sowie die erwachsenen Zollgebühren und 
Kosten gezahlt sind, worauf er die Gegenstände dem Eigentümer des Ur- 
heberrechts ausliefern soll. Auf verbotene geschützte Werke erhobene ZoU- 
gebtthren kOanen Bi<«ht inrflekerstattet werden. Wird eine Verfügung der 
Verwirkung nicht erlangt, so sollen die Oegenstftnde zur Sinfuhr angelassen 
werden. 

Gemeinsame Vorschriften 
der Schatzamts- und Postamts-Ministerien. 

Art. 617. Um die Verfügung der Sekt. 4965 der Kevidierten Statuten 
in der veränderten Fassung der Urheberrechtsgesetze vom 3. März 1891 und 
2. Härz 1895 zur Ausführung zu bringen, welche Verfügung die Einfuhr 
danach gebührend geschützter musikalischer Werke verbietet, und auf Grund 
der durch Sekt. 4958 der Bevidiertcn Statuten in ihrer veränderten Fassung 
erteilten Ermächtigung, welche bestimmt, dass ,der Sekretär (des Schatz- 
amts) und der Generalpostdirektor hierdurch ermächtigt und angewiesen 
werden, diejenigen Uassnalunen und Anordnungen zu treffen und In Aus- 
führung zu bringen, welche die Einfuhr in die Vereinigten Staaten aller 
nach diesem Gesetz verbotenen Erzeugnisse verhindern sollen, ausgenommen 
unter den oben angeführten Bedinguugen^, werden die folgenden Vorschriften 
als Blehtschnur für die Beamten des Zoll- nnd Postdienstes bekannt gemacht: 
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Art. 618. la^ow^ ais, gemäss Taragiaj^ U>'6 des Cr^etzes vom 24. Juli. 
1897, MiMikalien in Büdien od« Bogen dem Eialtelinoll miterliegcii, mit Aas« 

nähme gewisser besonders beseiolmeter Fälle, worden die PostTorstebcr be- 
auftragt, die Posteino'än^e aus dem Ausland sorgfältig zu prttfen und alle 
in denselben vorgclundenen musikaiitjciiun Publikationen dem uacbsten ZolU 
beamten za ttbermitteln. Die Zollbeamten werden angewiesen, gründlicbe 

Aufmerksamkeit ilcn vermittelst der gebriluchlicbon Zufiibrwege in Übcr- 
trotuug des l'rbtberrccbt-iresctzes eingcfiihrt'-n Arükeln zuzuwenden. 

Art. 619. xSacb f^iuplüug soicber aeiLeua der Postvorsteber oder ver- 
niirt Ut der gebräuchlichen Zufuhrwege eingelieferten Artikel nehmen die 
Zolkiunebmer ro(2;elrecht auf alle derartigen Artikel die ErhtLung des Einfubr- 
:{olles, der richtigerweise zulässig ist, vor und sollen alle in Übertretung 
eines ürheberrechts der Vereinigten Staaten eingeführten Masikalien in 
Büchern oder Bogen zurückhalten und den Eigentümer des Urbeberrechts 
und den Eig:cntümer, Importeur oder Konsiirnator der yerbotenen Werice 
oder den Adressaten mit Post benacbricb Ilgen. 

Art. 620. Wenn binoen drei Monaten von der Fostanfgabe der Be» 
nachrichtignng an der Eigentümer des ürheberrechts kein Gerichtsverfahren 
zur Verwirkung solcher gemäss den Bestimmungen der .Sekt. 4965 der 
Ecvidiertcn Statuten in der abgeänderten Fassung des Gesetzes Tom 
% MSrs 1895 einleitet, oder der Eigentümer oder Importeur der verbotenen 
Werke oder der Adressat sich nicht einfindet und den Gegenbeweis liefert, 
ist der Zolleinnebmer angewiesen, die verbotenen Werke zu verbrennen oder 
auderweitii^ zu vernicbten: 

Gesetz des Staates New -York vom 2. Mai 1899 betrefTcnd Ab- 
änderung dee Strafgesetzbuclis hinsichtlich des Urhebenrechts. 

Art I. Das Stra^esetzbaeh des Staates Kew-Tork wird Idermit dniek 
die Hiuzüfügiing eines neuen als Artikel 729 verzeiclmetea Artikels folgen^ 

den Inhalts abo:eändert: 

Artikel 729. Ein Vergeben begeht, wer zu gewinnsüchtigem Zweck 
ohne Zustimmung des Eigentümers eine nicht verötentUcbte, nicht zu- 
geeignete oder eine gesetzlich geschützte dramntiscbe oder musikalische 
Komposition, wie z. B. eine Uper, öffentlich aufführen oder darstellen lässt 
oder wer, in Kenntnis davon, dass eine derartige dramatische oder musi- 
kalische Komposition weder veröffentlicht noch zugeeignet ist oder dass sie 
geschützt ist, die Auffübrnnt^ oder Jhirstelhnig derselben ohne die Zu- 
stimmung des Eigentümers zuiässt oder begünstigt oder au derselben teil- 
nimmt. 

Art 2. Dieses Gesotz tritt am 1. September 1899 in Kraft. 

Kongressakte vom 30. April 1900: Territ. Hawaii. 

Die Hawaiiscben Gesetze über die Ertoihino: von Patenten und den 
Schutz des litterarischen Eigentums sind durch die Kongressakte der Ver- 
einigten Staaten Tom 80. April 1900 aufgehoben. Qesuche um Erteilung 
von Patenten, des Urheberrechts etc. in dem genannten Territorium sind 
deshalb an das Patentamt in Wasliin^^ton zu richten. In Ansehung der Jvin- 
traguug von Warenzeichen (piinis), Ilaudelsmarken und Etiketten sind die 
Hawaiischen Gesetze und Verordnungen nach wie Tor in Kraft. 



Digitized by Google 



VArtrige; Server ÜbeniakiuiXL 811 



Ve rträge. 

Belgien — Deutschland — Frankreich mit Algier und 
Kolonien — Grosebritannien mit Kolonien und Be- 
•itzungen — Haiti — Italien — Japan*") — Luxem- 
burg**) — Monaco***) — fiorwegen***^ — Schweiz — 

Spanien mit Kolonien — Tunis. 

l>*'rn»'r rUercinkanft des int>^rnationalcn Vorbandes 
zo,m Schutze Ton Werken der Litreratnr uud iCuASt 

vom 9. September ISSK. 
(In Kraft getreten am 5. Dexeiuber 1Ö87). 

Art. 1. Die vcrtragschliessoudon Länder bilden einen Verband zum 
Scliutze des Urheberrechte au Werken der Litteratur und Kunst. 

Art. 2. Die einem der Verbandsli&der angehörenden Urheber oder ihre 

Recht.snachfol<x.'r o;eni'\s."?cn in deii übrigen T.äinlcni für ihrn Werke, und 
zwar sowohl fnr die in einem der Verbandslamier veroli'ontlichten, als frtr 
die überhaupt nicht veröffentlichten, diejenigen Kechte, welche die betreft'eu- 
dcn Gesetze den iulftndiscben Urhebern gegenwärtig; einräumen oder in Zu- 
kunft einräumen werden. 

Der Geuuss dieser Rechte ist von der Erfüllung der Bedingungen und 
FSrmticJikelten abhängig, welche durch die Gesetzgebung des Ursprungs- 
landes des Werkes vorgeschrieben sind; derselbe kann in den übrigen Ländern 
die Dauer des in dem L'rsprnngslan ic gewährten Schutzes nicht iibf'rfltoii^fti. 

AU Ursprungsland des Werkes wird dasjenige augesehen, in weichem 
die erste Ver&ffcntlichang erfolgt ist, oder wenn diese YerOffentlicbnug 
[rli ichz<Mtig in mehreren Verbandslündcrn stattgefunden hat, dasjenige Unter 
ihnen, dessen Gesetzgebung die kürzeste .Schutzfrist prowährt. 

In xVuschung der nicht veröffentlichten Werke gilt das Jleimatsland des 
Urhebers als Ursprungsland des Werkes. 

Art. 3. Dir lM -tiniiiiiino:'~n der gegenwärtigen Ülicrcinkiinft linden in 
gleicher Weise auf die Verleger von solchen Werken der Litteratur und 
Knust Anwendung, welche in einem Verbandslando veröffentlicht sind, und 
deren Urheber einem Nichtverband.-l indf angehört. 

Art. 4. Der Au-lriick „W ik" (b r J.ittcratur und Kunst" umfa?:st 
l»ücher, Broschüren und alle anderen .Schriftwerke; dramatische uud dra- 
»iiitisch-musikalische Werke, musikalische Kompositionen mit oder ohne Text; 
\\crke der zeichnenden Kunst, der Jlalerei, der Bildlianeroi; Stiche, Litho- 
graphien, Illustrationen, geogrnidiischn Karton; goopiraphische, topoti^raplsis' ?! ', 
*rcliitcktouischc oder sonstige wisscn.^chaftlichc l'läne, Skizzen und Dar- 
Btdlnngen plastischer Art; überhaupt jedes Erzeugnis aus dem Bereiche 

*) Seit 15. Juli 1899. **j öeit 20. Juoi ISSS. äeit 3J. Mai ISSO. Seit 
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der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst, welches im Wege des Druckes 
oder sonstiger Veryielfältjfiung veröffentlicht werden kann, 

Art. 5. Den einem Verbandslande angehörigcn ürheborn oder ihien 
Eechtsiiaclifulfrern steht in den übrigen Ländern, bis zum Ablauf von zehn 
Jahren, von der Veröä'entlichung des Origiualwerives lu einem der Verbands- 
Uader an gerechnet, das ausschJjessliche Beeilt zu, ihre Wetke zn. ttbei^ 
setzen oder die Übersetzang derselben zu gestatten. 

Bei den in Lieferungen veröffentlichten Werken beginnt die Frist von 
zehn Jaliren erst mit dem Erscheinen der letzten Lieferung des Original- 
werkes. 

Eei Werken, welche aus mehreren, in Zwischenräumen erscheinenden 
Bänden bestehen, sowie bei fortlaufenden Berichten oder Heften, widche von 
litterarisclieu oder wissenschaftlichen Gesellschuften oder von Privatpersonen 
TerSffeiitUeht werden, wird jeder Band, jeder Bericht oder jedes Heft bezftgUch 
der zehnjährigen Schutzfrist als in besonderes Werk angesehen. 

In den in diesem Artikel vorgesehenen Tälleu gilt für die Berecbnun£f 
der Schutzfristen als Tag der YerOffentlichiiiig der 31. Dezember des Jahres, 
jn welchem das Werk erschienen ist. 

Art. 6. Eeehtmässige Übersetz untren werden wie Originalwerke ge- 
schützt. Sie geniessen demzufolge rücksichtlich ihrer unbefugten Yerviel- 
föltigung in den Verbandsländem den in den Artikel 2 und 8 festgesetzten 
Schutz. 

Wenn es ?if"h indessen um ein Werk handelt, betreffs dessen das Recht 
zur Übersetzung allgemein feststeht, so steht dem Übersetzer kein Einsxiruch 
gegen die Übersetzung des Werkes durch andere Schriftsteller zu. 

Art. 7. Artikel, welche in einem Verbandslande in Zeitungen oder 
periodischen Zeitschriften veröffentlicht sind, können im Original oder in 
Ubersetzung in den ttbrigen Yerbandsländern abgedruckt werden, falls nidit 
die Urheber oder Herausgeber den Abdruck ausdrücklich untersagt haben. 
Bei Zeitschriften genügt es, wenn das Verbot allgemein an der Spitze einer 
jeden Nummer der Zeitschrift ausgesprochen ist. 

Dies Verbot soll jedoch bei Artikeln politischen Inhalts oder bei dem 
Abdruck von Tagesnettigkeiten und «Tennisditen Nachrichten* keine An* 
Wendung finden. 

Art. 8. Bezüglich der Befugnis, Auszüge oder Stücke aus Werken der 
Litteratnr und Kunst in Veröffentlichungen, welche für den Unterricht be- 
stimmt oder wissenschaftlicher Natur sind, oder in Chrestomathien aufzu- 
nehmen, sollen die Gesetzgebungen der einzelnen Verbandsländer und die 
zwischen ihnen bestehenden oder in Zukunft abzuschliessenden besonderen 
Abkommen massgebend sein. 

Art '\ Die Bestimmungen des Artikels 2 finden auf die öffentliche 
Aufführung dramatischer oder dramatisch-musikalischer Werke Anwendung, 
gleichviel, ob diese Werke TerQffentlicht sind oder nicht. 

Die Ürheber von dramatischen oder dramatisch-musikalischen Werken, 
sowie ihre Recbtsnachfol|D:er werden gegenseitig, während der Dauer ihrr^s 
ausschüessiichen übersetzungsrechtes, gegen die öffentliche, von ihnen nicht 
gestattete Auftfthrung einer Übersetznng ihrer Werke geschützt. 

Die Bestimmungen des Artikels 2 finden gleichfalls Anwendung auf die 
öffentliche Aufführung von nicht Yeröftentlichten und solchen veröffentlichten 
musikalischen Werken, bei denen der Urheber auf dem Titelblatt oder an 
der Spitze des W erkes ausdrücklich die öffentliche Aufführung untersagt hat. 

Art. lf>. Zu der unerlaubten Wiedergabe, niif welche die gegenwärtige 
Übereinkunft Anwendung findet, gehört insbesondere auch diejenige nicht 
geneiuuigtc indirdtte Aneignung eines Werkes dw Litteratnr oder Kunst, 
welche mit Ter^chledenen Namen, wie «Adaptationen, musikalische Arrange- 
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ments" usw. bezeichnet za werden pflej?t, sofern dieselbe lediglich die Wieder- 
gäbe eines solchen Werkes in derselben oder einer anderen Form, mit un< 
wesentliclieB Änderongen« ZusAtzeii oder Abkürzangen darstellt^ ohne im 
ttbrigen die Eip:pnscliaft eines neuen Oripnal Werkes zu hositzen. 

Es besteht darüber Einveretändnis, dass die Gerichte der vorschiedenen 
Vcrbandslander gegebenenfalls diesen Artikel nach Massgabe der besonderen 
Bestinunnngeii iber Landesgesctze uiznwendeii haben. 

Art. 11. Damit dio Uilieber der durch die gegenwärtige Übereinkunft 

geschützten Werke bis zum Beweise des Gcfi^cnteils als solche angesehen 
und demgemäss Tor den Gerichten der einzelucu Verbaudsländer zur Yer« 
lolgung von nnerlanbter Wiedergabe zugelassen werden, genügt es, wenn 
ihr Name in üblicher Weise auf tlem Werke angc'2:eben ist. 

Bei anonymen oder pseiidonymea Werken ist der Verlejj^er, df^ssen Name 
auf dem Werke steht, zur Wahrnehmung der dem Urheber zuateheudeu 
Rechte befugt. Derselbe gilt ohne weiteren Beweis als Bechtsnachfolgex 
des anonymen oder p>''udonymen Urhebers. 

Im übrigen können die Gerichte eintretendenlalli^ die ibrlngung einei 
Yen der zuständigen Behörde ausgestellten Beseheini gun^ fordern, durch 
welche die Erfüllung der im Sinne des Artikels 2 von der (Gesetzgebung 
des Ursprungslandes vorgeschriebenen Förmlichkeiten dargethan wird, 

Art. 12. Jedes nachp^edruckte oder naclij^ebildete Work kann bei der 
£infuiu' in diejenigen Yerbaüdsiäuder, in weichen das Ürigiuahverk auf ge- 
setzlichen Scbut:? Anspruch hat, beschlagnahmt werden. 

Die Beschla<rnaliine findet statt nach den Vorschriftea der inneras Ge- 
setzgebung des bctrctt'enden Landes. 

Art. 13. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Überdnknnft beein- 
trächtigen in keiner Beziehung das der Regierung eines jeden Verbands- 
landes zustehende Recht, durch Massrerreln der (;»'jsetzgehnng oder Inneren 
Verwaltung dio Verbreitung, die Darstellung oder das Feilbieten eines jeden 
Werkes oder Erzeugnisses zu gestatten, zu überwachen und zu untersagen, 
in betreff dessen die zuständige Behörde dieses Recht auszuüben haben würde. 

Art. 14. Die gegenwärtif^e Übereinkunft findet, vorbehaltlich der ge- 
meinsam zu vereinbarenden Einschränkungen und Bedingungen, auf alle 
Welke Anwendung, welche in ihrem Ursprungslände zur Zeit des Inkraft- 
tretens der Übereinkunft nach nicht . Gemeingut geworden sindi 

Art. 15. Die Rei^ieruniren der Yerbandsländer behalten sich das Recht 
vor, einzeln mit einander besondere Abkommen zu troffen, insoweit als diese 
Abkommen den Urhebern oder ihren Rechtsnachfolgern weitergehende Rechte, 
als ihnen solche durch den Verband gewährt werden, , einräumen oder sonst 
Bestimmungen enthalten, welche der gegenwärtigen Übeareinkunft nicht zu- 
widerlaufen. 

Art 16. Es wird ein internationales Amt unter dem Namen „Bureau 
des internationalen Verbandes zum Schatze Ton Werken der Litteratur und 
Kunst* errichtet. 

Dief?es Bureau, dessen Kosten von den Regierungen aller \ erbands- 
länder getrag^en werden, wird unter den hohen Schutz der oberen Verwaltungs- 
behörde der Schweizerischen Eidgenossenschaft gestellt und versieht seinen 
Dienst unter deren Aufsicht. Seine Befugnisse werden gemeinsam von den 
Verbandsländeru festgestellt, 

Art. 17. Die gegenwärtige Überdnkunft kann Bei?isionen unterzogen 
'n-crdcn, behufs Einführung von Verb ess eräugen, welche geeignet sind, das 
Sjrstem des Verbandes zu vervollkommnen. 

Derartige, sowie solche Fragen, welche in anderen Beziehungen die 
Entwicklung des Verbandes berühren, sollen auf Konferenzen erörtert werden, 
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welche der Reihe nach iu den einzelueu Vcibaudsländern duixli Delegierte 
derselben abzulialtcu sind. 

Indessen bedarf eine jcdo Ändrrunir (Ter i^'oii^pinviirtigcn Übereinkunft 
zu ihrer Gültigkeit für den Verband der eiulieilLgeu Zustimmaug der Ver» 
bandsländer. 

Art. 18. Denjenigen Ländern, welche sich an der gegenwärtigen Übei^ 
oinkunft nicht beteiligt haben, und welche für ihr Gebiet den gesetzlichen 
Schutz der den Gegenstand dieser Übereinkunft bildenden liechte gewähr- 
leisten, soll auf ihren Wunsch der Beitritt gestattet sein. 

Dieser Beitritt soll schriftlich der Regierung der Schweizerischen Eid- 
<^onossenscbaft und von dieser allen ttbugen Eegieinngcn bekannt gegeben 
werden. 

Derselbe bewirkt Ton Bcchts weisen die Unterwerfung unter aUe Ter- 
pflichtenden Bestimmungen und die Teilnahme an allen Vorteilen der g^n« 

wärtigen Übereinkunft. 

Art. 19. Die der gegenwärtigen Übereinkunft beitretenden Länder haben 
Jederzeit auch das Recht, derselben für ihre Kolonien oder auswärtigen Be- 
sitzungen beizutreten. 

Zu diesem Behufc können sie entweder eine allgemeine Erklärung ab- 
geben, nach welcher alle ihre Kolonien oder Besitzungen in den Beitritt 
einbegriffen sind, oder diejenigen besonders brennen, welche darin einbe- 
griffen, oder sich daran! beschr^iken, diejenigen zu bezeichnen, welche daTon 
ausgeschlossen sein sollen. 

Art. SO. Die gegenwärtifre Übereinkunft soll drei Monate nach Ans^ 
wechsoluiifj: der TlaTifikations-Urkunden in Kraft treten und ohne zoifliclie 
Bosch riinkung iu Kruft bleiben bis zum Ablaufe eines .Tahres von dem Tage 
au gerechnet, au welchem die Kündigung derselben erfolgt sein wird. 

Die Kündigung soll an die mit der Entgegennahme der Beitritts -Er^ 
klärnngcn beauftraj^tc Regierung gerichtet werden. Sie übt ihre Wirkung 
nur in Ansehung des aufkündigenden Landes aus, während die Übereinkunft 
für die übrigen Verbandsländer yerbindlich bleibt. 

Art. 21. i»ie gegenwärtige Übereinkunft soll ratifiziert und die Bati- 
fikationsurkundcn sollen spätestens innerhalb eines Jahres zu Bern ausge- 
tauscht werden. 

Zu Urkund dessen haben die betreffende Berollmächtigten dieselbe 
vollzogen und ihre Insiegel beigedrttckt. 

Znsatzartikel. 

Die unter dem heutigen Datum abgeschlossene Übereinkunft berührt 
in keiner Weise die weitere Geltung der zwischen den Tertragschliessenden 
Ländern gegenwärtig bestehenden Abkommen, ins-jweit als diese Abkommen 
den Urhebern oder ihren Rechtsnachfolgern weitergehende Rechte, als ihnen 
solche durch den Verband gewährt werden, einräumen oder sonst Bestim- 
raungen enthalten, welche dieser Übereinkunft nicht zuwiderlanfen. 

Schlussprotokoll. 

Im Begriff, zur Vollziehung der unter dem heutigen Datum abge- 
schlossenen Übereinkunft zu schreiten, haben die unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten das Nachstehende verlautbart und verabredet: 

1. In Bezug auf Artikel 4 ist man übereingekommen, da?s diejenigen 
Verbandsländer, welche den photographischeu HrzruLriiisseu den Charakter 
von Werken der Kunst nicht versagen, die VerpÜichtuug Ubernehnien, den- 
selben die Vorteile der in der Übereinkunft Tom heutigen Tage etithaltenen 
Bestimmungen von deren Inkrafttreten an zu teil werden zu lassen. Übrigens 
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siiid diese Länder, abgesehen von bcateJitmden oder noch abzuftchÜciSiifadea 
i«teriiAtknialeii AbkamiMB, nur f^elnlteiif die Urheber der besdchaetea Ecw 
seugnisae In dem HasM tu sebttisea, in welebem dies nach ihrer Gesetz- 
gebnug angängig ist. 

Die mit Genehmigung des Berechtigten angefertigte Photographie eines 
geschützten Kimstwerkea genieast in allen Verbandsländem den gesetzlicheD 
Schutz im Sinne der gedachten Übereinkunft so lange, ah das Recht zur 
Nachbildung des Originalwerkes dauert, und in den Grenzen der 2wiscUea 
den }>crcchtigteu abgescblosseucu Privatverträge. 

2. In Bezug auf Artikel 9 ist man ttberelng^ommen, d&sä diejenigen 
Verbandsländer, deren Gesct/f^cbung unter den dramatisch -musikalischen 
Werken auch die choreographischen Werke begreift, den letzteren aus- 
drdcklich die Vorteile der in der Übereinkunft vom heutigen Tage e^it- 
halteiK'u BestimmnDgen zu teil werden lassen. 

Übrigens sollen die bei Anwcndnn^ der vorstehenden Bestimmung sich 
etwa ergebenden Zweifel der Entscheidung der betrettenden Gericiite Tor- 
behalten bleiben. 

3. Es besteht Einverständnis darüber, dass die Fabrikation und der Ver- 
kauf von Inst rumenteu, welche zur mechanischen Wiedergabe von Musik- 
stücken dienen, die aus geschützten Werken entuoinmen sind, nicht als 
den Thatbeatand der mneikalischen Kaehbildung durstellend angesehen 
Verden sollen. 

4. Die im Artikel 14 der Übereinkunft vorgesehene gemeinsamo VeX' 
einbarung wird, wie folgt, getroffen: 

Die Anwendung der Übereinkunft auf die zur Zeit ihres Inkrafttretens 
noch nicht Gemciiii^nt «gewordenen We rke soll in Gemässhcit der Abmachunjxen 
erfolgen, welche über diesen Punkt in den bestehenden oder 2U dem Zweck 
sbraichliesseDden besonderen Abkommen enthalten sind. 

In Ermangelung derartiger Abmachungen zwischen Yerbaadsländcrir 
werden die betreffenden Länder, ein jedes für sich, durch ihre innere Ge- 
setzgebung über die Art und Weise der Anwendung des im Artikel 14 ent- 
haltenen Grundsatzes Bestimmung treffen. 

5. Die Organisation des im Artikel 16 der Übereinkunft vorg^esehenen 
internationalen Bureaus soll durch ein Reglement festgestellt werden, dessen 
Ausarbeitung der liegiening der Schweizerischen Eidgenossenschaft über- 
tragen wird. 

Die Geschäftssprache des internationalen l'iirenns ist die französische. 
Das internationale Bureau sammelt Nachrichten ulier Art, welche sich 
auf den Schulz des Urheberrechtes an Werken der Litteratur und Kunst 
beziehen; es ordnet dieselben und veröffentlicht sie. Es stellt Untersuchungen 
no, welche von gemoinf amem Nutzen und von Interesse für den Verhand 
sind, und giebt auf (Jruüd der Dokumente, welche ihm die verschiedenen 
Regierungen zur Verfügung stellen werden, eine periodische Zeitschrift in 
französischer Sprache über die den Gegenstand des Verbandes betreffenden 
ifragcn heraus. Die licgicrungcn der Verbandsländer behalten sich vor. 
nacli erfolgter allseitiger Zustimmung das Bureau zur Veröffentlichung einei 



Das internationale Bureau hat sich jederzeit zur \'erfiiL:un^' der V'cr- 
bandsmitglieder bereit zu halten, um denselben über Frageu betreffend de» 
Schutz von Werken der Litteratur und Kunst die *be8onder6n Auskünfte zu 
erteilen, deren sie etwa bedürfen. 

Die liegieruug des Landes, in welchem eine Konferenz tagen soll, bc- 
mtet unter Mitwknng des internationalen Bureaus die Arbeiten dlesci 
Konferenz vor. 
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Der Direktor des internntionnlon Bureaus wohnt den Konferenzsitzungen 
bei und nimmt au den Yerbaaüluugen ohne bcschiiesseude Stimme teiL £r 
erstattet Aber seine GesehfiftsfOlirung einen Jaluesbericht, welcher allen 
Verbandsraitgliedern mitgeteilt wird. 

Die Kosten des Bureaus des internationalen Verbandes werden gemein- 
schaftlich Ton den vertragschliessenden Ländern getreten. Bis zu neuer 
BeeehlnssfassoBg dftrfen sie die Snnune von 60000 Franken jShrlich nieht 
übersteigen. Diese Sunrnp l:niin nötigenfalls erhöht werden durch einfachen 
Beschluss einer der im Artikel 17 vorgesehenen Konferenzen. 

Behufs Festsetzung de-* Beitrags eines jeden Landes zu dieser Gcsarat- 
kostensumme werden die vertragschliessenden und die etwa später dem 
Vür!i;inde bcitretonden Länder in seehs Klassen geteilt, von denen eine jede 
in dem Verhältnis einer gewissen Anzahl Ton Einheiten beiträgt, nämUch: 
die 1. Klasse 25 Einheiten, die 2. Klasse SO, die 8. Klasse 15, die 4. Klasse 10, 
die 5. Klasse 5 und die 6. Klasse 8 Einheiten. 

Diese KoeflRzif.iten werden mit der Zahl der Länder einer jeden Klasse 
multipliziert und die äumme der so gewonnenen Ziftem giebt die Zahl der 
EinJieitett, durch welche der Gesamtkostenbetrag tn dividieren ist. Der 
Qaoticnt ergiebt den Betrag der Kosteneinheit. 

Jedes Land erklärt bei seinem Beitritt, in welche der oben genannten 
Klassen es einzutreten wünscht. 

Die schweizerische Regierung stellt das Budget des Bureaus auf, ttbcf- 
Tvncht ii'"?^nn Ausgaben, leistet die nötigen Vorsrhnsse und stellt die Jahres- 
lechuung auf, weiche allen übrigen Eegicrungeu mitgeteilt wird. 

6. Die nächste Konferenz soll in Paris stattfinden nach Ablauf von vier 
bis sechs Jahren seit Inkrafttreten der Übereinkunft. 

Die französische Regierung wird innerhalb rlirsor Grenze nach vef- 
gängigem Benehmen nüt dem internationalen Bureau den Zeitpunkt be- 
stimmen. 

7. Betrifft die (am 5. September 1887 erfolgte) Auswechselung der Rati- 
fikations-ür)< linden und erJdärt das Schlnssprotokoll als gleich kräftig wie 
die Übereinkunft selbst. 

So geschehen zu Bern, am nennten September des Jahres £intaiue&d 
achthan&rtnBdsechsnndachtzig. 

Vollziehungsprotükoll. 

Die unterzeichneten B.evoUmiiclitigtcn, welche sich heute zu dem Zweck 
versammelt haben, um zur Vollziehung der Übereinkunft betreffend Blldoug 
eines internationalen Verbandes znm Scfantze von Werken der Idtteratnr und 

Knnst zu schreiten, haben folgende Erklärungen ausgetauscllt: 

1. Bezüglich des im Artikel 19 der Übereinkunft vorgeBehe&en Beitritts 

der Kolonien oder auswärtigen Besitzungen: 

Die BevoUmSchtigten Seiner Katholischen Hajestit des KOnIgs von 

Spanien behalten ihrer Eeglerung das Recht vor, ihren Entschluss bei der 
Auswechselung der Rat ilikalions- Urkunden bekannt zu geben. (Dieser am 
5. September 1887 abgegebene Entschluss lautete dahin, dass Spanien der 
Übweinknnft für sämtliche Besitzungen der spanischen Krone beitrete.) 

Der Bevollmächtigte der französischen Republik erklärt, dass der Bei« 
tritt seines Landes den aller Kolonien Frankreichs in sich schliesst. 

Die Bevollmächtigten Ihrer Britischen Majestät erklären, dass der Bei- 
tritt Grosshritaimiens zu der IJbereinkunft zum Schutze von Werken der 
Litteratur und Knv.-f <]n^ \'ereinigte Königreich von Grossbritannien und 
Irland, sowie alle Kolonien uud auswärtigen Besitzungen Ihrer Britischen 
If ajest&t mnfasst. 



Digitized by Google 



Varirige: Bet&€f Obereinknoft. 



Iiidc8son bchalton sie der Regierun}? Ihrer Britisclitni Majestät das Recht 
vor, in der durch Artikel 20 der Übereinkunft vorgeseheuen Weise jederzeit 
die Kttndi|in>nS getrennt für eine oder melirere der folg^enden Kolonien oder 
Besitzungen, nämlich: Indien, das Dominium Krina !a, Neufundland, Kapland, 
Natal, >ieu- Süd -Wales, Vilctoiia, Queensland, Tasmanien, Süd- Australien, 
West-Australien nnd Neo-Seeland, erklären zn dürfen. 

2. Betrifft die Klassifikation der Verbandsländor kinsichtlich ihrer Bel- 
traf^spflif^ht 711 (Ifn Knst^^n des internationalen Bureaus ^Deutschland, Frank- 
reich, Grossbritannieu und Italien 1. Klasse, Japan, Spauien 2. Klasse, Belgien 
und Schweis 8. Kluse, Norwegea i. KImso, EUIti ^ EUuse, Luxemburg, 
Monaco, Tun» 6. Klasae). 

Ziisatzakto Tom 4. Mai 1896 zur Rcrner ÜbereinJLüufk 

vom 9. September 1886*). 

(In Krafc getreten am 9« Dezember 1897.) 
Artikel 1. 

Die internationale Übeieiokanft Tom 9. September 1896 wird in folgen- 
der abgeftndert: 

I. Artikel 2. Der erste Absatz yon Artikel 2 erhält folgende Fassang: 

,r>ic feinem der Yerbandsländer angehörigcn Urheber o(!cr ihre' 
Rechtsuaciifoiger ffenies^en in den übrigen Ländern für ihre Werke, 
und zwar sowohl ftkr die überhaupt nicht veröffentlichten als aach für 
die in einem Verbandslande zum ersten Male veröffentlichten, die- 
jenigen Eechtc, welche die betreffenden Gc et/' den inländischen Ur- 
hebern gegenwärtig: einräumen oder in Zukunft einräumen werden."" 

Ausserdem wird ein fünfter Absatz in nachstehender Fassang angefügt: 
«Die nachgelassenen Werke sind in den gescblltxlen Wain in- 
begriffen." 

n, — Artikel 3. Der Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

,Die Urheber, welche keinem der Yerbandsländer angehören, aber 
ihre Werke der Litteratnr oder Knnst zum ersten Male in einem 

Verbandslande yeröffentlichen oder veröffentlichen lassen, sollen fOr 
diese Werke den Schutz genicsscn, den die Bemer Übereinkunft und 
die gegenwärtige Zusatzaktc gewähren." 

III. — Artikel 5. Der erste Absatz von Artikel 5 erhält folgende 
Fassung: 

„T>on einem der Yerbandsländer Mn'j(>1iör?gen Urhebern oder ihren 
Rechtsaachioigern steht in den übrigen Ländern während der ganzen 
Daner ihres £»chtee an dem Originale das anssehliessliche Bedit su, 
ihre Werke zu übersetzen oder deren Übersetzung za gestatten. Jedoch 

erlischt das ausschliessliche Übersetzungsrecht, wenn der Urheber 
davon nicht innerhalb zehn Jahren von der ersten Veröffentlichung 
des Originalwerkes an gerechnet in der Weise Gebrauch gwnaeht hat, 

dass er in riiinm Yerbandsland eine Übersetzung in der Sprache, für 
welche der Schutz in Anspruch genommen werden soll, sei es selbst 
veröffentlicht hat, sei es iiat veröffentlichen lassen.*^ 

lY. — Artikel 7. Der Artikd 7 orh&lt folgende Fassung: 

«Feuilletonronmne, einschliesslich der Novellen, welche in einem 
Yerbandsland in Zeitungen oder periodischen Zeitschnften Teröffentlicht 

.*) Von Nwwffcn bialMr ntoht iiiit«n«lchQ«i, 
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sind, kSnneti in den t bri^cn Lnn(1ern ohne Ermäcliti|;uDg der Urhclcr 
oder ihrer licchtsnachioiger weder im OrigiBale noch ia Übersctzaug 
a1)g«(lru4!kt werden. 

Dasselbe gWt für die übrifjen Artikel von Zcitnn5z;en oder ))eriodi- 
scbeii Zeitschriften, wenn die TTrhobrr oder Heransgelicr in der Zcitnn^' 
oder Zeitsülirift, vvoriu sie die Artikel l»nn«^'cn, ausdrücklich erklärea, 
dnss sie den Abdruck Terbieten. Bei Zeitschriften genügt es, wenn 
1 ^^ rbot allgemem tu der Spitse einer Jeden Nummer aii8g»> 
sprocbcii ist. 

Fehlt das Verbot, so ist der Abdruck unter der Bedingung 
stattet, dass die Quelle angegeben wird. 

Das Verbot findet j'-dorh bei Artikeln politi^rhon Inhalts, bei 
Tagesnenigkeiteu und „Yenmt.chtcn Nachrichten" keine Auwendaug. " 

Y. — Artikel 12. Der Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

«Jedes nachgedrackte oder nachgebildete Werk kann durch die 
zuständigen Behörden derjenirreu Yerbaudslflndcr, in welchen das 
Oric:tnalwerk auf gesetzlichen bcbutz Ansprach hat, beächlaguahmt 
werden. 

Die Bescblagnahmo findet statt nach den YofsdinfteD der inneren 

Gesetzgebung des betreffenden Landes.** 

VI. — Artikel 20. Bor aweite AbaaU ?on Artikel 20 erhält folgende 

rasäong: 

, Diese KUndignnr soll an die Begiemng der Schweizerisehen Eid- 

genosRcnschaft gerichtet werden. Sie übt ihm Wirkung nur in An- 
sebun;,' des aufkündigenden Landes aus, walirend die ÜbereinklUift 
für die übrigen Verbamlsländer verbindlich bleibt." 



Das Schlussprotokoll zur Übereinkunft* Tom 9. September 1886 wird in 
folge Uder Weise abgeändert: 

X. — Nummer 1. IHese Kummer erh&lt folgende Fassung: 

«t. In Ber.ug auf Artikel 4 ist man Übereingekommen wie folgt: 

A. — In denjenigen Vcrbandslanderu, in welchen nicht nur die 
architektonischen Pläne, sondern auch die architektonischen Werke 
selbst Schutz geniesseu, werden diese Werke der Wohltbat der Be- 
stimmungen der fiemer Übereinkunft und der gegenwirtigen Zuaatz- 

akte teilliat'tig. 

B. — Die photogra^hischen Erzeiignissc und hol« Ii c J Erzeugnisse, 
welche durch ein ähnliches Verfahren hergestellt sin^l, vserden der 
Wohlthat der Beb'iniTnungen dieser beiden Akte teilhaftig, insoweit 
die innere Gesetzgebung es zulässt und in demselben Masse ,^ in 
welchem sie den gleichartigen efaiheimisehen Werken ^hutz subflÜgt. 

Die mit Grenehniigung des Berechtigten angefertigte Photographie 
eines geschützten Kunstwerkes geniesst in allen Verhandslandem den 
gesotzlichen Schutz im Sinne der Borner Übereinkunft und der gegea- 
wftrtigen Zusatzakte so lange, als das Becht zur Nachbildung des 
Originalwcrkcs dauert, und in den Grenzen der swiseiien den Be- 
rechtigten abgeschlossenen rrivatverträge." 
II. — Nummer L Diese Nummer erhält folgende Fassung: 
^Dle im Artikel 14 der Obereiokunft vorgesehene gemeimnme Vereis- 
iMuning wird, wie folgt, getroffen: 

Die Anwendmig der Berner ('bcrcinkiinft und der gegenwärtigen 
Zusatzaktü aui die zur Zeit des Inkrautretens dieser beiden Akte 
ihrem Ursprnngslande noch nicht Gemeingut gewoideuen Weike soll 



Artikel 2. 
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io nemfisslirlt der Abniaclimifren erfolgten, welche hierüber in den be- 
ste henien oder zu dem Zwecke absaschiiesaendeiL besonderen Ab- 
komtneu enthalten sind. 

In £rmHnj2:eluni? derartiger A.biiinefatingGii zwischen YerbandsUlDdeni 
werden die f ^tf^ff ^nden Länder, rin jr iles für sich, durcli die inn ^rn 
Oesetzgebnog über die Art und Weise der Aaweadiuig des im Artikel 14 
cathaltenon Grundsatzes Bestimmung treffen. 

Die Eestimmnngen im Artikel 14 der Berner Übereinkunft und deT 
gegenwartiiT'^n Nummer des Schlussprotokolls linden in «gleicher Weise 
auf das ausschliessliche Übexsetzuugsrecht, wie es durch die gegen- 
wärtige Zttsatzakte gewährt wird, Anwendang. 

Die vorgedachten Übergangsbestimmungen finden andl bei weiteren 
Beithtteu zum Verband Anwendung.*^ 

Artikel 3. 

Denjcni<rcn Verbandsländern, welche sieh an der gegenwartipren Zusatz- 
akte nicht beteiligt haben, soll auf ihren Wunsch jederzeit der Beitritt ge- 
stattet sein. Dasselbe gilt auch ftir diejenigen Länder, welche später der 
Übereinkiuifl yem 9. September 1886 beitreten w^en. Es genfii^t /.u diesem 
Zwecke, wenn eine schriftliche Benachrichti^nnfif an den Schweizerischen 
Bundesrat erfolgt, der dann seinerseits den anderen Begierungen von dun 
erfolgten Beitritte Kenntnis geben wird. 

Artikel 4. 

Die gegenwärtige Zusatzakte soll dieselbe Gültigkeit und Dauer haben 
wie die Übereinkunft yom 9. September 1S89. 

Sie soll ratifiziert nur} din Ratifikfttions-Frkundpn sollen in der fftr diese 
Übereinkunft angenommenen Form sob;ild aia möglich und spätestens imser- 
äalb eines Jahres in Paris aus<;etausj€ht werden. 

Sie soll zwischen den Ländern, die sie Tatifisiert haben, diei Monate 
aaeh diesem Aostanscli in Kralft treten. 

Deklaration Tom 4. Mai 1696*) 
(in Kraft getreten den 9. Septembw 1897, am Tage des Batifikatioiisaxistaiiflehes)> 

1. Nach il< Ml Wortlaute Yon Artikel 2 Absats 2 der Übereinkunft 
ist der durcli die vorerwähnten bcirlen Akte jjewährleistete Schutz 
lediglich yon der im Crspruugälandc des Werkes erfolgten Er- 
ffUlnng der Bedinguugen und Förmlichkeiten abhängig, welebe 
durch die Gesetzgebung -dieses Landes etwa yorgeschriebcn sind. 
Dasselbe gilt für den in Nummer 1 litera B des abgeänderten 
Schlussprotokolls erwähuten Schutz von photogiayhischen Er- 
zeugnissen. 

2. üiitcr ^vcröfifcntüchfen" "Werken sind solche zu verstehen, die in 
einem Verbandslande „herausgegeben* sind. In fül^jt-Ml essen stellen 
die Aufführung eines draniatlschen oder drainatisch-inusikaLischeri 
Werkes, die Aufftthrong eiue.^ musikalischen Werkes und die Aus- 
stellung eines Kunst \verk* .> keine ,Veröffeatliciittng'' im Sinne der 
Toier wähnten, beiden Akte dar. 

3. Die Umgestaltnng eines fiomans in ein TheatorstUck oder eines 
Theaterstücks in einen Homan fällt unter die Hestinunnngen von 
Artikel 10. 

Denjenigen Verbandsländern, welche sich an der gegenwärtigen Deklura- 
tion nieht beteiligt, habm, seil anf ihren Wunsch jwerzeit der Beitritt Ztt 

*j Von Uius^britaunien bisher oicht unterzeichnet. 
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.crselbeo gestattet sein. Das Gleiche soll auch für diejenigen Lämlcr 
j{clten, welche, sei es der Übereinkunft vom 9. September 1886, sei es 
der Übereinkunft and der Zusatcakte vom 4. Mai 189G, beitreten. Es ge- 
ntigt zn diesem Zwecke, wenn eine schriftliche Ecuachrichtigune: an den 
Schweizerischen Bundesrat erfolgt, der dann seinerseits den anderen Kc- 
gierungen von dem erfolgten Beitritte Kenntnis geben wird« 

Die gegenwärtige Deklaration soll dieselbe Ottitigkeit und Bauer haben^ 
wie die beiden Akte, auf welche sie sich bezieht. 

Sie soll ratifiziert und die Eatitü^atiouen sollen in der für jene beiden 
Akte aogNiOBunenen Fora sobald als mOglich und spätestens innerlialb onea 
Jahres m Paris ansgetanseht werden. 

Belgisclie AnsfOhrangs-Yerordnung vom 16. November 1887 

zum Artikel 14. 

Art. 1. Die ■Verl;^^?sbuchhändler, Drucker oder Kleinhändlf>r, welche 
Handel mit durch den internationalen Verband vom 9. September 1886 ge- 
schfltsten Oeeenständen treiben, wwden aufgefordert, das Verzeichnis aUer 
derjenigen WeAid' ai^mnehmen, welche nach den in ( m der Verbands- 
staaten herausgegebenen Werken vor dem 5. Dezember 1887 veröffentlicht 
oder im Erscheinen begriifen sind und deren Verviclfaitigung na^h deia 
Wortlaut des Artikeb 14 der Torerwähnten Obereinkonft nim mehr er- 
laubt sein würde. 

Art. 2. Die Ausstellung und der Verkauf dieser Exemplare werden 
durch die Anbringung eines besonderen Stempels, der vom Ministerium des 
Ackerbaus und der Industrie besorgt werden soll, zulässig gemacht. Die 
im Erscheinen beo^riftoTim Werke können nur dann vollendet und zum Ver- 
kanf gebracht werden, wenn die vor dem ö. Dezember 1887 exsclüeneuen 
Teile mit dem betreffenden Stempel verseben sein werden. 

Art. 3. Die Besitsser Ton Klischees, Holzstöcken nnd gravierten Platten 
jeder Art. ebenso von lithographischen Steinen oder anderen Druckvorrichtuncen 
von Werken, die ardprüngUeh in einem der Verbandsländer veröffentlicht 
wurden nnd Ton nnn an yerbotene Vervielfältigungen bilden, werden gleich* 
fiüls aufgefordert, das Verzeichnis derselben zu liefern. 

Art. 4. Die Vorrichtungen, von welchen im vorhergehenden Artikel 
die Bede ist, können bis zum 5. Dezember 1889 benutzt werden, naciidem 
sie mit einem liesonderen Merkzeichen Twsehen sein werden. Die Exemplare« 
welche vor dem 5. Dezember 1R89 vermittelst mit dem Mcrkzrichen ver- 
sehener Vorrichtungen hergestellt sein werden, müssen, um zum Verkauf 
gebracht werden zu können, gestempelt sein. Dieser Stempel soll nur bis 
mm 1. Januar 1890 angewendet werden, 

Art. 5. Die Verzeichnisse, von denen in flf^n Artikeln 1 und 3 die Rede 
ist, sollen von den Beteiligten als genau bescheinigt werden; sie müssen 
an das UiBi8ti*riiim des Ackerbaus, der Industrie und der Sffentliehen Arbeiten 
vor dem 5. Jamiar 1888 geschickt werden. Nur die Werke und irgend 
welche Druckvorrichtuno^rn, welche in dimi Verzeichnissen eingeschrieben 
sind, können gestempelt werden. 

Art. 6. Die Verzeichnisse mflssen nach den hierfür bestimmten Vorlagen 
aufgenommen werden. Nachdem sie von den Beteiligten in gchörigrr AVcisc 
ausgefüllt sind, werden sie den mit dem Stempeln beauftragten J^eamten 
fibergeben, welche sie an das Ministerium des Ackerbaus, der Lidnstrie nnd 
der ^entliehea Arbeiten mit ihrer Beglaubigung and, gegebenenfalls, mit 
ihren Bemerkungen versehen, zurücksenden sollen. 

Art. 7. Die Anbringung' des Stempels, von welchem in den Artikeln 8 
nnd 4, Absatz 1, die Bedo ist, erfolgt vom 6. Fefamar bis 4. Wtn 1888^ 
8i6 geschieht kostenfirai. 
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Art. 8. Vom 5. Mürz 1858 an wird jetler nicht ermächtigte Neudruck 
von ursprünglich in einem der Staaten des internationalen Verbandes hervor- 
gebrachten und dem Gemeingut nicht verfallenen VeröÜ'cntlichungeu, welcher 
geschäfts massig verbreitet würde, ohne mit dem Stempel Tencmen zu sein, 
ab eine NachmaclinnL'; betrachtet. 

Art. 9. Jede betrügerische Verrielfältigaug oder jede t'älschung der 
Stempel TOTwirkt die durch die GhMmtze fest^tzten Strafen. 

Ausftthmngs-Verordnunc^ für Deutschland vom 11. Juli 1888. 

§ 1. Die zaful^c des Artikels 14 der vorbczeichneten Übereinkunft in 
Deutschland eintretende Anwendung derselben anf alle aus den übrigen Ver^ 
band.sländern herrührenden, beim Inkrafttreten der Übereinkunft in ihrem 
Ursprongslande noch nicht Gemeingut gewordenen Werke unterliegt, soweit 
nicht nach Nnnimer 4 Absatz 2 des SchlussprotokoUs bestehende Verträge 
matz greifen.,, den nachstehenden Einschränkungen: 

1. Ber Druck der Exemplare, deren Herstellung bei dem Inkrafttreten 
der Übercinkuoft erlaubterweise im Gange war, darf vollendet wcrc!en; diese 
l^emplare, sowie diejenigen, welche zn dem gedachten Zeitpunkt erlaubter* 
weise hergestellt waren, dürfen verbreitet und verkauft werden. Ebenso 
dürfen die zu dem f^edachten Zeitpunkt vorhandenen Vorrichtungen, wie 
Stereotypen, Holzstöcke und gestochene i'iaLten aller Art, sowie litho- 
graphische Steine bis znm 31. Dezember 1891 benutzt werden. 

2. Werke, welche vor dem Inkrafttreten der Übereinkunft in einem der 
übrigen Verbandsländer veröffentlicht sind, gemessen den im Artikel 5 der 
Übereinkunft vorgesehenen Schutz des anssbhiiesslichen Übersetzungsrechts 
nicht gegenüber selehen Übersetzungen, welche zu dem gedachten Zeitpunkt 
in Deutschland erlanbterweise bereits ganz oder teilweise verfifTentlicht war* n. 

3. Dramatische oder dramatisch -musikalische Werke, welche in einem 
der ttbr%en Verhandslftnder TerOffentlicht oder anfgeffthrt und Tor dem In- 
krafttreten der Übereinkunft im Original oder in Übersetzung in Deutschland 
erlanbterweise öffentlich aufgeführt sind, »^enicssen den Selmtz gegen un- 
erlaubte Aufführung im Original oder in einer Übersetzung nicht. 

§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Kntt, 
Bie lkstimmung:cn derselben gelten auch für die seit dem Inkrafttreten der 
Übereinkunft verflossene Zeit. Nach der Verkündirrung dieser Verordnung 
unterliegt indessen die in § 1 Nummer 1 gewährte Jiefugnis zur Verbreitung 
nnd zum Verkauf tou Ezemplann, sowie zur Benutzung von Vorrichtungen 
der Rp Hognn^, dass die Exemplare und Vorrichtungen mit einem besonderen 
Stempel versehen sind. Die Abstempelung muss spätestens am 1. November 
1888 erfolgen. Die näheren Anordnungen, in betreff der Abstempelung, sowie 
hl betreff der Inventarisierung der abgestempelten Exemplare und Vor- 
richtungen werden vom Reichskanzler erlassen.*) 

*) DiAM ttotam 7. Ansaat 1888 eriMMnen Anordnongdtt lauten folgenderfliftssen: 

$ 1. Wer »idi In Bonts» von Exemplaren der im § l No. l der verordnone beieleli- 

Beten Art yon Werken der Utteratur und Kunst (Schriftwerken, Abbildungen, Zeichnungen, 
masikalischea Kompositionen, Werken der bildenden Kanate), welche beim Inkrafttreten der 
Verordnung vom 11. Juli IbSS schon herne^iellt waren, oder deren Hersu'llutig zu dciu jce- 
'iachien Zeitpunkt im üange war, befiiulüt. hat die Exemplar«, wenn er diftselben verkaufen 
O'ier verhreiten will, bis zum 1. November J888 elnsdiKeeeiicli der Pelizeibehdrde seines 
Wohnortes zur Abtitempetung vorzulegen. 

Soriim<>Dtsbuchbandler, Kommissionäre uäw., welche solcho Exemplare besitzen, können 
dieselben namens der Verleger oder ihrer Auftraggeber zur Abstempelung vorlogen, ohne 
dass es einer besonderen Vollmacht bcduf. 

g,2. Die Polueibetiörde stellt ein cenaaes Verzelelmis der ihr Torgelegten Exemplare 
auf n&'d bedruckt demntehst Jedes einzeuie Exemplar mit ihrem Dienstsiegel. 

§ 3. Wer sich im Besitze von Vorrichtungen der im § 1 Xo. l der Verordnung; be- 
zeichneten ^rt (wie Stereotypen, Hol/sUickc und gestochene Platten aller Art, 80wi*> Utoli- 
graphtsche Steine) beflndet und dieselben noch femer, un 1 /.war längstens bis zum 31. De- 
zember 1891, zur Uersteilunif von Exemplaren benuuteu will, hat die Vorrichtaagea bis zum 

Qesetxe Uber das VAebeixeebt. 11 
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§ 8. Im Falle des Beitritts anderer Länder auf Grund des Artikels 18 
der Überoinkiinft finden die Bestimmungca im ^ 1 nnd § 2 sinngemässe An- 
weudang. Insoweit nach denselben das Inkrafttreten der Übereinkunft als 
Zeitpunkt entscheidet, ist statt dessen das des Beitritts massgebend. Yam 
letzterem Zeitpunkte an gerechnet ist die Benutzung der Vorriditungen vier 
Jahre lang gestattet und die Abstempelung ($ 2) bhineB drei Monaten n 
bewirken. 

Anflfftlirnnga-VerordBttag für Dentsehlan. 
▼oa 2llLNoTember 1897. 

§ 1. Werden besondere Abkommen, die ntt anderen Yerbandsländem 

iiljcr den Schutz von Werken der Litteratur und Kunst abgeschlossen sind, 

ausser Kraft gesetzt, so uuierlicgt die Anwendung der Beruer Übereinkunft 

auf Werke, welobe bis dahin nach Massgabe dieser Abkommen zu behandeln 

nnd in ihrem ürapmngsla&de beim Inkrafttreten der Übereinkunft noch 

nicht Gemeingut geworden waren (Artikel 14 der Hemer Übereinkonft), ta 

nachstehenden Eiuschränkun<ren: 
• ^ 

1. Der Uruck der Exemplare, deren HerstoUong zur Zeit der Auf- 
iMbnng des Abkommens erianbter Weise im Gange war, darf 

vollendet werden; diese Exemplare sowie diejenigen, welche zu 
dem gedachten Zeitpunkt erlaubterweijse hergestellt waren, dürfen 
verbreitet und verkauft werden. Ebenso dürfra die zu dem ge- 
dachten Zeityttttkte Torhandenen Vorrichtungen (Formen, Platte«, 
i>teine, Stereotypen etc.) noch vier Jahre lang benutzt werden; 
diese Frist beginnt mit dem Schlüsse des Jahres, in weichem das 
Abkommen anfgdiobea worden ist. 

2. Werke, welche vor der Aufliebnng des Abkommens In -einem der 
fibrigen Verbandsländer verüd'entlicht sind, geniesMn den im 
Artikel 5 der Übereinkunft vorgesehenen Schuis des awssrlilifiss- 



i. SMroibvr IMS üMcMUeslteh 4ir BriMMUMi sstaM WtkMila nr Abttnoafelans 

Die EMinplar» Mlbst^ ynikS^ BüiHUf» d«r tttt«gDf«ibMTofflditengai «tisiditer Wetae 
b«rgmtellt sind, bedorfen «iB«s StempiflB nlehi. Avt YertaagMi soltai tle InJeBsen «ibM- 

falls •'bgestemp^It w«rdMi. 

Wer Exemplare der bezeichneten Art abgestempelt zu habMi wünscht, Int dlMMlbn 
bis zum 31. Dezember I8i>l einsi hliesslicli der )^f'fjn'"h(en Behörde vorzulegen. 

S 1, Die Polizeibehörde stellt ein genaues Verzeichnis der ihr vorgelegten Vorrichtnngen 
«uf und bedruckt die Vorricbtoog«!! demaaciut unter Uiunlichster ScJionuiig d«ra«ltan aUl 
ihr«ra DienststetnpeL, und awar in «üMr ▼«isa^ ii«kiw'4ie K>*aHnig im timiilinlslnini 
mügiUekBt sicherstellt. 

81« ateltt ebenso «tn genanes Yerzeidmls der mH JenvnTonmituncpn herfMMMm ftr 
Torselegten Exemplare auf uad bednwkt inünSehst Jedes ^aaelnefinaflar 'mit 9u$m 

Dienstsiempel. 

§ 5. Ob die Herstellung der Exemplare tin l die Benntrimg der Vorrichtungen erlaSbt 
■war, hat die Polizeibehörde nicht zu prüfen; (in^epjen hat dieselbe die Stempelung zu ver- 
sagen, wenn sie ermitteh, da^s die im 1 und :) bezeichneten Exemplare oder die im § 8 
bezeichneten Vorrichtnngen beim Inkrafttreten der Verordnung vom 11. Juli 1888 noch nicht 
heiges^i lU waren, ^\\r\\ der Itriick der Exemplare zu der angegebenen Zeit noch nicht im 
<iaDge war, oder die im g 3 bezeichneten Exemplare mit Hilfe ungestempelter Vorrichtungen 
hergestellt worden sind. 

I 6. Die Verzeichnisse werden binnen 6 Wochen nach ihrem Abeehloas tob der Peliaei- 
Midrde m die «itstlndlge Ceniralbehffrde Im Oeschififliwege eingereieht md tob der tolatenn 
aafbewahrt. Einer Anzeige, dass bei der PoUxeibehOrde Exemplare oder VocxMitiuigui tmr 
Abstempelung tiberhaupt nicht vorgelegt worden sind, bedarf es nicht. 

§ 7. Für die Krnt ragung irad Abttempelong der Exemplare md Yorriehtangen mrden 
Kosten nicht erhoben. 

S Die Vi r-ictiriften der Verordnung vom 11, .Tuli 1HR8, sowie die vorstehenden Ue- 
stlmniun^ren t"ind< n insnwMt keine .Vnwendung, als den an der Übereinkunft vom H. Sep- 
tember inm; beteiii^K-ii V. rhandslnndern: IJelgien, Frankreich, ürosnbritannicn, Italien vuä 
der Schweix gegenüber die mit denselben geschlossenen SpezlalvertrOge Platz greifen. 
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fkhim ÜNtnlnngMhti «kht gegMitb« saldrai Ültintguagen, 

welche za dem gedachten Zeitpunkt in DeatschlftvA trlaidltenraiM 

bereits etinz o<^er teilweise veröffentlicht waren. 
8. dramatische oder dramatiäch-Biimkaliaciie Werke, welche in einem 
dm tMfHi ▼«thnüttiitar TWitatiiebe oder «afgreffthfi «ai wer 

der A-nfheb-nnfj des Abkommens im Orio;inal oder in Übersetzung 
in Deutschiiini! erlanbterweiae offentiich aufgeführt sind, geniessen 
den Schatz gegen unerlaubte Anfföhrang im Original oder in einer 
Üb^'^lsaag nicht. 
§ 2. IM« Im § 1 Nr. 1 gewährte Befugnis zur Verbrritnng und zum 
Verkaufo von Exemplaren sowie zur Benntznng von Vorrichtungen nat^i' 
Hegt iit BttlBgiiBg, dut #e Bsem|k!flfe tnd yonkMngvi nü eiaem be- 
Moderen Stempel ▼erseheii sind. Die Abstempelung ist aar Us svm Ab- 
laufe dreier Monate zulässio"; diese Frist beginnt mit dem Schlüsse de« 
ÜMiats, in weichem das Abkommen auigeiioben worden ist. I>ie nähen* 
ikmtmu^w Id Itolreff 4u AtrtMfflliny fowlt Im Betreff dar imtm* 
tarisiening der abgcstenyellM Bxe^lve ni VuriluÜiiigm w«ta VOM 
HMchikanrJer eriaasen. 

B«kmiiitiBfteli«mf des BenttekM BeÜe]iekM2l«tB . 
%«treffeiid AnsfftbrMgS'BeetijBiBitsget tom 8. lebrvar lSf8. 

Die 8wiseli«B dem DBHuub« Beiobe «9*le ei m wl i e a dealselMB Buidi»' 

Staaten einerseits und Groesbritaanien andererseits abgeschlossenen VecMge 
iiber daa Schutz der Rechte aa Werken der Lltteratnr und Kunst sind am 
16. Dezember 1897 ausser Kraft .gasetat worden. Für die ans QfWB- 
britanaien henrUhrendea Werke, die bis dabia naeb Massgabe jener Vertrige 

7.11 behandeln waren, werden auf Grund des 2 der Verordnuno; vom 
29. NOTember l&fJ, betreffend die Ausfiihninir der am 9. September 1886 
zu Bern abgeschluäscnen übtiieiukaiift wegen Üiidung eines internationalen 
Verbandes zum Sdintse Ton Werken der Litteratnr und Kunst, die nach- 
folgenden Bestimmungen Uber die AbsteinpeluTifr und luTentadiiernng der 
4«äeibftt bezeiduietea Exemplare nnd VoxrichtoAgon erlassen. 

§ 1. Wer sich im Besitze Toa solchen Eüemplaren Ton Werken der 
Litteratur und Kunst (Schriftwerken, Abbildungen, Zeichnungen, musika- 
Üsefasn Kompositionen, Werken der bildenden Künste) befindet, welche am 
Id. Depsmber 1897 schon hergestellt waren od« dmn Hexsteiiong an 
diesem Tage im Gange ^lar, hat die Bsemplare, vean er «e ftmmm 
oder Torbreiten will, bis zum 31. März 1898 einschliesslich der Polizeibehörde 
«eines Wohnortes zur Abstempelnns' vorzuleben, .SortimoTitsbuchliändler, 
Korinnxissionare usw., welche äolcbe Exemplare besitzen, können sie namens 
dorTerifliger oder ihrer Auftraggeber zur Abatempekmg Tertogan, ebne daai 
es einer beaenderen Vollmacht bedarf. 

§ 2. Die Polizeibehörde stellt ein genanes Verzeichnis der ihr vor- 
gelegten Exemplare nach dem hierfür bestimmten Muster auf und bedruckt 
demnächst jedes einzelne Exemplar mit ihrem Di^atstempel. 

8 3. Wer sieh im Besitze Ton Vorrichtnnjifen der im § 1 Nr. 1 der 
Verordnung bezeichneten Art (wie Formen, Platten, äteine, ätcreotypeu usw.) 
bdtadel und dieMikea aoeh fsraer, and am längstens bis aam 81« Peacaa- 
ber 1901, zur Herstell untr von Exemplaren benutzen will, hat die Vor- 
richtungen bis znm 31. März 1898 einschliesslich der Polizeibehllrde seines 
Wohnortes zur Abstempelung vorzulegen. Die Exemplare selbst, welche 
mit Hülfe der g^srterapelten Vorrichtungen hergestellt sind, bedürfen eines 
Stempeia nieht. Auf Verlanffcn sollen sie indes-^eii cbenüills abgestempelt 
werden« Wer Exemplare 3er be;(ei«bnsctea Art «kige^tempelt zu haben 

21* 
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324 Verträge: Übereinkunft Yoa MonteTideo. 

wAnsoht, liat lie bis mm 81. DeseHibtr 1901 eiiiMhlicMtidi' dar Polisef- 

bebörde vorzulegen. 

§ 4. Die Polizeibehörde stellt ein genaues Verzeichnis der ihr vor- 
gelegten Vorrichtungen nach dem hierfür bestimmten Muster auf. und be- 
druckt die Vorrichtungen demnächst, unter thunlichster Schonung derselbeot 
mit ihrem Dienststempel und zwar in einer Weise, welche die Erhaltung 
des Stempelzeichens müglichst sicherstellt. Sie stellt ferner, soweit ihr die 
mit jraen Yoirichtungen hergestelltem Bbcemplare Torgelegt werden, ein 
genaues Verzeichnis dieser Exemplare nach dem im § 2 erwähnten Mustei 
auf : und bedniekt damnäehBt jedes eiuelne Exemplar, mit ibiem. Dienst- 
Stempel. .... * 

I 5. Ob die Herstellung der Exemplare ud die Benutsrang der Vor-' 
richtungen erlaubt war, bat die Pülizeibehorde nicht zu prüfen; dagegen 
hat sie die Stcmpplnne^ zu versagen, wenn sie crinitlclt, dass die im § 1 
bezeicliueten Exeiiipiare oder die im § 8 bezeiclmeteu Vorrichtungen am 
16. Dezember 1897 noch nicht hergestellt waren^ auch der Druck dei 
Exemplnrr an diesem Tage noch nicht im Gange war, oilcr dass die im 
§ 3 bezeichneten Exempl^e mit HvUfe ungestempelter Voirichtoogen her- 
gestellt worden sind. 

§ 6. Die Voneichnisse weirden binnen sechs Wochen nach ihrem Ab- 
schlüsse von der Polizeibehörde an die zuständige Centralbehdrde im 
Qeschäftswege eingereicht und tou der letzteren aufbewahrt. Einer An- 
zeige, dass bei der FeüieibehtlTde Ihcemplare oder Vorriektun^en nr Ab- 
' Stapelung überhaupt nicht vorgelegt worden sind, bedarf es nicht. 

§ 7. Für die Eintragung und Abstempelung der Exemplare mid Yor- 
richtungen werden Kosten nidit erhoben. * • . 

: — • , : 

Argentinische Republik — Bolivien— Brasilien— Chlle^^ 

Paraguay— Peru— Uruguay. ' f • 

Übereinkunft von Montevideo 70m 11. Januar 1889 
betreiiend den Scbnts des Eigentums an Werken der Litteratur 

und Kunst.*) ' • ■ , 

Art. 1. Die unterzeichneten Vertragsstaaten verpflichten sich, die Rechte 
litterarischen und künstlerischen Eigentums gemäss den Bestimmungea dei 
gegenwärtigen Vertrags anzueikeanen und su schUtzen. 

Art. 2. Der Urheber jedes litterarischen orlnr künstlerischen Werkes 
und seine Rechtsinhaber sollen in den unterzeichneten .Staaten diejenigen 
Bechte geniessen, welche ihnen das Gesetz des Laudü^, iu wekiiem die erste 
Yeröffentlichung oder Hervorbringung des Werices stattgefunden hat, bewilligt, 

Art. 3. Das Eigentumsrecht an rinem littcrarischen oder künstlerisch« 
Werk schliesst für den Drheber das Kecht ein, über das Werk zu Yßrfügen, 
dasselbe zu yeröffentUchen, es zu yerftnssem, zu Ubeisetssn oder dessen 
Übersetzung zu gestatten und es in beliebiger Art zu Ternelfaltigen. 

Art. 4. Kein Staat soll yerpflichtet sein, das Recht litterarischen oder 
künstlerischen Eigentums für eine längere Dauer anzuerkennen, als den Ur- 
beben, die dieses Beeht geniessen, in ihrem eigenen Gebiet gewftbrt wird. 

■ •) Die Übereinkunft ist genelmiigt -worden von Argentinien, Paraguay, Peru und Uruguay, 
nicht genehmigt Ton Bolivien, Brasilien und Chile. Hingegen sind Frankrei» h (30. Juli ^>*.^<l\ 
Italien (18. April 1900) und Spanien (89. Dozember IS'.IO) ntni hinzugetreten und gemäss den an 
anderer Stelle abgedruckten Abl^oruiuen die Bestimmungen dieser Übereinkunft in Kraft ge- 
treten in den Beziehungen zwischen Frankreich und der Argentinischen Bepublik, Fiank- 
TCldb und Paraguay; Italien und der Argentinischen BepubUk, ItaUen und Puaga^fS Spsaiva 
ud der Argeatinlaohen AepubUk, Spanien und Pamgmy. 
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DieiBe Daner soll auf die im ürspnmgpslaDde bewilligte, wenn flelblge Ton 
längerem Umfang sein sollte, beschränkt werden können. 

An. 5. Die Bezeichnuiig alitterarische oder künstlerische Werke^ um- 
'fasst Bücher, Broschüren mra die udereii Schriftwerke; dramatische oder 
dramatisch "musikalische Werke, dioreogn^ixBche Werke ^ musikalische 
^Kompositionen mit oder ohne Text; Zeiehnnngen, Werke der Malerei und 
£iidhaiierkiui8t, Stiche; photographische Werke, Lithoeraphien, geographische 
Karten, Piine, SUnen und i^tiadw Arbeiten, die neh auf die Geographie, 
Topographie, Architektur oder Wissenschaften im allgemeinen beziehen, und 
überhaupt jedes Erzeugnis Htterarischen oder künstlerischen Gebietes, welches 
auf .beliebige Druck- oder Verrielfältigungsart veröffentlicht werden könnte. 

Art. 6. Die Übenetzer solcher Werke, für die kein geschütztes 
litterarisches £Iigentamsrecht besteht, oder für welche dasselbe erloscht 
ist, n:r'nicssrn hinsichtlich ihrer Übersetznngen die im Artikel H bestimmten 
fechte, können jedoch keinen Einsprach gegen die Veröffentlichung anderer 
Übeiietanogea denelben Werkes erheben. 

Art. 7. Zeitnnifartikel kBnnen Terrielftltigt werden, Toransgesetst 
dass das Blatt, welfthem sie entnommen sind, nnp-rfiilirt wrrrJf^. Ausgenommen 
sind Kunst und Wissenschaft behandelnde Artikel und solche, deren Ver- 
yielfältigong von ihren Uzliebern ausdrücklich untersagt worden ist. 

Art 8. Ohne das Erfotdemis irgendwelcher Ermiehtigong können In 
dec i^riodischen Presse bei beratenden Versammlangen, yor den Gerichts* 
hofen oder auf öffentlichen Znaammenkttnften Toigetragene oder yerlesene 

Beden veröffentlicht werden. 

■ Art, 9. Als unerlaubte Verrielf&ltigungen werden indirekte nicht ge- 
stattete, unter yerschiedenen Namen, wie Adaptationen, Arrangements etc. 
bezeiebnfte Aneignungen eines litterarischen oder künstlerischen Werkes 
betrachtet, wenn sie nur Verrielfältigungen dieses Werkes sind, ohne den 
Charakter eines Originalwerkes daisniteUsn. 

Art. 10. Die Urheberrechte werden yorbehaltlich des Bewdses des 
Gegenteil- zu Gunsten derjenigen Person anerkannt, deren Namen oder 
Piseudonym auf dem iilterarischen oder künstlerischen Werk verzeichnet ist. 
Weun die Urheber das Geheimnis ihres I^^auieus bewahren wollen, müssen die 
Verleger, denen die Urheberrechte znerteilt sind, kenntlich gemacht werden. 

Art. 11. Die Verantwortlichkeiten, welche diejenigen, die sidi das Eedit 
Utterarischen oder künstlerischen Eigentums widcrreclitlich aneignen, auf 
sich laden, sollen Tor den Gerichten desjenigen Landes, in welchem der Be> 
4ng begangen worden ist, feetgesetst und gemSss dessen Gesetze behandelt 
werden. 

' Art, 12. Die Anerkennung des Eigentumsrechts an litterarischen oder 
künstlerischen Werken entzieht den unterzeichneten Staaten nicht die Be- 
fugnis, gemäss ihren Qesetsen die Veryielfältigung, Veröffentlichung, Ver- 
breitung, Aufführung und Ausstellung derjenigen Werke zu verhindern, welche 
als der Moral oder den guten Sitten zuwiderlaufend betrachtet würden. 

' Art. IS. Für das Inkrafttreten dieses Vertrages ist es nicht notwendig, 
dass dessen Batifikationen seitens der anterseichneten Nationeii dne gleich» 

•zeitige sei. Diejenige, welche diescHir- f.. tk ^mi^^t, -^oll dies den "Regierungen 
der Argent inischeu Kepii'>lik und Uruguays zu wissen thuu, welche deu 
ailidern Vertragsstaaten Kenntnis davon geben. Dieses Verfahren ersetzt 
'den Batifikations-Anstausch. 

Art. 14. Sobald der Austausch in der Art, wie im vorhergehenden 
Artikel bezeichnet, bewirkt worden ist, bleibt der gegenwärtige Vertrag 
wlhrend unbestimmter Zeit in Kraft. 
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Art, 16. Wenn eine der unterzoichneten Nfttionen eine Loflösiiug von 
Vertrage oder die £iatOiining tob Ab&a4eruagon in dena^bea für natzlick 
erachtet« BÜi sttUnge die andermi beBMhrtohtig&n^ jodoch Ton den Vertrage 
erst zwei Jahre nach der Kündigung entbanden werden, innerhalb welchar 
Frist die Erreichang eines neuea Übereinkommens erstrebt werden soll 

Art, 16. Der Aitikei 13 kann auf solche J^Iatioaen aosgedehat werden, 
die, Olm« IM dar Zaroroi wi^inft t t il g—w w m «i Juhm^ wUmohMi lotttu» 
dem gegeeirJbtigeB Vertnc Mbntietw. 

G e n f !] in i u n t^: der Übereinkunft Ton M o n t i v ni e o 
seitens der Argentiniachen Bepublik durch Gesetz Tom 

6. Dezember 1894. 

Art. 1 . Werden genehmigt die durch den zu Montevideo am 25. Antrugt 1888 
vereinigten südamerikanischen KonfTress für internationales Privatrccht sanktio- 
nierten und durch die BeYoiiiuachtigteü der Republik unterzeichneten 
Vorträge betreffend CiTllreoht, Handebrechtt Stnlkvcht, Prozess verfahren, 
Eaeht am litterarisi^hrn iinrl kdiistlerischen Eigentum, nn Fabrik- und Handels^ 
marken und Ertadungspatenten, die auf die AasHbong der ireiee Bowle 
bezügliche Übereinkunft uad das ZnsatzprotokoU. 

0eneImfg«iig der Überelnkanft von MoBtevidoo teitemdker 
Bepnblik Peru Test 26. Oktober 1889. 

Der Eoagreeg- genehmigt dee fa der Sladt Ueatevidee em 11. Jbiiiiar 

laufoTulcn Jahres zwischen den Bevollrtiächtic:lcn von Peru und denjenigen 
der Argentioischen Republik, von Bolivien, iiraFilien, Chile, Paraguay und 
Umgoajf ahgeschioääeneu Vortrug betroAsad dad iittüiariädiü und künstlerische 
Eigentiim. 

Genehmigung der Übereinkunft von 
Moutevideo seitens der Republik Uru;:^aAj durch Gesetz vom 

1. Oktober 1892 

Art. 1. Werden genehmigt die in der Hauptstadt Uruguays auf dem 
iatemationaleu südamerikamsciieu Koagrcss abgeschlossenen und von dee 
betreffendea Bevolhnächtigten zu Montevideo im Januar uad Febenar 18811 
nnterzeichaeten Verträge betreffend das internationale PriTatrecht, Straf-, 
Civil- lind Handelsrr, ht, dn? litterarische und künstlerische Eigentum, die 
freien iierute, die JiiirhadUBgspationte and Fabrik- and üandelsmttdcea» sowie 
im ZaaeteprotekeU. 

Art 2. Fflr den Fall, daM» fuenfaa Art. 6 dee Zoaetspielekella^, Ketioamw 
die nicht Spaaiseh-Amerika anp^ehören, einem oder mehreren dieser Vertrage 
beitretea woUea, ist ia jedem i^alla die Qenehmigaag durch dea gesetzr 
gebeadea KBeiMr eia«AeleB;'diüe Qeaebmigung kaoa Teraagt-vieTdeau weaa 
der ausseramerikaaische Staat, welcher den Beitritt nachsucht, als Gcgeu- 
leistoag nicht irgead eiaea VorteÜ uad viikUoke Qe^MiMHigkeit eiariiamt. 



*) Art. 6 des SchhiBsprotokolh : „Anliissllch der Genebinigang der abgeschtoswocn Ver- 
iTlg« aoUen die Regiemngen der VertrugHStaaten erklären, ob si« den Baitrltt der sur Teil- 
Mfevw an K«B|iC*« wS^^taa^MtWk StMten iu gleicher Weiw ■«B«h—n, vie des Beitritt 
der Staaten, w«l«dMi«QU Amt verawlalhiag dMKoogreasea sugestimnt hak««, ab«r »n »einrn 
VerhandlunisD nlelit liabai UdUMKuen UOmmii.'' OtOgvytiAümtt^Jinmm* let der eistig* 
derartige. 
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Arg^tttliitiGla R«|iiiblik — Franfcptrch. 

Verordnang des Prfisidentcn der Ar^entiaiscbeii Bepublik 

Tom 3. Kärz 1896. 

Art. 1. PoT Beitritt f1 pt T?ogierung f^rr FranzoaiBcheo B^ablik «u de» 
Bestiminunfjf n der bei dem iiiternatiouiilrii Koni^ress in Montevideo abge* 
Bchlüssonen übereinkuofL belrcHtiud das liiterariäclie aod kanstlerkclie Eigea- 
tun wird MigonomiPM, 

Franz. Vcrordn aiig vom 17. August 1897 
betreffend die Übereinkunft Ton MonteTideo rom 11. Januar 1889. 

Art. 1. Nachdem Fcankreicb (durch Gesetz Tom 30. Juli 1897) der am 
11. Januar 1889 zwiacfcen der Argentinbefaen Bepnblik, Bolivien, Brasilien, 
Ciiile, Paraguay, Peru und Uru^ay b Montevideo abgeschlossenen Über- 
einkunft hrtreffond den wechselseitigen Schatz des litterarisrhen und knnst- 
kriseh«n Kigentums (Text Seite 324) beigetreten ist, soll diese Übereinkunft 
üfe ToUe wt «Mi Wirinaalnii a«f dw Besiehungen frankreiebi und det 
Argentinischen Befiubllk, vreMa tob den Beitritt Ennkreiebe YormeAoag 
gmommen hat, erstrecken. 

Art. 2. Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten und der Minister 
dei öffentlichen Unterrichts und der schonen Kiute ^nd, jeder hnerbalk 
der ihm ablio^ciiden Qieoaen, mil der AaBfOhiuiig des gegenwärtigen 
Dekrets beauitragt. 



Arffentiiilsehe Repulilik— Italien. 

Verordnung des Präsidenten der Argentinischen Bepublik 

vom IS, April 1 'JOO. 

Art. 1. Der Beitritt der Re{2:ierung Italiens zu den Bestimmungen der 
bei dem internationalen Kongress in Montevideo abgeschlossenen Übereinkunft 
ttber das geistige und IcOnstlerisehe Eigentum wird angenommea. 

iLaiienischc Verordnung vom 10. Juni 1900 betreffend die Über* 
einkunft von Honteyideo yom IL Januar 1889. 

Einziger Artikel. Infolge eines ^iotcnanstansehee vom 7. and 18. Aprii 
1900 soll das zwischen Italien und der Argentinischen Republik getroffene 
Abkcounen hinsichtlich der Anwendung der die Urheberrechte betreffenden 
stWamerikanischcn Übereinktinft von Montevideo vom 11. Jannar i^W iTvxt 
Seite 324) in den Beziehungen zwischen dl^n beiden Ländern voll und 
ganz Ib KnA tnten. 



Argentinische Republik — Spanien. 

VereidnuBg des Präsidenten der Argentinisehen Bepablik 

Tom 30, Januar 1900. 

Art. 1. Der Beitritt der Begiemog Spaniens wa den Bestimmungen der 

bei dem internntirmnlt n Tvnncrp-^s in Montrvifloo fib^rf'sfhlossenen ÜbSieiriWHift 
hbcr. das geistige und kunstlciisehe Eigentum wird angenommen. 
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Spaniscbe Torordnung Tom 10. April 1900 betreffend die 
Übereinkunft Ton HonteTideo Tom 11. Januar 1889. 

Die bei dem internationalen Kongress in Montevideo 1889 abgeschlossene 
Übereinkunft (Text Seite 324) soll in Spanien pftnktlieh befolgt nnd in i^en 
ihren Teilen hinsichtlich der Bechtc der ünterthanfn bridcr TJinder ane* 

Seführt werden, ebenso wie dies im Gebiet der Argontinischeu JEtopublft 
nieli Verordnnng des Pittiidenton Tom 30. Jansir 1900 Torgeeehricben 
worden ist. 



Bolgien— Berner Obereinkunfl (8. 811). - 



Belgien— Deutechland. 

Übereinkunft yom 12. Dezember 1883. ' * 

Art. 1 — 18. Der Inhalt dieser Artikel ist identiacii mit demjenigen der 
Art. 1—18 der Übereinkunft zwischen DeuteohlBad und FTankreidi vom 
19. April 1883 (s. S. 349), wohpi der Rchlnaspaasus des Art. 18 2u lauten 
hat: Die Übereinlcnnft soll in beiden Ländern drei Monate nach der (am 
11. Augast 1884 erfolgten) Auswechselung der Batifikationen (sonach . am 
11. Norember 1884) in Kraft treten. 

' ^ ProtokoU. • 

1. Identiseh mit Absehnitt 1 des Protokolls der Übereinkunft nwiseben 

Deutschland und Frankreich vom 19. April 1S83. 

2. Was die öffentliche AuffühmnfT der musikalischen, dramatischen nilor 
dramatisch-musikalischen Werke anlangt, so ündet die rückwirkende Kraft 
der gegenwärtigen Übereinkunft nur auf die seit dem 20. August 1808 yor^ 
handeuen Werke Anwendung. 

Jedoch sollen diejenigen dramatischen oder dramatisch -musikalischen 
Werke, welche nach jenem Tage in einem der beiden Länder veröffentlicht 
oder aufgeführt und in dem anderen Lande vor dem Inkrafttreten der gegen- 
■wrirtigen Übereinkunft, im Original oder Übersetzung, öffentlich aufgeführt 
worden sind, den gesetzlichen Schutz gegen unbefugte Aufführung nur 
insoweit geniessen, als sie nadi dem bisnerigen Vertragsrecht geschtttzt 
waren. 

3 — 4. Identi^^fh mit Abschnitt 3—4 des Protokblls der Übereinkunft 
zwiscben Deutschland und rankreich vom 19. April 1883. 

Schlussprotokoll. 

Der Inhalt dieses Scblussprotokolls ist identisch mit demjenigen des 
SchlussprotrOkoUs der Übereinkunft zwischen Deutschland und Frankreich vom 
19. Apnl 18^, ausgenommen den in Wegfall kommenden Abedhnitt 2. 



Belgien— Mexiko. 

Handelsvertrag vom 7. Juni 1895. 

Art. 5. . . . Hinsichtlich des litterarischen und künstlerischen Eigentums 
sollen die Bürger eines jeden deif koken TNtraesehliessenden Teile weduel- 
seitig in dem Gebiete des anderen die Bdiandlung der meistbegfinstigtea 
X^ation geniessen. ' 
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Belgien — NUtferltnde. 

ÜberelBkniift Tom 80. Angnat 1868. 

Art. 1. Von dem Zeitpankt ab, an welchem, gem&ss den BestiiiiTH!iTip:cti 
des nachfolgenden Artikels 12, die gegenwärtige Übereinknnft in Kraft tritt 
Mttrn die Vthnkn Tmi wisMnsehaftlteheii oder litterarischen Wefkea, denes 

die Gesetze ihre3 T.nndps das Eigentums- oder Urheberrecht gegenwärtig 
gewährleisten oder m Zukunft gewährleisten werden, ebenso ihre Rechts- 
Inhaber, die Befugnis haben, dies Recht im Gebiet des andern Landes 
während des gleichen Zeitrammes und in demselben Umfange auszuüben, 
als dn? den T^rhebem von Werken gleicher Art in dif<^em andern Lande 
eingeräumte Recht gewährleisten würde, dergestalt dass VerrieUältiguDg 
oder Naehdraek in einem der l»eiden Staaten Ton in dem anderen yerOfent- 
lichten wissenschaftlichen oder I i Li erarischen Werken, insoweit besagten 
Gesetzen durch gegenwärtige Übereinkunft die Rechtskraft nicht entzogen 
wird, ebenso behandelt werden sollen, als Vervielf&ltignng und lyachdmck 
Ton vninlloglieh in dem anderen Laad TerOffentliditen werken gleicher 
Art; nnrl dass ferner die Urheber des einen der beiden Landrr vor den 
Gerichtsh(1fen des anderen die gleiche Klagebefugnis haben und gegen 
Nachdruck, und unerlaubte Vervielfältigong denselben Rechtsschutz geniesäen 
sollen, als das Oeeeti den Urhebern dieMS Landes gewShrt oder fttr die 
folge gewahren würde. 

Von dem im jgegenwärtigei) Artikel festgesetzten Schutz des £igentTims- 
eier Uikeberreehts ansgenommen bleibt das anspchliessliche Obersetzuugs« 
recht, welches die dermaligen oder künftigen Gesetne des einen oder andern 
Landes dem Urheber etwa vorbehalten sollten. 

* Die Ausnahme, welche sich für gewisse Kategorien von Erzeugnissen, 
ans dem Art. 6 des Gesetzes vom 85. Jannar 1817 (Journal ofSeiel No. 6) 
ergeben könnte, wird vom Inicrafttieten der gegenwirtigen Übereinkunft an 

wechselseitig aufgehoben. 

Art. 2. Der durch Art. 1 festgesetzte Rechtsschutz wird nur dem- 
joiigen eingeräumt, welcher genau den Gesetzen und Yi r nlnungen ent- 
sprochen hat, die mit Bezug auf da^ Werk, für welches dieser Rechtsschutz 
beansprucht wird, im Ursprungslanüe in Kraft sind. Eine vom Departement 
dii Innem in Brüssel oder Tom Minister des Innern im Haag ansgestdlte 
BeBohemignng soU als Beweis dafür gelten, dass die durch die Gesetae nnd 
Verordnungen vorgeschriebenen Formalitiiten erflHlt worden sind. 

• Art, 3. Der den Originalwerken gewährte Rechtsschutz gilt auch für 
tibenetsnngen. Es ist jMoeh woMferstanden, dass der Zwe^ des gegen* 
wSrtigen Artikels nur dahin geht, den Übersetzer in BezuiX ;iiif .seine eigne 
ÜbersetZTiHg zU scbtitzen, nicht aber dem Urheber oder dem ersten Über- 
setzer irgend eines Werkes das ausschliessliche UberseLzungsrecht zu über- 
tragen. 

Die fläniivche und di> holländische S prn che werd r-n hinsichtlich der An- 
wendung der gegenwärtigen Übereinkuult als ein und dieselbe Sprache be- 
tnehtet. Die Vervielfältigung in flämischer Sprache eines in hofl&ndiseber 
Sprache veröffentlichten Werkes und die Vervielfältigung in holländischer 
Sprache eines in flämischer 8|iraehe TeröffentUfihten Werkes werden als 
Isachdruck betrachtet. • ' ' 

Art. 4. Ungeaehtet der Bestimmungen der Art. 1, -9 nnd 8 der gegen* 
wärtigen Übereinkunft können aus in einem der beiden Länder verOffent- 
licbicn Journalen oder Zeitschriften entnommene Artikel in <ieii Journalen 
oder Zeitschriften des anderen Landes vervielfältigt werdeu unter der 
Vomnssetsnng, dass die Quelle angegeben wird. 
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Jedoeh soll diese Befugnis niclit so ForsUadea werden, als ob sich 
dieselbe auf die Yerrielfilltigang in einem der beiden Linder von in dem 

andern veröffentlichten JoamalfenilletoBS oder Zeitsohrütenartikeln erstrecke, 
wenn deren Urheber in dem Jonrnal oder der Zeitschrift selbst, in denon 
äie dieselben erscheinen Uessen, ansdrttcküdi erklärt haben sollten, daes sie 
die Verrieirältignng untersagen. Diese letztere Bestimnang findet nof . 

politische Erörterungen enthaltende Artikel keine Anwendung. 

Art, 5. Die Einfulir, der Verkauf nnd das FeiUmItcn in einnm oder 
dem andern der beiden Länder von jegiiclieui Isachdruck von Werken, die^ 
gemäss Art. 1, 2, 8 nnd 4 gegenwärtiger Übereinkunft, Rechtsschatz gegen 
Nachdruck goiiiessen, sind verboten, gleichviel, ob diese Nachdruckaasgabcit 
ans dem Lande herrühren, in welchem das Werk veröffentlicht werden ist» 
oder aas irgend einem andern fremden Oebiet. 

Die Einfuhr wird als Nachdruck betrachteL 

Der Erlös der Strafe wird in dem durch diese letztere Bestimmung- 
vorgesehenen Falle der Kasse des Staates überwiesen, in welchem die ätuä» 
Teifiingt worden Ist. 

Art. 6. Im Falle der Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen der 
vorhergehenden Artikel sollen die nachgedruckten Werke beschlagnahmt 
und diic Pür:ioueu, welciie äich äoiciiur Zuwidorliaadlangeu schuldig machten, 
in jedem Lande der Bestrafung und Yaiüslgong unterweftei werden,, 
welche, nach den Gesetzen dieses Landes gegen das [::leiche an jeglichem 
Werk oder Erzeugnis inländischen Ursprungs begangene Vergehen YOtr- 
g^chrieben sind «der sein würden. 

Art. 7. Gegenwärtige Übereinkunft soll den freien Weitemrittvi im 
den betreffenden Staaten nicht beeinträehti^jjen von Werken, die ^nz oder 
teilweise als Nachdruck vor dem lukrafttreten dieser Übereinkunft ve«» 
Offentlidtt aeiB sollten; hingegen soll ?on solehen Werken keine nenn Ver- 
öffentlichung in einem der beiden Länder veranstaltet werden, ebenso wenig 
sollen aus dem Ausland andere Exemplare als diejenigen eingeführt werden 
dürfen, welche zur Ergänzung früher begonnener Expeditionen oder Snb«^ 
dot^tioDen bestimmt sind. 

Art. 8. Um die Ausführung der gegenwärtigen Obereinkniift zu er- 
ieichturu, verpflichten sich die beiden hohen vertragschiiessenden Teile, siciai 
die jetzt geltenden Gesetze und Verordnuugen miizuteiieo, ebenso wie die- 
jenigen, welche später in den betreffondiai Staaten luDsichtlich der Urheber« 
rechte für die durch die Bestimmungen der fefenwiltigen Obeieinlnuiffc 
geschützten Werke festgesetzt werden. 

Art 9. Die BettimmongeB der ge^wSrtigmi Übereinkuft eoUen in 
keiner Beziehung das Becht beeinträchtigen, welches sich jeder der beiden 
hohen ve/tragscnliessenden Teile ausdrücklich vorbehält, dnrch Massregela 
der Qescugebung oder inneren Verwaitnngäbehörden dmi Ycckaui» die Ver- 
breitung nnd das Feilhalten einet jeden Werke« eder BnengniaM» m ttbe^ 

wachen und zu vorbieten, hinsichtlich dessen das eine oder andere LmA Qi 
für geeignet erachten wurde, dieses Recht auszuüben. 

Art. 10. >iicliu lu dieser Übereinkunft soll &o ausgelegt werden, ais 
ob es das B«cht des einen oder andern der beiden hohen vertragscblioanenden 
Tt ili' beeinträchtigte, die Einfuhr solcher Bücher nach seinen Staaten vu 
verbieten, weiche nach den Landesgesetsen oder in Gemässheit seiner mit 
andern Mächten getroffenen Abkommen als Nachdruckt «dar Verletsoagen 
des Urheberreciits zu bezeichnen sind odef sein wttrden. 

Art. IL Wälirend der Dauer der gegenwärtijs;en Übereinlninft findet 
dio erlaubte Einfuhr in Belgien oder Niederlande von in einem der 
beiden Länder TetiffentUfllttan fiiehei» weelMNiseitig unter Wreitti^ von 
jeglieher Abgabe statt. 
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Art. 12. Die gegenwärtige Übereinkunft wird so bald als möglich narh 
ihrer aiotUchen Veniündigang zur Ausfnbruug gelangen, gemääü den Guäützüu 
jedw der beiden Länder und tob dem Tage ab, weldier alsdanu dorcb 
jeden der beiden hohen vertragschlif^srnden Teile festgesetzt werden wird. 
In jedem Lande wird die Ke^jEieraog den Tag, welcher zu diesem Zweck 
vereinbart werden wird, im Yonns in gehöriger Weise bekannt m&cken 

Die gegenwärtige Übereinkunft soll noch wahrend eino« Jahres in Kraft 
bleiben, nachdem sie von einem oder dem andern der beiden hohen vertrag- 
leUiessenden TeQe gekttndigt teia wird. 

Die hohen vertragschliessenden Teile behalten sich jedoch die Befugnis 
vor, init beidcrsririirpm Einverständnis an ior gegenwärt' L''n Übereinkunft 
jede Änderung vur^uuehmeu, welche nicht unvereinbar mit dem Geiste und 
den Grundsätzen ist, auf doien dieselbe beruht, und deren Nfttslfeilkeit mb 
dnrch die Erfahrunfr herauHgesteHt haben sollte. 

Wenn iu der Folge die Regierung der Niederlande in Bezug auf das 
Utterarische oder kflnstlerische Eigentum einer andcra Macht irgendwetehe 
weitergehenden Rechte einräumt, als die dnrch gegenwärtige Übeniakiinft 
festgesetzten, sollen die hpl^-i^chen Urheber oder Kiinstler ohne weitere« 
und unter der einzigen V oraussetzong einer Tellstftndigen Gegenseitigkeit 
ftr ^He nlBdsfliiidisdleii ürbebcr oder Ktostler dieNlben Beehto erwcärben. 

Art. 13. Die gegbnwärTifec Übereinünnft soll ratifiziert und die Rati« 
ftkstionsurknnden sollen in Verlauf von sechs Monaten od^r wenn in(^glicb 
früher amfi^etauscht werden (Austanzch am 23. Februar 1Ö5^, Inkraftsetzung 
am 1. Apm 1869). 

Bei Unterzeichnung der Übereinkunft fttr den gegenseitigen Schutz des 
wisaengchaftlicbeii • md-^litttwgjgchen Eigentums sittd die lUterzeichnete» 
BevA}lrnilchtin!:ten gegenseitig dahin übereingekommen, dass die beiden 
Eegierungen, wenn sich ein Bedätfhis hienu herautstelleB sollte, Mtm- 
MUMn MnUB wvfdflB, Weichs m tieffeii wlres, wn lielL st Tef8itthti% 
dass die zum Gennas der VergünztigUBir des Art. 11 bemfeim. BUAtf 
«iikiifth im einem der beiden T.ändf r veröfTenUiehfc wocdeA aiad. 



Belgien— Portugal. 

Übereinkunft yom 11. Oktober 1866. 

Ali. 1. Die Urbeber ron Mebem, Brosehttiw oder aaderen Sebrifteav 

nn'iilcalischen Kompositionen und Arrangements, von Werken der Zeichen' 
und Gravierkunst, der Malerei, der BildhMicrM, der Lithographie und von 
allen anderen ähnlichen Erzeugnissen auf dem Gebiete der Litteratur oder 
Kmist geniessen in jedca» dnr beiden fi^uvtoo wertsetaeMag die Yorteiie, 
welche daselbst dem Eigentume an Werken der Litterator oder Kunst g?- 
»etslich eingeräumt »ind oder künftig eingeräumt werden. &ie soiien den- 
MAwa delmtz and dieselbe BeekCBiittllc gegen jede Bceinträchtignng lürer 
Hechte feerianei, als wenn diese Beontt&ebtiguiu^ gegen die Urheber solcher 
Werke beengen wiirc. welebe wm cnlBnMele fmiiiibelb doe Leadee eelbet 
▼«röffentticlit worden sind. 

E* boUmi ibnoM jedeeb diwe YoiteOe wedteeTad(% «ur le laege geskhert 
' Icihon, als ihre Rechte in dem Lande geschützt sind, in welchem die tEr- 
äj»rüngliche Veröffentlichung: erfolgte, und sie sollen in dem attderen Lande 
vi^t tberdie Frist hinaus daoem, welche zn Gunsten einheimischer Urheber 

m ««k'^ietnititt^bUfbK«: 
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Art. 2. ITm den Vorteil des Art. 1 genir??pn zn können, mfissen in dem 
ürsprungslande die Formalitäten erfüllt werden, welche gesetzlicli zur 
Sicheranif des BlgentnmB an Werken der Litteratnr oder Knn'st Tbrge- 
achiieben sind. 

Betreffs der BücLer, Karten, Knpfer- und sonstigen Stiche oder musi- 
kaliäciien Werke, welche zum ersten Male in einem der beiden Staaten ver- 
IlffeotUebt Bind, soll die Aytsttbung des EigentamBiedttB In dem anden 
StaAte ausserdem von der in dem letaten Yorb^ anf naebetehende Wdse 
bewirkten EintragTing abhängig sein. 

Ist das Werk zum ersten Jüale in Belgien erschienen, so mass es in 
Liesabon bdm Idnlsterinm des Xnnein eingetragen werden. Ist das WeHc 
zum ersten Male in Portugal ersdiienai, .so muss es in Brüssel beim 
Ministerium des Innern auf dem „Bureau de la Librairie* eingetragen 
werden. Die Eintragung geschieht beiderseitig auf* die schriftliche An- 
meldung der Beteiligten, welebe .'^tweder an die Torbenannten Ministeriei 
oder an die Gesandtschaften in beiden Ländern gesandt werden kann. 

In allen Fällen muss für die nach dem Inkrafttreten gegenwärtiger Über- 
einkunft veröffentlichten Werke die Anmeldung .innerhalb drei Monaten, 
naefadem das Werk in dem anderen Lande vei^ffentliebt ist, erfolgen und 
für die vorher veröffentlichten Werke Jimerbalb drei Konaten« na^den diese 
Übereinkunft in Kraft getreten ist. 

Für die Werke, welche lieferungsweise erscheinen, b^innt die drei- 
monatliche Frist wst Ton der YerOffentlichnng der letattm Lieferung an n 
laufen, wofern nicht der Urlieber gemäss den Vorschriften des Art. 5 erklärt 
hat, daf p vr sich das Übersetzungsrecht vorbehalte, in welchem Falle jede 
Lieferung uls ein besonderes Werk betraciitut wird. 

Die'Anmeldiingen sollen den Namen dw Anmeldenden, den Beehtsgmnd, 
welcher ihm das Eigentum des Werkes verleiht, Datum und Ort der Ver- 
öffentlichung und alle zweckdienlichen Angaben enthalten, einschliesslich, 
gegebenen Falles, des Vorbehaltes des Cbersetzungsrechts, von welchem der 
Art. 5 handelt. Zwischen den hohen vcrtragsealiessenden Teilen werdea 
Master für die Form der Anmeldung vereinbart werden. 

Pie Eintragung in besondere eigens zu diesem Zweck gehaltene Bücher 
hat beiderseitig ohne Erhebung irgend welcher Gebühren stattzuhnden. Die 
Beteiligten erhalten auf gestelltes Begehren eine die geschehene Elntragaog 
bonrkuii ^ nde Bescheinigung, welche kostenfrei ausgestellt wird, ausser, ge- 
gebenen Falles, den Stempelkosten. Dieses Zeugnis soll das genaue Dalum 
anführen, an welchem die Anmeldung erfolgt ist; dasselbe hat Beweiakiaft 
in dei" ganzen Ausdehnung der betreffenden Ländergebiete und stellt das 
4iU8S( b1i"s^lirhe Recht des Eigentums und der Vervielfältigung fttr so langfe 
fest, als nicht ein anderer ein besser begründetes Becht vor Gericht geltend 
gemacht haben wird. 

, , Art. 3. Die in einem der beiden Länder veranstalteten Übersetzungea 
«inheimischer oder fremder Werke sind d-en Originalwexken ausdrücklich 
•gleichgestellt.. Demgemäss gemessen solche Ühetoetzongen, biasicbtlich ihrer 
anbefugten Yomelfäitigung in dem andern Staat, den im Art. 1 sogesagtsn 
"Schutz. Indessen ist, wohlverstanden, der Zweck gegenwärtigen Artikels 
nnr der, den Übersetzer mit Bezog auf die Übertragung zu srhinzr n, welche 
er Ton dem Origiualwerk gegeben hat, nicht etwa, das ansschilcäsliche Über- 
aetanngsreeht deor ersten' Übersetzer ' irgend eines in toter oder lebender 
Sprache geschriebenen Werkes zu gewäbien, mit Vorbehali des im Art. 6 
▼orgesehenen Falles und Umfauges. 

Art. 4. Die Bestimrouogen des Art. 1 finden ebenfalls Anwendung auf 
die Darstellnng oder Anffiibrung dramatischer oder rnnsikaUseher WerkSi 
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welche zam er?tm ^fnio in einem der beUeii Leider TeiOtfenUieht, deigeitollt 
oder aufgeführt wertieu. 

Art fi. DerUdieber dnee jeden in einea der beid«B Llader Teröffenfe» 
lichten Werkes, welcher sich das Beeilt tmt die Übersetzang Torbehaltaa 

will, frenicsst unter den nachfolgenden Bedingniigen die Vergünatif^nnn:, dass 
fäni Jahre lang gerechnet vom Tage der ersten Veröffentlkhuag dor Ton, 
Oni geeutteten Übenetnmg seinen Weikee m der Sprache den eadom Lande« 
keine Yon ihm nicht erlaubte Obenetsang deeselben Werken in dieeeni LMiddL 

"TCröfPcntiicht werden darf: 

1. Das Original werk muss ia emeiu der beiden Luader a.at die biunea, 
drei Monaten naoli dem Tap:o des enten SrscheiDens im andern Lande er* 
folgte Anmelduncr. gemäss den T'^stimmTinf^en des Art. 2, eingetragen werden, 

2. Der Urheber mnss an der Spitze seines Weckes erklären, das« ^ sich, 
das Beoht der Übersetnung yorbehalte. 

3. Besagte antorisierte Übersetzung von dem in einem, der beiden Lände^ 
in der Sprache des andern veröffentlichten Werke muss, wenigstens teilweise^ 
innerhalb Jahresfrist Tum Datum der in soeben vorgt^schriebener Weis^ bo- 
veAstelligten Anmeldvng. na gereehnet« nad ToUstSadig binnen drei Jahren 
■leh besagter Anmeldung erschienen selu. 

4. Die Übersetzung- muss in einem der beiden Länder veröffentlicht und 
gemäss den tiestimmuugun des Art. 2 eingetragen sein. Bei den in Lieie« 
nigen erscheinenden Wecken genügt es, wenn die Erklärung des Urhebers, 
dass er sich das ÜbersetanDgBnelit Torbefaalton welle,- Mif der eietea Liefe? 
rang ausgedrückt ist. 

In Bezug aul. die für die Ausübung des ausschliesslichen Übersetzungs-» 
rechts in diesem Artikel cingeraniate ffln^ahrige Frjst soll jedoch jede 
Lieferung als ein besonderes Werk angeschen werden; jede derselben soll 
in einem d^ beiden Länder auf die innerhalb, drei Monaten nach ihrer erstea 
VeriMfeBtUelniBg in dem uideni erfolgte Anneldnag eingetragen werden. 

Was die Übersetzung von dramatischen Werken betrifft, so muss der 
Hrheber des in einem der beiden Länder veröffentlichten Werkes, welcher 
Sick das im gegenwärtigen Artikel beiiandelte ausschUessliche Eecht und das 
der Avfffklming seiner Übersetzung in den Theatern des andern Iiandee 
während der fünfjährigen Periode vorbehalten will, seine Übersetzung inner- 
halb f\Tvi Monaton von drr den Vorschriften des Art. 2 gcmüss crfolt^ton 
Anmeldung an gcrucliueL in der Sprache dcä andern Landes verüffciiiliclieu 
eder in einem Theater des gleichen Landes aufführen Ineeen. 

Es ist jedoch wohlverstanden, dass diese Bestimmungen nicht den Zweck 
haben, Nachbildungen oder Arrangements dramatischer Stücke für das Theater 
jhM andern Landes zu yerhindern, sondern nur aUebi die ungesetzmässigen 
Ubersetzungen. 

Art. 6, Wenn der Urheber eines Werkes, dessen Eigentim durch cregen- 
wärtige Konvention geschützt ist, sein Veröffentiichungs- oder Verviciiaitif 
gnngsredit eatem Yerleger in Gebiet eines der beiden hohen Tertmgsebliessenf 

den Teile mit dem Vorbehalt abgetreten hat, dass die also veröffentlichten 
oder vervielfältigten Exemplare oder Ausgaben dieses Werkes in >]('m andern 
I^nd nicht verkauft werden dürfen, so sollen diese Kxcnipiare oder Aus- 
geben in diesem Land ab ungesetzmässige Vervielfältigung wechselseitig 
anfTp^ohen tnirl bclmndelt werden. Die Wi rk'\ ;nif w 'lrho der Art. 6 An- 
weadong hudet, sollen in den beiden Ländern zur Durclifuhr nach einem 
dritten Lande frei zugelassen werden. 

Art. 7, Die gesetzlichen Vertreter oder Rechtsnachfolger der Urheber». 
Ubersetzer, Komponisten, Zeichn^T, Maler, Bildhauer, Kupfer- ol r S'ilil- 
stecbcr, Lithographen usw. geniesscu in jeder Hinsicht wechselseitig diesyioen 
Beehte, wie diejenigen, wofohe die gegenwärtige Überanltnnft deo Urbeberjo« 
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Übersetsern, Kompon)^<?n, ZoAchjaen^ Ifalern, -Bydiunufii, Kifief- wdfitAiU« 
Stechern und Lithographen selbst gewährt. 

Art. 6. Ungeadilet der Beife»nBj|Mi dar gegemrlrtigeB Übereiakiiiidt 
•dürfen Artikel, welche ans in einem derbewea Hiiier ?er5ffentlichten ZeitonfeB; 
Zeitschriften oder periodischen Sammlangen entnommen sind, in den Zeitnn^n, 
Zeitschriftoi oder periodisehoi äammlnagen äe» asdem Luidee Qachgedruckt 
4i$M libereetBt weraen, ▼on.ngw o trt dut 4ie Quelle, ms der wko g ee A ttp I t 
Jlad, dabei angegeben wird. 

Diese Befugnis erstreckt sich jerlnch nicbt auf den Nachdruck und auf 
die Übersetzung in einem der beiden Länder vou Artikeln aus in dem aoiüeru 
reröffentliclrteB Zeitungen, Zeitschriften oder periodischen SammlongeiL, woan 
die Urheber ausdrücklich in der Zeitung, der Zeitschrift oder der Sammlung 
selbst, in der eie dieselben haben erscheinen lassen, erklären, dass sie deren 
i^achdruck nnd Übersetzung untersagen. In keinem Falle soll «ber diese 
üntersaguog avf yalitisehe jBrOfftemiigeB «iiÜidLteade Actflni nuigeAebat 
mrdcn kennen« 

Art. 9. Wechselseitig orlaabt ist die VerlÜliBBtliGlinag io jedem der 
Mden Linder Tim Awflgien oder «easea SMeken rm Wnten, die nm 

«rsten Male in dem andern Land erschienen siqd, vorausgefetzt ämas diese 
Veröffentlichungen ausdrücklich dem Unterricht oder dem Studium grcwidmet 
und angepasst und Ton erkllrenden Auuerkuogen oder Toa ÜborBetzangeD 
iB der Sprache dee Laadee, in dem eie Teülflleaüiflkt Warden, a w ia a lM » äm 
2ettea oder am Rande begleitet sind. 

Art. 10. Die Einfuhr, die Verbreitung, der Verkauf und das Feilbieten 
von Werken oder Gegenstllnden unerlaubter Verrielfältigubg, wie 8olcbe in 
den Torfaergebenden Artikeln bcstiuuBt riad, ist in jedem der beiden Länder 
rerbotcn, rorbehaltlich der Bestimmungen des Art. 6 betreffs der Dürchfabr 
und der Vorschriften des Art. 12, gleichviel ob geuaaate nicht edauhte 
VerrieWSlti gu n gen aas eiaen der beidea Läader oder aas einem ißreaidei 
Xaade herrdhreu. 

Art. 11. Im Falle der Zuwiderhandlnno: gegen die Bestimmunffen der 
Torhergefaeoden Artikel soil die Besckiagnahmc der l^achdrucifagegenstände 
Torgenonatea werden, und dJeGeriehte solMadle daieh die kezttglickea O ee ete ' 

gebun2:'"'n bestimmten Strafen zur Anwendunp: bringen in gleicherweise, als 
weiiu die Zuwiderhandluug zum Nachteil eines V\ t^rkes oder ETZf'iip:ni88e8 
inländischen Uri<prung8 begangen wäre. i>ie den Tiiätbeätand des >i&clidmclu 
feststellenden Merkmale werden daiah die beirefendea Gerichte dea einea 
und d<s rindern T>nndng nach MaMgKI» 4a ia jedeia danattea geteden 
-Gesetzgebung festgesiuUt. 

Art. 12. Die gegenwärtige Überaiakunft kaau die uabescbräiiktie Fert- 
.s(>tzung des Verkaufs, der Veröffentlichung oder Einfokr^in die betreffenden 
Staaten ron denjenigen Werken nicht betfinträchtii^CD, vre?che «cbon vor 
dem Inkrafttreten der gegenwärtigen Übereinkunft gaux oder -teilweise i> 
«iaem der beidea Linder YerOlfentlHlit eefai talltea, aiM ddm YevMalli, da0 
niemand spater irgend welche weitere Veröffentlichung derselben Werke vor- 
nehmen oder ans dem AuslHnd andere als diejenigen Exemplare einfnhrea 
•darf, welche sur Vervoüständii^nng der früher begonnenen Auslie&rungeQ 
oder Sttbskriptionen bestimmt sind. Bieter Oniadeata Met «beawMiebl aaf 
Übersetjrmigpn als auf Originalwerke Anwendung. Es ist wohlveretnndf^, 
•dass die Weiteraufi^brnne der Übersetzungen von schon vor Inkrafttrcteo 
dieser Übereinkunft aufgeführten dramatischen Werke» nicht bedaträchtigt 
Werden soll. 

Art. 13. Die Bcstimmunfren der c:egenwftrtiß:en Uberctnknnft eoUea in 
keiner Bcaehuog das einem jeden der Iteiden »Staaten ausdxitokfick vef* 
Mahxat Baeht bMiaCrtoktigen, dank Mawnayiia dar flot^gehang «dof 



Dlgltlzed by Google 



inneren Verwaltunj^ die Verbreitanp, Aufftihrnnpr, Feilhiclnrip: oder de« Ver- 
kmuf solcher Werke oder Erzeugnisse zu erl iuhni, ulx rvT u hea und Tinter- 
Hgen, bezüglich welcher er eine AasiibiiDg solchen iicchts für geeignet halt. 
Bhbm kaatt keine der Bettiiiioiangen gef^cowärtiger Übereitüraaft derart aas- 
gtiegt werden, f^5«s dadurch das Recht der hohen vcrtrno'srhü essenden Teile be- 
stritten wUrde, die Einfahr solcher Bücher nach ihrem Üebiet za Tcrhindem, 
fiviflbaftie ioBM« GMetzgebung oder mit aaden Staaten abgeschlossene Ver- 
Uiga der Gattung der uncrlaobtiB YerYielAltigungen xurechnen soUtML 

Art. 14. üm die Ansführnng der gegenwärtigen Übereinkunft za er» 
leichteni, Terpflichtea steh die be^ea hohen .Ter^ragächliesaeadea Teile, Bich 
die gegenwärtig bestdiaadaa Qaaetae aad Vefoidanngen, wie aadi diejenigen 
mitzuteilen, welche spllttr in deu betreffenden Staaten hinsichtlich der Ur- 
heberrechte für durch dio Behtiramunfren f^e^enwärtigcr OtNUreiakaflit ge» 
ächuUlü Werke oder Erzeugm^MC erlassen wertieu würden. 

Art. 15. Während der Dauer gegenwärtiger Übereudtaaft aiad folgeade 
Qegenstaude wechselseitig zollfrei ohne ürsprunfrs Zeugnisse zagelassen: 
Broschierte Bücher in allen Sprachen, Zeichnungeu, Kupfer-, Stahl- und 
aadere Stiche, Lithographien und Photographien, Land- oder Seekarten und 
iHNWchierte oder gebundene AtUatea, Musikalien. 

Art. 16—17. (Betreffen den wechselseitigen Sehnt/ (!e? Eifii^entunis an 
Falxnk- oder Handelamarken, sowie gewerblichen und f abrikations-Iilasteiii 
oder HodeHm.) 

Art. 18. Die gegenwärtige Übereinkunft beginnt an dem Tage in Kraft 

za treten, welchen die hohen vcrtra«,'^< !ilie«sei!den Teile für ihre gleichzeitige 
Ausführung vereinbaren werden, sobald die Kundmachung hierüber nach den 
besonderen Oesetzea jedes der beidea Slaatea gescbehea aeia wird; dieser 

Tag soll den Austausch der Batifikations-Urkimd n nicht um drei Monate 
ftberschreitcn, (Die Übereinkunft ist um 1. September 1SG7 in Kraft getreten.) 

Sie soll sechs Jahre, todi Tage de» Austausches der Batitikations-Ur- 
kundea gerechnet, währen. Wenn keiner der hohen vertragschliessenden Teile 
dem andern ein Jahr vor Ablauf dieses Zeitpunkts die Ausiclit kundgegeben 
hat, die Wirkungen der Überekkuoft aufhören zu lassen, soll dieselbe noch 
ein Jabr lang in Kraft bleiben, von dem Tage geredinet, an welcbem der eine 
oder andere der hohw Tertragschliessenden Teile sie gekündigt haben wird. 

Art. 19. Die ge^renwSrtifxe Übereinkunft soll ratifiziert, und die Rati- 
ii kations-Urkunden sollen in Lissabon sobald als möglich ausgetauscht werden. 

Bei aien— Spanien. 

Oberelakanit Tom Se. Jaai 1680. 

Art. 1. Von dem Zeitpoakt an, za welchem die gegeawärtige Über- 

oiakanft, gcraä.ss den Vcrfu^nngen des Art. 0, in Krnft tn^tnn wird, sollen 
die belgischen Urheber yon wissenschaftlichen, litterarlschen oder artistischen 
Werken oder deren Bechtsinhaber, welche ibr Eigentums- oder VerrielfHltignngs- 
recht in den durcb das Gesetz Torgeschriebenen Formen sieiieni, dasselbe 
f^ndftdarch ohne weitere Förmlichkeiten in Spanien sichern und daselbst 
Itinsichtlicfa der Grenzen und Dauer des Eigentum» benagter Werke die Bechte 
ffeaieaeea, weiehe ihnen die belgische Gtemtzgcbung eUtriamt. 

Umgekehrt sollen die Spanier in Belt;Ien die iv echte geniessen, welche die 
^^eselcgebung dieses Landes in Sachen des litterririsrhen und künstlerischen 
EUgeutoras den Inländera gewahr leistet. l>ie Ausübung dieser Kechte ist 
iBeiaer JWmaUtftt unterworfen. 

Unter df-r 7.u Anfan"^ dieses Artikels angewandten Tlenonnung von 
wisseusehaftlichoD, litterarlschen und künstlerischen Werken sind za Ter- 
j>tehen Vcrö£fentlichuugeu von Büchern, dramatiechen Werken, mnsikuliseliea 
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KompositionMi, Werken der Zeichenknnst , Malerei, Bildhanerkunst, des 
Kapferstichs, der Lithographie, der Photographie, Ton Karten, Plänen, wiasen- 
sebiaftlidien Zeidmungen wid jedes andern wiasenschnfkliehen, littertrisekeB 
oder kttnstteriacben Erzeugnisses, das durch irgend welches Druck- oder 
VerTicl(ftltiguD^sverfa)iren bekannter Art oder mkünftiger Erfindung an- 
gefertigt werden i^ouute. 

Die gesetslfchen Vertreter oder Beehteinhaber der örfaeber, Obersetier, 
Komponisten, Maler, Bildhauer, Kupferstecher, Lithographen und Photographen 
sollen in allen Beziehungen die gleichen Rechte geniessen, welche die gegen» 
wärtige Übereinkunft den Urhebern, Übersetzern, Komponisten, Malern, BUd- 
hanem, Knpfersteehem, Lithographen und Piwtograpnen edlwt bewilligt - 

Die hohen Tortragschliessenden Teile vereinbaren überdies, dass dei 
Eigcntu raserweis für jedes Geistes- oder Kunstwerk stets rechsgültin; für 
die in Belgien Teröffentlichten Werke durch eine todi Ministerium des Innern 
in Brttssel mid für die In Spanien TerVffentliehtte Werke durch eine tob 
Unterrichtä-Ministorium (Ministerio df^ Fomesto) In Madrid' ausgefertigte 
BeechcinifTuug als erbracht gelten soll. 

Art. 2. In jedem der beiden Länder bleiben Druck, Verkauf, Einfuhr 
nnd Ausfuhr Ton Werken in der Sprache oder dem I^Iekt des andern ohne 
Erniatthtip;uii{^ - T^igentümers des Ori;2:inalwerkes verlioten. Dasselbe Verbot 
findet auf die Auftuhrung von dnunatischcn Werken und auf die öffentliche 
Darstellung Yon musikalischen Kompositionen Anwendung. 

Art. 8. Den Urhebern jedes in einem der beiden LRader TerOffbntliehten 
Werkes ist das Übersetzungsrecht ebenso lange gewahrt, als sie das Eigen- 
tumsrecht an den (Originalen in demselben Lande nach dessen Gesetzen 
ceuiessen. Die Übersetzer von alten oder neuen Werken, wenn solche 
Oemeingnt sind, besitzen das Eigentums* nnd Schutzrecht an ihren Über* 
Setzungen; sie kennen jedoch keinen Einspruch dagegen crhrbcn, dass das- 
selbe Werk von andern übersetzt werde. Ebensoweuig Anspruch auf Schutz 
haben die Übers.etzer von Werken, die Urhebern ane^ehören, weiche kraft 
des Gesetzes das Eigentumsrecht geniessen, sofern sie nieht die Ermichtigong 
des Eigentümers des Originalwerkes erlangt haben. 

Art. 4. Die wissenschaftlichen, litterarischen und kritischen Artikel, die 
Chroniken und Bumanc und im allgemeinen die nicht politischen Stoff be- 
handelnden Artikel, welche in den Zeitungen oder Zeitschriften in einem der 
beiden vertragschliessenden Staaten veröffentlicht werden, dürfen i i den 
Zeitungen oder Zeitschriften des andern Landes nicht ohne Ermächtigung 
des Urhebers oder semes Rechtsinhabers nachgedntckt oder übersetzt werdes. 

Art. 5. Im Falle der Zuwiderhandlnng werden die gewöhnlichen Gerichts» 
höfc in jedem Lande beauftragt, die durch die betreffenden Gesetze fest- 
gesetzte Strafe auf dieselbe Weise anzuwenden, als wenn diese Zttwi4/^' 
handluDg zum Kachteil eines Werltes oder Erzeugnisses inländisehfo' tS> 
sprangs begangen worden wäre. 

Art, 6. Es ist wohlverstanden, dass, wenn in irirrnd ( Ichem Vertrajf 
zum Schutz des geistigen Kigentonu einer der beiden hohen vertrag- 
schliessenden Teile einer dritten Macht grössere Vorteile einrinmt, dir 
andere ebenfalls die gleiehen Vorteile unter denselben Bedingungen ge- 
niessen soll. 

Art. 7. Um die Ausführung der gegenwärtigen Übereinkunft zu er* 
leichtem, verpflichten sich die beiden hohen vertragschliessaiden Teile, sieh 
gegenseitig die Gesetze und Verordnungen mitzateilen, welche sie in der 
Folge in ihren betreffenden Ländergebleten mit „Bezug auf das geistige 
Eigentumsrecht an den durch die gegenwärtige Übereinkunft geschützten 
Werlran nnd Erzengnissea erUasen. werden. 
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Art. 8. Die BestimmuDeen der gegenwärtigen Übereinkunft können in 
keiner Weise das Becbt beschrSnken, welches sich jeder der beiden vertrag- 
sdÜiessenden Teile ansdrttcklieh yorbehält, durch Masgren^eln der Gesetn- 
gebung oder inneren Verwaltung: den Verkniif, die Verbreitung:, Aufführung 
oder Feilbietnng jedes Werltes oder Erzeugnisses zu überwachen oder zu 
Terbieten, hmsrchtlieh dessen eines der beiden Länder es far nAtzlieh ep- 
aebtet, dieses Recht auFzunhen. 

Art. 9. Die gegenwärti£:c CTierrinknnft soll sobald als möglich nach 
dem Austausch der EatihkätioDSurkuucica in Kratt gesetzt werden. In 
jedem Iiande wird die Begiemng eine Torberige Kundmachung des Datums 
erla -srn, an welchem sie in Kraft zu trot(^u beginnen soll, und die Be- 
stimmungen der Übereinkunft sollen nur auf von diesem Datum ab Ter- 
öffentlichte Werke oder Erzeugnisse Anwendung finden. 

Diese Übereinkunft soll während des Zeitraums von sechs Jahren gültig 
bleiben, von dem Tage an gerechnet, an welchem sie in Kraft getreten ist, 
und wenn keiner der beiden yertragschliessenden Teile zwölf Monate vor 
Ablauf des TorerwShnten Zeitraums tou sechs Jahren die Absicht kund- 
gegeben hat, ihre Wirkung aufboren zu lassen, soll sie fortfahren, während 
eines weiteren Jahres gültig zu sein und ebenso fort von Jahr zu Jahr bia 
ein Jahr, nachdem einer der beiden Teile sie gekündigt haben wird. 

Die hohen Tertragschliessenden Teile behüten sieh jedoch die Befognis 
Tor, in gemeinsamrni EiuTerstandnis jegliche Änderung in die gegenwärtige 
Übereinkunft einzuluhxen, welche sie nicht als unv^ereinbar mit seinem Qeist 
und seinen Grundsätzen betrachten und deren Nützlichkeit die Erfahrung 
dargethan haben wird. ( Austausch der Batiflkationsorkimden: 17. März 1881 ; 
Inkrafteetsong: 16. April 1881.) 



Belgien, Frankreich, Grossbritannien 
(nebst Besitzungen) und Schweiz— Vereinigte Staaten. 

Proklamation des Piisidenten der Vereinigten Staaten 

Yom 1. Juli 1691. 

In Erwägunjj, dass durch Sekt. 13 des Kon<j:rcss-Gesctzes vom 3. März 1891, 
betitelt , Abänderungs-Gesetz des Titels seehszig, Kapitel drei, der Revidierten 
Statuten der Vereinigten Staaten betrefTfeiul den Schutz der rrheberrechte", 
vorgesehen ist, dass besagtes Gesetz »auf einen liurgcr oder ünterthanen 
dnes frmnden Staates oder einer fremden Nation nur dann Anwendung 
'finden soll, wenn betreffender fremder Staat oder betreffende frcni le Nation 
den Bürgern der Vereinigten Staaten von Amerika den Genuss des rrh^ber- 
rechts auf wesentlich derselben Grundlage gewährt, als seinen eignen 
Bürgern; oder wenn botreffender fremde Staat oder betreffende fremde 
Nation einem internationalco tTbereinkomincn antjoliört, das Gegenseitigkeit 
in der Grwähnnii: des rrlieberrcchts festsetzt und nach dessen Bestimmiint^en 
der BeitriU zu solcLuia Übereinkommeu in das Bciicbeu der Vereinigten 
Staaten gestellt ist"; 

in Erwägung ferner, dass durch besagten Artikel gleichfalls vorgesehen 
ist, dass „das Vorhandensein einer dieser Bedingungen von dem Präsidenten 
der Vereinigten Staaten durch Proklamation von Zeit zu Zeit, wie es die 
Zwecke dieses Gesetzes erfordern, festgestellt werden soll", und 

in Krwäguug, dass befriedigpmln amtliche Veistcherungen darüber ge- 
geben worden sind, dass die in Belgien, Frankreich, Grossl)ritannieu nebst 
Besitinngeu und der Scbweiz gültige Gesetzgebung den Bürgern der Ver- 
einigten Staaten den Gcnoss des Orheberrecbtsschutzes auf wesentlicli 
GcMtse über dw Urhebenreoht. 89 
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derselben Grundlage gewährt, als diejenige, ftof welcher diese Länder ihre 
Staatsangehörigen be&ndeln — 

erldire len, Benjamin Barnaon^ PriUddent der Yereiaigten Staaten tos 
Amerika, nun infolgedessen und proklamire, dass die erste der im Artikel 13 
des Gesetzes vom 3. Marz 1891 spezifizierten Bedingungen in Beziehung auf 
die Btirger oder L nterthanen Belgiens, Frankreichs, Grosshritanniens and der 
Schweiz erfbllt ist 

Bolivien --Frankreich. 

YertragB-Erkläiuug Tom 8» Soptembor 1887 
(genehmigt 80. Jvni 1890). 

Die Regierung der FnuisOsiseheD Bepnhlik und die Beffierang tob 

Bolivien sind in dem Wunsche, dem litterarischen, kttnstlerischen und in- 
dustriellen Eigentum beider Länder einen wirksamen Schatz zu sichern, ttber 
folgende BesUmmungen übereingekommen: 

Die Staatsangehörigen jedes der yertragsehliessenden Teile geniessen im 
Gebiet des anderen dieselbe Behandlung wie die Einj^eborenen hinsiclitlich 
alles dessen, was sich auf den Schutz der litterariscbcn und künstleiischeu 
Gegenstände und auf den Schutz der Fabrik- und Handelsmarken, der Eti- 
ketten von Waren und deren Hülle oder Verpackung, der gewerblichen 
Zeichen oder Muster, sowie der Handelanamen bezieht 



Brasilien— Portusal. 

Übereinkunft rom 9. September 1889. 

Die Begierung S. M. des Kaisers von Brasilien und die IlegierttO£ S. M. 
'des Königs von Portugal und Algarbien, von dem lebhaften Wnnn^e be- 
peelt, die die beiden Länder vereinigenden Freundschaftsbande enger zn 
verknüpfen und zu bef^tigen, sind übereingekommen, dass die Urheber 
portugiesisch gescbdebener uttemrischer Werfe, sowie kfinstlerischer Werke 
des einen Landes in dem andern hinsichtlich dieser Werke dasselbe Eigen- 
tumsrecht geniessen, welches die geltenden oder die zu erlassenden Gesetze 
in diesexu Lande den inländischen Urhebern gewähren oder künftig gewähren 
würden. Diese Vereinbsrnng tritt Tom 1. l^yember 1889 an in Krm. Nack 
zwei Jahren von der Unterzeichnung gegenwärtiger Vcreinburung an hat 
jede der beiden Regierungen das Eecbt, dieselbe unter ein Jaiil Yorhcx ein- 
zureichouder Kündigung ausser Kratt ircieu zu käseo. 



Chile— Vereinigte Staaten. 

Proklamation dos Prüsideuten der Vereinigten Staaten 

vom 25. Mai 1 896. 

Inhaltlich übereinstimmend mit der Proklamation vom 1. JuU 1S91 

{Süle 337). 

Übereinkommen vom 6.Dezembcr 1 898 betreffend die Fostpackct- 

Beförderung, 

Art. 2 Nicht znlüssig ^nr Beförderung in den zwischen beiden 

Lauduru zum Austausch gelangeuduu Sacken sind gemäss dieses Überein- 
kommens folgende Artikel: 



Digitized by Googl( 



Vertilge: CelwUm— Itelieo. 



8a» 



Die iiiitor Yerletzung der Gesf^tzc flc? Be^timmutgaluiiee Über 4m 
Utterariache i!2igentiiiii iiergesteUtea V erutfeoUiciiungeii. 



Columbien— Italien. 

Übereinkanlt vom 27.0ktober 1892 (ratifiziert 1 0. Attgusfc 1894, 
in Kraft <?e8etast am 10. NovcmlHjr 1894). 

Solflnsro die beiden Reiriernniren kein Altkommen iU»or das Eigentum an 
iriseeaschattliciien, iitteniriM;hen und kunstlerisciiea Werken getroffen iiaben, 
sdiW <Ue Ilalieaer in OohimbieB und die ColanbiiBer ia Itolieii die gr^eielmi 
Bechte wie die Einheimischen in allem, was sich auf das Torerwähntc Eigeik- 
tttm bezieht, und zwar unter den nämlichen Bedingangen und Vorbehalten 
baben, welche durch die Gesetze des betreffenden Landes festgestellt sind 
oder in ZnkoBft festgeetellt werden sollten. 



Columliien— Spanien. 

Übereinkuuft vom 28. Noyember 1885. 

Alt U Von dem Tage, an, mit welchem dieser Vertrag in Kraft tritt, 
sollen die üMMer oder die Übersetser wissensebsitlieher, edtriftsteUeriseher 

und känstlerischer "Werke, bezw. die Bechtsnachfolger, welche ordnungs- 
määsig ihr Urheber- oder Yervielfaltiixungsrecht in einem der beiden Länder 
geschützt haben, im anderen die Eechte geniessen, welche den Urhebern 
oder Übereetsem dieser Weite, benr. den gesetzlichen Vertretern, dnreh 
die Landesgesetztrebung und gemäss den Bestimmungen dieses Vertrage? 
beigelegt sind, ohne dass es notwendig wäre, in diesem anderen Lande die 
Formvorschriften zu erfüllen, welche das betreffende Gesetz vorschreibt. 

Der Ausdruck „Wissenschaftliche, litterarische und künstlerische Werke* 
iirafasst die Bücher, Hefte und Broschüren, die nmsikalisclien Kompositionen: 
<lie Werke der zeichnenden und malenden Kunst, die Karten, Plüne and 
wissenscbaffliehen Zeiebnnngeo, sowie alle übrigen ESrzengnisse, welche nach 
Art. 8 dieser Übereinkunft einbegriffen sein ki^nnen. 

Art. 2. Die Urheber des einen Landes werden im anderen das aus- 
schliessliche Recht der Übersetzung ihrer eigenen Werke während der ge- 
samten Zeit besltaen, fir wel<Ae ihnen dieser Vertrafp das Eigentomsrecht 
an den in der Ursprarbe geschriebenen Werken beilo^jt. Die tTbersctzer 
■alter und neuerer Werke, welche in beiden Ländern öffentliches Eigentum 
■sind, sollen in Bezug auf Übersetzungen das Becht des Eigentums und der 
-ihm tenewohnenden Sicherungen geniessen; sie künnen aber keinen Einspruch 
r1;v<jo<Ten erheben, dass dieaeiben Werke Ton anderen SchrüteteUern ttbeieetat 
•werden. 

Im ftbrigen genlesst der Übersetzer hfaislehtlieh sefner eigenen Über- 
«etjrang die gleichen Rechte wie der Urbeber dos Originnlwerkes. 

Die in periodischen Veröffentlichungen erscheinenden Schriftwerke, deren 
\Eechie nicht ausdrücklich vorbehalten worden sind, können in irgend 
welchen VerOffentliohnngen der nimltchea Qattang wiedergegeben werden, 
vorausgesetzt dasa daa Original, Ton welchem die Entleluinng geschidit, 
-angegeben wird. 

Art. 3. Das Eigentumsrecht wird allen Urhebern und Übersetzern aut 
15 Jalire, welche eventuell um die gleiche Zeitdauer veriftugert werden 
können, gewährleistet. Die Ausübung dieses Eigentumsrechtes soll von 
dem Tage an laufen, an welchem das Privileg den betroffenden Urhebern 
nnd Übersetzern zugesprochen wird. Würde aber dnreh cUe ColnnibianiBche 

si» 
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Gcsctzjrd'TiTip: Vi\\ct den Schutz des jreistii n Eif^eutiims dio Dauer des im 
Ge&eUe von 18B4 bezeiclineten Privileg» veriäugertf so werdeu beide Teile 
diese Dauer auf die Rechte anadehnen, welche ^t Batifikation dieses Ver- 
trages anerkannt sind. 

Art. 4. Im Falle einer Übcrtrotnnf:^ dieser Bestimmungen oder dos 
absichtliclien MissbraucLes geistigen Eigentums sollen die schuldigen Per- 
sonen in jedem Lande den Strafen und den gerichtüclien Verfahren unter- 
worfen sein, welche in diesem Lande für strafbare Handinngen bezüglich 
eines Werkes oder Gegenstandes einhehnisc lien Ursprungs gesetzlich bestehen 
oder noch eingeführt werdeu. Erschwerender Umstand des Missbrancbes ist 
die Verandemng des Titels eines W^kes oder seines Textes zum Zvedse 
der Veröffentlichung. 

Art. 5. Die hohen vertratrschliesscndcn Teile Tcrpflichten sich, einander 
jedes Vierteljahr durch Vermitt'ung ihrer Gesandtschaften oder auf anderem 
W^e eine Liste derjenigen Weike mitzuteilen, für welche in dem be- 
treftenden Lande Urheber oder Herausgeber ihre Bechte nadi Erffillong der 
gesetzlichen Föimlichkeiten geschützt haben. 

Art. 6. Wenn in einem der beiden Länder der gerichtliche Beweis zu 
erbringen ist, dass der Urheber, Übersetzer oder Herausgeber in dem 
Ursprungslande nach Erftlllnng der gesetzlichen FOrmlieiüceiten sein Becht 
geschützt hat, gemixt zu diesem Beweise eine Besrheinigiinf? des 
spanischen Ministeriums de Pomento, bezw. des Colnmbianischen Staats- 
sekretariats de Fomento, beglaubigt durch den Staatsminister, bezw. den 
Staatssekretär der auswärtigen Ai u« legenheiten und die betreffend^» 
diplomatischen oder konsularischen Vertreter. Sollte df r Ohcber o lcr 
Obersetzer, welcher das Eigentum nach den Gesetzen des einen Landes 
besitzt, an das Amt de Fomento des anderen ein oder mehrere Exemplare 
des Werks, weiches den Gegenstand des Verfahrens bildet, eiiisenden» so ge- 
nügt zum Beweise die Einsendung des Werks und der Nachweis seiner 
Übereinstimmung mit der Verzeichnung iu der amtlichen, im vorhergehenden 
Artikel erwähnten Liste, und es soll die Übersendung der erwähnten Be* 
scheinigung nicht nötig sein. Wird gegen den Missbrauch einer Veröffent- 
lichung von berechtigUT Seite Beschwerde oder Klage erhoben, so so!! die 
Thatsache der Verzeichnung des Werks iu der Liste jedenfalls genügen, um 
die Verbreitung, während mo Thatsachen anfgekltrt werdra, zn yerhindem. 

Art. 7. Als nnerlaubte Handlungen sollen betrachtet werden nicht bUis 
der Druck, sondern auch Einfuhr, Ausfuhr und Verkauf der Werke, auf 
welche sich dieser Vertrag bezieht, wenn solche Handlungen ohne Ge- 
nehmigung des (Jrhebers oaet gesetzlichen Eigentümers, bezw. missb^nch- 
licherweise erfolgte, mag auch der Druck ausserlialb Spaniens oder Colum- 
biens vorgenommen sein, und die Einfuhr aus einem dritten Lande oder die 
Ausfuhr nach einem solchen erfolgen. Wegen solcher missbräuchlicher 
Handlungen, die in einem der Tertragschliessenden Länder begangen werden^ 
kann der Kese*''h !ic l'i::::cntün>or Klage erheben nach Massgabe der Artikel 4 
und 6, wenn der Missbrauch unter die betreffende Gerichtsbarkeit fällt. 

Art. 8. Beide Staaten sichern sich gegenseitig die Befugnisse der 
meistbeglinstigten Nation dergestalt zu, dass, wenn in irgend einer Vcr- 
einbarnng über den Schutz des geistigen Eigentums der eine Staat einer 
dritten Macht grössere Vorteile einräumen sollte, der andere dieselben Vor- 
tdle unter den gleichen Voraussetzungen gemessen soll. 

Art. 9. Von dem Tage an, mit welchem dieser Vertrag in Kraft tritt, 
werden die Angehörigen beider Länder bezüglich der Werke, welche sie im 
anderen drucken oder vervielfältigen lassen, die Hechte gemessen, welche 
die Landesgesetcgebnng den Terrielfältigten. Werken zusichert, gleiebTiel 
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wo die Angehörigen wohnen nnd ohne andere Voraussetzung als die Kr- 
füliung der beätchenden FormlichkeiU)u über Eintragung oder Begistrieruag 
und der daraus folgende« AnericenDvag des Eigentams. In Abwesenheit des 
Urhebers oder erwiesenen Ei«rentttnier- 'Ins A^>^k? l^nnn in seinem Namen 
eine andere Person die erforderiicho Erklärung abfi;eben uud die Eintragung 
oder Registrierung nachsuchen, unter Vorlegung der entsprechenden Voll- 
macht, weidie TOm angesuehtcn Vertreter des betreffenden Staats be- 
RchfMiii^'t ist, oder einer einfachen schriftlichen und geeignet beglanln^'T'^n 
ErkläruDg. In Bezug aul die Erweiterung der Eigentumsrechte, welche in 
diesem Falle jedes Lm^ vasluelseitig soinea eigenen Angehörigen, mithin 
Spanien für die in Columbien Terrielfftltigten Werke von Spaniern und 
Columbien für die in Spanien von Colunibianem vervielfältigten Werke zu 
gewähren hat, sollen die Bestimmungen dieses Vertrages massgebend sein, 
es sei denn, dass der interessierte Staat die Anwendung der eigenen Oesets- 
gebnng yoneieht, und dass diese günstiger ist. 

Art. 10. Die hohen vcrtrair>' 'ilicsscnt1en Teile verfinichten sich, finaiuler 
wechselseitig die Gesetze und x^nordnungen mitzuteilen, welche m ihren 
Landen in Bezog anf das Recht des geistigen Eigentums an den durch 
diesen Vertrag geschützten Werken und Gegenständen erlassen werden; sie 
erklären sich femer bereit, die anerkannten und festgestellten Kechte zwecks 
Erfreiternng derselben zu Guu.stcn der eigenen Staatsangehörigen auszu« 
dehnen, soweit beide Gesotagebuugcn übereinstimmen. 

Art. 11. Die Bestimmungen dieses Vertrages können in keiner Weise 
das Becht, welches sich jeder vertragschliessende Teil ausdrücklich vor- 
behält, beeintrftchtigeo, nimlieh; mittelst gesetzgeberisoher oder polizeilicher 
Massregeln den Verkauf oder die Verbreitung jedes Werks oder Gegen- 
standes zu beaufsichtigen und zu verhindern, rttcksichtlich dessen eines der 
Lander diu Ausübung dieses Rechtes für angemessen hält. 

Art. 12. Dieser Vertrag bleibt sechs Jahre in Kraft, Tom Tage seiner 
Wirksamkeit an gercclm- und soll auch später, und zwar noch ein Jahr 
nach einer eventnellen Kündi<,'iing seitens eines der hoben vertragschiiessen* 
den Teile in Geltung bleiben. Beide Teile behalten sich indessen vor, im 
Wege gemeinsamoi Einverständnisses diesen Vertrag za indera oder zii 
verbessern, insofern die Erfahrung solches als angemessen erweisen sollte, 
und es mit dem Geiste und den Grundsätzen des Vertrages zu verein- 
baren ist. 

Art. 13. Dieser Vertrag soll ratifiziert werden und der Austausch dCHP 
Batiftkationsurkunden in Bogota innerhalb eines Jahres oder früher, wenn 
es möglich wäre, erfolgen. Beim Austausche der Ratifikationsurkunden soll 
der Tag festgestellt werden, mit welchem der Vertrag tta beide Teile in 
Kraft tritt und auf die TerOffentlichten und Terrioltdltigten Werke an- 
zuwenden ist. 

Verhandlong Tom 22. Norember 1886 Uber den Austausch der 

BatilSkationsnrkttttden. 

Bei der Bewerkstcllignng des am 22. November 1886 erfüllten Ans- 
tansches ist in Übereinstimmung mit Artikel 13 des Vertrages der 1. Janaar 
Jb87 als der Tag bezeichnet, an welchem dieser gleichzeitig in beiden Landern 
in Kraft tritt. Da inzwischen der sesetzgebende Nationalrat ein Gesetz 
Uber sehriftstellerisehes nnd kttnsticriscnes Blgentom erlassen hat, und dieses 
<;osf-tz dasjenige von 1834 aufhebt, so erklären sie im Anschluss an Art. 8 
des Vertrages, dass das Eigentum für die Lebenszeit des Urhebers und 
weitere 80 Jahre geschützt werden soll; auch besteht rücksichtlich des 
Artikels 10 und der Oegeoaeittgkeit, welche durch das nese eolnmbianisolie, 
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sowie durch das spanische Gesetz hergestellt ist, Einverständnis darubt r^ 
il&ss die spanischen Urheber iu Coluuibieu und die coluinbianischen in Spanieti 
aieht nur die \' orteile dei nktiflxiMtiea yertftge.s, sondern aacb wechselseitig 
der Ijezoichneton (ip«^rt?:r p:onir'psGn, welche die l'rli' l er odf^r ihre Bechts- 
üftchfolger perüüolieh oder durch Verxoitteiimg der betreö'eudeii diplomatiscliea 
oder koosmarisehen Vertreter mf Grmid des aiitlieBtbdieii gesetsUdieii 
Textes gelteod machen könnten. Man ist femer darüber einverstanden, da^» 
im Artikel 6, anstatt Staatssekretariats de Fomonto, Ministerium des öffent- 
lichen Unterrichts in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des betreffen* 
den neuen oolnmbiiiaiBClieii QesetieB zu leeen ist. 



Costa-Rica— Frankreich. 

Übereinkunft Tom 28. August 1896. 

Art. 1. Die Uilieber litterarischer, wissenschaftlicher oder kttnstlerischer 
Werke, sowohl veröffentlichter, als nicht veröffentlichter, gemessen in jedem, 
lier beiden Länder wechselseitig tiipjf nig:en Vorteile, welche durch gegen- 
wärtige Übereinkunft festgesetzt sind, sowie alle diejenigen, welche in dem 
einen oder andern Staat gesetElieh fikr den SchntE von Werken der Litteratur» 
Wissenschaft oder Kunst gewährleistet sind oder in Zukunft gewährleistet 
werden. Sie sollen daselbst hinsichtlich der Gewährleistung dieser Vorteile^ 
der Erlangung von Schadenersatz und der gerichtlichen 1< achdrucks- Ver- 
folgung denselben Schutz und denselben gesetzlichen Bekni^ geniessen^ 
wf'fhe den Inländern in jedem '\vt beiden Länder sowohl dnrcli i\ir be- 
sonderen Gesetze über das iittcrarische und künstlerische Eigentum, al» 
durch die allgemeine Gesetzgebung in Civil- und Strafsachen gewährt sind 
l>der in Ziiktifift gewährt werden. 

Der Au li ruck „litterarischo, wissenschaftliche oder künstlerischp Werke* 
umiasst iiücher, Broschüren oder alle anderen Schriftwerke; dramatiscke 
oder dramatisdli-musikalisehe W<»ke mit oder ohne Text; musikaliselte 
Kompositionen und Musik -Arrangements; choreographische Werke; Werke 
der Zeichenkunst, Malerei, Bildhauerei und Gravur; Lithographien, Illustra-* 
tionen; geographische Karten; Photographien und im besonderen Phototjpien^ 
Pläne, Skizzen und auf Geographie, Topographie, Architektur oder Wissen- 
schaften im allgemoinen bezügliche plastische Werke; überhaupt jegliches 
Erzeugnis litterarischen, kün^jtlerischen oder wissenschaftlichen Gebiete^, 
das durch irgend ein Druck- oder Vcrvielfältigungsverfahren verüflentiicht 
werden könnte. 

Art. 2. Um allen Werken der Litteratur, Wissenschaft oder Ktmst 
den in Art. 1 ausgemachten Schutz zu sichern, und damit die Urheber oder 
Verleger dieser werke demzufolge vor den Gerichtsböfen beider JJSa/ivt zur 
Klage föhrung gegen Nachmachnngen zugelassen werden, soU ts genttgen. 
dass die Urheber oder Vorleger ihre Eigentumsrechte durch eine von der 
zuständigen öftentlichen Behörde auszustellende Bescheinigung nachweisen, 
dass sie in ihrem eigmien Lande hinsidutlich fragUdien Werkes den i^etsUehen 
Schutz gegen NacTnnachuiig oder unerlaubte Vervielfältigung geniessen. 

Art. 3. Die Abmachungen des Art. 1 tinden fuich auf die in einem der 
beiden Länder erfolgeude Darstellung oder Auttuiirung dramatischer oder 
mnsikalisdier Werke der Urheber oder Komponisten des andern Lande:» 
Anwendung. 

Art. 4. Den Original werken werden ausdrücklich diejenigen Ton in- 
ländischen oder fremden. Werken hergestellten Übersetzungen gleichgestellt^ 
die von einem UrMor, der einem der beiden LiMler^aagraQrty-Tecaastakct 
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sind. Domzofoli'^' dif^-^o Cborsotziinpfti hinsichtlicb ihrer unh*'f!!<j:ten 

VcrTielfältigUDg ii^ dem andern Lande dea durch i^egenwartjge ÜberemkuiiU 
für die 0flii9«lw«rk« wagsBcektaB Bdbiitx gem mt m , Ei at jeMi ^raU- 
vorstanden, dass drr Z\seck srcgenwärtigen Artikels nur dahin ^fhi, den 
Übersetzer in Beziehung auf die von ihm tjefertitjto Cbortragung des Oritrinal- 
werkes zu schützen, keineswegs »ber, dem ersten Übersetzer irgend eines ia 
toter oder lebender Spraehe geschriebenen Wericee ein «ittehliessUdies Über> 
setEQDgsrecbt zu übertra;;en. 

Art. 5. Die Staats« n^jfliön'fjnn des einen der beiden Lündor, als Ur- 
heber von Originalwerken, sollen das Becht des Einspruchs gegen die Ver- 
5ifentlidiiing jeder nicht tob ihnen genehmigten Übersetzong ^eser Weilce 

im andern Lande hab« n, und zwar während der ganzen Dauer des Zeit- 
raumes, für welche der (Jenuss des litternrischen oder wissenschaftlichen 
Eigentumsrechts an dem Ori!2:inalwerk iLiieu zugestanden ist; die Ver- 
OTCBtüehung einer nicht p^fnehinigten Übersetzung wird in jeder Beziehung 
dem unerlaubten Naehdruck des Werken frleichi^ostellt. r»Ie>^elbcn Kochte 
sollen wechselseitig die Urheber dramatischer Rechte hinsichtlich der Über- 
setzung oder der Darstellung von Übersetzungen ihrer Werke geuicsscn. 

Art. 6. Ebenso sind die nicht antorlsierten indirekten Aneignungen toi^ 

boten, als Adaptationen, sogenannte Nachahmungen im guten Glauben, Ent- 
lehnungen, Transkriptionen musikalischer Werke und überhaupt jede ohne 
Einwiliiguog des Urhebers vermittelst Drucks oder auf der Bühne vorge- 
nommene Benntivng Ton Werken. 

Art. 7. Doch soll wechselseitig in jedem der betdeo Länder die Yer- 

Offentlichung von mit erklärenden Anmerkunstn vfr-'hcnen Auszügen oder 

f ansen Stücken aus den Werken eines Urhebers des andern Landes in der 
prache des Ori^^inals oder in Übersetzung erlanbt sein, vorausgusetsi dass 
die Quellenangabe erfolgt ist» Und dass diese Veröffentlichongen für den Unter- 
richt oder das Studium bestimmt sind. 

Art. 8. Die in periodischen Veröflfenllichungen erschienenen Artikel, 
deren Rechte nicht ausdrücklich Torbehalten worden sind, kunnen von allen 
anderen Veröffentlichungen derselben Art nntcr der Bedingung vervielfältigt 
werden, dass das Original, welchem sie entnommen sind, angegeben werde. 

Art. 9. Die iroset?:lirhen Bevollmächtigten oder Vertreter der Urheber, 
Komponi&tcn und Künstler sollen wechselseitig und in allen Beziehungen die- 
selben Rechte gemessen, welche die gegenwfirnge Übereinkunft den Urhebern, 
Übersetzern, Komponisten und Künstlern gewährt 

Art. 10. Die durcli [gegenwärtige Übereinkunft anerkannten "R-cIitc littera- 
riachen, künstlerischen und wissenschaftlichen Kigontums werden den Urhebern, 
Übersetzern, Eomponlston und Etinstlcm während ihres ganzen Lebens ge- 
währleistet und nach ihrem Ableben während fUnfzig Jahren zu Uunston 
ihres überlebenden Gatten, ihrer Erben, un regelmässigen Nachfoljjer, Be- 
schenkten, Vermach tuiserben, Ccssionaro oder aller sonätigeu Rechtsiuhaber 
gemäss der Gesetzgebung ihres Landes. 

Art. 11« Nach Erfüllung der zur Sicherung des EigentumsrechtCH an 
einem bestimmten litterurischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Werke 
in den beiden Staaten erforderlichen Eörmlichkeitea ist die Einfuhr, der 
Verkauf oder die Ausstellung in jedem der beiden Länder ohne Zustimmung 
der Öibeber, Verleger oder Eigentümer verboten. 

Art. 12. Tede ohne Rücksicht auf die Bestimmungen dieser t'bei einkunft 
veranstaltete Ausgabe oder Vervielfältis^uujr eines Wissenschaft liehen, littera- 
rischca oder künstlerischen Werkes wird als Nachmachung betrachtet. Wei- 
aachgeomehte y^erke oder Gegenstände herausgegeben, verkaaft, zum Verkauf 
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gf stcüi oder in das Gebiet eines der beiden Länder eingeführt bat, wird 
dem Fall entsprechend nach den in einem oder dem andern der beiden 
Länder geltenden Gesetzen bestraft. 

Art. 13. Die ELStiinnjui>^T< n fit r j]fcpTnwärtifren Übereinkunft sollen in 
keiner Weise das jedem der hoiicn veitragschliessenden Teile zastebeudo 
Becht beeiDträcbtigen, durch Massn gcin der Gesetzgebung oder ümcren 
Verwaltung die Verbreitung, Aufführung oder Ausstellung jedes Werkes 
oder Erzeugnisses zu erlauben, zu überwachen oder zu verhindern, binsichtlich 
dessen die zustandige Behörde dieses KecUt ausüben lassen wird. Die 
gegenwärtige Übereinkanft soll ebensowenig das Bedit des einen oder des 
andern der beiden holicii vert ragschliesseiidon Teile beeinträchtigen, die Ein- 
fuhr solcher Bücher in seine eii^enen »Stauten zu verbieten, welche nach 
seinen inneren Gesetzen oder nach mit anderen Staaten untcrzeielineten Ab- 
machungen als NachmacliuugeB erklärt sind oder erkliii r w erden würdöi. 

Art. 14. Es ist wohlverstanden, dass als Verkäufe, Aufführungen, 
Darstellungen oder Ausstellungen wissenschaftlicher, litterarischer oder 
künstlerischer Werke« welche durch diese Überdnknnft untersagt werden, 
diejenigen zu betrachten sind, welche öffentlich oder aus Spekulati<Hi er- 
foljEren und nicht diejenigen, welche von Privaten ohne Gewinnzweck gemacht 
■ werden, wie die zwischen Personen, die keinen Handel mit fraglichen Werken 
' treiben, abgeschlossenen PrlYat-Verkäufe oder die Privat- AuSlUirungen, -Bar- 
ste] Inngen und -AussteUnngen Utterariseher und künstlerischer Werke in 
Privathäusern. 

Art. 16. Das Verbot, Werke, die nicht von ihren Urhebern oder mit 
'ihrer Ermächtigung veröffentlicht worden sind, in dem einen oder andern 
drr ] '-ideu Länder nachzudrucken, zu vorriffentlichen, einzuführen, zu Ter- 
kaufen, darzustellen, auszustellen oder aufzuführen, verpflichtet die beiden 
Staaten nidit, amtlich darüber sn wachen, dass solche Nachdrucke, Ver- 
öffentlichungen, Einführungen, Verkäufe, Aufführungen, Ausstellungen oder 
Darstellun»?en nicht erfolgen; es liegt vielmehr den Interessenten oder deren 
Vertretern ob, den betreffenden Behörden die vorkommenden oder schon ge- 
schehenen Nachdrucke, Einftthrnngen, Verkäufe etc. anzusagen, damit dureh 
gesetzliche Wege und Verfuliren diese Unternehnnin^sarten verhindert oder 
bestraft werden. Zu diesem Zwecke initbsen die Autoren in den beiden 
Ländern ihre dicsbcziiglicjicn, mit gcinigk.;iuien Vollniachteu ausgerüsteten 
Vertreter haben. 

Art, IC. Das Verbot, Werke, auf welche diese Übereinkunft sich be- 
zieht,,,za verkaufen, betrifft nicht solche, die zur Zeit der Veröffentlichung 
der Übereinkunft in beiden Ländern zum öffentlichen Verkauf ausgestellt 
sein sollten. Um letztere festzustellen, sollen sie auf Verlangen des Inter- 
essenten von der zu diesem Zweck bestimmten Behörde gezeichnet werden. 

Art. 17. Die gegenwärtige Übereinkunft soll zwei Monate nach dem 
(am 8. August 1897 erfolgten) Austausch der Batifikationsurkunden in Kraft 
treten und so lange in Wirkung bleiben, bis sie von einem oder dem andern 
der vertragschliessenden Teile gekündigt worden ist, und noch während eines 
Jahres nach ihrer Kündigung. 



Cüsta-Rica — Guatemala. 

Allgemeiner Vertrag vom 15. Mai 1895. 

Arl. 10. Die Tiiir^^cr von Costa-Rica in Guatemala und die von GuatcmfiTü 
in U>:;ta-Bic& sollen das Becht litterarischen oder künstlerischen Eigentuniä 
in denselben OrMzen und unter denselben Bedingungen wie die Staats- 
angehörigen gemessen« 
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in dem nnderen das Hecht des litteranseHim, gewerblichen oder kiinstlot ischcu 
Eiirentnnts unter deHscli>cn Bodin^nngen geniesscQ und denseibeo Anforde* 
ruugen unterworiea sein, wie die Landesangehörigcn. 



Art -10. Die Bftrger von Oesta^Bica in Salyador und die von Salvador 

in Costa-Rica sollen das Vn-cht litterarischen oder künstlerischen Eigentums 
in denselben Grenzen und unter denselben Bedingungen wie die «Staats- 
angehörigen gt^uitiäseu. 



Vertrag vom 14. November 1893 betreffend den Scliutz der Aus- 
ftbnng^ des litterarischen, wis=senschaf tUcheu und künstlerischen 

Eigentum s. 

Art. 1. Es sollen die Bürger der Kepul)lik ro^ta-Hica in Spanien und 
die spanischen Unterthau^ in der Biepubük (Josta-iiica, weiche Urheber von 
Bfteheni oder anderen Scliriftwerken, yon dramatischen Werken, Ton mnst* 

kaiischen Kompositionen oder Musik-Arrangements, von Werken der zcich-^ 
nenden Kunst, der ]^alerei, Bildhauerei und des Stichs, von Lithoorraphicn, 
Abbildungen, geographischen Karten und überhaupt von jedem Erzeugnis 
aus dem Berefob der Wissenschaft, Litteretnr oder Kunst sind, wechsel- 
seitig' in jedem der btiilrn Staaten die Vorteile cnniesscn, welche durch die 
gegenwärtige Übereinkunft abgemacht sind, ebenso wie alle dicjenif^en, 
weiche in dem einen oder dem anderen Staat gesetzmässig dem Eigeutuin 
an Werken der Litteratur, der Wissenschaft oder Kunst zuerkannt sind 
oder sein werden. Um diese Vorteile peniessen, Schaden- und Zinsersatz 
erlangen nud die der ^'achmachung Schuldigen gerichtlich verfolgen zu 
können, sollen sie denselben Schutz und denselben gesetzlichen Rekurs be- 
sitzen, welche den inländischen Urhebern in jedem der beiden Länder sowohl 
durch die besonderen Gesetze betrefT« tid das littcrarisolie und künstlerische 
Eigentum, als durch die aligemeine Gesetzgebung in Civil- oder Strafsachen 
f^cwSkrt wurden oder sein werden. 

Art. 2. Um allen Werken der Litteratur, "Wissenschaft oder Kunst 
den im Art. 1 ausgemachten Schutz zu sichern und damit (!em/nfol<jre die 
Urheber oder Verleger dieser Werke zur Klageführung gegen Xachmacliung 
TOr den Gerichtshöfen beider Länder zugelassen werden, soll es genttgen, 
dass die besagten Urheber oder Verleirer dem Ministerium '!<■ Poinento odor 
des Öffentlichen Unterrichts drei Exemplare des Werkes uhcrmitteln, welches 
gegen jede Nachmachun^' oder unerlaubte Vervielfältigung geschützt werden 
^oll, und dass sie ihr Eigentumsrecht durch eine von der zuständigen öffent- 
lichen Behörde ausgehende HescheinlL^ing beweisen. 

Art. 3. Die Abmachungen des Art. 1 finden auch auf die in einem der 
bdden Linder erfolgende Darstellung oder Aufftthrang dramatischer oder 
musikalischer Werke der Urheber oder Komponisten des anderen Luiidea 



Costa-Rica— Salvador. 

Allgemeiner Vertrag Tom 12. Juni 1895. 



Costa-Rica Spanien. 
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Auwend ang. Diese letsteren müssen, um in diesem Fall ilir Eecht geltend 
n BBctoa, einen gebührend erm&chtigtcn Vertreter einsetzen. 

Art. 4. Den Origtn&lweiim mmm die von inlanciischco oder ans» 
l^ü^iselien Werken iMigeeldlten ÜH^rsstanm^ef) j^le>eh«rw't<^Ilt, <He von cincra 
Übersetzer, der einem der beiden Länder sagebürt, Teninstaitet ftioii. Dom- 
smfolge sollen diese Übersetzungen hinsichtlich ihrer nnbefng:ten Yerylel« 
f&ltigung in dem andern Lande den durch gpj^enwärtipre tlhereinkunft für 
die OriKinalwcrke ausjroniachtcn Schntz geniessen. i«t ji'doch wohl- 

verstanden, dass der Zweck des gegeuwiT-rtigen Arukeis nur dah.iu gellt, 
den Übersetzer in Besiehuug anf die von ihm gefertigte, Übersetzung des 
Originalwerks zu schützen, keineswegs aber, t 'm er-ten Übersetzer irgend 
eines in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes ein ausschUess- 
liches Überset zuugsreeht zti ftbertragen. 

Art. 5. Die Staatsangehörigen des einen der beiden Lftnder, die Ur- 
heber der * »rip:! nal werke sind, sollen das T>rht des Einspruclis gegen die 
Veröffentiiehuag jeder nicht von ihnen genehmigten Übersetzung dieser 
Werke im andenm Lande haben und zwar wllhrend der ganzen Zeit, für 
welche der Genuss des litterarischen Eigentumsrechts an dem Originalwcrk 
gewährleistet ist; die Veröffentlichung einer nicht genehmigten Übersetzung 
wird in jeder Beziehung dem unerlaubten Nachdruck des Werkes gleich» 
gestellt. Dieselben Rechte sollen wechselseitig die Urheber dramatischer 
Werke hinsiclitlich der Übersetzung oder der Darstellung der Übersetzungen 
ihrer Werke geniessen. 

Art. 6. Ebenso sind die nicht genehmigten indirekten Aneignungen 
unterfagt^ wie Anpnssuugeii, Nachahmungen, die in sogenanntem guten 
(Ha^il^'n Tcrfasst sein sollen, Entlehnungen. Transkriptionen mnsikalischei 
Werke und überhaupt jede Benatzung von litterarischen, dramatischen odei 
künstlerischen Weisen, die ohne die Genehmigung des Urhebers Tenuittelut 
des Brucks oder der Bühne erfolgt ist. 

Art. 7. Es soll jedoch wcchsclsriti^ erlaubt sein, in jedem der ^leidcn 
Länder in der ( »ri^inalsprache oder in t'bersetzung Auszüge oder ganze 
Stücke der Werke eines l'rhebcrs des anderen Landes zu veröffentlichen, 
vorausgesetzt dass diese Veröffentlichungen dem Unterricht oder Studium 
besonders angepasst, und dass sie Ton erfclftrenden Anmerkungen begleitet 
sind. 

Art. 8. Die in periodischen VerOffentltehungen erschienenen Schriftwerke 

kQnnon mit Quellenangabe in jeder anderen Veröffentlichung derselben Art 
vervielfältigt werden, sofern die an diesen Schriftwerken bestehenden Bechte 

nicht ausdrücklich vorbebnlten wurden. 

Art. 9. Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder Vertreter der l^rheber, 
Komponisten und Künstler geniessen weelu^lseitlg und, in allen Beziehungen 
dieselben Rechte, wie solche durch die gegenwärtige Übereinkunft d^ Ur- 
hebern, Übersetzern, Komponisten und Künstlern bewilligt sind. 

Art. 10. Die üurcli gegenwärtige Lbereinkuntt anerkannten Rechte 
litterarischen und känstlerischen Eigentums werden den Urhetiem» Über- 
setzern, Komponisten und Künstlern während des durch die besonderen Ge- 
setze jedes der beiden Staaten festgesetzten Zeitraumes, jedoch im ganzen 
wenigstens lebenslänglich gewahrt. 

Art. 11. Sobald die zur Sicherung des Eigentum9rechts an einem be- 
stimmten litterarischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Werke er- 
forderlichen Förmlichkeiten in den beiden Ländern erfiiHt worden sind, wird 
die Einführung, die Feiibietung oder die Ausstellung dieses Werkes in dem 
betreffend«! Land ohne die ErmäehtiguDg dev Üxhebers od« des Eigen- 
tttmers untersagt» 
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Art. 12. Jede im Gegensatz zu den Bestimmungen der gcgonwärtijrett 
Ühercinkunft heri;estL-lite Aiisf^^be oder Vervi»'!tfiltip;uii<; eines wisson.scluiit- 
liclien, littcrarischen oder kunstlerisclieu ^^'erkes wird als Nachmachung er- 
fichtet. Wer nacbgemat lite Werke oder Gegenstünde herausgegeben, ver- 
kanftf feilge^otrn oder in das Gebiet des einen der beiden T. ander eingefiilirt 
^t, wird gemäss den in dem einen oder dem anderen der beiden Länder 
fllf ^ betreffenden FiUe geltenden gesetslieben Bestimmungen bestraft. 

Art. 18. Die gegenwSriifie Übereinkunft soll am Tage des (am20. Jnnf 
1896 erfolgten) Austausches der Rntifikatiousurkunden in Kraft treten und 
Aoch zwölf Monate in Wirkung bleitcn, nachdem sie von einem der hohe» 
TCtü^gseUiessemieii Teile gekündigt wonleo ist. 

Art. 14. Die Bestimmungen der -zecjenwärtigen Übereinkunft sollen in 
keiner Weise das jedem der hohen ▼ertraprschliessenden Teile zustehende 
Hecht beeinträchtigen, durch Hassregeln der Gesetzgebung oder inneren 
Verwaltung die Y^rbreitung, Anffttbran^ oder AoBstelliing jedes Werkes 
©der Erzeugrnisses zn erlauben, überwachen oder untersair n, hinsichtlich 
dessen die zuständige Bdiurde dieses Hecht auszuüben sich vurnimnit. Die 
gegenwärtige Übereinkunft soll ebensowenig das Becht des einen oder des 
andern der beiden hohen vertra^schliessendcn Teile beeinträchtigen, die Ein- 
fuhr solcher Bücher in seine eieenen Staaten zu Tcrbieten, welche nach 
seinen inneren Gesetzen oder nach mit anderen ^Staaten unterzeiciineten Ab» 
muhnngn ab Kaebmachnnf^ erklärt weitden sind oder orklixt «in «ftrdeii, 

Proiokoil vom 20. Juni 1896. • 

1. Unter den durch die Übereinkunft nntersn^tcn Verkäufen, Auf* 
ftlnrungen, DHr.stelluafi;öu oder AusstcUungeu von wissenschaftlichen, littera- 
fischen oder künstlerUcbea Werken sollen diejenigen verstanden werden, 
welche öffrntlich oder zu einem Spekulntionf^zweck stattfinden und keines- 
wegs diejenigen, welche ohne gewinnsüchtigen Zweck von Privatpersonen 
organisiert werden, wie die PnyntTerliftnfe Ten Personen, welehe keinen 
Handel mit den Mer in Frage kommenden Werken treiben, oder die in 
Privathansern veranstalteten privaten Aufführungen, Darstellungen ond 
Ausstellungen von ütterarischen oder künstlerischen Werken. 

3. Du Verbot, ui das eine oder das andere der beiden LSnder die- 
if^riieen Werke einzuführen, welehe nicht von ihren Urhebern 0''rr nicht 
mit der ErmächtigUDg derselben veriitTentli''ht unrden, leirt den vertrag- 
»chliessenden Regierungen nicht die Verpflichtung auf, in amüicher Wei.e 
darüber za wachen, dass diese Einführungen nicht stattfinden; es liegt im 
Gegenteil den Urhebern und ihren Ycrtretern ob, den Behörden die statt- 
findenden Etoführnngcn ^i»«M yeigen und nar.by.nf^iii^^ ftn j dAs& der Yeckuuf, 
^ Anistelinng, Aufführung oder Darstellung der Werke, um welche es 
sich handelt, auf gesetnliahem Wege nnd mit den gesetslieben Verfahren 
TtAindcrt werde. 

8. Das Verbot, die Werke, auf welche es in der Übereinkunft ab- 
K^^^ran ist, m Terkanfen, dndet keine Anwendnnf^ anf diejenigen, welche 
•ffi Tage des Austausches der Ratiükationsurknnden in einem der beiden 
l^der zum öffentlichen Verkauf ausfrestcllt sein werden. Zu diesem Zweck 
soUen die angegebenen Werke auf daii (iesuch des Beteiligten durch die 
BehAxde, wel^e dafOr beieichnet werden wird, gekennzeichnet werden. 

4. Die civil oder strafreehrl'rljen Vernntwortlichkeiten, zu denen der 
ohne Ermächtigung ihrer Urheber bewirkte Verltauf Ton Werken Anlass 
l^uM kann, laden ausschliesslich diejeai^cu Personen anf «ich, fttr deren 
Aecbnung der Verkauf stattfindet, und nicht die Kanfer oder ilgend eine 
Andere bei der Verrichtung dazwischen tretende Person. 
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Costa-Rica— Vereinigte Staaten. 

Dekret des Präsidenten von Costa-Eica vom '26. August 1899. 

Einziger Artikel. Vom 1. November laufenden Jahres an sollen die 
ausserhalb Costa-Ricas wohnhaften Bürger der Vereinigte» Staaten von 
Nord-Amerika in dieser Republik die Rechte litterarischen Eigentums, welche 
Hlas Qesetz Tom 26. Juli 1896 festsetzt, unter der Voraussetzung geniessen, 
dass zu diesem Zeitpunkt von der Eegicrung der Vereinigten Staaten von 
^ord-Amerika eine ähnliche Massrcgel hinsichtlich der nicht in den Ver- 
einigten Staaten wohnhaften Bürger Costa-Ricas getroffen sein wird. 

Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Staaten 

Tom 19. Oktober 1899. 

Inbaltliek übereioBtlmmend' mit der Proklamation yom 1. Juli 1891 
{S. 337). 



Dänemark— Franicreicil. 

Verordnung König Priedrichs V. vom 6. November 1858. 

Indem in Gemässheit eines von der französischen Regierung unterm 
28. Marz 1852 erlassenen Dekrets die Unterthancn fremder Staaten üi Frank- 
reich denselben Schutz gegen Nachdruck gemessen, wie die Staatsaugehörigen, 
haben wir kraft des Gesetzes vom 29. Dezember 1867 Aber den mchdmck, 
Art. 23, nach welchem die Bestimmungen dieses Gesetzes unter Voraos- 
setzung der Oet^cnseitigkeit ganz oder teilweise auf die im Auslande heraus- 
gegebenen Werke angewandt werden können, verordnet, dass dieBestimmangeu 
besagten Gesetzes über den Naehdnu^ zu Gunsten der in Frankreich heraus* 
gegebenen Werke Geltung haben sollen, 

Verordnung König Christians TX. vom 5. Mal 1866. 

In Anbetracht, dass durch ein von der französischen Regierung unterm 

28. März 1852 erlassenes Dekret die Unterthanen fremder Staaten auf den 
Standpunkt vollständiger Gleichberechtigung gestellt sind hinsichtlich des 
den französischen Untertlianen ^egen die Nachmachong litterarischer und 
•künstlerischer Werke gewährten Schutzes; 

in Anbetracht femer, dass infolge dieses Dekrets durch königliche Ver- 
ordnung vom 6. November 1858 verfügt worden ist, dass die durch das 
ne^etz vom 29. Dezember 1857 über den Naclulruek festgesetzten Be- 
stimmungen auch zu Gunsten der iu Frankreich herausgegebenen Werke 
-Geltung haben sollen, haben wir EntschUessong getroffen: 

angesichts des Artikels 9 des Gesetzes vom 81. März 18G4 über die 
Vervielfältigiinf:: von Kunstwerken und des Artikels 10 des Gesetzes vom 
23. Februar lö<>6 enthaltend Zusatzbestimmungeu zu besagten Gesetzen vom 

29. Dezember 1857 und 81. März 1864, 

hierdurch zu verordnen, dass die in den Gesetzen vom 81. März 1864 
und vom 23. Februar ISfiß über rlen Nachdruck künstlerischer und littera- 
rischer Werke enthaltenen Bestimmungen auch zu Gunsten in Frankreich 
ausgeführter oder Yeröffontlichtcr künstlerischer und litterariseher Werke 
Geltung haben sdllen. 
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Dänemark— Sehwedsn-NorwegeiL 

Übereinkunft vom 27. November 1879. 

Die Bp^timmnnn^en in dem in Schweden hinsichtlich des Eii?entumsrecllt*^ 
an Schriftwerken erlassenen Gesetze Yom 10. Aagast 1877 und in dem i». 
Korwegen siim Behats des soi^enaimteii litterftruelMii Eigentnninechts er»^ 
iMsenen Gesetze 7om 8. Jnni 1876 sollen yon und mit Beginn des Jahres 1S80- 
auch für die Schriften dänischer ünterthanen Geltung haben, insoweit als 
dieselben in der däaiäch^ Gesetzgebung geschützt sind, und umgekehrt 
sollen die Bestimmongeii in den in Dänemark eriassenen Gesetsen vom 
89. Deiember 1857, vom 23. Februar 1866, §§ 1—6, vom 21. Februar 1868- 
und vom '24. Mai 1879 über den Nifhdru -k, ut'cr die Aufführung dramatisber 
Werke oder für die Bühne bestuumier utusikalischer Kompositionen, sowie^ 
ftber die Übersetcnngen Ton «nd mit Beginn des Jalires 1880 zo Onnsten 
TOn in Schweden und Norwegen TerÖffeatlicbten Werken Anwendung finden.. 

Vorstehende Übereinkunft gilt bis ein Jahr naeh Verlauf der Ton einem- 
der beiden Teile erfolgten Kündigung derselben. 



Dänemark — Vereinigte Staaten. 

Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Staaten 

Tom 8. Mai 1893. 

Inhaltlich ttbeieinstimmend mit der Proklamation Tom 1. Juli 1891 
(Seite 337). 

Deutschland— Berner Übereinkunft (Seite 811). 
Oeutachland— Belgien (Seite 328). 

Deutschland— Frankreich. 

Übereinkunft vom 19. April 1883. 

Art. 1. Die Urheber von Werken der Litteratur oder Kunst sollen,, 
gleichviel, ob diese Werke veröflfcntlicht sind oder nicht, in jedem der beiden 
Länder gegenseitig sich der Vorteile zu erfreuen hab^, welche daselbst. 
zum Schutzp von W'Tkt n rli r l itteratur oder Kunst g-osetzlich eingeräumt 
sind oder eingeräumt w crdt n. üie sollen daselbst denselben Schutz und die- 
selbe Bechtshilfe gegeu jede Beeinträchtigung ihrer Kechte gemessen, als 
wenn diese I> :iiträchti^ng gegen inländlsdie Urheber begangen wäre.. 
Dlf'^-o Vorteile sollen ihnen jedoch gegenseitig nur «io lange zustehen, »ils 
ihre Bechte in dem Ursprungslande in Kruft sind, und. sollen in dem anderen 
Lande nicht Aber die Frist binans dauern, welche daselbst den inländischen 
Urhebern gesetzlich eingeräumt ist. 

Der Ausdruck , Werke di r Litteratur oder Kunst" umfa.^.st ]'? h r, 
Üroächüxeu oder andere Schriftwerke; dramatische Werke, musikalische Kum- 
Positionen, dramatisch-musikalische Werke; Werke der seiehn^en Knnst,. 
der Malerei, der Bildhauerei; Stiche, LitlugmphtaB, Illustrationen, geo-'- 
graphische Karten; geographische, topographische, architektonische oder 
natürwisseuschaftlichc Flaue, Skizzen und Darstellungeu plastischer Art und 
ftberliaupt jedes Eizeagnis aus dem Bereiche der Litteratur, Wissenschaft 
oder Knnst. 
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Art. 2. Die Tlestiminangen des Art. 1 sollen aucli Anwcnciung finden 
&uf die Verleger solcher Werke, welche in eiuem der beiden Länder yer- 
Mentlicht sind, oder deren Urheber einer dritten Nfttioa ugehOrt. 

Art. 3. Die gesetzlichen Vertreter oder Rechtsnachfolger der UrLeber, 
Verleiher, Übersntzrr, Komponisten, Zeichnpr, Maler, Bildhauer, Kupferstecher, 
Arciutekteo, idLho^rapheu mvi. soiluu gegenseitig in allen Beziehungen dicf- 
-selben Beehtc genieaseo, wddie die gegenwärtige Übereialnvift den Uibeben, 
Verlegern, Übersetzern, Rompfmisteii, Zeichnern, Malern, Bildlmaen, Kh^?- 
•stechem, Architekten nnd Lithographen selbst bewilligt. 

Art. 4. Es soU gegenseitig erlaubt aei% in einem der beiden Ländür 
Anssüge oder gtnse Stfleke eines znm enten ]fri*.ln dem and«r«a Lande 
erschraMBen Werkes zu veröffentlichen, vorausgesetsi da^s diese Veröffent- 
lichung ansdrlkklich für den Schul- oder UnterrifihtegebxMfik fcertMMBt und 
«iflgerichtet oder wi^äensohaftlicher Natur ist. 

In gleicher Weise soll es gegenseitig orlanbt sein, durestornntMon« w dls t a 
«US Bruchstücken Ton Werken verschiedener Urheber zusammengesetzt auM^ 
zu veröffentlichen, sowie in eine Chrestomathie oder in ein in dem einen der 
beiden Länder erscheinendes Originalwerk eine in dem anderen Lande Ter- 
MenÜiehte ganze Schrift von geringerem Umfange aufzunehmen. 

Es muss jedoch jedesmal der Name des Urhebers oder die Quelle an- 
jrc^cben sein, aus welcher die in den beiden vorstehenden Absätzen gedachten 
Auszüge, Stucke von Werken, Bruchstücke oder Schriften herrühren. 

Die Bestimmungen dieses Artikels finden k^e Anwendung auf die Auf- 
nahme musikalischer Kompositionen in Sammlungen, welche zum Gebrauche 
für Musikschulen bestiumit sind, vielmehr gilt eine derartige Aufuuhme, 
wenn sie ohne Genehmigung des Ivumpuuiäteu erfolgt, als unerlaubter 
Nachdruck. 

Art. 5. Artikel, welche aus den in einem der beiden Länder erschienenen 
Zeitungen oder periodischen Zpitsrhriftcu entnommen sind, dürfen ia dem 
anderen Lande im Original oder m Überaetzuug gedruckt werden. 

Jedoch soll diese Befugnis sich nicht auf den Abdruck im Original oder 
in Übersetzung, von FeuiUetonromanen oder Ton Artikeln über Wissenschaft 
oder Kunst beziehen. 

Das gleiche gilt von anderen, aus Zeitungen oder periodischen Zeit- 
schriften entnommenen grösseren Artikeln, wenn die Urheber oder HemuS' 
geber in der Zeitung oder in der Zeitschrift selbst, worin dieselben er- 
schienen sind, ausdrücklich erklärt haben, dass sie deren Nachdruck unter- 
b Ilgen. 

In keinem Falle soll die im vorstehenden Absatz gestattete Untei^ 
naguug bei Artikeln politischen Inhalts Anwendung finden. 

Art. 6. Das Recht auf Schutz der musikalischen Werke begreift in 
Aich die Unzulässigkeit der sogenannten musikalischen Arrangement, 
nämlich der Stücke, welche nach Motiven aus fremden Kompositionen ohne 
Genehmigung des Urhebers gearbeitet sind. Den betreffenden Gf rirhren 
bleibt es vorbehalten, die Streitigkeiten, welche bezüglich der Anwendung 
. obiger Vorschrift etwa hervortreten sollten, nach Hassgabe der Oesotz« 
gebung jedes der beiden Länder zu entscheiden. 

Art. 7. Um all' i W'erl^en der Litteratur und Kunst den im Art. 1 
vereinbarten Schutz zu sichern, und damit die Urheber der gedachten 
Werke, bis zum Beweise des Gegenteils, als solche angesehen und de«- 
gemäss vor den Gerichten beider Länder zur Verfolgung von Nachdnu^ 
und Nachbildung zugelassen werden, soll es genügen, dass ihr Name aif 
dem Titel des W erkes, unter der Zueignung oder Vorrede, oder am Schlüsse 
des Werkes angegeben ist. Bei anonymen oder Pseudonymen WsÄen ist 
4er Verleger, dessen Name auf dem Werice steht, zur Wahrnehmung der 



Digitized by Google 



m 



■dem Trheber zustehenden Becbte befugt. Derselbe gilt ohue weiterOD 
Beweis als Kechtsuacbfolixer des anonymen oder jisrndonymcn Urhebers. 

Art. 8. Die Beütiiiiiuuuguii des Art. 1 soUeu aui die öffeetliche Auf- 
fabniiig musikalisofaer, sowie Mif die OffwUiebe DanteUoBg drsaatiadier 

oder (iramatisch-inu<=:ik:ilisrher Werke gleichfalls Auwendung finden, 

Art. 9. Den Onginaiwerken werden die in einvrn d'^r beiden Länder 
veranstalteten Cbersctzungen miaudischer oder fremder \V eriie auüdruckiich 
gleichgestellt. Demxnfolge sollen diese Ühersetxiingeii, rteksichtlicli ilmr 
unbefugten VerTinIfiiltigung in dem anderen Lande, den im Art. 1 fest- 
gesetzten Schutz i:* niossen. Ks ist jcdnch wohlverstanden, dass Ii r Zweek 
des gegenwärtigen Artikeln nur daiuu geht, den Übersetzer lu Ijc^zieiinog 
auf die TOB ihm gefsitigta ÜbeneUnng des Originalwefkes zu schützen, 
keineswegs aber, dem ersten Übersetzer irgend eines in toter oder lebender 
Sprache geschriebenen Werkes das ausschliessliche Übersetzung« recht au 
übertragen, ausser in dem im folgenden Artikel vorgesehenen i'alie und 
Umftttge. 

Art. 10. Den Urhebern in jedem der beiden Länder soll in dem anflcnMi 
Lande während zehn Jahren nach dem Erscheinen der mit ihrer (ieuehnugung 
TGranstalteten Übersetzung ihres Werkes das ausschliessliche Übersetz ungs- 
'lecht zustehen. 

Die tlbersetzung muss in einem der beiden Länder erschienen sf in. 

Die Abschnitte 3 und 4 dieses 10. Artikels sind durch die Bestiuuuunjj^eii 
der Bener Üb«raiilnuift hisfillig geworden. 

Falls die Übersetzung eines Werkes lieferungsweise eneheiiit, aoU die 
im ersten Absatz festgeset7re zehnjährige Frist gleichfalls erst von dem 
Erscheinen der letzten Lieferung der Über;ietzung an zu laufen beginnen. 

LideeseB soll bd Werkra, weloke vaa m^rttren ia ZwisdteBr&iimen et' 
scheinenden B&oden bestehen, sowie bei fortlaufenden Berichten oder Heftai, 
•welche von litterarischen oder wissenschaftlichen Gesellschaften oder von 
Privatpersonen verüffentiicht werden, jeder Band, jeder Bericht oder jedes 
Heft, bcEttglleh der obigen Frist, als da besonderes Weric angeselten weiden. 

Die Urheber dramatischer oder dramatisch-musikalischer Werke soUeu, 
während der Dauer ihres ausschliesslichen Übersetzungsrechtes, gegenseitig 
gegen die nicht genehmigte öffentliche Darstellung der Übersetzung ihrer 
Werke gesehfttst werden. 

Art. 11. Wenn der Urheber eines musikalischen oder dramatisch- 
musikalischen Werkes sein Vervi* Ifrilti^'ungsreeht an einen Verleger für 
eines der beiden Länder mit Ausschluss des anderen Landes abgetreten hat, 
so dtlifen die demgcmäss hergesteUten Exemplare oder Ausgaben dieses 
Werkes in dem letzteren Lande nicht verkauft werden; vielmehr soll die 
Einführung dieser Exemplare oder Ausgaben daselbst als Verhreitung vou 
Nachdruck angesehen und bebandelt werden. Die Werke, auf welche vor* 
stehende Bestinimang sich besieht, müssen anf ihrem Titel und auf ihrem 
Umschlag den Vermerk tragen: „In Deutschland (in Frankreiih) verbotene 
Ausgabe". Übrigens sollen diese Werke in beiden Ländern zur I'iirchfnhr 
nach einem dritten Lande unbeliindcrt zugelassen werden. Die Beätimuiuugeu 
des gegenwärtigen Artikels finden anf andere als musikalische oder musikaliscb* 
dramatische Wrrl r keine Anwendn it. 

Art. 12. Die b^infuhr, die Ausfiüir. die Verbreitung, d^r Verkauf uwl 
das Feilhalten vou ^'achdrucken oder uubefugteu Nuchbildun-t n i^t in jedem 
der beiden L&nder verboten, gleichviel, ob dieser Nachdruck oder diese Nach- 
bildungen aus einem der beiden L&nder oder ans ii^nd einem dritten Lande 
herriihrcn. 

Art. IB. Jede Zuwiderhandlung gegeu die Bestimmungen der gegen- 
^värtigen Übereinkunft soll die BescSlagnahae, Einsiehung luid VerorteUuiig 
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zu Strafe und Schadenersatz nach ]\Ta.ssgabe der betreffenden Gesetz- 
ofebnnw^cn in j]jleichcr Weise 7.nr Fol£:o haben, wie wenn die Zuwiderhandlung 
ein Werk oder Erzeugnis inlündischeu Ursprungs betroffen hätte. Die Merk' 
male, aus welchen der Thatbestand des Nachdrucks oder der unbefugten 

Nachbildung sich ergiebt, sind durch die betreffenden Gerichte nach Mass* 
gäbe der in jedem der beiden Länder geltenden Gesetz c:ebun<:;' festzustellen. 

Art. 14. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft sollen in 
keiner Beziehung das einem jeden der beiden hohen vertragschlieesenden 

Teile zustehende Recht beeintriichtifj^en, durch Ma.ssrcfreln der Gesetzgebung 
oder inneren Verwaltung die Verbreitunic, die Darstellung oder das Feil- 
bieten eines jeden Werkes oder Erzeugnisses zu überwachen oder zu unter- 
sagen, in betreff dessen die .zustandige Behörde di^es Recht auszuüben 
haben würd(\ Ebenso beschränkt die gegenwärtige Übereinkunft in keiner 
Weise das Eecht des ei»ieti oder dos anderen der beiden hohen vertrag- 
schliessenden Teile, die Emluhr solcher Biiclicr nach seinem Gebiete zu ver- 
hittdeni, welche nach seinen inneren Gesetzen oder in Gemässheit seiner mit 
anderen Mächten getroffenen Abkommen für Nachdruck erklärt sind oder 
erklärt worden. 

Art. 1 5. Die in der gegenwärtigen Übereinkunft enthaltenen Bestimmungen 
sollen auf di) vor deren Inktrafttreten Torhandeuen Werke mit den Mass- 
gaben und unter den Bedingungen Anwendung finden, welche das der Über» 
einkunft angeheftete Protokoll vorschreibt. 

Art. 16. Die hohen vertragschliessendcn Teile sind darüber einverstanden, 
dass jeder %v< :t ergehende Vorteil oder Vorzug, welcher künftighin von selten 
eines derselben einer dritten Macht in Bezug auf die in der gegenwärtigen 
Übereinkunft vereinbarten Punkte eingeräumt wird, unter der Voraussetzung 
der Beziprozit&t, den Urhebern des anderen Landes oder deren Bechts* 
nachfolgern ohne weiteres zu statten kommen soll. Sie bdmiten sich übrigens 
das Recht vor, im Wege der Verständigung an der gegenwärtigen Üher- 
einkunft jede Verbesserung oder Veränderung vorzunehmen, deren I>iütziiclikeit 
sich durch die Erfahrung herausstellen some. 

Art, 17. Die gegenwärtige Übereinkunft tritt an die Stelle der frfiher 
zwischen Frankreich und den einzelnen deutschen Staaten abgeschlossfMien 
Litteraturkonventionen. Sie soll während sechs Jahren von dem Tage ihres 
Inkrafttretens an in Geltung bleiben, und ihre Wirksan^eit soll alsdann so 
lange, bis sie von dem einen oder anderen der hohen yertragSChliessmdcQ 
Teile gekündigt wird, und noch ein Jahr nnch erfolgter Kündigung fortdauern. 

Art. 18. Die gegenwärtige Übereinkunft soll ratifiziert und die Bali- 
fikationsurkunden sollen sobald als mOglich in Berlin ausgewechselt werden. 
Sie soll in beiden Ländern drei Monate nach der (am 6. August 1883 er- 
folgten) Auswechselung der Batifikationen (sonach am 6. November 1883) 
in Kraft treten. 

Protokoll. 

1, Die Wohlthat der Bestimmungen der Übereinkunft Tora heutigen 
Tage wird denjoujgen vor deren Inkrafttreten vorhandenen Werken der 
Litteratnr und Kunst zu teU, welche etwa einen gesetzlichen Schutz gegen 

Nachdruck, gegen Nachbildung, gegen unerlaubte öffentliche Aufführungen 
oder Darstellung oicr gegen unerlaubte Übersetzung nicht genicssen, oder 
diesen Schutz infolge der Nichterfüllung vorgeschriebener Fürmlichkeitcü 
T^loren haben. 

Der Druck der Exemplare, deren Herstellung beim Inkrafttreten der 
gegenwärtigen t^bereinkunft crlaubterweise im Gange ist, soll vollendet 
werden dürfen; die Exemplare sollen ebenso wie diejenigen, welche zu dem 
gleichen Zeitpunkte crlaubterweise bereits hergesteilt sind, ohne Bücksicht 
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auf die Bestimmangen der Übereinkunft, verbreitet und vcrkfiuft w r Ion 
dürfeD» Torausgesetzt dass innerhalb dreier Monate, in Gemässlicit der von 
d^ betreffenden Begierungen erlassenen Anordnungen, die bei dem lukraft* 
treten angetaiigeiieii oder fertigr gesteUten Exemplare mit einem besonderen 
Stempel verschen werden. 

Ebenso sollen die beim Inkrafttreten der gegenwärtigen t'bcrcinkunft 
▼orhendenen Vorrichtangen, wie Stereotypen, Holzstöcke und geätochcne 
Platten aller Art, sowie lithographische Steine, während eines i&utraumes 
von vier Jahren von diesem Inkrafttreten an benutzt werden däxteOf 
nachdem sie mit einem besonderen Stempel verschen worden sind. 

Auf Anordnung der betreffenden Begierungen soll ein Inventar der 
Exemplare von Werken nnd der Vorrichtungen, welche im Sinne dieses 
Artikels erlaubt sind, anftrcJiommpn werden. 

2. Was die dramatischen oder dramatisch-musikalischea Werke anlangt, 
weldie in einem der beiden Länder erschienen tutd in dem anderoi Lande 
vor dem Inkrafttreten der gegenwärtigen Übereinknnft im Ori-i^Iual oder in 
Obersetzung öffentlich aufgeführt worden sind, so sollen dieselben den 
gesetzlichen Schutz gegen unerlaubte Aufführung nur insoweit geniessen, 
als sie nach der frflher swisoben Frankreich und den einzelnen deutschen 
Staaten abgeschlossenen Übereinlninft gesdifttzt waren. 

3. Die Wohlthftt der Bestimmunn^en {gegenwärtiger Übereinkunft soll 
auch denjenigen Werken, welche weniger als drei Monate vor dem Inkraft- 
treten erschienen sind, und bezüglich deren daher die gcsetsUche Frist fQr 
die in eini<^en der früheren Übereinkommen zwischen Frankreich und den 
einzelnen deutschen Stfifitf^ü vorgeschriebenen Eintragung noch nicht abge- 
laufen ist, zu statten komineu, und zwar ohne dass die Urheber zur £r- 
füUong jener FSrmlichkeit gehalten wären. 

4. Anlangend das Übersetzungsrecht, sowie die olTentlichc Aufführung 
der Übersctzun2:*"ri von Werken, welche beim Inkrafttreten der gegen- 
wärtigen Übereinkunft noch nach den früheren Übereinkommen geschützt 
sind, 80 soll die in den letztere auf fünf Jahre bemessene Dauer jenes 
Rechtes unt^r dor Voraussetzung auf z hn Jahre verlängert werden, dass 
entweder dir fünfjährige Frist beim Inkrafttreten der gegenwärtigen Über- 
einkuuft nucb nicht abgelaufen iüt, oder aber, iiu Falle des schun erfolgten 
Ablaufes, seitdem keine Übersetzung erscliienen ist, bezw, keine Aufführung 
stattgefunden hat. 

Ebenso sollen die Urheber bezuglich des Übersetzungsrechts an ihren 
Werken, sowie der öffentlichen Aufführung von Übersetzungen dramatischer 
oder dramatisch-musikalischer Werke, insoweit es sich um die durch die 
früheren Übereinkommen für den Beginn oder für die Vollendung der Über- 
setzungen festgesetzten Fristen handelt, unter den im Yorstehenden Absätze 
vorgesehenen Voraussetzungen, die durch die gegenwärtige Übereinkunft 
gewährten Vorteile geniessen. 

Das gegenwärtige Protokoll soll, als integrierender Teil der Überein- 
kunft vom heutigen Tage, mit derselben ratifiziert werden und gleiche Kraft, 
Geltung nnd -Dauer wie diese Übereinkunft haben. 

Schlussprotokoll. 

1. Da nach den Bestimmungen der deutschen Beichsgesetzgebung die 
Dauer des gesetzlichen Schutzes gegen Nachdruck und Nachbildung bei 
anonymen und Pseudonymen Werken in Doutschbuid auf dreissig Jahre nnrli 
dem Erscheinen beschränkt ist, es sei denn, dass jene Werke innerhalb dieser 
dreissig Jahre unter dem waliren Namen des Urhebers eingetragen werden, 
so wird verabredet, dass es den Urhebern der in einem der beiden Länder 

Gcsetae abar du UrbelMizeeht SS 
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erschienenen unonyinen oder Pseudonymen Werke, odef dsMn gesetzlich be- 
rechtii^ren Eechtsnar'nf If^crn freistolieu soll, sich in dem anderen Lande die 
Wohitlmt der normalen JJauer des Eeclites auf Schutz dadurch zu sichern, 
dass sie während der oben erwähnten dreissigjährigen Frist ihre Wefke unter 
ihrem wahren Namm in dem Uisprongslande nach Massgabe der daselket 
geltenden presetzlichen oder reglementarisdieD YorBchnftea eintragen oder 
deponieren lassen. 

2. Die zur Einfuhr erianlrten Btteher, welche ans «tämL der beidei 
Lfinder kcnnmen, sollen in dem anderen Lande auch fnnertrin, sowohl zum 
Eingange als auch znr unmittelbaren Durchfuhr oder znr Niederlage, hei 
allen Zahlstellen abgefertigt werden, welche für diesen Zweck g^enwärüg 
bestimmt shid oder Kflnftig Vestiramt werden. 

3. Mit Bücksicht daranf, dass nach der deutsdhen Beidisgesetzgebuf 
photogriiphische Werke nicht denjenigen Wn k m beigezählt werden können, 
auf welche die gedachte Übereinkunft Anwendung findet, behalten die beidea 
Begierungcn sidi eine sp&teve Verständigung vor, vm durch ein besoadems 
Abkommen in beiden Ländern gegenseitig den Seknta der pbotognvpysdiai 
Weike sicher zu stellen. 



Deutschland— Italien. 

Übereinkunft vom 20. Juni 1884. 

Art. 1 — 5. Der Inhalt dieser Artikel ist identisch mit demjenigen der 
Art. 1—5 der Üebereinknnft zwischen Deatschland and Fiaakrekli tob 

19. April 1888 (Seite 349). 

Art. 6. ]>a8 Becbt auf Schatz der mosiltaliflehmi Werke begreift in 

sich die rnznlässigkeit der sogenannten musikalischen Arrangements und 
anderer Stücke, welche entweder nach Motiven aus fremden Kenipositionen 
ohne Genehmigung des Urhebers gearbeitet sind, oder das Originalwerk mit 
Verändemngen, Abkttrznngen oder ZuiAtzen wiedergeben. Den betreffende« 
Gerichten bleibt es vorbehalten, die Streitigkeiten welche bezüglich der An- 
wendung obiger Vorschrift etwa hervortreten sollten, nach Massgabe der 
Gesetzgebung jedes der beiden Länder zu entscheiden. 

Art. 7. Der Inhalt der ersten beiden Abschnitte dieses Artikels urt 
identisch mit demjenigen der beiden Abschnitte des Art. 7 der Übereinkunft 
zwischen Deutschland und Frankreich yom 19. April 1883 (S. 848). Als 
dritter Abschnitt kommt folgender hinzu: 

Der Genuss des im Art. 1 festgestellten Rechtes ist jedoch dadwdi be» 
dingt, dass in dem l'rsprnngslande di ■ Förmlichkeiten erfüllt sind, welche 
die daselbst geltenden Gesetze oder Keglcmonts beziiglich des Werkes, wo^ 
für der Schutz in Anspruch genommen wird, vorschreiben. 

Art. 8. Der im Art. 1 Yereinbarte Schutz soll sich auf die Offentliclie 
Darstellunr: dramatischer oder dramatisch-musikalischer Werke wstredieB, 
gleichviel ob diese Werke veröffentlicht sind oder nicht. 

Die Bestimmungen des Art. 1 sollen auch auf die öffentliche Auf- 
führung Von musikalischen Werken Anwendunp: finden, wenn dieselben nicht 
veröffentlicht sind, oder wenn lici ihrer Veröffentlichung der l'rheber auf 
dem Titelblatte oder an der 6pitze des Werkes ausdrücklich erldärt hat, 
dass er die öffentliche Aufführung desselben untersage. 

Art. 9 — I S. l^er Inhalt diesi r Artikel ist identisch mit demjenigen der 
Art. *.) 18 der Übereinkunft zwischen Dentschlanil und Frankreich vom 
19. April 1883 (Seiten 351—352), wobei der Schlusspassus des Art. 38 zu 
lanten hat: Die Übereinkunft soll in beiden Ländern drei Monate nach der 
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<n «I. Aagwt 1984) eriolfftOB Arnrnrnkadatg &et V^mknÜ^m («Dnach 
ttt 9$, NoTo^r 18Si) m Knft Men. 

Pmlokak dieeetProtolrolb ist Uentitdi demjenigen des FnUIMi» 
der tHjCTeinkniift swisehMi DenUchlud nnd Frftokrekh vom ift» Afftl 

(Seite 352). wozn jedoch noch folgender Abschnitt hinzutritt: 

3. Wa8 die musikalischen Werke betrifft, welche in einem der bddoi 
Linder yor dem Ivkmfttreteii der Ükmciilaiiift TerMmtüclit, 4ber Tor diesem 
Zeitpunkte in dem anderen Lande nicht öffentlich aufgeführt worden sind, 
so sollen sie den in den Art. 8 und 15 rercinbarten Schutz selbst dann {^-e- 
niessen, wenn der Urheber sich das Auflührnngsrecht nicht ausdrücklich 
▼öfMialtea bat, wie er dies, im QemUmkeat des Art. 6^ hiMnoktlicii to nMh 
dem Inkrafttreten der Übereinkunft YerdtfpnllifMw Welke WahnMg 
jeMs Aeehtes am tku Terpflichtet ist. 

SchlussprotokolL 

Der Inhalt dieses Schlussprotnkrlls ist identisch mit demjenigen des 
Schltissprotokollri der Übereinknntt ;;,vi-rhen f VutscLUnd und f'rujikrcich 
vom 19. A|>rii IHHä (Seit^ iiöH». uu^geuuiuiu^Q den lu Wegfall kämmenden 
Akeehnitt 2, vriütiead folgende VereinbamngeB dagegen liiszutretee: 

2. Auf den von letn italienischen Bevollmächtigten im Namen seiner 
üegiemng zu erkennen g:cgebeüen Wunsch, die choreo^rraphischen Werke den 
nach Art. 8 der Übereinkunft gegen öä'eotliehe Aufführung zu schülzendeti 
WedWi avsdrucklich beizuzählen, hat der deutsche BeToUiähshtigte erklärt, 
dass er diesem Wunsche nicht 7.\i r iit^j r' -ben yermöge, da es nach dem 
Geiste der deutschen Gesetzgebung, vvi;iche die choreographischen Werke 
nicht erwäJuit, den Gerichten überlassen bleiben mu$s, eintretenden Falles 
SB bemteilflB, ob der den dramatis^en oder dramatisch-muBikalischen Werken 
^e^en uneHanbte Auffühnmg gewälirte 8di&ts sieh auf die cheieografhiaehep 
Werke erstreckt oder nicht. 

B. Um im der Pnuus das Verbot der imerlasbtei Darrtdlvag oder Auf- 
Hkswmg eines für däe MTenÜidiie DarsteUnng berechneten Werkes, eines 
<*horoop:raphiscben Erzeojfnisscs oder einer mn'*ik;ilischen Komposition noc)i 
wirksamer zu maolieB, gewährt die Geaetzgebuag des Küuigreichs Itaiie» 
^ieaen WtiAum ausser demjenigen Sdmtse, welcher auf die Venrteilniig 
wegen etfelf^r YerletzoBg jeses Bechtes des Urhebers abzielt, und auf 
welchem sich die Bestimmung des Art. S der Übereinkunft bezieht, noch 
-einen PräTeatiTSchata, indem die Verwaltungsbehörde berufen ist, die Dar- 
stellung oder Aiifführng des Werices i« untersagen, falls man ihr nieht 
die schriftliehe EinwilÜgang des Urhebers oder seiner 
▼orleprt. 

Ubwohl ein analoger Präventivschutz den italienischen Urhdl>ern in 
'DeirtmAlattd naeb der snr Zeit in Kraft beflndliehen Oesetsgebnnif nicbt ge- 
währt werden kann, iät vereinbart worden, dass die deutschen Urheber und 
•deren Rechtenachfolger in Italien die oben gedachten besonderen Ver- 
günstigungen genicssen sollen, unter der Bediugui\g jedoch, dass sie die im 
Art. 14 des italienisehen Gesetzes vom 19. September 18^, sowie In den 
Art. 2, 3 und 14 des "Reoflements vom gleichen Datum erforderten Förm- 
lichkeiten erfüllen und die ebendaselbst vorgess heuen Grlnihren zuiilen. 

Die beiden Hcgierunseu werden sich vor dem Jnkiiifitreten der Über- 
'Otnknnft fibor die Art «nd Weise verständigen, um den deutschen Interesseuten, 
sowohl für die Zukunft als auch hinsichtlich der vor diesem Inkrafttreten 
erschienenen Werke, die Ertuliung der vorerwühuteu Vorschritten 2a ei- 
leichtern. 
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Übrigens haben die üntendeluieten Terabredet, dast, falls früher odei 

später die Reichsgesetzgebnng den inländischen Urhebern einen PräyentiT- 
schütz, analog^ dem obengedachten, q^ewährcn sollte, dies den italieniseben 
Urhebern und deren Eechtsnachfolgeru von Bechts wegen zu statten kommeD 
toll, jedoch imtor der Bedingung, sich den fOr ue InUnder etwa Tor> 
geschriebeaen Ffiimlichkeiten und Gebflhfen £ai unterwerfen. 



Deutschland — Österreich-Ungarn. 

StaatsTcrtrag Yom 80. Desember 1899. 

Art. 1. Jodes Werk der Litteratar, der Kunst ond der Photographie, 

welches in den Staat?ß:cliieten eines der vertragschlicssendcn Teile ein- 
heimisch ist, wird in den Staatsjrebirten des anderen Teiles, wenn es nicht 
auch dort als einheimisch anzuseilen iät, den dort für Werke gleicher Art 
dnrch die inländische Gesetzgebnng jeweils gewährten Schnti anf Qntnd 
dieses Übereinkommens pTniessnn. 

Der vertrag:smässige Schutz wird jedoch nicht gewährt, weun das Werk 
dort, wo es einheimisch ist, überhaupt keinen gesetzlichen Schutz geoiesst. 
Er soll ferner nicht länger bestehen, als der gesetsUche Schutz dort dauert, 
wo das Werk einheimisch ist. 

Art. 2. Als einheimisch gilt ein W^erk, wenn auf dasselbe vermöge 
seines Erscheinungsortes oder Termöge der Staatsangehörigkeit oder des 
Wohnsitzes seines Orhebers die betreffende inittndische Qesetsgebnng An- 
wendung findet. 

Art 3. Im Verhältnisse zwischen dem Deutschen Jäeiche und den im 
österreichischen Eteichsrate vertretenen Königreichen und Ländern ist der 
yertragsmässige Schutz von der Erfüllung nur der Bedingungen und Förm- 
lichkeiten abhäri<:ip-, welche durch die npsctzgebunp des Teiles TOrgeschnebMI 
sind, in dessen Gebiet das betrefleude Werk einheimisch ist. 

Dagegen ist im Verhältnisse zwischen den Ländern der ungarischen 
Krone und dem Deutschen Beiche der Tertragsmässige Schutz davon ab- 
hängi^?, l iss hinsichtlich der Bedinf^ng^en und Förmlichkeiten nicht riir den 
Gesetzen und Vorschriften des yertragschUessenden Teiles, in dessen Gebiet 
das Werk einheimisch ist, sondern auch den Gesetzen nnd Yorsehriften des 
anderen Teiles, in dessen Gebiet der yertragsmSss^e Schutz gewIUirt werden 
soU, entsprochen worden ist. 

Als Bedingungen und Förmlichkeiten im Sinne dieses Artikels sind ins- 
besondere der Vorbehalt des Übersetzungsrechtes nnd der Beginn der Übe^ 
Setzung innerhalb einer bestimmten Frist anzusehen; das Gleiche gilt von 
dt ni Vorbeliait des Bechtes der öffentlichen Aoiftihrang bei masifgalischen 
Werken. 

Art. 4 Dan ausschliessliche übersetznngsreeht dauert Idneichtlieh der 
Sprachen, in denen nicht eine rechtmässige und vollständige Übersetzung 
heraus o:cp:ebrn worden ist, i^einesfalls länger als drei Jahre nach der 

Herausgabe des Werkes. 

Bezüglich der Sprachen, in denen eine solche Übersetzung rechtzeitig 
heransgegeben ist, endigt das Obersetznogsrecht erst fünf Jahre nach dieser 
Herausgaho. Bei Berechnnniz: der Fristen ist das Kalenderjahr der fierans- 
gäbe des Werkes oder der Übersetzung nicht mitzuzählen. 

Art. 5. Die durch dieses Übereiniomnien gewährleisteten Bechte stehen 
nicht nur den Urhebern, sondern auch ihren Eechtsnachfolgttn, mit Einscbluss 
dor Verleger, zu, gleichviel ob das Urheberrecht als soldies oder nor znr 
Ausübung auf den Eechtsnachfolger übergegangen ist. 
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Damit die Urheber bis znm Beweise des Gegenteiles als solche an* 
gesehen und demgemäss von den Gerichten der vertragschliessenden Teile 
sor Verfolgung ihrer Bechte zugelassen werden, genügt es, wenn ihr Name 
In der Übliehflii Weise an! den werke angegeb^ ist. 

Bei aBonymen oder peendoDymen Werken ist der Heransgeber und, 

wenn ein solcher nicht oder nicht mit seinem wahren Namen angegeben ist, 
der Verleger berechtigt, die dem Urheber zustehendea Kechte w&hjzunehiueu. 
Dnr Hereiisgeber und der Verleger gelten in diesen FUlen ohne weiteren 
Beweis als Bechtsntdifolger des anonymen oder Pseudonymen ürhebers. 

Art. 6. Die Bestimmungen des ge^^enwärtigen Übereinkommens sollen 
in keiner Beziehung das jedem der beiden yertragscbliessenden Teile zu- 
stehende Eeeht beeinträchtigen, durch Massregeln der Qesetzgebung oder 
inneren Vcrwnltnng die Yerbreitnng, die Anfffiimng, die Ausstellung oder 
das Feilbieten eines jeden Werkes oder Erzeugnisses zu überwachen oder 
zu untersagen. Jedem der beiden vertragschliessenden Teile bleibt gleicher- 
weise das Becht gewahrt, im eigenen Qebiete die Einfahr solcher Werke 
sn yerbieten, welche nach seinen imeren Geaetsen oder in Oemftssheit s^er 
Verabredungen mit anderen Hiditen als unerlaubte Wiedergabe erklärt 
sind oder erklärt werden. 

Art. 7. Die Bestimmungen dieses Übereinkommens sollen auch auf die 
Yor Beginn der Wirksamkeit desselben vorhandenen Werke Anwendung 
finden. Jedoch können begonnene Verrielf&ltigungen and Nachbildungen, 
deren Herstellung bisher nicht verboten war, vollendet und gleich den 
bereits erlaabterweise hergestellten verbreitet werden. 

Desgleichen können die Vorrichtungen zur Vervielfültigang oder Nach- 
bildung (Abdrücke, Abgösse, Platten, Steine und IVinncn), deren Herstellung 
bisher nicht verboten war, zu besagtem Zwecke noch während eines Zeitp 
ranmes von vier .Tuhren, vom Beginn der Wlrlcsamkeit des gegenwärtigen 

ÜberemkommeDs an, benutzt werden. 

Die Verbreitung solcher Vervielfältigungen oder Nachbildungen und die 
Ismere Benutsong der bezeichneten Yorrlchtungen ist aber nur dann ge« 

stattet, wenn diese Gegenstände infolge eines von der beteiligten Partei 
binnen drei Monaten nach Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen Über- 
einkommens gestellten Ansuchens in eiociu Inventar verzeichnet und mit 
dnem besonderen Stempel Tcrsehen worden sind. Die näheren Bestimmongen 
lüerttber werden darch die VerwaltangsbehOrdea getroffen. 

Die Tor Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen Übereinkommens 
rechtmässig zar Aafföhrung gebrachten dramatischen, musikalischen und 
dramatisch ' musikalischen Werke können auch femer £rei aufgeführt 
werden. 

Art. 8. Das gegenwärtige Übereinkommen wird durch zehn Jahre von 
dem Tage ab, an welchem es in Wirksamkeit tritt, in Kraft bleiben. In 
dem Falle, dass keiner der vertragschliessenden Teile zwölf Monate vor 
dem Ablaufe des zehnjährigen Zeitraumes das gegenwartige Übereinkommen 
anfkttndigt, bleibt dasselbe in Kraft bis zum Ablaufe eines Jahres von dem 
Tage ab gerechnet, an welchem einer der yertragsdiliessenden Teile die 
Kündigung erklärt. 

Art. 9. Das gegenwärtige Übereinkommeu soll ratifiziert, uud die Eati" 
fikationsorkunden sollen sobald als möglich in Berlin ausgetauscht werden 
(die beiderseitigen Ratifikationen sind am O.Mai 1901 an c-nvochselt worden, 
und der Vertrag ist am 24. Mai 1901 in Kraft, getreten); es wird mit 
Beginn des ftlnfzehnten Tages nach dem Tage, an welchem der Austausch 
der Batiflkationen erfolgt St« in Wirksamkeit treten. 
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SchtaMfiotokolL 

Im Begriff, zur Vollziehaag des unter dem heutigen Datum ab- 
geschlossenen t^bereinkummeDs zu schreiten, haben die untenteicimeten 
Bevollmächtigten das jNachstehende verabredet: 

Zu Artikel I und IL 

la Betreff des Verhältaissos zwischen den iüi österreichischen Beichsrate 
▼ertretenea Königreichen and Xiftndem eineneits vnd dem Dentsohen Bnehe 
aadanailB besteht Einverständnis darüber : 

1. dass die in dem einen Gebiete erschirnenrn Werke inländi'^rber 
- Urheber iu dem anderen Gebiete nicht als einiieiiuisch gelten uud 

dedwlb nur den yertragsmSasigen Schutz geniessen; 

2. dass einem Werke, soweit dasselbe durch die G*'?ctziri bnn^ 
des einen Teiles nur verun3ge seines Erscheinens geschützt wird, der 
Vertrags mäss^e Schutz nur dann zukouuut, wenn es auch nach der 
iiiländiscLen Gesetaeebiuig des anderen Teiles als in dem Gebiete des 
etsteren Teiles erschienen p-ilt. 

Das gegenwärtige Protokoll, welches ohne bes()ndere Ratifikation» 
durch die blosse Thatsache der Auswechslung der Batifikation des 
Übereinkomim HS, auf welches es sich bezieht, ab von den vertrag- 
schliessendeu Teilen gebllli<;t und bestätip^t anzusehen ist, wurde in 
doppelter Ausfertigung am 30. Dezember in Berlin unterzeichnet» 

Bekanntmachung d^ Deutschen Beichskanzlers 
betreffend Ansftthmngs-Bestiinmnngon vom 17. Mai 1901. 

Das mit dem di. Mai d. J. in Kraft tretende Übereinkemmen zwiscbcn 
dem Deutschen Reiche und Österreich-Ungarn zum Schutze der Urheber- 
rechte an Werken der Litteratur, Kun^t uinl Uhntnornplne vom 30. Dezem- 
ber 189^ findet auf Werke, die bereits vor dem bezeichneten Tage vor* 
kandoi waren, mit den im Artikel VII des Abkommens Torgesehenen Ein« 
schränkungen Anwendung. Soweit hiernach Werke, die aus Österreich^ 
Ungarn herrühren, einen Schutz erlangen, d&t ilmea MiAttr nicht gewährt 
war, sind vom Bundesrate die nachfolgenden 

Bestimmnaspen über die Abstempelwi^ lud Inrentaiisierwig der im 
Ait&el Ylf bezeiehnetoa £zemplaxe imd Varriektiinges 
erlassen worden: 

§ 1. Wer sich im Besitze solcher Exemplare von '^ehrift werken. Ab- 
bildungen, Zeichnungen, musikalischen Kompositionen, Werken der biideudca 
KQiute oder der Photographie befindet, weldie am 2/L Mai 1901 Bohon her> 

gestellt waren, oder deren Herstelhin g an diesem Tage im Gange war, hat 
die Exemplare, wenn er sie verkaufen oder verbreiten will, bis zum 
23. August 1901 einschliesslich der Polizeibehörde seines Wohnorts zar 
Abstempdnnf^ vorzulegen. 

Sortimeatsbuchhändler, Kommissionäre usw., wclclic solche "Rxnmplare 
besit;?en, können sie namens der Verleger oder ilircr Auftraggeber zur Ab- 
steuipulung vorlegen, oiine dass es einer besoudercu Vollmacht bedart. 

§ 2. Identisch mit § 2 der Bekanntmachung vom 3. Ecbrnar 1698 
(Seite 888). 

§ 3. Wer sich im Besitze von Vorrichtungen tnt Yervielf&ltignng oder 
Nachbildung (Abdrücken, Abgüssen, Platt"n, Stninen und Formen) befindet 
und sie noch temer, and zwar längstens liä zum 23. Mai 1905, zur Her- 
steUfiog Ton Exemj)laien benntsen wiflt hat die Voiriofatangen bis warn 
23. Augnst 1901 einseUieMUfili der PolixeibehOide seines «Wohnorts aar 
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'AtetelBpeliiiig vwraltgen. Die Siseaiplare selbst, welche mit Hülfe der ge- 
stempelten Vorrichtnngen hergeetellt sin?!, bedürfen eines Stempels uicht. 
Auf Verlangen sollen sie indessen ebenfalls abgestempelt werdeu. Wei 
Exemplare der bezeichneten Art abgestempelt zu haben wtknscht, bat sie 
bis zum 23. Mai 1905 einschliesslich der Polizeibehfivde Torzalegen. 

§ 4. IdeBteh mH § 4 der BekuuitiiiMlHUig Ym 8. Febmr 1808 
(Seit« 324). 

§ 6. Identisch mit § 5 der Bekann tmachnnf Tom 3. Februar 1896« 
wobei jedocli >t <Tt 16. Dezember 1897 zu setzen ist: 24. Mai 1901 (Seile 324). 

§ 6 und 7. Identisch mit $ 6 ttiiä 7 d«r Bekaantmachong Tom 8. Fe- 
bruar 1898 (Seite 324). 

östetreicliiaohe DHrc]iflUkraiis:8>yerordnmig yom 20. Jali 1901*) 

Eine Yerordnooir deg Justizministeriums im Einvernehmen mit dev 

Ministerien des Innern unl d s Handels vom 20. Juli 1901 I nitet: 

Der zwischen der Osterreichisch-Üngarischeu Mouarchic und dem 
i>. ut sehen Reiche am 30. Dezember 1899 abgeschlossene Staatsvertrag be- 
treffend den gegenseitigen Schutz der Werke der Litteraiur, der Kunst nnd 
der l'hot'i'j:r ipbif ist iri inäss Artikel IX tili - Yertrapfcs, da der Austausch 
der Katihkatioücu am 9. Jüai 1901 statt{j;^luiiden hat, ajn. 34» Mai 1901 in 
Wirkaamkeit getreten. 

Zm dessen Durchführung wird im Einvemchmcu mit den K. K. MUaisteriMi 
des Innern und des Handels mit WirJuamkeit vom Kundipacliniigstage Y9f' 
ordnet: 

Die Bestimmungen der §§ 9 bis 16 der Verordnung des Justiz- 
ministeriums vom 29. Dezember 1895 (siehe Seite 193) haben ant die in 
Artik' ! VIT des Staatsvertrages vorgesehene Inventarisierunfr und Stem- 
pelung unter Bedachtnahrae auf die am 24. Mai 1901 eingetretene Wirk- 
samkeit dieses StnntsTertrages sinngemässe Anwendung zu finden. 



Deutschland— Vereinigte Staaten. 

übereinkommen vom 15. Janaar 1892. 

Art. 1. Die Bürger der Vereinitrten Staaten von Amerika sollen im 
Dentschen Beich den Schutz des Urheberrechts bezüglich der Werke der 
Litteratur und Kunst) sowie den Schutz der Photographien gegen unbefugte 
KaGhbildnng anf derselben Onmdlage geofesee», wie solcher den Reiens- 
angehOiigcn gesetzlich zusteht. 

Art. 2. Dagegen übernimmt die Kegierunc: der Verciitii^ten Staaten 
die Verpflichtung, dass der Präsident der Vereinigten Staa ten in Gemiisslieit 
der Sektion 13 der Kongressakte yom 3. März 1891 die hierin vorgesehene 
Proklamaliun behufs Ausdehnung d<;r TJestinimuiif^en dieses Cresetzes aui 
deutsche Keichsangehörige erlassen wird, sobald der Staatssekretär amtlich 
davon in Kenntnis gesetzt worden ist, dass deutscherscitü das gegenwärtige 
Abkommen die erforderliche Genehmigung erhalten hat. 

*) In Ungarn erliess dor Handelfimlnisfer eine Verordntrag Tom 24. Ifal 1901, in der 
bestimmt wurde, dass die Vt nielfttltigungen und N'm libiM in«« !., sowie die Vorrlchtiirigeo 
zur VervieUttltlgunK und Nuclibildung, deren Absuiiipcl um: im Sinne des Artikels VH des 
t'bfriiiiikxmnicns Kowunf^t ut wird, in der Zeit vom 24. Mai bis 'Jl. Au|t;iiftt beim Muiiit iinuni 
<törv6ny hatösAg) einzureichen seien. Nao.h entspreclieuder i'rilfuat; und Ver/.eu'iiaung 
sollten dieselhon dann mit dem Stempel: .Az 4vi deezeraber hö 30 - än a N^iiict hirO' 
dftliiminAl kötöu egye%m6ny Vll. czlkke 6rtelm6bcn bölyeggel ell&ttatott" (d. h. .„im .Sinne 
de« Artikels YII der *m 80. Desenber J809 mit dem Deotscheii Beiehe gescblossenen Ver- 
einbarung mit Stempel versehen'*) Tersehen «erden (Referat Junkers in der „Osterr. Buch- 
lii.u .ler-Corresponden^'). 
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Art. 3. Das gegenwärtige Äbkominen soll ratifiziert und dit Bati* 
fikationEurkimdeii sollen sobald als mOglidi in Wasbiagton avsgetansdit 
werden. 

Das Abkommen tritt mit dem Ablaufe Ton drei Wochen Ton dorn Tage 
des Anstanscbes der Eatifijcationanxknnden ab in Kraft und findet nur auf 
die zur Zeit seines InkTafttretens noch nicht veröffentlichten Werke An- 
wendung. Dasselbe bleibt in Wirksamkeit bis zum Ablaufe von drei 
Monaten nach erfolgter Kündigung seitens eines der vertragsehliessendea 
Teile. 

Vollzncron zu Washington in zweifacher Ausfertigung in dentseher und 
in englischer Sprache am 15. Janaar 1892. 

(Das yorstobende ÜboreinkommftB Ist ratifiziert wordoi; die Aus» 
wechsching der Ratifikationsurknnden hat am 15. April 1892 in Washington! 
stattgefunden, und der Vertrag ist am 6. üai 1092 in Kraft getreten.) 



Dominikanische Repubiiii— Mexiko. 

Handelsvertrag vom 29. März 1890. 

Art. 2 Hinsichtlich des littcrarischen und künstlensciien [{i;;cn- 

tums äoUeu die Bürger eines jeden der hohen vertragschli essenden Teile 
wecbselseitig im (Gebiete des anderen die Behandlung der meistbegttnatigteD 
Nation goniessen. 



Ecuador— Frankreicil. 

Übereinkunft Tom 9. Mai 1898. 

Art. 1—9, 11—17. Gleichlautend mit den Art. 1-9, 11—17 der Über- 
duikanft zwischen Frankreich nnd Oo8ta>Bica (Seite 342>. 

Art. 10. Die durch gegenwärtige (am 6. November 1899 in Eri^ ge> 
tretenc) Übereinkunft anerkannten Rechte litterariscben, künstlerischen und 
wissenschaftlichen Eigentums werden den Urhebern, Übersetzern, Komponisten 
und Ktlnstlem in jedem der beiden Länder während der ganzen ihnen dnrdi 
die Gesetzgebung ihres Ursprungslandes bewilligten Schutzdauer gewährleistet. 



Ecuador— Mexiko. 

Handelsvertrag vom 10. Juli 1888. 

Art. 2. Hinsichtlich folgender Materien: 

1. Erwerb unbeweglicher Güter uud litterarischen Eigentums 
sollen die Bürger Mexikos in Ecuador nnd die Bürger Ecuadors in Mociko 
die den Biircrcrn oder Unterthanen der meistben^ünstif^ten Nation gewährten 
Bechte uud Zugeständnisse unter glcichou Bedingungen gemessen. 



Frankreich— Berner Obereinkunft (Seite 8U). 
Frankreicli— Argentinieclie Repubiik (Seite 827). 
Frankreicli— Bolivien (Seite 888). 
Frankreicii— Coefa-Rica (Seite 842). 
Frankreich— Dänemark (Seite 348). 
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Frankreieh— Daulichland (Seite 849). 
Frankreicli— Eimdor (Seite 860). 



Frankreich— Guatemala. 

Übereinkanft Tom 21. Avgnst 1896. 

Art. 1. Die Urheber litterarischer. wissenschaftlicher oder kunätlcriscliei 
Weike, sow4^ veröffentlichter als niclit rerOffentliehter, gemessen in jedem 

<\er beiden T.:inder wechselseitig diejenigen Vorteile, welche daselbst gesetzlich 
für den Schutz von Werken der Littcratur, Wissenschaft oder Kunst gewähr- 
leistet sind oder in Zukunft gewährleistet werden. Öle sollen daselbst hin- 
siehtlieh der Oewährleistnng dieser Vorteile, der Erlangung Ton Scliadeaenats 
und der gerichtlichen Nachdrucks-Verfolgung denselben Schutz und denselben 
^p<^pt?:!iehen Rekurs gemessen, welche den inländischen Urhebern in jedfui 
der beiden Länder sowohl durch *Jie besonderen (jesetze über dac» litterari.sche 
und kftnstlerische Eigentum, als durch die aUgemeine G^setsgebung in Civü- 
ond Strafsachen gewährt sind oder in Zukunft gewahrt werden. 

Der Ausdruck „litterarische, wissenschaftliche oder künstlerische Werke" 
omfasst Bttcher, Broschüren oder alle anderen Schriftwerke; dramatische 
oder dramatlsdi-musikalische Werlte mit oder ohne Text; musikalische 
Kompositionen und Musik-Arrangeraents; choreographische Werke; Werke 
der Zeichenkunst, Malerei, Bildhauerei und Gravur; Lithographien, Illustra- 
tionen; geographische Karten; Photographien und im besonderen Phototjpien; 
Pläne, Skizzen und auf Geographie, Topogrnphif, Architektur oder Wissen- 
schaften im allgemeinen bezügliche plastische Werke; überhaupt jegliches 
Erzeugnis litterarischen, künstlerischen oder wifsenscbaftlichen Gebietes, das 
durch irgend ein Druck- oder Vervielfältigiingsverfahren veröffentlicht 
werden könnte. 

Art. 2. Um allen Werken der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst den 
in Art. 1 ausgemachten Schatz zu sichern, müssen besagte Urheber odoi 
Yerieger Toriier beim HliüsteiiQiii des MPentliefaen Unteniehts*) drei Exempiftre 
desjenigen Werkes hinteriegen, dessen Eigentum sie in den beiden Ländern 
«retren jede Naehmachnng oder unerlaubte VerTielfältigung gewährleisten 
wollen; der Minister des öffentlichen Unterrichts soll ihnen eine die Hinter- 
legung der hier angegebenen Werke bestätigende Bescheinigung susliefeni, 
welche dem Betreffenden vor der zaständigen öffentlichen Behörde die Geltend- 
machung spin^r Rechte gestatt» r. soll jedoch hinsichtlich der Kunstwerke, 
wie Statuen, Kircheufcnstcr, Aiedaiiien, Gemälde, Architekturwerke etc. etc. 
genügen, dass der Urheber oder Eigentikmer die Hinterlegung einer Yerviel- 
laltigung in Gestalt einer Zeichnung, Gravur oder Photographie bewirkt. 

Art. 3. Die Abmachungen des Art. 1 finden auch auf die in einem der 
beiden Länder erfolgende Darstellung oder Aufführung dramatischer oder 
musikalischer Werke der Urheber oder Komponisten des andern Landes As* 
Wendung. 

Art. 4. Den Originalwerken werden ausdrücklich diejenigen von in- 
ländischen oder fremden Werken hergestellten Übersetzungen gleichgestellt, 
die Ton einem Urheber, der einem der beiden Länder angehört, veranstaltet 
sind. Demzufolge sollen diese Übersetzungen hinsichtlich ihrer unbefugten 
Venrielfalttgung in dem andern Lande den durch gegenwärtige Übereinknnft 



*] Die HinterleRang der zur Sicherung des in Art. 1 ausgemachten Sciiui/p» beim 
MinUteriuia des 4>freDiUchen Unterricbts zu Ouatemal« zu de^onierendeo drei Ezoiaplore k&un 
aneJi dureh denn HiaMrlesang bei dw Gesandt«chji(t von OttM«iiiala In Pute ecvettt werden. 
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für die Origiuaiwerke ausgemachten Schutz gciiiessen. Es ist jedoch wohl- 
verstanden, dass der Zweck gegenwärtigen Artikels nur dahin geht, den 
Übersetzer in Beziehung auf die Ton ihm gefertigte Übersetzung des Original- 
wcrkos zu schützen, keineswegs aber, dem ersten Übersetzer irgend eines 
in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes ein ausschliessliches 
Übersetzungsrecht zu ttbertragen. 

Art. 5. Die Staatsangehörigen des einen der beiden linder als llrlicber 
von Originalwerken, sollen das Recht des Kinspruchs gegen ^'t rofi\?nt- 
lichung jeder nicht von ihnen genehmigten Übersetzung dieser W crkc im 
andem Lande haben, nnd swar während der ganzen Dauer des Zeitranmes^ 
für welche der Genuss des litteraiisehen oder wissenschaftlichen Eigentunts» 
rechts an dem Originalwerk ihnen zugestanden ist; die Yerrffcntlirhung einer 
nicht genehmigten Übersetzung wird in jeder Beziehung dem unerlaubten 
Naehdraek des Werkes gleichgestellt. IHeselben Bedita sollen wechselseitig' 
die Urlieber dfamatiscMr Bechte hinsichtlich der Übeisetanng oder der 
Darstellung von Übersr^f znngen ihrer Werke geniessen. 

Art. 6. iCbensD smd die nicht autorisierten indirekte AaeigaiiBgea 
Terboten» als Admtationen, sogenannte Naehahmiuigen im gnten Glauben, tmtr 
lehnuügea, Transkriptioaen mnsikalischer Werke and überhaupt jede ohne 
EinwijüLrnng des Urhebers vermittelst Drucks oder aof der Böhne Torge^ 
ttonmiene Benutzung von Werken. 

Art. 7. Doch soll wechselseitig in jedem der heiden Lander die Ver- 
OffentUehung von mit erklärenden Aiunerkaiigen verseb^aen Auszügen oder 
ganzen Stücken aus den Werken eines Urhebers des andern Landes in der 
Sprache des Originals oder in Übersetzuugerlaubt sein, vorausgesetzt dass 
die Quellenangabe erfolgt, und dass diese verjlffentlichungen für den ünter- 
riebt oder das Studium bestimmt sind. 

Art. 8. Die in periodischen Verüffentlicliung-en erschienenen Schrift- 
werke, deren Bechte nicht ausdrücklich vurbelialten worden sind, küuueu 
Ton all^ anderm Veri^tfentlichnn^en derselben Art unter der Bedingung 
vervielfältigt werden, dass das Original, welchem sie entnommoi sind, an- 
gegeben werde. 

Art. Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder Vertreter der Urheber^ 
Komponisten und Künstler sollen wechselseitig nnd in allen Besiefaiuigea 

dieselben Rechte geniessen, welche die gegenwärtige Überdnkonft den ür- 
hebern, Übersetzern, Komponisten und Künstlern gewährt. 

Art. 10. Die durch gegenwärtige Übereinkunft anerkannten Rechte 
litterarischra, künstlerischen und wissensdiaftlielHMi Eigentums werden den 

Urhebern, Ü^bersetzern, Komponisten und Künstlern iu jedem der bt üiea 
Länder währen'^ rior ganzen Dauer des Schutzes gewährt, welche ihoen die 
Oesetzgebuug üire^ Urt>prungslaudes zugesteht. 

Art. 11. Nach Erfüllung der zur Sicherung des Eigentumsrechtes an 
einem bestimmten litterarischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Werke 
in den heiden Staatm erforderlichen Fr>rmlichkeiten ist die Einfnhr, der 
Verkauf oder die Ausätelluug iu jedem der beiden Länder ohne Zuötiuuauiig 
der Urheber, Verleger oder Eigentümer verboten. 

Art. 12. Jede ohne KiicksiL-lit auf die ri('stimmnn2:en dieser Überein- 
kunft veranstaltete Ausf^^abe oder VervielfältiKnui^ eines wissenschaftiicbcn» 
litterariüchen oder kuuätlerischeu Werkes wird a.U Naclunachung betrachtet. 
Wer nachgemachte Werke oder Gegenstände herausgegeben, verkauft, zum 
Verkauf (gestellt oder in das Gebi( t eines der beiden Länder eingjefülirt hnt, 
wird dem Fall entsprechend nach den in einem oder dctti andern der beiden 
Länder geltenden Gesetzen bestraft. 

Art. 13. Die Bestiflunungen der gegenw&rtigen Übereinkunft sollen in 
keiner Weise das jedem der hohen TortragschlieS'^enden Teile zustehenile 
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Eecbt bf'ointrächtigi^n, «inrcli Mn^-^rrirpln dor Gosctzgebnug oder inncrco 
Verwakun«^ die Vcrbri iiuup, AiiÄubiiint:^ oder Auastclhmfr jedes Werkes 
oder Efideuguisses zu erlauben, zu überwachen oder zu veiuindern, hiu- 
liektlicli dessen die zusliadlge Behürdo dieses Reckt ««eüben lassen wird. 

Art. 14. Die hohen Tertragschliessendcn Teile ycrpllichten sich, sich 
wechselseiii«; alle Gesetze, Dekrete und \>rorduungen, welche hinsichtlich 
der Gewährleistung und AusübuDg des gci-^tigen Eigentuni.s v erkundet 
worden sind oder in Znkuift verkündet werden, mitzo teilen. Die gegen- 
wärtige Übereinkunft soll aus keinem Grunde dati llecbt des einen oder des 
andern der beiden hohen vertragschliessendcn Teile beeinträchtigen, die Ein- 
&hr solcher Bücher in seine eigenen Staaten zu verbieten, welche nach 
söien üneren GeseUseB oder Bach mit anderen Staaten festgesetzten Ab- 
niftfiluu^eii als NachTTi;iph!iTtL'''^n erklärt sinr! (vlor erklärt werden sollten. 

Art. 15. Diese ÜUereinkuuft ^ii vom Datum des (am 3. Oktober 1896 
erfolgten) Aujttausuhes der Biaüfikfttionsurkunden an bi£ zum Ablaui eines 
Jahres TOB denjenigeB Tage «n in Kraft bleiben, an welchem einer der 
beiden hohen TortragscUiesseiideii Teile deren ILöndigmig als angebracht 
erachtet liabcu wird. 



Frankreich— Italien. 

Übcreiokuuft Tom 9. Juli 1884. 

• 

Art. 1. Die Trhebcr von Werken der Litlenitnr, Wissenschaft oder 
Kunst sollen, gleichviel ob diese \V erkc veröüentlicht sind oder nicht, in 
jeden der beiden L&nder gegenseitig sieh der Vorteile zu erfreuen haben, 
welche daselbst zum Schutze von Werken der Litteratur, Wissenscha& 
oder Kunst gesetzlich eingeräumt sind oder eingeräumt werden. Sie sollen 
daselbst denselben Schutz und dieselbe üechtshilfe gegen jede Beeinträcliti- 
gttQg ihrer Rechte geniessen, ab wenn diese Beeinträchtigung gegen in- 
undische Urheber gerichtet wäre. 

Diese Vorteile sollen ihnen jed'u li <jje^^enseitig nur so lange zustehen, 
als ihre Bechte in dem ürsprungslandc in Kraft sind, und sollen in dem 
andern Land nicht über die Frist hinaus danem, welche daselbst den in*- 
ländischen Urhebern gesetzlich eiDgeräunit ist. 

Der Ausdruck Werke der Litterutur, W issenschaft oder Kunst" um- 
fasst Bucher, Broschüren oder andere Schriftwerke, dramatische uud dra«- 
matisch-mnsikaUsche Werke, mosikalische Kum Positionen, choreographische 
Werke, Werke der zeichnenden Kunst, der Mulerei, der Bildhauerei, Stiche, 
Lithographion, Illustrationen, Photographien, geographische Karten, ;,'r-n_ 
graphische, topographibche, architektouische oder natui wi^jocuschufiüche i laue, 
Skizzen und Darstelinngcn plastischer Art, sowie überhaupt jedes Erzengui» 
as8 dem Bereiche der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst, 

Art. 2. Durchaus verboten ^^ind in jedem der beiden vertragschliessen- 
dcn Staaten der iuuck, die Verülientiichuug, die Verbreitung, der Verkauf, 
das Feilbieten, die Einfuhr oder Ausfuhr von naohgedrucl^ten Werkcu der 
Litteratur, Wissenschaft oder Kunst, oder von (Jen^enst finden nicht erlaubter 
Vcrnclfältif^iiiii;, i^kichviel ob besagte Machdrucke oder nicht erlaubten 
Vervielfältigungen aus einem der beiden vertragschliessenden Länder oder 
aus irgend einem dritten Lande herrühren. 

Dasselbe Verbot gilt ^gleichfalls für jede öllentliche und nicht erlaubte 
Barstellung oder Aufführung draniniii^cher, musikalischer, dramatisch -musi- 
kalischer oder choreographischer Werke der Urheber und Komponisten des 
andcnivLandes, .ob. nun- diese Darstellung oder AufTithrung eine vollständige 
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oder teilweise sei und in welcher Weise immer dieselbe erfolgt fld, selbst 

mit Zusätzen, Wegia8Siinp::n oder Abäüderunsfen. 

Die öffentliche Darstellung oder Aufführung lu Italien eines französischen 
4naiatisclieB, mariksUsdieii, dramatisch-imiBikMiseheii oder choreographisidieii 
Werks wird ausserdem von Amts TVPfrm durch die Lokalbehörde untersagt, 
wenn der Urheber oder KoTiipniii-t beim italienischen Ministerium des Acker- 
baues, der Industrie und des Handels oder bei der italienischen diplomatischen 
oder konsnlarisehen Vertretung in Frankreich die Erklärung eiligereicht hat, 
dass er beabsichtin:e, jedr m die Darstellung oder Auffahrung seines Werkes 
Terbieten zu lassen, der nicht den schriftlichen und legalisierten Nachweis 
seiner Ermächtigung beibringe. Der Empfang dieser Erklärung unterliegt 
zu Gunsten der italienischen Staatskasse der Erhebung einer Gebühr toi 
10 Franken für jedes deklarierte Werk, wobei ynrnusgesetzt wird, dass die 
yeröffentlicliung dieses Werkes nach dem Inkrafttreten der gegenwärtigen 
Übereinkunft erfolgt sei. Falls besagte Abgabe hinsichtlich der italienischen 
Urheber yermindert oder beseitigt werden sollte, sind die frsozOsisclien Ur- 
heber davon in gleichem Verhält ni'^ yollrechtlich befreit. 

Es ist übrigens wohlverstanden, dass die Erfüllung der Förmlichkeit, 
von welcher im vorhergehenden Paragraphen die Rede ist, eine nur fakul- 
tative ist, und dass Uire Unterlassung in keiner Weise die Bechte beein- 
trächtigen würde, welche sich für den französischen Urheber aus der gegen- 
wärtigen l'bereinkuuft, insonderheit aus den Artikeln 1 und 9 ergeben. 

Art. 3. Die Bestimmungen der Art. 1 und 2 der gegenwärtigen Über- 
einkunft sollen auch Anwendung finden auf die Verleger solcher Werke, 
welche in einem der beiden Länder Terttffoitliclit sind, ond deren Urheber 
einer dritten Nation angehört. 

Art. 4. Die gesetzlichen Vertreter oder Bechtsiahaber der Urheber, 
Verleger, Übersetzer, Komponisten, Zeichner, Maler, Büdbaner, Kupferstecher, 
Architekten, L:thr>graphen, Plmtographen etc. sollen gegenseitig in allrn l>e- 
ziehungen dieselben Rechte gemessen, welche die gegenwärtige Ubereinkuuft 
den Urhebern, Verlegern, Übersetsem, Komponisten, Zeichnern, Malern, Bild- 
hauern, Knpforstechem, Architekten, Lithographen, Photographen ete. selbst 
gewährt. 

Art. 5. Artikel, welche aus in einem der beider Länder yerÖöentUchten 
Otlingen oder periodischen Schriften entnommen sind, dttrfen in dem andern 
Lande im Original oder in Übersetzung nachgedruckt werden. 

.Tedoch soll diese liefiignis sich nicht auf den Abdruck im Original oder 
in Übersetzung von FeuiUetoniomaueu oder von Artikeln über Wisseuschaft 
•der Ennst blieben. 

Das gleiche gilt Yon anderen ans Zeitungen oder periodischen Zeit- 
schriften entnommenen grösseren Artikeln, wenn die Urheber oder Heraus- 
geber in der Zeitung oder in der Zeitschrift selbst, worin dieselben erschienen 
sind, ausdrücklich erklärt haben, dass sie deren Nachdruck untersagen. 

In keinem Fall soll die im vorstehenden Absatz gestattete Untersagung 
bei Artikeln, welche politische Erörterungen enthalten, Anwendung finden. 

Verboten sind ferner, nicht ermächtigte indirekt« Aneignungen, als An- 
passungen, sogenannte Nachahmungen im guten Glauben (wmtk Ide), Tmis* 
skriptionen oder Arrangements musikalischer, dramatisch-musikalischer oder 
choreographischer Werke und im allgemeinen jedwede ohne Genehmigung 
des Urhebers erfolgende Entlehnung aus litterarischen, dramatischen, wissen- 
schaftlichen oder künstlerischen Werken. 

Art. 6. Um allen Werken der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst 
den durch gegenwärtige Übereinkunft festgesetzten Schutz zu sichern, und 
damit die Urbeber besagter Werke, bis zum Beweise des Gegenteils, als 
solche angeschen und demgemäss vor den Gerichten beider L&nder xor 
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Verfolg^ung^ von Nachdruck nnd Naclibildnng zugelassen werden, soll es gc- 
nugeu, d&sä ihr Name auf dem Titel des Werkes, unter der Zueignung oder 
Vorrede oder am Schlüsse des Werkes angegeben isU Bei anonymen oder 
psendonymeii Weri^en ist der Verleger, dessen Name auf dem Werke stcht^ 
zur Wahrnehmung der dem Urheber zustehenden Rechte befucrt. Deraelbe 
gilt ohne weiteren Nachweis als Bechtainhaber des anonymen oder pseu»^ 
donymeu Urhebers. 

Art. 7. Ben Origmalwedcen werdoi die in einem der beiden Länder 
veranstalteten Übersetzungen inländischer oder fremder Werke uusdrücklich 
gleichgestellt. Demzufolge sollen diese Übersetzungen, rücksichtüch ihrer 
unbefugten Yerridföltigung in dem anderen Lande, den in den vorher^ 
gehenden Artikeln festgesetzten Schutz gemessen. Es Ist jedoch wohlver-^ 
standen, dft?s d^r Zweck des gegenwärtigen Artikels nur dahin geht, den 
Übersetzer in Beziehung auf die Yon ihm gefertigte Übersetzung des Originai- 
werkes in sebtttsen, keineswegs aber, dem erst^ Übefsets» irgend eines- 
in toter oder lebender Sprache gesduriebenen Werkes das ausschliessliche 
Übersetzungsrecht SU übertragen,- ausser in dem im folgenden Artikel Tor^ 
gesehenen Falle. 

Art. 8. Die Urheber in jedem der holden Linder gemessen In dem. 
anderen Luid während zehn Jahren nach dem Erscheinen der mit ihrer Ge- 
nehmigung yeranstalteten Übersetzung ihres Werkes das ausschliesslich» 
fieckt, die Übersetzung ihres Werkes zu Yeraostalten oder zu erlauben. 

Um der Beditswraltbat dieser Bestimmong tdlhaftig «a werden, ist 
es erforderlich, dass die genehmigte t'Jbersetzung innerhalb eines Zeitraumes 
von drei Jahren von der Veröffentlichung des Originalwerkes an gerechnet 
Tollständig erschienen sei. 

Bei den in Liefenmgen erscheinenden Werken soll der Lavf der in dem 
Yorstehenden Absatz festgesetzten dreijährigen Frist erst von der Ver-> 
öffentlichung der letzten Lieferung des Originalwcrkc55 an beginnen. 

Falls die Übersetzung eines W' erkes lieferungsweise erscheint, soll di& 
im ersten Absatz festgesetzte sehnjährige Frist gleiclifaUs erst TOn dem 
Erscheinen der letzten Lieferung der Übersetzung au zu laufen beginnen.. 

Indessen soll bei Werken, welche aus mehreren in Zwischenräumen er- 
scheinenden Bänden bestehen, sowie bei fortlaufenden Berichten oder Heften, 
welche Ton litterarisehen oder wissensehafUiehen Gesellschaften oder von 
Privatpersonen ver' f^Vntlicht werden, jeder Bani^, jnder Rericht oinr jedes 
Heft, bezüglich der zehnjilhri^'en und der dreyähxigen Frist, als ein be- 
sonderes Werk angesehen werden. 

Die Urheber draniatlseher oder dramatisch masikalischer Werke sollen 
während der Dauer ihms ausschliesslichen Übersetzungsrechtes gegenseitig 
gegen die nirhf genehmigte öfieutliche Darstellung der Übersetzung ihrer 
Werke geschützt werden. 

Art. 9. Jede Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen der gegen-^ 
wärtigcn rbprrinkunft soll die Beschlagnah rno, Einziehung und Verurteilung 
zu Strafe unti Schadenersatz nach Massgabc der betreff«'ndcn Gesetzgebungeu 
in gleicher NS^eise zur Fulge haben, wie wenn die Zuwiderhandlung ein Werk 
oder Erzeugnis inländischen Ursprungs betroffen hätte. Die Merkmale, ana 
welchen der Thatbestand des Nachdrucks oder der unbefugten Nachbildung 
oder Aufführung sich ergiebt, sind durch die betreitenden Gerichte nach 
Massgabc der in jedem der beiden Länder geltenden Gesetzgebung fest- 
zustellen. 

Art, 10. Die hohen vcrtragscliliossenden Ttilc hahen sich dahin geeinigt,. 
da^6,-'Wenn einer derselben irgend einem Staat hinsichtlich des Schutzes des 
geistigen Eigentums weitere Vorteile, als die durch gegonw&rtige Über- 
einkunft festgesetzten bewilligen sollte, diese Verteile dem andern vertrag- 
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«da würden. 

Art. 11. Um die Aasfiikrang der gegeuwarügen Übereinkonit zu cr- 
Mebleni, Terpfliehtei sieh die bato liäen ▼«fftn^scklieMeiideii Teife ur 

gegenseitigen Mitteilung ^er Gej'^tzp. Vt-rori^nnnn;rn nrJrr "Bestimmmif^en. 
welche jeder vnn ihrfn erlassen iiat oder iu Zukunft mit Bezug auf deu 
^hntz oder die Ausübung der Hechte des geistigen Eigentums erlasse» 
stalte. Bfe Terplliehteii neh ebenfttUs, sidb gegenseitig die gedrackten Listen 
der von den Autoren zur W ihrnne ihrer HeehCe ▼OD den betreifeadeii 
hSrden abgegebenen Erklärungen mitzuteilen. 

Art. 12. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft sollen ia 
ktiner Weise das Becht beeiniiiSBea« welches sich jeder d«r beiden höh« 
Tertrag^sehliessenden Teile ausdriicklich vorbehält, durch Massnahmen der 
Gesetzgebung oder Verwaltung die Verbreirnng, Darstellung oder Auf- 
iiihruug jedes Werkes oder Gegenstandes zu überwachen oder zu anter- 
JSS;eii, hinstelitlieh dessen der eine oder andere Staat dfe Ausübung diesei 
Rechtes fnr :^eetgnet erachtet T der der hohea rertragschliessenden Teile 
behalt übrigens das Recht, die [hinfuhr derjenigen Werke in sein Gebiet 
zu untersagen, die nach meinen Luudesgeüetzen oder deu uul andereo 
Mächten eingegangeneii AbmaehiingeB als Nachdnieke eridift sfaid eder ei^ 
Idftrt werden können. 

Art. IH. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft so! Ion auf 
-die dem Inkrafttreten derselben Torhei^eheuden Werke unter deu im an- 
gefügten Protokoll ansgespro c h e aea \^iMiaitM md BediBgimgeM A»* 
Wendung finden. 

Art. 14. Die gegenwärtige Übereinkunft soll zehn Jahre vom Tage 
ihres Inkratttretens an in Kraft bleiben, und ihre Wirksamkeit soll alsdann 
SO lange, bis sie von dem einen oder dem andern der hohen vertrag- 
schllessenden Teile gekfindigt wird, und nooh ein Jahr nach erfolgter Kftadi> 
gnng, fortdauern. 

Art. 15. Die gegenwärtige Übereinkunft soll ratifiziert nnd die Rati- 
fikations>Urktindeu sollen sobala als m&glioh in Paris ansgeweahsclt wenlen. 
<Am 21. Jannaf 18fö ansgeweehselt) 

Protokoll. 

1. i>ic Wohlthat der Bestimmungen der Überoinkunft vom heutiger 
Tage wird denjenigen vor deren Inkrafttreten vorhandenen Werken der 
Litteratur, Wissenschaft und Kunst zu teil, welche etwa einen gesetzlichen 
Schutz g^en Naehdnick, gegen Nachbildung, gegen unerlaubte t}ffentli(^ 
Aufführungen oder Darstellungen oder gegen unerlaubte Ühersetznn^r nicht ge- 
iiiesscn, oder diesen Schutz infolge der Nichtcrlttilung vorgeschriebener 
TörmÜchkeiten verloren haben. 

Der Druck der Exemplare, deren Herstellung beim Inkrafttreten der 
gegenwärtigen Übereinkunft erlaubterweise im Gange ist, soll vuüendtt 
werden dürfen; die Exemplare sollen ebenso wie diejenigen, welche zu dem 
gleidien Zeitpunkte erlauotcrwcise bereits hergestellt sind, ohne Bftcksieht 
auf die Besümmungen der Übereinkunft, verbreitet und verkauft werden 
dürfen, vor:insgesn1zt dass iimerhalb dreier Mnnnti^, in Gemässheit der von 
-den betreffenden Regierungen erlassenen Anordnungen, die bei dem Inkraft- 
treten angefangenen oder fertiggestellten Exemplare mit einem besonderen 
Stempel yersehen werden. 

Ebenso sollen die beim Inkrafttreten der gegcnw" rügen t'bcroinkunft 
vorhandenen Vorrichtungen, wie Stereotypen, Hoizät«>cke und gestochene 
Platten aller Art, sowie lithographische Steine, wlUirend eines zeitFasnies 
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TOB Tier Jfthren von diesott likialltrateB u btHiatst werdoii dftrren, 

nachdem -ie niii < iurm bc8onder«*n Stornpel vorsehen worden ^^iml. Auf 
Anordnuug der betretenden Kodierungen soll ein Inventar der Exemplare 
Ton Werken und der Vorriehtuugeu, welche im Sinne dieses Artikels erlaubt 
sind, avfgeBommeB weidea. 

2. Was die dramaUscben oder diuutiBCtb-lliaikalischen Werke aii-> 
lan^t, welche in ebera der beiden Lan ier erschienen und in dem anderen 
Lande vor dem Inkrafttreten der gegenwärtigen Übereiokuutt im Original 
«der in Übefsotsnngr Offentlieh aofgeiUhrt worden sind, so sollen dieselben 
gleielifaUs den geeetsUelien Sebats 'gegen die nnadMibte Anfführang ge- 
niessen. 

3. Die öffent liehe Darstellung oder Aufführung in Italien dieser dra- 
matischen oder draiiiutisch-musikaliaclieu Werke, ebenso wie der fran- 
sBeieelien aosiluüischen oder elwfengreiihiMlieii Wwfce wird fnn AßatM wehren 

durch die Loknlbebörde untersai^fe, TeniBgesetzt der Urheber oier 

Kotnponif^t öder seine Rechtsinhaber entweder dem italienischen ilinisteriiiui 
des Ackerbaus, der Industrie und lies iiaudeis oder der italienischen dipio- 
Mtieehen oder konsolarischen Vertretung in Frankreich die Erklärung ein- 
gereicht haben, da^'^ sie beabsichtigen, die D ir-^trllunrr oder Auffuhrunjj 
lesigt/T Werke jedermann untersairen zu lassen, der nicht den schriftlichen 
und beglaubigten Beweis ihrer Ermächtigung beibringen würde. Alle einem 
gleichen Urheber oder VMleger gehörenden Werke können in eine einz^e 
Deklaration zusrimnn nirefasst werden, deren Einpfanp: riie Erhebung einer 
Oebuhr von 30 Franken zu Gunsten der italieuisclien Maatskasse in sich 
«chliesst, weiches ajich immer die Anzahl der in die Deklaration zusammeu- 
gefassten Werke sei. Es ist woiilverstanden, dass die £r&Uon|; dieser 
Förmlichkeit nur takult ti iv ist, und dass ihre Unterlassung in nichts die 
Bechte beeinträchtigen wurde, weiche Siich für die XransÖsisdieA ÜjJteber 
ans diesem Protokoll ergeben. 

1. Hhnieliäieb des Übersetsungwecbtes, sowie der SffentHeben Äaf- 
ffthmng in Übersetzung von Werken, welche vor dem Inkmfttreten der 
onter heutigem Datum abgeschlossenen Übereinkunft erschienen sind, ge- 
niesson die Urheber die aas Art. 8 dieser Übereinkunft betreffs der Ans- 
dfÄnimg der dttrch ^ Übemnkimft rma 29. Jvni 1862 fQr die Vertffent- 
lielumg der Übersetzungen festgesetzten Fristen sich ergebenden Vorteile, 
TorflTisge^etzt ^dass besagte Fristen beim Inkrafttreten der heute ab- 
geschlossenen Übereinkunft nicht abgelaufen seien oder das«, wenn diese 
Frist abgelaufen, seitdem weder eine ÜbersetEuug eraeliienen sei, nodi ebe 
ÄnfÄUinittg stnttgefmiden habe. 

Das gegcnwärtif^c Protokoll, welches als ein intec:rirrrn.lcr Teil der 
Übereinkunft vom heutiiren Tage zu betrachten und mit ihr zu ratitizierea 
ist, soll gleiche Kraft, Dauer und gleichen Werth haben wie diese Über- 
«inkanft. 



Frankreich — Mexiko. 

Handelsvertrag Tom 27. November 1886. 

Art. 2. Hinsiüliilich des litterariscben und künstlerischen Eigentums 
«ollen die Bürger jedes der beiden vertragscbliessenden Teile wechselseitig 
l)eim andern die Behandlnng der meistbegütistigten Nation gentessen. 
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Frankreiek— Moiiae«. 

Zoilvertrag ¥om 9. November 1865. 

Art. 8 Se. Hoheit rerpflichtet sich jedoch^ innerhalb des Fürsten- 

tnrna die Yeröffentlicbang, den Vericaaf und den Vertrieb solcher Bücher, 
ZeituDgen und Kapfcrstidie m pitetten, deren Verbot von selten der taa- 
steiftcheii Yerwaltniig der ftrstliehen Begiemag mitgeteilt wofdeii ist 



Frankreich — Niederlande. 

Übereinknnft Tom 29. Mftrs 1855. 

Art. 1. Die Urheber tob wiaseeaeiialÜleheB und Ktteniisdieii Werken, 

denen die Gesetze des einen der beiden Länder das Eigentums- nf!.-r Tr- 
heberrccht gegeuwärtig gewährleisten oder in Zukunft gewährieistt n 
werden, ebenso deren Rcchtsinliaber haben die Befugnis, dieses Eecht na 
Gebiet des andern Landes wiluend desselben ZeiteawBS und in demselbea 

ümfang auszaühen, als in diesem andern Lande das den Urhebern gleich- 
artiger dort veröflfentlichtcr "Werke znnrteilte Recht ausgeübt werden würde, 
derart, dass YerTieitältiguDg oder ivachdruck in einem der beiden Läiider 
von in dem uidem TerOfFentUchtea. winMnsehafllielien oder litterarischen 
"Werken, noweit besagte Gesetze nicht durch die gegenwärtige Übereinknnft 
aufgehoben werden, auf dieselbe Weise behandelt wird, als es die Verviel- 
fältigung oder der Nachdruck von gleichartigen ursprünglich in diesem 
andern Land verö£fentlichten Werkm sein würde. Die Urheber des einen 
drr beiden L iiulcr sollen vor den Gerichten des andern die gleiche Klaire- 
befugnis haben und dieselben Garantien gegen den Nachdruck und die nicht 
erlaubte Vervielfäliiguug geuiessen, als die, welche das Gesetz den Ur- 
hebern dieses letzteren Landes gewährt oder in der Folge gewähren sollte. 

Es ist jnioch wohlverstanden, dass die wechselseitig in dem cinrn oder 
andern Lande hinsichtlich der vorerwähnten Werke auszuübenden Kechte 
nicht weiter ausgedehnt werden kuuuen, als diejenigen, welche di« Gesetz- 
gelnmg des Landes gewährt, welcliem der Urheber oder seine Bechtsinhaber 
aageh()ren. 

Art. 2. Der durch Art. 1 festgetzte Schutz wird nur demjenigen za 
teil, der genau den Gesetzen uud Verordnungen genügt hat, welche in dem, 
Urspmngslande mit Bezug auf das Werk, für welches dieser Schutz be- 
ansprucht wird, gelten. Durch fdnf Bescheinigung, welche von dem Borean 
für Buchhandel (bureau de Ja librairie) des Ministeriums des Innern oder 
von dem Sekretariat der Präfektur in den Departements oder von dem 
Ministerinm des iDoern zu Haag ausgestellt wird, ist der Nachweis za 
führen, dass die durch die Gesetze und Verordnungen Terlangten Förmlich- 
keiten erfüllt worden sind. 

Art. 3. Den Ürigiaalwerken werden die in einem der beiden Lander 
angefertigten Übersetzungen von inländischen oder auslSndischen Werken 
ausdrücklich gleichgestellt. Diese Übersetzungen geniessen dcmgeniass den 
durch Art. 1 festgesetzten Schutz hinsichtlich des unberechtigten Nach- 
dmcks derselben in dem andern Lande. Es ist wohlverstanden, dass der 
gegenwärtige Artikel nicht bezweckt, dem ersten Übersetzer eines Werkes 
das aus«5chlies'sliche Übersetznngsrecht zu gewahren, sondern BUr> den Über- 
setzer hinsichtlich seiner eigenen Übersetzung zu schützen. 

Art. 4^10. Identisch mit Art. 4—10 der Übereinkunft zwischen LcJgic^v 
und den Niederlsaden (S. 829). 
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Art. 11. Die gegenwärtige Übereinkunft soll bis zum 2(ft. Joli 1869 
in Kraft bleiben. Nach diosem Zeitranm mW sie das Los des am 25. Juli 
1840 zu Paris unterzeichneten Handels- und tkhitfahrtSTertragcs teilen, derart, 
dass sie als gekündigt erachtet wird, wenn einer der Teile dem ludorn, ge- 
mäss den durch Art. 15 gestellten Bedingiiiii^^« n dieses Vertrages, seine Ab- 
sicht, die Wirksamkeit dersolhon aufzuheben, kundtitMlian hat. 

Die hohen Tertragschliessenden Teile behalten »ich jedoch die Befiiguis 
▼or, im beiderseitigen Sinverstandnis an gegenwftrtiieer Übereinkunft jegliche 
Änderung vorzunehmen, welche niebt uuTercinbar mit dem Geist und den 
Grandsätzon ist, auf welchen dieselbe beruht, und deren Nützliehkeit die 
Erfahrung dargethau haben sollte. 

Zusatzerltlftrung vom 27. April 18C0. 

Art. 2. Die VerOffcntliebung im Königreich der Niederlande von uns 
Bruchstück ( II n ler Ausziiir^'n aus franz'isischen Urhebern zusammengestellten 
Ohrestomathien soll erlaubt sein, vorausgesetzt dass diese Sammlungen 
speziell fttr den Unterricht be>timmt sind und auf die Sache oder Über- 
setzung bezüglißfae Anmerkungen in hollftndiseher Sprache enthalten. 

Deklaration vom 11). Apiil 1884. 

Die Regierung Seiner Majestät des Königs der Niederlande und dio 
Begierung der französischen Eepublik, in der Erkenntnis, duss es nützlich 
sei, auf ihren Gebieten und in ihren Kolonien den Schutz des geistigen 
Eigentums an Werken der Litteratur und Kunst bis zum Abschluss 
definitiver Vereinbarungen vorläufig zu regeln, sind dahin it hereingekommen: 

1. Die Übereinkunft vom 29. März 1855, betreffend das geistige Eigen- 
tum an Werken der Litteratur und Kunst, und den Artikel 2 der Zusatz- 
eiklärung vom 27, April 1860 wieder in Kraft zu setz* iv; 

2. den in dor Konvention vom 29. März 1855 und in der Znsatzerkläning 
vom27. April 1660 vereinbarten Schutz auf musikalische Werke zu erstrecken. 

Ausserdem sollen diese Bestimmungen auf die beiderseitigen Kolonien 
Anwendung finden, auch werden die beiden Ilegierungen sobald als möglich 
Verhandlunj^cn zum Zwecke dos Abschlrisses einer Konsularkonveotioa und 
einer neuen Kunst- und Litteraturkonvcntion einleiten. 

Die gegenwartige Deklaration tritt mit dem Tage des Austausches der 
T' i*ifikatiori('n bezüglich der heute unterzeichneten Handelskonvention in 
Krau und bleibt, falls die citi/ulpitondcn Verhandlnn>:r^n nicht zu neuen 
Vereinbarungen fuhren sollten, wahrend zehn Jahren und nach diesem Zeit- 
punkt 80 luige in Gültigkeit, bis die eine oder die andere der yertraff- 
schliessenden Mächte zwölf Monate vorher ihren Wunsch, die Wirksamkdt 
derselben aufhöreu zu lassen, zu rrkeinu n gegeben hat. 



Frankreich— Österreich.*) 

Übereinkunft. Tum 11. Desembor 1866. 

Art. 1. Die Urheber von Büchern, Broschüren oder anderen Schriften, 
von musikalischen Kompositionen oder Arrangements, von Werken der 
Zeicbfnknnst, der Malerei, der Hildhanorei, des Kupferstiches, der Litho- 

Eaptiic und allen anderen ähnlichen Erzeugnissen aus dem (lebiete der 
tteratur oder Kunst, sollen in jedem der beiden Staaten gegenseitig sich 
der Verteile su erfreuen haben, welche daselbst dem Eigentum an Werken 

•i Auch fiir Ungarn Rilltj^r. 

Oeselse über dos Urheberrecht. St 
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der Litteratur oder Kunst gesetzlich eiogeräumt Rind oder werden, und den- 
selben ^^chutss, sowie dieselbe Kechtshilfe gejren jede Beeinträchtigung ihrer 
Bechte geniessen, als wenn diese Hdeinträchtigaug gegen die Urheber solcher 
Werke begangen wäre, welche xam ersten Hole in dem Lande selbst Ter> 
^ffentlidit worden sind. 

Es sollen ihnen jedoch diesf Vorteile Lrecronseitig nnr so lange zusteht a. 
als ihre liechte ia dum Lande, iu welchem die ursprüngliche Veröffentlichung 
erfolgt ist, in Kraft sind, nnd sie sollen in dem anderen Lande nicht über 
die Frist hinaus dauern, welche für den Schntx der einheimisehen Antoren 
gesetzlich festgestellt ist. 

Art. 2. Der Genuss der durch Art. 1 zugestandenen Begünstiguns: is^ 
dadurch l>edingt, da^ts in dem Ursprung^lande die zum Schutze des £igcu' 
tnms an Werken der Litteratur oder Knust gesetzlich Toigescfariebenen 
Förmlichkeiten erfüllt sind. Für die Bücher, Karten, Kupferstiche, Stiche 
anderer Art, Lithographien oder musikalischen Werke, welche zum ersten 
Male in dem einen der beiden .Staaten veröffentlicht sind, soll die Ausübung; 
des Bigentnmsreehtes in dem anderen Staate ausserdem dadurch bedingt 
sein, dasä iu dem letzteren vorher noch die Fürmlichkeit der Eintragung 
auf folgende Weise erfüllt ist: 

Wenn das Werk zum ersten Maie in Österreich erschienen ist, mass 
es zu Paris anf dem Hiniaterium des Innern eingetragen sein. Wenn das 
Werk zum ersten Haie in Frankreich erschienen ist, muss es zu Wien 
auf dem Ministerium der au^wnrtirjfen Anp:elei>CDlieiten eingetragen sein. 

Die Eintragung soll licidt rseits :uif die schriftliche Anineltlung der H(^- 
teili^leu ertolgen, welche beziehuugaweiöe an die geuuiniten Ministerien oder 
an die Gesandtschaften der beiden LSnder gerichtet werden kann. 

In allen Fällen muss die Anmeldung bei Werken, welche nach dem 
Eintritte der Wirksamkeit der jje^enwärtigen Konvention erschienen sind, 
binnen drei Monaten nach dem Jilrschcineu des Werkes im anderen Lande, 
und bei den früher erschienenen Werken, binnen drei Monaten nach dem 
^Eintritte jener Wirksamkeit eingereicht werden. Für die in Liefcrnugen er- 
scheinenden Werke soll die dreimonatliche Frist erst mit dem Erscheinen 
der letzten Lieferung beginnen, es wäre denn, dass der Autor in Gemässheit 
der Bestimmungen des Art. 5 die Absicht zu erkennen gegeben hätte, sich 
das Becht der Übersetzung vorzubehalten, in welchem Falle jode Lieferung: 
al*^ ein bescmderes Werk angesehen werden soll. Die Förmlichkeiten der 
Eintragung, welche letzere in besondere, zu diesem Zwecke geführte Eegister 
stattfindet, soll weder anf der einen noch anf der anderen Seite Anlass zur 
Erhebung irgend einer (tebühr geben. 

Die Beteiligten erhalten eine authentisclic Bescheinigung: über die Ein- 
tragung; diese Bescheinigung wird kostenfrei ausgestellt werden, vor- 
behaltlich der etwaigen gesetzlichen Stempehil)gabe. Die Bescheinigunpr 
soll das genaue Datum der Anmeldung enthalten, ferner den Titel des 
Werkes, den Namen des Autors und den des Verleger.-*, sowie alle zur 
Eonstatierung der Identität des Werkes erforderlichen Angaben; sie soll in 
der ganzen Ausdehnung der beiderseitigen OeMete *ToUen Glauben haben 
und das ausschliessliche Becht des Eigentums und der Vervielfältigung 
lange beweisen, als nicht ein anderer ein besser begründetes Biccht vor 
Gericht erwirkt haben wird, 

Art. 3. Die Ke.-iimmuu};ca des Art. 1 sollen gleiche Anwendung auf 
die Darstellnug oder Auffnhrang dramatischer oder mnsikaiischer Werlce 

findfii, v rli lir nach Eintiitt der Wirksamkeit der gegen wiirtif^on Konvention 
zum ersten .Mali' in einem der beiden Länder veröffentlicht, aufgeführt oder 
dargestellt werden. 
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Art 4. Den Origiiialwerkcn werden die in einem der beiden Staaten 
veranstalteten L')m r>i^tznn^'cn inlündischer oder fremder Werke ausdrücklirh 
gleicbgestcllr. Demzufolge sollen diese Übersetzungen, rticksiclitlicli ihrer 
uusbefugten Verrielfältigang. in dem anderen Staate den im Art. 1 lest 
gesetzten Schutz genicsson. Es ist indes wohlTerstanden, dass der Zweek 
des gegcnwilrtiiren Artikels nur dabin gebt, den fT'orsetzer bezüglich seiner 
eigenen L bcrselzung des < »rigiiialvvcrkes zu schützen, nicht aber, dem ersten 
Übersetzer irgend eines in toter oder lebender Sprache geschriebeneu Werkes 
das ausschlicssende UberaetzangSTCcht zu üb* rtra^en, aosgenommen in dem 
.im folgenden Artikel vurgeschencn Falle und Umfange. 

Art. 5. Der Autor eines jeden in einem dor beiden Länder erschienenen 
Werkes soll, gegen die VeröffeutUchuDg jeder oliuc «»eine £rmHcbtigung ver- 
ansUlteten Übersetzaug desselben Werices in dem anderen Lande den 
•gleklieu S hut/, wie die inländischen Autoren geniessen, unter der Be- 
dingung jedoch, drtss or nn der Spitze seines Werkes seine Absicht, sich 
das Eccbt der Übersetzung vorzubulialten, angezeigt liabc. Bei den in 
liefenufcen earscheineDdeu Werken soll es genügen, wenn die Erklärung des 
Autors, dass er sich das Becht der Übersetzung vorbehalte, auf der ersten 
Lieferung jedes Bandes ausgedrückt ist. I>ie Autoren dramatisdier Werke 

f;eniesscn beiderseits^ die gleichen Bechte bezüglich der Übersetzung oder 
. er Aufführung der Übersetzungen ihrer Weike. 

Art. 6. Wenn der Urheber eines im Art. 1 bezeiehneten Werkes dag 

Kecht zur Herausgabe oder V'erviclfältig^g einem Verleger im Gebiete des 
einen oder des anderen der hr»hen vertragschlie*5senden Teile mit dem Vor- 
behalte übertragen hat, dass die i-ixemplare oder Ausgaben des solchergestalt 
herausgegebenen oder yerrielfSltigten Werkes in dem anderen Lande nicht 
verkauft werden dürfen, so sollen diese Exemplare oder Ausgaben beider- 
seits als unbefugte VerviolfffItiErtinn- augesehen werden. Die Werke, auf 
welche der Art. 6 Anwendung tindet, sollen den Vorteil der freien Zu- 
lassung in beiden LSndern mm Behufc ihrer Durchfuhr nach einem dritten 
Lande gemessen. 

Art. 7. Die gesetzlichen Vertreter oder Eeclitsnacbfolger der Autoron, 
Übersetzer, Komponisten, Zeichner, Maler. Hihihauer, Kupferstecher, Lithu- 
grapbeu usw. sollen beiderseitig und iu allen BezieLungcu derselben Hechte 
teilhaftig sein, welche die gegenwärtige Übereinkunft den Autoren, Über- 
setzern, Komponisten, Zeirhuem, Malern, Bildhauern, Kupfersteehem und 
Litiiograplicn selbst bewilligt. 

Art. 8. Ungeachtet der in den Art. 1 und 4 der gegenwärtigen Kon- 
mtion enthaltenen Bestimmungen dürfen Artikel, welche aus den in einem 
der beiden L&ider erscheinenden Zeitungen oder periodischen Sammelwerken 
entnommen sind, in den Zeitun^on oder periodischen Sammelwerken des 
anderen Landes abgedruckt oder ubersetzt werden, wenn nur die (Quelle, 
aus der diese Artikel geschöpft worden «ind, dabei angegeben wird. Diese 
Befugnis soll jedoch auf den .\bdruck oder die Übersetzung von Artikeln 
MS Zeitnnsren oder periodischen Sammelwerken, welche in dem anderen 
^ude crscbieueu sind, in dem Falle keine Anwendung finden, wenn die 
Autoren in der Zeitung oder in dem Sammelwerk selbst, in welchem sie 
dieselben haben erscheinen lassen, förmlich erklärt haben, dass sie deren 
Abdruck oder Übersetzung unter.sapren. In keinem Falle soll diesj üuter- 
sagung bei Artikeln politischen Inhalts Platz greifen können. 

Art. 9. Der Verkauf und das Feilbieten von Werken oder Gegen- 
ständen, welche im Sinne der Art. 1, 3, 4 und 5 auf unbefugte Weise ver- 
vielfältigt sind, ist, V"i l elialtlieli der im Art. 11 enthaltenen Bestimmung, 
'1 jedem der beiden Staaten verboten, sei es, dass die unbefugte Verviel- 

n* 
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fältigang in einem der beideo Lftnder oder in iTgend. emem fremden Lande 
stattgcfandcn hat. 

Art. 10. Im Falle von Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen 
der voranstehenden Artikel soll mit Beschlagnahme der nachgebildeten 
Oegenstände verfahren werden, und die Gerichte sollen auf die durch die 
beiderseitipfen (IpsctTij^pbnnfjpn hr^ timmton Strnfrn in derselben "Weis(' rr- 
kennen, als wenn die Zuwiderhandlung gegen ein Werk oder Erzeugnis 
inländischen Ursprungs gerichtet wäre. Die Merkmale, welche die unbefugte 
Neehbildnng begründen, sollen durch die Gcriehte des einen oder des 
anderen Landes nach der in jedem der beiden Staaten bestehenden Oesetz- 
gebung bestimmt werden. 

Art. 11. Beide Eegieruogeu werden durch Administrativ-VcrordnuDgca 
die nötigen Massregeln znr Verhütung aller Sebwierigkeiten vnd Ver* 
Wickelungen treffen, in welche die Verleger, Buchdrucker und Buchhändler 
des einen oder des anderen Landes durch den Besitz oder Verkauf solcher 
Yervicltältigungen der, im Eigcntnmo von Unterthancn des anderen Landes 
befindlichen, noeh nicht snm Oemeingnt gewordenen Werke geraten könnten, 
welche sie vor dem Eintritte der Wirksamkeit der gegenwärtigen Konvention 
veranst iltf't oder eintjcftUirt haben, oder deren Anfertigung nnd Wieder- 
abdrvick ohne Ermächtigung des Berechtigten zur Zeit des Eintrittes der 
Wirksamkeit der gegenwärtigen Konvention Im Znge ist. Diese Anordnongen 
sollen sich auch auf Klischees, Holzstöcke und gestoc hene Platten jeder Art, so- 
wie auf iithof^raphische Steine erstrecken, welche sich in den Magazinen bei den 
österreichischen oder französischen Verlegern oder Druckern bettndcu und 
Osterreichisehen oder französischen Originalen ohne Brmäehtigang des Be- 
rechtigten nachgebildet sind. Indessen sollen die Klischees, Holzstöcke und 
gestochenen Platten aller Art, sowie die lithopfrapbischen Steine nur innerhalb 
vier Jahren, vom Bcgiuue der Wirksamkeit der gegenwärtigen Konventi(m 
an gerechnet, benutzt werden können. 

Art. 12. Während der Dauer der gegenwärtigen Konvention sollen die 
folgenden Gegenstande, nämlich: Bücher in allen Sprachen, Kupferstiche, 
Stiche anderer Art und Holzschnitte, Lithographien und Photographien, geo- 
graphische oder Seekarten, Musikalien, gestochene Kupfer- oder Stab Iplatten, 
geschnittene Holzstöcke, sowie lithographische Steine mit Zeichnungen, 
Stichen oder Schrift zum Gebrauche für den l'nuJ'-nck auf Papier, (Temälde 
und Zeichnungen, gegenseitig ohne Ursprungszeugnisse zollfrei zugelassen 
werden. 

Art. 18. Die zar Einfuhr erlaubten Bächer, welche aus Österreich 

kommen, werrlnyi in Frankreich sowohl zum Eingange, als auch zur un- 
mittelbaren Durchfuhr oder aucli zur Miederlage, hei folgenden Zollämtern 
abgeferiigt werden, nämlich: 

1. Bücher in französischer Sprache bei allen Zollamtern in Pontarlierv 
Belle^arde, Pont de la ('aille. St Jeau de Maurienne, Chambcry, Nizza^ 
Marseille, Rayonne, Saint Nazaire, Havre, Lille, Valenciennes und Bastia, 

2. ßucher in anderer als französischer Sprache bei den nämlichen ZoU- 
Imtem lud ausserdem in St. Louis, Verrieres de Joux, Perpignan (Ober 
le Perthus), le Perthus, Belinhir, l^ordeaux, Nantes, St. MalOy Oaen, Boaei» 
Dieppc, Boulojjne, Calai'^, Dünkirchen, Apach und Ajaccio. 

£s bleibt jedoch vurbehaiteu, in Zukuufi auch andere Zollämter*^ dafttr 
ZU bestimmen. 



*) Zur Zeit sind foigcmle ZoUilmter für Einfuhr und Transit aus Österreich kommeoder 
Bücher offen: Dunkerque, Lil!»', Tourcolng. iJaisieux, Valem ienncs, Keignios, Ji>amont. Anor 
(Nord), üivet (Ardennes), Longwy, ßatilly, Pagny-aur-Moselle, Avricourt (Meurthe et Moselle); 
Belfort (Haut-Uhin); Besoncon, Villers, Ptiutarlii-r (Doubn); Bellegard« (Aiii) ; Annecy (Haut«; 
BaToie); Modaae (SaToie); vintlniUe, Nlce (Alpes Maritimes); MarseUl« (Bouclie»-du>BböBe)- 
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Id Österreich sollen diu zur i'.uiiubr eriauüiuu I>ul-1ici, welche aus ^rauk- 
reich kommeii, über alle HaoptsoUamter and über die NebeuoUftmter «rster 

Klassr zuLrelasson werden. 

Art. 14. l^ie Hc^timmun^cn der gegenwärtigen KouTcntinn sollen in keiner 
Beziehung da« judem der beiden hohen vertragschlie^üenden Teile zustehende 
Becht beeintraclitigeii« durch Massregeln der Oeeefesgebneg oder innerea 
Verwaltung dt-n lit-trii l», die Darstellung oder das Feilbieten eines jeden 
Werkes oder Erzeugnisses, in betreff dessen die kompetente >{ebürde dies 
Heclit auszuüben haben wtlrde, zu gestatten, zu ubi^rwaclien oder zu unter- 
sagen. Die gegenwärtige Konvention soll in keiner Weise des Becht des 
einen oder des anderen der hohen vertrai^st hliessenden Teile beschränken, die 
Einfuhr solcher Bücher nach seinen eigenen Staaten zu verbieten, welche nach 
seineu luuereu üeseueu oder in lieuiässlitil meiner Verabredungen mit anderen 
Hleliteii für Nachdraeke erklärt sind oder erkürt worden. 

Art. 15. Gegenwart i:."" Konvention soll gleichzeitig mit dem am heutigen 
Tage zwischen dm hohen vt rtrug.schiiessendcn Teilen abgeschlossenen Handels- 
vertrage in VVirkbamlieit treten und mit demselben gleiche Dauer h»ibeu. 
(Onrch Zonntnartikel Tom 18. Febmar 1884 ist die Konvention, unabhängig 
Yon dem am 7. Xovember 18^1 provi- ri > h verlängerten Handelsverträge 
Ton 186r>, fxiif unbesliinnUe Zeit verlftngert mnd gilt bis ein Jahr nach er- 
folgter Kuniligung.) 

österreichische MinisterialTerordnung vom 9. Januar 1867. 

Zum Vollzuge des zwischen Österreich uii 1 Ir.inkrcich wegen gegenseitigen 
Schutzes des Autorrechtes an den "Werken der Litteratur und Kunst unterm 
11. Dezember 1866 abgeschlossenen und mit 1. Jänner 1867 in Kraft ge- 
tietenen Staatsrertrages werden hiermit nachstehende Anordnungen kund 
gemacht: 

1. Auf Gnind des Art. 2 des genannten Staat?vertrages wird bei dem 
Ministenum der auswärtigen Angeiegeoheiten die kostenfreie Eintragung 
derjenigen zum ersten Haie in Frankreich erseheinenden Bftchcr, Karten, 
Kupferstieke, Stidie uiderer Art, Lithogra])hIen und musikalischen Werke 
vorgenommen werden, welche zn diesem Zwecke von den französischen 
Autoren, deren gesetzlichen Vertretern oder Kechtsnachfolgern entweder bei 
dem benannten Ministerium oder bei der Österreichischen Botschaft !n Paris 
angemeldet werden. 

2. Diese Anmeldung liat mit vollkommener Genauigkeit nachfolgende 
Angaben zu enthalten: 

a) bei Büchern und musikalischen Werken: 
den Titel des Werkes, den Namen des Autors oder Übersetzers (insofern 
selbe genannt sind), den Namen des Verlegers, den Ort und die Zeit de.s 
Erscheinens, die Anzahl der Bände und deren Bogenzahl, das Format, die 
2>hl der etwa beigegebenen Tafeln, sowie den ebenfalls beigefügten Vor- 
ritt des Übersetanngsrecbtes; 

b) bei Karten und Kupferstichen, dann Stichen anderer Art und 

Lilhojiraphien : 

die Bezeichnung des Gegenstaades, der Darstellung»- und Re]jroduktionsart, 
des Urhebers des Originalwerkes und der Reproduktion, des Druckers und 

Verleger:^, des Ortes und der Zeit des Erscheinen«, sowie der Dimensionen 
des Formates. — Bei Werken, welche nach dem 1. Jänner 1867 in Frankreich 



Ba»tt«^ A^jaccto (Corse): Cerbftre (Pyr^n^es OHentalea); Hendaye, Bayonne (Basses-Pyrcu^eii): 
SywW tt (Gironde); Nantes, Saint-N'aznire (Loire-Inf^rieure) ; daint-Malo (Ille-et-Vilaine): 
fMRlIl» (Manche); La Harre. Ruui^n, Dieppe (Seine -Infdrleure); Boulogne, Calais (Pw- 
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ur^chuiiitn siüd^ bat die Aumeldoitg längstens biDDen drei Monaten, vom Tage 
de« ErMbeinens as f^ereebDet.. zu erfolgen, bei den Mber erscbienene» 
Werk, ri ) i- zum Hl. Marx 1867. 

3. I'.' I>« t* iÜL'T' n f-rlsilten eine authentischr l^e^rhHni^rnng: iil '^r die 
Kintragung, wofui ausser der äteupelabgabe für amtliche BestätignngCQ 
voB 1 C a. W. (2 Fmiken 60 Cent.) pro Bogen der Bestätignng keine weitere 
<»cbülir zu entricht<;n ist. 

4. Wie ül»*T Annu'ldung französisrhrr Autoren, dpren «res^^tzliclit n Ver- 
treter oder Kechtsnacfafolger eingetragenen Werke werden im Amtsblatte 
der Wiener Zeitting bekannt gegeben werden. 

5 — 7, Diese Abschnitte enthalten rbergnngsbestiinmungon. 

8. Nicht autorisierte Verviolfrilti^nincren von in Ostorrcirli ( rscliif^nenen 
Werken, wenn sie gleich in Frankreich mit dem Stempel versehen worden 
Kind, dllrfen nar dann in Ostenrdeb in VeHcebr geseUct werden, wenn die 
beteiligten Astenrelebiscben l'rheber nnd Verleger dieses Werkes ihre Zo- 
Htimmiin^]: äazn gegeben baben, oder nachdem das Werk zum Oenieingat 
geworden ist. 



Frankreich -Paraguay. 

FranzOsiBcbo Verordnung vom 24. Mai 1900 betreffend die Über- 
einkunft Ton Montevideo vom 11. Januar 1889. 

Art. 1. Nachdem Frankreich der zwischen der Argeutiuisclicn Hepubiik^ 
Bolivien, Brasilien, Cbile, Paraguay, Peru nnd Uruguay am 11. Jannar 1889 
SU Montevideo abgeschlossenen L'bereinkunft betreffend den gegenseitigen 
Sclmtz dns P'ifjfntnms an Werken der LittrrMtnr und K'in'st boin^pf reteu ist, 
Holi diese Übereinkunft (Text JSeite 324) in den üeziehungcu zw ischen Prank- 
reicb und Paraguay, welches von dem Beitritt Frankreichs Akt genommes 
hat, voll und ganz in Kraft treten (ebenso wie dies im Gebiet der Kepubiik 
Paraguay durch V erordnung des Präsidenten vom 7. April 1900 voi^e- 
iieiiriebcn worden ist). 

Art. 2. Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten und der Minister 
für das .Schulwesen und die schönen Künste werden, jeder, soweit es ilm be- 
trifft, mit der Ausi'ühmng dieser Verordnung beauftragt. 



Frankreich Portugal. 

Übereinkunft vom 11. Juli 1866. 

Art. 1. Die Uriieber von Bftchern, Broschüren oder anderen Scbriftcs, 

von musikalischen Korapositioiieu oder Arrangcmcuts, von Werken der 
Zeichenkunst, der 3fa!orci, der P.ihihaunrci, des Kupferstiches, der Litho- 
graphie und allen auderen ähnlichen Erzeugnissen aus dem Gebiete der 
Litteratnr oder Kunst, sollen in jedem der beiden Staaten gegenseitig sich 
der Vorteile zu erfreuen haben, welche daselbst dein Ei^^entura an Werken 
der Tiiftrratur oder Kunst gesetzlich eingeräumt sind oder werden, und den- 
selben .Schutz, sowie dieselbe Xlechtsbilfe ge^en jede Beeinträchtigung ihrer 
Rechte geniessen, als wenn diese Beeinträchtigung gegen die Urheber soleber 
Werke begangen wäre, welche zum ersten Male in dem Lande selbst ver- 
üffenllicht worden sind. 

Ks sollen ihnen jedoch diese Vorteile gegenseitig nnr so lauge zustehen, 
als ihre Rechte in dem Lande, in welchem die ursprüngliche YerOffentlicfaniig 
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erfolgt ist, in Kraft sind. nn<l «oÜPn in deni andern Laude nicht über 
die Frist hinaus dauern, welche für den Schulz der tun hei mischen Autoreu 
gesetzlich festgestellt ist. 

Art. 2. Der Genuss der durch Art. 1 znirf^slandtMien ]n'fri!ri>ti£nin?r ist 
(iadureh bodinut, da.«s in dorn rrsprungslan«!*' die zum Schutze des Eigen- 
tums an Werken der LiLleratur oder Kunst gesetzlich vorgeschriebenen 
Ffirmlielikeiteii erfftllt sind. Fftr die Bttcher, Karten, Kvpferstiehe, Stiche 
iinlerer Art oder ninsikalischen Wfike, welclie zum ersten Malo in dem 
einen der beiden Staaten veröff«Mit licht sind, soll die An^iiliun^- des Eigen- 
tumsrechtes in dem anderen Staate ausserdem dadurch bedingt !5ejn, tlass 
in dem letzteren Torher noch die Förmlichkeit der EäntrAgaog auf folgende 
Weise er tu 11t ist: 

Wenn das Werk /um ersten Male in FraniAreicli erschienen ist, muss 
es zu Lissabon auf dem Ministerium des Innern eingetragen sein. Wenn 
dns Werk zum ersten Maie in Portngal erschienen ist, mnss ee zu Paris 
aaf dem Ministerium de.« hinem eincetrajr'"n f:rin. Die Eintrac^nng soll 
beiderseits auf die schriftliche Anmeldung: der P.eteiliirten trfolLreii, welciic 
beziehungsweise an vorbenaunte Minisieiieu oder au die (jesandtschafteu der 
beiden Länder gerichtet werden kann. 

In n'len Källen mn?> die Anmeldung bei Werken, welche nach dem 
Eintritte der Wirksamkeit der gegenwärtigen Konvention erschienen sind, 
hinnen drei Monaten nach dem Erscheinen des Werkes im anderen liaude, 
und bei den vorher erschienenen Werken, binnen drei Monaten nach dem 
Eintritte jener Wirksamkeit e!n£:>'reicht werden. Für die in Lieferungen 
erscheinenden Werke soll die droimonailiche Frist erst mit dem Erscheinen 
der letzten Lieferung beginnen, e.^ wäre denn, dass der Autor in Gcmftsslioit 
<ler l^estimmnngen des Art. Ö die Ab.sicht zu erkennen gegeben hätte, sieh 
«las Keeht der Übersetzung vorznbehHlten. in welcliem F;ille jede Licl'ernnfr 
als ein besonderes Werk an<resehen werden soll. I»ie Förmlichkeiten der 
Eintragung, welche letztere in besondere, zu diesem Zwecke geführte Re- 
gister stattfindet, soll weder auf der einen noch auf der andern Seite An laes 
rar Erhebung irgend einer Hel^iihr ;j:ehen. 

Die Beteiligten erhalten i-luv aui hentisclie Bescheinigung über die Ein- 
tragung; diese Bescheinij^^uny; wird kostenfrei ausgestellt werden, vorbehalt- 
lich der etwaigen gesetzlichen Stempelabgabe. Die Bescheinigung soll das 
genaue Datum der Anmeldung enthalten; sie soll in der Lrnnzen Ausdehnung 
der beiderseitigen Gebiete vollen Glauben haben und das ausschliessliche 
Kecht des Eigentums und der Vervielfältigung so lange beweisen, als nicht 
eb anderer ein besser begründetes Kecht vor Gericht erwirkt haben wird. 

Art. 3. Den Originalwerk in wr>rd''ii die in einem der beiden S'tHfiten 
veranstalteten tJbersetzungen inländischer oder fremder Werke ausdrücklich 
gleichgestellt. Demzufolge sollen diese Übersetzungen, rücksichtlich ihrer un- 
befugten VervielfEltiiTuiiir, in dem andern Staate dc!» im Art. 1 festgesetzten 
!^chutz geniessen. Es ist indes wohlverstanden, dass der Zweck des gegen- 
wärtigen Artikels nur dahin geht, den Übersetzer beziiglich seiner eigenen 
Ubersetjmng des Originalwerkes zu schützen, nicht aber, dem ersten 
ybersetzer ir<rend ein s in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes 
das ausschlie.ssi nile Überset zu nc:srr'r ht zn übertragen, aiisgenoiiunen in dem 
im Artikel 5 vorgesehenen Falle und Cmfange. 

Art. 4. Die Bestimmungen des Art. 1 sollen gleiche Anwendung auf 
dif' Darstellung oder Aufführung dramatischer oder musikalischer Werke 
nnden, welche zum ersten Male in einem der beiden Länder teröffratlicht, 
aufgeführt oder dargestellt werden. 

^ Art, 6. Der Urheber eines jeden in einem der beiden Länder erschienenen 
Wences, welcher beabsichtigt, sich das ÜbersetKungsrecbt yorsnbcbalten, soll 



ijiyilizeQ by GoOglc 



376 



Verträge: Frankr^icli— Portogal. 



während fünf Juiircn vom Tage der ersten Veröffentlichung der von ilim cr- 
Iftiibten Oberaetzung seioes Werkes in der Sprache des andern Landes das 
Scliutzvorrecht gc^cn die Vcröffeutllchung in diesem selben Lande jeglicher 
nicht von ihm erlaubten Überaetzung des gleichen Werkes geniesseu, und 
zwar unter folgenden Bedingungen: 

1. das Originalwerk mnss in einem der beiden Länder auf die, gemiss 
den Bestimmungen des Art. 2 binnen einer Frist von drei Monaten 
vom Ta<re der ersten Veröffcnt liebung im anderen Lande ab er« 
folgte Anmeldung eingetragen werden; 

2. der ürheber rouss an der Spitze seines Werkes die Absieht, sich 
d l rijersetzungsrecht vorzubehalten, angegeben haben; 

3. besii<,'t(' erlaubte Überf?etzunii des in einem der beiden Länder in 
der Sprache des andern Laudes veröffeutlichten Werkes niuss 
wenigstens teilweise, binnen einem Jahre vom Datum der erf(jlgtcn 
Anmeldung ab, wie solche im vorhergehenden vorgeschrieben ist, 
und vollständig binnen drei Jahren von besagter Anmeldong ab 
erschienen sein; 

4. die Üb^setsnng mnss in einem der beiden Länder yerOffentlicfat 
werden und selbst gemäss den Vertilgungen des Art. 2 eingetragen 

werden. 

l>üi den in Lieferungen erschieneneu Werken soll es genügen, wenn die 
Erklimng des Urhebers, dass er sich das Übersetsuugsreiät Torbelialte, auf 

der ersten Lieferung ausgedrückt sei. 

Betreffs des Zeitraums von fünf Jahren, welcher durch diesen Artikel 
für die Ausübung des Übersetzungsvorrechts festgesetzt ist, soll jede Liefe- 
rung wie ein blonderes Werk betrachtet werdmi; jede derselben soll in 
einem der beiden Länder auf die innerhalb drei Monaten von seiner ersten 
Veröffentlichunj^ in rem andern erfolgte Anmeldung eingetragen werden. 

Hinsichtlich der Übersetzung von dramatischen Werken muss der Ur- 
heber des in einem der beiden Länder yeröffentiiehten Werkes, welcher sieh 
das im gegenwärtigen Artikel behandelte ausschliessliche Becht and das- 
jenige, seine l^hcrsetzung während des Zeitraums von fünf Jahren auf den 
Theatern des andern Landes aufführen zu lassen, vorbehalten will, seine 
Übersetsong innerhalb der drei Monate von der nsch dem Wcurtlant dos 
yVrt. 2 erfolgten Anmeldung an gerechnet in der Sprache des andern Landes 
veröffentlichen oder sie auf einem Theater dieses selben Landes aufführen 
lassen. 

Art. 6. Wenn der üriieber eines Werkes, dessen Eigentum durch die 

gegenwärtige Übereinkunft geschützt ist, das iiecht zur Herausgabe oder 
Vervielfältigung einem Verleger im Gebiete des einen oder des andern der 
hohen vertragschliessenden Teile mit dem Vorbehalte übertragen hat, dass 
die Exemplare oder Ansgaben des solchergestalt herausgegebenen oder ver- 
vielfältigten Werkes in dem andern Lande nicht verkauft werden dürfen, so 
sollen diese Exemplare oder Ausgaben beziehungsweise in diesem Lande als 
unbefugte Vervieliälügung augesehen und behandelt werden. Die Werke, 
auf welche der Art. 6 Anwendnag findet, sollen die freie Zulassung in beid«i 
Ländern zum Behufe ihrer Durchfuhr nach einem dritten Lande geniessen. 

Art. 7. Die gesetzlichen Vertreter oder Rechtsnachfolger der Autoren, 
Übersetzer, Komponisten, Zeichner, Muier, Bildhauer, Kupferstecher, Litho- 
graphen usw. sollen beiderseitig und in allen Besiehnngen defselben Keehte 
teilhaftig sein, welche die gegenwärtige Übereinkunft den Autoren, Über- 
setzern, Komponisten, Zeichnern, Malern, Bildhauwa, KupferstefihAm und 
Lithographen selbst bewilligt. 

Art. 8. Ungeachtet der Bestimmungen der gegenwärtigen EonTenUon 
dürfen Artikel, welche aus den in einem der beiden Länder erscheinendeo 
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Zeitungcu oder pi^riodiscbeu Sammelwerken entnommen sind, in den Zeitungen 
oder periodischeB Sammelwerken des anderen Landes abgedruckt oder 

setzt werden, wenn nur die Quelle, aus der diese Artikel entnommen worden 
sind, dabei anofPCf^'ben wird. Diese Befu^^nis soll jedoch auf die Yerviol- 
iälti^icamc von Artikeln aus Zcituugeu oder periodischen Sammelwerken, 
welche io dem andeni Lande erschienen sind, in dem Falle kdne Anwendung 
fiudt'ii, wenn die Autoren in der Zeitung od.-r in dem Samraehvork selbst, 
in welchem sie die8ell)en haben erscheinen lassen, uusdrncklich erklärt haben, 
dass sie deren VeryieUäitiguug untersagen, lu keinem Falle soll diese IJnter- 
ssg:niig bei Artikeln politischen Inhalts Platz greifen kennen. 

Art. 9. Wechselseiti«^: erlaubt ist die Verüffentlicliung in jedem der 
beiden l.nnder mn Auszufjen oder ganzen ätückeu von Werken, welche zum 
ersten Male m dem andern Laude urscbienen sind, Yorausgesetzt dass diese 
VerOffentliefanngen besonders fflr den Unterricht und das Studium «eingerichtet 
und diesen angepasst sind und mit erkUir n 1en oder auf die Übersetzung 
bezüglichen unter- oder nebenlaufendeu Aninerkunci^cn in der Sprache des 
Xiaxides versehen sind, in welchem sie veröffentlicht werden. 

Art. 10. Die Einfuhr, der Yerkan! und das Feilhalten in jedem der 
beiden Staaten von duri-h die vorhergehenden Artikel bezeichneten "Werken 
und Gegenständen nicht befugter Vervielfältigung sind verboten mit Aus- 
nahme des im Art. 12 Gesagten, mögen nun die besagten nicht befugten 
Veryidlfaltigungen ans einem der beMen Linder oder ans irgend einem 
fremden Land herstammen. 

Art. 11. Tm Falle von Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen 
der voraustehenden Artikel soll die Beschlaguahme der nachgebildeten Gepen- 
st&nde erfolgen, und die Geriebte sollen auf die durch die beiderseitigen 
Gesetzg'ebungen bestimmten Strafen in derselben Weise erkennen, •r\'^ w rni 
die Zuwiderhandlung ge^^f^n f*in Werk oder Erzeugnis inländischen Ui>i)i ung.s 
gerichtet wäre. Die Merkiuak-, welche die unbefugte >i'achbildung begründen, 
sollen durch die Gerichte beider Länder naeh der m jedem der beiden Staaten 
bestehenden Gesetzgebung bestimmt werden. 

Art. 12. Die gegenwärtige t^beri'inkuTift soll die freie Fortsetzung des 
Verkaufs, der VeröffcuLlichuag oder i'^jüiuiir in die betreffenden Staaten von 
denjenigen Werlcen nicht beeinträchtigen, welche ganz oder teilweise in 
einem derselben vor dem Inkrafttreten der gpgenwärtigen t'bereinkunft schon 
veröffentlicht wären, mit dem Vorbehalte, dass man nicht nach dem Inkraft- 
treten irgend welche andere V erüffcutlichung derselben Werke veranstalten 
oder an&re Exemplare aus dem Ausland einführen darf, als zur VervoU* 
StSndigniig der vorher begonuenm Lieferungpu oder Subskriptionen bestimmt 
sind. Dieser Grundsatz findet sowohl auf Cbersetzungen als auf Originnl- 
werke Anwendung. Es ist wülilvcrstaudeu, dass die Weiierauifuhrung der 
Ubenetrangen von schon vor dem Inkrafttreten dieser Übereinkunft anf- 
gef^rten dramatischen Werken nicht behindert werden soll. 

Art. 13. Die Bestimmungen der gegenwärtigen t'beremkunft sollen in 
keiner Beziehung das jedem der beiden liuheu verLragsckliessendeu Teile 
snatebende Becht beeinträchtigen, durch Massregeln der Gesetzgebung oder 
inneren Verwahuncr den Verkauf, die Darstellung oder das Fcühalten solcher 
Werke oder Erzeugnisse zu gestatten, zu überwachen oder zu untersagen, 
in betreff dereu er dies iiecht auszuüben für geeignet erachten würde. 

Art. 14. Während der Dauer der gegenwärtigen Übereinkunft sollen 
die folgenden Gegenstände, nämlich: brosehicrte Bücher in allen Sprachen, 
Zeichnungen, Kupferstiche, Sticlu' anderer Art, Litliographien und Photo- 
gra^iiien, Land- oder SeekaiLcn und broschierte oder gebundene Atlanten, 
■owie Kftsikalien gegenseitig ohne Ursprungszengnisse zollfrei zugelassen 
werden. 
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Art. 15. Die gegcuwfirtige Ü ht roinknnft tritt mit ilcni Tix^e in Kraft^ 
welchen die hoben vertragschliessenden Teile für ihre gleichzeitige Aus- 
fiihrung vereinbaren werden, sobald die KTindmachung derselben nach den 
besonderen Gesetzen jedes der beiden Staaten erfolgt sein wird, uii ! zwar 
nie! t später ak ilroi M(»niite nach dem Aiistiinsch der KafifikationsnrkiindoD. 
Dieselbe soll die Dauer von zwölf Jahren gleich dem unter heutigem Datum 
abgeschlossenen Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen Portugal and 
Frankreich haben. Wenn dieselbe nicht ein Jahr vor Ablauf dieses Zeit- 
puiikr--- ^rekündi«;! ist, soll ':i(! sol?inn;o in Kroft bleiben, bis einer der 
holiüu vertragschliessenden Teile beine Absicht, die Wirksamkeit derselben 
aufhören zu lassen, dem andern mitgeteilt hat, und noch ein Jahr rom Tage 
der erfolgten Kündigung an gerechnet. 

Art. 10. Die p:c5rcnwrirtigc Übereinkunft soll rutificiert werden und ilie 
liatiiikationsurkunden derselben sollen in Lissabon gleichzeitig mit denjenigen 
des vorerwähnten Vertrags ausgetauscht werden. 



Frankreich— Rumänien. 

Handelsvertrag vom 28. Februar 1898. 

Art. 1. Die Staatsangehörigen, die Schiffe und Waren jedes der beiden 
liiitub r >^t'iiii >sen im (irebict des andern die Behandlung der meistbegünstigten 
^^iTion liinsiclitlich der Wareneinfulir, -Ausfuhr und -Durchfuhr, und üf i r- 
haupt alles dessen, was die Handels- und iSchiiiahrtsoperationen, den Handeis- 
und Gewerbebetrieb, die Entrichtung der Steuern und anderen Abgaben, den 
Schutz des industriellen Eigentums und den Schuts des UtterariscEen Eigen- 
tums betrifft. 



Frankreich— Salvador. 

Übereinkunft vom 9. Juni 1880. 

Art. 1. Es sollen die französischen Bürger in der Bepublik Öalvador 
und die Bürger von Salvador in F^anbreieh, welche Urheber von Büchern, 
Broschüren oder anderen Schriftwerken, dramatischen Werken, musikalischen 
Kompositionen oder Musik-Arrangements, von Werken der zeichnenden Knust, 
der Malerei, der Bildhauerei und des Stichs, von Lithographien und 
Illustrationen, von geographischen Karten und Überhaupt von |edem Er- 
zeugnis aus dem Bereich der Lltteratur, Wissenschaft oder Kunst sind, in 
jedem der beiden Länder gegenseitig die Vorteile geniessen, welche in 
gegenwärtiger Übereinkunft ausgemacht sind, ebenso wie alle diejenigen, 
welche in einem oder dem anderen Staat gesetsmässig dem Eigentum an 
Werken der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst znerteilt sind oder zu- 
erteilt werden. Sie sollen hinsichtlich der Gewnhrleistuno^ dieser Vorteile, 
der Erlangung von Schadenersatz und der gerichtlichen Verfolgung der 
Nachdmeker denselben Schutz und denselben g^etzlicben Rekurs geniessen, 
welche den inländischen Urhebern in jedem der beiden Länder sowohl durch 
die besonderen Gesetze über dn«i littersiri-^eh'» und künstlerische Eigentum, 
als durch die allgemeine Gesetzgebung in (.:ivil- oder Strafsachen gewährt 
sind oder sein werden. 

Art. 2. üm allen Werken der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst 
den im Art. 1 ausgemachten Schutz zu sichern und damit demzufolge die 
Urheber oder Verleger dieser Werke zur Klageführung gegen l^iachmachung: 
vor den GlerichtshoFen beider Länder zugelassen werden, soll es genügen, 
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(lass die besagteu Urbeber oder V« rlcger ihr Eifjentumsrecht dadurch be- 
wciseu, dasä sie durch cia von der zuständigen Öft'cntUcben Behörde her- 
rflhrendes Zenits darthnn, da«s sie in ihrem eigaen Lande fllr das fragliche 
Werk den gesetzlichen Schutz gegen widerrechtlichen Nachdruck oder 

widerrechtliche VervielfSltigung gcniessen. 

Art. 3. Die Abinnrbungen des Art. 1 tiiultni :uich auf die in t-inem der 
beiden Lander erfolgende Darstellung oder Aufführung dramatischer oder 
mQsikaliscJier Werke der Urheber <äer Komponisten des anderen Landes 
Anwendung. 

Art. 4. Den Originahvorken werden die von inländischen oder aus- 
ländischcu Werken hergestellten Übersetzungen gleichgestellt, die von einem 
Übersetzer, der einem der beiden Länder angehört, veranstaltet sind. Dem- 
zufolge sollen diese Übersetzungen hinsichtlich ihrer unbefugten VcrvieU 
fälti£;iing in dem andern Lau le I n durch gegenwärtige Übereinkunft fiir 
die Originalwerkc ansgemachtea ischutz geniessen. Es ist jedoch wohl- 
verstanden, dass der Zweck des gegenwärtigen Artikels nur dahin geht, 
den Übersetzer in Besiohmig anf die tou ihm gefertigte Übersetzung des 
Originahverks zu schfitzrn, kejn(";wegs aber, dem ersten tjbersetzer irgend 
eines in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes das aasschliess- 
liehe Übersetzungsrecht zu übertragen. 

Art. Die Staatsangehörigen des einai der beiden Uader, die Ur- 
keber der Originalwerke sind, sollen das Beeht des Einspracbs gegen die 

Veröffentlichung jeder nicht von ihnen genehmiprtcn Übersot/nng dieser 
Werke im anderen Lande haben, and zwar während der ganzen Zeit, fttr 
welche der Oennss des litteraiischen Ei^entnmsrechts an dem Originalwcrk 

gewährleistet ist; die Ycröfl'ontlicbang einer nicht genehmigten Übersetzung 
wird in jeder Bezit hun;^ dem unerlaubten Nachdruck des Werkes «jloich- 
gestellt. Dieselben Eechte sollen wechselseitig die Urheber dramatischer 
Werke hinsiehtUeh der Übersetzung oder der Darstellnng von Übersetzangen 
ihrer Werke geniessen. 

Art. 6. Ebenso sind die nicht genehinifjten imlirekten Aneijrnunfr^"n 
untersagt, wie Anpassungen, Nachahmungen im guten Glauben, Benutzungen» 
Transkriptionen oder Arrangements musikalischer Werke und überhaupt 
jede irgendwelche Entlehnung aus litterarischcu, dramatischen oder künst- 
lerischen Werken, die ohne die Genehmigung des Urhebers erfolgt, 

Art. 7. Doch soll wechselseitig in jedem der l)cidcn Länder die Ver- 
öffentlichung von Auszügen oder ganzen ;>tucken aus den Werken eines 
Urhebers des andern Landes in der Sprache des Originals oder in Über« 
Setzung erlaubt sein, falls diese Veröffentlichungen dem Unterricht oder 
Studium besonders ungepasst und gewidmet und mit erklärenden An- 
incrkungcu in eiuer andern Sprache als derjenigen des Original Werkes ver- 
when sind. 

Art. 8. Li Lieferungen erscheinende Werke, sowie Artikel oder 
FeuülotoTis, die in Zf'itnn2:pn oder periodischen Siimmlnnfrcn von Urhebern 
des « ineii der beiden Länder veroöentlicht werden, dürfen weder im Original 
noch in Übersetzung in Zeitungen oder periodisehen Sammlungen des anderen 
Landes abgedruckt oder in Banden oder sonstwie ohne Ermächtigung der 
Urheber Tcröffcntlirlit werden. Auf keinen Fall soll diese Untersagung auf 
Artikel poiitißcher Erörterung Anwendung linden. 

Art. 9. Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder Rechtsinbaber der Ur- 
heber, Übersetzer, Komponisten und Künstler geniessen wechselseitig und 
lu jeder Hinsicht die gleichen Rechte, welche durch die gegenwärtige Über- 
einkunft den Urhebern, Übersetzern, Komponisten und Künstlern selbst zu- 
erkannt werden. 
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Art. 10. Die durch gegenwärtige Übereinkanft anerkannten Bechte 
litterariscben und künstlerisdicn Eigentums werden den Urhebern, Über- 
r^' t 't rn, Konipunisten und Kimstlern während ihres ganzen Lebens gewährt 
und gelten nach ihrem Tode während fünfzig Jahren /u Gunsten ihres 
überlebenden Ehegatten, ihrer Erben» unrcgelmässigen Nachfolger, Be- 
schenkten, Vermächtniserben, Cessionare oder sonstigen BechtsniMlifolger, 
gemäss der Gesetzgebung; ihres Landes. 

Art. 11. Der Verkauf und die Ausstellung in jedem der beiden Länder 
Yon durch gcsrenwärtige Übereinkunft bestimmten Werken oder Gegenständen 
unerlaubter VerTielfiUtignng sind verboten, uiijgcn nun besage uneriaabte 
Vervielfältigungen nn^^ einem der beiden Länder od^ ans irgend einem 
fremden Lande stammen. 

Art. 12. Jede in einem der beiden Länder ohne Rücksicht auf die Be- 
stimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft gedruckte oder gravierte Aui^ 
gäbe eines litterariscben oder künstlerischen Werkes wird als Nachmacbung 
behandelt. Wer Udchgemachte Werke oder Gegeustäude herausgegeben, 
Terkauft, zum Verkauf gestellt oder in das Gebiet eines der beiden Länder 
eingeftlhrt hat, soll mit den in den Art. 13, 14 nnd 15 nadistelievd be- 
xeichneteu Strafen belegt werden. 

Art. 13. Wer Werke oder Gegenstände nachmacht oder nachgemachte 
Werke oder Gegenstände einführt, wird mit einer Geldstrafe von mindestens 
100 Fr. (20 Piaster) and bOchstens 200 Fr. (40 Piaster) and wer solcbe 
vortreibt, mit einer Busse von mindcsten.s 25 Fr. (.") Piiister) und h">rh?trn3 
ÖOO Fr. (lOü Piaster) bestraft. Im Wiederbetretungsfalle kann die Strafe 
verdoppelt werden. Als Wicderbetretungsfall gilt, wenn innerhalb der fünf 
Torbergehenden Jabre für eine Hnndlnng gleicher Art eine Verurteilung 
gegen den Beklagten ausgesprochen ist. Die Beschlagnahme der nach- 
gemachten Ausgabe wird sowohl gegen den Nachmacher derselben, als 
gegen denjenigen ausgesprochen, welcher dieselbe eingeführt oder vertrieben 
bat. Wer selbige Ausgabe nachmacht, eingeführt oder vertrieben hat, soll 
au5:.serd<'m verurtoilt werden, ^1 • in Eigentümer SchadeneisatS zur Erstottui^ 
der ihm verursachten Benachteiligung zu zahlen. 

Art. 14. Jeder Direktor, jeder Unternehmer von Schauspielen oder 
Konzerten, jede Künstlcrvereinignng, welche ohne Rücksicht auf die Be- 
gtiiMmungen gegenwärtijt^er Übereinkunft dramatische oder musikalische 
Werke hat darstellen oder auttühren lassen, wird mit einer Geldstrafe von 
mindestens 50 Fr. (10 Piaster) und höchstens 500 Fr. (100 Piaster) und mit 
der Beschlagnahme der Einnahmen bestraft. 

.Art. 15. Der Erlös der BescLIa^^nihni'^ wird Irin "Fi:j;entümer des 
uurechtmässigerweisc vervielfältigten oder dargestcllteu Werkes übergeben, 
um ihn durch diesen Betrag für die Benachteiligung, welche er erlitten hat, 
zu entschädigen; das Hehr seiner Entschädigung soll auf gewöhnlichem 
Wege geregelt werden. Die Gericlitshöfc können übrigens anf Verlangen 
des Klägers anordnen, dass ihm in Kürzung des ihm bewilligten Schaden- 
ersatzes die nachgemachten Werke oder Gegenstilndc in natura ausgeliefert 
werden. 

Art. 16. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft sollen in 
keiner Weise das jedem der hohen vertrasschliesseuden Teile zustehende 
Becht bccinträchtigeu, durch Massregoln der Gesetzgebung oder inneren 
Verwaltung die Verbreitung, Aufführung oder Ausstellung jede.s Werkes 
oder Erzeugnisses zu übcrv^'achen oder untersagen, hinsiclitlii li dt s?pn die 
zuständige Behörde dieses Becht auszuüben haben wurde. Die gegenwärt^e 
Übereinkunft soll ebensowenig das Eccbt des einen oder des andern der 
beiden hohen vertragschliessenden Teile beeinträchtigen, die Einfuhr solcbw 
Bttcher in seine eigenen Staaten zu verbieten, welche - nach seinen inneren 
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GesetzOD oder nach mit anderco Staaten unterzeichneten Abmachungen als 
Nacbmacbungcn erltljirt sind oder erklärt werden würden. 

Art. 17. Die «jojj^onwftrtTfrr riM'r.M'nkiiiift soll ratifiziert werden, und 
die Ratiükationsnrkunden sollen baldmöglichst in Paris ausgetauscht werden. 
Sie soll zwei Honaie nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden In 
Kraft treten und solange in Wirkiinsr bleiben, lii^ sie von einem oder dem 
andern der yortragäcblies<;endori r*'iIo rrekOndigt worden ist und noch 
während eines Jahres nach ihrer Kündigung. 



Frankreich — Schweden-Norwegen. 

HaBdeisrertraif vom 80. Dezember ISdl.*) 

ZusatzartikeL Die hohen vertnigschliesst nden Teile koinmen iibcnjin^ 
dass in Erwartung des Ab.schlusses eines Spezialv^rtraofcs die Staats- 
angehörigen jedes der betreffenden Länder in dem andern binsicbtiich des 
litterariscben, kttnstlerischen und gewerblichen Eigentums in dem andern die 
ftr die Iniander geltende Behandlung geni^sen sollen. 



Frankreich— Schweden. 

Vereinbarung vom 15. Februar 1884. 

Art. 1. Um den Schrift- und Kunstwerken französischer Bürger in 
Schweden und schwedischer fifirger in Frankreich den im Zusatzartikel des 
zwischen Frankreich und den vereinigten Königreichen von Schweden und 
Norwegen am 30. Dezember 1881 abgeschlossenen Handeisvortrafrs fest- 
gesetzten Schutz zu sichern und damit die Urbeber, Verleger und Künstler 
demgem&ss Tor den Gerichten zur Anstellung gerichtlicher Klage in Nach-^ 
druckfällen zugelassen seien, soll es genügen, dass besagte Urheber, Ver- 
leger oder Künstler ihre Eif^rntumsrochtp nncbwcisen, indem sie durch eine 
von der in jedem Lande zustitndigeD ötlentlicbeu Behörde herrührende £e> 
sdteiniguug feststellen, dass das fragliche Schrift- oder Kunstwerk ein Er- 
zeugnis ist, das in dem Lande, in welchem es veröffentlicht wurde, den ge- 
setzlichen Schutz gegen Nachdruck oder unerlaubte Vervielfältigung geniesst. 

Fttr die Schrift- und Kunstwerke französischer Büiger wird diese Be- 
sdieinigung durch das Bureau de la librairic beim Ministerium des Innern 
aasgestellt und durch die Gesandtschaft Schwedens und Norwegens in Paris 
beo:lanbipt. Für dio S^rlirift- und Kunstwerke schwcdisr.hcr Unterthanen 
wird die Bescheinigung durch die Kanzlei des Departements der Justiz aus- 
gestellt und durch die Gesandtschaft Frankreichs in Stockholm beglaubigt. 

Art. 2. Die gegenwärtige Vereinbarung soll ratifiziert werden, und die 
Katifikatiousurknnden sollen inucrhalb Fcchs Monaten oder wenn thunlich 
früher in Stockholm ausgetauscht werden. 



Frankreich — Spanien. 

Übereinkunft Tom 16. Juni 1880. 

Art. 1 R, 10, li. Der Inhalt dieser .\rtikel ist identisch mit dem- 
jenigen der Art. 1—8, 10, 11 der rbercinkunft zwischen Spanien und Portugal 
Vom 9. August 1880 (8. 404 — 407) uu^^^'cnomnien Art. 2, Absatz 1, welcher 

*) Dnreii ÜbnreüikoBiQidn vom iS. Jmumt 1892 veiiingert hin xum Ablauf eines Zeit- 
ra jui. von zwSlf Monaten nach d«r Aiu«li düMo d«r T«r^litp«Ule8Mttd«n T«ilft «rfolglan 
lOhidigaDg. 
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lautot: In jedim ^ r beiden vertraf^schHessondim Teile ist Drnck, Verkauf, 
F' ühaltun^, Kinluhr ()d(!r Ausfuhr litterarischer, wissensciiaftlicher oder 
kuu^lierischer Werke ohne Eriaubuis iles l'rhehoi^ verboten, mögen nun die 
nicht autorisierten Yervielfälti^angen ans einem der beiden Tertragschlieflsenden 
L&nder oder aus irgend rinom fremden Lande st.'unmen. 

Arf. 9. Jjie «^^eefeuwärti«;" l'bereinkuuft gilt für Frankreieli und Spanien, 
aowie die Irunzösischeu Kolonien und die überseeischen {«paniscben Provinzcu; 
sie tritt nach dem Austausch der Batifikationsurkiindoii zu dem Zeitpunkt 
in Kraft, welcher \<m den beides yertragschUessenden Regieningen gemeinsam 
festgesetzt werden wird. 

Die^e Übereinkunft tritt an die Stelle derjenigen vom lö. November 1858. 
Die Bestimmungen derselben finden auf seit Inkrafttreten derselben ver- 
dffentlichte, dar«?cstellte oder auff^efübrte Werke Anwendunf?. 

Jedoch sollen die Werke, an denen das Kii^enlnrnsrecht bei Inkraft- 
treten dieser i'bereinkunft noch durch diu Bestimmungen der L'bereiukauft 
Ton 1853 gewährleistet ist, gleichfalls die Vorteile der nencn Übereinkunft 
wahrend des Lein ns des Urhebers und fünfzi«; Jahre nach dessen Tode oder, 
falls der Urheber schon gestorben if^t, für die <;an7,e übrige Zeit bis Sur 
Vollendung von fünfzig Jahren nach des letzteren Tode goniessen. 

Die im vorhergehenden Abschnitt bewilligte Vergllnstigung betreffs der 
während der Gültigkeit der I'bereinknnft von 1853 veröft'ent lichten Werke 
steht ausschliesslich den l'rhebcrn dieser Werke oder deren Erben zu, ist 
aber keineufalls ausdehnbar auf die Cessionare, deren Vertrag friiheren 
Datums ist, als der Zeitpunkt, zu dem gegenwärtige Übereinkunft in Kraft tritt. 

iSchlassprotokoII, 

Im Begriff, die Unterzeichnung der t^bereinkunft zum gegenseitigen 

►Schutz des Eiijcentunis an geistigen und künstlerischen Erzencni^seti zwischen 
Frankreich und Spanii n zn l)e\virkcn, haben die unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten, in Erkenntnis der Notwendigkeit, die durch Art. 9, Absatz 3 
den Urhebern von während der Gültigkeit der früheren Übereinkunft vom 
lö. November 1851^ veröffentlichten Werken bpwilli(rten Vergünstigungen 
näher zu bestiniincii, unter voller Wahrung der Rechte, welche vorher an 
denselben Werken durch dritte erworben sein könnten, beschlossen was folgt: 

1. Die Rechts wob Ithat der Bestimmungen der unter heutigem Datum 
nbtrcschlossenen Übereinkunft erstreckt sich auf Werke, welche weniger als 
drei Monate vor Inkrafttreten derselben veröffentlicht sind und deren durch 
Art. 7 der Übereinkunft von 1853 vorgeschriebeuc Hinterlegung und Ein- 
tragung noch rechtzeitig erfolgen kann, und zwar ohne dass der Urheber 
zur Erfüllung besagter Förmlichkeiten vcrpfiicbtct wäre. 

2. Das rbersetzungsrecht an A\'crken, deren Eigentum beim Inkraft- 
treten der gegenwärtigen Übercinkunlt noch durch diejenige von 1853| welche 
dieses Recht auf 5 Jahre gewährt, geschützt ist, wird ebenso wie fftr die 
<)riu:inalwerke verlängert und zwar, wie in Art, 9, Abschnitt 3, festirf^^etzt, 
in dem I<'aü, dass die fünljahrii^e P'rist beim Inkrafttreten der neuen Über- 
einkunft noch nicht . abgelaufen oder, wopn sie abgelaufen, seitdem noch 
keine unautorisierte Übersetzung veröffentlicht worden ist. 

Falls nach Ablauf besaq;ter fünfiährii^er Frist, aber vor Inkrafttreten 
■der neuen Übereinkunft eine vom Urheber nicht autorisierte Übersetzung 
veröffentlicht worden ist, soll die Veröffentlichung späterer Auflagen dieser 
Übersetzung nicht als Nachdruck betrachtet werden, indes dürfen während 
des für den Oenuss des Ei^fentumsrechtes am Ori^inaI-,vf rk festgesetzten 
Zeitraums andere Übersetzungen nicht ohne die Zustimmung des Urhebers 
oder seiner Ilechtsinhaber veröffentlicht werden. 
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Das gegenwärtige Schlassprotokoll, welches zu gleicher Zeit mit ihn' 
unter heniigeiii Datum abgeschlosseiKn Übereinkunft ratifiziert werden soll, 
wird ab zut!:ebüri<^'er Tri] dieser Übereinkunft betrachtet und soU gleiche 
Geltung, Wert und Dikuer haben. 

Protokoll des Hatifikationsaustausches. 

. . . Die üoteraeiehneten haben i^lctehxeiti«^ (mit dem Ratifikatlons- 

aiistaii-' hi zur Vermeidung jeder f;ils( h'-n Auslegung erklärt, dass die Werke 
der Architektur unter <1<>n im 2. Absatz des Artikels 1 der Übereinkunft 
aufgeführten Werken einbegriffen sind. 

Die beiden Regierangen sind ttbereingekommen, das» diese Übereinkunft 
am 2i, Juli 1880, am Tage, wo der Vertrag TOm 16. NoYember 1853 er- 
lischt, in Kraft treten soll 



Frankreich— Vereinigte Staaten (S. 837). 
Groesbritannien— Berner Obereinkunft (S. Sil). 



Grossbritannien — Österreich-Ungarn. 

Übereinkunft yom 24. April 1898. 

Art. 1- JÜie Urheber vuu Werken der Litt<'riitur oder Kunst und deren 
Jieclitsnachfolger mit Inbegriff di r Verleger .^olb n in don Staatsgebieten 

der hohen vertrafjschlifssfMidf'n Teile i:''i:ensieiti*? siel», ili-r \ orteiIe or- 
freuen haben, weiche daselbst zum .Schutze von Werken der Litteratur 
oder Kunst gesetzlich eingeräumt .sind oder einf^erilumt werden. Ks werden 
daher die Urheber von Werken der IJttcratur oder Kuust, »leren Werke in 
dem Gebiete des einen der hohen vertrui^schlies';» ndi n 'l'i i!r 'Mwr^r ver- 
öffentlicht worden sind, ebenso wie ihre Rechtsnachfolger in dem debieie 
des andern Teiles denselben Schutz und dieselbe rechtliche Hilfe gegen 
jede Beeinträchtigung ihrer Bechte gemessen, als wenn das Werk dort 
zuerst verüflVnt lieht worden wäre, wo die Beeinträchtigung erfoIn;t ist. In 
gleicher Weise werden die Urheber von Werken der Litteratur oder Kunst 
und deren Kechtsnachfolger, welche einem der hohen vertragschliessenden 
Teile als Staatsbürger augebüreii oder in dessen Gebiet wohn . ii dem 
Gebiete des aiulercn Teil, s denselben Schutz und ili' selbe recluüehe Hilfe 
gegen jede Becintrarhii^uuir ihrer Hechte geui. ^>eii, als wenn sie dort wo 
die B^inträchti^iiiig erfulj^t ist, st autsang., ii-u ig oder wohnhaft wären. 
Diese Vorteile sollen den Urhebern und ihi'cn Beclitsnachfolgern jeiloeh 
gegenseitig nur in dem Falle gewährt werden, wenn da« l'etrr ftVrnl • Werk 
auch durch die Gesetzf* des Staates, wo das Werk zuerst vcrotVontlicht 
Worden ist, geschützt ist, und sollen in dem anderen Gebiete nicht über 
die Frist hinaus dauern, welche durch die t^resetze des 8taatos, wo das 
Werk zuerst veröffentlicht worden ist, den Urhebern und ihren Hecht«- 
nachfolgera eingeräumt ist. 

Art. 2. Da das Übersotzungsrccht einen Bestandteil der Urheberrechte 
bildet, so ist insbesondere auch der Schutz des Übersetzungsrechtes unter 
den in dieser Konvention enthalt cnr-n Bedingungen gewährleistet. Wenn 
zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, in welchem ein auf Uruud dieser Kon- 
vention in den Staatsgebieten Ihrer Majestät zu schützendes Werk erschienen 
ist, eine Übersetzung in die englische Sprach, nicht herausgegel>v!i wuiileu 
ist» soll das Becht zur Übersetzung des Werkes in die englische Spruche 
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uuch in den bezeiciuicU-n stuati^gebietcn dem Urheber nicht mehr aus- 
scbliesslich züstohf^n. Wiinlf lin Irlich in Lieferungen veröffentlicht, so 
beginnt die oben bestimmt «; zehnjährige Frist mit dem Ende jenes Jalires, 
in welchem jede einzelne Lieferung veröffentlicht worden ist. 

Art. 3. Bechtmissige Übersetzungen werden wie Originalwerkc ge> 
schützt. Sie geniessen drmziitolfjc den vollen Schutz, welcher durch den 
gegenwärtigen Vertrag rucksichtlich der unbefugten Wiedergabe von 
Originaiwerken festgesetzt ist. Wenn es sich indessen um ein Werk 
handelt, betreffs dessen das Recht zur Übersetzung aUgeoein freisteht^ 
steht dem Thf r«:(>tzr r k< in i^nsprach gegen die Übersetzang des Werkes 
durch andere Schriftsteller zu. 

Art. 4. Der Ausdruck , Werke der Litteratur oder Kunst" lunfasst 
Böcher, Broschiiren und alle iiiidri t n Schrift w(Tlve; dramatische nnddramatisch- 
intisikaiisrhc U'i rkc, musikalische Koiiiiiositinnt n mit (>d(M- ohno Text; Werke 
der zeiclineudcu ivuust, der Malerei, der Bildhauerei, Stiche, Lithographien» 
Illustrationen geographische Karten, geographische, topographische, architek- 
tonische oder sonstige wissenscliaftlichc Flänef Skizzen und Darstellangen 
plastischer Art; iibr-rhanpt jt'di s Krzeugnis aus dem Bereiche der TJttcratur, 
Wissenschaft oder Kunst, welches im Wege des Druckes oder sonstiger 
Vervielfältigung veröffentlicht werden kann. 

Art. 5. Im Britischen Beiche und in den im Österreicluschen Reichs^ 
rate vertretonon Königreichen und Land' rn ist der Gonn«s dor durch den 
gegenwärtigen Vertrag gewährleisteten Hechte nur von der Erfüllung jener 
Bedingungen und Förmlichkeiten abhängig, welche durch die Gesetzgebung 
des Stallt es, wo das Werk zuerst veröffentlicht worden ist, TOrgeschrieben 
sind, und werden koino weiteren FdrmUcbkdten und Bedingungen ia dem. 
anderen Gebiete gefordert werden. 

Es ist daher nicht notwendig, dass ein in dem einen Gebiete gesetzlich 
geschütztes Werk in dem anderen eingetragen werde, oder dass Abdrücke 
oder Abzüge desselben dort hinterlegt werden, um jene rechtliche Hilfe 
gegen Beeinträchtigung zu erlangen, weiche in dem anderen Lande den 
daselbst zuerst veröffentlichten Werken gewährt wird. In den Landern der 
Ungarischen Sjronc ist der Genuss dieser Rechte indessen von der Erfflllong 
üer Bedingungen und Fonnlichkeiten abhän^j^ifr, welche durch die Gesot:^e und 
Vorschriften sowohl Grossbritanniens als auch Ungarns vorgeschrieben sind. 

Art. C. Damit die Urheber der durch den gegenwärtigen Vertrag ge- 
schützten Werke bis zum Beweise des Ge- m iles als solche angesehen 
und demgemäss vor den Gerichten des anderen hohen vf rtragschliessenden 
Teiles zur Verfolgung von Beeinträchtigungen der Urheberrechte zugelassen 
werden, genügt ( s, wenn ihr Name in der üblichen Weise auf dem Werke 
nngegcben ist. Dessenungeachtet kSnnen die Gerichte in zweifelhaften 
Fällen die lieibringung einer solclien weiteren Bescheinigung verlan<re:;. 
wie dieselbe nach den Oesetzen des betreöeuden Gebietes gefordert werden 
kann. Bei anonymen oder Pseudonymen Werken ist der Verleger, dessen 
Name auf dem Werke augegeben ist, zur Wahrnehmung der dem Urheber 
zustehenden Eechte befugt. Derselbe irilt ohne weiteren Beweis als Rechts* 
nachfolgcr des anonymen oder Pseudonymen Urhebers, bis der Urheber oder 
sein Rechtsnachfolger ihre Rechte offenbar machen und nachweisen. 

Art. 7. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages sollen in keiner 
BezichuTiir diis jedem der liohen Tertraf:;schlicssenden Teile zn^^tehende Recht 
beeinträchtigen, durch Massrcgeln der Gesetzgebung oder inneren Verwaltung 
die Verbreitung, die Aufführung, die Ausstellung oder das Feilbieten eines 
jeden Werkes oder Erzeugnisses zu überwachen oder zu untersagen. Jedem 
der hohen vertragseliliessenden Teile bleibt gleicherweise das- Rf rht p^ewuhrt, 
die Einfuhr solcher Werke in sein eigenes Gebiet zu yerbieten, welche nach 
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seiaim iaMiea (besetzen oder in Gemasaheit seiner vertiMpinässigen Vcr- 
einbarangen mit anderen Staaten aU unerlaubte Wiedergabe erkl&rk aiad 
oder erklärt werden. 

Art» 8. Bie Beatiaunongen dieaes Vertrages aoUeii auch auf Werke 
der Litteratiur oder Kunst Anwendung find an, welche vor iiem Inkrafttreten 
desselben hergestellt worden sind. Hierbei haben jedoch die aus den nnch- 
steheaden Anordnungen sich ergebenden Beschränkungen Platz zu greifen, 
und zwar: A. In der Öateneich.-Ungaiiachen Monarchie: Die vor dem 
Inkrafttreten dieses Vertrages angefertigten Exemplare, deren Herstellung 
bisher erlaubt war, können nuch femer Terbreitet werden. Desgleichen 
können die Vorrichtungen zur Vervielfältigung der Werke, wie stereotypen, 
Hob»tOcke und gestoehene Platten aller Art« sowie lithographische Steine» 
wenn deren Herstellung bisher nicht Terboten war, während eines Zeit- 
räume» vrm vior Jahren vom Inkrafttreten des gegenwärtii^en Vertrages an 
noch benutzt werden. Die Verbreitung solcher Exemplare und die Be- 
nutzung der beieiehneten Vorrichtungen ist aber nur dann gestattet, wenn 
infoige eines Ten der betdljgtmi Partei binnen drei Monaten von dem 
Inkrafttreten dieses Vertrages gestolltr^n Ansuchens durch dio beiroffonde 
Keglernng ein Inventar der bezeichneten Exemplare und Vurrichtungen auf- 
genonunen wurde, und diese Exonplare und Yoniehtuugen mit einem be> 
sondeien Stempel veiMlieii wurden siud. Dio yor dem Inkrafttreten de» 
gegenwärtigen Vertrages rechtmässig zur Auffährung gebracht-en dramatischen 
oder dramatiäck-muäikalischen Werke und musikalischen Kompo.sitionon 
können aueh femer aufgefilhrt werden. B. Im Yereinigten Kdnigreidie 
Grossbritannien und Irland: Der Urheber und der Herausgeber irgend eines 
Werkes der Litf^ratur oder Kunst, welches vor dem Tage, an dem dieser 
Vertrag in Wirksamkeit tritt, hergestellt worden ist, soll zu allen gesetz- 
Mchen Beclitsndtteltt gegen Beeintrichtigung befugt sein; wenn jodoeh 
il^end jemand vor der Veröffentlichung der Regierungs-Verordnung, welche 
diesen Vertrag in Wirksamkeit setzt, ein Werk in dem Vereinigten König- 
reiche rechtmässig hergestellt hat^ sollen alle Bechte und Intermen, die 
aus einer solchen oder im Zusammenhange mit einer solchen HersteUung 
entstanden sind, und welche in dem bezeichneten Zei^unlcte bestehtti und 
in Geltung sind, nicht vermindert oder beeinträchtigt werden. 

Art. 9. Die Beötiuunungen des gegenwärtigen Vertrages sollen An< 
Wendung finden in allen Kolonien und ausw&rtigen Besitzungen Ihrer 
Britannisctauu Majestät mit Ausnahme der hier uacbbeuannten, also mit 
Ausnahme Tonr Indien, di iti flrbiet von Kanada, Neufundlnnd, Kapland, 
^atal, Neusüd Wales, Victoria, QüLeu4*land, Tasmanien, Süduustraiien, West- 
aoitnlien, Neusedwid. Sollen jedoch die Bestimmungen des KLi;onwärtigea 
Vertrages auf eine der oben genannten Kdonien oder auswärtigen Be- 
sitzungen zur Anwendung gelangen, so mass zu diesem Ende durch Ihrer 
Biitaaaisehen Majestät Vertreter bei Seiner Kaiserlichen und Königlichen 
Apostollsefaea Hajesttt eine hetceffeade EikUrung abgegeben werden« und 
zwar innerhalb zweier Jahre Tom Tage des Austausehes der Katifikaiioneii 
des gegenwärtigen Vertrages. 

ArU 10. Der gegenwärtige Vertrag wird durch zehn Jahre von dem 
Tage des Austausches der Ratifikationen in Kraft 'bleiben, und in dem 
FaOe, dass keiner der hohen Tortragschliejsseildftn Teile zwölf Monate Yor 
dem Ablaufe des besagten zehnjährigen Zeitraumes seine Absicht, den 
gegenwärtigen Vertrag aufhören zu lassen, kundgiebt, wird der gegen- 
wfotige Vertrag in Kraft yeibleibeff bis zum Ablaufe eines Jahres, Ton 
dem Tage ab gerechnet» an welchem einer der hoben yertragschliessenden 
Teile eine solche Erklärung abgiebt. Ihrer Britannischen Majestät Regierung 
steht auch das Recht zu, den Vertrag in derselben Weise rdcksichtlioh 

Gesetze Uber das Urheberrecht. 8ft 
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einer der im Artikel 9 erwfilmteB KoloideB oder &iiswirtigen Beeitsnngeii 

einzeln zu kündigen. 

Art. 11. Der gegenwärtige Vertrag soll ratifiziert (ratifiziert 14. April 
1894), und die Ratifikationsurkunden soÜen sobald als möglich in Wien aus- 
getauscht werden. Er wird zehn Tage nach seiner in Gemässhcit der nach 
den einschlägigen Oesetzen der hoh^n vcrtragschliessenr^r n Ti ilr erfolgten 
Verlautbarung in Wirksamkeit treten (in Qrossbritannien am XI. Mai 1894 
laut Verordnung vom 30. April 1894). 

Beitritt Britiseher Kolonien zar Übereinkunft 
▼om 24. April 1898. 

GciiiHss der Kundmacbungen des K. K. Minister-Präsidenten vom 
HO. X mber 1894 und 6. Januar 1895 sind zufolge der von dem Kl. Gross- 
britauiiiächen Botscliafter im Auftrage seiner Eegierimg gemachten Mit- 
teilungen die Kolonien Neufundland, Natal, Victoria, Queensland, Weel- 
australien, Südaustralien und Neuseeland dem un 24. April 1893 zwischen 
der Österreichij^fh-T'n2:nri3chen Monarchie und Grossbritnnuien abgeschloss-f^ncn 
{Staats vertrage betreffend den gegenseitigen Schutz der Urheber von Werkeu 
der Litteratux oder Kunst und der Rechtsnachfolger der Urheber beigetreten 
(englische Verordnung vom 2. Februnr 1896) und sodann Indien (englische 
Yerordnnng Tom 11. Hai 1895). 

Ausfftbrnngs-Verordnung des Ost. Jastix^-Ministerinma 

▼om 20. Hai 1894. 

Der zwischen der öäterreichisch-ungarischen Monarchie und dem ver- 
einigten Kdnigreiehe Grosabritannien nna Irland am 24. April 1893 abge- 
eehloseene Stnatsvertrag betreffend den gegenseitigen Schutz der Urheber 
Ton Werken der Litteratur oder Kunst und der Recbtsnaclifol<?er der Ur- 
heber (R.-G.-Bl. Nr. 77 ex 1894) ist in den Staatsgebieten der vertrag- 
schliessenden Teile am 1. Hai 1894 verlantbart worden und somit gemäss 
Artitcel XI dieses Vertrages am 11. Mai 1894 in Wirksamkeit getreten. 

ZurDurchführung desselben wird im Einvernehmen mit den k.k. Ministerien 
des Innern und des Handels mit Wirksiuukcit vom Kund mach ungs tage an 
yerordnet, wie folgt: 

1. Die Aulhalune des im Artikel VIII des bezeichneten Staat-svortragcs 
unter lit. A vorjj^eschenen Inventars und die Stempelung der daselbst er- 
wähnteu (iegenstände hat infolge eines Anmeldungsgesuches der beteiligten 
Partei durch die politische BezIrksbehSrde des Ortes, wo die betreifenden 
Gegenstände sich befinden, zu erfolgen. 

2. Die Partei hat mit der Anmeldung ein zwoifji'^h ansgefertif^tes Ver- 
zeichnis vorzulegen und in diesem die der Amtshandlung zu unterzieheaden 
OegenstSnde einzeln und genau ndt den zur Identifizlerang .dienenden Be- 
zeichnungen anzuführen. 

3. In das Verzeichnis können alle nnter die Bestimmungen des StaatP- 
Vertragcs fallenden Exemplare von Werken der Litteratur oder Kunst und 
Vorrichtungen zur Yenrielfiltigung solcher Werke aofgenommen werden, 
welche vor dem 11. ^Tai 1894 hergestelH worden sind, eofem deren Her- 
stellung: bisher erlaubt war. 



gestellte Exemplare yon Werken ' der. Idtteratnr oder Kunst aomnelden, 
jedoch nur dann, wenn die zur Herstellaag dieser Exemplare benntzten 
VorrichtungeninGemässheit 1 'v Bestimmung^ dieserYerordnnnginyentariBiert 

und gestempelt worden sind. 
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4. Die BdiOfde hat sieh m der Bidiüskfiii des Torgclegten Yeneieh- 
olsscs zu überzeugen und zu prüfen, ob das Yeneichiiu den Torstchend 
unter Zahl 3 getroffenen Anordnunqren entspricht. Exemplare und Yor- 
richtungeo, welche diesen Anordnougen zuwider augemeldet wurden, sind 
muß dem Verzeidiiiisse auszuscheiden. 

5. Die rechtmässig angemeldeten Exemplare nnd Vorrichtungen .sind 
von der Behörde einzelu mit dem in passender Weise anzubringenden Aiiits- 
siegel zu versehen. Ein Pare des vorgelegten nnd erforderlichen Falles 
lientiggestellten Verzeidinines ist tob der Behörde aofzabewahrea, das 
andere unter . Bestätigung des Tages der Überreiehnng der Partei anraek- 
anstellen. 

6. Die im erbten Absätze der vorstehenden Zahl B bezeichneten Exem- 
plare und Vorricbtungen sind bei Vermddang der ans Artikel VIII des Staats^ 
Tertrages sich ergebenden Rechtsfolgen spätestens bis einschliesslich 
10. Auf^st 1894 zur. Anmelduiip: zu bringen. Die Anmeldunf^ der im zwniton 
Absätze der Zahl 3 bezeichneten Exemplare ist auch nach diesem Zeitpunkte, 
jedoch nur mit der Beschränkung statuiaft, dass die Aufnahme des Invaitars 
und die Stempelung der angemeßeten Exemplare sp&testens am 10. Kai 1808 
au erfolgen hat. 

7. Verspätete Anmeldungen sind nicht zu berücksichtigen und den 
Parteien als zur Anmeldung nicht geeignet anrücksiistellen. 



6ro8«britannien — Vereinigte Staaten (Seite 337). 
Guatemala -Costa-Rica (Seite 344). 
Guatemala— Frankreich (Seite sei). 



Guatemala— Honduras. 

Allgemeiner Vertrag vom 10. März 1Ö95. 

Art. 18. Zwischen beiden Bcgiernngen soll ein vollstandif^cr und regel- 
mässiger Austausch amtlicher Veröffentlichungen jeglicher Art einpnrirhtet 
werden. Dasselbe gilt für die von Privaten in einem der beiden Gebiete 
▼er5ffentlichten wissenschaftlichen nnd litterarischen Werke, zu welchem 
Zweck jeder Verleger und Druckerei-Inhaber angehalten werden soll, für 
den Austausch zwei Kxeraplare des Werkes sofort nach dessen Veröffent- 
lichung dem Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten des betreffenden 
Landes an liefern. Jede Begierung soll ein Exemplar dieser Veröffent- 
lichungen bei der ihr t^eeignet erscheinenden öffentlichen Bibliothek hinter- 
legen, damit sie daselbst in gehöliger Weise aufbewahrt und leicht ein- 
gesehen werden können. 

Art. 80. Die Staatsangehörigen einer der beiden Bepnbliken sollen in 
der andern das Recht litterarischen, gewerblichen und künstlerischen Eigen- 
tums in denselben Grensen nnd unter den gleichen Bedingungen wie die 
Inländer geniessen. 



Guatemala—Salvador. 

Handelsvertrag vom 27. März 1895. 

Art. 14. Die Guatemalaner, welche in Salvador ihren Wohnsitz haben, 
und die i>alvadorener, welche in Gatemala wohnen,, sollen das Kecbtdes 

25« 
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Bttonriflcheii, kflattleriMhea oder gewerblichen ESgOBtiiiiw unter denwlbcn 
Bedingnngen gcnicssen und denselben Anfoidonrngen nnterworlen sein, wt» 

die Einheimischen. 

GuatdinaU--SpanUii. 

Übereinkunft Tom 85. Mai J 898. 

Art. 1. Es sollen die Bürger der Republik Ouatemata in Spanien und 

die spanisclu'u üntertbininn in der Rnpul lik nnateraula als Urheber von 
Bnchcrn oder anderen Si hnftwerken, dramatischen Werken, musikalischen 
Kompositionen oder Musik- Arrangements, voa Werken der zeicbueuden 
Knnsif der Malerei, der Bildhauerei und des Stichs, von Lithographien, yon 
geof^^raphischen Karten nnd überhaupt von jedem Erzen aus dem Bereich 
der Wissenschaft, Litteratur oder Kunst in jedem der beiden Staaten gegen- 
seitig die Vorteile genieääeu, welche in gegenwärtiger Üboreinkuuft aus- 
genuteht sind, und ui^enigen, wdobe mit der meist begänstigten Nati<« 
ausgemacht sein künnoo, ebenso wie alle diejenigen, welche in einem oder 
dem anderen 8ta«t gesetzmässig dem Eigentum an Werken der Litteratur, 
Wissenschaft oder Kunst xucrteilt sind oder zuerteilt werden. Sie sollen 
zur Nutzbarmachung dieser Vorteile, zur Erlangung von Schadenersatz und 
zur gerichtlichen Vcrfidgiin:: der Nachdrucker denselben Schutz und den- 
selben gesetzlichen Rekurs i;i'nies,sen, w^^lehe den inländischen Urhebern 
oder denjeuigeu der mejätbeguüsLigttiu isaiiou iu jedem der beiden Länder 
sowohl durch die besonderen Gesetze über das Itttenurische und künst- 
It rischc Eigentum, als durch Ii' nilgemeine Ge8etzgdl»ung in CiTÜ- oder 
Ötrafs^acheii gewährt sind oder werden. 

Art. 2. Um allen Werken der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst 
den in Art. 1 ausgemachten Schutz zu sichern, sollen die üriieber oderVor^ 
leger dem Miiii.sti riuru des üfTeutlicheu Unt* rrloliTs, als vorgängige Mass- 
regel, drei ExeiiJiilure des Werkes, dessen Eigentum sie in Zukunft gegen 
jede unerlaubte ^Nachmachung oder Vervielfältigung ia den betreffenden 
Ländern schützen wollen, übergeben. Das Ministerium des öffentlichen 
Unterrichts wird ein den Empfang besagter Exemplare bestätigende? Zeugnis 
ausstellen, und dieses Zeugnis soll den Interessenten ermächtigen, zur 
Geltendmachung seiner Rechte vor der zuständigen öffentlichen Behörde 
sugeiassen zu werden. 

Art. 3. Die Abmachungen des Art. 1 finden auch auf dir in einem 
der beiden Länder erfolgende Darstellung oder Auffuhruii^^ dramatischer 
oder musikalischer Werke der Urheber und Komponisten des anderen Landes 
Anwendung» 

Art. 4, Den Originalwerken werden die von inländischen oder fremden 
Werken hergestellten Übersetzungen gleichgestellt, die von einem Über- 
setzer, der einem der beiden Länder anschürt, veranstaltet sind. Dem- 
zufolge sollen diese tJbersetzuugen hinsichtUcli ihrer unbefugten Verviel- 
fältitriinL'' in dem andern Lande den durch gegenwärtige Übereinkunft für 
die Uriginalwerke ausgemachten Schutz gcnicssen. Es ist jedoch wohl- 
verstanden, dass der Zweck des gegenwärtigen Artikels nur dahin geht, 
den Übersetzer in Beziehung auf die von ihm gefertigte Übersetzung defi 
Origiualwerks zu schützen, keineswegs nlfr. rlern ersten Übersetzer iri^end 
eines in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes das ausschliess- 
liche Übersetzungsrecht zu übertragen. 

Art. 5. Die Staatsangehörigen des einen der beiden LSoder, als (Ti^ 
lieber von Oriiririalwerkcn, sollen das Kncdit des Eiri.>prnehs j^r^gen die Ver- 
öffentlichung jeder niciut von ümen genehmigten Ubersetzung dieser Werite 
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' im anderen Lande haben, und zwar während der ganzen Zeit, für welche 
im OeiiWB des littenrisehen Eigentumareditt mn dem Originalwerk ge^ 
währleistet ist; die VerOieatKdmg einer nicht genehmigten Obenetzung 
wird in jeder Beziehung dem unerlaubten Nachdruck ^os Werkes fr^cich- 
^tellt. Dieselben B^hte solka wechselseitig die Urheber dramatischer 
weike hiuidttlleli der Übenetnmg oder der Darstellvng toa ÜhenetsiiiigeB 
ihrer Werke genleseen. 

Art. f). Elionso sind die nicht gcnehmi^rten iiuHrckten Anei<?nnn?f»n 
imtersagt, ak Anpsiäsungen« sogenannte ^achahmungt.a im guten GiauUeu, 
BeBntsnngen, Tranekriptioneii iittBiludiBeher Werke niM im aUgemeiDeft jede 
Benutzung eines Werkes, die ohne GenehmigOBg des Drhehers Termlttelrt 
Drucks oder Bühne erfof jt. 

Art. 7. Doch soll wecüiielseitig in jedem der beiden Länder die Ver- 
Offeatlichnag 7on mit erklärenden Anmerkungen begleiteten Auszugea oder 
gaaxen Stücken aus den Werken eines Urhebers des andern Landes in der 
Sprache des Ori<rinals oder in Übersetzun<T erlaubt sein, ffills die Quelle 
ang^eben ist, und diese Veröffentlichungen dem Unterricht oder Studium 
eogeiMMst sind. 

Art. 8. In periodischen Publikationon erschienene Schriften können mit 
Angabe der Quelle in jeder andern Pablikation derselben Art vervielfältigt 
werden, sofern nicht die auf diesen Schriften ruhenden Kcchte ausdrücklich 
TorttehftlteB aind. 

Art. 9. Die tjesetzlielu II Bevollmächtigten oder Bechtsinhaber der Ur- 
heber, i'Vtnrsetzer, Kompitnisten und Künstler p:enip?sen wechselseitig und 
in jeder Hinsicht die gleidieu Hechte, welche durch die gege,nwärtige Über- 
einkunft den Urhebern, Übersetzern, Komponisten und Künstlern selbst zu- 
erkannt werden. 

Art. 10. Die durch gegenwärtige Übereinkunft anerkannten Bechtc 
litterarischen und künstlerischen Eiijentums werden den Urhebern, Üher- 
setzern, Komponisten und Künstlern während des durch die besonderen 
Gesetze jedes der beiden Staaten festgesetzten Zeitraums, jedoch auf jeden 
Tall mindestens lebenslang gewährt. 

Art. 11. Xiuh Erfüllung d' r F rtnlirhkeiten, welche in den beiden 
Staaten zur Sicherung des Eigeutuiu^reckis an einem bestimmten littera- 
risehen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Werk erforderlieh sind, ist 
die Einfuhr, Feilhaltung oder Ausstellung dieses Werkes in dem betreffenden 
Lande ohuc Genehmigung^ des Urhebers, Verlegers oder Eigentümers untersagt. 

Art. 12, Jede Ausgabe oder Vervielfältigang eines wissenschnftlirlion, 
litterarischen oder künstlerischen Werkes, die entgegen den Bestimm uageu 
gegenwärtiger Übereinkunft erfolgt ist, wird als ifadimachung erachtet. 

Wer nachgemachte Werke oder Gegenstände herausgegeben, y(!rkauft, 
zum Verkauf gestellt oder in das Gebiet eines der beiden Länder einf,^efiihrt 
hat, soll gemäss den in dem einen oder dem andern der beiden J^änder für 
die betreflenden Fälle geltenden gesetzlichen BestimmnngM bestraft werden. 

Art. 13. Die gegeuwärti<:e Übereinkunft soll vom Tage des Austausches 

der Riitifikatiousurkundeii (welcher am 26. Juni 1894 erfolgte) an in Kraft 
treten und nach Kündigung seitens eines der hohen vertragschlicssoudcu 
Teile noch zwölf Monate in Wirksamkeit bleiben. 

Art 14. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft sollen in 
keiner Weise das jedem der hohra vertragschlicssenden Teile zustehende 
Becht beeinträchtigten, durch Massregeln der inneren Gesetz^ebunpf oder 
Verwaltung die Verbreitung, Aufführung oder Ausstellung jedes Werkes 
^er Erzeugnissee zu edMiDeB, zn ftbenrnehfin oder antersageu, hinsiehtlich 
dessen die zuständige Behörde dieses Becht ausüben zu lassen beabsichtigt. 
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Art. 15. Die hohen TertragschUessendeu Teile verpflichten sich, sich 
wechselBeitig alle mit Besntr vat den Sdrats und die Ansftbmif dea 

geistigen Eigentumsrechts veröffentlichten oder in Zukunft zu erlassenden 
esetze, Dekrete und Verordnungen mit!5uteilen. Ebenso verpflichten sich 
dieselben, alle sechs Monate das Verzeichnis derjenigen Werke auszutauschen^ 
SV deren Gunsten die Urheber, Verleger oder Übersetser ihre Beehte gemaae 
der in dem betreffenden Land geltenden Gesetzgebung gesichert haben. 
Die gegenwärtige Übereinkunft soll keineswegs das Recht des oinen oder 
des andern der beiden hohen vertragschliessenden Teile beeinträchtigen, die 
Eiiifiilir eelcher Bftcber in sdne eigenen Staaten sn yerbieton, welche nach 
seinen inneren Gesetzen oder nach mit anderen Staaten unterzeichneten 
Abmachongen als Nachmachiingen erklärt sind oder erkl&rt weiden würden. 

Haiti— Berner Übereinkunft (Seite sii). 
Honduras—Costa-Rica (Seite 845). 
Honduras— Guatemala (Seite 387). 



Honduras - Nicaragua. 

Aiigcjiiei n e r Vcrtra<i vom 20. OktobtT 1894. 

Art. 16. . . . Ebenso solleu die Angehörigen eines der beiden 2^ignatar- 
Staaten In dem andttn das Becht des littfnrarischcn , gewerbliehen oder 
künstlerischen Eigentums unter denselben Bedingungen gc-nicssen und den- 
selben Anforderungen unterworfen sein, wie die Landcsan^ohürigen, 

Art. 17. Zwischen beiden Kegierungcu wird ein vollständiger und regel- 
mfissiger Austausch aller Arten amtUeher VerOffentlichnngmi eingeriebtet. 
Dasselbe geschieht hinsichtlich der durch Privatpersoneu in einem der beiden 
Gebiete veröft'entlichtcii wissenschaftliebf!! und lilterarischen Werke; zu 
diesem Zwecke soll jeder Verleger und jeder Druckcrei-filgentömcr ge> 
hiltai sein, für den Austausch zwd Exemplare des Weites sogldch nach 
seiner Veröffentlichung an das Ministerium der auswirtlgen Angelegenheiten 
des betreffenden Landes zu liefern. Jede Rcgierunp^ soll ein Exemplar dieser 
Veröffentlichungen bei der ihm geeignet erscheinenden öffentlichen Bibliothek 
hinterlegen, damit sie daselbst in gehöriger Weise aufbewahrt werden und 
dort leieht eingesdien werden können. 



Honduras— Salvador. 

Allgemeiner Vertiay; vom 10. Januar 1895. 

Art. 14 und 15. Der Inhalt derselben ist gleichlautend mit demjenigen 
der Art. 18 und 80 des Vertrags zwischen Guatemala und Honduras Tom 
10. Uän 1895 (Seite 387). 

Italien -Berner Übereinkunft (Seite sii). 
Italien— Argentinisohe Republik (Sdten 824 u. 327). 
Italien— Columbien (Seite 889). 
Italien—Deutschland (Seite 854). 
Italien— Frankreich (Seite 363). 
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Italien— Mexiko. 

HandelsTertrag Tom 16. April 1890. 

Art. 4. Hinsiclitlich dcä litleramclieu und kunütierischeu Eigentums 
sollen die Bürger jedes der beiden hohen vertragschliessenden Tefle wechsel- 
seitig im Qobiet anderen die Behnndlnng der meistb^fttnstigten Kation 
gemessen. 



Italien— Montenegro. 

Übereinkunft über den öchutz der Urheberrechte vom 

27. November 1900. 

Art. 1. Die Regierung von Itfilicii und die Hcf^ieruug von Montenegro 
verpflichten sich gegenseitig, in ihrem Gebiet jede unerlaubte Vervielfältigung 
von Werken der Kunst and Litteratur, die im Gebiet des anderen Staates 
veröffentlicht und daselbst unter Vorbehalt der Urheberrechte hinterlegt 
worden sind, sowie jede unerlaubt*^ Aufführung dramatischer oder musikalischer 
Werke zu verhindern, deren Urheber einem der beiden J-.ündcr angehören, 
und für welche im Gebiet de^ anderen Staates die Rechte yorbehaltcn sind; 
die Vervielfältiger und Urheber unerlaubter Nachbildungen strafrechtlich zu 
verfolgen, sowie die üriginuic und Vervielfältigungen der Nachbildungen 
mid die dabei verwendeten Geräte in Beschlag zu nehmen. 

Art. 2. Die gegenwärtige I i^ereinkunft soll ratifiziert und die Bati- 
Ükationsurkunden sollen sobald als thunlicli in (^cltinjo ausgetauscht werden. 
8ie soll einen Monat nach Austausch der Katihkationsurkunden in Kraft treten. 

Art. 3. Die gegenwärtige Übereinkunft soll zehn Jaln« gelten und, 
wenn sie bei ihrem Ablanf nicht gekündigt ist, von Jahr zu Jahr als ver- 
längcrt anzusehen sein, solanL'e nicht der eiiw oder der aiüli r'- der vertrag- 
schliesseudcn Teile eine Kündigung eintreten lässt. Die Kündigung muss 
sechs Monate vor Ablauf erfolgen. 

(Der Austausch der Batifikationsnrknnden hat am 31. Januar 1901 statt- 
gefnnden). 



Italien— Österreich-Ungarn. 

Staatsvertra^ von 8. Juli 1890. 

Art. 1. Die Urheber von Werken der Litteratur oder Kunst und deren 
Rechtsnachfolger mit Inbegriff der Verleger sollen in den Staatsgebieten der 
hohen vertragschlicssenden Teile gegenseitig sieh der Vorteile zu erfreuen 
haben, welche daselbst zum Schutze von Werken der Litteratur oder Kunst 
gesetzlich eingeräumt sind oder eingeräumt werden. 

Es werden daher die..lTriieb6r ron Werken der Litteratur oder Kunst, 
deren Werke in deu^ Gebiete des einen der hohen vertragschliessenden Teile 
erschienen sind, ebenso wie ihre Rechtsnachfolger, in dem Gebiete des anderen 
-Teiles denselben Schutz und dieselbe rechtliche Hilfe gegen jede Beeiu« 
whtigung ihrer Rechte geniessen, als wenn das Werte dort erschienen 
Ware, wo die Beeinträchtigung erfolgt ist. In gleicher Weise werden die 
Urheber von Werken der Litteratur oder Kunst und deren Eechtsniichfolger, 
welche einem der h(^en vertragschliessenden Teile als Staatsbürger ange- 
boren oder tu dessen Gebiete wohnen, in dem Gebiete des anderen TeUfip ' 
(lenselben Schuti und dieielbe lechtlidw Hilfe gegen jede BeeintrftchUgung 
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ihrer Rechte ^enicssen, als wenn sie dort, wo die Beeinträchtigang erfolgt 
ist, staats&ngeiiorig oder wohnhaft wftreo. 

^686 Urteile sollen den Urhebern und ihien Rechtsnachfolj^ern jedoch 
gegensP!ti»j rur m dem Falle {jewälirt w^Tfltn, wpnn das bt t rrffendp Werk 
auch durch die Gesetze des ürspruQgägebietuä geschützt ist, and sollen in 
dem anderen Gebiete nicht über die Frist hinaus daaern, welche durch die 
Gesetze des ürsprungsgebletes den ürbebe» und ihm Reohtsnnehfolgen 
eingeräumt ist. 

Da das Übersetzungsrecht einen Bestandteil der Urheberrechte bildet, 
von welchen dieser Artikel im allgemeinen bandelt, so ist auch der Schutz 
dieses Rechtes kraft der Bestimmiingen des gegenwärtigen Vertrages nnd 
nach Maspgabe dieser Bestimmungen «gewährleistet. 

Art. 2. Der Ausdruck: „Werke der Litteratur oder Kunst" umfasst 
Bächer, Broschüren oder andere Schriftwerke; dramatische Werke, musi- 
kalische Kompositionen, drainatisch-musikalischn Werke; Werke der zeichnen- 
den Kunst, der Malerei, der Bildhauerei; Sticljp, Lithographien, Tllustrntionon, 
geologische und geographische Karten; geographische, topographische, natur- 
wissenschaftliche, geometrische, architektonische und andere technische 
Zeichnungen, Pläne, Skizzen and Darstellungen plastischer Art, sowie über- 
han])t jedes Erzeugnis aus dem Bereiche der Wissenschaft, Litteratur oder 
Kunst. 

Art. 3. Als Ursprungsgebiet eines Werkes gilt dasjenige, in welchem 
die erste Yeröffentlichnng erfolgt ist, oder, wenn diese VerWentlichnng an 

zwei odnr mchrcron Orten der Staatsgebiete der hnhen vertragschliessenden 
Teilt! gleichzeitig stattgefunden bat, das Gebiet jcues ürtes, dessen Gesetz- 
gclmn«v die kürzeste Schutzfrist gewährt. In Ansehung der nicht yeröffent- 
licht(!n Werke gilt jenes Gebiet, in welchem der Urneher staatsangehOiig 
ist, iils Ursprnnj^sjTcbict des Werkes. 

Art. 4. Im Verhältnisse zwischen den im österreichischen Reichsrate 
vertretenen Königreichen und Ländern und dem Königreiche Italien ist der 
Genuss der durch den gegenwärtigen Vertrag gewährleisteten Rechte von 
der Erfnllunü: jener Bedingungen nnd Förmlichkeiten abhäntrig, welche durch 
die Gesetzgebung des Ursprungsgebietes des Werkes vorgeschrieben sind. 
Im Verhältnisse zwischen den Ländern der ungarischen Krone und dem 
Königreiche Italien ist der Genuss dieser Rechte von der Erfüllung der Be- 
dingungen und Förmlichkeit en ahliängi^r. welche durch die Gesetze und Vor- 
schriften, sowohl des Ursprungsgebiotes des Werkes, wie auch des Staats- 
gebietes, in welchem des Schutz gewährt werden soll, vorgeschrieben sind. 

Art. 5. Damit die Urheber der durch den gegenwärtigen Vertrag ge- 
schützten Werke bis zum Beweise des Gegenteiles als solche angesehen uikI 
demgcmäss vor den Gerichten der hohen vertragschliessenden Teile zur Ver- 
folgung vuu Beeinträchtigungen zugelassen werden, genüigt es, wenn ihr 
Naroc in der üblichen Weise auf dem Werke angegeben Ist. Bei anonymea 
oder Pseudonymen Werken ist ^^r ^'^r1e'J'^r. di^^'-oü Nnmo nuf dem Werke 
ange},^eben ist, zur Wahrnehmung der dem Urheber zu«ti h' ndon Rechte be- 
fugt; derselbe gilt ohne weiteren Beweis als Rechtsnachfulgcr des anonymen 
oder Pseudonymen Urhebers, bis nicht der Urheber oder sein Rechtsaaehfolger 
ihre Rechte offenbar macheu und nachweisen. 

Art. 6. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages soiieu iu keiner 
Beziehung das jedem der beiden hohen yertragsehliessenden Teile zustehende 
Recht beeinträchtigen, durch Massregeln der Gesetzgebung oder inneren Ver- 
waltung die Verbreitung, die A nf fViiinmg, die Ausstellung oder das Feil- 
l)ieten eines jeden Werkes oder Erzeugnisses zu überwachen oder zu unter- 
sagen. Jedem der beiden hohen Tertragschliessenden Teile bleibt gleicher 
Weise das Recht gewahrt^ Im eigenen Gebiete die Einfuhr solcher Werke 



Digltized by Google 



Vertrage: iUliea— Pango^. 



896 



zu fcrbietaa, welche nach seinen inneren Gesetzen oder in Gemässbeit seiner 
Verabredungen mit anderen Mächten als unerlaubte Wiedergabe erkliirt sind 
eder erklärt werden. 

Art. 7, l>ir Hc tiriunungen dieses Vertracf^s sollen auch auf Werke der 
Litteratur oder Kunst Anwendung finden, weiche bereits Tor dem Inkraft^ 
treten desselben vorhanden waren. 

Jedoch kdiinen di* \ i dem Inknittratea dieees Vertnigcs angefertigten 

Exemplarf", dfTfn Il.T'-t rihin«: Itis-hcr nicht verboten war, auch ferner rrr- 
breitet werden. Desj^ieichen können die Vorrichtungen zur Vervi€ltälii^;ung 
der Werke, wie Stereotypen, Holzstöcke und gestochene Platten aller Art, 
eowie lithographische Steine, wenn deren UenteUimg boher nicht Terboten 
war, während eines Zeitraumes von vier Jahren Tom Inkiafttiettn des gegen* 
w&rtigen Vertrages an noch benutzt werden. 

Die Verbreitung solcher Exemplare und die Benutzung der bezeichneten 
Vorrichtungen ist aber nur dann gestattet, wenn infolge eines Ton dffir be- 
teiligt! n Partei binnen drei Monaten von dem Inkrafttreten dieses Vertrag-cs 
gestellten Ansuchens durch die betreflende Regierung ein Inventar der be- 
zeichneten Exemplare und Vorrichtungen aufgenommen and dieselben mit 
einem besonderen Stempel verseben worden sind. 

"Dir- vor dem Inkrafttretrn des gegenwärtigen Vertrages rechtmässig zur 
Auftuhrung gebrachten dramatischen oder dramatisch-musikalischen Werke 
und musikalischen Kompositionen können auch ferner aufgeführt werden. 

Art. 8. Der gegenwartige Vertrag wird durch zehn .Jahre von dem 
Tai:e ab, da er in Wirksamkeit tritt, in Kniff M- Ilü n. Nach Ablauf dieses 
Zeitraumes wird jedem der hohen YertragschücsKenden Teile das Recht zu- 
stehen, den Vertrag zu kündigen. In diesem Falle bleibt er dann noch durch 
-ehi Jahr von dem Tage, an welchem die Kündigung erfolgt, in Kraft. 

Art. 9. Per gegenwärtige Vertrag soll ratifiziert, und die Batifikations- 
ürkunden sollen snl»ald als möglich in Wien ausgetauscht werden (am 

Dezember 1890 au^Ketauscht); er wird vierzehn Tage nach Austausch 
4er Batifikntionen in Wirksamknit traten. 



Italien—Paraguay. 

I5nigl. italienische Yerordnnng ▼om20, Jnli 1900 betreffend die 
Übereinkunft von MonteTideo vom 11. jannar 1889. 

Einziger Artikel. Die Restinrarangen der sttdamerlkanisehen Überein- 
kunft von Montevideo vom 11. Januar 1S89 hinsichtlich der Urheherrechte 
(Text S. 324), welch, r Italien am 7. April 1900 hci;j:('trctcn ist, sollen (nach- 
dem dnreh Verordnung des Präsidenten der Republik Paraguay vom IH. Mai 
1900 der Beitritt Italiens anerkannt wurde) in den B^iehnngen zwischen 
Italien nnd Paraguay Anwendung finden. 



Italien-^San Marino. 
Frenndseliaftfl- und Nachbarliehkeita-Vertrag vom 28. Juni 1897. 

Art. 41. Die Republik, welche den im Königreich Italien geltenden 
(irutifls ritzen hinsichtlich der Urheberrechte an Werken der l itteratur und 
Kunst vollständig beitritt, übernimmt die Verpflichtung, auf ihrem Gebiete 
j<Mle unerlaubte Reproduktion oder jSachahmung der in dem Königreiek er- 
legten oder gesekiltzten Werke der Litteratur und Kunst zu Tcrhindern. 
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Art. 42. Die Republik, iudcni sie den gesetzlichpn liestimmungen, welche 
iiiltaUeu das gewerbliche Eigentum regeln, »owie den auf der Pariser Über- 
einkauft vom 20. M&n 1888 sum Schntie des gewerblichen Eigentnros be- 
ruhenden Crrundsätzen vollständig zustimmt, übernimmt die Verpflirhtniit:, 
auf ihrem Gebiet jede widerrei-htlichr* Aneignunf^ von gewerblichen Kr- 
tiudangen oder von Modelleu und i^abnkiuurkcu, sowie jede Nachalmiung 
von untencheideoden Fabrik* und Handels-Marken und Zeichen, die in Italien 
ordnunpsmassig eingetragen und o^esrhiUzt ;=in(l, zu verhinderr. 

Art. 43. Die von der Ropnblik San JkI;iriiio m den beiden An. 41 und 
42 eingegangeneu Verpfliciitungen übernimmt aucii das Königreich Italien 
gegenttber der Bepnblik hinaiehtlicli der Beehte ao litterarischen, ktinst- 
lerischem und gewerblichem Eigentum, wdehe in dem Gebiet der Bepabiik 
gesetJsUcb geschützt sind. 



Italien— Schweden-Norwegen. 

Deklaration vom 9. Oktober 1884. 

Art. 1. Die Bestimmungen der schwedischen Gesetze nbcr das littora- 
rische Eigentum vom 10. August 1877 und yom 10. Januar 1883, sowie über 
die Vervielfältigung der Kunstwerke vom 3. Min 1867 und vom lü. August 
1877 nnd die norwegischen Gesetze über die Einrichtung eines Yerlags- 
registers vom 20. Juni 1882, über das litterarische Eigentum vom 8. Juni 
1876 und über das künstlerische Eigentum rom 12. Mai 1877 finden gleich- 
falls auf Schriften und Kunstwerke der italienischen Unterthauen und deren 
Bechtsvertreter Anwendung, insoweit dieselben durch die itaUenisehe Gesetn^ 
gebung geschützt sin(]. 

Art. 2. Umgekehrt genicssen die schwedischen und norwegischen Ur- 
heber oder deren Kechtsvertreter in Italien hinsichtlich ihrer Schriften und 
Kunstwerke, insoweit dieselben dureh die sehwedisehe oder norwegische Ge- 
setzgebung geschützt sind, alle Rechte und Vorteile, w( Ii ho das italienische 
Gesetz den Urhebern oder deren Rechtsvertretern hinsichtlich litterarischer 
oder künstleriücher m Italien veröflentlichtcr Werke gewährleistet. 

Art. 3. Es ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die in den 
Artikeln 1 und 2 hinsichtÜL-h d- r Urheber der drei Staaten festgesetzten 
Vorteile ihnen wechselseitig nur während der i>auer ihrer iiechrc in dem 
Urspruugslande ;£uge2>icherl werden, uud daäs die Dauer ihres liechtsschutzes 
in dem anderen Lande nicht die durch das Gesetz fttr die InlSadiaehen Ur- 
heber festgesetzte überschreiten darf. 

Art. 4. Um den .Schriften iiiid Kunstwerken der schwedischen und 
norwegischen Unterthaueu in Jtuiieu uud der italieuiücheu üuterthanen in 
Schweden und Norwegen den durch die vorhergehenden Artikel festgesetzten 
Schutz zu sichern, und damit die Urheber oder Verleger oder deren Rechts- 
vertreter demzufolge vor den Gerichtshöfen der betreffenden Länder zur Be- 
treibung der gerichtlichen Verfolgung der Nachdrucke oder unerlaubten Ver- 
vielfältigungen zugelassen werden, genügt es, dass besagte Urheber oder 
Verleger oder deren Rechtsvertreter ihre Eigentumsrechte beweisen, indem 
sie durch eine von der zuständigen, öffentlichen Behörde in jedem Lande 
herrührende Jjescheinigung feststellen, dass das fragliche Werk ein Original- 
erzeugnis ist, weidies in dem Lande, in dem es veröffentlicht wurde, den 
gesetzlichen Scliatz gegen Nachdruck oder unerlaubte Vervielialtigimg 
geniesst. 

Für Werke schwedischer Unterthauen wird diese Bescheinigung durch 
den Gerichtssebreiber des Departements der Justiz «isgesteUt und dureh die 
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italienische Gesandtschaft in Stockholm lej^alisiert ; für die Werke norwegischer 
Unterthanen wird dieselbe dorch das tnterrichtsamt beim Ministerium d^ 
Knltos und Uffentllclieo ÜBl«nriefata «iisgesteUt und dvrch das italienische 
Konsalat in Christiania legalisiert ; nnd für Werke italienischer Unterthanen 
wird dieselbe durch das Ministerium für Ackerbau, Industrie und Handel 
ausgestellt und durch die schwedisch -uorwegische Gesandtschaft in Born 
legalisiert. 

Art. 5. Die gegenwärtige Deklaration bleibt rcchtsyerbindlich bis zum 
Ablauf eines Jahres yon dem Tage, an welchem eine der betreffenden Re- 
gierangen sie gekündigt haben wird (Inkrafttreten: 1. Januar 1885, cf. ital. 
MinistefialnuMlscliiciben rom gleichen Datum.). 



Italien— Spanien. 

Übereinkunft vom 28. Juni 1880. 

Art. 1. You dem Zeitpunkt an, zu welchem, gemäss den Verfügua^^eu 
des Artikels 7, die gegenwärtige Überefaikiinft in Kraft treten wird, souen 

die Urheber, Verleger und Übersetzer von wissenschaftlichen, litterarischen 
und künstlerischen Werken «><l«'r deren Rechtsinhaber, welche durch die ge- 
äetzlich vorgeschriebencu Formüciikeiteu ihr Eigentums- oder Y ervielf ältigungs- 
recht in einem der beiden Tertragschliessenden Länder gesichert haben, in 
dem andern Lande die durch das Landesgesetz daselbst den Urhebern, Ver- 
legern und Übersetzern derselben Werke oder deren Rechtsinbabern ein- 
geräumteu Rechte gemessen, ohue dass die Erfüllung der durch selbige» 
Gesetz Yorgescbriebeaen Förmliebkeiten notwendig sei. 

Diese Rechte, welche keine längere Dauer haben sollen, als die den 
einheimischen Urhebern, Verlegern, Übersetzern oder deren Rechtsinhabern 
eingeräumteu, dürfen jedoch in allen Fällen die durch das Gesetz des Ur- 
sprungslandes fwtgesetzte Dauer nicht überschreiten. 

Die zu Anfang dieses Artikels angewandte Bezeichnung wissenschaftliche, 
ütterarischo und künstlerische Werke" umfasst die Veröffentlichung von 
Büchern, dramatischen Werken, musikalischen Kompositionen, Werken der 
Zeichenknnst, Malerei und Bildhauerei, yon Stichen, Idthographien und 
Photographien, ferner Karten, Pläne, wissenschaftliche Zeichnungen und 
jedes andere wissenschaftliche, littcrafische oder künstlerische Erzeugnis, 
(las durch die verschiedenen Druckverfahren und alle Vernelfältigungsmittel, 
sowohl jetzt bekannter als zukünftiger Erfindung, veröffentlicht werden kann. 

Die Vertreter oder Rechtsinhaber der Urheber, Übersetzer, Komponisten, 
Maler, Bildhauer, Stecher in Kupfer, Stahl etc. nnd Photographien geniessen 
dieselben Rechte als den Urhebern, Übersetzern, Komponisten, Malern, Bild- 
hauern, Stechern in Kupfer, Stahl etc. und Photographen durch gegenwärtige 
Übereinkunft gewährt werden. 

Art. 2. Wenn der Urheber, Verleger oder Übersetzer eines der in 
Art. 1 bezeichneten Werke sein Veröüentüchungs- oder Vervielfältiguugs« 
recht einem Verleger eines der beiden Länder oder eines fremden Landes 
unter der Bedingung abgetreten hat, dass die Exemplare dieser Ausgaben 
nicht in dem andern Lande verkmif«^ werden dürfen, werden solche Exem- 
plare oder Ausgaben wie Nachdrucke betrachtet und behandelt. Diese Ver- 
fügung findet auf Exemplare oder Ausgaben keine Anwendung, welche, nach 
einem anderen Lande bestimmt, das Gebiet im Durchgangsverkehr berühren. 

Art. 3. Im Falle der Zuwiderhandlung finden in jedem Lande die Be- 
stimmoDgeu betreffs der Zuständigkeit und des Frozessverfahrens, sowie 
die Strafen, .wMche.durdi die bezüglichen Gesetze festgestellt sind, so 
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Anweudung, als wenu die Übertretoug zum iSuchteil eiues Werkes uder £r» 
sevgnÜBes inündiseken Unpranga begangen wäre. Die weseatUchw Heik- 

nialo des Nachdrucks, sowie irgend welcher anderen Zuwiderbandlung 
werden durch die Gerichte jedes Landes in Geuä^sheit der Landesgesetse 
festgestellt. 

Wenn in einem Lande gerichtlich der Beweis geliefert werden soll, 

dass der Urheber, Verleger oder Übersetzer sein Recht vermittelst der durch 
das italienische (Jesctz vorgeschriebenen Föruilicbkeitcn gesichert hat, 
juiiss eine Bescheinigung der Präfcktur vorgewiesen werden, hei welcher 
die Amneldnng gesehehen und das Werk hinterlegt worden ist, beg^anbigt 
von dem Minissterium für Ackerbau, Industrie und Handel und demjenigen 
des Auswärtigen in Korn und des italienischen Gesandten in Madrid; be- 
züglich der durch das .spanische Gesetz vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
genfigt eine Bescheinigung des Uinisteriains der öffentlichen Arbeit^ be- 
glaubigt durch das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten inllftdxid 
und durch den spanischen Gesandten in Kom. 

Art. 4. Es ist wohlverstanden, dass, wenn einer der hohen vertrag- 
schliessendcn Teile mit einer andern Macht eine Übereinkunft über das 
gdstige Eigentum ubschliessen und ihr grössere Vorteile einrftamen nollte, 
der andere dieselben Vorteile anter den gleichen Bedingungen geniessen soll, 

Art. 5. Um die AulVührnng der t'- iTf^riwärf iir'T! Übereinkunft zn er- 
leichtern, verpflichten sich die beiden hohen vertragschliessenden Teile, sich 
gegenseitig vierteljährlich ein Yerzeicbnis der Werke zn llberreichen, an 
welchen die Urheber, Verleger und Übersetzer mittelst der durch das Gesotz 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten ihn: Rechte in dem betreffenden Lande gp- 
sichert haben, und sich regelmässig die Gesetze und Verordnungen mitzu- 
teilen, welche f&rderhin in ihrem betreffenden I^de hinsichtlich des geistigen 
Eigentumsrechts an den in gegenwärtiger Übereinkunft einbegriffenen Werken 
und Erzeugnissen vcröffentlidit werden. 

Art. 6. "Die Bestimmungen der p^ejrenwärtigf^n "Übereinkunft ktinn^'n 
nicht das ßccht beeinträchtigen, welches jeder der beiden vertragsciüiess enden 
Teile sich ausdr&cklich yorbeh&lt, durch Massnahmen der Oosetz^ebung 
oder inneren Verwaltung den Verkauf, die Yerbreitang, die Aufführong 
oder Feilhaltung jedes Werkes oder Erzeugnisses zu überwachen und zu 
untersagen, hinsichtlich dessen eines der beiden Länder eine Ausübung 
dieses Hechtes für geboten erachtet. 

Art. 7. Die gegenwärtige Übereinkunft soll sobald als mOglieh nach 

dem Austausch der Batifikations-Urkunden in Kraft treten. Die Regierung 
jedes der beiden Länder wird im voraus den für das Inkrafttreten 
dieser Obereinkunft festgesetzten Tag bekannt geben lassen, und die Be- 
stimmungen derselben können nur auf nach dem festgesetzten Zeitpunkte 
veröffentlichte Werke und Erzeut^nisse Anwendung finden. 

Die gegenwärtige Übereinkunft ist während sechs Jahren vom Tapje 
ihres Inkrafttretens au verbindlich. Wenn keiner der vertragschlieüsenden 
Teile dem andern Tor Ablauf besagten Zeitraums seine Absieht kundgegeben 
hat, die Wirksamkeit derselben aufhören zu lassen, bleibt die gegen- 
wärtige Übereinkunft während eines weiteren Jahres verbindlich und ebenso 
weiter von Jahr zu Jahr bis zwölf iVlouato, nachdem einer der beiden Teile 
sie gekündigt hat. 

Die hohen vertragschliessenden Teile behalten sich jedoch die Befugnis 
vor, mit p^cmcinsamom Einverständnis solche Änderungen in die gegenwärtige 
Übereinkunft einzuführen, welche die Erfahrung als augebracht erweisen 
sollte, und die nicht wrveninhar mit dem Gkust und des Grundsätzen dei^ 
selben sind. 
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Art. 8l DI« g«|^wirtige Übereinkmift soll ntUsiert werden, und die 

Ratiflkatione-Ürkunden sollen in R-m innerhalb vierzig Tagen vom Tage 
der UnteraeicliBuntr nl», f"!f>r wennmöglick vorher, niisfrctauscht werden 
(ABatansch der RatinkaiionäurkuDden: 24. Juli 1880; Inkrafttreten des Vcr» 
trtgee: 10. Angost 1880). 

Italien— Vtreinifpie Staaten. 

f roiilaniatian des Präsiiienti n der Vereinigten Staaten 

vom 31. Uktuber 1899. 

Inhaltlieh übereinstimmend mit der Proklamation vom 1. Jnli 1891 
(S. 337). (Noteoaustaubch zwischen Italien und den Vereinigten Staaten 
Tom 98. Oktober 1893). 

lafaii-*Banier Obaraliikiinfl (Seite aii). 



Japan— Sehweiz. 

Freundschaf Ls-Vertrag vom 10. November 1896. 

Art. 11. T^ie Bürgfer oder Unterthanen eines jeden der hohen vertrag« 
schliessonden Teile sollen in den Gebieten und Besitzungen des andern fiir 
ihre BrflBdnngspatente, radmferieUeB ZeiehtningeD lud Modelle, Fabrik- und 
Handelsmarken, kommerziellen Bezeichnunp:en und Namen, sowie für ihre 
litterarischen und künstlerischen Werke den gleichen Schutz geniesscn, wie 
die Bürger oder Unterthanen dos Landes, sofern sie die gesetzlichen 
Fbmialit&teB etfaileo. 

Luxembuni— Berner Übereinkunft (Seite aii). 

Mexike— Belgien (Seite 888). 
Mexiko—Domlnlkanlscbe RefHiUlk (Seite 860). 

Mexiko — Ecuador (Seite 360). 
Mexiko— Frankreich (Seite 367). 
Mexiko— Italien (Seitc 391). 

Mexiko— Spanien. 

Übereinkunft vom 10. Juni 188& 

Art. 1. - Die eiaem der beiden Staaten angehSrenden ürlieber, Übec- 

setzer und Ver!e<i:er von litterrtrischen, wissenschaftlichen oder künstlerisclieu 
Werken geniessen in dem andern Staate die Rechte und Garantien, welche 
die betreffenden Gesetze den Staatsangehörigen gegenwärtig gewähren oder 
künftig gewähren werden, vorausgesetzt dass sie bei NachsnebuDg der 
Aiiprkpiinnng dieser "Rechte persiinlir!] i isrheiueii oder sich p^esctzmassij^ 
vertreten lassen, und duss sie ihr Eigi utunisrecht gemiiss der (lesf^tr^'tTphung 
des Staates, der dies Recht schützen soll, nachweisen, und zwar unf die- 
selbe Weise und unter denselben Bedingungen, wie die Staatsangehörigen, 
44ui£ : irgend wr lfhes andere Erfordernis oder irgend welche andere Form- 
Ikhkeit. Hinäichilicti der Wirksamkeit gcgenirärtigen Vertrags werden als 



Digitized by Google 



m 



.»^pauische Urheber diejenigen spanischer oder mcxikauischer Nationalität 
betrachtet, welche das Gebiet der spanischen Monarchie bewohnen, oder die 
ihre Werke daselbst schreiben, ausführen oder erstmalig veröifeatlichcii 
oder in Scene setzen, nnd als mexikanische Urheber diejenigen mexikanischer 
oder spanischer Nationalität, ivnlche die Republik bewohnen, oder die ihro 
Werke daselbst schreiben, ausführen oder erstmalig veröffentlichen oder in 
Sccnc setzen. Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder Bechtsiuhaber der 
Urheber, Übersetzer, Komponisten oder Eftnstler geniessen wechselseitiir 
und in jeder Beziehung dieselben Rechte, wie diejenifron, Trrlf hr^ gegeri- 
wärtiorp Übereinkunft den Urhebern, Übersetzern, Komponisten und Künstlern 
gcwalirt. Die in Lieferungen veröffentlichten Werke geniessen die littera- 
rischen Eigentnmsrecfatc von dem Tage an, an welchem deren YeiOifent^ 
lichung begonnen wurde. 

Art. 2. Die Bezeichnung „litterarische, wissenschaftliche oder kün.st- 
lerischc Werke" umfasst Bucher, Broschüren oder andere Schriften; dra- 
matische oder musikalische Kompositionen und Mnsik-Arrangemonts; Werke 
der Zeichenkunst, Malerei, Bildhauerei und Architektur; Stiche, Photo- 
graphien, Photogravuren, Lithoirruphifn, ObromolithooTaphien und lUustra- 
tiooea; geographische Karten, i'iaue, ^ki/.zeii und am aiigcraeinen jedes Er- 
zeugnis auf litterarischem, wissenschaftlichem oder kttnstlerisebem Gebiet« 
das veröffentlicht oder durch irgend ein schon bekanntes oder sp&ter ZU 
entdeckendes Verfahren vervielfültigt werden kann. 

Art. 3. Die Urheber von in Dialekten oder alten Sprachen eines der 
beiden Länder geschriebenen Werken geni^^ in dem andern das aus- 
schliessliche Übersetzungsredit ihrer Werke unter densf llcn Hrdingungcu, 
wie solclic gegenwärtige (Übereinkunft den in spanischer Sprache ge- 
schriebenen Uriginaivvcrkeu gewäliiL Die Übersetzer geniessen bezüglich 
ihrer Übersetzungen das Eigentumsrecht, können jedoch keinen Einspruch 
gegen die Übersetzung derselben W( rke durch andere Schriftsteller orb^ben. 

Art. 4. Um Zweifel und Schwierigkeilen in Sachen der Auffulinnigs- 
gebühreu zu vermeiden, welche iu dem andern als dem ürsprungaiaudc 
durch die Urheber dramatischer, lyrischer oder lyrisch-dramatischer W^erkc 
zu erhebeil sind, ist folgender auf die Eintritte rapider anwendbare Tarif in 
Übereinstimmung festgesetzt: l^ ur Werke in einem Akt 2°/o; für Werke in 
2 Akten 4°/o; für Werke in 3 oder mehr Akten G^jo. Wenn es sich um 
ein lyrisch-dramatisches Werk handelt, sollen diese Gebühren zur Hälfte 
zwischen dem Urheber der Musik und demjenigen des Textbiirlts- verteilt 
werden. Für rein musikalische Werke sollen diese (febühren um die Hälfte 
ermässigt werden. Die Urheber drunatischcr, lyrischer oder lyrisch-drama- 
tischer Werke können keinen Einspruch gegen die freie AuffQhrnng ihrer 
Werke im andern Lande erheben, vorausgesetzt dass sie die entspredicndon 
Oebühren einnehmen. 

Art. 5 Bruck, Verüffcutlichuug, Vervielfältigung, Verkauf oder Feil- 
halten litterarischer, wissenschaftlicher oder künstlerischer Werke ohne die 
Zustimmung des spanischen oder mexikanischen Urhebers ist in jedem der 
beiden Länder verboten, ob nun die unerlaubten Vervielfältigungen aus einem 
der beiden vertragschliessenden Länder oder aus irgend einem fremden Lande 
stammen. Die Vervielfältigung von iu periodischen Veröffentliehnngeu er- 
schienenen Artikeln oder Illustrationen ist jcdnrh gestattet unter der Be- 
dingung, daps der Urheber oder die Veröffentlichung, welcher die Verviel- 
fältigung entnommen ist, angegeben werde; wenn aber ein Urheber seine 
Artikel oder lllustoationen in einer Sammlung vereinigt hat, ist es nicht 
mehr zulässig, sie ganz oder teilweise ohne seine Zustimmung zu drucken 
«der vervielfältigen. Zulässig ist ferner die Vervielfältigung von vereinzelten 
Brndtttllcken oder Illustrationen aus litterarischen Werken, vorausgesetzt 
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4a8B sie beBonden für Unterriclitä-Handbüeher bestimmt und angepasst sind 
oder einen wissenschaftlichen Charakter haben. Der Xame des Urhebers 
oder das Werk, dem diese Auszüge, Stellen oder Bruchstücke entlehnt sind, 
niiiss jedo<A stets erwähnt werden. Kernen Falles ist es gestattet, Stellen 
«hne Ermächtigung des Urhebers des Werkes zu vervielfältigen. Die wechsel- 
seitige Vf-r ifTentlichung von Chrestomathien, die nns Hrnchstückr n von Werken 
verscbiedeuer Urheber oder Artikeln geringen ümfangs zusammengesetzt 
eind, wird gleldifalls als zulässig betrachtet. 

Art. 6. Keiner der hohen vertraf^schliessenden Teile ist in ii^end 
welcher Weise verpflichtet, den Urhebern dos anderen 'Ceils weitergehende 
Becbte, als die den ätaatsangehörigeu bewilligten, zu gewähren, noch darf 
dmelbe m üiren Gunsten Bechte anerkennim, die über diejenigen hiaans- 
l^ehen, welche sie kraft der Gesetze ihres eigenen Landes gemessen. 

Art. 7. Bei Übertretung der Hestimmangen gegenwärtigen Vertrags 
verhängen die (iehchtshöfe dJe entsprechenden Strafen iu derselben Weise, 
als wenn die Übertretnng anm Naeht^ eines Weikes oder Enengnisses 
eines inländischen Urhebers begangen wäre. 

Art. 8. Wenn einer der hohen vertragschliessenden Teile irgend einem 
^Staate hinsichtlich des Schutzes des geistigen Eigentums weitergebende 
Vorteile, als die in gegenwärtiger Übeieinkonft festgesetsten, gewahren 
«ollte, würden diese Vorteile dem vcrtragsehliessenden Teile unter den 
gleichen Bedingungen ebenfalls zugestanden werden. 

Art. 9. Gegenwärtige Übereinkunft findet auf Werke, die am Tage 
des Inkrafttretens der Übereinknnlt dem Gemeingut befeits yerfallen sind, 
keine Anwendung. Als dem Gemeingut verfallen werden die Werke, welche 
zu diesorn Zeitpunkt im andern Lande nachgedruckt, Yervieifältigt oder 
aufgeführt worden sind, betrachtet. 

Art. 10. Die Bestimmungen gegenwärtiger Übereinkunft können das 
jedem der hohen vertragschliessenden Teile zustehende und ausdrücklich 
vorbehaltene Recht nicht beeinträchtigen, durch gesetzliche oder Ver- 
waltongsmassnahmen die Verbreitung, Aufführung oder Ausstellung jedes 
Werkes oder Eraeognissee sa erlauben, an ftberwachea oder zu verbieten, 
bezüglich dessen der eine oder andere Staat dieses Becht aussuftben fttr gut 
^den sollte. 

Art. 11. Gegenwärtige Übereinkunft findet Anwendung in Spanien und 
dessen überseeiseoen Kolomen und ProTinzen und in den Vereinigten Staaten 

von Mexiko. Dieselbe tritt zwei Monate nach dem (am 13. August 1895 
•erfolf^ten) Austausch der Ratifikationen in Kraft und währt fünf .Jahre von 
diesem letzteren Zeitpunkt an gerechnet; sie wird aber ihre Wirksamkeit 
aneh in der Folge fortgesetzt ausüben, bis zur Kündigung seitens eines 
oder des andern der vertragschliessenden Teile und noch ein Jahr naeh der 
Kündigung. Wenn letztere in d^r vorerwähnten Frist von fünf Jahren 
stattfindet, erlischt die Wirksauikuit gegenwärtiger Übereinkunft mit dem 
Ablauf dieser Fristw 

Art. 12. Diese Übereinkunft soll gemäss den Gesetzeu beider Länder 
ratifiziert werden, und die Katifikatiottsurknnden sollen sobald als möglich 
iu Mexiko ausgetauscht werden. 



Mexiko -Vereinigte Staaten. 

Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Htaaten 

vom 27. Februar 189(). 

Inhaltlich tibereinstimmend mit der Proklamation vom 1. Juli 1891 
<8eite 337). 
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Monaeo— B«mer Sbminkiififl (Seite sii). 

Monaco - Frankreich (Seite 368). 
Montenegro— Italien (Seite my 
Nicaragua— Honduras (Seite 390). 
Niederlande— Belgien (Seite 329). 
Niadsiiaiide— Frankreich (Seite 368). 



Niederlande^Vereinigte Staaten. 

Proklamation des Pr&sideDten der Vereinigten Staaten . 

Tom 20. NoTember 1899. ' 

ialialtlicli ubcröiuiitimmead mit <ier Proklaiuatioa vom 1. Jali 1891 
(Seite 837). 

Norwegen— Bamar Ülierainkunft (Seite su). 
Narwegan— Dftnamark (Seite 349). 
Norwagen—Frankraleli (Seite 881). 
Norwegen— Italien (Seite 394). 



Norwegen — Schweden. 

Königi. Verordnnng vom 16. November 1877.*) 

Tn Tl»f reinstimmung mit dorn rronipin^^nm für die vereinigten Reirhn ^c- 
fassteii 1{ i'schlnss, wird anacbliesscnd an die für Norwegen besonders erlassene 
YerorduuDg, wonach das norwegische Gesetz vom 8. Jimi 1876 über den 
Schutz des sogenannten lltterarischen Eig^entamsrechts tob nmä mit !• Jawar- 
1878 auch auf Schriften schwr H . lirr rnterthanen, soweit solche nwch 
schwedischen Gesetzen gescliutzt sind, aassredehnt ist, gemäss 19 de«5 
schwedischen Gesetzes yom 10. August 1877 Uber das litterarische Eigea- 
tnmsreelit verordnet, dass die Bostirammigeo letiteren QeMtscs von Beginn 
1878 an au 'h für Srhriften norwegischer Unterthaneii, soweit soIcImi aacb 
norwegischen Gesetzen geschützt sind, gelten aellen. 

K9ttigL y er Ordnung vom 4. Februar 1881.*) 

In Übereinstimmung mit dem gemeinsam für die vereinigten Reiche gtr<- 
fnsst n Heschluss, wird anschliessend un die für Schweden besonders erlassene 
V erordnung, wonach das schwedische Gesetz vom 3. Mai 1867 (s, Verordnung^ 
▼om 10. August 1877) Tom 1. Januar 1882 an auch auf ausserhalb Schweden» 
befindiiebe Kunstwerke norwegischer Künstler, soweit solche nach norwegisidieit 
Gesetzen geschützt sind, ausgedehnt i-^t, p^cmiiss Art. l'i dus nes»'tzes vom 
12. Miii 1877 über den Schutz des künstlerischen Eigentums mit Gegen- 
wärtigem verordnet, dass die Bestimmungen letzterer (}Metse Tora 1. Janaar 
1882 au auch auf Kunstwerke schwedischer Unterthancn, soweit solche nach 
schwedischen Gesetsen gescbutzt sind, aosgedebat werden seUen. 

*) iJicso Yeioidmingen wenlt-n, obgleich in denselben ausschliesslicli aiil liie durch das 
G«tiet2 vom 4. Juli 1^3 eraeUt€n Gesetze Tom. 8. Juni 1876 uod 12, Mai 1S73 Besug ge- 
nommen wird, ftli «Df dM Ifttst geltenct« norm^selid Geaetx (vom 4. Juli iSOt) «avendear 
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Östtrreich— Ungarn. 

übereinkommen Tom 16. Febrnar 1887. 

Art. 1. Die Urheber von Werken der Litteratur oder Kunst*) und 
deren Becbtsnackfolger mit Inbegntl der Verleger sulicn xu jedem der 
brndea Staatsgebiete gegenseitig sich der Vorteile an erfreuen iiaben, welche 
daselbst zum Schutze von Werken der Litteratur oder Kiuit gesfltiUeh 

eingeräumt sind oder cini^CTiainit wcTden. 

Es werden daher Urheber von \\ erken der Litteratur oder Kunst und 
deren Beehtsnachfol^er, wenn diese Werke in einem der beiden Staats- 
gebiete erscheinen, in dem anderen Staatsgebiete denselben Sehnte nnd 
dieselbe Hilfe gegen jede Beeinträchtigung ihrer Rechtp f^reiiiessrn, als 
wenn diese Beeinträchtigung gegen den Urheber eines in diesem anderen 
Gebiet erschienenen Werkes der Litteratur oder Kunst oder gegen dessen 
Bechtsnachfolger begangen wäre; es werden in gleicher Weise Urheber Ton 
Werket! der Litteratur oder Kunst und deren Rechtsnachfolger, wenn fliese 
Personen dem einen der beiden Staatsgebiete angehören oder daselbst 
wohnen, in dem anderen Staatsgebiete dttiselben Sehnts nnd dieselbe Hilfe 
gegen jede Bedntrachtigung ihrer Rechte gemessen, als wenn diese Be- 
einträchtigung gegen einen diesem anderen Gebiete angehorigen oder daselbst 
wohnenden Urheber oder dessen Rechtsnachfolger begangen wäre. 

Diese Vorteile sollen jedoch in dem anderen Gebiete den Urhebern und 
ihren Bechtsnachfolgem nnr in dem Falle gewährt werden, wenn das be* 

treffende Werk auch in dem Ursprungsgebiete gesetzlich geschützt ist, nnd 
sollen in dem anderen Gebiete nicht über die Frist hinaus dauern, welche 
in dem Ursprungsgebiete den Urhebern und ihren Bechtsnachfolgem gesetz- 
lich eingeräumt ist. 

Der Ausdruck: „Werke der Litteratur oder Kunst" umfasst Bücher, 

Broschüren oder andere Schriftwerke; dramatische Werke, musikalische 
Kompositionen, dramatisch-musikalische Werke; Werke der zeichnenden 
Kunst, der ilalerci, der Bildhauerei; Stiche, Lithographien, Illustrationen, 
geologische und geographische Karten, geographische, topographisdie, natur- 
wissrnschaftliche, geometrische, architektonische und andere technische 
Zeichnungen, Plane, Skizzen und Darstellungen plastischer Art, sowie über- 
haupt jedes Erzeugnis aus dem Gebiete der WissenscliafL, LiUoraLur oder 
Kunst« 

Art. 2. Sofern nach dem ungarischen Gesetzartikel XVI vom Jahre 1884 
über das Autorrecht zur Wahrung einzelner Urheberrechte die Eintragung 
iü ein ülYentüches Register erforderlich ist, können die Eintragungen, wenn 
sie von Urhebern oder deren Rechtsnachfolgern begehrt werden, deren Bechte 
nur auf Grund des gegenwärtigen Vertrages gewahrt werden können, bei 
dem k. k. Handelsministerium in Wien erfolgen, bei welchem zu diesem 
Zwecke ein besonderes Register zu führen ist. Die in dieses Regster er- 
folgten Eintragungen sind am Ende eines jeden Monats dem königlich un- 
garischen Ministerium für Ackerbau, Industrie und Handel in Budapest behufs 
Veranlassung der Veröffentlichung bekannt zu geben. Die näheren Vor- 
schriften hierüber sind von der Regierung der im Reichsrat vertretenen 
Königreiche nnd Länder anf dem Yerordnnngswege zn erlassen. 



*) üinseliUessIich Erzeugnissen der Photographie, gemäss einer infolge 
Notenaustanaehes der österreiehisehen xmA ungarischen Jusilzmlnisterleii Im österreichischen 
«T«rordniuigsbliilt 4es K. K. Justizministeriums'* vom 14. Januar 1897 veröffentlichten lilt- 
to^agi und tiiuai ebensolchen yom 8. Januar 1S97 datirten Mitteilung im ungarischen „Jastii* 

OMetee aber dn 17rh«lMiMehi SS 
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Art. 3. Die Bestimmungen dieses Übereinkommens sollen auch auf 
Werke der Litteratur oder Kunüt Anwendung ündeu, welche bereits vor 
dem Inkrafttreten desselbea Toriianden waren. Jedoch kOnnen die vor dem 

Inkrafttreten flio^cs Übereinkommens angcfert irrten Exemplare, deren Her- 
steilnng bisher nicht verboten war, auch ferner verbreitet werden. Des- 
gleichen können die beim Inkrafttreten dieses Übereinkommens vorhandenen 
vorrichtongen znr YervielfiUtignng, wie Stereotypen, Hoisstöcke und ge> 
stochcnc Platten aller Art, sowie lithop^raphischo Steine, wpnn deren Her- 
stellung bisher nicht verboten war, während eines Zeitraumes von vier 
Jalireu von diesem Inkrafttreten noch benutzt werden. Die Verbreitung 
solcher Exemplare und die fernere BenutEung der beseichneten Yorrichtungen 
ist aller nur dann gestattet, wenn infolge eines von der beteiligten Partei 
binnen drei Monaten von dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens gestellten 
Auöuciiena durch die betreffende Regierung ein Inventar der bezeichneten Exem- 
plare und Vorriehtongen aufgenommen, und dieselben mit dnem besonderen 
Stempel versehen worden sind. Die vor J< m Inkrafttreten des gegen^värtigen 
Übereinkommens rechtmässig zur Auftuhriing gebrachten dramatischen Werke, 
muäikalischen Kumpusitionen und dramatlüch-musikalischen Werke können 
anch femer anfgefttlirt werden. 

Art. 4. Das gegenwärtige Übereinkommen soll nach dessen Gcncliraigung 
durch die beiderseitigen Gesetzgebun»:* !! «gleichzeitig in beiden Staatsgebieten 
in Wirksamkeit treten. Der Zeitpuuki de^ Inkrafttretens wird von den 
beiderseitigen Begiernngen einverständlieh festgesetzt. Das gegenwärtige 
Übereinkommen soll von seinem Inkrafttreten an (1. Juli 1887) durch zehn 
Jahre in Geltung bleiben und wird, wenn keine Kündigung eintritt, nach 
Ablauf dieser Zeit auf weitere zwei Jahre und so fort von zwei Jahren als 
stillschweigend verlängert angesehen. Die Kündigung hat ein Jahr yor 
Ablauf der Geltungsmst des Obereinkommens zu erlogen, 

Verordnung des Österreich. Handelsministeriums und Justiz- 
ministeriums Yom 13. August 1887 betreffend Registerftlhrung. 

Art. 1. Bei dem Handeisministerium in Wien wird ein besonderes 
Begister geführt, in welches jene Anmeldungen einzutragen sind, deren Ein- 
tesifung in ein öffentliches Register nach dem ungarischen Qesetzartikel XVI 
vom Jahre 1884 über das Autorrecht zur Wahrung einzelner Urheberrechte 
erforderlich ist, wofern diese Anmeldungen seitens solcher Urheber oder 
Bochtsnachfolger derselben erfolgen, deren Hechte in den Ländern der 
ungarisehen &rone nur auf Grund des im Eingange erwShnten Überein- 
kommens gewahrt wert^en können. 

Art. 8. Das Begister wird nach den aus der Beilage ersichtlichen 
Formularien I , und II *) angelegt. Anmeldungen, welche den Schutz des 
Beehtes zur Übersetzung eines Originalwerkes der Litteratur in eine oder 
mehrere andere Sprachen bez\^-eL'].t'n fAnmeldung des Reinnncs und drr Be- 
endigung der Ubersetzung), werden m das nach dem Formular I angelegte 
Begister eingetragen. Anmeldungen, welche die Verlängerung der Schutz- 
frist eines unter einem Pseudonym oder ohne Nennung des Namens des Ur- 
hebers erschif^nenen Werkes der Litteratur oder eines unter einem Psendonym 
oder ohne .Nennung des Namens des Urhebers aufgeführten dramatischeUi 
musikalischen oder dramatisch-musikalischen Werkes oder eines unter einem 
Pseudonym oder ohne Nennung des Namens des Orhebers ▼eröffentliehtm 
Werkes der bildenden Kunst — Zeichnung, Stich, Maler- oder Bildbauer- 
werk — zum Zwecke haben (Anmeldung des wirklichen Namens des 



«) IM«wlb«a traidAB hitr nkiit mit ahttdnudct. 
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Urhebers), werden in das nach dem Formular Ii angelegte Aegister ein- 
getragen. 

Art. 9. Die Eintragungen erfolgen über mündliches oder schriftliches 
Aosaehen der Inter^?<^enten, ohne voriäufige Untarsncluing der fiiehiigkeit 
der in der Anmeldung gemachten Angaben. 

Art. 4. Die Anmeldungen mm Zwecke TOn Eintragungen in dai nach 
dem Formular I zu führende Register haben folgende Daten zu enthalten: 
1. den NaroeUf die Beschäftigung und den Wohnort des Anmelders; 2. den 
ToUen Titel des Originalwerkes, die Zahl der Bände und der Seiten des- 
selben; 8. das Jahr, in welehen das Originalwerk erschienen ist; 4. des 
Namen, die Beschäftigung und den Wohnort des Urhebers;. 6w die Sprache 
(Sprachen), für welche das Ühersetzungsrccht vorbehalten wurde; ß. fir-n 
Z^tponkt, wann die Übersetzung des Originalwerkes a) begonnen, b) voll- 
endet wurde. 

Art. 5. Die Anmeldungen zum Zwecke Ton Eintragungen in das nach 
dem Formular II zu führende Reg^ister haben folgende Daten zu enthalten: 
1. den Namen, die Beschäftigung und den Wohnort des Anmelders; 2. die 
genaue Beseiehnnng des Oninnalweikes und der Qattung desselben; bd 
Werken der Litteratur und Tonwerken insbesondere den vollen Titel, die 
Zahl der B^nde oder Hefte und der Seiten desselben; 3. das Jahr, in welchem 
das Oriemalwerk erschienen, beziehungsweise zum ersten Male öffentlich 
anfgefiurt oder sonst TerOffentticht worden ist; bei dramatisehen, musi- 
kalischen und dramatisch -musikalischen Werken auch den Tag der ersten 
öffentlichen Aufführung; 4. das Pseudonym des Urhebers oder die Angabe, 
dass das Werk ohne Nennung des Namens dos Urhebers erschienen, be- 
ziehnngsweise Offeatlieh anfgefQlirt oder sonst TerMfentUebt worden ist; 
5. den Namen, die Beschäftie:ung und den Wohnort des Urhebers. 

Art. 6. Geleg'entHch der Anmeldung (Art. 3) i<t, wenn sich die An- 
meldung auf ein Werk der Litteratur oder ein Touwerk bezieht, ein Exem- 
plar des Ofiginalwerkes, besiehnngsweise der Übersetzung, wenn sich die 
Anmeldung dagegen auf ein Werk der bildenden Kunst bezieht, eine Photo- 
graphie des Kunstwerkes bei dem Handelsministerium gegen Empfangs- 
schein zu hinterlegen. 

Art, 7. Nach yoUzogener Eintragung der Anmeldung in das B^^ter 
wird dem Anmelder eine Bestatio^un^ über die erfolgte Anmeldung und Uber 
den Inhalt der Eintragung von dem Handelsministerium erteilt, 

Art. 8. Am Schlüsse eines jeden Monats werden die in das Register 
erfolgtmlSntragungen von dem Handelsniinisterinm dem königlich ungarischen 
Hinisterium für Ackerbau, Industrie und Handel in Budapest behnfs Ver- 
anlassung der Veröffentlichung mitgeteilt. 

Art. 9. Jedermann kann in das Register Einsicht uehmeu und gegen 
Entriehtong entfallenden Stempelgebftbr die Ausfertigung amtlich be- 
glaubigter Abschriften aus demselben, sowie von Zeugnissen, dass eise be^ 
stimmte Eintragung in dem Register nicht vorkomme, verlangen. 

Art. 10. Die Empfangscheiue (Art. 6), Bestätigungen (Art. 7), sowie 
die beglaubigten Abschriften nnd Zeugnisse ans dem Register (Art. 9) werden 
von dem Referenten und dem mit der Registerführung betrauten Beamten 
des Handelsministeriums unterfertigt und mit dem Amtssiegel versehen. 



Österreich-Ungarn— Deutschland (Seite 356). 
Österreich-Ungarn— Frankreich (Seite 369). 
Österreich^Ungarn— Grossbritannien (Seite 383). . 

ce* 
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Österreich-Ungarn— Italien (Seite 391). 
Paraguay— Argentinische Republik (Seite 324). 
Paraguay— Franlcreich (Seiten 824 n. 874). 
Paraguay— Italien (Seiten 824 «. 898). 
Paraguay— Peru (Seite duy, 

Paraguay— Spanien. 

Königl. Spanische Verordnung vom 28. Mai 1900 betreffend die 
Übereinkunft von Montevideo vom 11. Jannar 1889. 

Die bei dem iiuornationalen Kon^ress in Montevideo 1889 abgeschlossene 
Übereinkunft (Text ^uitc o2-l; soll in bpauieu pünktlich befolgt und in allen 
flueii Tetten hiniiehtlieh der Bechte der Unterthanen beider Länder aus- 

feführt werden, ebenso wie dies im Gebiet der Eepnblik Parao;aay durch 
erordnong dea Präsidenten vom 21. März 1900 Torgescbrleben worden ist. 



Paraguay— Uruguay (Seite 824). 
Peru— Argentlnleehe Republilc, Paraguay, Uruguay (Seite 824). 

Portugal— Belgien (Seite 88i). 
Portugal— BraeNlen (Seite 888). 
Portugal— Franl(reich (Seite 374). 



Portugal — Spanien. 
Übereinkunft Tom 9. Angnet 1880. 

Art. 1. Die Urheber litterarischeff wissenschaftlicher und künstlerischer 
Werke oder deren Rechtsinhaber, welche ihr Eifz-entumsrecht oder das Recht 
zur teilweisen oder vollständigen Vervielfältigung in einem der beiden ver- 
tragschliessenden Staaten den Gesetzen desselben gemäss nachweisen, ge- 
messen unter dieser einzigen Bedingung und ohne weitere Fominlit&ten von 
dem Tage des Inkrafttretens gegenwärtiger Übereinkunft die entsprechenden 
Bechte in dem andern Staate und können dieselben in derselben Weise und 
unter den gleichen gesetzlichen Bedingungen wie die Staatsangehörigen ans- 
eben. Biese Bechte wer Icn den Urhebern der Iteiden Länder auf Lebens* 
aeit und nach ihrem Tode fünfzig Jahre lang den Erben, Besrhenkten, Be- 
dachten, Cessionaren oder sonstigen Rechtsnachfolgern gemäss den Gesetzen 
des Landes des Verstorbenen gewährt. 

Der Ausdruck «litterariscbe, wissenschaftliche und kftnstlerisohe Werke* 
umfasst Bücher, Bro<=;rhnrrn nnd andrre Schriften, dramatische Werke, 
musikalische Kompositionen und Arrangements, Werke der Zeichenkunst, 
Malerei, Bildhauerei und Architektur, Stiche, Lithographien und Illustrationen, 
geographische Karten, Pläne, wissenschaftliche Suzzen und im allgemeinen 
jedes Erzeugnis auf littf^rarischem, wi??nn?rhaftlichem oder künstlerischem 
Gebiete, das durch irt: ud ein bekanntes oder ktinftig zu entdeckendes 
Druck- oder Vervielfältig uugsverfahren veröffentlicht werden kann. 

Die gesetzlielien Bevollmächtigten oder Beehtsinhaber der Urheber, 
Übenetier, KompoiiiateB vnd KUnntler geoieBBea veehseleeitig nnd in jeder 
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Hiiisieht die gleichen Rechte, welche durch die gegenwärtige ÜbereinkTinft 
den Urhebern, Obersetzern, KomponiBten and Künstlern selbst zuerkanut 
werte. 

Art. 2. Bmck, Veröffentlichung, Yeiknuf, Feilbieten, sowie Einfuhr 
nnd Ausfnhr von Werken in der Sprache oder dfm nialekt des andern 
Landes oime Ermächtigung des Eigentümers des Original werkes ist in jedem 
d«r beidtti Stattea Terboteo. Dns glefadie Yef bot imdet anf die AnIf&Lniiig 
diMBttkiieher Werke und die SlbntUelie Wiedagabe imuiknlisefaer Kom- 
positionen Anwendung. 

Art. 3. Die Urheber jedes der beiden L&nder geniessen in dem andern 
daa anaeeblleesUeke Übenetsongsieeht an fbren Werken wilnend der gaosen 
ZeÜf für welche ihnen die gegenwärtige Übereinkunft das Eigentnmsrecbt 
am Originalwerke zuerkennt, und wird daher die Veröffentlichung einer 
nicht autorisierten Übersetzung als ein unerlaubter Nachdruck des Original- 
weikes betraehter. 

Die Übersetaer alter oder neuerer Werke, welche Gemeingut geworden 
sind, gemessen bezüß;lich ihrer T^bersctznngen das Eigenturasrecht und den 
damit Terknüpften Sdiutz, können indes die Übersetzung derselben Werke 
dvieh aadere ai^t verkfaidem. 

Die Urheber dramatischer Werke genieaeen wechselseitig dieselbai 
Bechte mit Bezug anf die Übersetsimg oder die Anfftthrong der Üb«r- 
Setzung ihrer Werke. 

Art. 4. In Lieferungen erscheinende Werke, sowie Artikel iitterarischen, 
wisienschaftUeken oder kritischen Inhalts, 0hit>nik6n, Bomane, Fenilletone 

und im allgemeinen alle nicht politische Erörterungen enthaltenden Artikel, 
welche in Tagesblättem und Zeitschriften von Urhehem eines der beiden 
Länder Teröffentlicht werden, dürfen ohne Ermächtigung der Urheber oder 
deren Reehtainkaber in dem andern Land weder nachgedroclct noch fibersetat 
werden. 

Ebenso sind die nicht autorisierten indirekten Aneignungen verboteu, 
als Adaptationen, sogenannte Nachahmungen im guten Glauben, Trans- 
kriptionen und Entlehnungen Ton Htterarisehen, dramatisehen oder künst- 
lerischen Werken ohne Zustimmung des Hrhehers. Doch soll wechselseitig 
in jedem der beiden Länder die Veröffentlichung von Auszügen oder ganzen 
Stücken aus den Werken eines Urhebers des andern Landes in der Sprache 
des Originals oder in Übersetzung erlaubt sein, fdls diese VerOiTeatlichungen 
dem Unterricht oder Studium besonders angepasst und gewidmet und mit 
erklärenden Anmerkungen in einer anderen Sprache sds derjenigen des 
Originalwerkes versehen sind. 

Art. 5. Den gcv.uLuaclien Gericiilcn iü beiden Liiiidciu lie^^t es ob, 
die durch die bezüglichen Qesetzgebungen festgesetzten Strafen in den 
Fällen der Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen dieser Übereinkutift 
in derselben Weise zur Anwendung zu bringen, als wenn die Zuwider- 
handlung zum Nachteil ciues Werken oder Erzeugniiises einheimischen 
Ursprungs erfolgt sei. 

Art. 6. Es ist wohl zu beachten, dass, wenn in irgend einer Übereia> 
knnft zum Schutze des geistigen Eigentums einem drittrn Staate grössere 
Vorteile durch einen der hohen vertragschliessenden Teile gewährt würden, 
der andere ebenfalls die gleichen Vorteile unter denselben Bedingungen ge> 
messen solL 

Art. 7. Um die Ausführung der gegenwttrtigen Übereinkunft zu er- 
leichtem, verpflichten sich die hohen vertragschliessenden Teile, sich gegen- 
seitig die Oesetze, Verordnungen und Bestimmungen mitzuteilen, welche sie 
kflaftig mit Bezug auf das Eagentomsreckt an den durch die Bestirnnmiigeii 
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dieser Übereinkanft geschauteu Werken and iSraeagiÜBsen in ihren Gebieten 
TerOlfeiitlieheB soUteo. 

Art. 8. Bio Bestimmungen der gegenwirtigen Überdnkuift kennen in 
keiner Hinsicht das Recht beeinträchtigen, welches sich jeder der hohen 
TertragschJiessendea Teile vorbehält, durch gesetsliche oder VerwaUungs- 
namänneii die Yerbr«itiuig, AniffiÜiraiig oder AnsstelliiDg jedwedes WMee 
oder Erzengnisees za überwachen, zu erlauben oder zu verbieten, bezüglich 
dessen der eine oder andere Staat dieses Hecht auszuüben für gut finden sollte. 

Art. 9. Die gegenwärtige Übercinkunit tritt nach dem Austausch der 
BatiiikatioiieD Ton dem Zdtpiuikt' in Kraft, wcleben die beiden . Tcärtrag- 
schliessenden Aegierangen gemeinsam festseteen werden (als solcher wurde 
der I. Antust 18^1 bestimmt). Ihre Bestimmungen sind nnr auf die nach 
dem Inkrafttreten derselben TerOffentlichten, dargestellten oder aasgeführten 
Werke anwendbar. 

Doch sollen die Werke, an denen das Eigentumsrecht bei Inkralttieten 
dieser Übereinkunft nnch durch diejenige vom 5. August 1860 gewährleistet 
ist, gleichfalls die Vorteile der gegenwärtigen Üb^einkonft während des 
Lebens des (Jrhcbefs und 60 Ja|pre luLch dessen Tpde oder, falls der Urheber 
schon gestorben wäre, für die flbrigeZeit bis zur YoUendnng yon CO Jahren 
»nach des letzteren Tode genieHi^on. 

Die im vorhergeiiendeu Abschnitt bewilligte Vergünstijg^ng betreffs der 
wfthrend der Gültigkeit der Übereinkunft von 1860 yerOflSntliditett Werke 
steht ausschliesslich den Urhebern dieser Werke oder deren Erben zu, ist 
aber keinesfalls ausdehnbar auf die Cessionare, deren Vertrag früheren 
Datums ist, als der Zeitpunkt, zu dorn gegenwärtige Überemkunft in 
Kraft tritt. 

Die ans den Bestimmungen gegenwärtiger Übereinkunft sich ergebenden 
Vorteile können auch erstreckt werden auf Werke, die weniger als sechs 
Monate vor dem Inkrafttreten derselben veröffentlicht sind, und deren durch 
Art. 8 der Übereinkunft Ton 1860 Torgesehriebene Hinterlegang und Ein^ 
tragung noch rechtzeitig erfolgen kann, und zwar ohne dass die üriieber 
snr Erfüllung besagter Formalit??ten verpflichtet wären. 

Das Übersetzungsrecht an W erken, deren Eigentum beim Inkrafttreten 
der gegenwärtigen Übereinkunft noch durch diejenige von 1860, welche 
dieses Recht auf fünf Jahre gewährt, geschtttat ist, wird ebenso wie für 
die Originalwerke verlängert und zwar, wie im dritten Abschnitt dieses 
Artikels festgesetzt, in dem Fall^ dass die luuij ahrige Frist beim Inkraft- 
treten der neuen Übereinkunft noch nicht abgdaufen, oder, wenn sie abge- 
laufen, seitdem noch keine unautorisierte Übersetzung veröffentlicht worden ist. 

Falls nach Ablauf besagter fünfjähriger Frist, aber vor Inkrafttreten 
der neuen Übereinkunft eine vom Urheber nicht autorisierte Übersetzung 
veröffentlicht worden ist, soll die VerSffentlicbung späterer Auflagen dieser 
Übersetzung nicht als Nachdruck betrachtet werden, indes dürfen während 
des für den Genuss des Eigentumsrechtes am Originalwerk festgesetzten 
Zeitraumes andere Übersetzungen nicht ohne die Zustimmung des Urhebers 
oder seiner Bechtsinhaber ycrdfllentlicht werden. 

Art. 10. Diese Übereinkunft gilt für die Daner von sechs Jahren vom 
Tage des Inkrafttretens, und ihre Wirkungen dauern bis zur Kündigung 
von einem oder dem andern der hohen vertragschliessenden Teile und ein 
Jahr nach ihrer Kündigung. Die hohen Tortragschliessenden Teile behalten 
sich das Becht vor, gemeinsam an der gegenwärtigen Übereinkunft jede 
Yorbesserung oder Veriindcrung vorzunehmen, wel(me die Erfahrung als 
zweckmässig nachgcwiessen haben sollte. 

Art. 11. Die gegenwärtige Übereinkunft wird ratifiziert, und die Bat!- 
ftkationen sollen in Lusabon sobald als mttgUch ausgetauieht weiden. 
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Znsatzprotokoll vom 4. Jnli 1881. 

Im. Begriff die Ratifikationen der Übereinkunft betreffs des litterariscben, 
wi88eD8diuuiebe& und kfinstlerisehen Eigentums Yom 9. Angast 1880 ans- 

zatauscben, liftbeu die beiderseitigen in gdiöriger Form autorisierten BeroU- 
mäcbtigten zur Erleichterung der Aiisfnhrnnc^ derselben folt^ende Erklärungf 
nnterzeidmet, welche yerpflichtend sein soll, als ob sie einen Teil besagter 
Übeniol^nnlt bildete. 

Die Begierongen toh S| :uiien und Portugal verpflichten sich gegenseitig 
zur Übersendung am Schlüsse jerlr^ Quartals einer Liste dcrjcni<?cn Werke, 
bez&glich welcher die Urheber oder deren Eechtsiuhaber innerhalb dieser 
Periode ihr Eigentmiisreeht oder Beeht znr teilweisen oder TollstSad^^ 
Veröffentlichung nach Massgabe der Landesgesetze nachgewiesen haben. 
Diese Listen werden innerhalb Monatsfrist In dem Diario do Goberno, wenn 
der portugiesischen Begienmg überreicht, und in der Gaceta de Madrid, 
wenn der spanischen Begiemng fiberrdcht, TerSffentlicht. 



Portugal— Vereinigte Staaten. 

Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Staaten 

vom 20. Juli 1893. 

Tnlmltlich Übereinstimmend mit der Proklamation vom 1. Juli 1891 
(Seite äö7). 



iiumänien— Frankreich (Seite 378). 
Salvador— Costa-Rica (Seite 345). 
Salvador— Frankreich (Seite 378). 
Salvador Guatemala (Seite 387). 
Salvador— Honduras (Seite 390). 



Salvador— Spanien. 

Vertrag vom S8. Juni 1884 

Art. 1. Die spanischen Unterthanen in der Bepublik SaWador und die 

Bürp-cr der Republik S'alvm! r in Spanien, welche Urheber von Büchnrn, 
Broschüren oder andern 8ciinft werken, von dramntischen Werken, musi- 
kalischen Kompositionen oder Arrangements, von Zeichnungen, Malereien, 
Bildhanerarbeiten, Stichen, Lithographien, Enpferstichen, geographischen 
Karten and überhaupt ^vis'^enscbaftlichen, litterarischen oder künstlerischen 
Erzengnissen irgend weicher Art sind, geniesseu gegenseitis? in jedem der 
beiden Staaten die ira gegenwärtigen Vertrage vereinbarten Vorteile, sowie 
alle diejenigen, welche gesetzlich in dem einen oder andern Staate sich auf 
das Eigentum an Werken der Littemtarf Wissenschaft oder Knnst besiehen 
oder später beziehen werden. 

Um dieser Vorteile teilhaftig zu werden, die Entschädigung für er- 
littenen Schaden and das Kfagrecht gegen die Naehdmcker zn erhalten, 
sollen sie den gleichen Schutz iin l die gleichen gesetzlichen I^rchtsmittel 
genietisen, welche in jedem dieser beiden Länder den einheimischen Autoreu 
durch die Spezialgesetze betreffend litterarisches und künstlerisches Eigen- 
tiiin, sowie durch die allgemeine Civil- oder Strafgesetzgebnng entweder 
selum lagesichert sind oder f ftrderhin mgeaiohert werden. 
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Art. 2. Um allen litterarischen, wissenschaftlichen oder kttnstleriscben 
Werken den in Art. 1 Torgesehenen Schate so sichcrD, und um den Autoren 

oder Verlegern dieser Worko infolgedessen vor den Gerichten der beiden 
Länder zur Verfolgung der Nachdrucke Zutritt zu verschaffen, genügt es, 
wenn die genannten Autoren oder Verleger ihr Eigentumsrecht rotttetet einer 
Ton der zust&ndigen öffentlichen Behörde ansg^tollten Bescheinigung darthun 
und damit beweisen, dass sie in ihrem eigenen Laude für dns betreffende 
Werk den gesetzlichen Schatz gegen jeden Nacbdrack oder unbefugte Ver- 
vielfältigung geniessen. 

Art 8. Die Veretnbamng des Art. 1 bezieht sieh ebenfalls auf die in 

einem der beiden Staaten erfolgende Aufführung dramatischer oder nuizi- 
kalischer Werke der Autoren oder Komponisten des andern Landes. 

Art. 4. Den Originalwerken werden ausdrücklich die Übersetzungen 
einheimischer oder fremder Werke gleichgestellt, welche ein Schriftsteller 
ans einem der beiden Stuteii maeht Diese Übersetzungen geniessen dem- 
gemäss den kraft dieses Vertrages für die Originalwerke vorgesehenen 
Schutz hinsichtlich ihrer nicht autorisierten Vervielfältigung im andern 
Staate. Jedoch herrscht Einverständnis darüber, dass dieser Artikel einzig 
den Zweck rerfolgt, den Übersetzer in Bezng anf die vom Originalwerk 
gemachte Übersetzung zu schützen, nicht aber dem ersten Übersetzer irgend 
eines in einer, toten oder lebenden Sprache g(;sehriebenefl Werkes ein aus- 
sehliessliches Übersetzungsrecht zu übertragen. 

Art. 5. Die Angehörigen eines der beiden Länder, welche Original- 
werke verfasst haben, besitzen das Becht, sich im andern Lande der Ver- 
öffentlichung irgend welcher von ihnen nicht bewilligten Übersetzung dieser 
W^erke zu widersetzen und zwar wührend der ganzen Zeit, welche für den 
Genuss des litterarischen Eigentumsrechts am Origiaalwerk eiogeräumt ist; 
somit kommt die Veröffentlichung einer nicht autorisierten Übersetznog in 
jeder Beziehung dem Nachdruck eines Werkes gleich. 

Die Verfasser dramatischer Werke geniessen gegenseitig die gleichen 
Hechte hinsichtlich der Übersetzung oder Aufführung der Übersetzung ihrer 
Weike. 

Art. 6. Ebenso werden die nicht autorisierten, mittelbareo Aneignungen 
verboten, wie die Adaptationen, die Nachahmungen, die angeblich in guten 
Treuen gemacht wurden, die Benutzungen, die Übertragungen musikai^cher 
Werke and überhaupt jede darefa die Presse oder anf der Bflhne ohne Ein- 
willigung des Autors vorgenommene Ansbeiitiuig littttraiischer, dnunatliMsber 
oder künstlerischer Werke. 

Art. 7. Dagegen ist es gegenseitig erlaubt, i n j edem der beiden Länder 
Anszflge oder aiim ganze Braehstücke aas den Werken eines Autors des 
andern Landes sowohl in der Originalsprache wie in Übersetzongen zu ver- 
öffentlichen, vorausgesetzt dass diese Veröffentli<'linngen speziell für das 
Lehrfach oder das Stadlom bestimmt and mit erkläreuden Anmerkungen 
yeisehen sind. 

Art. 8. Die in Lieferungen veröffentlichten Werke, sowie die Artikel 
and Broschüren, welche die Autoren eines der beiden Länder in Zeitungen 
orschemen lassen, können in den Zeicungen oder periodischen Zeitschriften 
des aadem Landes olme Binwilligung der Autoren nicht wiedergegeben oder 
übersetzt, noch separat in Bänden oder sonstwie veröffentlicht werden. Dieses 
Verbot bezieht «^ich jedoch niemals auf politische Artikel. 

Art. 9. Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder Vertreter der Autoren, 
Komponisten und Künstler geniessen gegenseitig Uttd anter allen Unutinden 
die nämlichen Rechte, welche dieser vertrag den Autoieii, Übersetzem, 
Komponisten und .Kttnstlem einräumt. 
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Alt. 10. Die in diesem Vertrag anerkannten Rechte am litterarisciien 
und kttnsUefiseheB Eigentum werden während des Trebens der AatoreSf 

Übersetzer, Komponisten und Künstler nnd rlarillicr liin ms auf 50 Jahre zu 
Gunsten der überlebenden Ehegatten, ihrer Erben, un regelmässigen Nach- 
folger, Beäclienkten, testameutariscli Bedachten, Ceäsionare oder zu Gunsten 
aller deijenigeii, welehe deren Beekte gemäss der Gesetzgebung ihn» Luides 
▼€Bftreten, gf^chützt. 

Art. 11. In jedem der beiden Länder wird die Einfuhr and der \ erkauf 
oder die Ausstellung der in einem derselben oder in eineni fremden Lande 
olme Erlaubnis der Autoren oder Eigentümer gedruckten oder verrielflUtjgten 
wissenschaftlichen, litterarisehen oder künstlerischen Werke untersagt. 

Art. 12. Jede Ausgabe oder Wiedergabe eines wissenschaftlichen, littera- 
risciien oder künstlerischen Werkes, welche entgegen den Bestimmungen 
dieses Vertrages erfolgt, wird als Nachdruck angesehen. 

Wer auf dem Gebiet eines der beiden Länder irgend ein nachgedrucktes 
Werk od- r einen [r'^ffdcchton GcgensteTid verlegt, verkauft, zum Verkauf 
feilbietet oder eiuluhrt, wird nach den iiu einen oder andern J^ande jeweilen 
anwendbaren Oesetzen bestraft. ■ 

Art. 13. Die Bestimmungen dieses Vertrages können das jedem der 
beiden vertragschliessenden Teile zustehende Recht nicht beeinträchtip-en, 
durch gesetzliche oder polizeiliche Massrcgeln die Verbreitung, Aufführung 
oder Ausstellung jedes Werkes oder Erzeugnisses zu erlauben, zu über* 
wachen oder zu verbieten, binsiehtlieh dess^ die anstiodige Behörde dieses 
Eecht ausüben will. 

Dieser Vertrag läuft in keiner Weise dem Rechte des einen oder 
«idem der Tertragsehliess^iden Teile zuwider, die Einfuhr solcher Bücher 
in ?nin Gebiet zn untcrsarrf^n, ^volrhr kraft der Landesgesetze oder der mit 
andern Mächten eingeii;!ingenen Verträge als Nachdrucke erklärt sind oder 
später erklärt werden müssen. (Austausch der Ratifikationsurkunden 
5. Juni 1885.) 



.San-Marlno-italiM (Seite m). 
Sdiweden— Frankreich (Seite 881). 
Schweden— Norwegen (Seite 400). 
Schweden-Norwegen— Dänemark (Seite 349). 
Schweden-Norwegen-^Frankreich (Seite aai). 
Schweden Norwegen— Italien (Seite 394). 
Schweiz— Berner Übereinkunft (Seite dii). 

Schweiz— Japan (8eite 897). 
Schweiz— Vereinigte Staaten (Seite 837). 
Spanien— Berner Obereinicunft (Seite sii). 
Spanien— Argentinische Republik (Seiten 824 u. 837). 
Spanien— Belgien (Seite 335). 
Spanien— Columbien (Seite 339). 
Spanien— Cösta-Rica (Seite 345). 
Spanien— Frankreich (Seite asi). 
Spanien— Guatemala (Seite dS8). 
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Spanien— Italien (Seite 895). 
Spanien— Mexiko (Seite 397). 
Spanien— Paraguay (Seiten 824 n. 404). 
Spanien—Portuflai (Seite 404). 
Spanfon— Salvador (Seite 407). 

Spanian— Varainigta Staaten. 

Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Staaten 

vom 10. Juli 1895. 

Inhaltlich übereinstimmend mit der Proklamation vom 1. Jnli 1891 
(Seite 337). Notenaostansch zwischen Spanien und den Vereinigten Staaten 
Tom 6./i& Juli 1S96. 

Friedensvertrag vom 10. Dezember 189 8. 

Art. 13. Die Bechte an litterarischem, käustlerischem and gewerblichem 
Eigentum, welche von Spanien auf den Inseln Onba ond Porto-iUco, auf 
den Philippinen and in den anderen abgetretenen Gebieten bis zom Zeit- 
punkto dos Austausches der Ratifikationsurkunden zu diesem Vertrage 
(11. April 1899) erworben worden sind, werden auch in der Folgezeit an- 
(»ksaiit werden. Die 8|ianiBelien Werke am dem Gebiete der Wissenschaft, 
Litteratnr und Kunst, welche die öffentliche Ordnung in den genannten 
Gebieten nicht zn stören c;eein7iet sind, dürfen ohne Einfuhrzölle noch 
während zehn Jahren vom Austausch der Eatihkationsurkunden au dortbin 
eingeführt werden. - 



Tunis— Berner Obereinkunfl (Seite 811). 
Ungarn- Aatarreicii (Seite doi). 
Uruguay— Argentlniaclie BopuUlk, Paru, Paraguay (Seite asi). 
Vereinigta Staaten— Belgien (Seite 837). 
Vereinigte Staaten— Cliile (Seite 888). 
Vereinigte Staaten— Costa-Rica (Seite 34S). 
Vereinigte Staaten— Dänemark (Seite 349). 
Vereinigte Staaten— Deutsciiland (Seite 359). 
Vereinigte Staaten Frankreich (Seite 337). 
Vereinigte Staaten— Grossbritannien (Seite 837). 
Vereinigte Staaten — Italien ^'S. ite 397). 
Vereinigte Staaten— Mexiko ( eiLe m). 
Vereinigte Staaten -Niederlande (Seite 400). 
Vereinigte Staaten— Portugal (Seite 407). 
Vereinigte Staaten— Sciiweiz (Seite 337). 
Vereinigte Staaten— Spanien (Seite 410). 



Druckleliler. 

Seite 99: Verordnung vom 6. Juni 18U (statt 1840). 
, m: Stnliientsbucli tou law (sWt 1861). 
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